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Der Begriff des Politischen. 


Von 


CARL SCHMITT. 


I. 


Der Begriff des Staates setzt den Begriff des Politischen 
voraus. Staat ist der politische Status eines Volkes. Damit ist nur 
eine erste Umschreibung, keine Begriffsbestimmung des Staates 
gegeben. Eine solche ist hier, wo es sich um das Wesen des Politi- 
schen handelt, auch nicht erforderlich. Wir dürfen es dahin- 
gestellt lassen, was der Staat seinem Wesen nach ist, eine Ma- 
schine oder ein Organismus, eine Person oder eine Einrichtung, 
eine Gesellschaft oder eine Gemeinschaft, ein Betrieb oder ein 
Bienenstock, oder vielleicht gar eine »Verfahrensgrundreihe.«. 
Alle diese Definitionen und Bilder nehmen zuviel an Deutung, 
Sinngebung, Illustrierung und Konstruktion vorweg und können 
daher keinen geeigneten Ausgangspunkt für eine einfache und 
elementare Darlegung bilden. Staat ist seinem Wortsinn und 
seiner Erscheinung nach ein besonders gearteter Status eines 
Volkes. Mehr läßt sich zunächst nicht sagen. Alle Merkmale dieser 
Vorstellung — Status und Volk — erhalten ihren Sinn durch das 
weitere Merkmal des Politischen und werden unverständlich, - 
wenn das Wesen des Politischen mißverstanden wird. = 

Man wird selten eine klare Definition des Politischen finden. 
Oft wird das Wort nur negativ als Gegensatz gegen verschiedene 
andere Begriffe gebraucht, in Antithesen wie Politik und Wirt- 
schaft, Politik und Moral, Politik und Recht, innerhalb des Rechts 
dann wieder Politik und Zivilrecht 1). Durch derartige negative, 

1) Der Gegensatz von Recht und Politik vermengt sich leicht mit dem 
Gegensatz von Zivilrecht und öffentlichem Recht, z.B. Bluntschli, Allgem. 
Staatsrecht I (1868), S. 219: »Das Eigentum ist ein privatrechtlicher, nicht ein 
politischer Begriff.« Die aktuelle Bedeutung dieser Vermengung trat besonders bei 
‚den Erörterungen über die Enteignung des Vermögens der früher in Deutschland 


regierenden Fürstenhäuser 1925 und 1926 hervor; als Beispiel sei folgender Satz 
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oft auch polemische Gegenüberstellungen kann wohl, je nach 
"s: „dem Zusammenhang, etwas hinreichend Deutliches bezeichnet 
iS "werden, Goch: eist das noch keine allgemeine Bestimmung des 
:Weritischer. ‚Meistens wird »Politisch« in irgendeiner Weise mit 
»Staatlich« ‘Bleichgesetzt oder wenigstens auf den Staat bezogen ?). 
Der Staat erscheint dann als etwas Politisches, das Politische 
aber als etwas Staatliches — offenbar ein unbefriedigender Zir- 
kel. In der juristischen Fachliteratur finden sich zahlreiche Um- 
schreibungen des Politischen, die aber nur aus dem praktisch- 
technischen Interesse der Entscheidung von Einzelfällen zu ver- 
stehen sind. So gibt es eine Rechtsprechung und Literatur zum 
Begriff des »politischen Vereins« oder der »politischen Versamm- 
lung« im Vereinsrecht ?). Ferner hat die Praxis des französischen 
Verwaltungsrechts einen Begriff des politischen Motivs (»mobile 
, politique«) aufzustellen versucht, mit dessen Hilfe Regierungsakte 
> (vactes de gouvernement«) von Verwaltungsakten unterschieden 
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aus der Rede des Abg. Dietrich (Reichstagssitzung vom 2. Dez. 1925, Berichte 
4717) erwähnt: »Wir sind nämlich der Meinung, daß es sich hier überhaupt nicht 
um zivilrechtliche Fragen, sondern lediglich um politische Fragen handelt« (Sehr 
gut! bei den Demokraten und Links). 

2) Auch in den Definitionen des Politischen, welche den Begriff der »Macht« 
als entscheidendes Merkmal verwerten, erscheint diese Macht meistens als staat- 
liche Macht, z. B. bei Max Weber: Streben nach Machtanteil oder Beeinflus- 
sung der Machtverteilung, sei es zwischen den Staaten, sei es innerhalb des 
Staates zwischen den Menschengruppen, die er umschließt; oder: »die Leitung 
und Beeinflussung eines politischen Verbandes, heute also: eines Staates« (Politik 
als Beruf, 2. Aufl. 1926, S.7). Ed. Sprangers Darstellung des »Macht- 
menschen« (Lebensformen, II. Abschn., Kap. 5) geht so tief in die Individual- 
psychologie privaten Machtstrebens, daß das spezifisch Politische oft zurück- 
tritt. Doch machen sich die Besonderheiten der politischen Sphäre auch hier 
geltend, vgl. unten Anm. II. 

3) Nach $ 3 Abs. 1 des deutschen Reichsvereinsgesetzes vom 19. April 1908 
ist ein politischer Verein »jeder Verein, der eine Einwirkung auf politische An- 
gelegenheiten bezweckte. Die politischen Angelegenheiten werden dann in der 
Praxis gewöhnlich als Angelegenheiten bezeichnet, die sich auf die Aufrecht- 
erhaltung oder Veränderung der staatlichen Organisation oder auf die Beein- 
flussung der Funktionen des Staates oder der ihm eingegliederten öffentlich- 
rechtlichen Körperschaften beziehen. In solchen und ähnlichen Umschreibungen 
gehen politische, staatliche und öffentliche Angelegenheiten ineinander über. Bis. 
1906 (Urteil des Kammergerichts vom 12. Februar 1906, Johow Band 31 C. 32 
bis 34) behandelte die Praxis in Preußen unter der VO. vom 13. Marz 1850 (GesS..,. 
S. 277) auch alle Tatigkeit kirchlicher und religidser Vereine ohne Korporations- 
eigenschaft, selbst religiöse Erbauungsstunden als Einwirkung auf öffentliche 
Angelegenheiten oder Erörterung solcher Angelegenheiten; über die Entwick- 
lung dieser Praxis vgl. H.Geffcken, Oeffentliche Angelegenheit, politischer 
Gegenstand und politischer Verein nach preußischem Recht, Festschrift für 
E. Friedberg, 1908, S. 287 ff. 


Der Begriff des Politischen, 3 


und der verwaltungsgerichtlichen Kontrolle entzogen werden 
sollen®®). Solche aus den Bedürfnissen der Rechtspraxis entstan- 
denen Begriffe suchen im Grunde nur eine praktische Handhabe 
für die Abgrenzung verschiedener in der Rechtspraxis auftreten- 
der Tatbestände; sie bezwecken keine allgemeine Definition des 
Politischen überhaupt. Daher kommen sie mit ihrer Bezugnahme 
auf den Staat oder das Staatliche im allgemeinen aus und können 
Staat und staatliche Einrichtungen als bekannte Größen voraus- 
setzen. Aber auch die allgemeinen Begriffsbestimmungen des 
Politischen, in welchen auf den Staat verwiesen wird, sind ver- 
ständlich und auch wissenschaftlich berechtigt, solange der Staat 
als eine klare und bestimmte Größe vorausgesetzt werden kann, 
während heute allerdings sowohl der Begriff des Staates wie auch 
seine Wirklichkeit problematisch geworden sind. 


2. 


Eine Begriffsbestimmung des Politischen kann nur durch 
Aufdeckung und Feststellung der spezifisch politischen Katego- 
rien gewonnen werden. Das Politische steht nämlich selbständig 
als eigenes Gebiet neben andern, relativ selbständigen Gebieten 
menschlichen Denkens und Handelns, neben dem Moralischen, 
Aesthetischen, Oekonomischen usw., deren erschöpfende Auf- 
zählung hier nicht notwendig ist. Das Politische muß deshalb 
seine eigenen, relativ selbständigen, relativ letzten Unterschei- 
dungen haben, auf die alles im spezifischen Sinne politische Han- 
deln zurückgeführt werden kann. Nehmen wir an, daß auf dem 


3a) J& ze, Les principes généraux du droit administratif, I, 3. Aufl. 1925, 
S. 392, für den die ganze Unterscheidung nur eine Sache der sopportunite 
politique« ist. Ferner: R. Alibert, Le contröle juridictionnel de l’admini- 
stration, Paris 1926, S. 7o ff. Weitere Literatur bei Smend, Die politische 
Gewalt im Verfassungsstaat und das Problem der Staatsform, Festschrift für 
Kahl, Tübingen 1923, S. 16. Smend bestimmt den »Kreis der Politike als das 
Gebiet, in dem der Staat sich und sein Wesen bestimmt und durchsetzt. Auch 
das bleibt in dem Zirkel von Staat und Politik. — Die Unterscheidung von 
sactes de gouvernemente und »actes de simple administration« erhielt eine 
weitere Bedeutung, als im Juni 1851 in der französischen Nationalversamm- 
lung die parlamentarische Verantwortlichkeit des Präsidenten der Republik 
erörtert wurde und der Präsident die eigentlich politische Verantwortlich- 
keit, d. h. die für Regierungsakte, selber übernehmen wollte, vgl. 
Esmein-Nézard, Droit constitutionnel, 7. Aufl. I S. 234. Aehnliche 
Unterscheidungen bei der Erörterung der Befugnisse eines »Geschäftsministe- 
riums¢ nach Art. 59 Abs. 2 der Preußischen Verfassung von 1920, vgl. Arch. 
öff. Rechts, 9. Bd. (1925), S. zıı ff., besonders S. 223. 
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oft auch polemische Gegenüberstellungen kann wohl, je nach 
: „dem Zusammenhang, etwas hinreichend Deutliches bezeichnet 
"werden, Goch: ‘ist das noch keine allgemeine Bestimmung des 

erifisthert. ‚Meistens wird »Politisch« in irgendeiner Weise mit 
Staatlich: « ‘gleichgesetzt oder wenigstens auf den Staat bezogen °). 
Der Staat erscheint dann als etwas Politisches, das Politische 


aber als etwas ‘Staatliches — offenbar ein unbefriedigender Zir- _ 


kel. In der juristischen Fachliteratur finden sich zahlreiche Um- 
schreibungen des Politischen, die aber nur aus dem praktisch- 
technischen Interesse der Entscheidung von Einzelfällen zu ver- 
stehen sind. So gibt es eine Rechtsprechung und Literatur zum 
Begriff des »politischen Vereins« oder der »politischen Versamm- 
lung« im Vereinsrecht ?). Ferner hat die Praxis des französischen 
Verwaltungsrechts einen Begriff des politischen Motivs (»mobile 
politique«) aufzustellen versucht, mit dessen Hilfe Regierungsakte 
(»actes de gouvernement«) von Verwaltungsakten unterschieden 


aus der Rede des Abg. Dietrich (Reichstagssitzung vom 2. Dez. 1925, Berichte 
4717) erwähnt: »Wir sind nämlich der Meinung, daß es sich hier überhaupt nicht 
um zivilrechtliche Fragen, sondern lediglich um politische Fragen handelt« (Sehr 
gut! bei den Demokraten und Links). 

2) Auch in den Definitionen des Politischen, welche den Begriff der »Macht« 
als entscheidendes Merkmal verwerten, erscheint diese Macht meistens als staat- 
liche Macht, z. B. bei Max Weber: Streben nach Machtanteil oder Beeinflus- 
sung der Machtvertcilung, sei es zwischen den Staaten, sei es innerhalb des 
Staates zwischen den Menschengruppen, die er umschließt; oder: sdie Leitung 
und Beeinflussung eines politischen Verbandes, heute also: eines Staates« (Politik 
als Beruf, 2. Aufl. 1926, S.7). Ed. Sprangers Darstellung des »Macht- 
menschen« (Lebensformen, Il. Abschn., Kap. 5) geht so tief in die Individual- 
psychologie privaten Machtstrebens, daß das spezifisch Politische oft zurück- 
tritt. Doch machen sich die Besonderheiten der politischen Sphäre auch hier 
geltend, vgl. unten Anm. II. 

3) Nach § 3 Abs. 1 des deutschen Reichsvereinsgesetzes vom 19. April 1908 
ist ein politischer Verein »jeder Verein, der eine Einwirkung auf politische An- 
gelegenheiten bezweckt«. Die politischen Angelegenheiten werden dann in der 
Praxis gewöhnlich als Angelegenheiten bezeichnet, die sich auf die Aufrecht- 
erhaltung oder Veränderung der staatlichen Organisation oder auf die Beein- 
flussung der Funktionen des Staates oder der ihm eingegliederten öffentlich- 
rechtlichen Körperschaften beziehen. In solchen und ähnlichen Umschreibungen 
gehen politische, staatliche und öffentliche Angelegenheiten ineinander über. Bis 
1906 (Urteil des Kammergerichts vom 12. Februar 1906, Johow Band 31 C. 32 
bis 34) behandelte die Praxis in Preußen unter der VO. vom 13. März 1850 (GesS., 
S. 277) auch alle Tätigkeit kirchlicher und religiöser Vereine ohne Korporations- 
eigenschaft, selbst religiöse Erbauungsstunden als Einwirkung auf öffentliche 
Angelegenheiten oder Erörterung solcher Angelegenheiten; über die Entwick- 
lung dieser Praxis vgl. H.Geffcken, Oeffentliche Angelegenheit, politischer 
Gegenstand und politischer Verein nach preußischem Recht, Festschrift für 
E. Friedberg, 1908, S. 287 ff. 


Der Begriff des Politischen, 3 


und der verwaltungsgerichtlichen Kontrolle entzogen werden 
sollen 3®). Solche aus den Bedürfnissen der Rechtspraxis entstan- 
denen Begriffe suchen im Grunde nur eine praktische Handhabe 
für die Abgrenzung verschiedener in der Rechtspraxis auftreten- 
der Tatbestände; sie bezwecken keine allgemeine Definition des 
Politischen überhaupt. Daher kommen sie mit ihrer Bezugnahme 
auf den Staat oder das Staatliche im allgemeinen aus und können 
Staat und staatliche Einrichtungen als bekannte Größen voraus- 
setzen. Aber auch die allgemeinen Begriffsbestimmungen des 
Politischen, in welchen auf den Staat verwiesen wird, sind ver- 
ständlich und auch wissenschaftlich berechtigt, solange der Staat 
als eine klare und bestimmte Größe vorausgesetzt werden kann, 
während heute allerdings sowohl der Begriff des Staates wie auch 
seine Wirklichkeit problematisch geworden sind. 


2. 


Eine Begriffsbestimmung des Politischen kann nur durch 
Aufdeckung und Feststellung der spezifisch politischen Katego- 
rien gewonnen werden. Das Politische steht nämlich selbständig 
als eigenes Gebiet neben andern, relativ selbständigen Gebieten 
menschlichen Denkens und Handelns, neben dem Moralischen, 
Aesthetischen, Oekonomischen usw., deren erschöpfende Auf- 
zählung hier nicht notwendig ist. Das Politische muß deshalb 
seine eigenen, relativ selbständigen, relativ letzten Unterschei- 
dungen haben, auf die alles im spezifischen Sinne politische Han- 
deln zurückgeführt werden kann. Nehmen wir an, daß auf dem 


3a) J éze, Les principes généraux du droit administratif, I, 3. Aufl. 1925, 
S. 392, für den die ganze Unterscheidung nur eine Sache der sopportunite 
politique« ist. Ferner: R. Alibert, Le contröle juridictionnel de l’admini- 
stration, Paris 1926, S. 7o ff. Weitere Literatur bei Smend, Die politische 
Gewalt im Verfassungsstaat und das Problem der Staatsform, Festschrift für 
Kahl, Tübingen 1923, S. 16. Smend bestimmt den »Kreis der Politike als das 
Gebiet, in dem der Staat sich und sein Wesen bestimmt und durchsetzt. Auch 
das bleibt in dem Zirkel von Staat und Politik. — Die Unterscheidung von 
sactes de gouvernement« und »actes de simple administration« erhielt eine 
weitere Bedeutung, als im Juni 1851 in der französischen Nationalversamm- 
lung die parlamentarische Verantwortlichkeit des Präsidenten der Republik 
erörtert wurde und der Präsident die eigentlich politische Verantwortlich- 
keit, d. h. die für Regierungsakte, selber übernehmen wollte, vgl. 
Esmein-Nézard, Droit constitutionnel, 7. Aufl. I S. 234. Aehnliche 
Unterscheidungen bei der Erörterung der Befugnisse eines »Geschäftsministe- 
riums« nach Art. 59 Abs. 2 der Preußischen Verfassung von 1920, vgl. Arch. 
Off. Rechts, 9. Bd. (1925), S. 211 ff., besonders S. 223. 
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Gebiet des Moralischen diese Unterscheidungen Gut und Böse 
sind; im Aesthetischen Schön und Häßlich; im Oekonomischen 
Nützlich und Schädlich oder beispielsweise Rentabel und Nicht- 
Rentabel. Die Frage ist dann, ob es auch auf dem Gebiet des 
Politischen eine besondere, selbständige und als solche ohne wei- 
teres einleuchtende Unterscheidung gibt und worin sie besteht. 

Die spezifisch politische Unterscheidung, auf welche sich die 
politischen Handlungen und Motive zurückführen lassen, ist die 
Unterscheidung von Freund und Feind. Sie entspricht für 
das Gebiet des Politischen den relativ selbständigen Gegensätzen 
anderer Gebiete: Gut und Böse im Moralischen ; Schön und Häß- 
lich im Aesthetischen, usw. Sie ist selbständig, d. h. nicht etwa 
aus einem dieser anderen Gegensätze oder mehreren von ihnen 
abgeleitet oder auf sie zurückführbar. So wenig der Gegensatz von 
Gut und Böse ohne weiteres und einfach mit dem von Schön und 
Häßlich oder Nützlich und Schädlich identisch ist oder unmittel- 
bar auf ihn reduziert werden darf, ebensowenig darf der Gegen- 
satz von Freund und Feind mit einem jener anderen Gegensätze 
verwechselt oder vermengt werden. Die Unterscheidung von 
Freund und Feind kann theoretisch und praktisch bestehen, ohne 
daß gleichzeitig moralische, ästhetische, ökonomische oder andere 
Unterscheidungen zur Anwendung kommen. Der politische Feind 
braucht nicht moralisch böse, er braucht nicht ästhetisch häßlich 
zu sein; er muß nicht als wirtschaftlicher Konkurrent auftreten 
und es kann vielleicht sogar vorteilhaft erscheinen, mit ihm Ge- 
schäfte zu machen. Er ist eben der Andere, der Fremde und es 
genügt zu seinem Wesen, daß er in einem besonders intensiven 


Sinne existenziell etwas Anderes und Fremdes ist, so daß er im 


Konfliktsfalle die Negation der eigenen Art von Existenz bedeu- 
tet und deshalb abgewehrt oder bekämpft wird, um die eigene, 
seinsmaBige Art von Leben zu bewahren. In der psychologischen 
Wirklichkeit wird der Feind leicht als böse und häßlich behandelt, 
weil das Politische, wie jedes selbständige Gebiet menschlichen 
Lebens, die Unterscheidungen der anderen Gebiete gern zur Un- 
terstützung heranzieht. Das ändert nichts an der Selbständigkeit 


"solcher spezifischen Gegensätze. Infolgedessen gilt auch umge- 


kehrt: was moralisch Böse, ästhetisch Häßlich oder ökonomisch 
Schädlich ist, braucht deshalb noch nicht Feind zu sein; was 
moralisch Gut, ästhetisch Schön und ökonomisch Nützlich ist, 
wird noch nicht zum Freund in dem spezifischen d. h. politischen 
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Sinn des Wortes. Die seinsmäßige Sachlichkeit und Selbständig- 
_ keit des Politischen zeigt sich schon in dieser Möglichkeit, einen 
derartig spezifischen Gegensatz wie Freund und Feind von an- 
deren Unterscheidungen zu trennen und als etwas Selbständiges 
zu begreifen. 


3. 


Die Begriffe Freund und Feind sind in ihrem konkreten, 
existenziellen Sinn zu nehmen, nicht als Metaphern oder Symbole, 
nicht vermischt und abgeschwächt durch ökonomische, mora- 
lische und andere Vorstellungen, nicht psychologisch als Aus- 
druck privater Gefühle und Tendenzen. Sie sind keine normati- 
ven und keine »geistigen« Gegensätze. Der Liberalismus hat (wie 
unten noch näher gezeigt wird) den Feind von der ökonomischen 
Seite her in einen Konkurrenten, von der ethischen Seite her in 
einen Diskussionsgegner verwandelt. Im Bereich des Oekonomi- 
schen gibt es allerdings keine Feinde sondern nur Konkurrenten, 
in einer moralisierten und ethisierten Welt nur noch Diskussions- 
gegner. Aber Feind ist eben etwas anderes. Ob man es für ver- 
werflich hält oder nicht und vielleicht einen atavistischen Rest 
barbarischer Zeiten darin findet, daß die Menschen sich immer 
noch nach Freund und Feind unterscheiden, oder hofft, die Unter- 
scheidung werde eines Tages von der Erde verschwinden, ob es 
vielleicht gut und richtig ist, aus erzieherischen Gründen zu 
fingieren, daß es überhaupt keine Feinde mehr gibt, alles das 
kommt hier nicht in Betracht. Hier handelt es sich nicht um Fik- 
tionen und Normativitäten, sondern um die seinsmäßige Wirk- 
lichkeit und die reale Möglichkeit dieser Unterscheidung. Man 


kann jene Hoffnungen und erzieherischen Bestrebungen teilen 


oder nicht; daß die Völker sich bis heute nach dem Gegensatz i 


von Freund und Feind gruppieren können, daß dieser Gegensatz 
auch heute noch wirklich und für jedes politisch existierende Volk 
als reale Möglichkeit gegeben ist, kann man vernünftigerweise 
nicht leugnen. 


Feind ist also nicht der Konkurrent oder der Gegner im | 


Allgemeinen. Feind ist auch nicht der private Gegner, den man 
haßt. Feind ist nur eine wenigstens eventuell, d. h. der realen 
Möglichkeit nach kämpfende Gesamtheit von Menschen, 
die einer ebensolchen Gesamtheit gegenübersteht. Feind ist nur 
der öffentliche Feind, weil alles, was auf eine solche Gesamtheit 
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von Menschen, insbesondere auf ein ganzes Volk Bezug hat, da- 
durch öffentlich wird. Feind ist hostis, nicht inimicus im 
weiteren Sinne; wodéutoc, nicht éyedc. Die deutsche Sprache, 
wie auch andere Sprachen, unterscheidet nicht zwischen dem 
privaten und dem politischen Feind, so daB hier viele MiBver- 
standnisse und Fälschungen möglich sind. Die viel zitierte Stelle 
»Liebet eure Feinde« (Matth. 5, 44, Luk. 6, 27) heißt: »diligite ini- 
micos vestros«, dyandte tov Exdoods dudy, und nicht: diligite 


- hostes vestros; vom politischen Feind ist also nicht die Rede. Den 


‚ Feind im politischen Sinne braucht man nicht persönlich zu 


> 


hassen und erst in der Sphäre des Privaten hat es einen Sinn, 
seinen Feind, d. h. seinen Gegner, zu lieben. Jene Stelle berührt 
diesen politischen Gegensatz so wenig, wie sie die Gegensätze 
von Gut und Böse oder Schön und HaBlich aufhebt. Sie be- 
sagt keineswegs, daß man die Feinde seines Volkes lieben und 
gegen sein eigenes Volk unterstützen soll. 

Zum echten Begriff des Feindes gehört die reale Eventuali- 
tät eines Kampfes. Bei diesem Wort ist von allen zufälligen, der 
geschichtlichen Entwicklung unterworfenen Aenderungen der 
Kriegs- und Waffentechnik abzusehen. Krieg ist bewaffneter 
Kampf zwischen Völkern. Das Wesentliche an dem Begriff der 
Waffe ist, daß es sich um ein Mittel physischer Tötung von Men- 
schen handelt. Ebenso wie das Wort Feind, ist hier das Wort 
Kampf im Sinne einer seinsmaBigen Ursprünglichkeit zu ver- 
stehen. Es bedeutet nicht Konkurrenz, nicht den »geistigen« 
Kampf der Diskussion, nicht den symbolischen Kampf, den 
schließlich jeder Mensch irgendwie immer führt, sei es auch nur 
mit seiner Trägheit. Die Begriffe Freund, Feind und Kampf er- 
halten ihren realen Sinn dadurch, daß sie insbesondere auf die 
reale Möglichkeit der physischen Tötung Bezug haben und be- 
halten. Der Krieg folgt aus der Feindschaft, denn diese ist seins- 
mäßige Negierung eines anderen Seins. Krieg ist nur die äußerste 
Realisierung der Feindschaft. Er braucht nichts Alltägliches, 
nichts Normales zu sein, auch nicht als etwas Ideales empfunden 
zu werden, wohl aber muß er als reale Möglichkeit vorhanden 
bleiben, solange der Begriff des Feindes seinen Sinn hat. 

Es versteht sich also von selbst, daß nicht jede Einzelheit 
des politischen Daseins blutiger Krieg und nicht jede politische 
Handlung eine spätere militärische Kampfhandlung bezweckt, 
daß nicht ununterbrochen jedes Volk jedem anderen gegenüber 
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vor die Alternative Freund oder Feind gestellt wird und daß 
das politische Richtige gerade in der Vermeidung des Krieges 
liegen kann. Die hier gegebene Definition des Politischen ist eben- 
sowenig militaristisch oder imperialistisch wie sie pazifistisch ist. 
Sie ist kein Versuch, einen Krieg als »soziales Ideal« hinzustellen, 
denn der Krieg ist weder etwas »Soziales« noch etwas »Ideales«. 
Die Unterscheidung von Freund und Feind bedeutet auch nicht, 
daß ein bestimmtes Volk ewig der Freund oder Feind eines be- 
stimmten anderen sein müßte. Auch eine Neutralität kann selbst- 
verständlich immer möglich und politisch sinnvoll sein. Doch 
steht der Begriff der Neutralität, wie jeder politische Begriff, eben- 
falls unter dieser letzten Voraussetzung einer realen Möglichkeit 
der Freund- und Feindgruppierung, und wenn es auf der Erde 
nur noch Neutralität gäbe, so wäre damit nicht nur der Krieg, , / 
sondern auch die Neutralität selbst zu Ende, ebenso wie es mit .\ 
jeder Politik, auch einer Politik der Vermeidung des Krieges, zu 
Ende ist, wenn die reale Möglichkeit von Kriegen überhaupt 
entfällt. Maßgebend ist immer nur die Möglichkeit dieses ent- 
scheidenden Falles, des wirklichen Kampfes, und die Entscheidung 
darüber, ob dieser Fall gegeben ist oder nicht. Daß der Fall nur 
ausnahmsweise eintritt, hebt seinen bestimmenden Charakter 
nicht auf. Wenn die Kriege heute nicht mehr so zahlreich und 
alltäglich sind wie früher, so haben sie doch an überwältigender 
totaler Wucht in gleichem oder vielleicht noch stärkerem Maße 
zugenommen, wie sie an zahlenmäßiger Häufigkeit und Alltäglich- 
keit abgenommen haben. Auch heute noch ist der Kriegsfall der 
»Ernstfall«e Man kann sagen, daß hier, wie auch sonst, gerade der 
Ausnahmefall eine besonders entscheidende Bedeutung erhält. 
Denn erst im wirklichen Kampf zeigt sich die äußerste Konse- > 
quenz der politischen Gruppierung von Freund und Feind. Von | 
dieser extremsten Möglichkeit her gewinnt das Leben der Men- 
schen seine spezifisch politische Spannung. | 
Eine Welt ohne die Möglichkeit eines solchen Kampfes wäre X | 
eine Welt ohne die Unterscheidung von Freund und Feind und ” 
infolgedessen eine Welt ohne Politik. Es könnte in ihr mancherlei 
vielleicht auch sehr heftige Gegensätze geben, aber sinnvoller 
Weise keinen Gegensatz, auf Grund dessen von Menschen das 
Opfer ihres Lebens verlangt werden könnte und Menschen er- 
mächtigt werden, Blut zu vergießen und andere Menschen zu 
töten. Auch hier kommt es für die Begriffsbestimmung des Poli- 
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ze L bak 
tischen nicht darauf an, ob man eine Welt ohne Politik als Ideal- 
zustand herbeiwünscht. Der Begriff des Politischen läßt sich nur 
durch die Bezugnahme auf die reale Möglichkeit der Freund- und 
Feindgruppierung bestimmen, gleichgültig, was für die religiöse, 
moralische, ästhetische, ökonomische Bewertung des Politischen 
daraus folgt. Der Krieg als das extremste politische Mittel offen- 
bart die jeder politischen Vorstellung zugrunde liegende Möglich- 
keit dieser Unterscheidung von Freund und Feind und ist des- 
halb nur solange sinnvoll, als diese Unterscheidung in der Mensch- 
heit real vorhanden oder auch nur real möglich ist. Der Krieg 
ist nicht »die Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln«, wie 
die berühmte Definition meistens zitiert wird‘); er ist natürlich 
auch nicht Ziel und Zweck der Politik, wohl aber die als reale 
Möglichkeit immer vorhandene Voraussetzung, die das mensch- 
liche Handeln in eigenartiger Weise bestimmt und ihm eine 
spezifisch politische Bedeutung gibt. 7 

Ein aus rein religiösen, rein moralischen oder rein ökonomi- 
schen Motiven geführter Krieg ist sinnwidrig. Aus den spezifi- 
schen Gegensätzen dieser Gebiete menschlichen Lebens läßt sich 
die Freund- und Feind-Gruppierung und deshalb auch ein Krieg 
nicht ableiten. Ein Krieg braucht weder etwas Frommes, noch 
etwas moralisch Gutes, noch etwas Rentables zu sein; heute ist 
er wahrscheinlich nichts von alledem. Diese einfache Erkenntnis 
wird gewöhnlich dadurch verwirrt, daß religiöse, moralische und 
andere Gegensätze für politische Zwecke benutzt werden, um 
die entscheidende Kampfgruppierung nach Freund oder Feind 

4) Clausewitz (Vom Kriege, III. Teil, Berlin 1834, S. 140) sagt: 
»Der Krieg ist nichts als eine Fortsetzung des politischen Verkehrs mit Ein- 
mischung anderer Mittel.« Der Krieg ist für ihn ein »bloßes Instrument der 
Politike. Das ist er allerdings auch, aber seine Bedeutung für die Erkenntnis 
des Wesens der Politik ist damit noch nicht erschöpft. Genau betrachtet ist 
übrigens bei Clausewitz der Krieg nicht etwa eines von vielen Instrumenten, son- 
dern die »ultima ratios der Freund- und Feindgruppierung. Der Krieg hat seine 
seigene Grammatik« (d. h. militär-technische Sondergesetzlichkeit), aber keine 
seigene Logike. Diese kann er nämlich nur aus den Begriffen Freund und 
Feind gewinnen, und diesen Kern alles Politischen offenbart der Satz S. 141: 
»Gehört der Krieg der Politik an, so wird er ihren Charakter annehmen. 
Sobald sie großartiger und mächtiger wird, so wird es auch der Krieg, und 
das kann bis zu der Höhe steigen, wo der Krieg zu seiner absoluten Gestalt 
gelangt. e -Auch zahlreiche andere Sätze beweisen, wie sehr jede spezifisch 
politische Erwägung auf jenen politischen Kategorien beruht, insbesondere 
z. B. die Ausführungen über Koaktionskriege und Bündnisse a. a. O. S. 135 ff. 


und bei H. Rothfels, Carl von Clausewitz, Politik und Krieg, Berlin 1920, 
S. 198, 202. 
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herbeizuführen. Kommt es aber zu dieser Kampfgruppierung, so 
ist der maßgebende Gegensatz nicht mehr religiös, moralisch oder 
ökonomisch, sondern politisch. Die Frage ist dann immer nur, 
ob diese Freund- und Feindgruppierung als reale Möglichkeit oder 
Wirklichkeit vorhanden ist oder nicht, gleichgültig, welche mensch- 
lichen Motive stark genug sind, um diese Gruppierung zu bewir- 
ken. Nichts kann dieser Konsequenz des Politischen entgehn. 
Würde die pazifistische Gegnerschaft gegen den Krieg so stark, 
daß sie die Menschen gegen die Nicht-Pazifisten in den Krieg 
treiben könnte, in einen »Krieg gegen den Krieg«, so wäre damit 
bewiesen, daß sie wirklich politische Kraft hat, weil sie stark ge- 
nug ist, die Menschen nach Freund und Feind zu gruppieren. Ist 
der Wille, den Krieg zu verhindern, so stark, daß er den Krieg 
selbst nicht mehr scheut, so ist er eben ein politisches Motiv ge- 
worden, d. h. er bejaht, wenn auch nur als extreme Eventualität, 
den Krieg und den Sinn des Krieges. Gegenwärtig scheint das 
eine besonders aussichtsreiche Möglichkeit der Herbeifühı ung 
von Kriegen zu sein. Der Krieg spielt sich dann in der Form des 
jeweils »endgültig letzten Krieges der Menschheit« ab. Solche 
Kriege sind notwendigerweise besonders intensive und unmensch- 
liche Kriege, weil sie, über das Politische hinausgehend, den Feind 
gleichzeitig in moralischen und anderen Kategorien herabsetzen 
und zum unmenschlichen Scheusal machen müssen, das nicht 
nur abgewehrt, sondern definitiv vernichtet werden muß, also 
nicht einmal mehr sachlich zu behandelnder Feind ist. An der 
Möglichkeit solcher Kriege zeigt sich aber besonders deutlich, 
daß der Krieg als reale Möglichkeit heute noch vorhanden ist, 
worauf es für die Unterscheidung von Freund und Feind und für 
die Erkenntnis des Politischen allein ankommt. 


4. 


Jeder religiöse, moralische, ökonomische, ethnische oder 
andere Gegensatz verwandelt sich in einen politischen Gegensatz, 
wenn er stark genug ist, die Menschen nach Freund und Feind 
effektiv zu gruppieren. Das Politische liegt nicht im Kampf 
selbst, der wiederum seine eigenen technischen, psychologischen 
und militärischen Gesetze hat, sondern wie gesagt, in einem von 
dieser realen Möglichkeit bestimmten Verhalten und in der kla- 
ren Erkenntnis der eigenen, dadurch bestimmten Situation und 
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in der Fähigkeit, Freund und Feind zu unterscheiden. Eine reli- 
giöse Gemeinschaft, die als solche Kriege führt, sei es gegen die 
Angehörigen anderer religiöser Gemeinschaften, sei es sonstige 
Kriege, ist über die religiöse Gemeinschaft hinaus eine politische 
Einheit. Sie ist auch dann eine politische Größe, wenn sie nur in 
negativem Sinne eine Einwirkungsmöglichkeit auf jenen entschei- 
denden Vorgang hat, wenn sie in der Lage ist, durch ein Verbot 
an ihre Angehörigen Kriege zu verhindern, d. h. die Feindes- 
qualität eines Gegners maßgebend zu verneinen. Dasselbe gilt 
für eine auf ökonomischer Grundlage beruhende Vereinigung von 
Menschen, z. B. für eine Gewerkschaft. Auch eine »Klasse« im 
marxistischen Sinn des Wortes hört auf, etwas rein Oekonomisches 
zu sein und wird eine politische Größe, wenn sie an diesen ent- 
scheidenden Punkt gelangt, d. h. wenn sie mit dem Klassen- 
»Kampf«Ernst macht und den Klassengegner als wirklichen Feind 
behandelt und bekämpft. Der wirkliche Kampf spielt sich not- 
wendigerweise dann nicht mehr nach ökonomischen Gesetzen ab, 
sondern hat — neben der Kampftechnik im engsten technischen 
Sinne — seine politischen Notwendigkeiten und Orientierungen. 
Bemächtigt sich innerhalb eines Volkes das Proletariat der poli- 
tischen Macht, so ist eben ein proletarischer Staat entstanden, 
der nicht weniger ein politisches Gebilde ist, wie ein Nationalstaat 
oder ein Beamtenstaat oder irgendeine andere Kategorie von 
Staat. Gelingt es, die ganze Menschheit nach dem Gegensatz von 
Proletarier und Bourgeois als Freund und Feind in Proletarier- 
und Kapitalistenstaaten zu gruppieren und verschwinden darin 
alle anderen Freund- und Feind-Gruppierungen, so zeigt sich die 
ganze Realität des Politischen, welche diese zunächst nur ökono- 
mischen Begriffe erhalten haben. Reicht die politische Kraft 
einer Klasse innerhalb eines Volkes nur so weit, daß sie jeden 
nach Außen zu führenden Krieg verhindern kann, ohne selber 
die Fähigkeit oder den Willen zu haben, die Staatsgewalt zu 
übernehmen und nötigenfalls Krieg zu führen, so ist die poli- 
tische Einheit des Staates aufgelöst. 

Das Politische kann seine Kraft aus den verschiedensten 
Bereichen menschlichen Lebens ziehen, aus religiösen, ökonomi- 
schen und moralischen Gegensätzen. Aber die reale Freund- und 
Feind-Gruppierung ist seinsmäßig so stark und ausschlaggebend, 
daß der nichtpolitische Gegensatz in demselben Augenblick, in 
welchem er zu dieser Gruppierung führt, seine bisherigen Kri- 


Der Begriff des Politischen. II 


terien zurückstellt und den völlig neuen Bedingungen und Konse- 
quenzen des Politischen unterworfen wird. Das Politische be- 
stimmt immer die Gruppierung, die sich an dem Ernstfall orien- 
tiert. Es ist deshalb immer die maßgebende Gruppierung, die 
politische Einheit infolgedessen immer, wenn sie überhaupt vor- 
handen ist, die maßgebende Einheit und »souverän« in dem 
Sinne, daß die Entscheidung über den maßgebenden Fall, 
auch wenn das der Ausnahmefall ist, immer begriffsnotwendig 
bei ihr stehen muß. Das Wort Souveränität hat hier einen guten 
Sinn, ebenso wie das Wort Einheit. Beides besagt keineswegs, 
daß jede Einzelheit des Daseins jedes Menschen, der zu einer po- 
litischen Einheit gehört, vom Politischen her bestimmt und kom- 
mandiert werden müßte. Es kann sein, daß wirtschaftliche Rück- 
sichten stärker sind als alles, was die politische Leitung, d. h. die 
Regierung will; an religiösen Ueberzeugungen findet die Macht 
des Staates ebenfalls leicht eine Grenze. Das, worauf es an- 
kommt, ist immer nur der Konfliktsfall. Sind die wirtschaftlichen 
oder religiösen Gegenkräfte so stark, daß sie die Entscheidung 
über den Ernstfall selber von sich aus bestimmen, so sind sie 
eben die neue Substanz der politischen Einheit geworden. Sind 
sie nicht stark genug, um einen gegen ihre Interessen beschlosse- 
nen Krieg zu verhindern, so zeigt sich, daß sie den entscheiden- 
den Punkt des Politischen nicht erreicht haben. Sind sie stark 
genug, um einen von der politischen Leitung gewollten, ihren 
Interessen oder Motiven widersprechenden Krieg zu verhindern, 
aber nicht stark genug, um selber von sich aus einen Krieg nach 
ihrer Entscheidung zu bestimmen, so ist keine einheitliche 
politische Größe mehr vorhanden. Wie sich das auch immer ver- 
hält: infolge der Orientierung an dem möglichen Ernstfall des 
effektiven Kampfes gegen einen effektiven Feind ist die poli- 
tische Einheit notwendig entweder die für die Freund- oder 
Feind-Gruppierung maßgebende Einheit und in diesem (nicht 
in irgendeinem absoluten) Sinne souverän, oder sie ist überhaupt 
nicht vorhanden. 

Als man erkannte, welche große Bedeutung den wirtschaft- 
lichen Vereinigungen innerhalb des Staates zukommt und ins- 
besondere das Anwachsen der Gewerkschaften bemerkte, gegen 
deren wirtschaftliches Machtmittel, den Streik, die Gesetze des 
Staates ziemlich machtlos waren, hat man etwas voreilig den Tod 
und das Ende des Staates proklamiert. Das geschah, soviel ich 
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sehe, als eigentliche Doktrin erst seit 1906 und 1907 bei französi- 
schen Syndikalisten 5), Von Staatstheoretikern, die in diesen 
% Zusammenhang gehören, ist Duguit der bekannteste; er hat 
seit 1901 den Souveränitätsbegriff und die Vorstellung von der 
personalen Einheit des Staates zu widerlegen versucht, mit man- 
chen treffenden Argumenten gegen eine unkritische Staatsmeta- 
physik, aber im wesentlichen doch den eben dargelegten, eigent- 
t lichen Sinn des Souveränitätsgedankens verfehlend. Dasselbe 
gilt von der weitaus interessantesten Staatslehre, die im letzten 
“/ Jahrzehnt aufgestellt worden ist, der sogenannten pluralistischen 
SS Staatstheorie von Harold J. Laski®). Ihr Pluralismus besteht 
darin, die souveräne Einheit des Staates, d.h. die politische Ein- 
heit zuleugnen und immer wieder hervorzuheben, daß der einzelne 
Mensch in vielen verschiedenen sozialen Verbindungen lebt: er ist 
Mitglied einer Religionsgesellschaft, einer Gewerkschaft, eines 
Sportklubs und vieler anderer »Assoziationen«, die ihn von Fall 
zu Fall verschieden stark bestimmen, ohne daß man von einer 
dieser Assoziationen sagen könnte, sie sei absolut maßgebend und 
souverän. Vielmehr können sich die verschiedenen Verbindungen 
jede auf einem verschiedenen Gebiet, als die stärksten erweisen. 
Es wäre z. B. denkbar, daß die Mitglieder einer Gewerkschaft, 
wenn dieser Verband die Parole ausgibt, keine Kirche mehr zu 
besuchen, trotzdem zur Kirche gehn, aber gleichzeitig eine von 
der Kirche erlassene Aufforderung, aus der Gewerkschaft aus- 
zutreten, ebenfalls nicht befolgen. Der geschichtliche Vorgang, 
den Laski mit besonderer Vorliebe zitiert und der auf ihn offenbar 
5) »Cette chose énorme.... la mort de cet être fantastique, prodigieux, 
qui a tenu dans l'histoire une place si colossale: l’Etat est morte E. Berth, 
dessen Ideen von Georges Sorel stammen, in Le Mouvement socialiste, 
Oktober 1907, p. 314. Léon Duguit zitiert diese Stelle in seinen Vor- 
trägen Le droit social, le droit individuel et la transformation de l’Etat, 1. Aufl. 
1908; er begnügt sich damit, zu sagen, daß der souveräne und als Person ge- 
dachte Staat tot oder am Sterben sei (S. 150: L’Etat personnel et souverain 
est mort ou sur le point de mourir). In Duguits Werk L'Etat, Paris 1go1, 
finden sich solche Sätze noch nicht, obwohl die Kritik des Souveränitäts- 
begriffes schon die gleiche ist. Interessante weitere Beispiele dieser syndika- 
» listischen Diagnose des heutigen Staates bei Es mein, Droit constitutionnel 
(7. Auflage von Nézard) 1921, I, S. 55 ff. Die syndikalistische Lehre ist 
auch hinsichtlich ihrer Diagnose des Staates von der marxistischen Konstruk- 
tion zu unterscheiden. Für die Marxisten ist der Staat nicht tot oder am 
Sterben, er ist vielmehr als Mittel zur Herbeiführung der klassen- und erst 
damit staatlosen Gesellschaft notwendig und vorläufig noch wirklich. 


*) Studies in the Problem of Sovereignty 1917; Authority in the Modern 
State 1919, Foundation of Sovereignty 1921, A Grammar of Politics 1925 . 
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einen großen. Eindruck gemacht hat, ist Bismarcks »Kultur- 
kampf« gegen die römische Kirche. Er soll beweisen, daß selbst 
ein Staat von der ungebrochenen Kraft des Bismarckschen Rei- 
ches nicht souverän und allmächtig war. Ebensowenig ist der Staat 
auf wirtschaftlichem Gebiet allmächtig. Das alles trifft zweifel- 
los zu und die Wendungen von der »Allmacht« des Staates sind 
eben nur oberflächliche Redensarten der Juristen. Aber damit ist 
die Frage noch nicht beantwortet, welche »soziale Einheit« (wenn 
ich einmal hier den ungenauen, liberalen Begriff des »Sozialen« 
übernehmen darf) den Konfliktsfall entscheidet und die maß- 
gebende Gruppierung nach Freund und Feind bestimmt. Weder 
eine Kirche, noch eine Gewerkschaft hätte einen Krieg, den das 
Deutsche Reich unter Bismarck beschloß, verboten oder ver- 
hindert. Natürlich konnte Bismarck dem Papst nicht den Krieg 
erklären, aber nur weil der Papst selber kein jus belli mehr hatte. 
Es wäre jedenfalls keine Instanz denkbar gewesen, die einer den 
Ernstfall betreffenden Entscheidung der damaligen deutschen 
Regierung hätte entgegentreten können, ohne damit selber zum 
politischen Feinde zu werden und von allen Konsequenzen dieses 
Begriffes getroffen zu werden. Das genügt, um einen vernünftigen 
Begriff von Souveränität und Einheit zu begründen. Die politi- 


sche Einheit ist eben ihrem Wesen nach die maßgebende Einheit, | 


gleichgültig aus welchen Motiven sie ihre letzten psychischen 
Kräfte zieht. Sie existiert oder sie existiert nicht. Wenn sie exi- 
stiert, ist sie die höchste, d. h. im entscheidenden Fall bestimmende 
Einheit. 

Daß der Staat eine Einheit ist und zwar die maßgebende 
Einheit, beruht auf seinem politischen Charakter. Eine plurali- 
stische Theorie, welche diese Einheit bestreitet und eine politische 
Assoziation neben andere, z. B. religiöse oder ökonomische Asso- 
ziationen stellt, vermag auf die Frage nach dem spezifischen In- 
halt des Politischen keine Antwort zu geben. In keinem der vielen 
Bücher von Laski wird man eine bestimmte Definition des Poli- 
tischen finden, obwohl immer von Staat, Politik, Souveränität 
und »Government« die Rede ist. Der Staat verwandelt sich in eine 
Assoziation, die mit andern Assoziationen konkurriert. Er 
wird eine Gesellschaft neben und zwischen manchen andern Ge- 
sellschaften, die innerhalb oder außerhalb des Staates bestehen. 
Das ist eben der »Pluralismus« dieser Staatstheorie. Die frühere 
Ueberlegenheit des Staates, seine »Hoheit« gegenüber der Ge- 
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sellschaft und sein »Monopol« der höchsten Einheit, sind damit 
selbstverständlich entfallen. Es bleibt aber, genauer betrachtet, 
bei Laski ganz unklar, was nunmehr der »Staat« überhaupt noch 
sein soll. Bald erscheint er in alter, liberaler Weise als bloßer 
Diener der wesentlich ökonomisch bestimmten Gesellschaft, 
bald aber pluralistisch als eine besondere Art Gesellschaft, 
d. h. eine Assoziation neben anderen Assoziationen. Es müßte 
nun doch vor allem klargestellt werden, aus welchem Grunde 
die Menschen dazu kommen, neben den religiösen, ökono- 
mischen und anderen Assoziationen auch noch politische 


‚Assoziationen zu bilden und worin der spezifisch politische 


Zweck dieser Assoziationen besteht. Hier liegt eine funda- 
mentale Unklarheit; eine klare und einfache Linie des Ge- 
dankenganges ist nicht zu erkennen. Diese pluralistische 
Staatstheorie ist eben vor allem selber pluralistisch, d. h. 
sie hat kein einheitliches Zentrum, sondern zieht ihre gedank- 
lichen Motive aus sehr verschiedenen Ideenkreisen (Religion, 
Wirtschaft, Liberalismus, Sozialismus usw.) und ignoriert den 
zentralen Begriff jeder Staatslehre, das Politische. In Wahr- 
heit gibt es keine politische »Gesellschaft« oder »Assoziation«, 
es gibt nur eine politische Einheit, eine politische Gemein- 
schaft. Die reale Möglichkeit der Gruppierung von Freund 
und Feind genügt, um über das bloß Gesellschaftlich-Asso- 
ziative hinaus eine maßgebende Einheit zu schaffen, die etwas 
spezifisch Anderes und gegenüber den übrigen Assoziationen 
etwas Entscheidendes ist’). Entfällt diese Einheit, so entfällt 
auch das Politische selbst. Nur solange das Wesen des Poli- 
tischen nicht erkannt oder nicht beachtet wird, ist es möglich, 
eine politische »Assoziation« pluralistisch neben eine religiöse, 
ökonomische oder andere Assoziation zu stellen und sie mit 
ihnen in Konkurrenz treten zu lassen. Aus dem Begriff des 
Politischen ergeben sich allerdings, wie unten gezeigt werden 
soll, pluralistische Konsequenzen, aber nicht in dem Sinne, | 
daß innerhalb der politischen Einheit an die Stelle der 
maßgebenden Freund- und Feindgruppierung ein Pluralismus 
treten könnte, ohne mit der Einheit auch das Politische selbst 
zu zerstören. 


7) »Wir können sagen, daß sich am Tage der Mobilisierung die Gesellschaft, 
die bis dahin bestand, in eine Gemeinschaft umformte«, Lederer, Archiv 
f. Soz.-Wiss. 39 (1915), S. 349. 
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5. | | 

Zum Staat als einer wesentlich politischen Einheit gehört das 
jus belli, d. h. die reale Möglichkeit, im gegebenen Fall kraft eige- 
ner Entscheidung den Feind zu bestimmen und ihn zu bekämpfen. 
Mit welchen technischen Mitteln der Kampf geführt wird, welche 
Heeresorganisation besteht, wie groß die Aussichten sind, den 
Krieg zu gewinnen, ist hier gleichgültig, solange das die politische 
Einheit bildende Volk bereit ist, für seine Existenz und seine 
Unabhängigkeit zu kämpfen, wobei es kraft eigener Entscheidung 
bestimmt, worin seine Unabhängigkeit und Freiheit besteht. Die 
Entwicklung der militärischen Technik scheint dahin zu führen, 
daß vielleicht nur noch wenige Völker übrig bleiben, denen ihre 
industrielle Macht es erlaubt, einen aussichtsreichen Krieg zu 
führen, während kleinere Völker freiwillig oder notgedrungen 
auf das jus belli verzichten, wenn es ihnen nicht gelingt, durch eine 
richtige Bündnispolitik ihre Selbständigkeit zu wahren. Mit dieser 
Entwicklung ist nicht bewiesen, daß Krieg, Staat und Politik 
überhaupt aufgehört haben. Jede Aenderung und Umwälzung 
der menschlichen Geschichte und Entwicklung hat neue Formen 
und neue Dimensionen der politischen Gruppierung hervorge- 
bracht und früher bestehende politische Gebilde vernichtet. 

Der Staat als die maßgebende politische Einheit hat eine 
ungeheure Befugnis bei sich konzentriert: die Möglichkeit Krieg 
zu führen und damit offen über das Leben von Menschen zu ver- 


fügen. Denn das jus belli enthält eine solche Verfügung; es be- ; 


deutet die doppelte Möglichkeit: von Angehörigen des eigenen 


Volkes Todesbereitschaft und Tötungsbereitschaft zu verlangen, 
und auf der Feindes-Seite stehende Menschen zu töten. Die - 


Befugnis, in der Form eines Strafurteils über Leben und Tod 
eines Menschen zu verfügen, das jus vitae ac necis, kann auch 
einer anderen, innerhalb der politischen Einheit bestehenden Ver- 
bindung, etwa der Familie oder dem Familienhaupt zustehen, 
nicht aber das jus belli, solange die politische Einheit als solche 
vorhanden ist. Auch ein Recht der Blutrache zwischen den Fa- 
milien oder Sippen müßte während eines Krieges suspendiert 
werden, wenn überhaupt eine politische Einheit bestehen soll. 
Ein menschlicher Verband, der auf diese Konsequenzen des 
jus belli verzichten wollte, wäre kein politischer Verband, denn 
er würde auf die Möglichkeit verzichten, maßgebend darüber zu 
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entscheiden, wen er als Feind betrachtet und behandelt. Durch 
diese Macht tiber das physische Leben der Menschen erhebt sich 
die politische Gemeinschaft tiber jede andere Art von Gemein- 
schaft oder Gesellschaft. Innerhalb dieser Gemeinschaft kénnen 
dann wieder politische Untergebilde bestehen mit eigenen oder 
übertragenen Befugnissen, aber, solange die Einheit besteht, nicht 
mit einem selbständigen jus belli. 

Eine religiöse Gemeinschaft, eine Kirche, kann von ihren 
Angehörigen vielleicht verlangen, daß sie für ihren Glauben ster- 
ben und den Martyrertod erleiden, aber nur des eigenen Seelen- 
heils wegen, nicht für die religiöse Gemeinschaft als solche. In 
einer ökonomisch bestimmten Gesellschaft, deren Ordnung, d. h. 
berechenbares Funktionieren im Bereich wirtschaftlicher Kate- 
gorien vor sich geht, kann unter keinem denkbaren Gesichtspunkt 
verlangt werden, daß irgendein Mitglied der Gesellschaft im In- 
teresse des ungestörten Funktionierens sein Leben opfere. Mit 
ökonomischen Zweckmäßigkeiten eine solche Forderung zu be- 
gründen, wäre ein Widerspruch gegen die individualistischen 
Prinzipien der Gesellschaft und aus ökonomischen Normen oder 
Idealen niemals zu rechtfertigen. Der einzelne Mensch mag frei- 
willig sterben wofür er will. Die ökonomisch funktionierende Ge- 
sellschaft wird auch Mittel finden, einen Störer außerhalb ihres 
Kreislaufs zu stellen und ihn auf eine nicht-gewaltsame, »fried- 
liche« Art unschädlich zu machen, d. h. konkret gesprochen, ihn 
nötigenfalls verhungern zu lassen. Aber es gibt kein Programm, 
keine Norm und keine Zweckhaftigkeit, aus deren Inhalt, mag er 
noch so richtig, vernünftig oder erhaben sein, ein Verfügungsrecht 
über das physische Leben anderer Menschen entstehen könnte. 
Von den Menschen im Ernst zu fordern, daß sie Menschen töten 
und bereit sind, zu sterben, damit Handel und Industrie der Ueber- 
lebenden blühe oder die Konsumkraft der Enkel gedeihe, ist 
grauenhaft und verrückt. Den Krieg als Menschenmord ver- 
fluchen und dann von den Menschen zu verlangen, daß sie Krieg 
führen und im Kriege töten und sich töten lassen, damit es »nie 
wieder Krieg« gebe, ist ein manifester Betrug. Der Krieg, die 
Todesbereitschaft kämpfender Menschen, die physische Tötung 
von andern Menschen, die auf der Seite des Feindes stehen, 
alles das hat keinen normativen sondern nur einen existen- 
ziellen Sinn und zwar in der Realität der Situation des wirkli- 
chen Kampfes gegen einen wirklichen Feind, nicht in irgend- 
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welchen idealen Programmen oder Normativitäten. Es gibt keinen 
rationalen Zweck, keine noch so richtige Norm, kein noch so 
ideales Programm, keine Legitimität oder Legalität, die es recht- 
fertigen könnte, daß Menschen sich gegenseitig dafür töten. 
Wenn eine solche physische Vernichtung menschlichen Lebens 
nicht aus der seinsmäßigen Behauptung der eigenen Existenz- 
form gegenüber einer ebenso seinsmäßigen Verneinung dieser Form 
geschieht, so läßt sie sich eben nicht rechtfertigen. Auch mit 
ethischen und juristischen Normen kann man keinen Krieg be- 
gründen. Gibt es wirklich Feinde in der seinsmäßigen Bedeutung, 
wie es hier gemeint ist, so ist es sinnvoll, und zwar politisch 
sinnvoll, sie nötigenfalls physisch abzuwehren und mit ihnen zu 
kämpfen. Das ist keine Legitimierung oder Rechtfertigung, son- 
dern hat einen rein existenziellen Sinn. 


Daß die Gerechtigkeit nicht zum Begriff des Krieges gehört, 
ist seit Grotius im allgemeinen anerkannt ®). Die Konstruktionen, 
die einen gerechten Krieg fordern, dienen gewöhnlich selbst wie- 
der einem politischen Zweck. Von einem politisch geeinten Volk 
verlangen, daß es nur aus einem gerechten Grunde Krieg führe, 
ist nämlich entweder etwas ganz Selbstverständliches, wenn es 
heißt, daß nur gegen einen wirklichen Feind Krieg geführt werden 
soll; oder aber es versteckt sich dahinter das politische Bestreben, 
die Verfügung über das jus belli in andere Hände zu spielen und 
Gerechtigkeitsnormen zu finden, über deren Inhalt und Anwen- 
dung im Einzelfall nicht das Volk selbst entscheidet, sondern 
irgendeine andere Instanz, welche auf diese Weise bestimmt, 
wer der Feind ist. Solange ein Volk in der Sphäre des Politischen 
existiert, muß es, wenn auch nur für den extremsten Fall — über 
dessen Vorliegen es aber selber entscheidet — die Unterscheidung 
von Freund und Feind selber bestimmen. Darin liegt das Wesen 
seiner politischen Existenz. Hat es nicht mehr die Fähigkeit oder 
den Willen zu dieser Unterscheidung, so hört es auf, politisch zu 
existieren. Läßt es sich von einem Fremden vorschreiben, wer 
sein Feind ist und gegen wen es kämpfen darf oder nicht, so ist 


es kein politisch freies Volk mehr. Ein Krieg hat seinen Sinn nicht _ 


darin, daß er für hohe Ideale oder für Rechtsnormen, sondern 
darin, daß er gegen den eigenen Feind geführt wird. Alle Trü- 


e) De jure belli ac pacis, 1. I, c. I, N. 2: » Justitiam in definitione (sc. belli) 
non includo.« 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 58. r. 2 
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bungen dieser Kategorie von Freund und Feind erklaren sich aus 
der Vermengung mit irgendwelchen Abstraktionen oder Normen. 

Ein politisch existierendes Volk kann also nicht darauf ver- 
zichten, gegebenenfalls Freund und Feind durch eigene Bestim- 
mung auf eigene Gefahr zu unterscheiden. Entfallt diese Unter- 
scheidung, so entfallt das politische Leben tiberhaupt. Es steht 
einem Volk keineswegs frei, durch irgendwelche Proklamationen 
und Verzichte dieser schicksalvollen Unterscheidung zu entgehen. 
Erklart ein Teil des Volkes, keinen Feind mehr zu kennen, so 
stellt er sich nach Lage der Sache auf die Seite der Feinde und 
hilft ihnen, aber die Unterscheidung von Freund und Feind ist 
damit nicht beseitigt. Behaupten die Biirger eines Staates von 
sich, daß sie persönlich keine Feinde haben, so hat das mit dieser 
Frage nichts zu tun, denn ein Privatmann hat keine politischen 


‘ Feinde; er kann mit solchen Erklärungen höchstens sagen wollen, 


—— —— 


daB er sich aus der politischen Gesamtheit, zu welcher er seiner 
Existenz nach gehört, herausstellen und nur noch als Privat- 
mann leben will. Es wäre ferner ein Irrtum, zu glauben, ein ein- 
zelnes Volk könnte durch eine Freundschaftserklärung an alle 
Welt oder dadurch, daß es sich freiwillig entwaffnet, die Unter- 
scheidung von Freund und Feind beseitigen. Auf diese Weise 
wird die Welt nicht entpolitisiert und nicht in einen Zustand rei- 
ner Moralität oder Wirtschaftlichkeit versetzt. Wenn ein Volk die 
Mühen und das Risiko der politischen Existenz fürchtet, so wird 
sich schon ein andercs Volk finden, das ihm diese Mühen ab- 
nimmt, indem es seinen »Schutz gegen äußere Feinde« und 
damit die politische Herrschaft übernimmt; der Schutzherr be- 
stimmt dann den Feind, kraft des ewigen Zusammenhangs von 
Schutz und Gehorsam). Es wäre tölpelhaft, zu glauben, ein 
wehrloses Volk habe nur noch Freunde, und eine krapulose Be- 
rechnung, der Feind könnte vielleicht durch Widerstandslosig- 
keit gerührt werden. So wenig ein Mensch durch den Verzicht auf 
eine ästhetische oder wirtschaftliche Produktivität die Welt in 
den Zustand reiner Moralität überführt, so wenig kann ein Volk 
durch den Verzicht auf die politische Entscheidung einen rein 
moralischen oder ökonomischen Zustand der Menschheit herbei- 
führen. Dadurch daß cin Volk nicht mehr die Kraft oder den 


9) Diese »smutual relation between Protection and Obedience« wollte 
Hobbes durch den »Leviathane zum Bewußtsein bringen; vgl. die SchluB- 
worte der englischen Ausgabe von 1651, S. 396. 
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Willen hat, sich in der Sphäre des Politischen zu halten, ver- 
schwindet das Politische nicht aus der Welt. Es verschwindet nur 
ein schwaches Volk. 


6. 


Aus dem Begriffsmerkmal des Politischen folgt der Pluralis- 
mus der Staaten. Die politische Einheit setzt die reale Möglichkeit 
des Feindes und damit eine andere, koexistierende, politische Ein- 
heit voraus. Es gibt deshalb auf der Erde, solange es überhaupt 
einen Staat gibt, immer mehrere Staaten und kann keinen die 
ganze Erde und ganze Menschheit umfassenden Welt»staata 
geben. Die politische Welt ist ein Pluriversum, kein Universum, 
Insofern ist jede Staatstheorie pluralistisch, wenn auch in einem 
anderen Sinne als dem der oben besprochenen pluralistischen 
Theorie von Laski. Die politische Einheit kann ihrem Wesen nach 
nicht universal sein. Sind die verschiedenen Völker und Menschen- 
gruppen der Erde alle so geeint, daß ein Kampf zwischen ihnen 
real unmöglich wird, hört also die Unterscheidung von Freund und 
Feind auch der bloßen Eventualität nach auf, so gibt es nur noch 
Wirtschaft, Moral, Recht, Kunst usw., aber keine Politik und 
keinen Staat mehr. Ob und wann dieser Zustand der Erde und 
der Menschheit eintreten wird, weiß ich nicht. Vorläufig ist er 
nicht da. Es wäre eine unehrliche Fiktion, ihn als vorhanden an- 
zunehmen und eine handgreifliche Verwechslung, zu meinen, 
weil heute jeder Krieg zwischen Großmächten leicht zu einem 
»Weltkrieg« wird, müßte die Beendigung dieses Krieges den 
»Weltfrieden« und damit jenen idyllischen Endzustand der 
Staatenlosigkeit bedeuten. 

Die Menschheit als solche kann keinen Krieg führen, denn 
sie hat keinen Feind, wenigstens nicht auf diesem Planeten. Der 
Begriff der Menschheit schließt den Begriff des Feindes aus, weil 
auch der Feind nicht aufhört, Mensch zu sein und damit die spe- 
zifische Unterscheidung entfällt. Daß Kriege im Namen der 
Menschheit geführt werden, ist keine Wiederlegung dieser ein- 
fachen Wahrheit, sondern hat nur einen besonders intensiven 
politischen Sinn. Wenn ein Staat im Namen der Menschheit seinen 
politischen Feind bekämpft, so ist das kein Krieg der Menschheit, 
sondern ein Krieg, den ein bestimmter Staat gegen einen andern 
führt. Der Name der Menschheit könnte, weil man nun einmal 


solche »Namen« nicht ohne gewisse Konsequenzen führen kann, 
2% 
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nur die schreckliche Bedeutung haben, daß dem Feind die Quali- 
tät des Menschen abgesprochen und dadurch der Krieg besonders 
unmenschlich wird. Aber abgesehen von diesem hochpolitischen 
Mißbrauch des unpolitischen Namens der Menschheit gibt es 


geme Kriege der Menschheit als solcher. Menschheit ist kein 


politischer Begriff, ihm entspricht auch keine politische Einheit 
oder Gemeinschaft und kein Status. Die Menschheit der natur- 
rechtlichen und liberal-individualistischen Doktrinen ist eine 
universale d. h. alle Menschen der Erde umfassende Gesellschaft, 
ein System von Beziehungen zwischen einzelnen Menschen, das 
erst dann vorhanden ist, wenn die reale Möglichkeit des Kampfes 
ausgeschlossen und jede Freund- und Feindgruppierung unmög- 
lich geworden ist. In dieser universalen Gesellschaft wird es dann 
keine Völker als politische Einheiten und deshalb auch keinen 
Staat mehr geben. 

Die Idee eines Völkerbundes entspricht bisher nur einer sehr 
unklaren Tendenz, den unpolitischen Zustand der Universal- 
Gesellschaft »Menschheit« zu verwirklichen. Deshalb wird fast 
immer ziemlich kritiklos für diesen Völkerbund beansprucht, daß 
er universal sein müsse, d. h. alle Staaten der ganzen Erde um- 
fasse. Universalität müßte aber völlige Entpolitisierung und damit 
Staatenlosigkeit bedeuten. Um so widerspruchsvoller erscheint 
die 1919 gegründete Genfer Einrichtung, die man als »Völker- 
bund« oder, nach ihrem offiziellen Namen, besser als »Völker- 
gesellschaft« (Société des nations) bezeichnet. Dieser Völkerbund 
ist ein zwischenstaatliches Gebilde, er setzt Staaten als solche 
voraus, regelt einige ihrer gegenseitigen Beziehungen und garan- 
tiert sogar ihre politische Existenz. Er ist nicht nur keine uni- 
versale, sondern nicht einmal eine internationale Organisation, 
wenn man das Wort international, wie es richtig und ehrlich ist, 
von zwischenstaatlich unterscheidet und nur für die wirklich 
internationalen Bewegungen, d. h. für solche vorbehält, die, über 
die Grenzen der Staaten hinweg- und durch ihre Mauern hindurch- 
gehend, die bisherige Jmpermeabilitat des Staates ignorieren, wie 
z. B. die dritte Internationale. Hier zeigen sich gleich die elemen- 
taren Gegensätze von international und zwischenstaatlich, von 
entpolitisierter Universal-Gesellschaft und zwischenstaatlicher 
Garantie des status quo der staatlichen Grenzen, und es ist im 
Grunde kaum begreiflich, wie eine wissenschaftliche Behandlung 
des »Völkerbundes« daran vorbeigehen und die Verwirrung sogar 


/ 
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noch unterstützen kann. Der Genfer Völkerbund hebt die Mög- 
lichkeit von Kriegen nicht auf, so wenig wie er die Staaten auf- 
hebt. Er führt neue Möglichkeiten von Kriegen ein, erlaubt Kriege, 
fördert Koalitionskriege und beseitigt eine Reihe von Hemmungen 
des Krieges dadurch, daß er gewisse Kriege legitimiert. Wie er 
bis heute besteht, ist er ein System von Diplomatenkonferenzen, 
kombiniert mit einem Verwaltungsbüro, dem Generalsekretariat. 
Er ist, wie ich an anderer Stelle 1°) gezeigt habe, kein Bund, wohl 
aber möglicherweise ein Bündnis. Nur insofern zeigt sich in ihm 
der echte Begriff der Menschheit noch wirksam, als seine eigent- 
liche Tätigkeit auf humanitärem, nicht-politischem Gebiete liegt 
und er wenigstens eine »Tendenz«zur Universalität hat ; angesichts 
seiner wirklichen Verfassung und der selbst innerhalb dieses 
sogenannten »Bundes« bestehenbleibenden Möglichkeit eines 
Krieges ist diese »Tendenz« allerdings nur eine Phrase. Ein 
nicht universaler Völkerbund kann natürlich nur dadurch poli- 
tische Bedeutung erhalten, daß er ein Bündnis, eine Koalition 
darstellt. Damit wäre das jus belli nicht beseitigt. Ein Völker- 
bund als universale Menschheitsorganisation müßte die schwierige 
Leistung vollbringen, erstens allen bestehen bleibenden mensch- 
lichen Gruppierungen das jus belli effektiv wegzunehmen und 
zweitens trotzdem selber kein jus belli zu übernehmen, denn 
sonst wären Universalität, Menschheit, Gesellschaft, kurz alle 
wesentlichen Merkmale wieder entfallen. 

Umfaßt ein »Weltstaat« die ganze Erde und die ganze Mensch- 
heit, so wäre er demnach keine politische Einheit und nur mit 
einer Redensart ein Staat zu nennen. Würde tatsächlich auf der 
Grundlage einer wirtschaftlichen und verkehrstechnischen Ein- 
heit die ganze Menschheit und die ganze Erde geeint, so wäre das 
eine »soziale« Einheit, d. h. eine zwischen den Polaritäten von 
Ethik und Oekonomik den Indifferenzpunkt suchende »Gesell- 
schaft«. Es wäre auch kein »Imperium«, sondern müßte jeden 
politischen Charakter verlieren. 


7. 


Man könnte alle Staatstheorien und politischen Ideen auf 
ihre Anthropologie prüfen und danach einteilen, ob sie, bewußt 


10) Die Kernfrage des Völkerbundes, Berlin 1926. 
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oder unbewuBt, einen von »Natur bösen« oder einen »von Natur 
guten« Menschen voraussetzen. Die Unterscheidung ist ganz 
summarisch und nicht notwendig in einem spezifisch moralischen 
oder ethischen Sinne zu nehmen. Entscheidend ist die negative 
oder positive Bewertung des Menschen als Voraussetzung der 
weiteren Argumentation !!). Daß insbesondere der Gegensatz 
yon autoritären und anarchistischen Staatstheorien sich auf 
diese Formeln zurückführen läßt, habe ich öfters gezeigt '?). Ein 
Teil der Theorien und Konstruktionen, die den Menschen in sol- 
cher Weise als »gut« voraussetzen, ist liberal und antipolitisch, 
ohne eigentlich anarchistisch zu sein. Beim offenen Anarchismus 
ist es ohne weiteres deutlich, wie eng der Glaube an die »natür- 
liche« Güte mit der radikalen Verneinung des Staates zusammen- 
hängt, das Eine aus dem Andern folgt und beides sich gegenseitig 
stützt. Für die Liberalen dagegen bedeutet die Güte des Men- 
schen weiter nichts als ein Argument, mit dessen Hilfe der Staat 
in den Dienst der »Gesellschaft« gestellt wird, besagt also nur, 
daß die »Gesellschaft« gut und der Staat ihr mißtrauisch kon- 


Ji 


11) Die einzelnen Modifikationen und Variationen dieser Unterscheidung 
von Gut und Böse sind hier also nicht zu erörtern. Die »Bosheit« kann als Kor- 
ruption, Schwäche, Feigheit, Dummheit usw. erscheinen, die »Güte« in ent- 
sprechenden Variationen als Vernünftigkeit, Perfektibilität usw. Es ist daher 
eine für unsere Betrachtung überflüssige Subtilität, wenn Dilthey (Schriften 
II, 1914, S. 31) ausführt: »Der Mensch ist nach Macchiavelli nicht von Natur 
böse. Manche Stelle scheint dies zu sagen... Er will aber überall nur ausdrücken, 
der Mensch habe eine unwiderstehliche Neigung, von der Begierde hinüberzu- 
gleiten zum Bösen, wenn nichts entgegenwirkt: Animalität, Triebe, Affekte sind 
der Kern der menschlichen Natur, vor allem Liebe und Furcht. Er ist unerschöpf- 
lich in seinen psychologischen Beobachtungen über das Spiel der Affekte.... 
Aus diesem Grundzug unserer menschlichen Natur leitet er das fundamentale 
Gesetz alles politischen Lebens ab.« Sehr treffend Ed. Spranger in dem 
Kapitel »Der Machtmensch« seiner »Lebensformen«: »Für den Politiker steht 
natürlich die Wissenschaft vom Menschen im Vordergrunde des Interesses.¢ 
Nur scheint mir, daß Spranger dieses Interesse zu sehr technisch als Interesse 
an der Handhabung des menschlichen »Triebmechanismus¢ sieht; in der weiteren 
Ausführung dieses an Gedanken und Beobachtungen überreichen Kapitels sind 
denn auch die spezifisch politischen Phänomene und die ganze Existenzialität 
des Politischen, oft in überwältigender Greifbarkeit, immer wieder zu erkennen; 
es fehlt kaum eine wichtiges Phänomen. Der Satz z. B.: »Die Würde des Macht- 
typus scheint mit seiner Einflußsphäre zu wachsen« trifft eine in der Sphäre 
des Politischen beheimatete Wahrheit. Auch Hegels berühmter Satz vom Um- 
schlagen der Quantität in die Qualität hat, wie Vieles bei Hegel, einen poli- 
tischen Sinn. Eine bloß ökonomische Macht erreicht mit einem gewissen 
quantitativen Umfang den Punkt des Politischen und »schlägt um«. 

12) Politische Theologie, 1922, S. 50ff.; Die Diktatur 1921, S. 9, 109, 
112 ff., 123, 148. 
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trollierter Untergebener ist. Die klassische Formulierung findet 
sich bei Thomas Paine: die Gesellschaft (society) ist das Re- 
sultat unserer vernünftig geregelten Bedürfnisse, der Staat 
(government) ist das Resultat unserer Laster 1°). Der staatsfeind- 
liche Radikalismus wächst dem Grade nach mit dem Glauben 
an das radikal Gute der menschlichen Natur. Der bürgerliche 
Liberalismus war niemals in einem politischen Sinne radikal. 
Doch versteht es sich von selbst, daß seine Negationen des Staa- 
tes und des Politischen ebenfalls einen bestimmten politischen 
Sinn haben und sich gegen einen bestimmten Staat und eine be- 
stimmte Staatsform richten. Nur sind sie eigentlich keine Staats- 
theorie und keine politische Idee. Der Liberalismus hat denStaat 
zwar nicht radikal verneint, andererseits aber auch keine positive - 
Staatstheorie und keine eigene Staatsform gefunden, sondern nur .. 
das Politische vom Ethischen her zu binden und dem Oekonomi- 
schen zu unterwerfen gesucht; er hat eine Lehre von der Teilung 
und Balancierung der Gewalten geschaffen, d. h. ein System von 
Hemmungen und Kontrollen des Staates, das man aber doch 
keine Staatstheorie nennen kann. 

Demnach bleibt die merkwürdige und für Viele sicher be- 
unruhigende Feststellung, daß alle echten politischen Theorien 
den Menschen als »böse« voraussetzen, d. h. negativ bewerten. 
Für jeden spezifisch politischen Denker ist das leicht nachzu- 
weisen. Es genügt, die Namen Macchiavelli, Hobbes, Bossuet, 
Fichte (sobald er seinen humanitären Idealismus vergißt), 
de Maistre, F. J. Stahl, Donoso Cortes zu nennen — Hegel zeigt 
auch hier sein Doppelantlitz. So verschieden diese Denker nach 
Art, Rang und geschichtlicher Bedeutung sein mögen, in der ne- 
gativen Bewertung der menschlichen Natur stimmen sie in dem- 
selben Maße überein, in dem sie sich als spezifisch politische Den- 
ker zeigen. 

Die Frage ist mit psychologischen Bemerkungen über »Pessi- 
mismus« nicht erledigt, ebensowenig, nach anarchistischer Art, 
mit einer Umkehrung, indem man sagt, daß nur solche Menschen 
böse sind, die den Menschen für böse halten. Man muß vielmehr 
beachten, wie sehr auf den verschiedenen Gebieten menschlichen 
Denkens die »anthropologischen« Voraussetzungen verschieden 


13) Vgl. die Diktatur a. a. O. S. 114. Am prägnantesten die Formulierung i 
des Tribun du peuple von Babeuf: Toute institution qui ne suppose pas le peuple 
bon et le magistrat corruptible... 
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sind. Ein Pädagoge wird mit methodischer Notwendigkeit den 
Menschen für erziehbar halten. Ein Jurist des Privatrechts geht 
aus von dem Satze: »unus quisque praesumitur bonus«!#). Ein 
Theologe hört auf, Theologe zu sein, wenn er die Menschen nicht 
mehr für sündhaft oder erlösungsbedürftig hält und Erlöste von 
Nicht-Erlösten, Auserwählte von Nicht-Auserwählten nicht mehr 
unterscheidet, während der Moralist eine Wahlfreiheit zwischen 
Gut und Böse voraussetzt 15). Weil nun die Sphäre des Politischen 
letzten Endes von der realen Möglichkeit eines Feindes bestimmt 
wird, können politische Vorstellungen und Gedankengänge nicht 
gut einen anthropologischen Optimismus zum Ausgangspunkt 
nehmen. Sonst würden sie mit der Möglichkeit des Feindes 
auch jede spezifisch politische Konsequenz aufheben. Der Zu- 
sammenhang politischer Theorien mit theologischen Dogmen von 
der Sünde, der insbesondere bei Maistre, Donoso Cortes und 
F. J. Stahl auffällig hervortritt, erklärt sich aus der Verwandt- 
schaft dieser notwendigen Denkvoraussetzungen. Das theologische 
Grunddogma von der Sündhaftigkeit der Welt und der Menschen 
führt ebenso wie die Unterscheidung von Freund und Feind zu 
einer Einteilung der Menschen und macht den unterschiedslosen 
Optimismus des Menschenbegriffes unmöglich. In einer guten Welt 
unter guten Menschen herrscht natürlich nur Friede und Har- 
monie Aller mit Allen, und die Priester und Theologen sind hier 
ebenso überflüssig wie die Politiker und Staatsmänner. Was die 
Leugnung der Erbsiinde soziologisch bedeutet, hat Troeltsch 
(in seinen »Soziallehren der christlichen Kirchen«) an dem Bei- 
spiel zahlreicher Sekten gezeigt. Der methodische Zusammen- 
hang theologischer und politischer Denkvoraussetzungen ist also 
klar. Aber die theologische Unterstützung gefährdet immer den 

14) Der Liberale Bluntschli, Lehre vom modernen Staat, III. Teil, 
Politik als Wissenschaft, Stuttgart 1876, S. 550, macht gegen die Parteienlehre 
Stahls geltend, daß die Jurisprudenz (um die es sich in dieser Parteienlehre 
übrigens gar nicht handelt) nicht von der Bosheit der Menschen ausgche, sondern 
von der »goldenen Juristenregel: Quivis praesumitur bonuse, während Stahl 
nach Theologenart die Sündhaftigkeit der Menschen an die Spitze seiner Ge- 
dankenreihe stelle. Jurisprudenz ist für Bluntschli natürlich Zivilrechts- 
prudenz (vgl. oben Anm ı). Die goldene Juristenregel setzt voraus, daß der Staat 
besteht und hat ihren Sinn in einer Regelung der Beweislast. 

15) In dem Maße, in dem die Theologie Moraltheologie wird, tritt dieser Ge- 
sichtspunkt der Wahlfreiheit hervor und verblaßt die Lehre von ter radikalen 
Sündhaftigkeit des Menschen. »Homines liberos esse et eligendi facultate prae- 


ditos; nec proinde quosdam natura bonus, quosdam natura malos¢, Irenaeus, 
Contra haereses (L. IV, c. 37, Mignet VII p. 1099). 
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rein politischen Begriff, weil sie die Unterscheidung ins Religiöse 
meistens auch ins Moraltheologische verschiebt oder wenigstens 
damit vermengt. Theoretiker der Politik wie Macchiavelli, 
Hobbes, öfters auch Fichte, setzen mit ihrem »Pessimismus« in 
Wahrheit nur die reale Wirklichkeit oder Möglichkeit der Unter- 
scheidung von Freund und Feind voraus. Bei Hobbes — weitaus 
der größte und vielleicht der einzige wahrhaft systematische 
politische Denker — ist daher das »Bellum« Aller gegen Alle 
nicht als Ausgeburt einer furchtsamen und verstörten Phantasie, 
aber auch nicht als »Konkurrenz« (Tönnies), sondern als die ele- 
mentare Voraussetzung seines spezifisch politischen Gedanken- 
systems zu verstehen. 

Weil sie immer die konkrete Existenzialität eines möglichen 
Feindes im Auge haben, bekunden die rein politischen Denker 
oft eine Art Realismus, die geeignet ist, friedliche Menschen zu 
erschrecken. Man darf — ohne die Frage nach den natürlichen 
Eigenschaften des Menschen entscheiden zu wollen — doch wohl 
sagen, daß die Menschen im allgemeinen die Illusion einer un- 
gestörten Ruhe lieben und »Schwarzseher« nicht dulden. Den 
politischen Gegnern einer klaren politischen Theorie wird es des- 
halb nicht schwer, von Zynismus oder ruchloser Immoralität zu 
sprechen und damit großen Eindiuck zu machen. Dadurch ist 
aber die wissenschaftliche Frage nicht gelöst, sondern nur ver- 
wirtt. Die schlimmste Verwirrung entsteht gewöhnlich dann, 
wenn der Begriff des Rechts in solcher Weise politisch benutzt 
wird, um klares politisches Denken zu verhindein und die eigenen 
politischen Bestrebungen zu verschleiern. Das Recht, sei es das 
private, sei es das öffentliche Recht, hat als solches seinen eigenen 
relativ selbständigen Kreis. Es kann aber, wie jede andere Sphäre 
menschlichen Lebens und Denkens, sei es zur Unterstützung, sei 
es zur Widerlegung einer anderen Sphäre benutzt werden. Vom 
Standpunkt des politischen Denkers aus ist es selbstverständlich 
und weder ruchlos noch unmoralisch, daß er auf den politischen 
Sinn solcher Betonungen von Recht oder Moral achtet. Insbeson- 
dere wird er gegenüber der Redewendung von der »Herrschaft« 
oder gar der »Souveränität« des Rechts immer einige bestimmtere 
Fragen stellen müssen, z. B. erstens, ob »Recht «hier die bestehen- 
den positiven Gesetze und Gesetzgebungsmethoden bezeichnet, 
die weiter gelten sollen; dann bedeutet die »Herrschaft des 
Rechts« nämlich nichts anderes als die Legitimierung eines be- 
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stimmten status quo, an dessen Aufrechterhaltung selbstverstand- 
lich alle ein Interesse haben, deren politische oder ökonomische 
Macht sich in diesem Recht stabilisiert. Zweitens könnte die Be- 
rufung auf das Recht bedeuten, daß ein höheres oder richtigeres 
Recht, ein sogenanntes Natur- oder Vernunft-Recht dem Recht 
des status quo entgegengesetzt wird; dann ist es für einen Politi- 
ker selbstverständlich, daß diese »Herrschaft« oder »Souveräni- 
tät« des Rechts die Herrschaft und Souveränität der Menschen 
bedeutet, die sich auf das höhere Recht berufen können und 
darüber entscheiden, was sein Inhalt ist und wie es angewandt 
werden soll. Klarer als alle Andern hat Hobbes diese einfachen 
Konsequenzen politischen Denkens mit großer Unbeirrtheit gezo- 
gen und immer wieder betont, daß die Souveränität des Rechts 
nur die Souveränität der Menschen bedeutet, die das Recht setzen 
und anwenden, daß die Herrschaft einer »höheren Ordnung« eine 
leere Phrase ist, wenn sie nicht den politischen Sinn hat, daß be- 
stimmte Menschen auf Grund dieser höheren Ordnung über Men- 
schen einer »niederen Ordnung« herrschen wollen. Das politische 
Denken ist hier in der Selbständigkeit und Geschlossenheit seiner 
Sphäre schlechthin unwiderleglich, denn es sind immer konkrete 
Menschengruppen, die im Namen des »Rechts« oder der »Mensch- 
heit« oder der »Ordnung« oder des »Friedens« gegen konkrete 
andere Menschengruppen kämpfen, und der Theoretiker der rei- 
nen Politik kann, wenn er konsequent bei seinem politischen 
Denken bleibt, auch in dem Vorwurf der Immoralität und des 
Zynismus immer wieder nur ein politisches Mittel konkret kämp- 
fender Menschen erkennen. | 

Politisches Denken und politischer Instinkt bewähren sich 
also theoretisch und praktisch an der Fähigkeit, Freund und 
Feind zu unterscheiden. Umgekehrt: überall in der politischen 
Geschichte, außenpolitisch wie innerpolitisch, erscheint die Un- 
fähigkeit oder Unwilligkeit zu dieser Unterscheidung als Symptom 
des politischen Endes. In Rußland haben die untergehenden 
Klassen vor der Revolution den russischen Bauern zum guten, 
braven und christlichen Mushik romantisiert. In einem erschöpf- 
ten Europa macht eine relativistische Bourgeoisie alle denkbaren 
exotischen Kulturen zum Gegenstand ihres ästhetischen Konsums. 
Vor der Revolution von 1789 haben die Aristokraten in Frankreich 
von dem guten und tugendhaften Volk geschwärmt. Tocque- 
ville schildert in seiner Darstellung des Ancien régime (S. 228) 
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diese Situation, in Sätzen, deren unterirdische Spannung bei ihm 
selbst aus einem spezifisch politischen Pathos kommt: Man 
spürte nichts von der Revolution; es ist merkwürdig, die Sicher- 
heit zu sehen, mit der die Privilegierten von der Güte, Milde und 
Unschuld des Volkes sprachen, als 1793 schon unter ihren Füßen 
war — »spectacle ridicule et terrible«. 


8. 


Durch den Liberalismus des letzten Jahrhunderts sind alle 
staatlichen und politischen Vorstellungen in einer eigenartigen 
und systematischen Weise verändert und denaturiert worden. 
Als historisch-politische Wirklichkeit ist der Liberalismus der 
Politik natürlich so wenig entgangen wie irgendeine bedeutende 
menschliche Bewegung. Die Liberalen aller Länder haben Politik 
getrieben wie andere Menschen auch und sind in verschiedenster 
Weise mit nicht-liberalen Elementen und Ideen zusammenge- 
gangen, als National-Liberale, Sozial-Liberale, Freikonservative, 
liberale Katholiken usw. 16). Insbesondere haben sie sich mit den 
ganz unliberalen, weil wesentlich politischen Kräften der Demo- 
kratie verbunden 2"). Die Frage ist aber, ob aus dem reinen und 
konsequenten Begriff des individualistischen Liberalismus eine 
spezifisch politische Idee gewonnen werden kann. Das ist zu ver- 


16) Die Zusammenstellung ließe sich leicht vermehren. Die deutsche Ro- 
mantik von 1800—1830 ist ein Traditional- und Feudal-Liberalismus, d.h. 
soziologisch gesprochen, eine moderne bürgerliche Bewegung, in welcher das 
Bürgertum noch nicht stark genug war, um die damals vorhandene politische 
Macht feudaler Tradition zu beseitigen und daher mit ihr eine analoge Ver- 
bindung einzugehen suchte, wie später mit dem wesentlich demokratischen 
Nationalismus und dem Sozialismus. Vom konsequent bürgerlichen Liberalismus 
aus läßt sich eben keine politische Theorie gewinnen. Das ist der letzte Grund 
dafür, daß die Romantik keine politische Theorie haben kann, sondern sich 
immer den herrschenden politischen Energien anpaßt. Historiker, die wie G. 
von Below immer nur eine »konservativee Romantik sehen wollen, müssen 
die klarsten Zusammenhänge ignorieren. Die drei literarischen Herolde eines 
typisch liberalen Parlamentarismus sind doch drei echte Romantiker: Burke, 
Chateaubriand und Benjamin Constant! 

17) Ueber den Gegensatz von Liberalismus und Demokratie: Carl Schmitt, 
Die geistesgeschichtliche Lage des heutigen Parlamentarismus, 2. Aufl. 1926, 
13 ff.; dazu der Aufsatz von F. Tönnies, Demokratie und Parlamentarismus, 
Schmollers Jahrbuch, Bd. 51, 1927 (April), S. 173 ff., der die scharfe Trennung 
von Liberalismus und Demokratie ebenfalls anerkennt; vgl. ferner den sehr 
interessanten Aufsatz von H. Hefele, in der Zeitschrift »Hochland«, No- 
vember 1924. 
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neinen. Denn die Negation des Politischen, die in jedem konse- 
quenten Individualismus enthalten ist, führt wohl zu einer poli- 
tischen Praxis des Kampfes gegen alle denkbaren politischen 
Mächte und Staatsformen, niemals aber zu einer eigenen positiven 
Theorie von Staat und Politik. Es gibt infolgedessen eine liberale 
Politik als Gegensatz gegen staatliche, kirchliche oder andere 
Beschränkungen der individuellen Freiheit, eine Handelspolitik, 
Kirchen- und Schulpolitik, Kulturpolitik, aber keine liberale 
Politik schlechthin, auch keine andere Außenpolitik als Kritik 
- an »Uebergriffen« Die systematische Theorie des Liberalismus 
: betrifft fast nur den innerpolitischen Kampf gegen die Staats- 
, gewalt und besteht in einer Reihe von Methoden, diese Staats- 
gewalt zum Schutz der individuellen Freiheit und des Privat- 
eigentums zu teilen, zu hemmen, zu balancieren, zu kontrollieren, 
den Staat zu einem Kompromiß und staatliche Einrichtungen 
zu einem »Ventil« zu machen. Das kann man weder eine Staats- 
form noch eine Staatstheorie nennen, obwohl es sich selber ge- 
+ wöhnlich als Theorie des »Rechtstaats« bezeichnet. 

In einer überaus systematischen Weise umgeht oder igno- 
riert das liberale Denken den Staat und die Politik und bewegt sich 
statt dessen in einer typischen immer wiederkehrenden Polarität 
von zwei heterogenen Sphären, nämlich von Ethik und Wirt- 

N schaft. Das Mißtrauen gegen Staat und Politik erklärt sich leicht 
aus den Prinzipien eines Systems, für welches der Einzelne terminus 

a quo und terminus ad quem bleiben muB. Die politische Einheit 
muB gegebenenfalls das Opfer des Lebens verlangen. Für den 
Individualismus des liberalen Denkens ist diese Möglichkeit auf 
keine Weise zu erreichen und zu begründen. Ein Individualismus, 
der einem andern als dem Individuum selbst die Verfügung über 

v das physische Leben dieses Individuums gibt, wäre offenbar eine 
leere Phrase. Für den Einzelnen als solchen gibt es keinen Feind, 
mit demer auf Leben und Tod kämpfen müßte, wenn er persönlich 
nicht will; ihn gegen seinen Willen zum Kampf zu zwingen ist 
auf jeden Fall, vom privaten Individuum aus gesehen, Unfreiheit 
und Gewalt. Alles liberale Pathos wendet sich gegen jede Art 
von Gewaltanwendung und Unfreiheit. Jede Beeinträchtigung, 
jede Gefährdung dieser individuellen Freiheit, des Privateigen- 
tums und der freien Konkurrenz heißt »Gewalt« und ist eo ipso 

' etwas Böses, oder gar, wie Locke, der eigentliche Begründer des 
\ sogenannten Rechtsstaates, besonders gern sagt, etwas Tierisches. 
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So kommt es zu einem ganzen System entmilitarisierter und ent- 
politisierter Begriffe, von denen hier einige aufgezahlt werden 
mögen, um die erstaunlich konsequente und trotz scheinbarer 
Rückschläge heute noch durchaus herrschende Systematik, li- 
beralen Denkens zu zeigen. Immer ist dabei zu beachten, daß 
diese liberalen Begriffe sich in einer typischen Weise zwischen 
Ethik (»Geistigkeit«) und Wirtschaftlichkeit bewegen und von 
diesen polaren Seiten her das Politische aufzulösen suchen, wobei 
der Begriff des »Recht« d. h. »Privatrecht-Staates« als Hebel 
dient, und der Begriff des Privateigentums das Zentrum des 
Globus bildet, dessen Pole — Ethik und Oekonomik — nur die 
gegensätzlichen Ausstrahlungen dieses Mittelpunktes sind. Ethi- 
sches Pathos und materialistisch-ökonomische Sachlichkeit ver- 
binden sich in jeder typisch liberalen Aeußerung und geben jedem 
politischen Begriff ein verändertes Gesicht. So wird der politische 
Begriff des Kampfes im liberalen Denken auf der wirtschaft- 
lichen Seite zur Konkurrenz, auf der andern, »geistigen« 
Seite zur Diskussion; an die Stelle einer klaren Unter- 
scheidung der beiden verschiedenen Status »Krieg« und »Frie- 
den« tritt der Dauerzustand ewiger Konkurrenz und ewiger <- 


Diskussion. Der Staat wird zur Gesellschaft, und 7 


zwar auf der einen, der ethisch-geistigen Seite, zu einem 
ideologisch-humanitären Begriff der Menschheit; auf der 
andern zur ökonomisch-technischen Einheit eines einheitlichen 
Produktions- und Verkehrs-Systems. Aus dem 
in der Situation des Kampfes gegebenen, völlig selbstverständ- 
lichen Willen, den Feind abzuwehren, wird ein rational- 
konstruiertes Programm, eine Tendenz oder eine wirt- _ 
schaftliche Berechnung. Aus dem Volk wird auf der 
einen Seite ein kulturell interessiertes Publikum, auf der 
andern teils ein Betriebs- und Arbeitspersonal, 
teils eine Masse von Konsumenten. Aus Herrschaft 
und Macht wird auf der geistigen Seite Propaganda, 
auf der wirtschaftlichen »Kontrolle«. 

Alle diese Auflösungen zielen mit großer Sicherheit darauf 
hin, Staat und Politik teils einer individualistischen und daher 
privatrechtlichen Moral, teils ökonomischen Kategorien zu unter- 
werfen und ihres spezifischen Sinnes zu berauben. Es ist schr 
merkwürdig, mit welcher Selbstverständlichkeit der Liberalismus 
außerhalb des Politischen die relative Autonomie der verschiede- 
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nen Gebiete des menschlichen Lebens nicht nur anerkennt, son- 
dern bis zur völligen Isolierung übertreibt. Die Selbständigkeit 
ästhetischer Werte und die Freiheit des künstlerischen Genies 
z. B. gibt er gerne zu, ja, in manchen Ländern erhebt sich ein 
echtes liberales Pathos überhaupt erst dann, wenn die Freiheit 
der Kunst durch »Sittlichkeitsapostel« gefährdet wird. Die Moral 
wiederum wird gegenüber der Religion autonom. Als wichtigstes 
von allem aber setzt sich die Selbständigkeit der Normen und 
Gesetze des Oekonomischen in unbeirrter Sicherheit durch und 
daß Produktion und Konsum, Rentabilität und Markt ihre eigene 
Sphäre haben und von der Ethik oder Aesthetik oder Religion 
nicht dirigiert werden können, ist wohl einer der wenigen wirklich 
geltenden, ganz unbezweifelbaren Sätze der heutigen Welt. Um so 
interessanter, daß gerade das Politische mit besonderem Pathos 
jeder Selbständigkeit beraubt und den Normen und »Ordnungene 
von Moral und Recht unterworfen wird. Da es in der konkreten 
Wirklichkeit des politischen Seins keine abstrakten Ordnungen 
und Normenreihen gibt, die herrschen, sondern immer nur konkrete 
Menschen oder Verbände, die über andere herrschen, so hat 
natürlich auch hier, politisch gesehen, die »Herrschaft« der 
Moral, des Rechts oder der »Norm« immer nur einen konkreten 
politischen Sinn 8). 

Von Anfang an erhob das liberale Denken gegen die Politik 
den Vorwurf der »Gewalt« Das kann einer echten moralischen 
Ueberzeugung entspringen, kann aber auch, politisch betrachtet, 
nur bedeuten, daß eine auf privatrechtlich-ökonomischer Ueber- 
legenheit beruhende Machtposition jede Korrektur, die von einer 


18) Die ideologische Struktur des Vertrags von Versailles entspricht genau 
dieser Polarität von ethischem Pathos und wirtschaftlicher Berechnung. In 
Art. 231 wird das Deutsche Reich gezwungen, seine »Verantwortlichkeit« für 
alle Kriegsschäden und -verluste anzuerkennen, wodurch die Grundlage für 
ein rechtliches und moralisches Werturteil geschaffen ist. Politische Begriffe 
wie »Annexionene werden vermieden; die Abtretung Elsaß-Lothringens ist eine 
sdesannexione, also Wiedergutmachung eines Unrechts; die Abtretung pol- 
nischer und dänischer Gebiete dient der idealen Forderung des Nationalitäts- 
prinzips; die Wegnahme der Kolonien wird in Art. 22 sogar als ein Werk selbst- 
loser Humanität proklamiert. Den wirtschaftlichen Gegenpol dieses Idealismus 
bilden die Reparationen, d. h. eine dauernde und unbegrenzte wirtschaftliche 
Ausbeutung des Unterlegenen. Das Ergebnis: ein solcher Vertrag konnte einen 
politischen Begriff wie »Friedens gar nicht realisieren, so daß immer neue »wahree 
Friedensverträge notwendig wurden: das Londoner Protokoll vom August 1924 
(Dawes-Plan), Locarno vom Oktober 1925, der Eintritt in den Völkerbund, 
September 1926 — die Reihe ist noch nicht zu Ende. 
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anderen Seite, sei es vom Politischen, sei es vom Religiösen her 


erfolgt, als »außerökonomische Gewalt« betrachtet. Es ist lehr-' 


reich zu sehen, mit welcher schlichten Selbstverständlichkeit 
erstens das Außerökonomische als Gewalt bezeichnet und dann 
dieser Vorwurf der Gewalt erhoben wird. Aus den letzten Jahr- 
zehnten sind es vor allem die Definitionen von Franz Oppen- 
heimer, die ein herrliches Beispiel dieser liberalen Methode 
darstellen. Als sein Ziel proklamiert Oppenheimer die » Ausrottung 
des Staates«. Der Liberalismus wird hier so radikal, daß er den 
Staat nicht einmal mehr als bewaffneten Bürodiener gelten läßt. 
Die »Ausrottung« wird nun gleich mittels einer wert- und affekt- 
beladenen Definition ins Werk gesetzt. Der Begriff des Staates 
ist nach Oppenheimer durch das »politische Mittel«, der Begriff 
der (wesentlich unpolitischen) Gesellschaft durch das»ökonomische 
Mittel« bestimmt. Die Definitionen, durch welche dann das poli- 
tische vom ökonomischen Mittel unterschieden wird, sind nichts 
als charakteristische Umschreibungen jenes in der Polarität von 
Ethik und Oekonomik schwingenden Pathos gegen Politik und 
Staat. Als ökonomisches Mittel nämlich gilt der Tausch; er ist 
Reziprozität von Leistung und Gegenleistung, daher Gerechtig- 
keit und schließlich nicht weniger als »der genossenschaftliche 
Geist der Eintracht, Brüderlichkeit und Gerechtigkeit«1?). Das 
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politische Mittel dagegen ist Raub, Gewalt und Eroberung, . 


»erobernde außerökonomische Gewalt«, Verbrechen aller Art. Die 
hierarchische Wert-Ordnung des Verhältnisses von Staat und 


Gesellschaft bleibt bestehen; aber während die von Hegel syste- ~ 


matisierte Staatsauffassung des deutschen 19. Jahrhunderts 
einen über der »egoistischen« Gesellschaft stehenden Staat als 
ein Reich der Sittlichkeit konstruierte, ist jetzt die Wert-Hierar- 


chie umgekehrt und steht die Gesellschaft als ein Reich der `. 


we 


friedlichen Gerechtigkeit über dem Staat, der als eine Sphäre von ’ 


Raub und Gewalt erscheint. Die Rollen sind vertauscht, die 
Apotheose ist geblieben. Aber es ist doch eigentlich nicht zulässig 
und weder logisch noch moralisch noch psychologisch in Ord- 
nung, einfach mit moralischen Disqualifikationen zu definieren 


und den guten und gerechten Tausch dem wüsten Raub als - 


»Begriff« an die Seite zu stellen. Mit solchen Begriffsbestim- 


19) Vgl. die Zusammenstellung bei F. Sander, Gesellschaft und Staat, 
Studien zur Gesellschaftslehre von Franz Oppenheimer, Arch. f. Soz.-Wiss. 56 
(1926), S. 384. 
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mungen könnte man ebenso gut die Politik als die Sphäre des 
ehrlichen Kampfes, die Wirtschaft aber als eine Welt des Betruges 
definieren, denn schließlich ist der Zusammenhang des Politischen 
mit Raub und Gewalt nicht mehr spezifisch als der des Oekono- 
mischen mit List und Betrug. Es gibt nun einmal, als soziologisches 
Faktum, eine auf ökonomischer Grundlage beruhende Herrschaft 
über Menschen, die gerade dann, wenn sie unpolitisch bleibt, d. h. 
sich jeder politischen Verantwortlichkeit und Sichtbarkeit ent- 
zieht, als ein Betrug erscheinen muß. Der Begriff des Tausches 
schließt es keineswegs begrifflich aus, daß einer der Kontra- 
henten einen Nachteil erleidet und daB ein System von Tausch- 
verträgen sich schließlich in ein System der schlimmsten Aus- 
beutung und Unterdrückung verwandelt. Wenn die Ausgebeute- 
ten und Unterdrückten sich dann zur Wehr setzen, so können sie 
das selbstverständlich nicht mit ökonomischen Mitteln. Daß die 
Inhaber der ökonomischen Macht dann jede »außerökonomische« 
Aenderung ihrer Machtstellung als Gewalt und Verbrechen be- 
zeichnen und zu verhindern suchen, ist ebenfalls selbstverständ- 


> lich. Nur entfällt dadurch jene Idealkonstruktion einer auf 


»Tausch beruhenden und eo ipso gerechten Gesellschaft. Die 


Sphäre des Tausches hat ihre engen Grenzen und ihr spezifisches 
Gebiet. Nicht alle Dinge haben einen Tauschwert. Für politische 
Freiheit z. B. und politische Unabhängigkeit gibt es kein gerechtes 
Aequivalent, mag die Bestechungssumme noch so groß sein. 
Mit Hilfe solcher Definitionen und Konstruktionen, die 
schließlich alle nur die typisch liberale Polarität von Individual- 
ethik und Oekonomik umkreisen, kann man Staat und Politik 
nicht ausrotten und wird man die Welt nicht entpolitisieren. 
Daß die ökonomische Machtstellung heute immer stärker und 
ausschlaggebender wird, bedeutet nur, daß sie sich immer mehr 
dem entscheidenden Punkt des Politischen nähert. Es wäre des- 
halb irrig, zu glauben, eine mit Hilfe ökonomischer Ueberlegen- 
heit errungene politische Position sei »essentiell unkriegerisch « 
(Schumpeter). Essentiell unkriegerisch, und zwar aus der Essenz 
der liberalen Ideologie heraus, ist nur die Terminologie. Eine 
ökonomisch fundierte Macht wird natürlich einen Zustand der 
Erde herbeizuführen suchen, in welchem sie ihre ökonomischen 
Machtmittel, Kreditsperre, Rohstoffsperre, Zerstörung der Wäh- 
rung usw. ungehindert anwenden kann. Sie wird es als »außer- 
ökonomische Gewalt« betrachten, wenn ein Volk oder eine andere 
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Menschengruppe sich der Wirkung dieser friedlichen Methoden 
zu entziehen sucht. Sie wird ferner, wenn diese Methoden nicht 
mehr ausreichen, schärfere, »wirtschaftliche« Zwangsmittel ge- 
brauchen, wie sie etwa in den »Richtlinien« zur Ausführung des 
Art. 16 der Völkerbundsatzung von der 2. Vélkerbundversamm- 
lung 1921 aufgezählt sind, z. B. Unterbindung der Nahrungs- 
mittelzufuhr an die Zivilbevölkerung (Ziffer 14 der Richtlinien), 
Hungerblockade usw. Schließlich verfügt sie auch über technische 
Mittel gewaltsamer physischer Tötung, und es wäre wohl vergeb- 
lich zu hoffen, daß die unerhört vollkommnen modernen Waffen 
mit einem Aufgebot von Kapital und Intelligenz nur deshalb 
produziert würden, um bestimmt niemals zur Anwendung zu 
kommen. Für die Anwendung solcher Mittel bildet sich allerdings 
ein neues, essentiell pazifistisches Vokabularium heraus, das den 
Krieg nicht mehr kennt, sondern nur noch Exekutionen, Sanktio- 
nen, Strafexpeditionen, friedliche Maßnahmen, Schutz der Ver- 
träge, internationale Polizei und Sicherung des Friedens. Der 
Gegner heißt nicht mehr Feind, aber dafür wird er als Verbrecher ò^ 
oder als »mad dog« behandelt, und ein zur Wahrung oder Er- ` 
weiterung ökonomischer Machtpositionen geführter Krieg muß 
mit einem Aufgebot von Propaganda zum »Kreuzzug« und zum 
»letzten Krieg der Menschheit« werden. So verlangt es die Polari- 
tät von Ethik und Oekonomie. In ihr zeigt sich allerdings die 
erstaunliche Systematik und Konsequenz des liberalen Indivi- 
dualismus, aber auch dieses unpolitische und sogar antipoli- 
tische System dient entweder bestehenden oder führt zu neuen 
. Gruppierungen nach Freund und Feind und vermag der Kon- 
sequenz des Politischen nicht zu entrinnen. 
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Europa in Afrika. 
Von 


A. MENDELSSOHN BARTHOLDY. 
(Mit 2 Karten.) 


Die gegenwärtige Weltlage ist mehr dazu angetan, daß man 
versucht in die Zukunft mit ihren wahrscheinlich großen und er- 
schütternden Veränderungen zu sehen, als daß sich der Blick be- 
schaulich betrachtend der Vergangenheit zuwenden möchte. Auch 
im folgenden soll noch von nächster Zukunft, wie sie sich im 
Derzeitigen ankündigt, gesprochen werden: von den letzten 
Möglichkeiten für Europa, sich an einer gemeinsamen Aufgabe 
in Afrika zu rehabilitieren und hier durch naturgegebene Arbeit 
das wieder zu verdienen, was im Zusammenbruch der notwendiger- 
weise künstlichen Machtpositionen in Asien verloren geht !). Aber 
ich glaube auch Kennern der afrikanischen Entwicklung von 
heute, alten Praktikern der mittel- und südwest-afrikanischen 
Europäer-Ansiedlung, und selbst den leider viel zu wenig zahl- 
reichen Südafrikanern von bewußt deutscher Herkunft ist es 
nützlich, vor dem Entschluß zur demnächst zu befolgenden poli- 
tischen und wirtschaftlichen Richtung sich an die Krisen zu 
erinnern, die in der Zeit der »Aufteilung« Afrikas, gegen Ende des 
vorigen Jahrhunderts, eintraten und keine richtigen Lösungen 
brachten — solche Lösungen nicht bringen konnten, weil es die 
europäische Kabinettspolitik war, in deren Händen die Leitung lag. 

Wir haben gerade in Deutschland für eine der wichtigsten 
dieser Krisen — Grey hat in seinen Denkwürdigkeiten bestätigt, 
wie wichtig sie auch für die deutsch-englischen Beziehungen in 
Europa war — sehr gutes Material in den Akten des Auswärtigen 
Amtes, die im 8. Band der »GroBen Politik der Europäischen 
Kabinette 1871—1914« veröffentlicht sind. In Afrika waren die 
Besitzverhältnisse Anfang der goer Jahre noch im Fluß; die Mög- 


1) Vgl. den Aufsatz Europe at the Cross-Roads in Round Table 1926, 
S. 476 f.; A. Schweitzer, Mitteilungen aus Lambarene, 2. Heft (1924/25), S. 20, 21. 
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lichkeit des Tausches und der Abrundung von Kolonialgebiet 
bestand in den größten Maßen, sowohl zwischen den drei Groß- 
mächten England, Frankreich, Deutschland, als zwischen diesen 
Mächten und den beiden kleinen Staaten mit dem übergroßen 
Kolonialbesitz: Portugal und Belgien (wir setzen hier, die staats- 
rechtliche Ungenauigkeit in Kauf nehmend, den »Unabhängigen 
Kongostaat« König Leopolds mit Belgien gleich). Frankreich war 
im Vordringen nach dem Tschadsee; in Deutschland war, auch 
beim neuesten Kurs der auswärtigen Politik, im Amt selbst noch 
unvergessen, daß fünf Jahre vorher noch, man kann wohl sagen, 
um ein Haar, Deutsch-Südwestafrika gegen Helgoland ausge- 
tauscht (und damit die unerläßliche Voraussetzung für ein dauernd 
gutes Verhältnis der deutschen Afrika-Kolonien wenigstens zur 
südafrikanischen Selbständigkeitspartei, zum Afrikandertum ge- 
schaffen) worden wäre. England aber war vor allem auf eine Um- 
gestaltung der Besitzverhältnisse aus, die ihm den »Kap-Kairo- 
Weg«, richtiger gesagt die Verbindung zwischen Rhodesien und 
Uganda, bringen sollte. 

Staatsmänner, die im Jahr 1894 den Blick auf die Zeit der 
nächsten Generation, die Zeit von 1924 an, gehabt hätten, wären 
übereingekommen, die europäische Aufgabe in Afrika so zu 
teilen, daß jedem durch Bevölkerungs- und Wirtschaftskraft 
dazu fähigen und durch Missionsdienst (im höchsten, nicht nur 
kirchlichen Sinn) bewährten Großstaat ein zusammenhängendes 
Gebiet zugewiesen, die kleineren Kolonialstaaten durch Verwal- 
tungsgemeinschaft mit einem ihnen befreundeten Großstaat in 
ihrem Besitz gestützt und beaufsichtigt, Südafrika, als Länder- 
gruppe gesamteuropäischer Herkunft, zur Vereinigung und Selb- 
ständigkeit gefördert, bei all diesem aber zum obersten Grundsatz 
gemacht würde, daß die Wege von der Ost- an die Westküste, 
wie die Wege von Norden nach Süden sich nicht ausschließen und 
beeinträchtigen dürften, sondern sich aneinemneutralisierten Punkt 
treffen und verbinden müßten. So hätte sich ergeben die fran- 
zösische Sphäre, mit spanischer und italienischer Unterbeteili- 
gung, in Nordafrika und in der Sahara, an der Westküste bis zur 
Grenze von Nigerien; der englische Bereich des Sudan, des heuti- 
gen Kenya und Uganda; der deutsche Bereich von Ostafrika, in 
Wirtschaftsgemeinschaft mit dem Kongostaat; Südafrika mit 
Deutschsüdwest, Betschuanaland und Rhodesien; im Westen der 
Kongostaat, an dessen Verwaltung Deutschland dieselbe freund- 

3* 
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schaftlich führende Teilhaberschaft hätte zustehen müssen, wie sie 
England in dem ursprünglich holländischen Südafrika hatte — 
die portugiesischen Besitzungen aber hätten, so wie es die Ab- 
kommen zwischen Deutschland und England Ende der neunziger 
Jahre und unmittelbar vor dem Ausbruch des Kriegs ja geregelt 
hatten, halb als Pufferstaaten, halb als Feld gemeinschaftlicher 
Wirtschaftstätigkeit gedient. 

Als jene wichtigsten, neutralisierten Wegkreuzungen aber 
hätten sich von Natur dargeboten der Tschadsee (West-Ost von 
Nigerien zum Sudan, Nord und Nordwest-Süd von französisch 
und italienisch Nordafrika nach dem französischen Kongo- 
Kamerun) und der Tanganjika-See (West-Ost vom Kongostaat 
nach Deutsch-Ostafrika, Nord-Süd von Sudan und Kenya nach 
Rhodesien und Südafrika). 

Gegen diese europäische Afrika-Gemeinschaft als staats- 
männische Möglichkeit sprach nur das Eine: daß keiner der be- 
teiligten Staaten willens gewesen wäre, anders als durch Krieg 
zu ihr zu gelangen. Der Burenkrieg, die jahrelange Kriegsgefahr 
der Marokkokrisen, der italienisch-türkische Krieg sind, statt 
einer friedlichen Uebereinkunft, die Bewegungsmittel der euro- 
päischen Mächte in Afrika gewesen. Die Folge davon war, daß 
der Krieg um Bosnien, Albanien und Elsaß-Lothringen, dem nur 
eine grauenhafte Folge von politischen Fehlern den Scheincharak- 
ter eines »Weltkriegs« geben konnte, mit Notwendigkeit auf 
Afrika übergreifen mußte; so wenig Asien und Amerika, so viel 
hat eben Afrika mit Europa kriegsmäßig zu tun. 

Aber wenn an den kriegerischen Unternehmungen in Afrika 
selbst bis zum Jahr 1914 Deutschland nicht teilgenommen hat, 
so sind doch die Fehler der Kurzsichtigkeit (oder auch wenn man 
will Weitsichtigkeit im Sinn des Uebersehens der näheren Wirk- 
lichkeit) gerade in der deutschen Politik aufs deutlichste wahr- 
zunehmen. Als im April 1894 England sich von dem Vorgehen 
der Franzosen in der Gegend des Tschadsees beunruhigt zeigte 
— das Gebiet zwischen Nigerien und dem Sudan war damals 
noch tatsächlich no man’s land — und der Kolonialminister Lord 
Kimberley dem deutschen Botschafter über diese Bedrohung 
geklagt hatte, gegen die sich England und Deutschland zusammen- 
tun sollten, konzipierte die Kolonialabteilung des Auswärtigen 
Amtes eine Antwort, in der es hieß: 

»Seit dem Beginn unserer Kolonialpolitik war es stets das 
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Bestreben der Kaiserlichen Regierung, die Gemeinschaft der In- 
teressen, wie sie glücklicherweise in Europa zwischen Deutsch- 
land und Großbritannien bestehen, auch in Afrika zur Geltung 
zu bringen. Dabei hoffte die Kaiserliche Regierung, daß der jungen 
deutschen Kolonialmacht, die in keiner Weise die Absicht hatte, 
dem mächtigen britischen Kolonialreich Abbruch zu tun, von 
diesem Entgegenkommen und Wohlwollen gezeigt werden würde. 
In dieser Hoffnung hat sich Deutschland bei zahlreichen Gelegen- 
heiten getäuscht. Wenn ich auch mit Lord Kimberley dahin über- 
einstimme, daß es besser sei, begangene Fehler gut zu machen, 
als sie zu beklagen, so glaube ich doch, daß eine Besserung der 
Verhältnisse erst aus der Erkenntnis dieser Fehler entstehen 
kann... .¢, und nun folgt ein langes Sündenregister der englischen 
Politik, folgt eine kaum verhehlte Drohung damit, daß Deutsch- 
land von Frankreich in dem Kamerun-Hinterland-Abkommen 
jene Gewährleistung gemeinsamer Ziele erreicht habe, die uns von 
England verweigert worden sei, folgt endlich das rüde Bekenntnis 
der Käuflichkeit: »Liegt es im britischen Interesse, den französi- 
schen Bestrebungen entgegenzutreten, so hat die großbritannische 
Regierung es in der Möglichkeit, Vorschläge zu machen, welche 
den berechtigten Wünschen Deutschlands gebührende Rücksicht 
tragen.« Aber schlimmer als all diese schlechten diplomatischen 
Manieren, die bei ihrem Eingeber, dem Urheber der Krüger- 
Depesche und einer ganzen Reihe von ähnlichen Topfschlägereien, 
nicht wundernehmen, viel schlimmer ist, daß dann im SchluB- 
absatz die Konzessionen genannt sind, die England machen müsse, 
um dafür die Erfüllung der englischen Wünsche in Westafrika 
einzuhandeln. Und was sind sie? Daß England der Kuli-Anwer- 
bung in Singapore — für Neuguinea — keine Schwierigkeiten 
mehr mache und daß, nach dem zu erwartenden Ausscheiden der 
Vereinigten Staaten aus der Verwaltungsgemeinschaft in Samoa, 
England in die Alleinverwaltung Deutschlands, das heißt die 
Verwandlung Samoas in eine deutsche Kolonie, willige. »Wenn es 
uns gelingen würde, das Einverständnis der englischen Regierung 
zu einer deutschen Verwaltung in Samoa zu erhalten, so würde 
dies nicht nur eine befriedigende Lösung für unsere dort bestehen- 
den erheblichen lokalen Interessen darstellen, sondern darüber 
hinaus auch einen inneren politischen Erfolg von 
nicht zu unterschätzender Wirkung bedeuten«, heißt es in der 
Instruktion des Auswärtigen Amtes an den Botschafter in Lon- 
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don. Aber auch wenn man von der grotesken Ungeheuerlichkeit 
- dieser letzteren Begründung absieht, auch wenn man davon ab- 
sieht, daß eine pazifische Aufgabe, vor der die Vereinigten Staa- 
ten wegen ihrer Lästigkeit zurückschreckten, doch auch für 
Deutschland nicht ganz leicht sein konnte und daß durch die 
Kulipolitik in Australien und Neuseeland jener fanatische Haß 
gegen Deutschland großgezüchtet werden mußte, dessen Aus- 
brüche wir im Krieg und in der Haltung der australischen Dele- 
gation in Versailles erlebt haben — auch dann bleibt es eine un- 
verzeihliche Unfähigkeit zum Erkennen des Wesentlichen, daß 
hier ein möglicher Erwerb im fernasiatischen, australischen und 
amerikanischen Bereich als Preis für einen Rückzug in Afrika 
vorgesehen wird, statt daß man in Afrika selbst den Ausgleich 
suchte. 

Das wiederholte sich dann noch deutlicher, als England 
durch den Vertrag vom 12. Mai 1894 mit dem Kongostaat ver- 
sucht hatte, sich den Weg von Rhodesien nach Kenya und dem 
Sudan durch die Verwaltungspacht eines nord-südlich laufenden 
Landstreifens von 25 Kilometer Breite zu sichern; dieser »Korri- 
dor« sollte vom Nordrande des Tanganjika-Sees bis zum Südende 
des Albert-Edward-Sses durch den belgischen Kongo gehen; er 
wäre vom Tanganjika-See zunächst ein Stück weit parallel der 
Westgrenze von Deutschostafrika (längs dem heute an Belgien 
gefallenen früher deutschen Gebiet von Urundi) gelaufen und 
dann in gleicher Weise parallel der Westgrenze von Britisch- 
Ostafrika (Uganda), bis er am Albert-Edward-See britisches Ko- 
lonialgebiet erreicht hätte; zwischen diesem Pachtstreifen und 
der deutschen beziehungsweise englischen Westgrenze hätte der 
Kongostaat noch einen ebenfalls ganz schmalen Streifen Landes 
in seiner eigenen Verwaltung behalten. Dautschland war durchaus 
berechtigt, diesen Vertrag zu beanstanden, schon weil er in offen- 
barer Absicht äußerst heimlich zustande gebracht war und so das 
stillschweigende Einverständnis über die Gemeinsamkeit des 
deutschen und englischen Interesses am Kongostaat verletzte; 
die englische Regierung mußte zugeben, daß sie sich hier vergrif- 
fen hatte, und der deutsche Einspruch in Brüssel brachte denn 
auch den Kongopachtvertrag zu Fall. Aber dieser formal-juristi- 
sche Erfolg war die entscheidende Niederlage der gesamteuropäi- 
schen Afrika-Politik. Deutschland hatte die beste Sache von der 
Welt, wenn es für sich die völlig ungehinderte und durch keinen 
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englischen Souveränitäts-Pachtstreifen unterbrochene Verbin- 
dung nach dem Kongostaat, und durch den Kongostaat nach der 
Westküste von Afrika forderte. Aber diese Verbindung hing nicht 
an einer gemeinsamen Landgrenze an dem ohnehin kurzen und 
unwegsamen Stück Flußlauf zwischen dem Tanganjika und dem 
Kiwu-See, sondern sie war dem ganzen Tanganjika-See entlang 
vom westlichen zum östlichen Ufer gegeben. England hätte, 
auch wenn ihm ein spitz nach Süden zulaufender Landzipfel von 
Uganda nach dem Nordende des Tanganjika-Sees zu Eigentum 
gegeben worden wäre, immer noch für den Kap-Kairo-Weg die 
Seedampfschiffahrt durch den Tanganjika-See von Norden nach 
Süden, rund 700 km, nötig gehabt, eine für den Kriegsfall über- 
haupt nicht zu sichernde Strecke, während Deutschland einen 
Trajekt von höchstens 50 km Seebreite, und dazu am Nord- 
ende in Usambara eine Landdurchgangsstation nach dem Kongo 
gehabt hätte. Das mußte, im Einverständnis mit dem zu jeder 
deutsch-englischen Kooperation geneigten Leiter der belgischen 
Kongopolitik, dem englischen Kolonialamt vorgeschlagen wer- 
den, statt daß man England hinderte, von Uganda her bis an das 
Nordende des Tanganjika-Sees zu gelangen. 

Aus dem völlig negativen Verhalten Deutschlands — die 
Kolonialabteilung erklärte sogar ausdrücklich, daß sie keine 
Kompensationsverhandlungen wolle, sondern nur die Aufhebung 
des englisch-belgischen Vertrags erzwingen werde — ergab sich 
für die englischen Imperialisten die Gewißheit, daß die unter 
britischer Souveränität stehende Verbindung der südafrikanischen 
und nordostafrikanischen Besitzung durch Mittelafrika hindurch 
sich nur durch Waffengewalt erreichen lassen werde; die englische 
Regierung ist denn auch in den ungezählten späteren Verhand- 
lungen über die Abgrenzung der Interessensphären zwischen 
England und Deutschland und über den Tausch von Uebersee- 
gebieten nie mehr auf diesen ihren Hauptwunsch des Land- 
streifens zwischen Tanganjika und Uganda zurückgekommen. 
Des weiteren ergab sich aus jenem Kongo-Konflikt für 
England die Notwendigkeit, in Afrika wenigstens mit Frank- 
reich zum Ausgleich zu kommen, und dieser Ausgleich war ja 
auch zehn Jahre später, nach Ueberwindung der gefährlichen 
Station von Faschoda, in der Mittelmeer-Entente von 1904, 
vollkommen durchgeführt. Frankreich bekam in dieser Entente 
weit mehr als England: nicht nur die Vorherrschaft in Marokko. 
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sondern auch, abgesehen von dem moralischen Versprechen eng- 
lischer Bundeshilfe in einem europäischen Krieg gegen Deutsch- 
land, die ganze Sahara, den Tschadsee, die Verbindung von Algier 
nach dem französischen Kongo, das nordwestliche Drittel Afrikas, 
in dem jetzt Nigerien, die Goldküste, Kamerun und Togo nur noch 
Enklaven waren. Was England behielt und bestärkt bekam, war 
außer dem prekären Besitz der Oberhoheit über Aegypten der 
Sudan, aber ein Sudan, der auf die Verbindung nach Westen, 
nach Nigerien, verzichtet hatte, und für den deshalb nun um so 
dringender, wie für Kenya und Uganda, die nur im Krieg erreich- 
bare Oeffnung nach Süden, über Deutschostafrika hinweg, ge- 
boten war: so nah ist 1904 an IQI4. 


* ¥ 
* 


Wenden wir uns vom Bild jener versäumten Gelegenheit des 
vorigen Jahrhunderts nun zur Gegenwart, so möchte ich zunächst 
unter den Veränderungen, die wir in Rechnung stellen müssen, 
den deutschen Kolonialverlust nicht in Betracht ziehen. Es ist 
nur natürlich, daß er für uns alles andere verdunkeln möchte; auch 
wird vor dem Ausland immer wieder von ihm zu reden sein. Ich 
habe in meinen Vorträgen in Williamstown gerade dieses afrika- 
nische Problem, um der anglo-amerikanischen Hörer willen, in den 
Mittelpunkt gestellt: wenn man für fast alle andern Bestimmun- 
gen der Friedensverträge, so verkehrt sie politisch und wirtschaft- 
lich zum großen Teil sind, Erklärungen finden kann, bei denen 
der gute Glaube ihrer Urheber gewahrt bleibt, ist das für die 
beutemäßige Verteilung der Kolonien unter dem Mandats- 
vorwand nicht möglich; man hat nur die Wahl zwischen der An- 
nahme, daß die heutige Mandatspraxis Englands und Frank- 
reichs ein Mißbrauch der Vertragsrechte, eine grobe Entstellung 
des Vertragssinnes ist, und der andern Annahme, daß diese Man- 
datsmächte, wie es an sich nach dem Londoner Vertrag ja sehr 
nahe liegt, von vornherein den Mandatsplan der amerikanischen 
Delegation zum bloßen Vorwand genommen haben und schon in 
Paris die deutschen Kolonien annektiert, das heißt den Völker- 
bund gleich bei seiner Entstehung so betrogen haben, daß zum 
Schaden für ihn auch noch der Spott kommen muß. 

Aber wir müssen in Deutschland, wenn wir für uns selbst 
die Zukunft Europas und Afrikas aus der Gegenwart herauszu- 
lesen versuchen, die gefühlsmäßige Verschiebung der Werte, die 
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der Raub der Kolonien und die trügerische Bemäntelung dieses 
Raubs für uns mit sich gebracht haben, überwinden können; wir 
müssen sehen können, wie groß die Veränderung des afrikanischen 
Besitzstandes auch für die Siegermächte selbst ist. 
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Wenn man dabei für England findet, daß eine unter fünf 
verschiedenen Gesichtspunkten wahrnehmbare Verschlechterung 
seiner afrikanischen Gesamtposition eingetreten ist, der eine 
mindestens dreifache Verbesserung der französischen Gesamt- 
position gegenübersteht, so wird das krampfhafte Festhalten des 
englischen Kolonialamts an dem einen zweifellos scheinenden 
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Gewinn, der Annexion von Deutschostafrika, verständlicher als 
sie es sonst wäre. Die fünf Gesichtspunkte sind: 

I. Aegypten. Hier ist durch den völligen Wegfall der Türkei 
der Nationalismus gestärkt; das politische Gefühl eines souverä- 
nen Mittelmeerstaats festigt sich; der englische Griff auf die Ver- 
waltung hat nachgelassen; das Betonen des Gegensatzes zwischen 
der »Nation« des Sudan und dem Aegyptertum — ein Argument, 
das im Streit um die Nil-Wasserkraft sehr gut zu gebrauchen war 
— schlägt auf die Dauer in Aegypten stark gegen England zurück. 
Das alles steht natürlich im Rahmen des allgemeinen Macht- und 
Ehr-Verlustes, den der Krieg über Europa gebracht hat, und ist 
insofern nah verwandt mit 

2. Abessynien. Das für die englische Diplomatie gewiß nicht 
leicht verdauliche »Essen der eigenen Worte«, zu dem der Wider- 
spruch Abessyniens gegen das englisch-italienische Aufteilungs- 
projekt von 1925 sie genötigt hat, war ein deutliches Zeichen da- 
für, daß auch hier die Selbständigkeit des afrikanischen Staats- 
gefühls sich gegen Europa durchsetzt. Italien gegenüber ist das 
nichts Neues, und England würde sich wahrscheinlich jene diplo- 
matische Niederlage nicht zugezogen haben, wenn die Verhand- 
lungen mit Mussolini nicht in Rom geführt worden wären und 
der englische Botschafter sich nicht völlig in die Sprache des Dik- 
tators verstiegen gehabt hätte — die groteske Verabredung dar- 
über, daß die beiden Mächte den Abessyniern die Ausnützung 
ihrer eigenen Wasserkräfte nur soweit erlauben wollten, als daraus 
der notwendige Lebensunterhalt für die Bevölkerung gewonnen 
werde, wäre im Foreign Office doch wohl nicht durchgegangen. Aber 
auch England selbst ist, je mehr es den Sudan wirtschaftlich aus- 
nützt, desto mehr auch auf ein Verhandeln von Gleich ynd Gleich 
mit Abessynien genötigt. Die Wollpflanzungen von Kassala leben 
von abessynischem Wasser; die noch größeren Pflanzgebiete in 
der Gesireh-Niederung zwischen dem weißen und blauen Nil 
sind ebenfalls dem abessynischen Hochland so nahe, daß ihre 
sichere Bewirtschaftung nur bei freundlichem Verhältnis mit dem 
Nachbarstaat möglich ist. Gegen einen feindlichen Angriff könnte 
im Ernstfall eine Strafexpedition mit ungeheuren Mitteln wirk- 
same Vergeltung üben; den Schaden wieder gut machen könnte 
sie nicht. 

3. Italien hat zwar durch hartnäckiges Mahnen an den Lon- 
doner Kriegsbeute-Vertrag erreicht, daß ihm England, als Kom- 


Europa in Afrika. 43 


pensation für seine eigene Kolonialbereicherung um Deutsch- 
ostafrika und Kamerun, ein Stück Somaliland abtrat — einer 
von jenen nachgerade nicht mehr vereinzelten Fällen, in denen 
Landgebiete mit den darauf wohnenden Menschen unter den 
alliierten Mächten, dem Wilsonschen Hauptpunkt zum Trotz, 
ohne Rücksicht auf ihren Willen und ihr Wohl »wie Steine auf 
dem Schachbrett« hin- und hergeschoben wurden ?). Aber damit 
ist Italien nicht saturiert, und im übrigen Europa wird man eine 
Vergrößerung des italienischen Koloniallands in Ostafrika immer- 
hin lieber sehen als eine Expansion auf dem Balkan oder nach 
Tunis zu. 

4. Belgien wird ebensowenig wie Italien in absehbarer Zeit 
zu politischer Feindseligkeit gegen England geneigt oder fähig 
sein. Aber kolonialwirtschaftlich ist auch hier eine Schwächung 
der englischen Position eingetreten, die sich allerdings nicht zeigt, 
wenn man den jetzigen Stand mit dem Stand der Vorkriegszeit 
unter der Annahme fortdauernder Spannung und mangelnden 
guten Willens zwischen Deutschland und England vergleicht, die 
aber in die Augen springt, wenn man diesen jetzigen Stand neben- 
einanderhält mit einem Stand kolonialer Kooperation zwischen 
dem früheren Britisch- und Deutsch-Ostafrika. Denn England hat 
durch ein Abkommen von 1919, im Bestreben den Kriegsgegensatz 
zwischen Deutschland und Belgien zu verewigen, zur unvergäng- 
lichen Erinnerung an die Leiden Belgiens und die Verdienste des 
belgischen Widerstandes um die Sache der Alliierten, und zugleich 
als Denkmal der englisch-belgischen Waffenbrüderschaft bei der 
vierjährigen vergeblichen Bekämpfung der kleinen, in Afrika ge- 
bliebenen deutschen Truppe, den besten Distrikt des heutigen 
Tanganjika-Territoriums, Ruanda-Urundi, an Belgien abgetre- 
ten. Dabei hatte es sich zunächst einen Korridor in Ruanda vor- 
behalten, durch den eine Eisenbahn von der Südwestecke von 
Uganda nach Tanganjika hätte gelegt werden können. Man fragte 
dabei zunächst nicht danach, was die Bevölkerung mit ihren 
Jahreszeiten-Wanderungen aus einem Gebietsteil in den andern 
zu dieser Teilung sage. Als aber gegen die geplante Eisenbahn- 
linie von dem Kolonial-Schoßkind Englands, von Kenya, Wider- 
spruch erhoben wurde, weil Kenya Uganda als Hinterland an- 
sieht und den einzigen Wirtschaftsweg von Uganda zum Meer 


3) Vgl. den Text des Jubaland-Vertrags mit Karte in Europ. Gespr. 1924, 
S. 469 f. l 
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durch sein Gebiet geleitet haben will, besann man sich auf den 
Mandatsartikel des Völkerbundstatuts, fand heraus, daß das Zer- 
reißen des Ruanda-Gebiets durch das 1919-Abkommen für die 
Bevölkerung höchst unzuträglich sei, weil sie beständig von einer 
Kolonialsouveränität in die andere und wieder zurückwanderte 
— unkontrollierbar, man könnte vielleicht mit einiger Bosheit 
auch sagen unverzollbar —, und gab durch ein neues Abkommen 
1923 auch diesen Rest von Ruanda an Belgien. So greift jetzt der 
belgische Kongostaat über das Nordende des Tanganjika-Sees, 
Usambara ganz in sich schließend, nach Osten in das früher 
deutsche, heute englische Gebiet östlich des Tanganjika-Sees 
hinüber, umschließt in einem Bogen von ungefähr 200 Kilometer 
Radius den Kiwu-See, der jetzt auch im Innern des belgischen 
Kongo liegt, und schneidet Uganda von jedem unmittelbaren 
Wirtschaftsverkehr zu Land mit dem Tanganjika-Territorium 
ab, da der Landstreifen am Südwestufer des Viktoria-Sees, der, 
zu Tanganjika gehörend, bis an die Grenze von Uganda hinauf- 
führt, zu bergig unwegsam ist, um Verkehr bequem durchzu- 
lassen. Der Weg über den Viktoria-See bleibt natürlich offen; an 
den Südhafen des Sees, Mwanza, soll die Tanganjika-Bahn von 
Tabora führen; Uganda selbst aber hat keinen ebenso guten 
Hafen am See und seine Ausfuhr, die von 337 000 Pfund Sterling 
im Jahr 1910/11 auf 3 897 000 Pfund im Jahr 1924 gestiegen ist 
(gegen eine Einfuhr von I 975 000 Pfund und bei einem erheb- 
lichen Ueberschuß der Einkünfte über die Ausgaben des Gebiets), 
geht in der Tat über Kenya. 

Ruanda-Urundi hat ungefähr 34, Millionen Einwohner, 
das ganze Tanganjika-Territorium wenig mehr als 4 Millionen, 
von denen wieder fast die Hälfte in drei an Urundi grenzenden 
Bezirken wohnen %). 


3) Für Tanganjika hat die Regierung des Territoriums neuerdings eine 
grundsätzliche Erklärung über ihre Eingeborenenpolitik abgegeben, die in der 
Rücksicht auf die Eingeborenen sehr viel weiter geht als es die Praxis der benach- 
barten englischen Kolonien tut. Die vier Hauptpfeiler dieser Eingeborenen- 
politik sind: 

1. Die Eingeborenen müssen für den Besitz des Landes, das ihnen nach 
Stammesgewohnheit als Gemeineigentum zusteht, dieselbe rechtliche Sicherheit 
haben, wie ein europäischer Siedler sie in seinem Individual-Eigentumstitel hat. 
(Hier wird zwar immer noch verkannt, daß die Form der Landgemeinschaft höher 
ist als die des Individualeigentums, aber es ist doch schon ein großer Fortschritt, 
daß die schlechte westeuropäische Form wenigstens nicht über die Form des 
Urrechts gestellt wird.) 
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5. Alle diese Veränderungen der Gesamtlage fallen indessen 
kaum ins Gewicht, wenn man sie neben die letzte hält: die Afri- 
kanisierung Südafrikas $). Während Kanada schon vor dem Krieg 
eine durch die Nachbarschaft der Vereinigten Staaten gestützte 
staatliche Selbständigkeit im britischen Reichsverband hatte, 
Australien und Neuseeland aber durch den Krieg wo nicht wirt- 
schaftlich so doch politisch reichsfrommer geworden sind, als sie 
vorher waren, ist Südafrika erst durch den Krieg zu dem Reichs- 
stand gelangt, den man als freiwillig-derzeitige, aber nicht mehr 
not wendig-ewige Zugehörigkeit zum britischen Reichsbund freier 
Nationen bezeichnen kann. Für diese Selbständigkeit der süd- 
afrikanischen Union — von Trennung braucht nicht die Rede zu 


2. Die politische Entwicklung der Eingeborenen ist dadurch zu fördern, daß 
ihre Stammesverfassung möglichst gestärkt wird. Das geschieht hauptsächlich 
dadurch, daß den Häuptlingen die Einziehung der Haus- und Kopfsteuer über- 
tragen und ihnen aus dem Ertrag dieser Steuer ein anteiliger Betrag zur Erhaltung 
ihrer Polizeigewalt abgegeben wird. Dadurch soll der anderwärts durch die 
Erhebung zweier verschiedener Arten von Steuern erweckte Eindruck, daß man 
zwei Regierungen im Land habe: den Stammeshäuptling und die Zentralregierung, 
vermieden werden; der Häuptling erscheint als eine Art von Lord-Lieutenant 
seines Bezirks, eine Art Landrat, halb Haupt der Selbstverwaltung, halb Re- 
gierungsbeamter. 

3. Die Lugardsche »Dual policy« ist vorbehaltlos anzunehmen, Ackerbau, 
Pflanzungen und jede Art der Eingeborenenindustrie gerade da energisch zu 
fördern, wo ein Ueberschuß über den eigenen Bedarf erzielt, die Erzeugnisse aus- 
geführt werden sollen. Eine Haussteuer, die durch ihre Höhe die Eingeborenen 
der ärmeren Bezirke zwänge, außerhalb ihres Heimatbezirks Arbeit zu suchen, 
wird nachdrücklich abgelehnt, da sie nur eine verschleierte Form des Arbeits- 
zwangs, der Sklaverei sei. (The Governor regards the coercion of labour by the 
pressure of direct taxation as little, if at all, removed from the coercion of labour 
by force, and force, if recourse is had to either measure, as the more honest course. 
Das richtet sich unzweideutig gegen die Praxis in Kenya, die von der Delamere- 
partei verteidigt wird und zu den heftigen Angriffen von Norman Leys geführt 
hat.) 

4. Größtes Gewicht ist auf einen festen, gesunden Eingeborenen-Bauern- 
stand zu legen; daher dem Ackerbau jede technische Erleichterung zu geben und 
in der Gesundheitspolizei ebenfalls hauptsächlich in dieser Richtung zu wirken. 
(Times vom 7. März 1927; vgl. den Brief von Lord Olivier in der Times vom 
12. März). Man erinnert sich allerdings daran, daß auch für Kenya in dem Weiß- 
buch von 1923 erklärt worden war, daß Kenya »primarily an African Territory « 
ist (wirklich!) und daß, wo die Interessen der afrikanischen Eingeborenen mit denen 
der simmigrant racese zusammenstießen, die ersteren vorgehen müßten. 

*) Das patriarchalische Verhältnis zwischen Weißen und Schwarzen, wie 
es bei der besseren Art der Buren herrschte und wie es in Olive Schreiners Schil- 
derungen fortleben wird, scheint sich heute auch in der südafrikanischen Union, 
gerade infolge der Hertzogschen Eingeborenen-Gesetzentwürfe und in den kap- 
holländischen ebenso wie in den englischen Siedlerkreisen in neuer Form wieder 
einzustellen. Vgl. die Besprechung der holländisch-reformierten Kirchenkonferenz 

n Kapstadt in der Times vom 2. März 1727. 
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sein, solange England die »Souveränität« der Union unter dem 
Namen des Königs von England durchaus respektiert und zum 
Beispiel über eine so wesentliche Reichsfrage wie das Nieder- 
lassungs- und Wanderungsrecht zwischen Teilen des Reichs die 
Union ohne jede Einmischung von Westminster her mit Indien 
verhandeln läßt 5) — für diese Selbständigkeit bedeutete die 
Einverleibung von Deutsch-Südwestafrika in die Union eine 
Hauptstärkung. Es ist eine Einverleibung; sogar der Schein einer 
bloßen Treuhänderstellung des »Mandatars«, den England in 
Deutsch-Ostafrika wohl oder übel wahren muß ô), ist hier beiseite 
gelassen, und es ist nur eine Frage der Zeit und Form, wann und 
wie das frühere Deutsch-Südwest sich völlig gleich mit Kapland, 
Natal, Oranjefreistaat und Transvaal in die Union eingliedert. 


Und nun beachte man auf der neuen Südafrika-Karte, die 
leider meist in zu kleinen Maßstäben gehalten ist, den schmalen 
Korridor, der in der äußersten Nordostecke des heutigen South 
West Africa Protectorate, da wo esin der Gegend der Okavango- 
sümpfe im Norden an Portugiesisch Angola, im Osten an das 
Betschuanaland-Protektorat stößt, über 200 englische Meilen 
lang sich nach Osten hinausstreckt (den größten Teil dieser Strecke 


5) Die Einigung zwischen der Regierung der südafrikanischen Union und 
der Regierung von Indien ist bekanntlich, auf der Round Table-Konferenz des 
vergangenen Winters in Kapstadt, auf der Grundlage erzielt worden, daß vor- 
läufig die Union ihre Gesetzesvorlage über ein Zwangswohnsitzgebiet für Inder 
in Südafrika zurückstellt und statt dessen die Repatriierung der Inder im Ein- 
vernehmen mit der indischen Regierung möglichst fördert; in Südafrika 
domiziliierte Inder, die »bereit sind, sich den westlichen Lebensregeln anzu- 
passen« dürfen wohnen bleiben. Die Regierungen bleiben in beständigem Ge- 
dankenaustausch über das Gelingen dieses Versuchs; Indien ernannte einen 
eigenen Vertreter bei der Union. (Vgl. Round Table Juni 1926, S. 633 f.) 

*) Die englische Regierung hat mit feierlicher Zustimmung des Völker- 
bundes in ihren Mandatsverfassungen für Kamerun und Togo den Unterschied, 
den das Völkerbundstatut selbst, als das Grundgesetz, zwischen B- und C-Man- 
daten macht, einfach aufgehoben oder, wenn man so will, diese beiden Mandate 
aus der B-Gruppe in die C-Gruppe herübergesetzt. Togo und Kamerun werden als 
sintegrierende Bestandteiles der Goldküste und Nigeriens verwaltet, genau wie 
das von vornherein in die C-Gruppe gestellte Südwestafrika als Bestandteil der 
südafrikanischen Union. Deutsch-Ostafrika ist also das einzige echte Mandat, 
das noch übrig geblieben ist, und auch hier ist tatsächlich die Einverleibung in die 
benachbarten britischen Besitzungen dadurch für die Zukunft offengehalten, 
daß Art. 10 der Mandatsverfassung — wieder mit Billigung des Völkerbundes — 
eine Zoll-, Steuer- und Verwaltungs-Union mit diesen Nachbarbesitzungen zulaBt. 
(Schriftliche Parlamentsantwort des Kolonial-Staatssekretars Amery an Sir 
J. Davidson, 21. Februar 1927; M. Schoch im Handbuch der Politik Bd. 5, 


S. 45, 46.) 
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nur etwas über 20 Meilen breit, also ein ganz künstliches Gebilde), 
bis er bei den Viktoriafällen, in Livingstone, auf die Grenze von 
Nord- und Süd-Rhodesien trifft, beide Gebiete zu Land berüh- 
rend, in nächster Nähe des Zambesi und der Bulawayo-Elisabeth- 
ville-Eisenbahn, des künftigen afrikanischen Eldorado mit seinen 
phantastischen Bodenschätzen und Verkehrsmöglichkeiten. Mit 
dieser Landzunge, die Südwestafrika nach Rhodesien hinüber- 
streckt, würde, wenn Rhodesien sich ebenfalls der südafrikanischen 
Union anschlösse, das ganze Betschuanaland, Protektorat und 
Kolonie, ein ungeheuer großes, noch fast unbekanntes Gebiet, 
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ringsum völlig von der Union eingeschlossen, eine Enklave, die 
schließlich ganz von selbst vom englischen Kolonialamt auf ein 
Kolonialamt in Kapstadt übergehen müßte. Dann wäre der eng- 
lische Afrikabesitz auf Kenya-Uganda-Sudan und Nigerien be- 
schränkt, zwei Küstengebiete mit einigem Hinterland, zwischen 
denen keinerlei Verbindung denkbar ware. 


$ $ 
* 


Das Ringen um Rhodesien ist die groBe Frage der afrikani- 
schen Politik. Sein Ausgang ist nicht vorherzusagen. Heute macht 
Rhodesien eine Zeit des sehr ausdriicklichen Rhodesia fara da se 
durch. Der AnschluB an die siidafrikanische Union ist fiirs erste 
abgelehnt. Siid-Rhodesien hat sich ein eigenes Landesverteidi- 
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gungsgesetz geschaffen, in dem die Wehrpflicht als Grundsatz 
aufgestellt ist: hinter der militärisch organisierten britischen 
Polizeimacht steht die Territorial-Aktiv-Truppe der jungen Leute 
zwischen IQ und 22, und hinter dieser die Landwehr, in der alle 
Europäer zwischen 16 und 60 Jahren zur Landesverteidigung ver- 
pflichtet sind. Man würde in Nord-Rhodesien ja eine sehr einfache 
Erklärung dafür haben: die Besorgnis, »The Kaiser« könne eines 
Tages, oder noch schlimmer, eines Nachts, an der Spitze des heim- 
lich im Tanganjika-Territorium ausgerüsteten deutschen Heeres in 
das friedliche britische Gebiet einbrechen. In Süd-Rhodesien aber 
besteht diese Gefahr nicht — selbst wenn der Kaiser mit der 
deutschen Flotte über den Nyassa-See setzte, käme er noch nicht 
nach Süd-Rhodesien hinein. Und da auch Portugal und die bri- 
tischen Protektorate im Westen und Osten selbst keine potentiellen 
Feinde sind, muß die südrhodesische Landesverteidigung sich wohl 
gegen die südliche Gefahr richten, gegen die kommende Vierkleur- 
Republik, die nichts mehr vom Union Jack wissen willund dem 
alten Präsidenten Krüger, der allerdings kein Rhodes-Mann war, 
sein Standbild in Pretoria wieder aufgerichtet hat. 

Aber man wird das vermutlich nicht allzu ernst nehmen 
dürfen. Wenn Rhodesien sich der südafrikanischen Union an- 
schlösse, würde das ja zunächst die Folge haben, daß im Unions- 
parlament die Smuts-Partei wieder die Mehrheit bekäme, selbst 
wenn gleichzeitig Südwestafrika das Wahlrecht erhielte. Auch ist 
die Selbständigkeit in Rhodesien durchaus bereit, sich ebenso 
gegen das englische Kolonialamt zu richten wie gegen die süd- 
afrikanische Union. Wenn die engste Wirtschaftsverbindung auch 
den Hinweis auf die kommende politische Einigung gäbe, dann 
müßte man heute annehmen, daß Rhodesien im Zug wäre, sich 
dem belgischen Kongo anzuschließen, vielleicht mit den beiden 
portugiesischen Kolonien als Drittem im Bunde. Nach dem Kongo 
geht die große Eisenbahnlinie. Hier, im Südostzipfel des Kongo- 
staats, im Katanga-Distrikt, liegen die unermeBlichsten Reich- 
tümer; eine anglo-belgische Gesellschaft beutet sie aus; sie will 
auch die Bahn nach dem nächsten Hafen, dem portugiesischen 
Loanda an der Westküste, bauen, und dann wäre die erste West- 
Ost-Bahn durch Afrika vollendet, von Portugal nach Portugal, 
durch Kongo-Katanga und durch beide Rhodesien ?). An diese 


7) Vgl. den Jahresbericht der British South Africa Company, deren Sekretär, 
Mr. Marshall Hole, übrigens der Verfasser des Standardwerks über Rhodesien ist, 
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Bahn wäre dann auch Britisch-Betschuanaland durch die Zweig- 
linie Bulawayo-Mafeking angeschlossen, die außerhalb des Trans- 
vaal läuft. 

Die in den letzten Sätzen angedeutete Entwicklung einer 
selbständigen transafrikanischen Ländergruppe, nördlich der süd- 
afrikanischen Union und südlich der äquatorialen Besitzungen 
Englands und Frankreichs, ist aber wohl deshalb keine praktische 
Politik, weil, abgesehen von der Schwierigkeit, die im Niederlegen 
der nationalen Grenzen liegt, die Zahl der Weißen, die diese Be- 
wegung tragen müßten, zu klein ist 8). Die eigentlichen Kolonial- 


in Times vom 3. März 1927 (Kupferminen Bwana und N’Kana in Nord-Rhodesien 
Zink von Broken Hill, Kohlen und Gold in Süd-Rhodesien), sowie den Jahres- 
bericht für 31. März 1925/26 der Bwana m’Kubwa Copper Mining Co., mit dem 
charakteristischen Zitat aus dem Johannisburger Mining and Industrial Magazine 
vom 6. X. 1926; Times vom 8. Dez. 1926. 

8) Allerdings ist gerade in Rhodesien neuerdings von der Opposition im 
Parlament sogar eine direkte Volksabstimmung — d. h. natürlich der europäischen 
Rhodesier — gegen die Regierungsvorlage des Eisenbahn-Gesetzes gefordert 
worden, mit der Begründung, daß die Regierung sich hier, gegen den Willen von 
wahrscheinlich vier Fünfteln der Wähler, den Interessen der alten Chartered 
Company, der heutigen British South Africa Company, verschrieben habe. Die 
Antwort des Gouverneurs auf die Referendums-Petition (Sir E. Montagu, Capt. 
Bertin, Abg. für Salisbury-Süd, Mr. Hadfield, Abg. für Bulawayo, Col. Fr. 
Johnson als Whip) ist wert, abgedruckt zu werden: 

»I am very pleased to see you, and I desire to thank you for the petition which 
you have been so good as to present to me, but I must tell you that, in submit- 
ting to me a petition requesting me to withhold my consent to the Railways 
Bill until such timeas the will of the people shall have been expressed, either by 
means of a referendum or a general election, you are adopting an unusual course, 
and you are requesting me to act in a manner contrary to the principles of the 
Constitution. 

I do not complain of that, because Southern Rhodesia is a very young 
country, and it is not surprising that the provisions of the Constitution which his 
Majesty was graciously pleased to grant her three years ago are not yet thoroughly 
understood by all her people. 

Your petition states, quite correctly, that the will of the people is the true 
basis of our Constitution. I shall endeavour to explain to you in a few sentences 
how, under our Constitution, the will of the people becomes operative. The people 
of Southern Rhodesia give expression to their will by choosing 30 members to 
represent them in the Legislative Assembly, and it is laid down that the laws of 
the Colony are made by the King, with the advice and consent of the Legislature. 
It is only for the gravest reasons that his Majesty will withhold his assent from 
any law passed by the Legislature. 

Subject to the Constitution and to the Royal instructions given to me as 
Governor, it is in my discretion either to assent, in the name of the King, to any 
law passed by the Legislature or to withhold my assent or to reserve any law for 
the signification of his Majesty’s pleasure. In exercising my discretion it is my 
duty to act upon the advice of the Ministers whom I appointed so long as they 
retain my confidence and so long as they retain the confidence of the majority of 
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beamten scheiden dabei aus; sie haben eine belgische, portugie- 
sische, britische Meinung, keine afrikanische zu haben; sie müssen, 
wenn es überhaupt noch irgend jemand tut, die europäischen 
Kolonialämter, von denen sie ernannt sind, verteidigen. Dann 
bleiben die Siedler übrig, die, auf das ungeheure Gebiet raum- 
mäßig verteilt, überhaupt verschwinden, für eine Organisation 
kräftigen Willens und straffer Zusammenfassung also nicht in 
Betracht kommen, und außer ihnen, als die natürlichen Träger 
einer solchen Wirtschafts- und Verkehrs-Föderation, die großen 
Landerschließungs- und Bodenausbeutungs-Gesellschaften, unter 
denen die anglo-belgische Katanga-Gruppe obenan steht. In- 
dessen sieht man einstweilen keinen zweiten Cecil Rhodes, nicht 
einmal ein Gegenstück zu Friedrich Eckstein, dem großen Anglo- 
Sudan-Mann. Wahrscheinlicher als die selbständige Mozambique- 
Rhodesien-Südkongo-Angola-Kombination ist also doch der An- 
schluß Rhodesiens an die starken südlichen oder nördlichen Ge- 
bietsgruppen und hier setzt denn auch das Ringen ein, von dem 
ich spreche: denn ebenso lebhaft wie Südafrika seit langem bewirbt 
sich in der neuen afrikanischen Zeit nun auch Britisch-Ostafrika 
um Rhodesien. 

Britisch-Ostafrika in diesem Sinn bedeutet Kenya als Vor- 
ort — wenn dieser Ausdruck der alten schweizerischen Bünde 
hier erlaubt ist —, Uganda, Tanganjika, Nyassaland, und als 
Pertinenz die Anwartschaft auf Mozambique, sobald die portu- 
giesische Zeit erfüllt ist. Ohne Tanganjika ist diese Gruppe über- 


the members of the Legislative Assembly. In the present circumstances my 
Ministers enjoy my confidence and they enjoy the confidence of the majority of 
the Legislative Assembly. There is, therefore, no reason why I should grant a 
dissolution. 

You have suggested, as an alternative to a dissolution, a referendum. 
The reasons I have given you for not granting a dissolution would be equally 
applicable to a referendum, but it is not necessary to appeal to them, for there 
is another and a conclusive argument against a referendum—namely, that our 
Constitution is silent on the subject. I cannot, therefore, entertain the requests 
contained in your petition. 

I may add, in conclusion, that in the case of the Railways Bill I can exercise 
no discretion. My course of action is clearly prescribed, for, under Clause 28 of 
the Constitution Letters Patent, it is provided that until legislation shall have 
come into forcein Southern Rhodesia for the adoption, so far as may be applicable, 
of the provisions of the law in force in the United Kingdom relating to the Railway 
and Canal Commissioners and to the Rates Tribunal provided for by the Railways 
Act, 1921, the Governor shall reserve any law dealing with railways in the Colony 
for the signification of his Majesty’s pleasure.« 

Vgl. auch Round Table, September 1926, S. 764, 765. 
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haupt nicht in mundo; ohne Tanganjika als Bestandteil von 
Englisch-Ostafrika ist auch das Werben um Rhodesien von Norden 
her ganz unmöglich. Das alles muß man sich vergegenwärtigen, 
wenn man die englischen Erklärungen über die »ewige « Zugehörig- 
keit des früheren Deutschostafrika in seiner verstümmelten heuti- 
gen Gestalt zum britischen Reich hört. Ihre letzte mag hier in 
ihrer Schroffheit noch einmal abgedruckt werden; der Gouverneur 
des »Mandatsgebiets« verkündet den Bewohnern, Weißen wie 
Schwarzen, in seiner Thronrede zur Eröffnung des Gesetzgebenden 
Rates von Tanganyika Territory (Times vom 15. Januar 1927): 

»There is no provision in the Mandate for its termination or 
transfer. It constitutes merely an obligation and not a form of 
temporary tenure under the League of Nations. This obligation 
does not make British control temporary, any more than other 
Treaty obligations (such as those under the Berlin and Brussels 
Acts or the Convention revising those Acts) render temporary 
British control over Kenya or Uganda, which are no more and 
no less likely to remain under that control than is the Tanganyika 
Territory. 

I make this statement with the full authority of his Majesty’s 
Government. And let this not escape the attention of all who may 
hear it or read it. There are others in the territory to whom I speak 
besides the non-natives; there is the huge body of chiefs and na- 
tive inhabitants of the territory. To them I have repeatedly sta- 
ted in the many Barazas I have held during the last 18 months 
that Tanganyika is a part of the British Empire and will remain 
so; to them the words I am now using will be repeated. To them 
these words are a pledge.« 

Man kann nicht schroffer im Willen, und nicht gewinnender 
im Inhalt, in der Begründung, sein, als Sir Donald, Cameron es 
hier ist. Hat man nicht immer wieder gehört, daß der Mandats- 
gedanke in seiner reinsten Ursprünglichkeit vom obersten Recht 
des Eingeborenen ausgeht, dessen vereidigter Treuhänder der 
Mandatar ist ? Heißt nicht der slogan der Mandatspolitiker: »put 
the African first«? Nun gut; versprechen wir, wenn wir vor der 
Welt die Ewigkeit unseres regierenden Bleibens im Tanganjika- 
gebiet stabilieren wollen, diese ewige Herrschaft nicht uns selbst, 
dem König und Parlament, oder dem Völkerbund, versprechen 
wir sie feierlich den Eingeborenen selbst! Jedes andere Verspre- 
chen würden wir später vielleicht genötigt sein, zurückzunehmen, 

4* 
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nur dieses nicht — um so weniger, als ja die Erziehung der Ein- 
geborenen kraft des Mandates auch in unsere Hand gelegt ist und 
wir selbst also dafür Sorge tragen können, daß sie in dem Englisch, 
das sie von uns gelernt, nicht später den Wunsch artikulieren, 
uns los zu werden. 

Nun wird aber die Politik nicht mit Thronreden und Gou- 
verneursproklamationen gemacht; sonst wären die Vereinigten 
Staaten heute noch, und ebenfalls für ewig, eine englische Kolo- 
nie. Gerade in Ostafrika selbst haben die Lebenstatsachen, die 
natürlichen Gesetze des tropischen Handels und Wandels, sich 
dem britischen Reichsanspruch entgegengestellt. Diese Gesetze 
bringen das Inder- und Araber-Problem mit sich. Der Händler 
aus Asien ist fähig, auch am Meer und in den tiefgelegenen Teilen 
der Kolonie seinem Erwerb nachzugehen; er wird zugleich, so- 
lange das politische Problem nicht gestellt ist, als Mittler zwischen 
dem Europäer und dem Eingeborenen geduldet, wo nicht ge- 
radezu geschätzt. Aber heute ist das politische Problem gestellt. 
Der Inder ist in seinen eigenen Augen das, was es juristisch aller- 
dings nicht, moralisch aber zum mindesten seit dem Krieg gibt: 
ein britischer Reichsbürger. Gerade die Mittelstellung, die Indien 
heute noch im Reich zwischen der bloßen Dependenz und der 
freien Dominion einnimmt, zum großen Reichsrat der Konferen- 
zen zugezogen, im Völkerbund sprechend, aber doch durch den 
Staatssekretär für Indien und das Londoner Indienamt noch viel 
enger als die Dominien mit der Regierung des Mutterlandes ver- 
bunden, verpflichtet diese Regierung zum Eintreten, sobald In- 
dien in seinem status als Glied des britischen Reichs geschmälert 
werden soll. Bleiben Kenya und Uganda eigentliche Kolonien, 
wird Tanganjika, um der an sich einleuchtenden Vorteile der 
Verwaltungsgemeinschaft für ganz Ostafrika willen, ihrem status 
angenahert und vielleicht auch Mozambique später hinzugenom- 
men, so ist damit die Entscheidung über die vielumstrittene 
Kenya-Frage so gefallen, wie die übergroße Mehrzahl der euro- 
. päischen Siedler will, daß sie nicht fällt. Die Einwanderungs- 
beschränkungen, der Zwangswohnsitz in einem Inder-Ghetto, 
die willkürliche Festsetzung einer kleinen Minderheitszahl von 
indischen Sitzen im Kolonialparlament — all das kann auf die 
Dauer nicht verfochten werden in einer britischen Kolonie gegen- 
über dem britischen Indien; es läßt sich nur halten entweder in 
einem Gebict, in welchem der Mandatsgedanke wirklich herrschte, 
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oder in einer Dominion. So kommt es, daß gerade die britische 
Siedlergruppe, die in Kenya unter der Führung von Lord Dela- 
mere steht und durch ihn im Kolonialparlament ihre Meinung 
mit aller Deutlichkeit auch gegen das Kolonialamt sagt, zu glei- 
cher Zeit die Trägerin des Willens zu einem all-britischen Ost- 
afrika °), zum Fernhalten der Deutschen, zur Annexion von 
Tanganjika ist, und die Trägerin des Willens zur Unabhängigkeit 
dieses selben Ostafrika von aller Staatsraison der Gesamtreichs- 
politik. 

Das Afrikandertum ist heute bei diesen Siedlern in Nord- 
ostafrika, zu denen sich ja unaufhaltsam von Süden her — um so 
unaufhaltsamer, je enger die Verkehrsgemeinschaft wird — Süd- 
afrikaner und Deutsche gesellen, ebenso stark, wie es in Süd- 
afrika vor den gewaltsamen Kriegsereignissen von 1899 und 1900 
war 1°). Solche Gewaltsamkeit ist für Ostafrika glücklicherweise 
nicht zu erwarten. Hier arbeitet nicht der Krieg, sondern der 
wiederkehrende Friede, in seiner langsam unauffälligeren Art, 
an der Lösung der Schwierigkeiten. Die Kenya-Partei wird ein- 


*) Das Wahlmanifest der bisherigen gewählten Mitglieder des Kenya- 
Parlaments für die Neuwahlen im Januar 1927 fordert im zweiten Programm- 
punkt wohlwollende Erwähnung und Förderung eines Koordinationsplanes für 
Kenya, Tanganjika, Uganda und Nyassaland, mit offener Tür zum Beitritt für 
beide Rhodesien, sobald sie es aus eigenem Entschluß wollten. Für diese Föde- 
ration sollen als Hauptgrundsätze gelten: 

First that each territory shall remain a separate entity with its own Consti- 
tution and Government; 

Secondly, that there shall be no hindrance to the advance of any territory 
toward self-government on constitutional lines; 

Thirdly, that each Territory shall have complete control of its own finances 
through its Legislature. 

Zum letzten Punkt vgl. Anm. II. 

10) Daher die Gegenbewegung in England, die sich allerdings bei dem großen 
Ansehen der Delamere-Partei in den englischen konservativen Kreisen mit großer 
Vorsicht äußert. Vgl. etwa den Leitartikel der Times vom 7. April 1927 »Common 
Work in East Africa« mit dem Schluß: »A recent manifesto shows the European 
members of the Kenya Legislature supporting, with safeguards, federation with 
Tanganyika and with Uganda because they think that some system of federation 
would preserve the necessary continuity and uniformity of policy through British 
East Africa while allowing progressive selfgovernment in Kenya itself. Yet, as 
matters now stand, any progess of Kenya towards selfgovernment would only 
accentuate the difficulty of making policy the same on either side of enormous 
nominal frontiers, and there would be still greater risk of friction between adjoining 
British Governments. There would be more willing acquiescence in a prolonged 
period of Crown control over Kenya if that control were common to the whole 
of East Africa, and was thus a guarantee that policy in neighbouring territories 
would be framed with due regard for the interests of the settlers in Kenya itself.« 
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sehen müssen, daß man nicht Politik der »britischen Legion « 
treiben und Afrikander sein kann 11); für sie wird die entschei- 
dende Probe der Zugehörigkeit eines Europäers zu ihrem Bund 
nicht mehr seine Herkunft aus dem oder jenem Staate in Europa 
sein, sondern es wird allein darauf ankommen, daß er den euro- 
päischen animus revertendi nicht hat, so anhänglich er sonst an 
Vater- oder Mutterland in Sprache und Sitte sein mag; es wird 
darauf ankommen, daß er nicht einen Verdienst aus Afrika ziehen 
will, den er, alserspartes Kapital oder als verdiente Pension, dann 
in Europa anlegt und in seinen alten Tagen verzehrt, sondern 
daß er diesen Verdienst wieder in den afrikanischen Besitz hinein- 
steckt. Er kann ein Siedler, ein Arzt, ein Missionar sein oder jener 
höchste Typus des Afrika-Europäers, den wir in Albert Schweitzer, 
dem Lambarene-Pfarrer, Arzt, Erzieher, Dichter und Musiker, 
verehren und auf den wir sicherlich als Deutsche unendlich viel 
stolzer sein können als irgendein Angehöriger einer siegreichen 
Nation auf ihre Kolonialeroberungen ist. Aber er kann, das ist 
sicher, kein Kolonialbeamter sein. 

Es ist gut, daß wir in Deutschland von Regierungswegen uns 
zur Zeit nicht mit diesen Afrikafragen beschäftigen können. Wo 
es keine Gelegenheiten gibt, versäumt man sie auch nicht. Nur 
eines ist der Staat bei uns berechtigt und verpflichtet zu tun: 
daß er jedem erprobten Deutschafrikaner, der wieder hingehen 
will, die volle Entschädigung für den verlorenen Besitz zahlt, 
die er zum Neuerwerb nötig hat 12). Ich möchte aufs nachdrück- 


11) Am deutlichsten ist diese in sich widerspruchsvolle Politik in der Rede 
zum Ausdruck gekommen, mit der Lord Delamere im Herbst 1926 die Regierungs- 
resolution über eine Eisenbahn- und Hafenerweiterungsanleihe für Kenya von 
4 300 ooo Pfund im Kolonialparlament bekampfte. Er forderte, daß diese Anleihe 
in Kenya selbst aufgebracht werde, statt, wie es die »offiziellene Mitglieder des 
Parlaments wollten, aus der Reichsbürgschaft von zehn Millionen Pfund für 
Ostafrika-Anleihen entnommen zu werden — „to allow the country (Kenya) to 
work out its future untrammelled by Treasury controle (d.h. Dareinreden des 
Londoner Schatzamts) sleaving the £ 10 000 000 loan free for the development 
of other parts of Eastern Africa unable to raise money in the ordinary way. 
He (Lord Delamere) considered of particular importance the proposed Dodoma- 
Fife Railway which would unite Tanganyika, Nyasaland and Northern Rhodesia 
and make ist most difficult for a »Defeatist Government« in Great Britain to 
return Tanganyika to its former owners, thereby isolating Kenya from South 
Africa.¢ 

12) In Tanganjika sind zu neuer Besiedlung durch Wegebauten besonders 
im Südwesten nach der Südspitze des Tanganjika zu, gegen die Grenze von 
Nord-Rhodesien und bei Tukuyu nach dem Nyassasee zu drei Hochlandgebiete 
erschlossen worden, die für allgemeines Farmen, Schafzucht, Tabak und Kaffee- 
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lichste hier auf einen etwas entlegenen Zusammenhang hinweisen: 
in den Verhandlungen, die vor dem Haager Schiedsgericht zur 
Auslegung des Dawes-Plans im Januar 1927 über die Anrechen- 
barkeit deutscher Entschädigungszahlungen auf die Dawes- 
Annuitäten geführt wurden 45), haben die Vertreter der Repa- 
rationskommission, zugleich für die in der Reparationskommission 
vertretenen Regierungen, insbesondere Großbritanniens und 
Frankreichs, immer wieder mit der größten Entschiedenheit be- 
tont, daß es eine Angelegenheit Deutschlands allein sei und inner- 
halb völlig freien deutschen Entschlusses liege, in welcher Höhe 
und nach welchen Grundsätzen Deutschland seine Angehörigen 
für die Kriegsenteignungen ihres Besitzes im Gebiet der Alliierten 
entschädige. Die Pflicht zu solcher Entschädigung beruhe auf 
dem Versailler Vertrag; die Ausführung dieser Pflicht aber gehe 
die Alliierten nichts an und sie hielten sich streng von jeder Ein- 
mischung in diesen Bereich der deutschen Souveränität zurück. 
So werden sie auch, wenn Deutschland gerade seine geschädigten 
Uebersee-Siedler vorweg und in vollem Maß entschädigt, um die 
vom Völkerbundstatut gewährleistete Rückkehr in die früheren 
Kolonien oder in andere afrikanische Siedlungsplätze zu ermög- 
lichen, keinerlei Titel zum Widerspruch haben. Bei diesen Siedlern 
kann in Zukunft der Ausschlag für alle die großen Fragen liegen, 
von denen hier die Rede war. 
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Die geistesgeschichtlichen Grundlagen der anglo- 
amerikanischen Weltsuprematie. 


Von 


G. VON SCHULZE-GAEVERNITZ. 


II. Die Wurzel der Demokratie*) 


A. Vorgeschichte. 


Gegner, aber auch Anhänger der Demokratie nehmen an den 
Wortgefechten des Tages teil, ohne von ihrem »Geiste« berührt 
zu sein. Dieser Geist fließt aus einer heute vielfach verklungenen 
Weltanschauung und verdichtet sich zu gewissen Sollsätzen, 

welche im Staatsleben sich auswirken. Mit Recht sagt Professor 
Hocking: »Der Rückzug der organisierten Religion von der direk- 
ten Einwirkung auf das Gesetz zerstört noch nicht die psycho- 
logischen Wirkungen, für welche die Religion eingetreten ist.« 
Jene Sollsätze fahren fort, den einzelnen über das kleinmensch- 
liche Ich hinauszuheben und ihn zu veranlassen, dem unbekannten 
Nachbarn, der noch unbekannteren Nachwelt zu dienen !). Ohne 
solche objektiven Werte der Politik ist der Staat diejenige 
Gruppe von Menschen, welche stärker ist als die übrigen: Macht 
ist Recht, Politik ein Schaukelspiel zwischen Knechtung und 
Empörung. Der Staat verliert damit die »Weihe«, welche die 
Religion allen primitiven Sozialzusammenhängen verlieh. Diese 
Weihe besitzt noch die neuzeitige Demokratie, so wie sie von 
ihren Begründern gemeint war, nicht anders als einstens der 
mittelalterliche Gesellschaftsaufbau. Aber der »Geist«, der diese 
Weihe vermittelt, ist in beiden Fällen ein grundsätzlich ver- 
schiedener. 

*) Vgl. den ersten Teil dieser Arbeit in Bd. 56, Heft 1 des »Archivs«. 


1) W. E. Hocking, The Man and the State, New Haven 1926, S. 419 ff. 
— Ders., Philosophy of Law and Rights, New Haven 1926, S. 82. 
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Um den »Geist der Demokratie« uns lebendig zu machen, 
umreißen wir mit wenigen Strichen den ausgesprochen - u n- 
demokratischen Gesellschaftsaufbau des Mittelalters an der Hand 
dreier Grundgedanken, welche von Augustinus bis Dante dieses 
Zeitalter zu einer Einheit zusammenschließen. 

1. Im Mittelalter ist der einzelne Glied des sozialen 
Ganzen, welches ihn hegt, betreut, bevormundet. Der einzelne 
empfängt Recht und Wert durch den Verband, in welchen er 
grundsätzlich hineingeboren ist: seinen »Stand«. Innerhalb der 
Gruppe gilt der Grundsatz der Brüderlichkeit: einer für alle, 
alle für einen. Dabei wird die Gesellschaft statisch erfaßt. 
Der Mensch begnügt sich mit der standesgemäßen Lebenshaltung, 
deren er durch Tradition oder Autorität teilhaftig ist, so z.B. 
dem »goldenen Boden des Handwerks«. Der Fortschritt des Men- 
schen geht vom Diesseits in das Jenseits, und die diesseitige 
Standordnung ist hierfür so gleichgültig, daß Dante sogar Päpste 
in die Hölle versetzte. 

2. Die verschiedenen sozialen Gruppen — Stände, Genossen- 
schaften — stehen im Verhältnis gegenseitiger Ueber- und Unter- 
ordnung; die Gesellschaft istein System gottgewollter 
Abhängigkeiten, letzthin die durch den Glauben geeinte 
Christenheit. Im Sinne der Oikumene der Griechen wird die 
Christenheit mit der Menschheit gleichgesetzt ohne Rücksicht 
auf die an den äußersten Grenzen wohnenden Barbaren, Un- 
gläubigen. Obgleich Marco Polo durch seine Reise 1295 das 
Fenster nach dem Osten aufstieB, so hatten seine Berichte zu- 
nächst wenig Einfluß auf die Weltanschauung und blieben, soweit 
mir bekannt, ohne Einfluß z. B. auf Dante. 

Die Menschheit wird durch das sacerdotium und das imperium 
geleitet: die „beiden Schwerter‘. Ob nun das weltliche Schwert 
dem geistlichen untergeordnet wird (Thomas), oder ob die Gel- 
tung beider von einer höheren »Kuppe« herflieBe, »in verschiedene 
Mulden aus der überströmenden Güte« (Dante), immer werden 
die beiden Reiche als Einheit gedacht, in Christus, dem Priester 
und König. Für Dante, »diesen ganzesten Menschen«, deckt das 
sacrum imperium den Weltkreis, »damit man auf der kleinen 
Tenne der Sterblichen in Frieden lebe« *). 

3. Diese Menschheit ist ein Wertganzes mit eindeutigem 
Ziel, versinnbildlicht im jiingsten Gericht. In groBartiger — un- 


2) Vgl. v. d. Steinen, Dantes »Monarchie«, Hirt, Breslau 1925. 
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griechischer — Weise verkündet Augustinus das »Drama der 
Weltgeschichte«im Dualismus zwischenWeltstaat und Gottes- 
reich. Das Böse ist die unterste Stufe des Guten — das Weltreich 
des Augustus und Trajanus ein aufmunterndes Beispiel für das 
Friedensreich der Kirche — die Kirche selbst ist die in dieser 
irdischen Welt sich entfaltende scivitas dei«®). Diese Gedanken 
des Augustinus hat das folgende Jahrtausend darzustellen ver- 
sucht, zwar unvollkommen, doch zielbewußt. 


In dieser Einheitlichkeit ein großartiges Welt- und Gesell- 
schaftsbild! In seinen Grundgedanken hinterließ uns das Mittel- 
alter zwei Aufgaben, deren Verwirklichung es erstrebte, ohne sie 
zu erreichen: den Universalismus der zum Frie- 
densreich zu einenden Menschheit und die 
Solidarität der einzelnen als Glieder sozia- 
ler Gruppen. 

Aber keine Romantik hilft die Kluft überbrücken, welche 
uns vom Mittelalter trennt. Diese Kluft heißt Demokratie. 
Vergegenwärtigen wir uns: ein so weiter und weltbürgerlicher 
Geist wie Dante hält die Ketzer vertilgung im Interesse der 
geistlichen Einheit für erwünscht. Bindet die Autorität der Kirche 
alle Menschen in Glaubenssachen, so bindet die feudale Gesell- 
schaftsordnung die große Masse der Menschen auch politisch 
und wirtschaftlich als unfreie Unterschicht. Der 
Scholle angeheftet, ist sie die »misera plebs contribuens‘, auf 
deren Rücken Kleriker, Ritter und Städter den glänzenden Kultur- 
bau errichten. Jeder Versuch des einzelnen, die geheiligte 
Ordnung zu durchbrechen, insbesondere durch Gelderwerb auf- 
zusteigen, wird als Empörung gebrandmarkt. So hat das frühe 
Mittelalter insbesondere den Handel beargwöhnt und die Frage 
aufgeworfen, ob ein Kaufmann selig werden könne, bis das 
spätere Mittelalter auch den Handel genossenschaftlich band. Der 
»Self made man« des Mittelalters ist der Mönch, der in der Zelle 
des Klosters die standesmäßige Gebundenheit der Welt hinter 
sich läßt, sein Vorbild der heilige Franziskus, der »die Freiheit in 
Armut, die Herrschaft im Dienst, die Tat im Dulden« besaß, 
Demgegenüber opfert die neuzeitige Demokratie die Menschheit 
dem Menschen, die Gemeinschaft der Freiheit; sie entbindet von 
Fesseln, indem sie Ordnungen zerbricht. 


3) Salin, Edgar, Civitas Dei, Tübingen 1926. 
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Die mittelalterliche Demokratie blieb auch dort, 
wo sie durch gewaltsame Revolution an das Ruder gelangt war, 
an Mitgliedschaftsrechte gebunden: nur als Mitglied der Zunft 
war man Teilhaber an der stadtstaatlichen Obrigkeit, wie z.B. 
Dante der Zunft der Aerzte angehörte. Die neuzeitige Demo- 
kratie ist abstraktes Menschenrecht. Sie setzt dem 
mittelalterlichen Stufenreiche die Gleichheit »alles dessen, was 
Menschenantlitz trägt« entgegen — ein Kulturparadoxon, das 
in der Transzendenz wurzelt. So fremdartig dies dem Durch- 
schnittsdemokraten unserer Tage erscheinen mag: die Wiege der 
Demokratie stand in einem religiös bestimmten Vaterhause 
— sie stand in Amerika. Dort erstarkte der junge Riese, der 
zuerst von der neuen Welt Besitz nahm, um sodann mit seiner 
Pflugschar über die alte Staatenwelt dahinzugehen und feudale 
Trümmerstücke wie monarchische Bollwerke einzuebnen. 

Entspringt die demokratische Bewegung jener Welle reli- 
giöser Erhebung, welche das Mittelalter von der Neuzeit scheidet, 
so wäre jedoch nichts irriger, als der offiziellen Reformation das 
Verdienst oder die Schuld an der Demokratie beizumessen. 
Weder Luther noch Calvin waren Demokraten, auch nicht im 
Sinne der Vorläufer oder Wegbereiter. Denn beide waren Gegner 
der demokratischen Grundeinstellung. Es gilt dies vom geistigen 
wie vom wirtschaftlichen und politischen Gebiete. 

Zwar hat der jugendliche Luther, indem er die freie Aus- 
legung der Bibel dem Gewissen des einzelnen anheimstellte, 
innerhalb der biblischen Grenzen Gewissensfreiheit wenigstens 
für sich und seine Anhänger in Anspruch genommen. Aber er 
selbst hat nicht nur persönlich die alten dogmatischen Formu- 
lierungen der Kirche im wesentlichen beibehalten; er hat durch 
seinen Katechismus seinen Anhängern noch neue Formeln auf- 
erlegt und scheute sich nicht, diese Formeln durch äußere Autori- 
tät zu schützen. Der ältere Luther hat Ketzer exkommuniziert. 
Die Autorität aber, welche er zu Hilfe rief, war nicht mehr die 
einer weltumfassenden Kirche. Luther stützte sich auf die Macht 
der deutschen Fürsten, welche als Vorläufer des aufkeimenden 
Nationalismus die kosmopolitische Macht des Kaisers durch- 
brachen. In seinen späteren Tagen baute Luther eine Staats- 
kirche auf, deren Schicksal an den fürstlichen Absolutismus 
gekettet war. In wirtschaftlichen wie in politischen Dingen war 
Luther traditionalistisch eingestellt. Ein Gegner der frühkapi- 
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talistischen Umschichtung, die sich anbahnte, verteidigte er die 
soziale Schichtung, welche seine Zeit vom Mittelalter übernommen 
hatte. Als die deutschen Bauern und Täufer die religiöse Revo- 
lution zu einer sozialen und politischen Umwälzung steigerten 
und das Gesetz Christi gegen Ausbeutung und Schinderei anriefen, 
mahnte Luther zu duldendem Gehorsam. Dies ist der innere 
Bruch der deutschen Reformation. Seit jener Zeit sind in Deutsch- 
land, wenigstens innerhalb des evangelischen Volkskreises, die 
»Positiven«, insbesondere auch die positiven Geistlichen, in der 
Politik wie in der Wirtschaft konservativ, sehr im Gegensatz zu 
der englisch-amerikanischen Welt. Die deutsche Geschichte spielt 
sich auf dem Hintergrunde einer besiegten, die englisch-ameri- 
kanische Geschichte auf dem Hintergrunde einer siegreichen 
Revolution ab — ein Gegensatz, der tief einschneidend bis in die 
Gegenwart nachwirkt. 

Calvin hat in seinem Kirchenstaat an Gewissens- 
freiheit noch weniger gewährt als Luther und mit der Inquisition 
der römischen Kirche gewetteifert. Calvinistische Eiferer haben 
Ketzer verbrannt. Einem John Cotton war Gewissensfreiheit 
»gottlose Skepsis«. In den Strafgesetzen, mit denen man in ein- 
zelnen Staaten Amerikas die Darwinsche Lehre noch heute ver- 
folgt, wirkt solche Einstellung nach. In wirtschaftlichen Dingen 
öffnete der Calvinismus der kapitalistischen Umwälzung den Weg. 
So hat Calvin persönlich das mittelalterliche Zinsverbot auf- 
gchoben, indem er erklärte, daß in vielen Fällen das Darlehen 
für den Schuldner vorteilhafter sei als für den Gläubiger: Pro- 
duktivkredit gegen Konsumptivkredit! Als Vorkämpfer des 
Kapitalismus haben Calvin und seine neuenglischen Nachfolger 
dem Großbürgertum, der Klassenscheidung, der Sklaverei den 
Weg gebalınt. In politischer Hinsicht waren sie zwar Revolutionäre 
gegen die überkommene oder aufsteigende monarchische Gewalt 
der Oranier, der Stuarts, des Hauses Hannover. Schon im sieb- 
zehnten Jahrhundert riefen calvinistische Prediger in Boston zum 
Aufstand: »Widerstand gegen Tyrannen ist Gehorsam gegen 
Gott.« Aber ihr Ziel war alles andere als cine demokratische 
Republik, vielmehr eine Vorherrschaft einst der Erwählten, sodann 
der Gentlemen, der Wirtschaftsleiter. In Nachwirkung des cal- 
vinistischen Einschlags waren die »Väter« der amerikanischen 
Bundesverfassung von tiefem Mißtrauen gegen die Demokratie 
und zwar nicht nur, wie man gemeint hat, die sog. »direkte 
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Demokratie« erfüllt — sie erstrebten eine »repräsentative Repu- 
blik« mit gegenseitigem Veto von Präsidenten und Senat, mit 
wohlabgewogenen Schutzmaßregeln gegen demokratische Mehr- 
heitsbeschlüsse, insbesondere bei Verfassungsänderungen. Ja, nach 
dem ursprünglichen Plane sollte die Wahl des Präsidenten von 
einem Wahlkörper ähnlich dem Kardinalskollegium vorgenom- 
men werden ®). Die von der öffentlichen Meinung noch heute 
weitgehend gebilligte Machtstellung des Großkapitals geht auf 
calvinistische Restbestände zurück. 

Vielmehr liegt der demokratischen Wendung eine Wan- 
delungder Gottesvorstellung zugrunde, wie denn 
Carl Schmitt mit Recht sagt: »Alle Begriffe der modernen 
Staatslehre sind säkularisierte theologische Begriffe«®). Der 
transzendente Gott Luthers ist der allmächtige Fürsorger, sein 
Vertreter auf Erden ist der Monarch »von Gottes Gnaden«, der 
ungebunden durch das Gesetz nach Belieben eingreift, wie Gott 
durch das Wunder. Der ebenso transzendente Gott Calvins ist 
der nach Gesetzen arbeitende Ingenieur, dessen Werk von selber 
läuft, so insbesondere auch die ökonomische Maschine. Mit dem 
Eingriff Gottes wird Gott selbst entbehrlich — so auch der 
Monarch: le roi regne mais ne gouverne pas. Der Gott der Demo- 
kratie ist dr immanente Gott des mystischen 
Erlebnisses der Baptisten und Quäker, der sich im Men- 
schen wie in der Gemeinde offenbart und durch den Men- 
schen sich auswirkt. Ein Spinoza und ein Rembrandt standen 
diesen sektiererischen Kreisen nahe, die von Holland nach Eng- 
land ausstrahlten. 

Es war diese zweite Welle der Reformation, von 
ihren Anhängern in England die »Reformation der Refor- 
mation« genannt, welche der Welt die Demokratie 
geschenkt hat. Die verachteten »Stiefkinder« der Refor- 
mation, um den Ausdruck von Troeltsch zu gebrauchen, waren 
die Vorfahren des modernen Staates. Diese zweite Welle erhob 
sich in Deutschland im 16. Jahrhundert, wurde hier aber mit 
Feuer und Schwert ausgerottet. Die Ueberbleibsel, von Menno 
Simons neu belebt, flohen nach Holland und von dort nach 


4) J. M. Beck, Die Verfassung der Vereinigten Staaten, Berlin 1926, 
S. 246—47. 
6) Carl Schmitt, Soziologie des Souveränitätsbegriffes und politische 
Theologie. Erinnerungsgabe für Max Weber, München 1923, Bd. II, S. 26. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 58. z. 5 
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England, wo sie in jenen Sekten fortlebten, welche sowohl die 
bischöfliche als die calvinistische Kirche, sowohl den König als 
das Parlament ablehnten. Sie haben die Kirche und den Staat, die 
gesamte Hierarchie der alten Zeit in Frage gestellt durch den heute 
so maßvoll erscheinenden Satz: Die Kirche ist ein freier Vertrag 
(bond) Wiedergeborener mit Gott. In Erwartung der baldigen Wie- 
derkunft des Herrn lehnten sie die gesamte weltliche Gesellschafts- 
ordnung ab. Diese »Gedanken törichter und niedriger Leute«, wie 
Bacon sagte, hatten eine »riesige Entwicklung«. 


B. Der Gang der Demokratie. 


1.Roger Williams, Prediger aus Boston, Baptist, kam 
1636 nach Rhode Island, damals eine menschenleere Wildnis. 
Der Geburtstag des modernen Staates ist der Tag, an dem dieser 
Roger Williams in der Stadt der »Vorsehung« (Providence), heute 
Hauptstadt des Staates Rhode Island, ein demokratisches Staats- 
wesen errichtete, das, tolerant gegen alle religiösen Ueber- 
zeugungen, den Staat gerade um deswillen endgültig von der 
Religion trennte und jeden Siedler zu gleichem Rechte an der 
Bildung des Staatswillens beteiligte ®). Die Ansiedler unterwarfen 
sich den Gesetzen »nur in weltlichen Dingen«. 

Dieser Gründung hat John Clarke, der Vater der amerika- 
nischen Baptistenkirche, 1643 jene Charter verschafft, in deren 
Vorrede, soweit mir bekannt, zum erstenmal in offizieller An- 
wendung auf eine nachantike Staatsverfassung sich die Bezeich- 
nung findet: »Die Form der Regierung, die in der Providence-Pflan- 
zung errichtet wird, ist demokratisch«’). Um die Unerhört- 
heit dieses Wortes zu ermessen, gedenken wir der gleichzeitigen 
Welt Wallensteins “und des Dreißigjährigen Krieges mit ihrem 
ycuius regio, elus religio«. 

Immerhin blieb der Versuch Roger Williams, auf beschränk- 
ter ärmlicher Fläche mit bunt zusammengewürfelten Ansiedlern 
unternommen, von zweifelhaftem Erfolge. Providence galt lange 
Zeit als die Stadt der Neinsager und Querköpfe. Gleichwohl hat 
Rhode Island den Ruhm, als erste Kolonie sich 1776 von England 
losgesagt zu haben, mehrere Monate vor der gemeinsamen Un- 


6, Vgl. Oskar S. Strauß, Roger Williams, New York 1894, und Irving 
B. Richman, Rhode Island, Boston 1905. 

7) Vgl. G. W. MacDaniels, The people called baptists, Nashville, Tenn. 
1919, S. 15. 
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abhängigkeitserklärung der Kolonien. Rhode Island wurde damit 
der erste selbständige Staat europäischer Siedlung in der außer- 
europäischen Welt. 

2. Der SoldatenratdesCromwellschenHee- 
res, in welchem bekanntlich Sektierer aller Art, überwiegend 
täuferischen Ursprungs, sich sammelten — als »Independenten« 
ebenso Gegner der höfischen Anglikaner wie der parlamentari- 
schen Calvinisten — legte am 28. Oktober 1647 dem Parlamente 
jenes berühmte Dokument vor, benannt » Agreement of 
thepeople«. Es enthielt den Plan einer durchgreifend demo- 
kratischen Verfassung; so zählte es fünf angeborene Rechte 
(snative rights«) auf, darunter Religionsfreiheit, Freiheit von 
militärischer Zwangsaushebung, Gleichheit vor dem Gesetz; es 
forderte zweijährige Parlamente und eine Neuverteilung der 
Wahlsitze entsprechend der Bevölkerungszahl. Es ordnete die 
Autorität des Parlamentes der der Wähler unter. Gleichzeitig 
wurde im Case of the Army Beseitigung der Monopole, freie Wirt- 
schaft und Rückgabe der von Privaten in Besitz genommenen 
Gemeindeländereien gefordert. Bei der Debatte im Parlament 
forderte der Wortführer der Petenten unverhüllt »eine gleiche 
Stimme aller Einwohner bei den Parlamentswahlen« — die Aus- 
nahme solcher, »die ihr Geburtsrecht verloren haben«, bezog sich 
augenscheinlich auf entrechtete Royalisten ®). 

Aber diese Gedanken blieben zunächst Programm; ihre 
Durchführung erforderte Jahrhunderte. Cromwell war alles andere 
als ein demokratischer Führer und wußte die radikalen Elemente 
seines Heeres durch selten, dann aber tatkräftig benutzte Gewalt 
im Zaum zu halten. Zwar hat er der Freiwirtschaft die Türe ge- 
öffnet und damit über die Entlandung des Bauern das Fabrik- 
system vorbereitet. Zwar hat er den verschiedenen Sekten gegen- 
über Gewissensfreiheit geübt, hat sie auch den Juden zugestanden, 
aber den Katholiken hat er sie verweigert. Als dann in den Tagen 
der Restauration die Toleranzakte von 1689 erlassen wurde, war 
die Gewissenfreiheit in England doch nur eine sehr beschränkte, 
indem man alle Nichtanglikaner von öffentlichen Aemtern und 
Parlamentsitzen ausschloß. Erst in den ersten Jahrzehnten des 
1g. Jahrhunderts hat England für Katholiken wie für Sektierer 


8) Gooch, History of the English democratic Ideas in the 17th century, 
Cambridge 1898, S. 129, 151, 153. — Jellinek, Georg, Erklärung der Menschen- 
und Bürgerrechte, 3. Aufl. 1919, S. 45—79. 
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die staatliche Gleichberechtigung eingeführt. Während des ganzen 
19. Jahrhunderts war England ein aristokratisch regiertes Staats- 
gebilde, das bis zur Reformbill von 1837 von einer neuadligen 
Grundaristokratie, seitdem vom industriellen Großbürgertum be- 
herrscht wurde. Erst durch die sich gegenseitig überbietenden 
Wahlreformen Gladstones und Disraelis wurde England schritt- 
weise demokratisiert. So stiegen schon vor dem Kriege Arbeiter- 
führer wie John Burns zu Ministersesseln auf — auf dem Boden 
eines sehr erweiterten Wahlrechts, das aber keineswegs allge- 
meines Menschenrecht war. 

Damit hatte England den Vorteilim Weltkriege, den Schwung 
des demokratischen Gedankens gegen die preußisch-deutsche Auto- 
kratie einsetzen zu können und den ganzen Staatswillen in 
einer demokratischen Führerpersönlichkeit zu sammeln, die — 
anders als Bethmann — auch imstande war, sogar die den Streik 
androhenden Generale zu Paaren zu treiben: Lloyd George, der 
Baptist °). 

3. Die neuzeitige Demokratie wurde geboren 1683, 
in der Stadt der Bruderliebe, Philadelphia, in dem breiten 
und fruchtbaren Waldlande, das der König von England an Penn 
in Bezahlung einer alten Schuld überlassen hatte. In Pennsyl- 
vania wurde die Demokratie zur Tatsache und zum Erfolge. 
Penn wurde mit seinem »heiligen Experiment« nach Fiske der 
größte Staatengründer der neuen Welt, Pennsylvania im 18. Jahr- 
hundert die blühendste und friedfertigste der englischen Kolonien. 

Der Grund für den Erfolg des Quäkers William Penn 
lag augenscheinlich darin, daß er eine einheitliche, geistig hoch- 
stehende Einwanderung von Glaubensgenossen nach sich zog — 
von Leuten, denen die Demokratie religiöses Erlebnis geworden 
war. Uebrigens war unter ihnen der deutscheEinschlag 
so stark, daß die Frage aufgeworfen wurde, ob englisch oder 
deutsch die Staatssprache sein sollte. Jedenfalls haben die »Penn- 
sylvania Dutch« (damals noch Dutch, nicht German, für Deutsch 
gebraucht) einen wichtigen Einschuß in die amerikanische Seele 
eingebracht; sie sind in dieser Hinsicht wichtiger als die Millionen 
Deutscher, die ihnen folgten. Bezeichnend ist folgende Tatsache: 
Als die von England sich befreienden Kolonien nach einem Wap- 
pen suchten, wurde zuerst die Vereinigung der Wappen der 


9) Schulze-Gaevernitz, England und Deutschland, 5. Aufl. 1922, S. 1II—12. 
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5 Länder vorgeschlagen, aus denen die neue Nation entsprungen 
war, nämlich England, Irland, Schottland, Holland, Deutsch- 
land 1°). 

a) Voran stand der Grundsatz der Gewaltlosigkeit 
(no compulsion), d.h. der Freiheit bis zur Grenze des 
Möglichen. So kannte Pennsylvania keinen Untertaneneid, keine 
Zwangsarbeit, keinen zwangsweisen Militärdienst. Im Gegensatz 
zu den Baptisten, welche der Gewalt nicht immer abgeneigt 
waren, haben die Quäker mit der langsam reifenden Ueber- 
zeugung als dem nachhaltigeren Mittel des Fortschritts gerechnet. 
Sie mußten sich gerade deshalb nur zu oft mit dem »zweitbesseren« 
begnügen. Den Staat als Zwangsanstalt billigten sie, wenn er 
— zur Freiheit erzieht. Vor allem verfochten sie die freie 
Meinungsäußerung der Bürger als Erziehung zur Freiheit. Noch 
ehe der Boden Philadelphias von den Fichten gelichtet war, 
stellte Penn eine Druckerpresse auf — die erste zensurfreie Presse 
in Amerika. Penn glaubte an die Macht der Wahrheit, welche 
sich dennoch — trotz aller Lüge — durchsetzt. Der Quäker war 
grundsätzlich zu Kompromissen bereit, ohne das Endziel aus dem 
Auge zu verlieren. Nur in einem Punkte kannte er keinen Kom- 
promiß: inder Gewissensfreiheit, die er durch völlige 
Trennung des Staates von der Kirche verwirklichte. Da Penn 
auch die Katholiken in die Gewissensfreiheit einschloß, wurde er 
zeitweilig als »Kryptopapist« verdächtigt. 

b) Penn beseitigte alle Standesunterschiede. Im Gegensatz zu 
dem benachbarten Virginia, wo Erstgeburtsrecht herrschte, zu 
Carolina, dessen Verfassung ein Locke noch auf drei Stände auf- 
gebaut hatte, galt in Pennsylvania die völlige Gleichheit 
aller Siedler vor dem Gesetz; es galt mehr noch Gleichheit in 
Sitten, in Kleidung, im Lebenszuschnitt. Die Quäker sagten »Du« 
zu allen Menschen, solange das »Sie« ein Vorrecht der Vornehmen 
war. Sie verweigerten den Hutgruß allen Menschen, selbst 
40) Literatur zu William Penn: Jones, Rufus M. and Others’ 
The Quakers in the American Colonies. — Thomas, Allen C. and Richard H.’ 
A History of the Friends in America. — Kelsey, R. W., Friends and the 
Indians, 1655—1917. — Graham, John Wm., William Penn. — O’Brien, 
E., An Admiral’s Son. — Pendered, Mary, William Penn. — Bligh, 
H. W., Pennsylvania. — Sharples, A Quakers Experiment in Government. 
— Penn, William, No Cross, No Crown, A Discourse on the Holy Cross of 
Christ. — Ders., Primitive Christianity Revived, and Other Essays, also Some 
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Königen und Kaisern, solange der Vorgesetzte dem Untergebenen 
die gleiche Höflichkeit versagte. Penn stellte — zum Staunen 
der Mitwelt — fest, daß sogar der Neger »eine Seele habe« und 
erklärte die Erziehung des Negers für eine Pflicht der »Freunde«, 
der sie auch heute noch durch Negerschulen nachkommen. 

Bereits 1688 haben die deutschen Quäker von Germantown 
die Sklaverei für unvereinbar mit dem Christentum erklärt; 
1711 hat die gesetzgebende Versammlung von Pennsylvania die 
Einfuhr von Negern verboten; seit 1787 war kein Neger mehr im 
Eigentum eines anerkannten Mitgliedes der Gesellschaft der 
»Freunde« !!). Die Quaker haben damit ein Jahrhundert vorweg- 
genommen — zu einer Zeit, als die Negersklaverei als unentbehr- 
lich für die Erschließung dieser breiten und fruchtbaren Neu- 
länder galt und der Höhepunkt des Sklavenbetriebes in den be- 
nachbarten Südstaaten nach der Erfindung des Cotton Gin 1793 
noch bevorstand. Aller Wirtschaft zu Trotz wurde der pennsyl- 
vanische Quaker John Woolman der große Vorkämpfer der 
Sklavenbefreiung im 18. Jahrhundert. 

c) Penn hatte sein Waldland zu vollem Eigentum erhalten; 
er konnte sich monarchische Vorrechte und monopolistische Ein- 
nahmen vorbehalten. Er opferte seine Rechte seinem Ideale — 
so sehr, daß er, der Sohn des reichen Admirals, gegen Schluß 
seines Lebens in Vermögensverfall, ja in Schuldhaft geriet. Erst 
seine Nachkommen ernteten den wirtschaftlichen Erfolg seiner 
Lebensarbeit. Penns Ideal war die Selbstregierung des 
Volkes. Als im Anfang die Siedler sich mehr ihrer Vorrechte 
als ihrer Verantwortlichkeiten bewußt waren, glaubte Penn die 
Schäden der Demokratie durch mehr Demokratie heilen zu 
können. Nachdem er am 27. Oktober 1682 seinen Fuß auf den 
Boden der Neuen Welt gesetzt hatte, berief er am folgenden Tage 
eine Versammlung, in der er die große Idee seiner Jugend ver- 
kündete: einen freien und tugendhaften Staat zu gründen, in dem 
das Volk sich selbst regiere. Als später die Siedler die von ihm 
entworfene und freiwillig erlassene Verfassung beanstandeten, hat 
er ihnen das Recht zugestanden, die Verfassung durch eigenen 
Beschluß zu verändern. Ein Schwärmer — aber nüchtern und 
sachlich, wirkungsvoll für die Jahrhunderte. Sein Glaube an 


11) Näheres bei A. Jorns, Studien über die Sozialpolitik der Quaker, Karls- 
ruhe 1912 (Volkswirtschaftl. Abhandlungen d. bad. Hochschulen, Neue Folge, 
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das Volk — ein freies und wohlerzogenes — hat auf die Dauer 
nicht getäuscht; Pennsylvania stand 100 Jahre nach seiner Grün- 
dung an der Spitze der Kolonien, als die blühendste und best- 
geordnete. 

Die Quaker waren Vorkämpfer des Volksschul- 
wesens, während die Puritaner sich als Universitätsgründer 
auszeichneten. Schon in seiner soeben angeführten Rede verlangt 
Penn, daß jedes Kind — ob reich oder arm — unterrichtet werden 
solle. In Pennsylvania mußten die Kinder mit 12 Jahren — bei 
5 £ Geldstrafe der Eltern — lesen und schreiben können. Daneben 
wurde besonders Nachdruck auf die Handfertigkeit gelegt. Die 
Schulen der Quäker waren mit Gärten und Sportplätzen (play 
grounds) verbunden. George Fox bestimmte die ihm zuteil ge- 
wordene reiche Landausstattung, ein Geschenk seines Freundes 
Penn, zur Anlage eines botanischen Gartens. Wenn die Quäker 
keinen Wertunterschied zwischen Hand- und Kopfarbeit aner- 
kannten, so ein John Bellers in seinem College of Industry, so war 
das ein unendlich zukunftsvoller Gedanke, der heute in Amerika 
sich auszuleben beginnt. 

d) Schon in den Anfängen zeigt sich der enge Zusammenhang 
zwischen Demokratie und Pazifismus, die beide durch den 
Grundsatz der Gewaltlosigkeit verbunden sind, obgleich auch 
hier in praxi Kompromisse unvermeidbar sind: der Zwang — 
dahinter also die bewaffnete Macht — muß, soweit er der Rechts- 
ordnung dient, bejaht werden, um den Frieden auf diese arme 
Erde herabzuholen. 

Penn entwarf bekanntlich den Plan eines europäischen 
Staatenbundes zur Erhaltung des Friedens !?) — uner- 
hört in der Zeit des aufsteigenden Merkantilismus, der Handels- 
kriege, der Vergottung des Monarchen, des Staates, der Nation. 
Penn war Realist genug, eine Zentralinstanz zu fordern, welche 
nicht nur die Streitigkeiten der Staaten schlichten, sondern auch 
stark genug sein sollte, ihre Schiedssprüche, wenn nötig, mit 
Zwang durchzusetzen, wobei er auf das Beispiel der Vereinigten 
Niederlande hinwies. 

Was in Europa ein Entwurf blieb, sollte in der Neuen Welt — 
Conquistadoren und Sklavenjägern zum Trotz — verwirklicht 
werden. Zwar hat Penn niemals auf den Zwang verzichtet, der 
hinter den Richtersprüchen steht. Die Rechtsordnung galt ıhm 
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als das höchst erreichbare. Aber Penn versuchte diese Rechts- 
ordnung auch auf das Verhältnis seiner Kolonie zu den Nach- 
barn auszudehnen. 

Pennsylvania war das erste pazifistische Staats- 
wesen. Penn verzichtete auf das Recht, das ihm die Charter 
gegeben hatte, Militär aufzustellen — kein geringes Wagnis gegen- 
über den kriegerischen Indianern des Hinterlandes. Während die 
andern Kolonien blutige Indianerkriege führten und die Indianer 
als blutdiirstige Wilde galten, begab sich Penn waffenlos in das 
Lager der Eingeborenen. Nachdem er sie im Sport — Wett- 
springen — überwunden und damit ihre Bewunderung errungen 
hatte, schloß er mit ihnen einen Friedens- und Freundschafts- 
vertrag. Dieser Vertrag, »nie beschworen und nie gebrochen«, 
bestand 70 Jahre, solange die Quäker die Regierung der Kolonie 
in der Hand hatten. In dem blutigen Kriege mit Frankreich, in 
dem die Indianer auf französischer Seite kämpften, haben die 
Quäker den Frieden mit den Indianern vermittelt (1755). Bis in 
die Gegenwart hinein soll niemals ein Indianer einen Quäker 
getötet haben, einen Sohn seines großen Freundes und unver- 
gessenen Schützers Penn. 

Freilich war die Durchführung der pazifistischen Grundsätze 
keine einfache und einheitliche. So z. B. waren die ersten Quäker 
keineswegs allgemein Kriegsdienstverweigerer. Oberst Daniel 
warnt den General Monck vor quäkerischen Soldaten: »Die 
Quäker sind ein unsicheres Volk in der Ausführung von Befeh- 
len« !3). Sie verweigerten den blinden Gehorsam, der das Gewissen 
ausschaltet, und dies zu einer Zeit, da man sie auf ihr gegebenes 
Wort hin ohne Begleitung in das Gefängnis zu schicken pflegte, 
wo sie mit Sicherheit ankamen. 

Auch schieden die pennsylvanischen Quaker des 18. Jahr- 
hunderts zwischen gerechten und ungerechten Kriegen. B. Frank- 
lin erzählt 4), daß sie nicht nur im Kriege mit Spanien und 
Frankreich dem Gouverneur Brot, Mehl und »anderes Korn« 
(Pulver) bewilligten, sondern daß sie auch eine Batterie errichten 
halfen. Im Unabhängigkeitskriege haben sie — ohne die Waffen 
zu ergreifen — die Sache der Kolonien nach Kräften unterstützt. 


13) William Braithwaite, The Beginnings of Quakerism, London 1912, 
S. 520. 

14) Benjamin Franklins Leben, von ihm selbst beschrieben. Deutsch bei 
Reclam, S. 153—161. 
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Im Weltkriege stellten sie die Frage des Kriegsdienstes in das 
Gewissen des einzelnen und haben, obgleich der Mehrzahl nach 
Kriegsdienstverweigerer, solche Mitglieder nicht ausgeschlossen, 
die die Waffen ergriffen. In einem aber stimmen die Quäker 
überein, daß der Krieg zu überwinden sei durch Staatenkon- 
föderation. Dieser Gedanke wurde maßgeblich bei der Abfassung 
der amerikanischen Bundesverfassung, welche Staaten verband, die 
sich bis dahin fremd, ja feindlich gegenübergestanden hatten. 

4. Die amerikanische Unabhängigkeits- 
erklärungvom4. Juni 1776, die ihr folgenden ein zel- 
staatlichen Verfassungen als die ersten Ver- 
fassungen überhaupt, dramerikanischeUnabhängig- 
keitskrieg (1776—1783), endlich de Bundesverfas- 
sung vom 17. Septem ber 1787 bedeuten die Errichtung 
einer großen demokratischen und föderativen 
Republik auf dem Boden der Neuen Welt, welche schritt- 
weise mit den Mächten der Alten Welt in Gleichgewichtszustand 
tritt, bis sie den Weltschwerpunkt in sich sammelt. Kein Ereignis 
der Geschichte hat so propagandistisch gewirkt wie dieses. Daher 
unter weitesten Perspektiven Ranke: »Dieses war eine größere 
Revolution, als früher je eine in der Welt gewesen war; es war 
eine völlige Umkehrung des Prinzips« !%) — der Beginn des demo- 
kratischen Zeitalters. Valmy (1792), von dem Goethe die neue 
Epoche datiert, war nur seine Folge. 

Von Amerika aus hat die Welle der Demokratie die Welt 
überflutet — gelegentlich zurückebbend, Inseln und Ueber- 
schwemmungsgebiete freilassend, da und dort gefährliche Un- 
tiefen überdeckend, aber doch im ganzen voran! Die »Menschen- 
rechte«, welche bereits der Kongreß der 12 Kolonien am 14. Okto- 
ber 1774 gefordert hatte, machten die Runde um die Welt. Wo 
immer dumpfe und geknechtete Völker zum Selbstbewußtsein 
erwachen, bejahen sie sich heute als »Menschen« und fordern 
»Menschenrechte«, welche denen Amerikas mehr oder minder 
nachgebildet sind. So lehnt die indische Freiheitsbewegung — 
anders als vor 70 Jahren — die Wiederherstellung des Mogulats 
ab und verlangt Demokratie. Die Masse, bisher Mittel, bejaht 
sich als Selbstzweck. Millionenfüßig dröhnt ihr Schritt durch die 
Geschichte. 


15) Ranke, Ueber die Epochen der neueren Geschichte, Leipzig 1888, in: 
Weltgeschichte, IX. Teil, 2. Abteilung, S. 216. 
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In Amerika aber war es Philadelphia, die Stadt Penns, wo 
die Wiege dieser Bewegung stand. Dort wurde die Unabhängig- 
keitserklärung verfaßt und erlassen, dort die Bundesverfassung 
beraten und beschlossen. Dort wurden Menschenrechte der Penn- 
sylvanischen Verfassung als Muster für viele andere eingeschrieben, 
dort die Rechte der Menschen als Bürger unter richterlichen 
Schutz gestellt. Dort siegte der Geist der Täufer und Quäker 
über Episkopale wie Puritaner, trotz des noch heute hochwich- 
tigen Einschlags, der von letzteren ausgeht. Sind Boston und 
Philadelphia Prinzipien, die sich in der amerikanischen Volksseele 
kreuzen, so überwog Philadelphia in der Trennung von Staat 
und Kirche, in der weitgehenden Anwendung des Grundsatzes 
»no compulsion«. In Boston war bis 1799 die Vernachlässigung 
des Kirchenbesuchs — mehrstündiger Predigten! — unter Strafe 
gestellt. 

Weltberühmten Namens stehen als die Väter der amerika- 
nischen Freiheit ein Franklin, ein Washington, ein Hamilton 
voran. Ein weit geringerer Staatsmann als diese ist Thomas 
Jefferson, aber unerreicht als der Wortführer des demo- 
kratischen Gedankens. So sagt Butler mit Recht: »Kein Ameri- 
kaner kann sich mit Jefferson messen, was Einfluß auf dieöffent- 
liche Meinung angeht« 18). Als der Verfasser der Unabhängigkeits- 
erklärung setzte er ein Lauffeuer in Brand. Mit der Religions- 
freiheit, der Abschaffung der Erstgeburtsrechte, übertrug der 
Virginier Jefferson, selbst Sklavenhalter, pennsylvanische Grund- 
sätze in das benachbarte Virginia. 

Aber welche geistesgeschichtliche Verschiebung! Neben der 
religiösen Ader, die gewiß in den Freiheitskämpfern mächtig 
schlug, wird die utilitarische Strömung fühlbar. 
Gerade diese Verwässerung des Ideals durch den Nutzen ist seit- 
dem für den amerikanischen Durchschnitt bezeichnend. In der 
Unabhängigkeitserklärung wird neben der Freiheit das »Streben 
nach Glück« als Menschenrecht bezeichnet. »Gewinn in beiden 
Welten« zu machen, wird das Ziel einer verständigen Lebens- 
führung, wobei die diesseitige Welt immer greifbarer wird, die 
jenseitige sich verflüchtigt. 

Zugleich tritt damit der wirtschaftliche Unter- 
grund zutage. Es ist unsinnig, das Werk der Pilgrimväter, das 


16) Butler, Nicholas Murray, Der Aufbau des amerikanischen Staates, 
Berlin 1927, S. 120 ff. 
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Heilige Experiment Penns mit marxistischen Formeln erklären 
zu wollen; dagegen sind sie mit Erfolg auf Jefferson angewandt 
worden und dienen sicherlich zur Mit erklärung !7). Jefferson war 
Vertreter der virginischen Grenzer, der kleineren handarbeitenden 
Siedler des Westens gegen die alteingesessenen Pflanzer des 
Ostens, gegen englisch-aristokratisches Wesen und anglikanisches 
Kirchentum. Jefferson war zugleich Vertreter der landwirt- 
schaftlichen Bevölkerung, in welcher allein er die gesunde Grund- 
lage der Demokratie erblickte; er kämpfte gegen Handel und auf- 
kommendes Großgewerbe, welche er zentralistischer und monar- 
chistischer Neigungen beschuldigte. Als Freihändler suchte er 
Großstadt und Industrie zurückzuschneiden. Wenn Jefferson in 
diesen Fragen seinen Hauptgegner Hamilton bekämpfte, so durch- 
zieht seit diesen Tagen derselbe Gegensatz die amerikanische 
Politik als Gegensatz von Wallstreet und Farm, von Großstadt 
des Ostens und Neusiedlung des Westens. Ja noch mehr: Jefferson 
bekämpfte als Vertreter der agrarischen Schuldner in England 
den kommerziellen Gläubiger; im Unabhängigkeitskrieg wirkte 
die Hoffnung mit, die Schulden an England los zu werden, und 
von allen Kolonien war Virginia bei weitem am meisten ver- 
schuldet. Insofern handelte es sich um den Versuch einer 
Schuldnerempörung. 

So zeigte sich in den ersten Anfängen bereits die Spannung 
zwischen Demokratie und Kapitalismus. Obgleich demselben 
Mutterboden entwachsen, versuchte die Demokratie als die ältere 
Schwester den jüngeren gefährlichen Bruder an die Wand zu 
drücken — wenn z. B. Jefferson erklärte, es sei besser, englische 
Industrieprodukte zu kaufen, als statt dessen dem Industrie- 
proletariat Einlaß nach Amerika zu verstatten. 

Aber man darf diese wirtschaftlichen Dinge nicht übertreiben. 
Jefferson war von Grund aus ethischer Politiker und 
insofern das Prototyp des Amerikaners. Jefferson »glaubte an 
das Volk«, das Hamilton beargwöhnte und der Leitung der Wirt- 
schaftsführer unterwerfen wollte. Jefferson konnte seinem Gegner 
Machtpolitik und Macchiavellismus als europäische Denkweisen 
vorwerfen und die Politik der Gerechtigkeit und des Vertrauens 
als amerikanische Grundsätze dem entgegensetzen. 

Wenn Jefferson damit den Völkern Europas ein»nur zu neues« 


17) Beard, Charles A., Economic Origins of Jeffersonian Democracy, New 
York 1915. 
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Beispiel zu geben hoffte, so wirkte das metaphysisch fundierte 
Naturrecht und hinter ihm die religiöse Ueberzeugung der Väter 
nach, für die Washington als die Grundlage des amerikanischen 
Staatswesens in seiner Abschiedsbotschaft vom 19. September 
1796 ausdrücklich eintrat. In der Verflechtung utilitarischer 
und idealistischer Gefühlsmomente wurde Jefferson — feinfüh- 
liger als sein Gegner — für Jahrzehnte der Interpret der Volks- 
stimmung, gerade weil keiner der Größten 28). 

5. Die Einwirkung des amerikanischen Unabhängigkeits- 
krieges auf die französische Revolution, der ame- 
rikanischen auf die französischen Menschenrechte 
ist bekannt. Eine breite Literatur hat die geniale Vorwegnahme 
Jellineks bestätigt '%). Zusammenfassend: Die naturrechtliche 
Philosophie war der allgemeine Boden der Bewegung. Im Hinter- 
grunde steht Locke, der noch in der Schule der Independenten 
groß geworden war. So konnte Gooch den Satz wagen: es ist 
wenig in Rousseau, was nicht in Locke, wenig in Locke, was nicht 
im Commonwealth zu finden wäre!??). Aber das amerikanische 
Beispiel setzte die Theorie in die Tat um. Indem Amerikas Krieg 
gegen England als ein allgemeiner Freiheitskrieg aufgefaßt wurde, 
gab er den Franzosen den Anstoß, mit der Tat zu folgen. In 
Frankreich herrschte nach Franklins Briefe an Cooper 1777 die 
Auffassung vor, daß die Sache der Amerikaner die Sache des ge- 
samten Menschengeschlechts sei. Nach Paine haben französische 
Offiziere und Soldaten die Kenntnis der Freiheitspraxis nach 


18) Francis W. Hirst, Life and Letters of Thomas Jefferson, New York 
1926. 

19) Jellinek, a. a. O. — Weitere Literatur über den Ursprung der fran- 
zösischen »Menschenrechtes (nach dem Katalog der Pariser Nationalbibliothek) : 
Chantavoine, Henri, Les Principes de 1789, Paris 1906. — Giese, 
Friedrich, Die Grundrechte, Freiburg i. Br. 1905. — Hagermann, Gustav, 
Les déclarations des droits de l’homme et du citoyen dans les premières con- 
stitutions américaines, Berlin 1910. — Klövekorn, Fritz, L’origine de la 
déclaration des droits de l'homme et du citoyen, Berlin 1911. — Mareaggi, 
Vincent, Les origines de la déclaration des droits de l homme de 1789, Paris 1904. 
— Rees, Wilhelm, Die auBerparlamentarische Entstehungsgeschichte der 
Menschenrechte von 1789, Bonn 1911. — T himm, Georg, Les droits de l’homme 
et du citoyen dans leur passage des constitutions frangaises aux constitutions 
allemandes jusqu’en 1831, Greifswald 1905. — Walch, Emile, La déclaration 
des droits et l’Assemblée Constituante, travaux préparatoires, Paris 1913. — 
Münchhausen, H. G. Frhr. v., Les droits de l'homme et du citoyen dans 
le droit prussien, Leipzig 1909. 

19a) Gooch, a.a. O. S. 358. 
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Amerika mitgebracht 2%). Nach Condorcet erkennt der geknech- 
tete Europäer seine unverjährbaren Freiheitsrechte in dem Bei- 
spiel der Neuen Welt. Wäre Amerika den Waffen der Engländer 
unterlegen, so wäre das Schicksal aller Republiken besiegelt ge- 
wesen. Der Franzose empfand es als eine Schmach, die Freiheit 
eines anderen Volkes mit den Waffen verteidigt zu haben und 
selber dem Despotismus zu unterliegen 2'). Die Menschenrechte, 
wie sie Mirabeau in seiner Schrift »Aux Bataves« 1788 22), wie sie 
Lafayette in seinem Entwurf vom Juli 1789 aufstellt, sind zum 
Teil wörtlich, zum überwiegenden Teil inhaltlich den Verfassungen 
der amerikanischen Einzelstaaten entnommen, ebenso auch die 
definitive Deklaration, die am 1. Oktober 178g durch den König 
angenommen wurde ®). 

So hat die historische Forschung den Gedankenblitz bestä- 
tigt, welcher sich in der Vorrede zu Heines »Französischen Zu- 
ständen« vom November 1832 findet: »Jene Erklärung der 
Menschenrechte, worauf unsere ganze Staatswissenschaft 
basiert ist, stammt nicht aus Frankreich, wo sie freilich am glor- 
reichsten proklamiert worden, nicht einmal aus Amerika, woher 
sie Lafayette geholt hat, sondern sie stammt aus dem Himmel, 
dem ewigen Vaterland der Vernunft.« 

Aber: neben diesen Zusammenhängen werden die Unter- 
schiede viel zu wenig beachtet, welche die französische und damit 
die europäisch-festländische Demokratie von der anglo-amerika- 
nischen trennen. 

a) Die französische Revolution bedeutet 
die Loslösung der Demokratie von ihrem 
religiösen Mutterboden. Nach Aulard beherrschte 
weit verbreiteter Unglaube die Oberschicht der Nation, auch 
wenn sie die Religion für »das Volk« als nötig erklärte ?*). Dieser 
Unglaube stützte sich teils auf eine materialistische Philosophie, 
teils in breiteren Kreisen auf eine geistreiche Skepsis. Dies ist. 
auch heute noch die überwiegende Haltung der intellektuellen 
und bourgeoisen Männerwelt, organisiert in dem atheistisch ge- 


20) Thomas Paine, The Rights of Man, being an answer to Mr. Burkes 
attack on the French Revolution, London 1793. 

21) Condorcet, De l'influence de la Revolution d’Amerique sur l'Europe, 1786. 

23) Mirabeau, Aux Bataves sur le Stathouderat. 1788, S. 117 ff. 

23) Klövekorn, Die Entstehung der Erklärung der Menschen- und Bürger- 
rechte, Berlin 1911, S. 129 ff. 

34) Aulard, Le christianisme et la révolution française, Paris 1925. 
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richteten Freimaurertum. Der liebe Gott ist Sache der alten 
Weiber und jungen Mädchen, die der aufgeklärte Geist mit einem 
Bonmot abtut. Witzwort, dessen Zeuge ich war: ein vornehmer 
Franzose, Sénateur, grüßt nach ländlicher Sitte ein Kruzifix 
durch Hutabnehmen. Der begleitende Jagdfreund fragt erstaunt : 
»Tu salues le bon Dieu ?« Antwort: »Nous nous saluons, mais nous 
ne nous parlons jamais.« 

Dementsprechend herrscht in Arbeiterkreisen ein tiefge- 
wurzeltes Mißtrauen gegen Religion. Es genügt das Wort »Gott« 
zu erwähnen, und der fortschrittlichste Redner ist als Reaktionär 
gestempelt. So mußte z. B. die pazifistische Propaganda, wie sie 
etwa Dr. Demarquette betreibt, obwohl den Quäkern nächst ver- 
wandt, unreligiöse Formeln anwenden, um an Arbeiterkreise 
heranzukommen. 

b) Während Amerika den Bürger gegen den Staat verteidigt, 
überwog und überwiegt in Frankreich die Staatsom ni- 
potenz, wobei sich Traditionen des ancien régime wie des 
calvinistischen Genf (Rousseau) vereinigen. Während Amerika 
im Interesse der Religion den Staat von der Kirche trennte, 
findet sich in Frankreich wie in Europa überhaupt immer wieder 
der Versuch der staatlichen Beeinflussung der Weltanschauung. 
Zunächst erstrebte die Revolution eine gallikanische Staats- 
kirche, ähnlich wie Napoleon später im Konkordat durch den 
Papst die Gewissen zu beherrschen suchte. Als es über die 
Frage der Kirchengüter zum Bruche gekommen war, suchte der 
Konvent durch staatlichen Zwang die katholische Religion »ab- 
zuschaffen« und bot als Ersatz eine deistische Staatsreligion, 
als deren Oberpriester Robespierre auftrat. Auch nach offi- 
zieller Trennung von Staat und Kirche versuchte die Direktorial- 
regierung durch die staatliche Schule die Religion »auszurotten«. 
Nicht viel anders die heutige Laiengesetzgebung, welche die 
Trennung von Staat und Kirche gegen die Kirche anwendet. 
Auf der andern Seite steht die reaktionäre Stellung der katho- 
lischen Kirche, so daß »catholiques« die Bezeichnung der kon- 
servativen Partei geworden ist. Daher die außerordentlichen 
Schwierigkeiten, eine katholisch-demokratische Bewegung in 
Fluß zu bringen, mit der ein Marc Sangnier zu kämpfen hat. 

Wie wenig konservative Einstellung mit dem Wesen der 
katholischen Kirche zu tun hat, belegt die Tatsache, daß ın 
Amerika die katholische Kirche stets auf progressiver Seite ge- 
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standen hat und auch heute noch die Trennung von Staat 
und Kirche sich zunutze zu machen versteht. Sie empfindet 
demokratisch, schon weil sie breite untere Volksschichten vertritt, 
aus denen ihre Priester bis zu den höchsten Würdenträgern 
hervorgehen. 

c) In Frankreich sind die Traditionen der großen Revolution 
für viele eine Art Religionsersatz, so für die Anhänger der »Liga 
der Menschenrechtes. Sie bewährte ihren Schwung noch in der 
Dreyfußaffäre. Dagegen wurde dieser Aufguß weiter verdünnt von 
der lateinischen Welt Südeuropas und Südamerikas, wohin von 
Frankreich aus der demokratische Samen ausgestreut wurde — 
zugleich mit naturalistischer und skeptischer Aufklärung, mit 
Relativismus und Utilitariertum. Auf solchem Boden ist die 
Demokratie kraftlos gegenüber den Gefahren der Plutokratie 
und der Diktatur. Aus solcher Weltanschauung fließt kein 
Schwung, der zum letzten Opfer bereit ist — noch weniger jene 
dauernde Selbstkontrolle auch in den kleinen Dingen des Lebens, 
ohne welche die Freiheit zur Willkür wird. So konnte ein Mussolini 
nach berühmten Vorbildern den Staat als reines Machtgebilde 
proklamieren: »Der Staat ist alles« — der Staat ohne die Weihe 
der Transzendenz. Er behauptet die Schlechtigkeit der Menschen, 
der nur durch Zwang beizukommen sei. Keine Demokraten wider- 
legten diese Behauptung, indem sie für ihren Glauben ihr Leben 
' einsetzten. 

6. Anders dort, wo die Demokratie religiöses 
Erlebnis geworden ist. In der angloamerikanischen Welt 
wurde die von Frankreich rückströmende Aufklärung abgedämmt, 
vor allem durch die methodistische Erweckung. Der von 
Grund aus demokratische Methodismus hat 
damals nicht nur die größte aller Freikirchen errichtet, sondern 
mehr noch dadurch gewirkt, daß er benachbarte Gebiete — die 
anglikanische »broad church« und ältere, dem »Quietismus« ver- 
fallene Sekten neu befruchtete. Welch anderen Geistes war z. B. 
ein Kingsley als ein Stöcker — beides »Hofprediger«! Einem 
John Bright, einem Gladstone, einem Lloyd George war die 
Demokratie religiöse Aufgabe, an die sie glaubten zu der Zeit, 
als Deutschland sich in »Realpolitik« nicht genug tun konnte. 

Was von England gilt, gilt in noch höherem Maße von Amerika. 
Hier hat der Methodismus zwar später eingesetzt, aber breitere 
und tiefere Furchen gezogen als in England. So konnte Tocqueville 
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in seinem berühmten Buche »La démocratie en Amerique« 1837 
seinen erstaunten Landsleuten berichten: In Amerika, dem 
freiesten und aufgeklärtesten Lande der Welt, übt die christliche 
Religion einen größeren Einfluß über die Seelen als in irgend- 
einem Lande der Welt. »Ich weiß nicht, ob alle Amerikaner an 
ihre Religion glauben, denn wer kann in die Herzen sehen ? Aber 
ich bin sicher, daß sie die Religion für notwendig halten zur 
Aufrechterhaltung ihrer republikanischen Institutionen. Das ist 
die Meinung nicht einer Klasse oder einer Partei, sondern der 
ganzen Nation.« »Wie könnte man das politische Band lockern, 
ohne das moralische Band anzuziehen ? Wie ein Volk zum Herrn 
seiner selbst machen, das sich nicht Gott unterwirft«®)? Die 
Stärke der Religion beruht nach Tocqueville nicht zuletzt auf 
der Trennung von Staat und Kirche. Indem die Geistlichen sich 
von politischen Aemtern fernhielten, vielfach auch durch die 
Staatsverfassung vom passiven Wahlrecht ausgeschlossen seien, 
würden sie nirgends als politische Gegner bekämpft. Die Kirche 
bleibe von den Wechselfällen der Parteien und Regierungen un- 
berührt, auch die katholische Kirche — anders als in Europa. 
Alle diese Stimmungen sammelten sich in einer Persönlichkeit 
von monumentaler Größe. Nicht Aufklärer wie Franklin und 
Jefferson, nicht die Väter und ersten Ausleger der Verfassung 
wie Madison, Marshall und Webster — Abraham Lincoln 
wurde zum Helden der Nation, weit volkstüm- 
licher auch als der im Grunde aristokratische Washington, Lin- 
coln, »von dem kein Amerikaner ohne Bewegung sprechen kann« 
(Butler). Ihr besseres Selbst fanden und finden in ihm diese 
Menschen wieder, die »mit ihrer unkomplizierten Einfachheit 
nicht zu klug sind für den Glauben an die Demokratie, nicht zu 
gebildet für den Glauben an die politische Freiheit, nicht zu skep- 
tisch für den Glauben an politische Ideale überhaupt« 6). »Es 
ist, als habe die Natur einen typischen Amerikaner geschaffen 
und dann mit freigebiger Hand noch das königliche Wesen des 
Genies hinzugefügt, um zu zeigen, wessen dieser Typus fähig 
ist« 2”). Das Bildnis Lincolns hängt im GroBstadtoffice wie im 
Farmhaus, unzählige Klubs und Schulen nennen sich nach seinem 


25) Tocqueville, De la démocratie en Amérique, 4. éd., Brussel 1837, tome 
III, S. 64, 68, 71. 

26) Arthur Feiler, Amerika — Europa, Frankfurt 1926, S. 287. 

27) Woodrow Wilson, Nur Literatur, München 1913, S. 216. 
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Namen. Aber nur di e sind wirklich Amerikaner, die vom Geiste 
Lincolns berührt sind, und nur die verstehen die Seele Amerikas, 
die seines Geistes Hauch verspürt haben. 

Lincoln, ein Riese an Körper und Kraft, 6 Fuß 4 Zoll, mit 
Riesenhänden und Riesenfüßen, war ein geborener Grenzer, armer 
Leute Kind, groß geworden im Kampf mit der Wildnis, land- 
wirtschaftlicher Tagelöhner, gelegentlicher Mississippischiffer. Als 
solcher hat er mit eigenen Augen das Elend der Sklavenmärkte 
in New Orleans geschaut, jener Märkte, wo Kinder, welche die 
Gaben und Lebensgewohnheiten ihrer weißen Väter zeigten, 
wo Mulattenmädchen mit fast weißer Hautfarbe als Handelsware 
nackt zur Schau gestellt waren. Dieser Anblick bohrte sich in die 
Seele Lincolns. Er glühte von innerem Feuer, obgleich er weder 
trank noch rauchte. Selfmademan, Autodiktat breiter Bildung 
hat er nach schwerem Tagewerk stundenlange Wege durch die 
Wälder zurückgelegt, um sich in den Besitz von Büchern zu 
setzen. 

Lincoln, der Sohn einer baptistischen Mutter, lernte lesen in 
der Bibel und in »Pilgrims Progreß«. Er begann seine rednerische 
Laufbahn als Laienprediger, »für welche Art von Beredsamkeit 
er stets eine Vorliebe hegte«. Auch seine politischen Reden waren 
von Bibelzitaten durchsetzt; sein Wesen war religiös durchtränkt 
bis zur letzten Faser. Obgleich er sich nie einer kirchlichen Ge- 
meinschaft anschloß, pflegte er allmorgendlich, auch als leitender 
Staatsmann — inmitten einer politischen Katastrophe sonder- 
gleichen, — an seinem Bette niederzuknieen und Erleuchtung 
für die Entschlüsse des Tages zu erbitten. 

Ehrlich bis zum letzten, auch als Kriegspräsident in seinen 
Berichten vom Kriegsschauplatz, hat Lincoln als Politiker alle 
Probleme auf die Frage von Recht und Unrecht 
zurückgeführt. Er wurde Gegner der Sklaverei — »the word slave 
must disappeare — als Vertreter einer Minderheit und zu einer 
Zeit, da diese Stellungnahme als Selbstmord der republikanischen 
Partei betrachtet wurde. Aller Wirtschaft zu Trotz erklärte Lin- 
coln: »Alle Menschen sind frei und gleich geboren.« Kein Kom- 
promiß! »Laßt uns Vertrauen haben, daß Recht zur Macht wird, 
und in diesem Glauben laßt uns bis zu Ende wagen, unsere 
Pflicht zu tun, wie wir sie verstehen.« 

Lincoln glaubte an die Weltmission des amerikanischen 
Volkes als des Vorkämpfers der Demokratie. Er erblickte in der 
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Unabhängigkeitserklärung von 1776 »den Beginn einer neuen 
Weltperiode«, des »Zeitalters der Selbstregierung der Vélkere. 
Amerika gab damals der Menschheit das »Versprechen, daß zu 
gegebener Zeit die Bürde von ihrer Schulter genommen werden 
und alle Menschen die gleiche Möglichkeit (equal chance) 
haben würden«. Wegen dieser Weltmission verteidigte er die Ein- 
heit der Nation in vierjährigem Bürgerkriege — als Sache Gottes 
und der Menschheit. In diesem Kriege focht Lincoln — auf 
breiterer Basis — noch einmal den Kampf Cromwells gegen die 
Kavaliere; er focht ihn zu Ende. Seine Gegner waren zunächst 
mutiger, kriegstüchtiger, besser geführt und fühlten sich als 
überlegene Rasse gegenüber Krämern und Kleinbauern. Aber 
Lincolns Milizen, im Laufe des Krieges besser organisiert und 
diszipliniert, besser genährt und gekleidet als die Gegner, wurden 
im Bündnis mit dem amerikanischen Deutschtum unter der 
Führung eines Carl Schurz 78) »unvermeidliche Sieger«. Ohne 
diesen Sieg kein Amerika als Weltvormacht! 

Lincoln milderte den grimmen Ernst seines Lebens mit son- 
nigem Humor und giitigem Verstandnis fiir die Verschiedenheiten 
innerhalb seines großen Volkes. Ein typischer »Westerner« er- 
oberte er den Osten im Sturm. Sein tragisches Ende erhob ihn 
über die Parteien. Sein größter Triumph war, daß Jahrzehnte 
nach seinem Tode hervorragende Vertreter des Südens erklärten: 
»Lincoln hat den Süden besser verstanden als dieser sich selbst.« 
Lincoln wurde Symbol. 

Uebrigens sollten die Amerikaner nicht vergessen, daß Lin- 
colns Sieg und damit die Rettung ihrer Nation nicht zuletzt 
einem Deutschen verdankt wurde, einem ethischen Politiker wie 
Lincoln selbst. Der damals schon todeskranke Prinzgemahl Albert, 
Herzog von Sachsen-Koburg, verhinderte eine Depesche des 
englischen Premierministers, Lord John Russel, die »fast unver- 
meidlich« zum Bruche, d.h. zum kriegerischen Eintreten Eng- 
lands für die Südstaaten geführt hätte *). 

Bedeutet Lincoln einen Wellenberg, in dem das Jahrhundert 
aufgestaut ist, so ebbte seitdem die demokratische Welle ab. Aber 
noch flutet sie durch Wilsons 14 Punkte. Noch ist die Demokratie 
eine Waffe der Völker, welche ehrlich an sie glauben. Dann wirkt 
sie ansteckend und höhlt den Gegner von innen aus, wie wir im 
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Weltkrieg erfuhren. In der Geisterschlacht über den Wolken 
kämpften in den Reihen unserer Gegner deutsche Täufer und 
deutsche Achtundvierziger — nicht die schlechtesten unserer 
Vorfahren. Auf jener Seite glaubten Millionen daran, daß es sich 
darum handele, »die Welt sicher zu machen für die Demokratie«. 
Ein Lloyd George konnte erklären, daß Freiheitskriege gewonnen 
oder verloren, aber mit keinem Kompromiß beendet werden. In 
den Vereinigten Staaten trugen Freikirchen, Frauen und Uni- 
versitäten den Kriegsschwung, während die Wirtschaft an der 
Neutralität verdiente. Tausende und Abertausende opferten sich 
in der Ueberzeugung, der Sache Lincolns zu dienen und für die 
Freiheit letzthin auch des deutschen Volkes zu kämpfen — und 
zu sterben. Ihnen erschien Autokratie und Militarismus, vor allem 
das preußische Junkertum, als »das Böse« schlechthin. Wäre es 
Heuchelei gewesen! Heuchelei ist ohnmächtig. 

Wir Deutsche dagegen kämpften in unserer Mehrzahl, um 
uns gegen den Vernichtungswillen der Gegner zu verteidigen, 
eine kleine, aber mächtige Minderheit, um zu erobern. Ein 
Menschheitsgedanke, der nach außen propagandistisch gewirkt 
hätte, fehlte. Der Versuch eines Friedrich Meinecke, eines Ernst 
Troeltsch und des Verfassers ®°), dem anglo-amerikanischen einen 
deutschen Freiheitsgedanken entgegenzusetzen, scheiterte an der 
bürokratischen und militaristischen Natur unseres Staatswesens, 
dem jede Anziehungskraft nach außen fehlte. Mochten konser- 
vative Kreise der neutralen Welt mit uns sympathisieren, manche 
Katholiken sogar vom Siege Oesterreichs die Wiederherstellung 
des Kirchenstaates wenigstens in Trastevere erhoffen — das 
Weltgewissen schlug auf der Seite der trotz aller Rückschläge 
sdennoch« siegreichen Demokratie. 


C. Die Gedanken der Demokratie. 


Nur allzuhäufig werden die volltönenden Worte, mit denen 
man den Inhalt der Demokratie umschreibt: Freiheit, 
Gleichheit, Volkssouveränität in durchaus ver- 
schwommener Weise von Enthusiasten und Demagogen ge- 
braucht, womit sie den Gegnern aller Demokratie nur zu billige 

30) Fr. Meinecke, Die deutsche Erhebung von 1914, Stuttgart 1914. — 
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Handhaben gewähren. Es ist eine Gewohnheit, welche der natür- 
lichen Gedankenträgheit entspringt, sich mit leeren Worten ge- 
rade in den letzten Fragen des Lebens zu beruhigen. Wenn wir 
zu einer klaren Einsicht in den Inhalt der Demokratie vordringen 
wollen, so gibt es keinen besseren Weg, als an der Hand der 
»Väter« zu jenem Felsenboden hinunterzusteigen, auf dem der 
weltüberschattende Koloß, zum Teil ganz anderen Baustiles, 
aufgetürmt ist. 

Grundgedanke: Die Demokratie beruht auf 
dem Glauben an den »Menschen« und an die 
»Menschheit« als die Träger absoluter, also 
transzendenter Werte. 

Bekanntlich wurden die Gedanken der Demokratie im 
Naturrecht des 18. Jahrhunderts als unveräußerliche und un- 
verjährbare »M enschenrechte« formuliert. An Stelle der 
theologischen trat die metaphysische Begründung: keine erheb- 
liche Verschiebung, wenn wir mit Tillich, ganz im Sinne Kants, 
die Metaphysik als die Religion der Gebildeten ansehen (»Ver- 
nunftglauben«). Die »Natur« des Naturrechts ist das schlechthin 
Wertvolle, das Endziel aller Politik. Es gilt, diese Natur »wieder- 


herzustellen«, das »Naturwidrige« auszuscheiden — Gedanken, 
die auf dem Boden der mechanistischen Naturwissenschaft un- 
sinnig sind. Hier ist alles notwendig — alles Natur! — und kein 


Platz für Teleologie irgendwelcher Art. Im Naturrecht dagegen 
beruht alles auf einer die ganze Menschheit umspannenden Ur- 
norm #1), die nicht ist, aber sein sollte. Man kann den Ausdruck 
»Gott« verbannen, aber dann wird die »Menschheit« Träger des 
letzten Wertes, Menschheit als etwas ganz anderes als die zoolo- 
gische Spezies homo sapiens. Im Hintergrund steht die Immanenz 
Gottes in der Menschheit, der die Identität von Regierenden und 
Regierten entspricht. Die Stimme des Volkes — Gottes Stimme. 
»Die vom Parlament erlassenen Gesetze sind nichtig, wenn sie 
gegen irgendeines der Naturgesetze verstoßen« — »Naturgesetz« 
hier deutlich ein ethisch-politisches Gebot, das sein soll. So 
Otis 1761 in der Legislatur von Massachusetts 3). 

1. Im einzelnen: »Freiheit« ist ein Kulturparadoxon. Der 
Mensch tritt in die Geschichte, er lebt in ihr Jahrtausende, stets 
umgeben < durch Gruppe und Gewalt, Tradition und Autorität. 
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32) James W. Beck, Verfassung der Vereinigten Staaten, S. 40. 


I as ee „ eis 


Die geistesgeschichtl. Grundlagen d. anglo-amerikanischen Weltsuprematie. 85 


Freiheit, wie wir sie auffassen, ist ein Ergebnis jener zweiten 
Welle der Reformation, welche in Anglo-Amerika aufsteigt, um 
von dort die Welt zu überfluten. Ihr folgend die Philosophie von 
Milton zu Locke und Rousseau. »Freiheit« bedeutet ursprünglich 
die Freiheit des Gewissens, d. h. das Recht, jedwede religiöse oder 
irreligiöse Ueberzeugung offen zu bekennen und den Gottesdienst 
in derjenigen Form einzurichten, welche das Gewissen vor- 
schreibt, auch auf solche Einrichtungen zu verzichten. Alle Be- 
kenntnisse oder Philosophien, soweit sie nicht mit dem allge- 
meinen Strafgesetz des betreffenden Staates in Konflikt kommen, 
wie z. B. die Bigamie der Mormonen, werden im staatlichen Leben 
auf gleichem Fuße behandelt und erfreuen sich der gleichen 
bürgerlichen Rechte. 

Es ist ein Ruhmestitel der Baptisten, diesen für ihre Zeit 
unerhörten Grundsatz aufgestellt zu haben. Ihnen folgten die 
Quaker. Beide kamen durch ihre Lehre vom »Inneren Licht« 
zur Forderung der Gewissensfreiheit. Das göttliche Licht scheint 
durch das menschliche Mittel in verschiedenen Farben und 
in Tausenden von Strahlen. Gerade die Verschiedenheit der 
religiösen Inspiration verherrlicht die mannigfache Gnade Gottes. 
Jede Konfession, jede ehrliche Ueberzeugung hat ihre besondere 
Berufung; jede Wahrheit ist der Schatten einer höheren Wahr- 
heit. Wir erinnern an das Wort Penns in seinem berühmten 
Buche »Früchte der Einsamkeit«: »Die mildtätigen, gerechten 
und frommen Seelen sind überall von einer Religion; wenn 
der Tod die Maske abgenommen hat, werden sie einander er- 
kennen, obgleich die verschiedenen Kleider, die sie hier auf 
Erden tragen, sie zu Fremden machen.« Völlige Gewissensfreiheit 
ist erst dann erreicht, wenn der Staat sich jeder religiösen oder 
irreligiösen Meinung gegenüber als indifferent erweist, aber jeder 
die volle Auswirkung gestattet 55). 

Diesem Kernpunkt entsprang der weite Kreis der »bürger- 
lichen Freiheiten«, von denen die Rede- und Preßfreiheit ebenso 
wie die Vereins- und Versammlungsfreiheit zweifelsohne reli- 
giösen Ursprungs sind. Es handelte sich zunächst um das Recht 
der Prophetie und der Sektenbildung. Zudem war die Zensur 
kirchlichen Ursprungs. Die Gewissensfreiheit ist es, welche als 
die Freiheit schlechthin einen Milton im Areopagitica begeistert, 
die Freiheit — die Amme aller großen Geister«. Durch sie werde 
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England in einer Welt des Gewissenszwanges und der Inquisition 
zum auserwählten Volke, das seine mit simsonischer Kraft er- 
füllten Locken schüttelt und einem jungen Adler gleich seine 
Schwingen zum mächtigen Fluge ausbreitet. 

Hierzu kam ein tiefgewurzeltes MiBtrauen gegen 
den Staat. Hatten doch die Stuarts sich durch Verkauf von 
Handels- und Gewerbeprivilegien unabhängig zu machen gesucht 
und ihre Gegner, die Puritaner, damit auf die Seite der Wirt- 
schaftsfreiheit gedrängt. Waren doch Täufer wie wilde Tiere 
durch ganz Europa gehetzt worden. War doch die erste Generation 
der Quäker nur zu vertraut mit den fürchterlichen Gefängnissen 
jener Zeit. Hatte doch England im 18. Jahrhundert durch straffe 
Anwendung der Navigationsakte, durch Besteuerung der Kolo- 
nien ohne Zustimmung der Besteuerten, durch merkantilistische 
Gewerbeverbote — kein Hufnagel sollte in Neuengland her- 
gestellt werden! — die Kolonisten in die Revolution getrieben. 
»Freiheit« bedeutete also neben der Religionsfreiheit auch W ir t- 
schaftsfreiheit, der schon Cromwell die Türen geöffnet 
hatte. Sie wuchs in der anglo-amerikanischen Welt des ausgehen- 
den 18. Jahrhunderts zum System der Freiwirtschaft aus: Frei- 
heit der Person und des Eigentums, freies Vertragsrecht, Frei- 
zügigkeit. Diese Freiwirtschaft — uns geläufig — war damals 
unerhörte Neuerung! 

Freiheit, ins Wirtschaftliche übersetzt, bedeutete Selbst- 
hilfe und Selbstverantwortlichkeit des Einzelmenschen. Auf 
diesem Boden entfaltete sich der self made man, welcher im Eng- 
land des 18. Jahrhunderts die Schranken der überlieferten Ge- 
sellschaftsschichtung durchbrach und im 20. Jahrhundert das 
amerikanische »Wirtschaftswunder« verrichtete. 

Kein moderner Kapitalismus ohne diese Abgrenzung einer 
individuellen Rechtssphäre gegenüber dem Staat. So sagten die 
Tories, daß ein Institut wie die Bank von England, welches — 
getrennt vom Staatskredit — Depositen annehmen, Noten aus- 
geben, und dafür an Private Wechsel und Lombardkredit erteilen 
sollte, unvereinbar sei mit der Monarchie. Sie war unvereinbar 
mit der der Stuarts, die bei Geldnöten in das Privateigentum 
eingriff und das Geld nahm, wo sie es fand. Die mit Dampf 
getriebenen Fabriken erschienen im Anfang nicht weniger gegen 
die Staatsraison als später die Eisenbahnen, und nicht die Baum- 
wolle, sondern das Wolltuch war der Günstling der englischen 
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Regierung. Aber Arkwright begründete die erste moderne Fabrik, 
weil er Freiheit und Eigentum genügend entwickelt fand, um 
trotz des Staates Kapitalien in Spinnmaschinen ohne Furcht 
anlegen zu können. Wenige Jahre darauf war die Baumwollin- 
dustrie Lancashires das Rückgrat der englischen Volkswirtschaft. 
So sahen Hume und Smith in der »Freiheit« — und sie denken an 
die Freiheit des einzelnen Wirtschafters gegen den Staat — eines 
der wichtigsten Machtmittel im Kampfe Englands gegen Frank- 
reich. Die theistische Grundlage der Freiwirtschaft liegt bei Adam 
Smith noch klar zutage. Er bewundert die Weisheit und Güte 
Gottes, welche Leidenschaften und Torheiten, Eigennutz und 
Geldgier *der Menschen zu ihrem Vorteil wendet. Nicht anders 
als die Sternenwelt verkündet der ökonomische Kosmos den 
Ruhm »des großen Urhebers«. 

Amerika war von vornherein eingestellt auf persönliche 
Initiative, auf die Auswirkung der Persönlichkeit, auf den Gren- 
zer, der den Urwald rodet und die jungfräuliche Prairie um- 
bricht. Ihm war die Regierung keine Vorsehung, sondern Eigen- 
tumsschutz war alles, was er erwartete. Amerika ging weiter als 
England, indem es den Boden von Erstgeburtsrechten und Gebun- 
denheiten befreite. Der freie Bauer auf freier Scholle wurde seine 
Grundlage. Amerika ging auch in anderer Hinsicht weiter als 
England, wo grundsätzlich das Parlament allmächtig blieb. 
Amerika hat als erstes Land die Freiheitsrechte des Bürgers in 
den Verfassungen der Einzelstaaten wie in den ersten Amendements 
der Bundesverfassung aufgezählt und ihnen gerichtlichen 
Schutz zugebilligt. Als einziges Land der Welt schützt Amerika 
die Rechte des Bürgers gegen den Staat, auch gegen die staat- 
liche Gesetzgebung, durch die richterliche Gewalt. Wie oft wurden 
Gesetze von den Gerichten als ungültig, weil verfassungswidrig, 
erklärt! Darüber hinaus schützen nach Webster die Gerichte 
jene sallgemeinen Regeln, auf welchen die Gesellschaft beruht« 
— d.i. das Naturrecht, dem gegenüber »die Macht des Gesetz- 
gebers begrenzt und beschränkt ist« 34). Die Freiheit des Bürgers 
steht über dem Staat, dessen Zwangsgewalt eine grundsätzlich 
beschränkte ist. Nach Roscoe Pound besteht nicht mehr Be- 
ziehung von Freiheit zur Macht, als von Ewigkeit zur Zeit. Ein 
starkes Standesgefühl des Juristen empfindet zugleich die Vor- 
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entscheidung der Gerichte als die regelmäßige, das Gesetz als 
die ausnahmsweise Quelle des Rechts. Als Hüter des Naturrechts 
scheinen in vielen Fällen die Gerichte geradezu Obstruktion 
gegen das Gesetzesrecht zu treiben °®®). 

Diese Rechtsauffassung war geeignet, alle Fähigkeiten des Ein- 
zelmenschen zur Entfaltung zu bringen. Sie wurde die Grundlage, 
auf welcher der Kapitalismus seine Hochburg in Amerika aufschlug. 
Sie wurde auch den ersten Arbeiterschutzgesetzen entgegen- 
gesetzt: der Arbeiter als freier Bürger habe das Recht, die Arbeits- 
bedingungen zu wählen, unter denen er arbeiten wolle. Jeder 
müsse die Konsequenzen seiner freien Wahl tragen. Dieser Stand- 
punkt war solange möglich, als der Arbeiter, dem die Arbeits- 
bedingungen nicht gefielen, auf das Neuland flüchten konnte und 
ihm dort das Menschenrecht des Eigentums ohne weiteres zufiel. 

Anders, als das Neuland immer mehr nach dem Westen ent- 
wich und die Bevölkerung sich in den Großstädten des Ostens 
zusammenballte. Nunmehr wurde das Eigentum der wenigen ein 
Mittel der Beherrschung der vielen. Die Freiheit des Starken 
zerstörte die Freiheit der Schwachen. Die große Masse der Sach- 
güter wurde zum Sozialprodukt, das die Kapitalisten eigen- 
mächtig sich aneigneten. Infolgedessen ein Umschwung in der 
Rechtsauffassung, der sich nur zögernd durchsetzte. Man verlangt 
eine »starke Regierung«, um die Freiheit des Bürgers zu verwirk- 
lichen: Zwang für Zwecke der Freiheit. Ist das 
Eigentum ein Menschenrecht, damit die Persönlichkeit sich aus- 
wirke, dann muß es jedem Menschen in genügendem, wenn 
auch ungleichem Maße zuteil werden. Es gilt das Eigen- 
tum nicht abzuschaffen, sondern zu demo- 
kratisieren. Wenn die freie Konkurrenz dies nicht mehr 
bewirkt, so ist Staatseingriff unvermeidlich. In welchem Maße 
dies zu geschehen hat, ist eine Frage der wechselnden Praxis. Im 
allgemeinen begnügt man sich in Amerika damit, gleiche Be- 
dingungen der Konkurrenz herzustellen (fair competition), natür- 
liche Monopole zu kontrollieren (z. B. Eisenbahnen), künstliche 
Monopole zurückzuschneiden (Trustgesetzgebung), wobei letzthin 
die öffentliche Meinung sich als wirksamer erweist, als der Staats- 
eingriff 38). Aber letzthin wäre auch der Sozialismus, den man 
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aus Furcht vor Unwirtschaftlichkeit ablehnt, in diesem Zusam- 
menhang nur ein Mittel zur Freiheit, zum »Reiche der Freien« 
nach Marx. Wenn man in Amerika noch heute mehr als in Europa 
an den freien Wettbewerb glaubt, wenn auch den staatlich ge- 
schützten und beaufsichtigten, so hat sich hier wie dort die 
gleiche gedankliche Entwicklung vollzogen: früher forderte man 
Freiheit vom Staate gegen Absolutismus und Merkantilismus, 
heute fordert man unter dem Ansturm des Kapitalismus und 
Proletismus Freiheit durch den Staat: soziale Demo- 
kratie?”). 

Zusammenfassend: Seit den Tagen der Unabhängigkeits- 
erklärung Amerikas behauptet sich »Freiheit« als all- 
gemeines Menschenrecht und damit als objektiver 
Maßstab, an welchem der Fortschritt jedes Staatswesens, an wel- 
chem »dasrichtige Recht« gemessen werden kann. Freiheit bedeutet 
die Abgrenzung und schrittweise Ausweitung 
einer Rechtssphäre für jedes erwachsene 
Mitglied des Gemeinwesens, in welche nie- 
mand, weder der Monarch noch das Parla- 
ment, weder ein Mehrheitsbeschluß noch 
eine Minderheitsdiktatur eingreifen darf. 
Zweck der Freiheit ist Auswirkung der Persönlichkeit des »Men- 
schen«, der seine Ueberlegenheit über Staat und Wirtschaft be- 
hauptet. Ob wir dieser Behauptung zustimmen oder nicht, ist 
nicht Sache des Wissens, sondern des Willens — eines Ent- 
schlusses, der aus den Tiefen der Weltanschauung emporquillt. 

2. Gleichheit ist eine neuzeitige Kulturparadoxie, tol- 
ler womöglich für den »natürlichen Menschen« als die Freiheit. 
Alles organische Leben ist ein Sieg der Starken über den Schwa- 
chen; Variation ist die Grundlage der biologischen Entwicklung. 
Alle Geschichte war bisher Eroberung und Klassenschichtung, 
alle Wirtschaft Herrschaft des Herrn über den Knecht. Obgleich 
die Zunftordnung innerhalb der Genossen Gleichheit anstrebte, 
so beruhte doch das ganze Zunftsystem auf der Ausbeutung der 
ungewerblichen Landschaft. Der russische »Mir«, welcher Wunder 
der Gleichheit verrichtet haben soll, war Ergebnis der Finanz- 
politik despotischer Eroberer. Die Gleichheit, »wie wir sie auf- 
fassen«, ist Ergebnis jener zweiten Welle der Reformation, welche 
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von Anglo-Amerika aus die Welt überflutet. Sie setzt sich durch 
trotz der Tatsache, daß erfahrungsgemäß die Menschen höchst 
verschiedenartig sind, ja im Laufe der Kulturentwicklung immer 
verschiedenartiger werden, wie z.B. im Mittelalter Engländer 
und Deutsche sich mehr glichen als heute. 

Die Lehre von der Gleichheit wurzelt zunächst in dem all- 
gemein christlichen Grundgedanken, der Gotteskind- 
schaft. So hat bereits die Stoa Freie und Sklaven als 
»Kinder des Zeus« und »Brüder der Natur nach« bezeichnet ?8). 
Sie ist sinnvoll, solange die Abstammung aus dem ewigen Vater- 
hause feststeht, dem wir alle — auf Umwegen zwar und vielfach 
abirrend — wieder zustreben, solange der Wert des Menschen — 
ob Fortschritt oder Rückschritt — durch seine Gottesnähe oder 
Gottesferne bestimmt wird. Nichtigkeit aller irdischen Unter- 
schiede — des Standes, des Kleides, der Bildung, des Besitzes, 
ja der Rasse — gegenüber der Ewigkeit! 

Aber dieser Grundgedanke gelangte erst dort zu voller Aus- 
wirkung, wo man die Lehre vom »Inneren Licht« in den Mittel- 
punkt der christlichen Weltanschauung stellte — von jenem 
Licht, »das j e d e n Menschen erleuchtet, der in die Welt kommt« 
(Ev. Joh. 1, 9). Der »mystische Christus«, der in Jesus sich am 
reinsten offenbarte, »spricht« in jedem Menschen. »Der ewige 
Same ist ausgesät in jegliches Herz« (Robert Barclay in 
seiner Apologie). Kann man diesen Gedanken weitherziger fassen, 
als in den Worten John Woolmans, des leitenden Quäkers Ame- 
rikas im 18. Jahrhundert ? »In den Menschen ist etwas Reines 
hineingelegt, das verschiedene Namen in anderen Weltteilen und 
zu anderen Zeiten bekommen hat, das aber dennoch aus Gott 
fließt. Es hat seinen Sitz tief inwendig, ist an keine besonderen 
religiösen Formen gebunden, noch von ihnen ausgeschlossen, 
wenn das Herz in einem Zustand der vollen Aufrichtigkeit ist. 
Alle ohne Unterschied, in denen es Wurzel schlägt und aufgeht, 
werden Brüder.« 

Dieser Grundlage entstammt der Humanitätsge- 
danke des 18. Jahrhunderts, welcher weit über den 
christlichen Kreis hinaus die ganze Menschheit, die Brüder sam 
Belt, am Hudson und am Gangesstrand« umfaßt und für die Ge- 
drückten und Entrechteten unter ihnen eintritt. 

Verweltlicht und verdünnt lebt dieser Gedanke fort in der 
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allgemeinen Gutwilligkeit von Mensch zu Mensch, die das ameri- 
kanische Volksleben durchzieht. Den Europäer erstaunt diese 
Höflichkeit als durchgehender Lebensstil«®®), 
die er an Postschaltern und von Mitreisenden, in Hotels, Banken 
und Bahnhöfen erfährt, die Frauen und Kindern gegenüber zur 
Hilfsbereitschaft sich steigert — Praxis der Humanität! So er- 
klärt ein neuzeitiges Quäkerbüchlein, daß das altväterische Ver- 
bot des Hutgrußes einer Dame gegenüber dann aufzugeben sei, 
wenn man vor dem Dienstmädchen der Dame den Hut mit glei- 
cher Höflichkeit ziehe. Kein verachteter Beruf, auch nicht der 
der Kellnerin oder Fabrikarbeiterin! Keine Knechtsgesinnung, 
auf der andern Seite kein »Ressentiment« gegen Millionäre. Alles 
ist »fellow«. Statt »Ladies and Gentlemen« heißt es »men and 
women«, oder besser noch »boys and girls«, auch solche mit grauen 
Haaren. 

Auch keine »Herrschaft« und »Dienstboten«! Dieses Ver- 
haltnis war so lange ertraglich, als die Hausgenossenschaft beide 
Seiten umschloß und »Hausherr« wie »Hausfrau« die leiblichen 
und nicht zuletzt die geistigen Bedürfnisse ihrer »Leute«, wenn 
auch zu minderem Rechte, in die ihren mit aufnahmen. Anders 
auf dem Boden des reinen Geldnexus, wo der Diener lediglich 
als Mittel für des Herrn Zwecke in Betracht kommt. Der »Unter- 
gebene« rebelliert, sobald in ihm der »Mensch« erwacht. Er fordert 
Menschenrechte; und wo der Herr, in alter Psychologie befangen, 
diese verweigert, vergiftet Klassenkampfstimmung und ver- 
minderte Arbeitsleistung das auf Gemeinschaft und Freiwilligkeit 
angelegte Verhältnis bis zur völligen Deroute des Haushalts. In 
Europa siech, ist das Dienstverhältnis alten Stiles in Amerika 
tot, soweit nicht Farbige oder Neueingewanderte sich anbieten. 
Aber auch diese werden nur allzuleicht vom Zeitgeiste ange- 
steckt. Die breite Masse der mittleren Volksschichten flüchtet 
zum dienstbotenlosen Haushalt, der durch allerhand technische 
Vorrichtungen erleichtert wird. So die Mehrzahl der College- 
professoren und ihre meist universitätsgebildeten, aber haushalts- 
tüchtigen Frauen. Soweit Hausangestellte gesucht werden, gilt es, 
die Abwanderung in andere »freiere« Berufe abzudämmen. Daher 
hohe Löhne, verkürzte Arbeitszeit, gegenseitige Höflichkeit, unter- 
bewußte Gleichwertigkeit, aber auch willige und intelligente Mit- 
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arbeit der »Gehilfin«, die in vielen Fällen eine Werkstudentin 
sein wird. 

Neben diesen Unwägbarkeiten der Sozialpsychologie wendet 
sich die Gleichheitsforderung in sehr bestimmter Weise an Staat 
und Wirtschaft. Sie hat zunächst das Staatswesen 
revolutioniert. Sie hat der gesamten überkommenen Ge- 
sellschaft mit ihren Rassen- und Religionsunterschieden den Krieg 
erklärt — zunächst aus religiösen Gründen. Als Bekenner der 
»Universalität der Gnade« haben Quäker den Märtyrertod er- 
litten. Dieser Gedanke führte zur Beseitigung aller 
Geburtsvorrechte, zur Forderung des gleichen 
Rechts für alle und der gleichen Aufstiegs- 
möglichkeit für jeden Bürger: das »carrière ouverte aux 
talents« der französischen Revolution, das Bethmann mehr als 
hundert Jahre zu spät mit »Freie Bahn dem Tüchtigen« über- 
setzte! Diesem Gedanken entstammte die Emanzipation der 
Sklaven, der Juden, der Frauen, und nunmehr der »weiBen Skla- 
ven«des Industriekapitalismus. Eine Emanzipationswelle folgte der 
andern vom 18. bis zum 20. Jahrhundert. Nirgends sind die Hinder- 
nisse des Aufstiegs soweit abgebaut wie in Amerika. Zahlreiche 
Präsidenten sind Bauern- oder Arbeitersöhne gewesen; Kandi- 
daten um die höchsten Ehren des Staates rühmen sich, in ihrer 
Jugend Handarbeiter, womöglich Cowboys gewesen zu sein. 

Formale Rechtsgleichheit ist zwar ein erster Schritt zur An- 
bahnung jener tatsächlichen Gleichheit, wie sie den Vätern der 
Demokratie vorschwebte. Aber Rechtsgleichheit kann durch Be- 
sitz- und Bildungsprivilegien in ihr Gegenteil verkehrt werden 
und mit tiefgreifender Klassenspaltung verbunden sein. Kein 
Privileg wird grausamer empfunden als das der sogenannten 
Bildung. Daher fordert die Demokratie gleiche Er- 
ziehungsmöglichkeiten für alle, insbesondere für die 
begabten Kinder der unteren Volksschicht. Sie verlangt eine 
allmähliche Stufung der Bildungslage, unmerkliche Uebergänge 
von Klasse zu Klasse, insbesondere von den Handarbeitern zu 
den Kopfarbeitern. Sie verlangt eine gleichartige Geistigkeit der 
breiten Mittelschichten. Sie erstrebt eine gleichartige Gesinnung 
mit ähnlichen Lebensidealen und Liebhabereien als Mutterboden 
einer das ganze Volk umspannenden öffentlichen Meinung. 

Mit Recht kann Amerika darauf hinweisen, daß es diesem 
Ideale erheblich näher ist, als das von Klassenspaltung zerrissene 


Die geistesgeschichtl. Grundlagen d. anglo-amerikanischen Weltsuprematie. 93 


Europa, das vielfach von jenen »z wei Nationen« bewohnt ist, 
die sich so fern sind und so wenig verstehen, als wären sie in 
andern Zonen geboren. Amerika gibt nach Garvin für Erziehungs- 
zwecke mehr aus als alle andern Staaten der Welt zusammen. 
Sein »Erziehungsfanatismus« lebt sich in einem bunten und viel- 
gestaltigen Erziehungssystem aus: von staatlichen und kirch- 
lichen Volksschulen und Mittelschulen, von Versuchsschulen aller 
Art, bei Verschiedenheiten von Staat zu Staat, von College zu 
College. Die größten und berühmtesten Universitäten des Ostens 
sind dem Staatseinfluß völlig entzogen, aber Angelegenheiten der 
Teilnahme und des Stolzes der ganzen Nation. Trotz dieser 
Krausheit herrscht eine gewisse Gleichartigkeit in den letzten Ide- 
alen des Menschentums, so daß dieses ganze Erziehungswesen die 
Abkömmlinge aller Völker Europas letzthin zur Einheit verschmilzt. 
Keineswegs bildet die Kenntnis fremder Sprachen, am wenigsten 
die der toten Sprachen einen bedeutsamen Bildungsvorzug. Der 
Amerikaner besitzt eine Weltsprache, die der des späteren 
Griechentums gleicht; der Zwang, fremde Sprachen zu lernen, 
ist auf wenige Berufe beschränkt, die Kenntnis des Griechischen 
auf eine Elite an den Universitäten #9). 

Diese Universitäten, auf die man in Europa früher 
mitleidig herabsah, sind mit den europäischen Anstalten gleichen 
Namens nur insofern zu vergleichen, als sie die Spitzen des Er- 
ziehungssystems darstellen. Aber sie vereinigen in sich Bildungs- 
zwecke, die bei uns den höheren Klassen der Gymnasien, den 
Volkshochschulen, den Fachschulen der Landwirtschaft, der 
Technik und des Handels, und letzthin den Universitäten und 
ihren gehobenen Seminaren zufallen. Als Stätten wissenschaft- 
licher Ausbildung im engeren Sinne dienen die den besseren Uni- 
versitäten angegliederten »post graduate schools«. Das W er k- 
studententum ist allgemein, so z. B. der Doppelberuf der 
Studentin und Kellnerin. Universitatsgeschulte Arbeiter sind 
häufig. In einer der ersten Universitätsstädte des Westens wurde 
mir gesagt: »Der Fortschritt der Neubauten unseres »Campus« 
(öffentlicher Platz, um den die Universitätsgebäude gruppiert 
sind) ist dadurch gesichert, daß unter den neu eingetragenen 
Studenten dieses Semesters sich zahlreiche Maurer und Zimmer- 
leute befindene. Kalifornia mit 3 Millionen Einwohnern zählt an 
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30 000 Universitätsstudenten. Der Student sucht an der Uni- 
versitat in erster Linie Fachbildung, deswegen der Riicktritt der 
Studenten von der Universitat in die Wirtschaft, auch in die 
Handarbeit. Neben der Fachbildung sucht man allgemeine Bil- 
dung mit dem Zweck der bessern Erfüllung der Staatsbürger- 
pflichten — selbst kleine Universitäten besitzen Professuren und 
Debattierklubs für auswärtige Politik! — sowie der gehobenen 
Verwendung der Muße. Die Schallplatte, die vielfach in den Uni- 
versitätsunterricht eingefügt ist, ermöglicht eine Verbreiterung 
der musikalischen Vorbildung, welche europäische Künstler er- 
staunt. Sie finden sich vielfach bekannt und gewürdigt in Orten, 
deren Name bisher nicht an ihr Ohr gedrungen war. 

Klassenausgleichend wirkt nicht minder der Sport, der 
an vielen Universitäten eine übergroße Rolle spielt — ein gleich- 
artiges Interesse, das alle Unterschiede der Bildung und des Be- 
sitzes überbrückt. Die Stadien der bekannteren Universitäten 
beherbergen nicht selten 80 000 Zuschauer und mehr und sind 
des öfteren einfach durch Vermietung von Sitzplätzen auf Jahre 
hinaus ohne sonstigen Aufwand finanziert worden: Prachtbauten, 
die an das kaiserliche Rom erinnern. 

Wie immer wir Europäer diese Dinge beurteilen, zustimmend, 
zweifelnd, ablehnend, sicherlich nicht ohne weiteres nachahmend, 
so viel steht fest: das demokratische Ideal verlangt eine gewisse 
Ausgleichung der Bildungsunterschiede; es verlangt die Her- 
stellung einer gemeinsamen Geistesatmosphäre breiter mittlerer 
Volksklassen und damit eine gewisse Einheit der nationalen 
Kultur. 

Nicht minder als die Privilegien der Bildung stehen die Privi- 
legien des Besitzes dem demokratischen Ideal entgegen. Ja, im 
heutigen kapitalistischen Zeitalter ist die »Gleichheite in 
erster Linie ein 6konomisches Problem, wel- 
ches das kulturelle in sich schließt. Keine größere Ungleichheit 
als die dem Kapitalismus geläufige Behandlung der Arkeitskraft 
als Ware und des Arbeiters als Mittel für Zwecke des Unterneh- 
mers! Nicht als ob es darauf ankäme, die Einkommens- und Ver- 
mögensverhältnisse mathematisch auszugleichen, was ein un- 
sinniges, kultur- und wirtschaftsfeindliches Vorhaben wäre. Wohl 
aber handelt es sich um den Aufbau breiter mittlerer Schichten 
mit gleichartigen Einkommensverhältnissen, mit ähnlichen Ver- 
brauchsgewohnheiten, um allmähliche Stufung von unten nach 
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oben, die dem Tüchtigen die Aufstiegsmöglichkeit bietet. Ohne 
solche breite Mittelschichten — nicht zu verwechseln mit den in 
Deutschland sog. Mittelständen als Kleinbetrieblern — steht die 
Demokratie, wie immer die Verfassungparagraphen lauten, auf 
dem Papier. Insbesondere widerspricht ihr das Vorhandensein 
einer vom Volksganzen abgetrennten, also ungleichen Volks- 
klasse, welche durch Armut zum Verkauf ihrer Arbeitskraft zu 
Bedingungen des Existenzminimums gezwungen ist. Das 
bloße Dasein des Proletariers, klassenge- 
bunden für sich und die Nachkommen, 
schlägt dem demokratischen Ideal ins Ge- 
sicht. Der Proletarier protestiert im Namen der Gleichheit 
gegen die nur formale Demokratie, indem er »Mensch« zu sein 
behauptet. Er verlangt einen ausreichenden Anteil am Sozial- 
produkt, um die kulturelle und politische Demokratie zu ver- 
wirklichen. Die Beseitigung des Proletariats als Klasse ist eine 
Forderung ebenso der Demokratie wie des Sozialismus. 

Nicht als ob Amerika diese Ideale verwirklicht hätte. 
Dem widerspricht der proletarische »Rand«, in welchem neu einge- 
wanderte und unassimilierte Schichten rücksichtslos ausgebeutet 
werden. Dem widerspricht das vielleicht unlösliche Problem des 
nur formal befreiten Negers, die tief einschneidende »Colour line«. 
Aber Amerika hat, bei einem pro Kopf erheblich höheren Sozial- 
produkt, die ökonomische Gleichheit immerhin erheblich weiter 
gefördert als Europa — nicht in erster Linie wegen der Gunst 
seiner geographischen Lage und Naturausstattung. Das benach- 
barte, von Natur reich gesegnete Mexiko steht unter dem Zeichen 
des Klassenkampfes und des Proletariats bei dünner Besiedelung. 
In Amerika dagegen sind breite Arbeiterschichten durchaus in 
die Lebenshaltung der Volksmehrheit hineingewachsen, aus 
welcher dem Tüchtigen der Aufstieg in Wirtschaft, Kultur und 
Politik offensteht. Der gelernte Industriearbeiter bezieht das 
4—5fache vom Nominallohn, das 3—4fache vom Reallohn seines 
deutschen Kollegen, bei allerdings erheblich höherer Arbeits- 
leistung und Zeitausnützung bis zum letzten. Die große Masse der 
Universitätsprofessoren dagegen — abgesehen von Berühmt- 
heiten, die entsprechend bezahlt werden — steht wirtschaftlich 
nicht erheblich über den oberen Arbeiterschichten. Gerade darum 
wirkt ihr Beispiel überbrückend und versöhnend durch beschei- 
dene, aber geistig gehobene Lebenshaltung bei kameradschaft- 
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lichem Gattenverhältnis, wobei der Mann einen Teil der gröberen 
Hausarbeit übernimmt. Der Collegeprofessor hat gewöhnlich nur 
einen »Ford«, über den der bestbegabte Arbeiter heute hinaus- 
strebt. In Feierstunden ist es sein Vergnügen, wie das des 
Arbeiters, in die Landschaft hinauszufahren, abzukochen, ein 
Lager aufzuschlagen und im Freien zu nächtigen. Nimmt man 
hinzu, daß seine Studenten vielfach Arbeiterkinder sind — 80% 
der Kinder der organisierten Eisenbahner sollen die Universität 
besuchen — so begreift man, ein wie weites Gebiet der prole- 
tarischen Klassenabsonderung entrückt ist. Hierzu kommt die 
Uniformierung der Lebensführung, Standardisierung der haupt- 
sächlichsten Verbrauchsgüter bei maschineller Massenherstellung, 
insbesondere der Kleidung. Die Studentin, die Stenotypistin, die 
Fabrikarbeiterin und die Hausangestellte sind auf der Straße 
nicht zu unterscheiden und »auf zwei Blocks hin sieht ein girl 
genau so aus wie das andere«. 

Zusammenfassend: Seit den Tagen der amerikanischen Un- 
abhängigkeitserklärung und der französischen Revolution meldet 
sich Gleichheit als allgemeines Menschen- 
recht an, mit einem ihren Gegnern unheimlichen Nachdruck. 
Diese Forderung bedeutet nicht nur die Herstellung 
formaler Rechtsgleichheit, sondern auch 
die gleiche Aufstiegsmöglichkeit für jeden 
unter Ueberwindung der Ungleichheiten der 
Bildung und des Besitzes. Diese Forderung ist nur 
fur denjenigen nicht paradox, welcher an den transzen- 
denten Wert jeder menschlichen Seele 
glaubt —ein Wert, dessen Entfaltung in 
dieserirdischen Welt nicht durch Ungleich- 
heiten und Benachteiligungen zugunsten 
Bevorrechtigter gehemmt werden darf. 

3. Volkssouveränität (government of the people, 
for the people, through the people): Auch diese Forderung der 
Demokratie, als die eigentliche »politische Freiheit«, widerspricht 
der geschichtlichen Erfahrung. Stets haben wenige die vielen 
regiert — bei richtiger Führerauswahl zum Vorteil der vielen — 
und auch in der neuzeitigen Demokratie ist das im Grunde nicht 
anders. Aber früher regierten die wenigen oder der eine aus eigener 
Macht, aus eigenem Rechte, das vielfach durch göttliche Berufung 
legalisiert wurde: die gottgesetzte Obrigkeit. Heute ist auf demo- 
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kratischem Boden das Volk von Gottes Gnaden, 
der Staat »Volksstaat« »Alle Gewalt geht vom Volke 
aus« 4). Die wenigen oder der eine regieren als Beauftragte und 
Vertrauensmänner des Volkes und müssen in kürzeren Zeit- 
räumen sich diesen Auftrag neu bestätigen lassen. Die Technik 
für diese Feststellung ist zweiten Ranges. Die Demokratie be- 
dient sich bald des Parlamentarismus, der in England für die 
Zwecke einer Grundaristokratie erfunden wurde, bald der Herr- 
schaft des Präsidenten oder Premierministers wie in Amerika 
und im Kriegsengland — eine Herrschaft, die in Kriegszeiten 
zur Alleinherrschaft aufsteigt — bald direkter Mittel zur 
Feststellung des Volkswillens wie des Volksentscheids oder des 
Volksbegehrs. Wie wichtig diese Unterschiede in praxi sein 
mögen, immer beruht die Regierung auf einem durch Abstimmung 
irgendwie festgestellten Volkswillen. Nicht minder leiten die Be- 
amten, auch die Richter, mittelbar oder unmittelbar ihr Recht 
aus irgendwelchen Wahlverfahren ab. Diese Wahlen beruhen in 
der Demokratie auf dem gleichen Wahlrecht aller 
erwachsenen Volksgenossen. Es ist dies durchaus 
vereinbar mit starker, ja diktatorischer Exekutive. So selbst- 
verständlich uns diese Sätze heute klingen, so unerhört waren sie 
unsern Vorfahren vor wenigen Geschlechtern — so selten ist 
auch heute noch ihre ehrliche Anwendung bis zum letzten. Die 
meisten demokratischen Verfassungen stehen zunächst »auf dem 
Papier« (Lateinamerika und Lateineuropa) und setzen sich nur 
allmählich durch (Frankreich im Dreyfußprozeß). 
Volkssouveränität steht in engem Zusammenhang mit den 
Grundsätzen der Freiheit und Gleichheit. DieFreiheit scheint 
dort am besten gewahrt, wo das Gesetz, dem der einzelne sich 
unterwerfen soll, von der Zustimmung der Volksmehrheit ge- 
tragen ist. Die Gleichheit scheint dort am besten gewahrt, 
wo jeder Bürger zu gleichem Rechte an der Bildung des Staats- 
willens beteiligt ist. Aber die Volkssouveränität wurzelt weit 
tiefer — tief hinab in die religiös bestimmte Vorzeit. Sie beruht 
sauf jenem mystischen Glauben an das Volk, durch welches die 
Stimme des Allmächtigen spricht, der für Gerechtigkeit einsteht 
(belief in that great multitude through whom speaks the voice 


41) Vgl. Richard Thoma, Der Begriff der modernen Demokratie in seinem 
Verhältnis zum Staatsbegriff, Erinnerungsgabe für Max Weber, München 1923, 
Bd. II, S. 43. 

Archiv für Sosialwissenschaft und Sosialpolitik. 58. r. 7 


98 G. v. Schulze-Gacvernitz 


of the Allmighty Power that makes for righteousness)«, »Tran- 
scendentale Axiome haben mehr getan, die Demokratie der 
Menschheit zu empfehlen, als irgendwelche utilitarischen Argu- 
mente« 4$). 

Die Demokratie wurzelt in jenen Sekten des 16. und 17. Jahr- 
hunderts, welche durch einen Vertrag (covenant) Regenerierter 
mit Gott und untereinander eine »Kirche« bildeten und sich zu 
völlig gleichem Rechte der Mitglieder regierten. »Einer ist 
König: Christus.« Die Geistlichen sind lediglich gewählte und 
absetzbare Beamte, Mitglieder gleichen Rechtes wie die übrigen. 
In dem Gemeinschaftswillen spricht der Geist Gottes; denn immer 
wieder, wo zwei oder drei in seinem Geiste beisammen sind, 
erneut sich das Pfingstwunder. 

Um die Bildung eines solchen religiös bestimmten Gesamt- 
willens nachzuempfinden, suchen wir uns in den »Geist« einer 
Jahresversammlung einzufühlen, durch welche als höchste Instanz 
die »Gesellschaft der Freunde« (Quäker) sich selber regiert. Es 
kann sich um einschneidende Fragen handeln, wie heute z.B. 
die Frage des Kriegsdienstes mit der Waffe, die Fragen der welt- 
weiten Caritas, so wie dereinst um die Frage nach der Berech- 
tigung der Sklaverei, von der nicht wenige Mitglieder wirtschaft- 
lich abhingen. Die Versammlung wird mit einem schweigenden 
Gebet eröffnet, wobei das »Mitglied« (member) sich in die »heilige 
Gemeinschaft«einzufühlen sucht und sein inneres Ohr dem Wehen 
des Geistes eröffnet. Sodann erfolgt die Diskussion, wobei die 
Führerpersönlichkeiten reichlich Gelegenheit haben, Einfluß zu 
üben. Dies um so mehr, als die Anwesenden nicht erscheinen 
sollen, um vorgefaßte Meinungen durchzusetzen, sondern um zu 
einer neuen und womöglich einheitlichen Meinung zu gelangen — 
denn alle Wahrheit ist eine. Bei völliger Redefreiheit sind die 
Mitglieder aus dem »schweigenden Gottesdienst« an scharfe 
Selbstbeschränkung gewöhnt. Sodann erklärt der Vorsitzende, in 
bescheidener Weise »Schreiber« benannt, nach seinem »Empfinden« 
sel dieses oder jenes die Meinung der Versammlung, die er, falls kein 
Widerspruch erfolgt, zu Papier bringt. Erfolgt ein Widerspruch, 
so wird eine kürzere oder längere Pause des Schweigens einge- 
schoben, in der die Versammlung um die Erkenntnis des Gottes- 
willens ringt. Darauf erfolgt abermalige Diskussion, bis ein Ge- 
samtwille sich durchgesetzt hat. Ist dies nicht der Fall, sondern 
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bleibt ein sachgemäßer Widerspruch übrig, so geht die Versamm- 
lung ergebnislos auseinander. Denn die Quaker scheuen sich, ene 
Minderheit durch die Mehrheit zu vergewaltigen, während Schwät- 
zer und Eigenbrötler vertraulich verwarnt und im Notfalle aus 
der Gesellschaft ausgeschieden werden — nicht ohne duldende 
Liebe gegenüber menschlichen Entgleisungen und Eigenheiten. 
Das Gefühl der Brüderlichkeit durch Gotteskindschaft bindet die 
»Freunde« zusammen und befähigt sie, zum Gemeinschaftswillen 
durchzudringen. 

In abgeschwächter Form, aber nach denselben Grundsätzen 
werden sämtliche Freikirchen der anglo-amerikanischen Welt 
regiert, und selbst in der katholischen Welt spielt das Laien- 
element als Geldgeber eine erheblichere Rolle als auf staats- 
kirchlichem Boden. Auf dem Boden Europas sind die »Kir- 
ch e n« autoritative Anstalten, welche Gläubige und Ungläubige 
betreuen, die Gnade verwalten und zahlreiche Namenchristen 
mit sich schleppen. Der anglikanischen Kirche macht Locke 
den Vorwurf, lange Zeit »ein knechtischer Diener der Tyran- 
nei« gewesen zu sein. Jedenfalls haben die anglikanischen 
Geistlichen zugleich mit dem göttlichen Ursprung des Bischofs- 
amtes die »Gottähnlichkeit« des Königstumes verteidigt und sich 
in den Kämpfen der Revolution durchweg mit dem Absolutismus 
verbündet. Auf dem Boden der Neuen Welt dagegen bildeten die 
Sekten exklusive Kreise, welche durch straffe Disziplin das 
Leben ihrer Mitglieder kontrollierten. Jedes Mitglied trägt die 
gleiche Verantwortung für die Disziplin und den Gottesdienst. 
Irdische Unterschiede sind gleichgültig gegenüber der Erwählung, 
Erleuchtung, Bekehrung. In ihren Kreisen wurzelt der für den 
natürlichen Menschen sinnlose Satz, der doch die Grundlage 
aller Demokratie ist: »Die Stimme des Volkes ist die Stimme 
Gottes.« In anderer Weise lebt dieser Gedanke in der katholischen 
Lehre von der Tradition. Er geht in beiden Fällen zurück auf den 
Glauben an jenen »Geist aus der Höhe«, der die Menschheit 
schrittweise in alle Wahrheit führen wird — verweltlicht in dem 
Glauben an den historischen Fortschritt, den 
keine Empirie begründet. 

Als im 18. Jahrhundert der religiöse Enthusiasmus abebbte, 
trat an die Stelle der Einstimmigkeit die Mehrheit, welche 
aber doch eine Art Einstimmigkeit in sich schließt, denn die 
Minderheit unterwirft sich freiwillig der Mehrheit. Sie hofft, daß 
a= 
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sie dereinst durch Ueberredung und Erziehung Mehrheit werden 
könne. Max Weber hat bereits mit Recht darauf hingewiesen, 
daß die von der Minderheit freiwillig anerkannte Mehrheits- 
herrschaft eine der bezeichnendsten Eigentümlichkeiten der 
Demokratie ist. »Menschen, welche an die Demokratie in der 
Kirche gewohnt waren, haben diesen Grundsatz auf den Staat 
ausgedehnt« #3). Genau wie dies bei einer Sektenbildung üblich 
war, gründeten z. B. die Pilgrimväter an Bord der »May Flower« 
am II. November 1620 ein Staatswesen. Sie erklärten: wenn sie 
das Schiff verlassen würden, würde jede Autorität zu Ende sein 
und deswegen schlössen sie sich durch freien Vertrag zu einem 
»politischen Körper« zusammen, der die freie Religionsübung, 
wie die Pilgrime sie auffaßten, gewährleistete. Staatsgründung 
durch Vertrag wurde bei Gründung der amerikanischen »plan- 
tations« allgemein gehandhabt. So erklärt die Bill of Rights von 
Pennsylvania in Artikel 4: »Alle Gewalt ist, da sie ursprünglich 
vom Volke kommt, gegründet auf einen Vertrag; alle Regierungs- 
beamten sind Treuhänder und dem Volke stets verantwortlich.« 
Dieser Satz wurde »der Grundstein des politischen Systems 
Amerikas«, während in der katholischen Welt gleichzeitig die 
Jesuiten die Lehre von der Volkssouveränität aufstellten. 

Aber das Material, mit dem der Staat arbeitet, ist ein roheres 
und weniger »erwähltes« als das der Sekte. Daher muß der Staat 
sehr viel gröbere Mittel anwenden, um den Volkswillen festzu- 
stellen. Dem Obrigkeitsstaate gegenüber setzte sich die Demo- 
kratie allenthalben mit dem Mittel der Revolution durch, 
so in England, Amerika, Frankreich, Deutschland. Freilich muß 
das, was die Revolution formal vorwegnimmt, oft unter schweren 
Rückschlägen und erst in zäher Kleinarbeit zum dauernden Be- 
sitzstand erhoben werden. Wie sehr die »Väter« der amerikanischen 
Demokratie das Recht des Widerstandes hochhielten, dafür ist 
ein Brief Jeffersons an Madison vom 30. Januar 1787 bezeichnend, 
aus Anlaß niedergeschlagener Unruhen in Boston: »Ich bin der 
Meinung, daß dann und wann ein Aufstand eine gute Sache und 
in der politischen Welt so nötig ist wie die Stürme auf dem Meere. 
Die Anerkennung dieser Wahrheit sollte ehrenwerte Regenten so 
nachsichtig in der Bestrafung von Aufständen machen, daß sie 
dieselben nicht zu sehr entmutigen«. (!) 

43) Vgl. Borgeaud, Rise of Modern Democracy in Old and New England, 
1894. — Weingarten, Revolutionskirchen, Leipzig 1868. 


@ 
d 


Die geistesgeschichtl. Grundlagen d. anglo-amerikanischen Weltsuprematie. IOI 


Wichtiger ist noch die Umwälzung in den Köpfen und 
Herzen, die der politischen Revolution den Weg bahnt. Die Demo- 
kratie höhlt ihre Gegner von innen aus, indem sie die Besten von 
ihnen an ihre Spitze beruft und den Durchschnitt ankränkelt und 
lahmlegt. Der Sklavenhalter legt die Peitsche treiwillig niader 
und der Gewalthaber öffnet die Tore der- Zwingburg. Es ist er- 
staunlich, mit wie geringen militärischen’ Mitteln ‘cer Bastillen- 
sturm immer wieder gelingt. Aber ein solcher Sieg steht zunächst 
nur auf dem Papier, wenn die Herren nicht rechtzeitig die Unter- 
tanen zur Freiheit erzogen und sich als Herren überflüssig ge- 
macht haben. i 

Wo die Demokratie wenigstens formal durchgesetzt ist, tritt an 
die Stelle der Gewalt die Zählung der Stimmen in den Wahlen. Der 
Wille der Mehrheit gilt als Volkswille, somit der Wille der 
erfolgreich um die Mehrheit ringenden Partei oder Parteienkoalition. 
Auf dieser Stufe ist die Partei unentbehrlich als die kontinuierlich 
arbeitende »Maschine«, welche den Volkswillen feststellt und in 
vielen Fällen schafft. Die Demokratie bannt zugleich die Mehrheit 
in gewisse tatsächliche oder verfassungsmäßige Grenzen und 
schützt die Minderheit zum mindesten durch das 
Recht der freien Rede. Da der Wille des Bürgers allein innerhalb 
der Partei zum Ausdruck kommt, so ist parteilose oder unpar- 
teiische Politik auf dem Boden des Volksstaates sinnlos. Vielmehr 
besteht die Pflicht zur Parteinahme. 

Aber die Feststellung der arithmetischen Mehrheit ist sicher- 
lich ein sehr rohes Mittel zur Feststellung des Volkswillens. Wäh- 
rend sich in Europa die Demokratie im Mehrheitsbeschluß er- 
schöpft, hat Amerika eine höhere Instanz der Mehrheit über- 
geordnet: die öffentliche Meinung«*). Ihr lauscht 
und folgt — vielleicht zurückhaltend, vielleicht antreibend — so- 
wohl der von der Mehrheit erwählte Präsident wie die Mehrheits- 
partei. Ihr lauschen vor allem die Volksvertreter. Es gibt vom 
sozialpsychologischen Standpunkt aus kein interessanteres Pro- 
blem als das der Entstehung, der Machtstellung, der Umgestal- 
tung der öffentlichen Meinung in Amerika. Von der Minderheit 
ausgehend, ergreift sie die Mehrheit, bis sie das ganze Volk, 
beide Parteien umfaßt. Vergleiche Deutschland, wo die Klassen- 
scheidung und Parteispaltung so tief geht, daß von einer 


44) Vgl. James Bryce, The American Commonwealth, New Edition, London 
1920, Vol. II, S. 267 ff. 


102 G. v. Schulze-Gaevernitz 


öffentlichen Meinung, welche etwa Deutschnationale, Zentrum 
und Sozialdemokraten gleichzeitig in ihren Bann zwänge, nicht 
die Rede sein kann. 

Hinsichtlich Amerikas gilt es zunächst einige Irrtümer ab- 
zuweisen, welche von Europa aus naheliegen. Nicht gebildet 
wird dig. öffentliche Meinung durch eine herrschende 
: RIdsse, weil.es eine solche in der Art des preußischen Junker- 
tums, der rheinischen Schwerindustrie, auch des Kreises aristo- 
kratischer Familien, die in England die auswärtige Politik 
machen, in Amerika überhaupt nicht gibt. Dieselben Tendenzen 
gchen vielmehr vertikal durch vom Millionär bis zum Arbeiter, 
geographisch dagegen unterschieden. In allen großen Fragen der 
Politik hat man festzustellen: welches ist die Meinung im Osten, im 
Middle-West, in den Bergstaaten, an der pazifischen Küste, im 
Süden? Vor allem gibt es keine abgesonderten Tendenzen der Arbei- 
terklasse, obgleich viele Kongreßmänner aus dem Arbeiterstande 
herstammen. Die wichtigste Forderung der Arbeiterklasse des 
letzten Jahrzehnts war die Einwanderungsbeschränkung. Kapi- 
talistischen Wünschen zum Trotz hat die öffentliche Meinung diese 
Forderung sich angeeignet und sie durchgesetzt. Die unassimilierten 
Schichten bringen die politischen Meinungen ihrer Heimat mit, 
so Deutsche den Sozialismus, Ostjuden den Bolschewismus; aber 
trotz aller Leidenschaft und Opferwilligkeit ihrer Anhänger 
sterben diese Meinungen unter den Kindern der Einwanderer 
ın dem Maße aus, als sie assimiliert werden. Noch weniger wird 
die öffentliche Meinung gemacht von den Politikern. Der 
Politiker hat nur ein Ziel: gewählt zu werden. Er wird dies um 
so eher, wenn er ängstlich, ja sklavisch der öffentlichen Meinung 
folgt, statt ihr zu widerstreben. Aber selbst der Präsident ist 
machtlos gegenüber der öffentlichen Meinung, höchstens kann 
er zurückhalten oder anspornen. Wilson hielt zurück, als nach 
dem Lusitaniafall die öffentliche Meinung zum Kriege bereit war; 
schrittweise folgte er der zum Friedenswunsche umschlagenden 
öftentlichen Meinung mit seiner Friedensaktion; er wäre schneller 
vorgegangen, wenn die Deportation belgischer Arbeiter nach 
Deutschland die öffentliche Meinung nicht wieder zurückgeworfen 
hätte. Als dann der Krieg ausgebrochen war, trieb er die öffent- 
liche Meinung, die sich nur langsam erhitzte — Sommer 1917 noch 
friedensbereit — durch Propaganda vorwärts. Aber als er sich von 
der öffentlichen Meinung entfernte und von Paris einen Friedens- 
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vertrag brachte, den die öffentliche Meinung als europäischen 
Gewaltfrieden ablehnte, brach er kläglich zusammen. Dabei war 
Wilson, was man sonst von seinem Charakter hält, als eigenwillig, 
wenn nicht eigensinnig bekannt. 

Nicht einmaldie Presse macht heute dieöffentliche Meinung, 
da der amerikanische Leser Tatsachen, wenn möglich Sensationen 
von der Zeitung verlangt, keine »Leitartikel«. Letztere verschwin- 
den im Nachrichtenmeer und werden kaum beachtet. Der Leser, 
der frühmorgens zum Office fährt, will Nachrichten, die er wo- 
möglich geschäftlich verwenden kann. Was den Nachrichtendienst 
anlangt, so stehen einige leitende Tagesblatter hoch, die Menge 
der Sensationsblätter niedrig. Höher stehen die hoch einfluß- 
reichen Magazine, die eine Menge nützlicher Kenntnis ver- 
breiten; aber Leitartikel, welche politisch beeinflussen wollen, 
würde der Leser mit Mißtrauen ablehnen. 

Wie wenig die Parteien die öffentliche Meinung machen, 
ergibt sich daraus, daß sie überhaupt keine festen Zielpunkte be- 
sitzen. Sie suchen die zur Zeit zugkräftigste Plattform und be- 
wegen sich vielfach in unverbindlichen Plattheiten, um niemandem 
wehe zu tun. Diejenige Partei siegt, welcher es gelang, der andern 
den Rang in der öffentlichen Meinung abzulaufen. Daher die 
Vexierfrage, mit welcher der Reisende selbst gebildete Amerikaner 
in Verlegenheit setzt, nach dem Unterschiede der beiden Parteien. 
Antwort, wenn man nicht auf die Historie zurückgreift: Kein 
Unterschied. Viele Amerikaner werden in ihre Partei hineinge- 
boren, unabhängig von Klasse oder Interessenlage. 

Viel schwieriger als diese negative Feststellung ist die Frage 
zu beantworten, wie und wo entsteht die öffentliche Meinung? 
Man hört die Antwort: Sie entsteht durch »Gespräche über den 
Ladentisch«, durch private Diskussion, durch öffentliche Ver- 
sammlung; sie wird gefördert durch weit verbreitete Lesegewohn- 
heit, durch Einflüsse der Schule und des Lehrstandes. Die Masse 
der Wähler liegt keineswegs parteipolitisch so fest wie in Europa. 
Es wirkt das Schwergewicht der Masse: wo Millionen sich hın- 
wenden, folgen weitere Millionen unter dem Eindruck der großen 
Ziffer. Die öffentliche Meinung entsteht in der breiten 
Mittelschicht, anfangend von den Unternehmerschichten 
in Industrie und Handel, als den lokalen Größen, über Hand- 
werker und Kleinkaufleute bis schließlich zum Bauern und 
Arbeiter. 
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Inhaltlich überwiegt für gewöhnlich der geschäftliche 
Blickpunkt (business view): Schulden müssen bezahlt 
werden — Krieg gilt als »schlechtes Geschaft«— Europa als ein 
Haufe von ungezogenen Buben, die sich in die Haare geraten 
sind und raufen, statt zu arbeiten, zu verdienen und Bankkontos 
anzulegen, wie jeder Knabe in Amerika. Korruption wird nicht 
selten den unvermeidlichen Geschäftsunkosten zugezählt; dann 
aber, wenn sie eine gewisse Grenze übersteigt, durch »honest 
vote« mit eisernem Besen weggefegt. In der Reinigung kommu- 
naler Augiasställe ist die öffentliche Meinung erfolgreich lokalen 
Parteiführern entgegengetreten. 

Daneben ist die öffentliche Meinung durch ethische idea- 
listische, ja christliche Einstellung auf das stärkste beeinflußt. 
Die Volksseele wogt leidenschaftlich auf, wo Freiheit und Ge- 
rechtigkeit in Frage zu stehen scheinen. Dann steigt der Schatten 
Lincolns auf, dem kein echter Amerikaner Gehör versagt. In 
solchen Tagen sind es drei Mächte, welche leiten, z. B. gegen uns 
den Kriegsschwung auslösten: die Kirchen, die Frauen, die Uni- 
versitäten. Der Einfluß der Kirchen ist groß, wenn auch ab- 
nehmend; nicht minder groß ist der Einfluß der Frauen als 
. der Trägerinnen der intellektuellen und ethischen Lebensinhalte. 
Die mächtigsten Bildner der öffentlichen Meinung sind heute 
unzweifelhaft die Universitäten. Ihr Einfluß wächst in 
dem Maße, als sie gerade auch die Geschäftswelt beeinflussen. 
Diese drei Mächte stimmen darin überein, daß es gilt, die Welt 
zu »bessern« und die Demokratie zu propagieren (to make the 
world safe for democracy). 

Die öffentliche Meinung ist mächtig selbst gegenüber dem 
Großkapital, dem sie mehr als der Staat Zügel anlegt. 
Sie liebt einen Ford, sie beargwöhnt Wall Street; von beiden ver- 
langt sie ein Mindestmaß öffentlichen »Dienstes«. Sie erzwingt 
vom Millionär Stiftungen für kulturelle Zwecke und eine gewisse 
Rücksicht auf die in seinem Dienst stehende menschliche Arbeit 
(human factor in business). Das Großkapital wird die öffentliche 
Meinung umschmeicheln, vielleicht irreführen, aber kein Millionär 
wagt es, ihr in das Gesicht zu schlagen. 

Werfen wir einen Blick auf das Schicksal der »Prohibition« 
(Alkoholverbot), welche wie keine Frage seit der »abolition« 
(Sklavenbefreiung) die Gemüter erhitzt. Weitblickende Anhänger 
erklären, die Prohibition sei als Kriegsmaßregel einige Jahre 
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oder Jahrzehnte zu früh gekommen, ohne daß die öffentliche 
Meinung »reif« gewesen wäre — reif zwar im Westen, aber nicht 
im Osten. Weitblickende Gegner erklären, daß nunmehr Leute 
das Gesetz verletzten, welche als »gute Bürger« sich scheuen 
würden, ein Gesetz zu verletzen, hinter dem die öffentliche Mei- 
nung stehe. Sie beklagen die von hier sich ausbreitende Gesetz- 
widrigkeit (lawlessness), welche gerade der Demokratie so gefähr- 
lich sei, die letzthin auf Freiwilligkeit beruhe. Auch hat der zu 
früh einsetzende Zwang die Entwicklung der öffentlichen Meinung 
zur »prohibitione wahrscheinlich verzögert und die Gesetzes- 
verletzung als »smartness« gesellschaftsfähig gemacht. Die Zu- 
kunft der Prohibition ist keineswegs dadurch gesichert, daß die 
Vertreter des Großkapitals, ein Ford, ein Rockefeller, ein Gary 
in nüchterner Berechnung erklären: sie macht sich bezahlt (it 
pays), auch nicht dadurch, daß im Kinokapital dem Alkohol 
ein mächtiger und straff organisierter Gegner erstanden ist. Ent- 
scheidend scheint vielmehr die Frage, ob an den grossen Uni- 
versitäten des Ostens die öffentliche Meinung der Professoren und 
Studenten geschlossen für Prohibition eintreten wird oder nicht. 
Berühmte Nationalökonomen wie Irving Fisher *) arbeiten an 
dieser Aufgabe unter dem Gesichtspunkt, daß die Rationalisierung 
der Industrie, sowie die Steigerung der Arbeitsleistung bis zum 
letzten, auch der Automobilismus, wie er sich entfaltet hat, die 
Prohibition unvermeidlich machen. 

Gegenüber der öffentlichen Meinung als der höchsten Instanz 
der ausgebildeten Demokratie wird der Zweifler und Schwarz- 
seher einwenden: die öffentliche Meinung kann irren, sie ist 
niederen Einflüssen zugänglich — vergleiche die Kriegspropaganda 
gegen die »Hunnen«*) — die Geldmächte versuchen sie an der Nase 
zu führen, etwa gar unter Anwendung der Methoden der experi- 
mentellen Psychologie. Sie bemächtigen sich insbesondere der 
Millionen des »Randes«. Millionen farbiger Wähler sind durch, 
Terror von dem Wahlrecht ausgeschlossen. Alles dies ist richtig. 
Aber die Selbständigkeit und Sachkunde der öffentlichen Mei- 
nung ist heute größer als vor 40 Jahren. »Wir haben keine Demo- 
kratie; wir müssen sie lernen.« 

Die Tatsache einer öffentlichen Meinung als der zentralen 

t$) Irving Fisher, Prohibition at its Worst, New York 1926. 


*s) Friedrich Schönemann, Die Kunst der Massenbeeinflussung in den 
Ver. Staaten von Amerika, Stuttgart 1924. 
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Instanz des politischen Lebens, welche Klassen- und Partei- 
scheidung überwölbt, eröffnet ungeahnte Ausblicke auf die 
bessere Demokratie der Zukunft. Um die öffent- 
liche Meinung zu reinigen und zu verstärken, handelt es sich zu- 
nächst um die Verbreitung von Kenntnissen, insbesondere 
Kenntnissen auf dem Gebiete der Gesellschaftswissenschaften. 
Wie viel wichtiger ist für den Bürger als Wähler etwa eine Kennt- 
nis der Grundlagen des Geldwesens, die ihn gegen Inflationismus 
festigt, als die Kenntnis des kopernikanischen Systems! Nicht 
minder wichtig ist die zuverlässige und schnelle Verbreitung von 
Nachrichten durch die Presse, die Verbreitung geographischen, 
weltpolitischen und weltwirtschaftlichen Wissens durch die Zeit- 
schriften. Eine Zeitschrift wie die »Foreign Affairs« des Professors 
Coolidge ist in dieser Hinsicht mustergültig. Keine Frage ist für 
die Demokratie wichtiger als der Besitz einer ernsthaften und 
unbestechlichen Presse. Weiter braucht der Bürger-Wähler, um 
Kenntnisse sich anzueignen und sie zu verdauen, mehr F rei- 
zeit, als insbesondere der »run and rush« der Großstadt dem 
gehetzten Officemenschen erlaubt. Der Arbeiter ist in dieser Hin- 
sicht schon besser dran. Letzthin und vor allem bedarf die Demo- 
kratie ein gesteigertes Verantwortungsgefühl, das 
den einzelnen die Fragen des Ganzen als seine Angelegen- 
heit empfinden läßt. 

Es handelt sich um die wirksamere Demokratie 
von morgen; denn, wie Laski mit Recht sagt, »die Ent- 
täuschung über die Demokratie beruht auf der Abwesenheit 
wahrer Demokratie *’). Es handelt sich um die Vertiefung 
und Verbreiterung der demokratischen Institutionen mit 
Ausrichtung auf ein ideales Endziel. 

In primitiver Zeit führt der Mensch ein gebundenes Gruppen- 
dasein; durch Instinkt und Autorität beherrscht, ist er nichts als 
das unfreie Glied des sozialen Ganzen: Herdendasein. Seit der 
Renaissance und der Reformation befreit sich der Mensch von 
der Gruppe; er nimmt letztlich die »Menschenrechte« der Freiheit 
und Gleichheit für sich in Anspruch, ohne dem sozialen Ganzen 
etwas von seinem Selbst zu geben. Der Staat wird zur Maschine. 
Die Demokratie ist mechanische Mehrheitsherrschaft und am 
sichersten noch scheint das laissez-faire gegen diesen Staat. 
Heute enthüllt sich der Blickpunkt auf eine Synthese: der 

*7) Harold I, Laski in »The World Tomorrows, Dezember 1926, 
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Mensch erfaßt freiwillig und bewußt die Zwecke und Bedürfnisse 
des Ganzen als die seinen: Gemeingeist. Die öffentliche 
Meinung wird zum Kollektivwillen, der etwas ganz anderes ist 
als der addierte Willen der Mehrzahl. Diese Zielsetzung berührt 
sich mit der Zielsetzung desjenigen Sozialismus, welcher auf 
»Solidarität« eingestellt ist. Das letzte Ziel der Demokratie läßt 
sich nicht besser bezeichnen als mit dem Worte Marxens: Reich 
der Freien-— die Gesellschaft als vernunftgemäßer Kosmos frei- 
willig sich einordnender Glieder. Nur damit wird eine wirkungs- 
volle Regierung möglich, ohne Unterdrückung zu sein. In Hegel 
wurzelnd, erklärt Miß Follett: alle einzelnen in ein vielgliedriges 
Gemeinschaftsleben zu verweben, wo jeder an einem Punkte 
das Ganze bedeute, sei die große Wiedergeburt, die »wahre Theo- 
phanie« *®). 

Aber mit der Vertiefung der Demokratie muß eine Verbrei- 
terung ihres Anwendungsgebietes Hand in Hand gehen. Die staat- 
liche Demokratie ist nur dann gesichert, wenn sie vom Staat 
hinuntergreift in jene kleineren Gruppen, welche den Staat unter- 
mauern. 

Voran als staatsähnlichstes Gebilde und doch der Bildung 
eines Gesamtwillens zugänglicher steht die Gemeinde vom 
kleinen Dorfe bis zur Millionenstadt. Wir stehen ferner in einer 
völligen Umschichtung des Familienlebens. Die Familie, 
einstiges Herrschaftsverhältnis, kann mit der Emanzipation der 
Frau und der Verselbständigung des Kindes eine Schule zur 
Demokratie werden: in der Einheit gleichberechtigter Gatten 
und Erziehung der Jugend von der Autorität zur Freiheit. 

Eine nicht minder wichtige Aufgabe ist de Wirtschafts- 
demokratie. Ihr dient ebenso die genossenschaftliche Zu- 
sammenfassung ländlicher Kleinbetriebe wie die konstitutionelle 
Verfassung industrieller Riesenbetriebe. Letztere wird nicht aus 
dem Ansturm von unten geboren, welcher hochgesteigerte Organi- 
sationen und hochverfeinerte Maschinen in Trümmer schlägt. 
Ihre Hoffnung beruht vielmehr darauf, daß große Organisatoren 
und geborene Führer es als ihrer selbst würdiger empfinden, sich 
mit freien und freudigen Mitarbeitern statt mit bloßen Mietlingen 
zu umgeben, die unter der Peitsche des Hungers dem Zweck des 
Unternehmens gleichgültig oder feindlich gegenüberstehen. Es 


48) M., P. Follett, The New State, Fourth Impression, New York 1923, 
S. 161 ff. 
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gilt, den »Gemeindrang« zum Kampfe mit der blinden Natur- 
kraft aufzurufen. Erst wenn diese Fürsten der Wirtschaft »mit 
freiem Volk auf freiem Grunde stehen«, dürfen sie dem Augen- 
blicke das »verweile doch« zurufen — am Tage zugleich eines 
erfreulichen Abschlusses der Jahresbilanz. Denn Demokratie, 
schrittweise und erzieherisch angewandt, macht sich bezahlt 
(sit payse). 

Ueber den StaathinausgilteszurStaatenföderation 
vorzudringen, vielleicht zunächst in kontinentalen Gliederungen. 
Letzthin steht vor unserm geistigen Auge die Menschheit 
alsein vom Gemeingeist aller Völker getra- 
gener Verband. Auf dem Wege zu diesem fernen Ziele 
begegnet uns die Bundesverfassung der Vereinigten Staaten. So 
sagt der Reichsgerichtspräsident Dr. Simons: eine völkerrecht- 
liche Gemeinschaft der großen und kleinen Staaten werde dem 
Beispiel der Vereinigten Staaten zu folgen haben, mit einer 
Zentralgewalt, welche stark genug ist, den Frieden zu erzwingen 
und einem Bundesgericht als Hüter der Rechte des Einzelstaates 
und des Einzelbürgers *). 

Die Föderation demokratischer Staats- 
wesen zu gleichem Rechte mit dem Zwecke 
des Weltfriedens bleibt die letzte politische Zielsetzung 
des »besseren« Amerika, wie ich mich gelegentlich zahlreicher 
Vorträge an den verschiedensten Bildungsanstalten des Landes 
. überzeugte. In dieser Beziehung bestand kein Unterschied zwi- 
schen der berühmten Harvard-Universität des alten Ostens und 
dem von Palmen überschatteten Pomona College im neuesten 
Südwesten. Studenten und vor allem Studentinnen — beide ge- 
fühlsmäßiger, letztere einflußreicher als in Europa — jubelten 
der Darlegung dieses Endziels zu: Weltdemokratie unter- 
mauert durch Weltwirtschaft und Weltgesinnung. 

Dies das Endziel der Demokratie. Daß das- 
selbe schwer oder unerreichbar sei, ist kein ernsthafter Einwand; 
denn Ideale sind ihrem Wesen nach stets anzunähern, nie zu ver- 
wirklichen — Leitsterne, nach denen kleine Menschenschifflein 
ihre Fahrt durch die Meereswüste des Seins richten. Dagegen 
droht ein anderer nur zu ernsthafter Einwand: das Endziel bricht 
zusammen, wenn die Grundlage der Weltanschauung vermorscht, 


‘*) Simons, Einleitung zu James M. Beck, Die Verfassung der Vereinigten 
Staaten von Nordamerika, Berlin 1926, 
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wie die Blume verwelkt, wenn die Wurzel verdorrt. Dieser Glaube 
der Vorzeit aber ist uns brüchig geworden — der Glaube an den 
»Menschen« und die »Menschheit« als Träger transzendenter 
Werte. Ruinenhaft umgibt uns damit der Verfall der 
Demokratie. 

Keine Staatsform bietet dem Starken eine bessere Handhabe, 
um eine neue seelenlose Herrschaft aufzurichten, als die ihrem 
geistigen Ursprung entfremdete Demokratie. Das Großkapital 
bemächtigt sich durch Käuflichkeit der Wähler und der Ge- 
wählten des Staates, es bemächtigt sich vor allem der Presse, 
um die öffentliche Meinung zu machen, wie es Schienen und 
Calicos macht. Letzthin liefert die Wissenschaft der Psychologie 
die technischen Mittel als » Psychologie des Mobs«. 

Die Demokratie wird ein leeres Gehäuse, verachtet von 
den Intellektuellen und gehaßt von den ausgebeuteten Massen — 
letzthin bedroht von Sklavenaufstand. Einsichtige Beobachter 
modernen Staatslebens werden einem Bryce dahin zustimmen, 
daß die eigentliche Gefahr für die anglo-amerikanische Freiheit 
der »politische Materialismus« und die sorganisierte Macht des 
Geldes« bedeute. Je mehr die Geldherrschaft in Ausbeutung 
ausartet, um so mehr spaltet der Klassenkampf die Volks- 
einheit. Je mehr die Weltherrschaft der Gläubigervölker zur 
Weltausbeutung wird, um so mehr staut sich unter den Schuldner- 
völkern die Welle der Weltrevolution. Proletarischen Dik- 
taturgelüsten antworten die bürgerlichen Kreise mit fascistischer 
Gewalt. Radikale der Nachkriegszeit überschütten diese Schein- 
demokratie mit ätzender Kritik — ihnen voran H. L. Mencken 
im » American Mercury«, desgleichen Romanschriftsteller wie 
Upton Sinclair und Sinclair Lewis°°). Daneben verfolgen Zeit- 
schriften wie dies» New Republic«, die »Nation« und die » World- 
tomorrow¢ »progressive« Politik — mit erheblichem Einfluß 
auf die Intellektuellen, geringem bislang auf die Wählermassen. 
Was diese Kritiker zersetzen, sind leere Gehäuse und tote 
Formen. Das lebendige besteht die Feuerprobe und überlebt. 

Dagegen ist es ein völlig aussichtsloser Versuch, die 
Demokratie durch Biologie und Psychologie neu zu begründen. 
Beide Wissenschaften sind für Politik und Wirtschaft hoch- 
wichtig, indem sie die Mittel zur Errichtung der gesteckten Ziele 


se, Upton Sinclair, The Brass Check, Pasadena 1919. — Derselbe, Oil, 
New York 1927. — Sinclair Lewis, Elmer Gantry, New York 1927. 
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an die Hand geben. Aber keine Zielsetzung läßt sich aus ihnen 
erpressen. Nichts ist unmöglicher als der Versuch, Naturrecht mit 
Naturwissenschaft zu begründen 5): diese stellt fest, was ist; 
jenes, was nicht ist, aber sein soll. Warum ist die Species homo 
sapiens wertvoller als jene riesigen Saurier, welche dereinst die 
Erdoberfläche beherrschten? Warum ist der einzelne Mensch 
wertvoller als der Tuberkelbazillus, der im Kampf um das Dasein 
sich nur zu oft als der Stärkere erweist ? Keine Naturwissenschaft 
enthält die »Sanktion« irgendwelcher Sollsätze als verpflichtend 
für den handelnden Menschen. 

Dasselbe gilt von der Psychologie, nach Kant »der 
Naturwissenschaft zweiter Teil«. Keine Psychologie lehrt, daß die 
»Gemeinschaft« mit ihrer Durchdringung (interpenetration) der 
Einzelwillen wertvoller ist als der »Mob«, dessen Zusammen- 
hänge auf Suggestion und Nachahmung beruhen. Für die Wis- 
senschaft sind beide Tatbestände gleich interessant. Selbst 
das schöne Buch der MiB Follett ist von psychologischen Ent- 
gleisungen nicht frei. »Das Ziel entwickelt sich von selbst« — als 
ob Klarheit über das Ziel nicht die Vorbedingung für den Fort- 
schritt zum Ziele wäre. Als ob es, um mit meinem alten Freunde 
Th. Carlyle zu sprechen, nicht auch einen »Fortschritt zum Teu- 
fel« gäbe, der sich nur zu gern »von selbst« durch das Tor des 
UnterbewuBtseins einschleicht! 

Zusammenfassend: Aehnlich wie Freiheit und Gleichheit ist 
auch die Forderung der Volkssouveränität ein Kulturparadoxon. 
Sie behauptet: der »Volkswille«, wie ihn Mehrheitsbeschluß 
oder öffentliche Meinung zum Ausdruck gebracht, gelte als 
letzte und höchste Instanz im Gesellschaftsleben, 
vorallemin Staat und Wirtschaft. Beide Forderungen 
beruhen auf einem religiösen Glauben. Die Freiheits- und Gleich- 
heitsforderung beruht auf dem Glauben an das göttliche Licht, 
das in jedem Menschen leuchtet, der in die Welt kommt. Die 
Forderung der Volkssouveränität beruht auf dem Glauben an 
die in der Gemeinschaft verborgene und 
sich offenbarende Gottheit, welche im ge- 
schichtlichen Fortschritt die Idee der 
Menschheit entfaltet). Die Demokratie steht und 


51) Merriam and Barnes, History of political theories, New York 1924, 
S. 372, 388. 
52) E, Troeltsch, Politische Ethik und Christentum, 1904, S. 17 ff. 
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fällt mit der Frage: Wird es gelingen, diese Grundgedanken zu 
neuem jugendfrischem Leben zu erwecken, wozu der »Funda- 
mentalismus« als versteinerte Vergangenheit am wenigsten in der 
Lage ist? 

Letzthin gilt uns Deutschen daspres tua agitur«. Auch 
wir erlebten die »Reform der Reformation« — von Kant zu Marx. 
Sie war wesensverwandt mit der angloamerikanischen Geistes- 
geschichte, der wir nachgingen. Dieselben beiden Pole! Auf der 
einen Seite steht die nach K ant in Staat und Wirtschaft durch- 
zusetzende »M enschenwürde«, welche Goethes Per- 
sönlichkeitsideal mit unendlich reichem Kulturinhalt 
erfüllte. Auf der andern Seite steht der nach Hegelin 
der Geschichte und Gemeinschaft sich ent- 
faltende Gottesgeist, die selbst wider den Willen 
der Menschen siegreiche »Vernunft« Ihr hat Marx eine 
konkrete Aufgabe gesetzt im Schutze des Menschen 
gegen des Menschen eigenes Gemächte: das Kapital — 
des »Menschen« als Mehrwertschöpfers, was dem Tiere ver- 
sagt ist. Wird es gelingen, neu zu erwerben, was als Erbstück 
der Väter zunächst nur »tote Last« ist? Die Demokratie muß 
immer von neuem aus der Transzendenz geboren werden. Nur 
dann ist sie stark genug, ihren Riesenbruder, den Kapitalis- 
mus, zu bändigen. Nur dann gilt von ihren Vorkämpfern das 
Goethewort: »Den lieb’ ich, der Unmögliches begehrt« — und 
dabei schrittweise und nüchtern das Mögliche auf dem Boden 
dieser armen Erde verwirklicht. 
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. Anwendung auf die Energieverteilung der Atome. 
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Ana N m 


Bei vielen in der Statistik auftretenden quantitativen Ver- 
teilungen besitzt die unabhängige Veränderliche eine bestimmte 
Dimension im physikalischen Sinn, d. h. sie ist durch die üblichen 
Längen-, Gewichts- und Zeiteinheiten ausdrückbar. Bei manchen 
Verteilungen beansprucht auch das unvollständige erste Moment, 
also die über einen Teil des Variationsbereichs genommene Summe 
der mit ihren Häufigkeiten multiplizierten unabhängigen Ver- 
änderlichen, eine besondere statistische Aufmerksamkeit. So inter- 
essiert bei der Verteilung der Zensiten nach ihrem Einkommen das 
kumulierte Einkommen derjenigen Zensiten, welche ein Ein- 
kommen bis zu einer bestimmten Höhe besitzen. Um solche Ver- 
teilungen untereinander vergleichen zu können, braucht man eine 
MaBzahl, welche die Konzentration der unabhängigen Veränder- 
lichen charakterisiert. Ihre Berechnung beruht auf einer Zuord- 
nung zwischen der unabhängigen Veränderlichen und ihrem un- 
vollständigen ersten Moment. Ein ungenähertes Maß erhält man 
durch die Feststellung, wie groß die relative Zahl derjenigen ist, 
zu welchen ein bestimmter Anteil, z. B. die Hälfte, des ersten 
Moments gehört. Diese Angabe hat den Nachteil, daß sie sich 


nur auf einen ausgewählten Punkt der Verteilung bezieht. Im 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik, 58. r. 8 
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folgenden soll daher ein von der speziellen Wahl dieses nume- 
rischen Wertes unabhängiges, aus der Gesamtverteilung zu be- 
rechnendes Maß der Konzentration aufgestellt werden. 

Da die Einkommens- und Vermögensverteilung typische Bei- 
spiele für Verteilungen sind, bei denen wir uns für die Konzen- 
tration interessieren, sollen solche Verteilungen als pekuniär be- 
zeichnet werden. 

Die unabhängige Veränderliche heiße x und es sei p(x)dx 
die relative Häufigkeit des Intervalls x bis x + dx; c, die untere, 
Ca die obere Grenze des Variationsbereichs. Die Verteilung (x) 
wird, außer von x noch von den Verteilungskonstanten abhängen. 
Sie kann nie negativ sein. Ferner setzen wir zunächst ihre Stetig- 
keit voraus. Wenn die Integrationsvariable mit z bezeichnet wird, 
ist der Inhalt der Verteilung 

Ho = Í p(z)dz =1 (1) 
Das erste Moment berechnet vom Nullpunkt, in der Praxis als 
arithmetisches Mittel bezeichnet, wird definiert durch 


Der relative Anteil der bis zu x reichenden Veränderlichen hieran, 
auch als unvollständiges erstes Moment bezeichnet, beträgt 


u(x) = ee (2) 


Im folgenden soll vorausgesetzt werden, daß dieses Integral sein 
Vorzeichen nicht ändert, wenn x von c, bis c, läuft. Es soll daher 
x stets positiv sein; Nullpunkt und arithmetisches Mittel sind 
also verschieden. Dann gilt 


ocucl, wenn G <xX<t 
Bezeichnen wir das bis zu einer bestimmten GréBe der unab- 
hangigen Veränderlichen genommene Integral über die relativen 
Häufigkeiten als Population, so beträgt die Population bis zum 


Wert x der Veränderlichen 


v(x) = | plz)dz (3) 
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wobei wieder 

o<v< l, wenng<x<c 
Die Gesamtpopulation, also das Integral über den ganzen Va- 
riationsbereich ist natürlich gleich dem Inhalt. Da wir diesen 
gleich 1 gesetzt haben, ist v(x) die relative Größe der Population, 
die dem Wert x der Veränderlichen entspricht. 

Um nun zu wissen, ein wie großer Teil der Gesamtpopulation 
einen bestimmten Anteil am ersten Moment besitzt, eliminiert 
man x aus (2) und (3). Die so ermittelte Gleichung 

v = f(u) (4) 

soll as Konzentrationsgleichung, ihre graphische 
Darstellung als Konzentrationskurve bezeichnet werden. In ihr 
kommen nur mehr die Verteilungskonstanten, nicht aber die 
unabhängige Veränderliche x vor. Die Durchführbarkeit dieses 
Verfahrens setzt natürlich voraus, daß die Integrale (2) und (3) 
auswertbar und die beiden hieraus entstehenden Gleichungen in 
x auflösbar sind. Im allgemeinen wird man aber den Zusammen- 
hang zwischen u und v nur in der Form zweier Gleichungen er- 
mitteln können, in denen u und v jeweils von x abhängen. 

Den Verlauf der Konzentrationskurve ersieht man durch 
Bildung der Differentialquotienten. Zunächst ist 


dv 
dv dx 
du du 
dx 


Nach (2) und (3) wird 


Ebenso ist 
3%) 
dv dx X 
du? du xĉg(x) 
dx 


Demnach steht die Konzentrationskurve bei u = O, v = O senk- 

recht auf der Abszissenachse, falls c} = o. Sie verläuft stets 

nach unten konkav und wird falls cg = œœ bei u = 1, v = 1 asym- 

ptotisch parallel zur Abszissenachse. Außerhalb dieses Quadrates 

ist die Kurve nicht definiert. Sie verläuft stets oberhalb der vom 
l 8* 
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Nullpunkt unter 45° nach oben verlaufenden Geraden u = v. Der zu 
u = 4 gehörige Wert v = v’(3) gibt die relative Größe derjenigen 
Population, welche die Hälfte des ersten Momentes besitzt. Die 
gleiche Eigenschaft kommt der Größe 
1—v'(2) = vh) 
zu. Wegen des Verlaufs der Konzentrationskurve oberhalb der 
Diagonalen wird 
v(z) < v(a) 
sein. Da die kleinere der beiden Zahlen der plastischere Ausdruck 
für die Konzentration ist, werden wir nur v(}) als die relative 
Größe der Population bezeichnen, welcher die Hälfte des ersten 
Momentes zukommt. Bei einer Verteilung, wo zu 50% der Popu- 
lation auch 50% des ersten Momentes gehören, wird v(3) = v’(5) = 
4. Diesen Wert nennen wir das Optimum von v(}) und die Ver- 
teilung optimal. Vergleichen wir den Wert von v(}) mit seinem 
Optimum, so gilt für diese Größe 
o<2v()<1 

Dabei entspricht 1 der optimalen Verteilung, o der unendlich 
ungleichmäßigen Verteilung, bei der zu einem Mitglied der Popu- 
lation bereits das ganze erste Moment gehört, also Einer alles be- 
sitzt. Da die Konzentrationskurve der unendlich ungleichmäßigen 
Verteilung aus der v-achse und der oberen Seite des oben erwähn- 
ten Quadrates besteht, ist hierbei v (}) = o. 

Daher gibt 

1—2 v(!) 

ein vorläufiges Maß für die Konzentration. Denn dieser Aus- 
druck ist bei der unendlich ungleichmäßigen Verteilung gleich 
eins, bei der optimalen gleich null. 

Betrachtet man nicht diesen speziellen Wert der Veränder- 
lichen, sondern die gesamte Konzentrationsgleichung, so wird 
man zum Vergleich die Gerade u = v heranziehen. Sie ist die 
Konzentrationsgleichung der optimalen Verteilung, bei der einem 
bestimmten Prozentsatz der Bevölkerung stets der gleiche Pro- 
zentsatz des ersten Moments entspricht. 

Man bilde also für die zu untersuchende Verteilung den In- 
halt der Konzentrationskurve 

I = | vdu (5) 


und vergleiche ihn mit dem durch v = u gebildeten Dreieck, so 
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gibt die relative Abweichung zwischen den Inhalten der beobach- 
teten und der optimalen Konzentrationskurve ein Maß der Kon- 
zentration. Man setze also 


I —— I 
c= n 2 = 2I —1ı (6) 

so wird ¢ = o der optimalen, ¢ = 1 der unendlich konzentrierten 
Verteilung entsprechen. Da u und v außer von der oberen Grenze x 
auch noch von den in der Verteilung vorkommenden Konstanten 
abhängen, wird ¢nurmehr eine Funktion der Verteilungskonstanten 
sein. Wenn also die Integrale (2) und (3) auswertbar sind, werden 
wir aus den, auf Grund des beobachteten Materials zu bestim- 
menden, Verteilungskonstanten durch (6) ein Maß der Konzen- 
tration erhalten. 

Ist die Konzentrationsgleichung (4) bekannt, so nimmt der 
Inhalt (5) die Form an 


I whe (u) du 


Kennt man nur u als Funktion von v, so gilt 


r du 
I= f v =~ dv 
Falls beide Darstellungen nicht möglich, aber v als Funktion von 
x bekannt ist, kann das Integral in der Form geschrieben werden 


1 = fv (x) ax (51) 


Der Differentialquotient = ist aber nach (2) bereits bekannt, so 


daß der Inhalt der Konzentrationskurve wird 
I= = f vag xdx 
Xii 
Bei dieser Darstellung ist nur die Ausführbarkeit der Integration 
(3) erforderlich. Falls keine dieser Darstellungen durchführbar, 
wird noch immer eine angenäherte numerische Berechnung des 
Konzentrationsmaßes möglich sein. 
Die Berechnung derjenigen Population v(4), welche die Hälfte 
des ersten Momentes besitzt, und des Konzentrationsmaßes ¢ 
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läßt sich auch bei unstetigen oder nur numerisch gegebenen 
Verteilungen durchführen, wenn die unabhängige Veränderliche 
stets positiv ist. In diesem Fall treten an Stelle der Integrale (2) 
und (3) Summen, hieraus ergibt sich die unstetige Konzentrations- 
kurve und aus ihrem Inhalt das Maß ¢. 

2) Im folgenden werden wir diese Methode für eine Reihe 
theoretisch interessanter analytischer Verteilungen durchführen. 
Zunächst soll die gleichmäßige Verteilung betrachtet werden. 
Hierunter kann zweierlei verstanden werden, nämlich eine Ver- 
teilung, bei der die unabhängige Veränderliche für die ganze 
Population die gleiche ist, oder eine solche, bei der die abhängige 
Veränderliche konstant ist. 

Im ersten Fall gibt es nur eine Häufigkeit p(x) = 1 für einen 
l für x = Xo 


bestimmten Punkt x = x,. Daher ist p(x) = 5 für xx 
0 


ne ae fiir X > Xo 
o für X< Xo 
und ebenso gs Pen 
o fir x < X, 


Die Konzentrationskurve reduziert sich also auf die Punkte 0,0 
und 1,1. Eine Berechnung des Inhalts und des Konzentrations- 
maBes ist nicht möglich. 

Im zweiten Fall haben alle Abszissenwerte die gleiche Häufig- 
keit. Daher ist g(x) = konst. für cı < x < cy. Da nach (1) 


f v(zyaz = konst(c, —c,) = 1 


lautet die Verteilung 


p(x) = a (11) 
Daher wird 
fzaz x?—c,? 
u(x) = = (21) 
zdz  c—c? 
1 | Xx —C, 
und ve f dz = (31) 
Co m Cı Ca a Cy 
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Also ist ua rth, 
Cy + C2 
Da aber nach (31) x = v(cg—c,) + c, 
lautet die Konzentrationskurve 
en v2(c, — c1) + 2vc, 
Cy + Ca 
Dabei gilt oL[c <C 
Der Wert c, = o führt auf die Konzentrationsgleichung u = v?. 
Wenn dagegen c, — c,, nähert sich die Verteilung dem ersten 
Fall, die Konzentrationsgleichung der oben zum Vergleich heran- 
gezogenen Geraden u = v. Doch haben hiervon, wie oben gezeigt, 
nur die Punkte Null und Eins eine reelle Bedeutung. 
Der Inhalt der Konzentrationskurve beträgt 


(41) 


2 | 2c, + cy 
= v2lc, —c,) + vc dv = —— I 
Cy + C3 IK (cs 1) ) 3(C, + Ce) on 
Da der Inhalt mit wachsender unterer Grenze abnimmt, gilt 
I< 3. 
Das Konzentrationsmaß wird entsprechend 
Ca — C 
£ en 2 1 (61 
3(Cy + Ca) 


sodaß ¢ < $, wobei das Gleichheitszeichen im Spezialfall c} = 0 
gilt. 

Setzt man c, = kc, so wird das. Konzentrationsma8 der- 
jenigen Verteilung, bei der jeder Wert der unabhängigen Ver- 
änderlichen die gleiche Häufigkeit besitzt 

| k—ı 

3 (k +1) 

Sein Wert hängt also vom Verhältnis der oberen zur unteren 
Grenze ab. 

Als weiteres Beispiel betrachte man eine lineare Verteilung. 

Man setzt an 


p 


p (x) = a — bx 
Da dies nie negativ sein darf, variiert die unabhängige Veränder- 
liche im Intervall 


oO<XS = 
Der Inhalt des durch diese Verteilung gebildeten Dreiecks 
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a betri a? 

O, a, b etragt zb 

Daher lautet die lineare Verteilung in der Form, welche die In- 
haltsbedingung (I) erfüllt 


em =a(r— ") 
2 


wobei die unabhängige Veränderliche variiert innerhalb des 
Intervalls 


N 


2 
*S a 
Die Population bis zum Wert x der Veränderlichen beträgt 


ax? 
vx)=a n — =) 


Der Anteil, den sie am ersten Moment besitzt, beträgt u(x) = 


[(«-%) eae x? ax! 
` 2 2 6 32 (x =) 
ee SC x” — — Í. 


— 


fat — “za: 2a? 3a? 


Man bilde nunmehr nach (51) den Inhalt der Konzentrationskurve, 
ohne diese Kurve explizit aufzustellen. 


Da = = = (2x — ax?) 

wird er I = g (— =| (2x — ax?) dx 

oder I i (= x? — en + we) ax 

was ausintegriert gibt I = = È == = z 


Der Inhalt der Konzentrationskurve wird also I = 0,7 und 
das Konzentrationsmaß dieser linearen Verteilung ¢ = 0,4. 

Als ferneres Beispiel betrachten wir die Exponentialfunktion. 
Diese Verteilung lautet in der durch die Bedingung (1) vorge- 
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schriebenen Form 

p(x) = ke" (12) 
wobei die unabhängige Veränderliche alle positiven Zahlen von 
null an durchläuft. 


Das erste Moment wird, wenn kx = z gesetzt wird, 
OO 
a 1 siy 1 
a 
Die Größe 


kx 


u(x) = (ze ~ *dz 


wird durch partielle Integration zu 
kx 
u(x) = — kxe 7 ** + fe- zdz 


sodaß u(x) = 1 — (1 + kx)e “ (22) 
Genau so wird $ 
kx 
v(x) = fe- az =1—e-* (32) 


Aus -beiden Gleichungen erhält man die Konzentrationskurve. 


Denn e7 = 1 —v 
und kx = — lg(1 — v) 
sodaB (1 — vu) = (1 — v) (1 — lg (1 — v)) (42) 


Diese Konzentrationskurve enthält die Verteilungskonstante k 
nicht mehr. Entsprechend wird auch das Konzentrationsmaß 
eine reine Zahl sein. Da 


I— V 
du = (2-18 (1 —v) — = dv 
= — lg (I — v)dv 
wird der Inhalt der Konzentrationskurve 


Führt man wieder die Integrationsvariable z ein, so wird dies 
nach (32) 


u 00 
I =f ze "42 — f ze- "az 
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Entsprechend dem oben berechneten Wert von x wird 


aa ota ame (52) 
sodaß das Konzentrationsmaß der exponentiellen Verteilung 
c= 4 (62) 


Wie zu erwarten, bietet die exponentielle Verteilung eine stärkere 
Konzentration als die gleichmäßige und die lineare. 

Als letztes theoretisches Beispiel betrachten wir die rechte 
Hälfte der Zufallskurve. Diese Verteilung lautet 


(x) 2h —h?’x? 

= — € 

er 

wobei die unabhängige Veränderliche alle positiven Zahlen von 


null an durchläuft. Die Inhaltsbedingung ist durch diesen Ansatz 
bereits verwirklicht, da bekanntlich das Gaußsche Fehlerintegral 


Q 2 
2 — zZ 
= fe dz = 1 


Vid 
ist. Die Population bis zum Wert x der Veränderlichen beträgt 
j hx — z2 
v(x) = —= dz. 
(x) = —- Í e 


Der Mittelwert, entsprechend der bekannten Größe des durch- 
schnittlichen Fehlers bei der Gaußschen Verteilung 


= a | 
> 
hvr 
Das unvollständige erste Moment lautet daher 
hx a z? 


u(x) = 2 |ze dz 


— h?x? 
oder ausintegriert u(x) = 1] — e 
Zur Berechnung des Inhalts der K onzentcationskurve driicke man 
u durch v aus. Hierzu dient 


dv 2h or 
dx Vn 
daher wird 
u(x) = Vr dv 
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du _ Vx d /dv 
dx 2h dx \dx 


Dies gibt nach (51) den Inhalt 


va? dv 
zen: 


Durch partielle Integration wird dies zu 


=> — oo 
t=- | “on |+ a | (a) 


Das erste Produkt verschwindet an den beiden Grenzen, sodaß 


und 


der Inhalt auf Grund des eben festgestellten Wertes von a 


wird 


was wegen des bekannten Wertes des Gaußschen Fehlerintegrals 


e 
V2 
Das Konzentrationsmaß der einseitig Gaußschen Verteilung wird 
also —:. ¢ = V2 — l = 0,4142 

3. Für die Einkommensverteilung gilt mit genügender An- 
näherung die von Pareto aufgestellte empirische Formel 


En 

(a+x) 
wobei Y(x) die Zahl der Zensiten, welche ein Einkommen über x 
besitzen. Das a ist sehr klein, sodaß man sich praktisch häufig 
mit der Näherung 


gibt De 


124 E. J. Gumbel 


begniigt. Da es mehr Arme als Reiche gibt, sind n und n, 
positiv. 

Durch Logarithmieren werden diese Gleichungen linear. Ihre 
graphische Darstellung wird daher als Paretosche Gerade be- 
zeichnet. Die Konstanten n bzw. n, geben die Neigungen. 

Im folgenden werden wir uns an die erste Formel halten und 
die zweite als Spezialfall betrachten. Bezeichnen wir die relative 
Zahl der Zensiten mit einem Einkommen zwischen x und x+ dx 
wieder mit g(x)dx, so ist 


Daher wird 
__ dY(x) kn 

dx (a+x)"t! 
Die Konstante k ist mit Hilfe der Bedingung (I) zu bestimmen. 
Als untere Grenze können wir dabei im ersten Fall Null 
nehmen, im zweiten Fall müssen wir ein bestimmtes Minimal- 
einkommen, sagen wir €, annehmen, damit das Integral (I) nicht 
divergiert. Wir nehmen allgemein e als untere Grenze. Da beide 
Ansätze bei nicht zu kleinem n bzw. n, mit wachsendem x 
sehr rasch gegen Null gehen, wird man ohne allzugroße Fehler 
als obere Grenze unendlich nehmen können. 


Nach (1) fordern wir also, daß 
co 


dz 
ef yA! 


Daher wird k = (a + e)” 
Die Verteilung der Zensiten nach der Größe ihrer Einkommen 
lautet also 


p(x) = 


_ nha +e)" 
Der Spezialfall a = 0; € + o, 
d. h. | 
ne” 
plx) = Fr (132) 


wird im folgenden die spezielle, der Spezialfall 
na" 


ey 7 


e=0;a+0,d h. ¢(x) = 
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wird im folgenden die allgemeine, Parcto’sche Formel genannt. 

Nur mit diesen beiden Formeln (131) und (132) haben wir 
uns zu beschaftigen. Doch werden wir der Einfachheit halber die 
Rechnungen mit Hilfe der ihnen gemeinsam zugrundeliegenden 
Formel (13) durchfiihren. 

Die Konstante n, ist unabhangig von dem MaBstab, in 
dem das Einkommen x gemessen wird. Führen wir z.B. eine 
andere Währungseinheit y = = ein, so wird wegen (I) für die 
neue Einkommensverteilung y(y) gelten 

y(y)dy = (x)dx 
daher y(y) = p(my)m 
Durch die Währungsveränderung wird also zwar die KonstanteK, 
nicht aber die Neigung n, verändert. Insbesondere wird bei 
einer Inflation, bei der sich sämtliche Einkommen in gleicher 
Weise nominell vergrößern, das n, konstant bleiben. Umge- 
kehrt wird die Veränderung des n, bei einer Inflation einen Maß- 
stab für die durch die Inflation bewirkte Verschiebung der Ein- 
kommensverteilung darstellen. 

Das Einkommen aller Zensiten, welche ein Einkommen bis 
x haben, wird nach (13) 


a+x 
Z A ¢ dz dz 
ee Seay? en te J = 


= na + Be a ee 


a 
7 iw 
FaBt man die x enthaltenden Faktoren zusammen, so wird dies zu 
ne +a ate\’nx-+a 
meor 
Der Minuend stellt das mittlere Einkommen dar, da der Subtra- 


hent für x = œ verschwindet. Der Anteil der Einkommen bis x 
am Gesamteinkommen beträgt also 


zu ne+a 
Andrerseits ist die relative Anzahl der Zensiten mit einem Ein- 
kommen bis x 
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a+ e\* 
v(x) = 1 — ¥(x) = 1 —|—— (33) 
a+x 
Eliminieren wir x, so erhalten wir aus (33) 


x =(a+e) (1 — v) °—a 
sodaß die Konzentrationskurve lautet: 


l- FE 


(1 —u) (ne + a) = (1 —v) ((n(a +) (1 — v) = —(n—1)a) (43) 


Hiervon interessieren uns die beiden Spezialfälle 


n— 1 
a = 0, d. h. (1 — u) = (1 — v) = (431) 
für die spezielle Paretosche Formel 
und £ = 0o, d.h. 
n— 1 
1—u=n(l—v) na —(a— 1) (l — v) (432) 


für die allgemeine Paretosche Formel. In beiden Fällen tritt beim 
Zusammenhang zwischen u und v nur die eine Konstante n 
bzw. n, auf. Dies ist wichtig, da diese Größen bereits häufig 
untersucht sind, während die € und a, welche die Rolle von 
unteren Grenzen der Einkommen spielen, nicht genau bekannt 
sind. 

Zunächst werden wir uns mit der speziellen Paretoschen 
Verteilung beschäftigen. Da 1 — u und 1— v echte Brüche und 


n, etwa von der Größenordnung 1,5 ist, also z H. z von der 

a 
Größenordnung 3, steigt die Konzentrationskurve am Anfang 
sehr rasch und erreicht schon ziemlich friih den asymptotischen 
Wert. Am Punkte u = } ist sie also schon ziemlich groß, d.h. 
ein ziemlich geringer Teil der Bevölkerung besitzt die Hälfte des 
Gesamteinkommens. 

Die Figur (l) zeigt diese Konzentrationskurven (431) für 
die praktisch interessanten Werte n, = 2;1,5;1,33 im Falle 
n, = 1 versagt die Methode, da hierfür stets u = o. Für die 
unterste Kurve ist n, = 2, für die zweite n, = I,5; für die dritte 
n, = 1,33. 

Den Zusammenhang zwischen der Paretoschen Konstanten 
n, und der Relativzahl derjenigen, welche das halbe Gesamt- 
einkommen aller Zensiten besitzen, lautet nach (431) 


ny 


v(j)=27 mm 
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sodaß lg v(t) = — z a y 930103 (531) 
° oo . e . 1 a 
Die Abhängigkeit dieser Größe von n, ergibt sich aus 
dav(}) d (« _ v(e, 
dn, dn, (n, — 1)? 


Konzentrationskurven der Einkommensverteilung. 
Allg. Paretosche Gleichung —— (432) 
Spez. Paretosche Gleichung |—| (431) 


PELANVE GROSZ 


E DER GEVOLKERUNG v. 
S £ 
Fy 
Sn Sk x 


T 


PA AAEN 
MORAGA AA 
Zac a a a a GE | | 


0? 02 03 0 05 06 0 08 09 1 
FEL aie R ANTEIL AM GESAMTEINKONMEN u. 


Demnach wächst (fällt) der Teil der Gesamtbevölkerung, welcher 
die Hälfte des Gesamteinkommens besitzt, wenn n, wächst (fällt) 
und umgekehrt. 

Die Figur (2) zeigt den Zusammenhang (531) zwischen der 
Neigung n, der Paretoschen Geraden und der relativen Größe 
derjenigen Bevölkerung, welche die Hälfte des Gesamteinkom- 
mens aller Zensiten besitzt. Die für die üblichen Werte von n, 
berechneten Größen dieser Bevölkerung liegen zwischen 6 und 
25%, der Gesamtbevölkerung. 

Zur Kritik dieser Zahlen ist zu beachten, daß es sich bei der 
hier verwendeten Verteilung nur um die Zensiten handelt. Hierzu 
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muß aber noch die von der Einkommensteuer befreite Bevölke- 
rung addiert werden. Nach der üblichen Auffassung macht sie 
etwa 30 bis 40% der Zensiten aus. Daher ist die hier ermittelte 


Vorläufiges und endgültiges Konzentrationsmaß. 


vi NACH O SFE PARE TISCHEN FORMEL (531) 
ALLL. — — (532) 

sn SEZ u ya re 
a n AL LL. n n — — + (632) 


as WW 


Tre 
eS 


20 


S 


N 


FROZENISFIZ % DER ZENSIEN WELLFH 
DES GESFATMEINKUOIWIENS BESITZEN, 


Ss 


$ ZSUWSNILUMNIZNOM 


F 
am LR. 2.) | 
ee 


Ji 12 3 WM 15 sk 1 


NEIGUNG n, BZWn DER PAREIO'SLHEN ERADEN 


Größe derjenigen Bevölkerung,. welche die Hälfte des Gesamt- 
einkommens besitzt, noch durch etwa 1,35 zu dividieren. Die 
tatsächliche Konzentration ist also stärker, als sie sich hier er- 
gibt. Hierfür spricht auch der Umstand, daß die Unterschätzung 
der Einkommen in der Deklaration bei den größeren Einkommen 
‘ größer sein dürfte als bei den kleineren. 
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Die Konzentrationskurven bei der allgemeinen Paretoschen 
Formel (432) werden für die Werte n = n, stets oberhalb der 
Konzentrationskurven (431) der speziellen Paretoschen Formel 
liegen. Damit dies zutrifft, muß bei gleichen Konstanten n und 
Ordinaten v die Abszisse u bei der speziellen Paretoschen Kurve 
größer sein als bei der allgemeinen. Dies ist in der Tat der Fall. 


n—i n— 1 
Denn (lv) = <n(l—v) a —(n—1)(1—v) 
n — 1 
weil l—v < (l— v) 
da l—v <l 


Figur I zeigt auch die allgemeinen Konzentrationskurven (432). 
Die oberste Kurve gilt für n = 1,33; die folgende für n = 1,5; 
die dritte von oben für n = 2. 
Der zu u = 4 gehörige Wert von v(}) ergibt sich nach (432) aus 
en nl 
— = vi) = — wi) (532) 

Diese Beziehung von v(;) zu n ist also nicht so einfach wie die 
zu nı. Doch wird diese transzendente Gleichung für gegebene 
Werte von n durch sukzessive Approximation leicht aufgelöst. 
Die zusammengehörigen Werte von v(3) und n sind in Fig. (2) 
aufgetragen. 

Das Konzentrationsmaß läßt sich für beide Formeln durch 
gemeinsame Rechnung bestimmen. Denn nach (43) wird 


u n(a + 6) ate 
— du (ne + a) = a + Ave 


oder 


du = 


dv (= (a + £) ne 


ne +a (1 —v)*" 
Dies eingesetzt in die Definition (5) gibt den Inhalt der Kon- 
zentrationskurve 


pae E vdv (n—ha = f vav 


neta }(l—v)'""  ne+a 


Das erste Integral wird durch die Transformation 1 — v =z zu 


1 vdu 1 — ı/n ı 1-1/n 
er ne DE 


n n nê? 


n—l zn—l Gt Git 
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Setzt man dies ein, so wird 
(a + £) n? (n—l)a 
(ne + a) (2n — 1) 2(ne + a) 
2n’a + zn?e — 2n?a + 3na — a 
2(ne + a) (2n — 1) 
_ 2n’e + 3na—a 
u 2(ne + a) (2n — 1) 
Und das KonzentrationsmaB ¢ wird entsprechend (6) zu 
_ 4n’e + 6na — 2a — 4n’e + 2ne — qna + 2a 
oS 2(ne + a) (2n — l) zu 
eee ae ee (63) 
(ne + a) (2n — 1) 
Das KonzentrationsmaB bei der speziellen Paretoschen Formel 
wird also für a = o zu 


I = 


1 6 
= zn, —ı (631) 
Da n, =1 wie oben gezeigt ausgeschlossen, ist stets ¢ < I. 
Die Konzentration ist also hier umgekehrt proportional der Nei- 
gung der Paretoschen Geraden. Diese Abhängigkeit des Konzen- 
trationsmaßes von der Paretoschen Konstanten n, ist in Figur (2) 
aufgetragen. 

Das Konzentrationsmaß für die allgemeine Paretosche For- 

mel wird für € = o zu 
n 

= 2n — 1 (632) 
wobei natürlich wieder ¢ < 1. Da 

dd 1 

dn (2n—1)? 
fallt die Konzentration wieder, wenn die Neigung der Paretoschen 
Geraden wächst und umgekehrt. Das Konzentrationsmaß als 
Funktion von n ist ebenfalls in Fig. (2) aufgetragen. 

4. Die Berechnung der Paretoschen Konstanten n,, der rela- 
tiven Anzahl v(}) der Zensiten, welche die Hälfte des Gesamt- 
einkommens aller Zensiten besitzen, und des Konzentrations- 
maßes ¢, soll an einigen Beispielen veranschaulicht werden. 

Dabei ist natürlich zu beachten, daß jede Einkommens- 
statistik, welche wie die folgenden nur auf der Einkommenssteuer 
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beruht, in erheblichem Maß unvollständig ist, und daß das so 
festgestellte Gesamteinkommen aller Zensiten nicht etwa dem 
Nationaleinkommen gleichgesetzt werden darf. 

Aus der österreichischen Einkommensstatistik für IgIo ergab 
sich (vgl. Handwörterbuch der Staatswissenschaften, 4. Auflage 
Bd. III S. 385) folgende Tabelle: 


Log. der Zensiten, 


Log. der unteren welche dieses und 
Einkommensgrenze größeres Einkommen 
besaßen 

lg. x lg. Y,(x) 
3,079 6,116 
3,255 5,848 
3,556 5,382 
3,857 4,883 
4,079 4,520 
4,002 3:757 
5,301 2,697 


Die Anpassung der Formel 1gY,(x) = lgk, —n,lg(x) mit 
Hilfe der Methode der kleinsten Quadrate ergibt die Gleichungen 
ZIgY,(x) = Nigk, — n,Z1g(x) 
21g Y,(x) . 1g(x) = Igk, . 21g(x) — n,21g?(x) 
wobei N = 7 die Zahl der Beobachtungen. Multiplizieren wir die 
erste Gleichung mit — 21g(x), die zweite mit N und addieren sie, 
so ergibt sich die uns interessierende Konstante n, aus 
N 21gY,(x) . g(x) — 2lg(x) . 218Y,(x) = n,((21g(x))? — N 21g?(x)) 
sodaB 
_ NElgY,(x) . Ig(x) — Zig(x) . ZIgY, (x) 


az (Zig (x)? — N Zlg?(x) 

Auf Grund der obigen Zahlen ergab sich 
21g(x) = 27,729 

21g?(x) = 113,514 

21g Y,(x) = 33,203 


LlgY,(x) . lg(x) = 125,862 
Setzt man diese Werte ein, so erhält man als Paretosche Kon- 
stante für Oesterreich 1910 
_ 7. 125,862 — 27,729 . 33,203 
i 27,729? — 7 . 113,514 
Die relative Anzahl der Zensiten, welche die Hälfte des 
Gesamteinkommens besitzen v(;), ergibt sich daher nach (531) aus 


1,54 
— . 0,30103 = — 0,8562 
0,54 30103 5025 


’ 


1,54 


lg v(3) = 
g* 
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Daher lg v(4) = 0,14375 — I 
oder v(}) = 0,1392 
Demnach besitzen 13,92%, der Zensiten bereits die Hälfte 
des Gesamteinkommens. 

Das Konzentrationsmaß endlich beträgt nach (631) 

1 
Či = ao 0,481 

Als zweites Beispiel soll die Einkommensverteilung für 
Preußen 1919 betrachtet werden. Die Angaben lauten nach der 
gleichen Quelle: 


lg. x lg. Y,(x) 
2,954 6,977 
3,477 6,327 
3,978 5,394 
4,484 4.776 
5,900 4,131 
Hieraus ergab sich: 

21gx = 19,893 

2Z1g?(x) = 81,746 

21g Y,(x) = 27,605 


alg Y,(x)lgx = 106,137 
Daher wird genau wie oben 
19,893 . 27,605 — 5 . 106,137 
= 5 . 81,746 — 19,893? 
Somit beträgt die Paretosche Konstante für Preußen 1919 
n, = 1,4205 
Daher ergibt sich die relative Anzahl der Zensiten, welche die 
Hälfte des Gesamteinkommens beziehen, nach (531) aus 
lg v(}) = —1,01691 = 0,98309 — 2 
sodaß v(}) = 0,09616 
Demnach besitzen hier 9,62%, der Zensiten bereits die Hälfte 
des Gesamteinkommens. Endlich ergibt sich das Konzentrations- 
maß nach (631) als ¢, = 0,543. 

Die hier vorgenommene Bestimmung des Konzentrations- 
maßes knüpft an die übliche Methode der Berechnung der Pareto- 
schen Konstanten n, an. Die Konzentrationsgleichung der spe- 
ziellen Paretoschen Kurve erlaubt jedoch eine einfachere Be- 
stimmung dieser Konstanten. Durch Logarithmierung von (431) 
erhält man nämlich 


ny 


n, —l 


Ig(1 — v) 


lg(l — u) = 


Ny 
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woraus nach der Methode der kleinsten Quadrate 
Zig(1 — u) = (1 —,) Zig — v) 
1 Zle(l — u) 
SE ct, e 
oder = Ill — v) 


Hieraus ergibt sich v(!) und ¢, nach (531) bzw (631). Diese 
Methode hat den Vorzug, daB nur zwei Summierungen durchzu- 
führen sind und nur eine Gleichung aufzulösen ist, während die 
übliche Methode die Aufstellung von vier Summen und die Auf- 
lösung von zwei Gleichungen erfordert. 

Bei Gültigkeit der speziellen Paretoschen Formel läßt sich das 
Konzentrationsmaß ¢, auch aus der Kenntnis von v(}) berechnen. 
Denn nach (531) ist 


n 
— lgv(}) = 1 _ 182 
n, — 1 & 
1 l 
oder Uys EUER 82 
Ny lgv($) 
lev(! 
oder n = u 
lgz + lgv(2) 
Ig v(3) +1g2 
Daher zn, — J] = lev(}) — lea 


Setzt man diesen Wert in (631) ein, so wird 
__ Igv(s) + lg2 

 Igv(2) — Iga 

Diese Formel wird dann von Wert sein, wenn bei Gültigkeit der 
speziellen Paretoschen Formel ein angenäherter Wert von v(}) 
bekannt ist. 

Für die japanischen Provinzen Osaka und Sendai hat Herr 
Saburo Shiomi (dieses Archiv Bd. 53, 1925, S. 183) die Paretosche 
Konstante berechnet. Begniigt man sich mit der Genauigkeit der 
Zeichnungen (2), was berechtigt ist, da mindestens die dritte 
Dezimale von n, bereits als unsicher gelten darf, so ergeben sich auf 
Grund der in der 3. Spalte angegebenen Werte von n, fiir die re- 
lative Anzahl der Zensiten, welche die Hälfte des Gesamt- 
einkommens besitzen, v(+), und für das Konzentrationsmaß ¢, die 
folgenden Werte: 


Cy (6311) 
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Provinz Zeit n, v(#) in % Ch 

Osaka 1914 1,921 23,50 0,352 
b 1918 1,402 8,80 0,552 

Sendai 1914 1,941 23,80 0,346 
> 1918 1,898 23,08 0,358 


Ferner gab Shiomi S. 157 die Entwicklung von n, für Japan 
während der Jahre 1903 bis 1919. Auf Grund der gleichen Methode 
ergibt sich mit der angegebenen Genauigkeit der folgende Verlauf 
der Größen v(}) und des Konzentrationsmaßes ¢;: 


Jahr Neigung n v(t) in % 6; 

1903 1,918 23,43 0,353 
1904 1,875 22,64 0,304 
1905 1,844 22,00 0,375 
1906 1,864 22,44 0,368 
1907 1,867 22,53 0,366 
1908 1,859 22,34 0,368 
1909 1,872 22,62 0,304 
IQIO 1,923 23,50 0,351 
IQII 1,939 23,78 0,348 
1912 1,913 23,30 0,354 
1913 1,903 23,23 0,356 
1914 1,889 22,93 0,360 
1915 1,891 22,98 0,359 
1916 1,778 20,53 0,392 
1917 1,579 15,19 0,464 
1918 1,547 14,12 0,477 
1919 1,612 16,08 0,449 


Man sieht sehr deutlich, wie die Zahl der Zensiten, 
welche die Hälfte des Gesamteinkommens besitzen, parallel mit 
n,, das Konzentrationsmaß konträr zu n, verläuft. 

5. Im folgenden soll auf Grund der oben angegebenen Metho- 
den die Konzentration der Energieverteilung bei Gasmolekülen 
berechnet werden. Nimmt man an, daß die Geschwindigkeiten 
der Moleküle nach den drei Raumrichtungen zufällig verteilt sind 
und daß die mittlere Geschwindigkeit nach jeder der drei Rich- 
tungen gleich a sei, so erhält man für die Verteilung g(@) des 
absoluten Betrages ọ der Geschwindigkeit die durch die Erfah- 
rung bestätigte Maxwellsche Formel 


2 2 = 2 
ple) = — e 2 
za 
Die kinetische Energie E ist nun definiert durch E = en wobei 


m die Masse. Die Verteilung y(E) der Moleküle nach der Größe 
der Energie E erhält man also durch die Substitution dieses 
Wertes der Energie und die Forderung 
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ple)do = y(E)dE 


Daher wird 
2 2E Æ 1 
WE) = Yo ee 
7% ma’ 2Em 
2 VE mre 
oder y(E)= voma °° (14) 


Die gesamte Energie derjenigen Molekiile, welche eine Energie bis 
zu E besitzen, wird 

E E 

| Ee ™ dE 


V m mad 


2 


; : E 
Führt man eine neue Integrationsvariable z ein, wobei z = 
ma 


so wird dies zu 


Dieses vollständige ee wird entsprechend der Defi- 
nition von a zu E = 3 ma?. 

Führt man diese mittlere Energie in (14) ein, so läßt sich die 
Verteilung der Moleküle nach der Energie in der Form schreiben 


Ver 2E (141) 


y(E) = = F 
Die häufigste Energie E,, ergibt sich d (14) aus 
1 VE 
2VE ma 
2 
und beträgt E= > 


Also liegt in der Verteilung (141) das Maximum links vom Mittel- 
wert, wie dies auch bei der Verteilung der Geschwindigkeiten der 
Fall ist. | 
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Führt man dagegen die häufigste Energie als Parameter ein 
so erhält man die Verteilung 


P I V “E at az 
= — — 2E I42 
_ ri V m En 2E a = $ 

Der Anteil der Moleküle, welche eine Energie bis E besitzen an der 
Gesamtenergie wird nach (14), wenn wir wieder die Integrations- 


variable z einführen 


Diesen Quotienten aus einem unvollständigen und einem voll- 
ständigen Gammaintegral schreiben wir nach dem Vorgang von 
Pearson (Tables of the incomplete Gammafunction) in der Form 


yVp+1 
f e’zPdz 
ND ee en 
fer zaz 
E u 
indem wir setzen -e yy 3 


So erhalten wir den Anteil der Moleküle, welche eine Energie 
bis zu E besitzen an allen Molekülen 

_ E 

u(E) = J (v3 —; ) (24) 
ma 

Dabei bedeutet die erste Veränderliche in der Klammer die obere 
Grenze des Integrals, abgesehen von einer Konstanten, die zweite 
die Potenz des im Integral vorkommenden Exponenten. Dieses 
Integral kann nach den eben erwähnten Tabellen ausgewertet 
werden. 


Andrerseits ist der Prozentsatz der Atome bis zur Energie E 
an allen Atomen nach (14) 
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ma? 4 


f e` #dz 


v(E)= 5 —— 


fetes 


Konzentration der Energie der Atome nach (24) und (34). 


pt tt | tT | ey 
CEE oe 


VA MX 
P| Yt tly] | | | 
Mp Ha E 


^A INUA YAIO THYZNY INLAB IN 


QO Qi 02 Q3 Qe 05 06 07 Qe 09 1 
FELANVER ANTEIL. AN DER DGESAITENERGIE v. 


Setzen wir in diesem Quotienten aus einem unvollständigen und 


E 
einem vollständigen Gammaintegral a yy 2, so wird dies zu 


O OE 
v(E)=J ( V3 ae ) (34) 


Demnach erhalten wir den Zusammenhang von u und v durch 
zwei transzendente Gleichungen, in denen ein dimensionsloser Para- 


E 
meter — jeweils multipliziert mit Konstanten enthalten ist. 
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Wenn wir z. B. fragen, ein wie groBer Teil der Atome die halbe 
Gesamtenergie besitzt, so ist zu setzen 


E y | 
T\r1582 mat?) > 


Hieraus ergibt sich nach den erwähnten Tabellen 


1,582 ma? 1:3775, 

was eingesetzt ergibt J(1,78 ; 4) = 0,7746. Das heißt: 22,54% 
aller Atome besitzen die Hälfte der gesamten kinetischen Energie. 
So wurde die Konzentrationskurve Fig. 3 mit der Genauig- 
keit des Rechenschiebers berechnet. 

Eine analytische Berechnung des Konzentrationsmaßes ist 
hier nicht möglich. Die numerische Auszählung der einzelnen 
Quadratmillimeter ergibt aber angenähert ¢€ = 0,423. 

6. Um die Konzentration für eine pekuniäre Verteilung, bei 
der die unabhängige Veränderliche stets positiv ist, aufzustellen, 
berechnet man also aus (2) und (3) den relativen Anteil der bis zu 
einem bestimmten Wert reichenden unabhängigen Veränderlichen 
am ersten Moment und den entsprechenden Anteil der Popu- 
lation. Durch Elimination der unabhängigen Veränderlichen er- 
gibt sich hieraus die Konzentrationskurve (4) und durch ihre 
Integration das Konzentrationsmaß ¢ aus (5) und (6). Für die 
optimale Verteilung, bei der jedem Prozentsatz der Population 
der gleiche Prozentsatz des ersten Moments entspricht, ist dieses 
Konzentrationsmaß gleich null, bei der unendlich konzentrierten, 
wo ein Element der Population bereits das ganze erste Moment 
besitzt, gleich eins. 

Zunächst werden einige theoretische Beispiele behandelt, 
wobei die unabhängige Veränderliche alle positiven reellen Zahlen 
mit Einschluß der Null durchläuft. Wenn die Häufigkeit jeder 
unabhängigen Veränderlichen die gleiche ist, beträgt die Kon- 
zentration 4; für die lineare Verteilung 0,4, für die rechtsseitige 
Gaussische ¥2—1 und für die exponentielle 0,5. Für die spe- 
zielle Paretosche Formel (131) ergibt sich der Prozentsatz der 
Zensiten, welche die Hälfte des Gesamteinkommens besitzen, als 
Funktion der Neigung der Paretoschen Geraden aus (531). Diese 
Zahl fällt mit wachsender Neigung der Geraden. Zwischen dem 
Konzentrationsmaß und der Pareto’schen Konstanten bestehen 
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bei der speziellen wie der allgemeinen Paretoschen Formel (132) 
die einfachen Beziehungen (631) und (632). 

Für die Atome wird aus der Maxwellschen Geschwindigkeits- 
verteilung die Energieverteilung durch eine Transformation der 
unabhängigen Veränderlichen berechnet. Die Ausdrücke (2) und 
(3) ergeben sich als unvollständige Gammaintegrale. Unabhängig 
von der Größe der mittleren Geschwindigkeit, der einzigen in der 
Maxwellschen Formel auftretenden Konstanten, besitzen 22,54% 
aller Atome die Hälfte der gesamten Energie. Ebenso ergibt sich 
das Konzentrationsmaß hier als numerische Konstante. 

Diese Berechnung des Konzentrationsmaßes*) läßt sich auch 
bei den üblichen, nur numerisch gegebenen Verteilungen durch- 
führen. Es bringt sachliche, räumliche und zeitliche Unterschiede 
auf einen charakteristischen und einfach zu berechnenden zahlen- 
mäßigen Ausdruck. Der Wert des Verfahrens beruht somit darin, 
daß die Konzentrationen bei dimensional ganz verschieden ge- 
arteten Verteilungen, wie eiwa: Vermögen, Grundbesitz, Ein- 
kommen, Energie durch die Aufstellung eines dimensionslosen, 
numerischen Maßes vergleichbar gemacht werden. 

*) Anmerkung bei der Revision: Die Untersuchungen von Amoroso, Gini, 


Lorenz und Watkins sind mir erst während der Drucklegung dieser Arbeit 
bekannt geworden. E. J.G. 
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Gedanken zur venetianischen Geschichte. 


Von 


M. JAFFE. 


»Plump und zu bunt ist Rom und Neapel ein Haufe von Häusern, 
Aber Venedig erscheint eine vollendete Stadt.« - - 


So lautet ein Distichon von Platen. Das Urteil über Rom und 
Neapel machen wohl nur Wenige sich zu eigen; um so eher findet 
der Pentameter den Beifall derer, die die Königin der Adria kennen. 
Unvermittelt, ohne ein Weichbild, in dem Stadt und Landschaft in 
einander übergehen, steigen Venedigs Marmorbauten aus den Fluten; 
nur wenig Raum bleibt für das Grün der Gärten, und keine Vorstadt- 
hütten sondern hohe Kirchen und Paläste blicken über die schmalen 
Steindämme der Fondamenta in das Wasser der Lagune. Ebenso ab- 
geschlossen aber, wie das räumliche, zeigt sich das zeitliche Bild, 
zeigt sich die Geschichte des venetianischen Stadtstaates. Wir wissen, 
wie nach dem Angriff König Pippins diese Stadt am Rialto als bester 
Zufluchtsort, als sicherster Sitz einer gemeinsamen Regierung be- 
gründet worden ist, wir kennen die Entwicklung ihrer Macht und ihrer 
Verfassung, und unsere Urgroßväter waren Zeugen, als nach einem 
Jahrtausend großer Erlebnisse Venedig in plötzlichkem Sturz zu- 
sammenbrach. Wie die Paläste am großen Kanal noch heute zwar 
nicht mehr den alten Glanz, wohl aber die Größe des Eindruckes sich 
bewahrt haben, so wirkte auch die altersschwache Republik des acht- 
zehnten Jahrhunderts. Die Generation, die bald die französische Re- 
volution erleben sollte, ahnte nichts von dem nahen Ende dieses 
Staates. Johann Friedrich Le Bret, der deutsche Historiker, schloß 
1775 seine große Staatsgeschichte der Republik Venedig mit den 
Worten »Venedig bleibt immer eine Regierung, welche des philoso- 
phischen Blicks eines Weltbürgers würdig ist«; und 1786, elf Jahre 
vor dem Ende, meinte Goethe, es sähe im venetianischen Arsenal 
»nach einer alten Familie aus, die sich noch rührt, obgleich die beste 
Zeit der Blüte und der Frucht vorüber ist«. — 

Beinahe drei Viertel des venetianischen Jahrtausends, sind von 
einer ununterbrochen aufwärts strebenden Entwicklung ausgefüllt. 
In den ersten Jahrhunderten ihres Bestehens hatte die nach 800 ge- 
gründete Stadt sich zunächst im Handel im Golf, dem nördlichen Teil 


See 
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der Adria, gegen ihre alten Muttergemeinden, die andere Städte See- 
venetiens, vor allem gegen Malamocco und Torcello, und darüber 
hinaus gegen das an der Pomündung gelegene Comacchio durchzu- 
setzen. Nach dem Verfall dieser Rivalen galt es, sollte Venedig seinen 
Schiffen und seinen Kaufleuten weiter nach Süden und nach Osten 
freien Raum schaffen, mit Bari und Amalfi, den großen Vermittlern 
des Verkehrs nach Byzanz und der Levante, fertig zu werden. In der 
Lagune war die Natur die Helferin der Bewohner des Rialto gewesen; 
die anderen Niederlassungen auf den Lidi und den Inseln hatten in 
besonderem Maße unter der dort in den Flußmündungen seit je herr- 
schenden Versandung und unter Sturmfluten zu leiden, zum Teil 
gingen sie dadurch zugrunde. Die süditalienischen Handelszentren 
aber verkamen unter dem Druck der Normannenherrschaft, und wenn 
dieser Druck nicht ausreichte, so halfen bei Bari die Angriffe der 
Venetianer, bei Amalfi die der Pisaner nach. Byzanz konnte keinen 
Eigenhandel mehr treiben; seine einst bedeutende Schiffahrt war 
schon um die Wende des Jahrtausends so gut wie dahin. Venedig 
wurde mit Genua und zunächst noch mit Pisa der Haupterbe dieses 
Handels. Dann brachte der denkwürdige vierte Kreuzzug, der mit 
Konstantinopels Eroberung endete, der Republik von San Marco die 
entscheidende Förderung, indem er ihr Halt und Besitz an den Küsten 
des griechischen Reichs und auf den Inseln des Aegäischen Meeres gab. 
Auch Genua behielt zunächst noch Macht und Bedeutung im öst- 
lichen Mittelmeer und namentlich im Schwarzen Meer; aber das 
Schwergewicht seines Handels verlegte sich doch nach dem Westen. 
Der Nebenbuhlerschaft Pisas konnte das ligurische Emporium Herr 
werden, der venetianischen aber nicht. Von Faktionen zerrissen, durch 
den unglücklichen Ausgang des Krieges von Chioggia geschwächt, 
mußte Genua die Vermittlung mit dem Osten, die Beherrschung des 
griechischen und des Levantemarktes, die Versorgung Europas mit 
den Erzeugnissen Arabiens und Indiens mehr und mehr Venedig 
überlassen. Das Jahrhundert nach dem Kriege von Chioggia stellt die 
Zeit venetianischen Glanzes dar. Nach der Auffindung der neuen 
Seewege, nach der Entdeckung Amerikas sank die Seeherrschaft der 
Lagunenstadt langsam zusammen, die Vormacht im Handel ging an 
die atlantischen Küsten Europas über. Doch das ganze sechzehnte 
Jahrhundert hindurch hat Venedig noch seine große wirtschaftliche 
Bedeutung behalten, und auf italienischem Boden ist ihm jedenfalls 
kein Nebenbuhler mehr erstanden. 

Eigenartiger noch wirkt diese gerundete und in sich geschlossene 
Vergangenheit, wenn man auf die dem weltgebietenden Handel und 
der staatlichen Geltung Venedigs dienende territoriale Basis blickt. 
Die Meeresherrscherin des Altertums freilich, Karthago, die überhaupt 
soviel Aehnlichkeit mit Venedig aufweist, läßt sich auch in diesem 
Punkte durchaus mit ihm vergleichen. Von einem einzigen Stadt- 
gebiet aus, an dessen Rechten allenfalls noch die Mutterstadt Utica 
teilnahm, wurden Karthagos Seegewalt, sein Handel und die Re- 
gierung und Ausbeutung der ihm gehörigen Gebiete in Afrika, in 
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Spanien, Sardinien und Sizilien ausgeübt. Was jenseits der Mauern 
der Metropole lag, war unterworfenes Land; auch die anderen phö- 
nizischen Niederlassungen in Libyen blieben Untertanenstädte. Sieht 
man von Venedig ab, so hat es in späteren Zeiten nichts ähnliches 
mehr gegeben. Genua wäre vielleicht von seinem schmalen Küsten- 
saum aus zu ähnlicher Stellung emporgestiegen, hätte es Freiheit 
von innerem Streit und Unabhängigkeit von fremder Macht zu er- 
reichen vermocht. Doch das Gegenteil war der Fall; so konnten sich 
wohl die großen Kaufmannsgeschlechter der ligurischen Stadt bis in 
die Neuzeit hinein in Handel und Reichtum und die Banca di San 
Giorgio bis zum Ende der Republik in ihrem Ansehen erhalten; doch - 
die Weltbedeutung, die Venedig durch vier Jahrhundert sich gewahrt 
hat, blieb Genua versagt. Von den beiden eigentlichen Handelsstaaten 
aber, denen zunächst, als Handel und Schiffahrt auf den Ozean über- 
griffen, dort die Rolle zufiel, die Venedig auf dem Mittelmeere ge- 
spielt hatte, sah Portugal seine Wirtschaftsmacht nach kaum hun- 
dertjährigem Bestehen durch den Anfall des Landes an Spanien für 
immer zerstört; und der Zeitraum, während dessen Portugals Nach- 
folger, die zur Unabhängigkeit gelangten nördlichen Niederlande, auf 
dem Weltmeere den Ausschlag gaben, währte nicht viel länger. Und 
waren diese Staaten nach der Dauer ihrer Handelssuprematie nicht 
mit Venedig in eine Reihe zu stellen, so ließen sie sich erst recht nach 
dem der Flottenmacht gebotenen Festlandsfundament nicht mit ihm 
vergleichen. Holland und Portugal übertrafen Seevenetien, das soge- 
nannte Dogado, im Flächenmaß das eine um das dreißig- das andere 
um das achtzigfache. Das Dogado, das ursprüngliche Machtgebiet des 
dux Venetiarum, pflegten die Venetianer als ihren eigentlichen Staat 
anzusehen. Es umfaBte eine Fläche von etwa r100 Quadratkilometern, 
die um die Mitte des sechzehnten Jahrhunderts eine Viertelmillion 
Bewohner zählte. In Wirklichkeit aber war allein die Stadt am Rialto 
mit ihren 200 000 Einwohnern die Inhaberin aller Macht des vene- 
tianischen Staats. Das die Herrschaft ausübende Element saß allein 
in ihren Mauern und war an sie gebunden, hier war der große Stapel 
für die Warenverteilung, an ihrem Gestade trafen alle Flottenfahrten 
und alle Reichtümer zusammen. 

Wenn die Venetianer zwischen dem Dogado und der Terra ferma, 
dem später innerhalb der Grenzen Italiens gewonnenen Besitz, unter- 
schieden, so hatten sie damit nicht allein im staatsrechtlichen und ge- 
schichtlichen, sondern auch im geographischen Sinne recht. Denn 
ein eigentliches Festlandsfundament kann man den schmalen Küsten- 
streifen, der sich über fast 150 Kilometer von Adria im Süden bis 
Grado im Norden hinzieht, nicht nennen. Mit den Nehrungen und 
Haffinseln trieben und treiben die Fluten unablässig ihr Spiel; Land 
wird hier zu Wasser und Wasser zu Land. Eben weil diese Amphi- 
bienlandschaft keinen sicheren Schutz vor den Elementen bot, wurde 
sie während und nach der Völkerwanderung die Zuflucht vor Bar- 
barenwut und damit der Boden für das neben dem alten Venetien 
neu erstehende Seevenetien. Hätte die Stadt am Rialto nicht durch 
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Damme und Flußableitungen sich gesichert, so wäre aller Wahrschein- 
lichkeit nach früher oder später das Schicksal, das so viele ältere 
Lagunensiedlungen traf, auch das ihre geworden. Erst spät griff 
Venedig auf das italienische Festland hinüber. Die erste Hälfte seines 
staatlichen Daseins war mit der Sicherung des Seehandels, mit der 
langsamen und mancherlei Rückfällen ausgesetzten Festsetzung an 
den näheren und ferneren Küsten ausgefüllt. Das istrische Küsten- 
gebiet kam gegen Ende des zwölften Jahrhunderts in freilich nicht 
immer ungestörten venetianischen Besitz. Die Ausbreitung weiter nach 
Süden fing früh an, aber es dauerte lange Zeit, bis sie einigermaßen 
vollendet war. Zara wurde achtmal gewonnen und achtmal verloren, 
Ragusa blieb schließlich unabhängig von San Marco. Albanisches 
Littoral und jonische Inseln, wo Venedig schon nach dem vierten 
Kreuzzug festen Fuß gefaßt hatte, um bald wieder zu weichen, konnten 
erst mit der Beendigung des gegen Neapel und Ungarn ebenso wie 
gegen Genua, Verona und Padua geführten Chioggiakrieges als ge- 
sichert gelten. Noch 1358 war ganz Dalmatien vom Quarnero bis 
hinunter nach Durazzo wieder an König Ludwig von Ungarn ver- 
loren gegangen. Damals mußte der Doge des bis zu jener Zeit ge- 
führten Titels eines Herzogs von Dalmatien und Kroatien sich be- 
geben, und so kam das Ende des vierzehnten Jahrhunderts heran, 
bis von den Venetianern die Sorge genommen war, das Haus Anjou, 
auf beiden Seiten der Adria herrschend, könnte ihnen die Straße von 
Otranto sperren und sie wie in einen Sack einschließen. Bei weitem 
nicht so schwankend blieb der durch den vierten Kreuzzug gewonnene 
Besitz weiter im Osten, an den griechischen Küsten und im griechischen 
Binnenlande, auf den Sporaden und Zykladen, vor allem die großen 
Inseln Euböa und Kreta, Negroponte und Kandia, wie sie jetzt hießen. 
- Wechselfälle gab es auch hier, und der schnelle Verfall des lateinischen 
Kaisertums bedeutete eine schwere Erschütterung; die volle Herr- 
schaft von San Marco über die quarta pars et dimidia totius imperii 
Romaniae hat nie bestanden. Doch in den wichtigsten Stücken blieb 
Enrico Dandolos großer Gewinn bis zum Fall Konstantinopels und zum 
Teil bis lange in die Türkenzeit hinein Venedig erhalten. Und für das, 
was an den Sultan fiel, gab schließlich Cypern, das im Jahre 1489 von 
Caterina Cornaro ihrer Vaterstadt überlassen wurde und länger als 
achtzig Jahre dann bei dieser verblieb, eine glanzvolle Entschädigung. 
Alle diese Küsten, Inseln und Binnengebiete galten als Ausland und 
Uebersee. Dante sang vom Quarnero, er schlösse Italien und netze 
seine Grenzen. Doch den Venetianern war auch das diesseits des 
Quarnero gelegene Istrien kein Teil Italiens mehr. Ihr Herrschafts- 
begriff blieb überhaupt lange Zeit auf die See beschränkt; ihn auf die 
italienische Terra ferma hinüberzutragen, den Handel nach Norden 
und Westen ein für allemal zu sichern und das, was in der Ferne ge- 
wonnen war, nun auch durch die Machtmittel der nächsten Nachbar- 
schaft zu stärken, dazu fühlte Venedigs Signorie sich erst um die 
Wende vom vierzehnten zum fünfzehnten Jahrhundert kräftig ge- 
nug. Scaliger und Carrara hatten inzwischen an Macht und Stellung 
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eingebüßt; sie waren keine Gegner mehr, die sich auf die Dauer 
gegenüber der Stadt am Rialto behaupten konnten. Treviso war schon 
um I400 von Padua an Venedig gekommen. Bald nach 1400 fiel die 
Herrschaft der Signoren von Padua und Verona; ihr Land mit all 
seinen reichen Städten wurde Venedig unterworfen, das Haus der 
Carrara, einst mit San Marco eng verbunden, fand in den Kerkern 
der Republik seinen blutigen Untergang. Das Herzogtum Friaul, 
vierhundert Jahre hindurch dem Patriarchen von Aquileja unter- 
tan, kam sodann an die Reihe. Seit langem schon war es von Ve- 
nedig begehrt; jetzt gaben die unablässigen Streitigkeiten zwischen 
dem Patriarchen und seinen Städten und Vasallen der Republik das 
Mittel, um das Land in dauernden Besitz zu bringen. Der Ostbezirk 
der alten römischen Gallia cisalpina war damit zum allergrößten Teilin 
venetianische Hand gelangt. Vervollständigt wurde er schließlich noch 
durch die Mailänder Gebiete östlich der Adda, Bergamo, Brescia und 
Crema, die der letzte Visconti und der erste Sforza abtreten mußten, 
und durch die gegen Ende des Jahrhunderts im Kampf gegen den 
Herzog von Ferrara gewonnene Landschaft von Rovigo, das zwischen 
Po und Etsch, nahe der Mündung der Flüsse gelegene Polesine. 

Die letzten Eroberungen auf der terra ferma fielen bereits in die 
Zeit, in der zwar Cypern erworben wurde, im übrigen aber Stück für 
Stück des venetianischen Levantereichs an die Osmanen überging. 
Dann kamen die Ereignisse, die als Markscheide in Venedigs Geschichte 
gelten, die Liga von Cambray und die Schlacht von Agnadello. Man 
ist gewohnt, Venedigs Verfall von der Liga von Cambray an zu da- 
tieren. Das ist gewiß falsch. Wenn Niccolò Macchiavelli der Zeit- 
genosse der Liga und des Friedens von Brüssel, Venedig nun ebenso 
unter der Macht der Fremden sieht, wie das übrige Italien, so steht 
er eben ganz unter dem frischen Eindruck der Ereignisse, und überdies 
spricht vielleicht auch hier aus ihm etwas von Florentiner Eifersucht. 
Weit eher hat Ranke recht, der noch von der Zeit um 1550 meint, 
zwischen der Gewalt der Spanier im Westen und der der Tiirken im 
Osten hätten »sich diese Nobili eine Macht verschafft, die einen 
Rang unter den Mächten der Welt behauptet« Mit der langsamen 
Zurückdrängung des venetianischen Handels, die zu Beginn der 
neuen Zeit einsetzte, hatten Cambray und Agnadello nur wenig zu 
tun. Und von dem im fünfzehnten Jahrhundert erworbenen italieni- 
schen Lande brauchten die Venetianer im Frieden eigentlich nur 
‚Ravenna aufzugeben, das sie den Polenta, und Cervia, das sie den 
Malatesta abgenommen hatten; den Besitz nördlich des Po behielten 
sie fast ungeschmälert. Aber freilich, daß die Ausdehnung Venedigs 
nunmehr ihre Grenzen gefunden, daß von jetzt an alles, was in Ialien 
zur Verteilung kommen würde, an Habsburg, an den König von 
Frankreich oder an den Heiligen Stuhl und dessen Schützlinge fallen 
müsse, diese Lehre hatte der Kampf mit den großen Mächten ge- 
bracht. So konnten die Venetianer von nun an ihre Aufgabe nur darin 
suchen, das, was sie hatten, zu wahren. Indem sie dieser Aufgabe 
sich unterzogen, zeigten sie sich lange Zeit durchaus ihres alten Ruh- 
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mes wert. Sie haben Cypern und hundert Jahre später Kreta nicht 
mehr mit der alten Kraft, aber immerhin in Ehren und mit Opfern 
verteidigt. Sebastiano Venier, der Heros von Lepanto, und Francesco 
Morosini, der noch am Schluß des siebzehnten Jahrhunderts, wenn 
auch nur für kurze Zeit, Morea wiedergewann, und viele hunderte, 
die unter ihnen kämpften und bluteten, haben in später Zeit noch 
den ältesten Namen des Goldenen Buches neue Ehren gebracht. 
Schwerer, als der Kriegsruhm, wiegt es vielleicht, daß in kurzer Zeit 
der von Morosini eroberte Peloponnes durch venetianische Organi- 
sation wieder in die Höhe gebracht wurde; als 1718 die Türken im 
Frieden von Passarowitz ihn zurück erhielten, fanden sie ihn anders, 
als dreißig Jahre vorher, da sie ihn verloren hatten. Als gute Ver- 
walter haben sich Venedigs Edle bis zuletzt erwiesen. Wenn die Terra 
ferma fast in dem Ausmaße der großen Zeit und dazu der Ostrand der 
Adria mit Istrien und Dalmatien, mit Plätzen an der albanischen 
Küste und den jonischen Inseln bei San Marco blieben, so findet dies 
seine Begründung in der Ruhe und Zufriedenheit, mit der die unter- 
worfene Bevölkerung die venetianische Herrschaft hinnehmen konnte. 

Unterband die Liga von Cambray für die Zukunft Venedigs 
Ausbreitung, so zeigte sie andererseits, welche Bedeutung Europas 
große Mächte dem Lagunenstaate beimaßen. 

In der zweiten Hälfte des fünfzehnten Jahrhunderts hatten zu 
den Ansprüchen, welche der Kaiser und das spanische Haus Aragon 
in Italien geltend machten, sich noch die des Königs von Frankreich 
hinzugesellt. Wenn der Papst mit seinem Gebiet den Auslands- 
mächten gegenüber eine besondere Stellung einanhm, so lag das an 
der eigenen Art des kirchlichen Staatswesens, das ebenso wie den 
inneren Aufstand jeden Angriff von außen wehrlos über sich ergehen 
lassen mußte und schließlich sich stets zu behaupten vermochte. 
Neapel kannte seit alten Zeiten nur Nichtitaliener als Herrscher; auf 
die Normannen waren die Hohenstaufen, auf diese die Anjou und auf 
die Anjou die Aragon gefolgt. Schließlich fiel das Königreich ganz 
den Fremden zur Beute; aber schon vorher war die Staatsgewalt 
immer schwächer geworden, sie vermochte kaum die großen Barone 
zu bändigen, eine Wirkung nach außen war für sie unmöglich. Die 
große freie Entwicklung von Florenz hatten immer wieder fremde 
Eingriffe unterbrochen; mit der Eroberung Karls VIII. von Frank- 
reich brach die Zeit an, die aus der Arnostadt schließlich das Groß- 
herzogtum Toskana werden ließ, den ersten der immer von den Aus- 
landsmächten abhängigen italienischen Kleinstaaten. Auf Genua 
lastete mailändische und französische Gewalt; und Mailand seiner- 
seits, das von allen Staaten Italiens am wenigsten die kaiserliche 
Oberlehnsherrlichkeit abzuschütteln vermochte, mußte noch vor dem 
Ende des fünfzehnten Jahrhunderts es auf sich nehmen, daß der 
König von Frankreich als Sieger und Nebenbuhler des Kaisers ın 
seinen Mauern erschien. 

Es läßt sich kein ausgesprochener Gegensatz ersinnen, als der, 
in dem Venedig in seiner seit langen Jahrhunderten behaupteten 
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Spanien, Sardinien und Sizilien ausgeübt. Was jenseits der Mauern 
der Metropole lag, war unterworfenes Land; auch die anderen phö- 
nizischen Niederlassungen in Libyen blieben Untertanenstädte. Sieht 
man von Venedig ab, so hat es in späteren Zeiten nichts ähnliches 
mehr gegeben. Genua wäre vielleicht von seinem schmalen Küsten- 
saum aus zu ähnlicher Stellung emporgestiegen, hätte es Freiheit 
von innerem Streit und Unabhängigkeit von fremder Macht zu er 
reichen vermocht. Doch das Gegenteil war der Fall; so konnten sic' 
wohl die großen Kaufmannsgeschlechter der ligurischen Stadt bis ` 
die Neuzeit hinein in Handel und Reichtum und die Banca di S. 
Giorgio bis zum Ende der Republik in ihrem Ansehen erhalten; do 
die Weltbedeutung, die Venedig durch vier Jahrhundert sich gew:: 
hat, blieb Genua versagt. Von den beiden eigentlichen Handelssta: 
aber, denen zunächst, als Handel und Schiffahrt auf den Ozean ü 
griffen, dort die Rolle zufiel, die Venedig auf dem Mittelmeer: 
spielt hatte, sah Portugal seine Wirtschaftsmacht nach kaum 
dertjährigem Bestehen durch den Anfall des Landes an Spanie 
immer zerstört; und der Zeitraum, während dessen Portugals 

folger, die zur Unabhängigkeit gelangten nördlichen Niederlan: 

dem Weltmeere den Ausschlag gaben, währte nicht viel lang. 

waren diese Staaten nach der Dauer ihrer Handelssupremat i 

mit Venedig in eine Reihe zu stellen, so ließen sie sich erst re: : 

dem der Flottenmacht gebotenen Festlandsfundament nicht : 
vergleichen. Holland und Portugal übertrafen Seevenetien, :' 

nannte Dogado, im Flächenmaß das eine um das dreißig- d. 

um das achtzigfache. Das Dogado, das ursprüngliche Macht: 

dux Venetiarum, pflegten die Venetianer als ihren eigentli« 
anzusehen. Es umfaßte eine Fläche von etwa 1100 Quadrat! 

die um die Mitte des sechzehnten Jahrhunderts eine Vi: 
Bewohner zählte. In Wirklichkeit aber war allein die Stadı 
mit ihren 200 000 Einwohnern die Inhaberin aller Mach: 
tianischen Staats. Das die Herrschaft ausübende Elemo: 
in ihren Mauern und war an sie gebunden, hier war der : 
für die Warenverteilung, an ihrem Gestade trafen alle F: 
und alle Reichtümer zusammen. 

Wenn die Venetianer zwischen dem Dogado und der 
dem später innerhalb der Grenzen Italiens gewonnenen |` 
schieden, so hatten sie damit nicht allein im staatsrechtli 
schichtlichen, sondern auch im geographischen Sinne 
ein eigentliches Festlandsfundament@an man den sohn 
streifen, der sich über fast 150 i er 
Grado im Norden hinzieht, nic 
Haffinseln trieben und treiben® 
wird hier zu Wasser und Wag 
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Selbständigkeit zu diesem übrigen Italien stand. Ursprünglich Beamte 
des oströmischen Exarchats, hatten die Dogen zwar noch lange 
gewisse äußere Zeichen der Zugehörigkeit zu Byzanz, die Titel von 
Hofwürdenträgern und ähnliches beibehalten; die tatsächliche Unab- 
hängigkeit aber hatten sie schon dreihundert Jahre vor jener Zeit 
erlangt, da Enrico Dandolo die ehemalige Herrin zu Fall brachte. 
Die deutschen Kaiser des Westreichs ließen es nicht an Versuchen 
fehlen, von Venedig die Anerkennung ihres obersten Rechtes zu er- 
langen; doch sie hatten, sieht man von der der Festsetzung am Rialto 
vorangehenden kurzen Besitznahme durch König Pippin ab, damit 
nie Erfolg. Zum mindesten das Dogado erhielt sich seit der alten 
Byzantinerzeit in aller Form souverän; und wenn Venedig bei Kaiser 
Sigismund die Belehnung mit den frisch erworbenen Gebieten der 
Terra ferma nachsuchte, so verzichtete nach noch nicht hundert 
Jahren Karl V. auf das darauf gegründete Recht, das im übrigen 
ebenso bedeutungslos geblieben war, wie vorher die oberste Lehns- 
herrlichkeit der lateinischen Kaiser über das venetianische Levante- 
reich. Von den römischen Kaisern deutscher Nation besuchte nicht 
allein Barbarossa, der hier demütig seinen Frieden mit dem Papste 
schloß, sondern auch mancher andere die Stadt am- Rialto, aber 
immer als ein in Ehren empfangener Gast, dem der Doge wie ein 
völlig unabhängiger Herrscher entgegentrat. Ein Eroberer hat bis zu 
Bonapartes Zeiten weder Venedigs Kanäle befahren, noch seinen 
Markusplatz betreten. So hielt Venedig sich frei von Herrschaft und 
Einfluß des Auslandes. Und ebenso wußte es jene im Herzen Italiens 
geborene und groß gewordene Autorität von sich fernzuhalten, die 
überallhin und vor allem bei den italienischen Fürsten und Republi- 
ken mit ihrer geistigen auch ihre politische Macht spielen ließ. Das 
Patriarchat von Grado, die Kirchenprovinz, zu welcher das Dogado 
und außerdem Dalmatien gehörten, hatte sich schon früh, mit dem 
dem Konzil von Chalcedon folgenden Schisma, aus dem Patriarchat 
von Aquileja gesondert. Mit der Zeit überschattete es an Bedeutung 
die Mutterdiözese; der Patriarch von Grado residierte zumeist am 
Rialto und galt, wenn er auch erst im fünfzehnten Jahrhundert mit 
dem Eingehen des Bistums Olivolo Patriarch von Venedig wurde, 
schon lange vorher als solcher und damit als der dem Inhaber des 
römischen Stuhles nächste Würdenträger der Kirche. Die Signorie 
hatte bei diesem Wandel nach Kräften mitgewirkt, und wie sie hier 
ihr Ziel erreichte, so gelang es ihr auch, durch mancherlei Wechselfälle 
hindurch, die entscheidende Mitwirkung bei der Ernennung der Bi- 
schöfe und bei der des Patriarchen, selbst der weltlichen Macht zu 
sichern. Venetianischen Edlen waren diese Würden vorbehalten; und 
Venetianer haben seit den Zeiten Gregors XII., Correr und Eugens IV. 
Condulmier zu wiederholten Malen den päpstlichen Stuhl bestiegen. 
Doch die venetianischen Päpste haben nie auch nur im entferntesten 
in ihrer Heimat etwas von der Macht besessen, mit der die Medici- 
päpste des sechzehnten Jahrhunderts in Florenz eingriffen. Und 
ebensowenig ließ Venedig einen Einfluß derjenigen Edlen zu, die auf 
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seinem Boden geistlichen Aemtern vorstanden oder die zu Kardinälen 
und Prälaten engere Beziehungen hatten. Teils durch Gesetz, teils 
durch den Brauch waren die papalisti, wie sie genannt wurden, von 
der Entscheidung der irgendwie die Kirche betreffenden Angelegen- 
heiten und von der Ausübung obrigkeitlicher Befugnisse ausgeschlossen. 
Man kann weder von Venedigs Aristokratie, noch von seinem Volke 
behaupten, sie seien dem Glauben und der Kirche abgewandt ge- 
wesen. Aber in politischen Dingen galt bei ihnen sicherlich der Satz: 
prima Venetiani poi christiani; und der größte italienische Verteidiger 
der Rechte des Staats gegen die Ansprüche Roms, Fra Paolo Sarpi, 
der Servitenmönch, ist aus der venetianischen Bürgerschaft hervor- 
gegangen. 

So war Venedig das Hindernis geworden, das der Habgier der 
Fremden im Wege stand, eine italienische Macht, stark genug und 
Willens, die zwischen Alpen und Jonischem Meer zu greifende Beute 
für sich zu verlangen und festzuhalten. Darüber hinaus aber hatte 
San Marco Bedeutung für alle diejenigen gewonnen die etwas von 
italienischem nationalen Streben in sich fühlten. Im späten Mitte!- 
alter waren es allein die erlesenen und großen Geister gewesen, ein 
Dante, ein Petrarca, die solche Empfindung bekundeten. Jetzt, um 
die Wende der neuen Zeit, und vor allem, seitdem Karl VIII. über 
die Alpen gestiegen war, änderte sich dies. Die Zahl derer wuchs, die 
eines alle Italiener, alle italienischen Landschaften einigenden Bandes 
sich bewußt waren; und die meisten von ihnen blickten auf Venedig, 
dessen Eroberungen italienisches Land nicht in fremde Hände über- 
gehen ließen, vielmehr eher die Einigung Italiens vorzubereiten 
schienen. In Venedig selbst, in den Verhandlungen der regierenden 
Körperschaften, wurde nun ganz anders als bisher von Italien ge- 
sprochen. Es fehlte nicht an weitblickenden Männern, die die Folgen 
der Entdeckung neuer Seewege, die Vernichtung des oströmischen 
Reichs und des alle Zeit dem venetianischen Handel offenen ägyp- 
tischen Mamelukenstaates richtig einschätzten und deren Urteil da- 
hin ging, die Vaterstadt müsse nun die Herrschaft auf dem Meere mit 
der auf dem italienischen Festlande vertauschen. Kein anderer als der 
Doge Agostino Barbarigo ließ im Senate, als er zum Kriege gegen 
Florenz und zur Hilfeleistung für die aufständischen Pisaner riet, 
sich dahin aus, dies sei der sicherste Weg, um das Uebergewicht in 
Italien zu gewinnen. Das Uebergewicht in Italien aber, das war es, 
was der Kaiser, der König von Frankreich und Ferdinand der Katho- 
lische für sich haben wollten. Früher oder später mußten sie darüber 
miteinander ins Handgemenge geraten. Einstweilen aber galt es, mit 
dem Rivalen fertig zu werden, der in Italien selbst kräftig dastand, 
der die Häuser der Carrara und Scala vernichtet, den Este und 
Sforza wertvolle Gebiete fortgenommen hatte, der immer weiter im 
romagnolischen Teile des Kirchenstaats vordrang und nun die Hand 
auch nach Pisa und nach den Städten der apulischen Küste aus- 
streckte. Hier zeigt sich der letzte, innerste Grund der Koalition von 
Cambray. Vielleicht hätte die Signorie das Unheil hinausschieben 
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können, wenn sie vorsichtiger gehandelt, wenn sie davon abgelassen 
hätte, Julius II. in der Romagna zu reizen. Aber erspart wäre ihr die 
Liga nicht geblieben. Venedig mußte schließlich das erfahren, was 
auch über das Haus Savoyen gekommen wäre, wenn 1860 in Wien 
noch Metternich und in Paris die restaurierten Bourbons das Heft in 
der Hand gehabt hätten. 


* * * 


Seit jeher ist der Frage nach den Urgründen von Venedigs be- 
sonderer Macht und Stellung nachgegangen worden, und fast immer 
ist man dabei schließlich bei der Verfassung stehen geblieben. Die 
Venetianer selbst, nicht allein die von der Signorie mit der Geschichts- 
schreibung beauftragten Nobili, sondern auch die in Venedig nicht 
seltenen Männer, die ohne solchen Auftrag über Wesen und Geschichte 
ihres Staates nachdachten, sahen in der Verfassung die Grundlage 
der vaterländischen Größe, und wie dem Vaterlande selbst, so meinten 
sie, daß auch dessen staatlicher Einrichtung nichts an die Seite zu 
stellen wäre. Das Ausland ist bis vor kurzem geneigt gewesen, solcher 
Auffassung zu folgen und das Grundgesetz, nach welchem San Marco 
sich regierte, als einzigartig zu betrachten. Wenn neuerdings dem 
entgegengetreten wird und wenn insbesondere auf die Zusammenhänge 
zwischen Venedigs staatlicher Entwicklung und der der andren ita- 
lienischen Freistaaten hingewiesen wird, so lassen sich solche Zu- 
sammenhänge gewiß nicht leugnen. Beständen sie nicht, so hätte man 
eine unglaubliche Merkwürdigkeit vor sich. Aber darum bleibt es doch 
richtig, daß Venedig einen ganz eigenen Weg gegangen ist, einen Weg, 
den andere zwar zu betreten versucht, dem sie aber nicht zu folgen 
vermocht haben. 

In den andern Städten Ober- und Mittelitaliens ist die staat- 
liche Selbständigkeit mit der Loslösung von kaiserlicher und kirch- 
licher Macht, von Markgraf und Bischof entstanden. In den Jahr- 
hunderten, während welcher dies in Mailand und Bologna, in Genua 
und Pisa, in Florenz und Siena vor sich ging, war Venedig der ein- 
zigen Abhängigkeit, unter der es den Tatsachen nach je gestanden, 
der von Byzanz, längst ledig. Venedig füllte diese Zeit mit allen den 
Kämpfen und Bestrebungen aus, die viele Generationen später in den 
anderen Kommunen zu immerwährender Umwälzung und vielfach 
zum Heraufkommen von Signorengeschlechtern führten. Was in den 
letzten Jahrhunderten des Mittelalters die Mailänder della Torre 
und Visconti, die Florentiner Albizzi und Medici für sich gewannen, 
das erreichten ein halbes Jahrtausend vorher am Rialto die Parte- 
cipazii, Candiani und Orseoli. Doch die Dogenwürde sich für die 
Dauer zu sichern, gelang keinem der Häuser, und um das Jahr tausend 
hatten diese Bestrebungen sich als vergeblich erwiesen. Dafür kam 
stetig die mehr oder weniger erbliche Macht einer größeren Anzahl 
von Familien in die Höhe, die, zu Wohlstand und Ansehen empor- 
gestiegen, die Wahl des Dogen in der Form dem Volke überließen, in 
Wahrheit aber immer mehr und mehr unter ihren Einfluß brachten. 
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Diese Entwicklung, die ihren Ausgang von der am Rialto entstan- 
denen freien Bürgergemeinde nahm, wies bereits im zwölften Jahr- 
hundert mit den Umgrenzungen der Dogengewalt und namentlich 
mit der Schaffung fester Formen für die Dogenwahl deutliche Er- 
folge auf; um das Jahr 1300 gelangte sie mit der berühmten serrata 
del maggior consilio zum entscheidenden Abschluß. Regungen der 
Volksselbständigkeit wußte der Adel, der sich solchergestalt be- 
festigte, ganz anders niederzuhalten als es sonst in Italien geschah. 
Unter dem Patriziat selbst gab es Kampf und Nebenbuhlerschaft 
auch in Venedig zur Genüge, und im frühen Mittelalter in besonders 
roher und blutiger Form. Doch je weiter die Zeit vorrückte, desto 
mehr wurde dieser Hader durch Staatsgewalt und Gesetz einge- 
schränkt. Die letzte große Adelsrevolte, die des Bajamonte Tiepola 
während der Vorgänge der Serrata, wurde in kurzer Frist mit ver- 
hältnismäßig wenig Blut und wenig Opfern unterdrückt. Sie spielt in 
Venedigs Geschichtsschreibung eine große Rolle, doch an sich be- 
trachtet, erweist sie sich als ein Ereignis, das, etwa in den Florentiner 
Annalen durchaus keine weitausgreifende Darstellung gefunden 
hätte. 

Der Vergleich mit Florenz, das Auseinandergehen der Entwick- 
lung beider Städte, drängt sich dem Betrachter Venedigs immer von 
neuem auf. Die Faktionen der Guelfen und Ghibellinen, auf dem 
großen Gegensatz beruhend, der das Europa des späten Mittelalters 
bis nach Irlands fernen Küsten hin durchdrang, sind nirgends schärfer, 
als in Florenz, und, in Italien jedenfalls, nirgends schwächer, als in 
Venedig zur Ausprägung gelangt. Am Rialto fehlte das Hauptelement 
dieses Gegensatzes, die Tradition einer Zugehörigkeit zu dem deut- 
schen Königreich Italien, einer obersten Hoheit des deutschen Kai- 
sers; es fehlte andererseits die jener Tradition gegenüberstehende 
Hinneigung zu Rom, das in Venedig weniger zu sagen hatte, als irgend- 
wo anders in Italien, und vor allem die Hinneigung zu Anjou-Neapel, 
dessen Interessen fremd und feindlich blieben. Der Tiepoloaufstand 
von I310 war das einzige Ereignis, das, und zwar anscheinend vor 
allem von Florentiner Seite aus, auf guelfisch-ghibellinische Feind- 
schaft zurückgeführt wurde. Geht man der Sache auf den Grund, so 
findet man weiter nichts, als eine Unterstützung der Verschwörer 
durch den Papst, der mit der Signorie damals Ferraras wegen im 
Kampf stand und Venedig in den Bann getan hatte. Die Venetianer 
selbst sind sich eines ghibellinisch-guelfischen Unterschieds kaum je 
bewußt geworden. Parteiungen anderer Art hat es auch in der La- 
gunenstadt stets gegeben, wie denn ohne solche Parteiungen eine die 
Macht des Staates handhabende Aristokratie nicht denkbar ist. Doch 
über dem Parteiwesen des venetianischen Adels stand immer das 
Gesamtinteresse des Standes, und dieses Ges: mtinteresse mußte sich 
nach dem Gang, den die Geschehnisse nun eirmal genommen hatten, 
mit dem vaterländischen decken. Wie anders verliefen die Dinge in 
Florenz, wie anders auch in Genua? Der Anfang der Florentiner 
Guelfen- und Ghibellinenkimpfe, die Eımordung des jungen Buon- 
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delmonte am Ostermontag 1216, fällt in jene Zeit, in der Venedigs 
herrschende Familien kein anderes Ziel vor Augen hatten, als die Ein- 
richtung des neugewonnenen Levantereiches. Und im Beginn des 
darauffolgenden Jahrhunderts schloB der Doge Piero Gradenigo den 
großen Rat und hielt die Unzufriedenen in Zaum und Zügel, während 
Florenz die Spaltung der dem Volke bereits unterlegenen Großen in 
Neri und Bianchi und damit den Beginn neuen blutigen Verhängnisses 
erlebte, in Genua aber die Ghibellinen es zuwege brachten, daß die 
Stadt den in ihren Mauern weilenden Kaiser Heinrich VII. für zwanzig 
Jahre als ihren Herrn proklamierte. 

Wir wissen, wie seit der Zeit um 1150 dieses aus der eigene Mitte 
immer von neuem aufsteigende Unheil die Städte dazu geführt hat, 
die oberste Leitung ihrer Verwaltung und ihrer Gerichte für kurze 
- Zeit, meist je für ein Jahr berufenen Männern aus der Fremde an- 
zuvertrauen. Vielleicht wird Venedig durch nichts mehr gekenn- 
zeichnet, als durch den Anteil den es an dem Institut des Podestats 
gehabt hat. Es hat Podestas gegeben, aber keine genommen. Venedig 
ist wohl in Italiens nördlicher Hälfte die einzige große Stadt, die nie 
einem Podesta unterstanden hat; hier klaffte eben jene gewaltige 
Lücke nicht, die anderswo der fremde Mann auszufüllen hatte. Um 
so lieber wurde nicht allein von den Städten der benachbarten Ro- 
magna und der veronesischen Mark, sondern auch von denen der 
Lombardei und Toskanas seinen Nobili das gewichtige Amt anver- 
traut. Meistens war es der Landadel fernerer Gebiete, der zum Podestat 
herangezogen wurde; doch ebenso gern wie die fremden Ritter be- 
rief man die als erfahren in Staatsgeschäften geltenden Venetianer. 
Während der schweren Kämpfe der norditalienischen Städte gegen 
Kaiser Friedrich II. standen Angehörige der ersten Familien Vene- 
digs als Podestas den Städten des Landes vor, Stefano und Marin 
Badoer in Padua, Renier Zeno in Bologna, in Mailand Piero Tiepolo, 
des Dogen Sohn, der bei Cortenuova in Gefangenschaft geriet und den 
der Kaiser drei Jahre später an der apulischen Küste aufknüpfen ließ. 
Im Podestat tritt es am klarsten zutage, wie wesensverschieden Ve- 
nedig von den andern Stadtstaaten Italiens war. — 

Die Zeitgenossen wurden durch Venedigs einzige Stellung und 
Größe, die einen mit Neid, die andern mit Anerkennung und alle mit 
Staunen erfüllt. Doch es gebrach ihnen an der vollen Erkenntnis dessen, 
daß hier, während des Ablaufs eines großen Teils der nachrömischen 
Geschichte Italiens, ein umgrenzter Kreis gemeinsam herrschender 
Geschlechter sich in der Macht erhielt, eine Gemeinschaft, wie sie 
auch an anderen Stellen Italiens regiert hatte, aber nirgends in solcher 
Stetigkeit und mit so geringen Veränderungen des eigenen Bestandes 
und fast überall, wenn man etwa von Genua absieht, am Ende durch 
ein Regiment ganz anderer Art abgelöst. Sie hatten das Venedig ihres 
Jahrhunderts vor Augen, das sie ebenso wie von außen auch von 
mancher inneren Gefahr bedroht sahen, sie wußten noch nicht, daß 
die Herrschaft der Nobili des Lagunenstaats erst mit dem Sturze 
eben dieses Staates ihr Ende nehmen sollte. So fehlte ihrer Betrachtung 
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das klare Licht, das allein der geschichtliche Abstand verleiht; und 
wenn uns heute ungeachtet allen das Wirken der Verfassung um- 
hüllenden Geheimnisses die Beständigkeit von Venedigs Staatsein- 
richtung als Ausdruck der Beständigkeit von Venedigs herrschenden 
Mächten erscheint, so war die mit San Marco mitlebende Welt stets 
geneigt, den Venetianern selbst beizustimmen, die, um Jakob Burck- 
hardts Worte zu gebrauchen, in ihrer Stadt »eine wunderbare ge- 
heimnisvolle Schöpfung« erblickten, »in welcher noch etwas anderes 
als Menschenwitz seit jeher wirksam gewesen«. 

Dabei waren es durchaus nicht Venedigs älteste Verfassungs- 
organe, von denen der geheimnisvolle Schimmer ausging. Die Dogen- 
würde war älter, als der Rialtostaat, und in ihr wurde mit vielem 
Recht das Kernstück von Venedigs Besonderheiten erblickt. Genua 
hatte zwar seit 1339 ebenfalls seine Dogen; doch wenn auch die Amts- 
bezeichnung aus der weichen Mundart der Lagune nach der ligurischen 
Steilküste übernommen werden konnte, das Wesen des Amtes ver- 
mochte man nicht dorthin zu übertragen. Und auch Pisa hatte ein- 
mal einen Dogen gekannt, der aber nur eine Karikatur des vene- 
tianischen Musters gewesen war, den Usurpator Giovanni d’Agnello; er 
hatte 1364 sich selbst ernannt, und mit seiner Herrschaft war es nach 
ein paar Jahren zu Ende gegangen. Der dux Venetiarum war in frühen 
Zeiten ein mächtiger Selbstherrscher gewesen. Doch Gesetz und 
Wahlkapitulationen begannen schon lange vor dem Schluß des großen 
Rates seinen Herrschaftskreis einzuschränken. Marino Falier, der 
nach der Serrata noch einmal eine größere Macht sich schaffen wollte, 
mußte den Versuch mit dem Tode büßen. Hundert Jahre später 
wurde Franscesco Foscari nach vierunddreißigjähriger Regierung auf 
den Antrag des Rates der Zehn durch den großen Rat abgesetzt. Man 
konnte ihn durchaus keines strafbaren Verhaltens bezichtigen; aber 
seine Person wie seine Politik hatten immer Gegner gefunden, und 
unauihdrlich war er von der Feindschaft der mächtigen Familie Lo- 
redan verfolgt worden. Seit Foscari ist dergleichen keinem Dogen 
mehr widerfahren und zwar einfach aus dem Grunde, weil das Staats- 
oberhaupt mehr und mehr eine ornamentale Spitze ohne eigene Funk- 
tion wurde. Man belohnte verdienstvolle Männer mit der Dogenwürde; 
doch man ließ ihnen kaum noch Gelegenheit, ihre Verdienste weiter 
zu vermehren. Als erste Würdenträger des Staates nach dem Dogen 
galten die aus dem neunten Jahrhundert stammenden Prokuratoren 
von San Marco. Ursprünglich hatte es nur einen solchen Beamten ge- 
geben, den vom Dogen als dem Patron von San Marco bestellten 
Verwalter des Vermögens dieser Kirche. Später kamen die Leitung 
der Waisenpflege und die oberste Entscheidung in Testamentssachen 
in den Amtskreis der Behörde, und aus dem einen Prokurator wurden 
allmählich neun. Die Pflichten waren nicht umfassend; desto höher 
standen die Ehren des gleich der Dogenwürde auf Lebenszeit ver- 
liehenen Amtes. Waren in später Zeit die Kassen leer, so fanden sich 
immer reiche Edle, die für 25 000 Dukaten und mehr den Prokura- 
torentitel erkauften. In dem Dogen und dem ihn umgebenden Pomp, 
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in dem Ansehen der Prokuratoren von San Marco stellten sich Ve- 
nedigs alte Macht und Herrlichkeit dar. Die Welt aber wußte, daß die 
wahren Kräfte des venetanischen Regiments hinter diesem Vorhang 
tätig waren; ihnen zollte sie den Tribut ihres mit einem gewissen 
Grauen gemischten Staunens. Daß die wirkenden Organe des von 
einer Aristokratie regierten Staates erst mit der endgültigen Be- 
festigung dieser Aristokratie sich bildeten, das versteht sich von selbst. 
Erstaunlich bleibt nur das Festhalten an dem aus der Vergangenheit 
stammenden Teil der Verfassung, der dazu diente, den Begriffen des 
mehr von seiner Phantasie, als von seinem Verstande abhängigen 
Volkes die Regierung, unter der es lebte, nahezubringen. Man hat oft 
Venedigs Nobili mit dem englischen Adel der der Vertreibung der 
Stuarts folgenden zwei Jahrhunderte verglichen. Hier jedenfalls hat 
man einen Zug sprechender Aehnlichkeit vor sich. 

Die Organe der Verwaltung und der Rechtspflege hatten im 
zwölften und dreizehnten Jahrhundert ihre Erneuerung erfahren. 
Bis auf zwei wesentliche Stücke standen sie, wenn auch nicht fertig, 
so doch in ihren Grundlagen bereits da, als mit der Serrata die Ueber- 
tragung der Souveränität vom Dogen auf den großen Rat sich voll- 
endete. Eine weitgehende Einwirkung auf die Justiz, die aber auch 
in die Verwaltung hineinreichte, lag in den Händen der avvogadori del 
comun. Sie stellten zugleich eine Kontrollbehörde, eine oberste Staats- 
anwaltschaft, wie ein Generalfiskalat dar, und zudem war es ihre 
Pflicht, den durch Behördenwillkür Bedrängten beizustehen. Das 
Fortlassen scharfer Scheidungen zwischen den Kompetenzen, die 
Garantien, die damit gegen Amtsübergriffe beabsichtigt wurden, sind 
für Venedig charakteristisch. Sie kommen in den Avvogadori zur 
Erscheinung und ebenso in dem Tribunal der vierzig Männer, der 
Quarantie, das jetzt an die Spitze der Gerichte getreten ist, vor allem 
über Berufungen zu entscheiden, daneben aber auch mit Angelegen- 
heiten der Verwaltung sich zu befassen hat. Ja, weit über die Ver- 
waltung hinaus nimmt die Quarantie teil an der eigentlichen Staats- 
regierung. Ihre drei capi und später, nachdem sich aus ihr ein be- 
sonderer peinlicher Gerichtshof abgesondert hat, die drei Häupter der 
kriminellen Quarantie, werden dem engeren Rat des Dogen beige- 
ordnet; zusammen mit dem Dogen und seinen sechs Consiglieri er- 
scheinen sie schon vor dem Schluß des Rats als Mitglieder der höchsten 
Regierungsinstanz, der jetzt im ganzen zehn Köpfe zählenden Si- 
gnorie. Alle diese Aemter ebenso wie die Stellen in den unteren Ge- 
richten der Hauptstadt, in den einzelnen Verwaltungs-, Polizei- und 
Fiskalbehörden, in den der Metropole vorbehaltenen leitenden Ge- 
walten der Dogadogemeinden, der Terra ferma und der Uebersee- 
gebiete werden vom großen Rate aus der Zahl seiner Mitglieder be- 
setzt. Das Wahlverfahren ist kompliziert, freilich nicht an die uner- 
hörte Verwicklung der Dogenwahl heranreichend. Die Aemter werden 
nur auf kurze Zeit vergeben, meist für ein Jahr. Wiederwahl ist sehr 
oft erst nach einer gewissen Kontumazfrist gestattet. Doch die Kon- 
tumaz hat wenig zu bedeuten, denn fast immer gehen die Männer, 
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welche wirklich mitzubestimmen haben, aus einer der vier oder fünf 
entscheidenden Körperschaften in eine andere hinüber. 

Erst mit der Serrata erscheint diejenige Behörde, deren Be- 
zeichnung der Welt fast ebenso bekannt geworden ist, wie die des 
Dogen, der Rat der Zehn. Und aus einer noch etwas späteren Zeit 
hören wir zum ersten Male von einer bleibenden Kommission er- 
fahrener Männer »savj«, den fünf savj agli ordini, denen sich nach 
mehreren Jahrzehnten die sechs savj grandi und noch später, nach 
den ersten Eroberungen auf dem italienischen Festlande, die fünf 
savj di terra ferma hinzugesellen. Ist auch von den Savj weniger, als 
von dem consilio di dieci gesprochen worden, so haben sie doch nicht 
viel weniger bedeutet. Sie haben nicht bei auBerordentlichen Gelegen- 
heiten so macht- und geheimnisvoll eingegriffen, wie der Rat der 
Zehn. Dafür lag ihnen eine fortdauernde Tätigkeit ob, die man am 
ehesten mit den Funktionen der Ministerien moderner Staaten ver- 
gleichen kann. Der Rat der Zehn, zuerst 1310 aus Anlaß des Auf- 
standes eingesetzt und eigentlich von Anfang an eine Verstärkung 
der drei Capi der Quarantie, die gewissermaßen seinen Grundstock 
bildeten, wurde bald zu einem dauernden, mehr und mehr von anderen 
Behörden unabhängigen und mit weiten Befugnissen ausgestatteten 
Staatsgerichtshof. In weit umfassenderem Maße als die Quarantie 
griff dieser Staatsgerichtshof in die Regierung ein; in den wichtigsten 
und geheimsten Angelegenheiten hatte er seine Hand. Eine Verstär- 
kung erhielt der Rat dadurch, daß einerseits der Doge mit seinen 
Räten und andererseits eine Angliederung, aggiunta oder zonta, wie 
man in Venedig sagte, ihm zugestellt wurden. In dieser Form haben 
die Zehn im venetianischen Staat eine Gewalt, die nach sehr ver- 
schiedenen Seiten sich äußerte, geübt. Sie haben an der Sicherung 
des Staats nach außen wirksam mitgeholfen, sie haben die Aristokratie 
gegen innere Angriffe geschützt, und sie haben — und das war viel- 
leicht ihre bedeutungsvollste Tätigkeit — dieser Aristokratie selbst 
den manchmal notwendigen Zügel angelegt. Schließlich bildeten sie 
aus sich heraus auf fast autonomem Wege, ohne vorangehende Be- 
fragung des Senats oder des großen Rats, jenes Institut, in dem zu- 
meist der schärfste Ausdruck venetianischer Staatsraison gefunden 
wird, die Staatsinquisition. Die drei Staatsinquisitoren, entnommen 
aus dem Rat der Zehn und den Consiglieri, finden sich zuerst als 
Inquisitoren gegen die Verräter von Staatsgeheimnissen im Jahre 1539 
und dann vom Ende des Jahrhunderts an einfach als inquisitori di 
stato. Umgeben von den Schrecken einer mit allen Machtvollkommen- 
heiten ausgestatteten hohen Geheimpolizei, erscheinen die Staats- 
inquisitoren dem in Venedigs Geschichte tiefer Eindringenden viel- 
leicht wirklich als das San Marcos Staatsidee am treffendsten ver- 
körpernde Verfassungsorgan. Doch es ist nicht der Staat auf der 
Höhe seiner Macht, der hier sich darstellt. Die Inquisition ist ein 
Kind der Liga von Cambray und der Bedrängnisse, die im Laufe 
des sechzehnten Jahrhunderts sich einstellten. Erst das Bewußtsein, 
daß ohne die Anspannung äußerster politischer Verschlagenheit und 
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ohne die Ausschaltung auch der geringsten inneren Gefahr die Re- 
publik fortan der Willkür der Großmächte preisgegeben bliebe, hat 
sie zustande gebracht. Graf Daru, dessen vor hundert Jahren ge- 
schriebene vielbändige Geschichte der Republik Venedig ebenso oft 
durch geistvolle Gedanken und intuitive Erfassung, wie durch Flüch- 
tigkeit in der Prüfung des benutzten Materials überrascht, legt seinem 
den venetianischen Staat herabsetzenden Urteil zum großen Teil 
das zugrunde, was er von der Staatsinquisition wußte oder zu wissen 
meinte. Dabei ließ er sich durch ein von ihm gefundenes, für den ge- 
naueren Betrachter sofort als unecht erkennbares Manuskript ver- 
führen, die Entstehung der Inquisition in die Zeit von Venedigs 
höchster Blüte, in das Jahr 1454, zu verlegen. Hätte er die Wahrheit 
gekannt, so wäre ihm zum mindesten das verdammende Urteil we- 
niger leicht geworden. 

Seit dem Beginn des fünfzehnten Jahrhunderts finden wir Ve- 
nedigs regierenden Staatsrat erweitert. Wie vorher der Rat des 
Dogen durch die Hereinnahme der Capi der Quarantie sich ver- 
größert hat, so werden jetzt zu den Sitzungen und Entscheidungen 
der Signorie noch die sechzehn Savj zugezogen. Diese Sechsund- 
zwanzig bilden das Collegio, auch pien collegio genannt, das eigent- 
liche Kabinett. Aber auch der Rat der Zehn — zu dem bis auf spätere 
Zeiten die Capi der Quarantie gehören mußten, — mit seiner überall 
durchgreifenden Macht ist dieser regierenden Körperschaft hinzuzu- 
rechnen und ebenso seine bis 1582 bestehende Zonta, deren Kopfzahl 
bald mehr, bald weniger als fünfzehn betrug. So sind es schließlich 
vierzig bis fünfzig Männer, die Venedigs Herrschaft in der Hand haben, 
in aller Beständigkeit, ohne vielen Wechsel der Personen. Denn wer 
im Vorjahre bei den Savj war, sitzt in diesem vielleicht im Consilio des 
Dogen und im nächsten wieder bei den Savj oder im Rat der Zehn; 
jedenfalls bleibt er in der Regierung. Die Herrschaft des Staates 
läuft also keineswegs in eine scharfe Spitze aus. Aber die Grund- 
fläche der Pyramide, der Maggior Consilio, ist auch dementsprechend 
breit. Und die Mitte, die vom Senat eingenommen wird, ist ebenfalls 
umfassend genug, denn die Zahl der Senatoren beträgt über drei- 
hundert. Aus dem vom Dogen berufenen Beirat, den pregadi, deren 
Zuziehung wohl auch schon eine Konzession an die sich formende 
Oberschicht bedeutet hatte, war im dreizehnten Jahrhundert ein 
vom großen Rat gewählter Senat geworden, gewissermaßen ein Aus- 
schuB des großen Rats von zunächst sechzig Mitgliedern. Zu den 
Sechig trat im Laufe der Zeit eine Zonta von schließlich ebenfalls 
sechszig Köpfen und eine diese hundertundzwanzig Gewählten an 
Zahl noch übertreffende Menge von Mitgliedern der großen Behörden, 
denen das Amt Sitz und Stimme gewährte. Den bescheidenen Namen 
der Pregadi behielt der Senat bei, seine Befugnisse aber wuchsen im 
Laufe der Jahrhunderte, und wenn der große Rat auch die Menge der 
Wahlen und viele letzten Entscheidungen bei sich behielt, so trat doch 
als eigentliches Parlament Venedigs der Senat an seine Stelle. Vor 
ihn kamen die Wahlen zu manchen Behörden und andere Wahlen, 
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wenn sie dringend waren, die Beschlüsse in Sachen der auswärtigen 
Politik, über Krieg, Frieden und Bündnisse, über Handel und Schiff- 
fahrt, die Dinge, welche mit besonderer Eile erledigt werden mußten. 
Träger der venetianischen Staatsallmacht freilich blieb immer der 
große Rat. Alles, was Collegio und Rat der Zehn, Senat und Qua- 
rantie an Hoheitsrechten auszuüben hatten, floß schließlich aus dieser 
Quelle. 

Man hat bisweilen Niirnberg, die Reichsstadt, in welcher das 
Patrizierregiment am folgerichtigsten und am langsten durchgefiihrt 
worden ist, das deutsche Venedig genannt. Niirnberg war nicht sou- 
verän, sondern stand unter dem Kaiser; es liegt nicht am freien Meer, 
sondern an der Pegnitz. Aber wenn man GroBem Kleines an die Seite 
stellen darf, so ist der Vergleich in manchen Stiicken richtig. In an- 
deren freilich trifft er nicht zu. Und in der Hauptsache, nämlich in 
der tätigen Teilnahme der Patrizier an der Staatshoheit, zeigt sich 
ein gewaltiger Unterschied. Auch die aus dem vierzehnten Jahrhundert 
stammende und bis zur Auflösung des Reichs dauernde Nürnberger 
Verfassung gab das Regiment ganz in die Hände des Adels, einer Zahl 
von einigen zwanzig Geschlechtern. Die Geschlechter hatten die 
meisten Plätze im großen Rat, der außer in Steuersachen nichts zu 
sagen hatte und dem selbst in Steuersachen schließlich die Berech- 
tigung zum Mitreden auf das Aergste beschnitten wurde. Die Regie- 
rung lag unbestritten bei dem kleinen Rat, von dessen zweiundvierzig 
Stellen vierunddreißig von den Geschlechtern und acht von den 
Zünften besetzt wurden; die Zunftgenossen im Rat aber hießen nicht 
Ratsherren, sondern Rats’reunde, und ihre Zuziehung stand im Be- 
lieben der Ratsherren. So waren es die Geschlechter, die über Nürn- 
berg herrschten. Doch es regierten nicht etwa alle einzelnen erwach- 
senen Mitglieder dieser Familien, sondern nur diejenigen, welche in 
den kleinen Rat hineingelangten. Nürnberg hatte gleich anderen 
deutschen Städten seine »ratsfähigen« Geschlechter; einen Adel, 
wie den venetianischen, dessen junge Männer mit der Erreichung des 
fünfundzwanzigsten Lebensjahres ohne weiteres ihren Platz im großen 
Rate einnahmen und damit als Mitträger der Staatshoheit sich fühlen 
durften, hatte es nicht. Und auch in Italien stand Venedig hiermit 
allein. Sieht man von den späten Zeiten des kleinen Lucca ab, so 
kam Genua mit der Verfassung, die 1528 die alte Unordnung abzu- 
lösen suchte, dem Gedanken einer ausschließlich herrschenden Ari- 
stokratie am nächsten. DieVerfassung schuf als umfassendste Körper- 
schaft einen zu allen Aemtern und Würden der Republik ernennenden 
Senat. Doch dieser Senat war auf die Zahl von vierhundert Mitgliedern 
beschränkt, die Senatoren gingen aus Wahlen des Adels hervor, und 
der Adel zählte weit mehr Geschlechter, als das venetianische goldene 
Buch aufwies. Venedigs Maggior Consilio aber ließ keinen Nobile drau- 
Ben und hatte immer über zwölfhundert Mitglieder. Betrachtet man 
Staat und Regiment von San Marco von dieser Seite, so versteht 
man den gelehrten Kardinal Gasparo Contarini, den Sohn eines der 
ältesten Häuser der Lagunenstadt, der in der Verfassung seiner Vater- 
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stadt auch ein Element der Demokratie, und zwar eben den großen 
Rat, zu finden meinte. 

Der Schluß des großen Rats setzt sich aus einer großen Anzahl 
einzelner, über ein volles Menschenalter verstreuter Maßregeln und 
Beschlüsse zusammen. Der größere Teil der Beschlüsse fällt in die 
letzten zwei Drittel der Regierungszeit des Dogen Piero Gradenigo, 
und mit dem Namen dieses Dogen bleibt die Serrata für immer ver- 
knüpft. Doch sie ist weder als das ausschließliche Werk des Gradenigo, 
noch überhaupt als ein für sich bestehendes Geschehnis anzusehen. 
Vielmehr bildet sie den Abschluß einer Entwicklung, die im zwölften 
Jahrhundert mit der Formung eines aus der freien Bürgergemeinde 
des Rialto gewählten weiteren Rates anhob und dann im dreizehnten 
Jahrhundert in der Weise sich fortsetzte, daß aus der Wahl der Ge- 
meinde mehr und mehr eine Kooptation wurde. Die spätere Zeit hat 
dem Schluß des Rats das eifersüchtige Bestreben einer Anzahl gerade 
in der Macht befindlichen Familien und die Feindschaft zwischen den 
Häusern Gradenigo und Tiepolo zugrunde gelegt. Derartige Dinge 
mögen mitgespielt haben; aber deshalb handelt es sich doch um ein 
Ercignis, das mit Notwendigkeit einer langen Reihe vorausgegangener 
folgen mußte. Ein Adel, der schon lange bestand, indes noch keine 
rechtliche Anerkennung gefunden hatte, konstitvierte sich in der 
Weise, daß er sich nach außen abschloß, das Pıinzip der Erblichkeit 
für sich festsetzte und die übrige Bevölkerung von der Macht aus- 
schloß. Die formale Ausbildung erwarb dieses Patriziat auch durch 
die Serrata noch nicht in vollem Maße. Sie kam erst in den nächsten 
beiden Jahrhunderten mit Gesetzen über adlige Ehen und über die 
Art der UÜebertragung des erblichen Rechts und schließlich mit der 
Anlegung des goldenen Buches im Anfange des sechzehnten Jahr- 
hunderts. Neue Bewilligungen des venetianischen Adels haben zu 
wiederholten Malen stattgefunden. Die Zulassung einer größeren An- 
zahl von Familien auf einmal aber hat in den guten Zeiten der Repu- 
blik der große Rat nur ein einziges Mal vorgenommen, im Jahre 1381, 
als dreißig Männer, die in dem eben beendeten Kriege gegen Genua 
und dessen Verbündete sich hohe Verdienste erworben hatten, mit 
ihren Nachkommen den Sitz im Rate zugesprochen erhielten. Dann 
blieb der Adel länger als ein Vierteljahrtausend geschlossen. Nur in 
einzelnen Fällen wurden Fürsten und Papstnepoten oder siegreiche 
Condotticri aufgenommen, dazu fünf oder sechs Familien der Terra 
ferma, zumeist solche, die, wie die Benzoni von Crema oder die Grafen 
Savorgnano in Friaul bei dem Anfall ihrer Heimat sich im vene- 
tianischen Interesse betätigt hatten. Erst mit dem beginnenden Ver- 
fall wurde es anders. Die Geldnot des Krieges um Kandia bewirkte 
1646 achtzig Neuaufnahmen, die der Staatskasse acht Millionen Du- 
katen einbrachten. Vierzig Jahre später geschah Aehnliches während 
des um den Peloponnes geführten Türkenkrieges, und dann ist bis 
zum Ende der Republik das goldene Buch eigentlich nie für lange 
Dauer geschlossen geblieben. 

Mehr als andere Aristokratien hat Venedigs Adel sich nach außen 
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einig bewiesen. Und ebenso hat er, wenn sich Gegnerschaft im Volke 
erhob, geschlossen dagestanden. In den Zeiten Piero Gradenigos und 
seiner ersten-Nachfolger zeigten gewisse alte Familien, die von früher 
her auf einen starken Volksanhang sich zu stützen gewohnt waren, 
die Tiepolo und Querini, die Badoer und Barozzi, noch weiter die 
Neigung, mit der Menge in Verbindung zu bleiben; und an der Ver- 
schwörung des Bajamonte Tiepolo hatten viele aus dem Volke An- 
teil. Je mehr die letzten politischen Rechte der Volksgemeinde ver- 
schwanden und je deutlicher aus der Menge ein privilegiertes Bürger- 
tum sich abhob, die cittadinanza, die die niederen Amtsstellen und die 
Sekretariate besetzte und mit den Nobili sich zumeist in einer ge- 
wissen Interessengemeinschaft fühlte, desto mehr verblich die Be- 
sonderheit der als volkstümlich und dem Volke geneigt geltenden 
Geschlechter. Aber eine vollkommene innere Geschlossenheit des 
venetianischen Adels hat darum doch nicht bestanden. Schon die 
Serrata fand eine von starken Gegensätzen durchsetzte Zahl wohl- 
habender und angesehener Familien vor, und dieses Gegensätze sind 
fast bis zum Fall von San Marco zu spüren gewesen. 

Nirgends in Europa findet sich Adel, der seinen Ursprung so 
tief ins Mittelalter zurückverfolgen kann, wie ein Teil des venetiani- 
schen, nirgends freilich auch — außer vielleicht in Irland — gibt es 
Geschlechter, die über die beglaubigte Ahnenreihe hinaus dermaßen 
der Phantasie die Zügel schießen lassen. Ein Contarini und ein Falier 
sind im elften Jahrhundert zur Dogenwürde gelangt und nicht viel 
später, in der ersten Hälfte des zwölften Jahrhunderts, ein anderer 
Falier und ein Morosini. Diese und die ihnen gleichen Familien 
konnten es also eigentlich als überflüssig erachten, den Anspruch auf 
Vornehmheit aus noch grauerer Vorzeit herzuleiten. Daß sie sich mit 
dem römischen Patriziat in Verbindung brachten, mit Valeriern, 
Corneliern und Sulpiciern, das wurde am Ende im alten Venedig be- 
reits belächelt. Ganz ernst aber nahm man es, wenn die vierund- 
zwanzig oder fünfundzwanzig in späterer Zeit noch bestehenden 
alten Familien, die sogenannten case vecchie, sich von den durch 
Byzanz ernannten oder bestätigten Tribunen der ursprünglichen 
Lagunengemeinde herleiteten und wenn zwölf dieser Häuser sich 
case elettorali nennen ließen, weil sie die Tribunen, die im Jahre 697 
den ersten Dux von Seevenetien, Paulutius Anafestus, gewählt haben 
sollen, als ihre Vorfahren ansahen. Uns klingt dies heute wie eine 
Sage. Mehr Glauben sind wir geneigt, der Tradition zu schenken, 
wonach trotz des veränderten Namens die Badoer mit den Parteci- 
pazii, die Sanudo mit den Candiani, andere Familien mit anderen 
Dogen des zehnten, neunten oder gar des achten Jahrhunderts iden- 
tisch sind; doch auch hier handelt es sich eben nur um Tradition. 
Läßt man Phantasie und Fabel beiseite, so steht es so, daß zur Zeit 
der Serrata eine Reihe von Geschlechtern vorhanden war, die sich 
nobiles nannten, weil sie schon Jahrhunderte hindurch in Macht und 
Ansehen sich erhalten hatten. Neben diesen aber waren in jüngerer 
Zeit, und zwar in beträchtlicher Zahl, andere Familien zu Reichtum 
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und Bedeutung gelangt. Man kann sie am ehesten mit dem Popolo 
grasso der toskanischen Städte vergleichen; in Venedig hießen sie 
antiqui populares. Doch diese neuen Familien waren in Venedig weit 
eher zum Anteil an der Macht gelangt, als die neuen Reichen in Florenz 
und den andern toskanischen Städten oder in Bologna. Erst die Adels- 
kämpfe zwischen Ghibellinen und Guelfen schafften dem Florentiner 
Popolo grasso die Möglichkeit, sich neben den alten Stadtadel zu 
stellen. Die daraus hervorgegangene Klasse der Magnati, die dann in 
Florenz eine solche Rolle gespielt hat, finden wir nicht vor der zweiten 
Hälfte des dreizehnten Jahrhunderts, und erst von dieser Zeit an 
hört man, daß Träger der Namen Medici und Albizzi, Strozzi und 
Peruzzi, die bald darauf zur größten Bedeutung gelangten, in der Ver- 
waltung der Arnostadt sich bemerkbar machten. Freilich rückten 
gleich nach der Bildung der neuen Aristokratie die hinter dieser 
stehenden Schichten nach; der erste durchgreifende Sieg der Floren- 
tiner Demokratie und die ordinamenti della giustizia fallen noch in die 
Zeit vor 1300. Es kennzeichnet wiederum den Unterschied zwischen 
Venedig und Florenz, daß in Venedig einerseits neben den alten Häu- 
sern schon mindestens hundertundfünfzig Jahre vor der Serrata 
neue Reiche in Macht und Ehren erscheinen, dann aber innerhalb 
des nunmehr nach außen einheitlichen Adels der Gegensatz zwischen 
Alten und Neuen doch immer wieder auftaucht, und daß andererseits 
dieser Gegensatz weder die Kraft des Staates lähmt, noch den Be- 
stand der Aristokratie erschüttert. Venedig ist eben der Ort, wo die 
Dinge langsamer, als anderswo geworden und fester, als anderswo 
geblieben sind. Die Reichtum bildenden Faktoren, Schiffahrt, See- 
und Landhandel, haben in Venedig weit eher eingesetzt, als in Florenz 
Fabrikation, Warengeschäft und jener toskanische Geldwucher, der 
dann um 1300 so rasch überall in dem europäischen Kulturkreis der 
Zeit festen Fuß faßte. Bereits 1178 war Orio Malipiero Doge ge- 
worden, der Angehörige einer Familie, die später unter die neuen 
Häuser gerechnet wurde. Und zum Besitz auf den im vierten Kreuz- 
zug gewonnenen Gebieten gelangten ebenfalls gleich nach der Er- 
oberung mit den altadligen Dandolo, Sanudo und Querini solche 
Familien, die wie die Foscolo, Venier und Viaro nichts mit den Case 
vecchie zu tun hatten. Schon vor dem vierten Kreuzzug hatte viel 
neues Kaufmannskapitalsich gebildet. Die dann mit dem Zusammen- 
bruch des griechischen Byzanz kommende Macht- und Wirtschafts- 
erweiterung mußte diese Bewegung auf das kräftigste fördern. 

Der große Rat ist es nun gewesen, in dem die Spannung zwischen 
alten und neuen Häusern vor allem zum Ausdruck gelangte. Das 
Uebergewicht in der Zahl hat den Neuen den Sieg gebracht und es 
ihnen ermöglicht, sich lange zu behaupten. Echt venetianisch aber 
ist wiederum das zähe Zusammenhalten der Case vecchie und die Art, 
wie sie schließlich am Anfang des siebzehnten Jahrhunderts sich von 
neuem durchsetzten. Der Fall des Orio Malipiero blieb zwei Jahr- 
hunderte hindurch vereinzelt. Auch nach dem Schluß des großen 
Rats finden wir hintereinander noch eine Reihe von Dogen aus den 
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alten Häusern, zumeist aus den Case elettorali. 1361 erscheint zum 
ersten Male mit Lorenzo Celsi, der vier Jahre regierte, ein Doge aus 
den neuen Häusern. Zwanzig Jahre später aber hören mit einem 
Schlage die Namen der alten Häuser in der Dogenliste auf; und nun 
sind es die Venier und Loredan, die Mocenigo, Grimani und Priuli, die 
das Oberhaupt der Republik stellen und für sich und etwa zwanzig 
andere von den neuen Häusern hinfort die Bezeichnung als case 
ducali in Anspruch nehmen. Aber nicht allein die Dogenwürde bleibt 
den neuen Häusern vorbehalten. Bei den Wahlen zum Senat, zu den 
Posten der Podestas und Rettori auf der Terra ferma und an der 
adriatischen Ostküste, vor allem auch bei der Besetzung des Rates 
der Zehn sehen sich die alten Häuser vielfach beiseite gelassen. An 
Ausbrüchen des Ingrimms hat es bei ihnen nicht gefehlt, und ein 
großer Teil der Arbeit des Rates der Zehn bestand in der Unter- 
drückung solcher Ausbrüche. Dann aber ist unter dem Zwange der 
Zeitnöte dieser Gegensatz vielleicht nicht im gesellschaftlichen, jeden- 
falls aber im staatlichen Leben Venedigs zur Ruhe gekommen. 1621, 
nach zweihundertunddreißig Jahren, wird mit Marco Memmo von 
neuem ein Doge aus den alten Häusern gewählt, und von da an finden 
wir, untermischt mit den neuen Geschlechtern, die nun auch schon 
uralt waren, wieder die Träger der ältesten Namen Venedigs an der 
Spitze des Staates. 

Es ist, als ob der alte Adel aus dem vollen Mitbesitz der Macht 
neue Kraft geschöpft habe. So ziemlich alle die Häuser, die um 1500 
als Case vecchie galten, haben bis zum Fall der Republik sich er- 
halten; diejenigen, die heute nicht mehr bestehen, sind zumeist erst 
im Laufe des neunzehnten Jahrhunderts erloschen. Das letzte Ober- 
haupt der Republik, Lodovico Manin, war zugleich der erste Doge 
aus den in später Zeit aufgenommenen Geschlechtern; er gehörte 
einer aus Friaul stammenden, während des Kandiakrieges geadelten 
Familie an. Der Mann aber, der nach der Wahl Manins in seinem Ve- 
netianer Italienisch die oft angeführten Worte sprach: ,,i ga fatto 
doxe un furlan, la repubblica xè morta", sie haben einen Friauler zum 
Dogen gemacht, die Republik ist tot, dieser alte Senator war ein 
Nachkomme des genau ein halbes Jahrtausend vorher, 1288, ge- 
wählten Dogen der Serrata und führte denselben Namen, Piero Gra- 
denigo. Morosini leben heute noch in ihren Palästen, sie haben bis 
zuletzt große Stellungen bekleidet, ebenso wie die Dandolo, die erst 
in der österreichischen Zeit, und wie die Badoer und Contarini, die 
noch später, im letzten Drittel des neunzehnten Jahrhunderts ver- 
schwunden sind. Doch auch solche Familien, die an der politischen 
Macht wenig teil mehr hatten, verblieben lange in Reichtum und 
Ansehen. Die Falier kommen nach dem Fall ihres Vorfahren Marino 
in den Fasten der Republik kaum vor; ein Senator Falier aber ist es 
gewesen, dessen Gunst dem auf seinem Besitz unweit von Bassano 
geborenen jungen Canova den Weg zum Ruhme erschlossen hat. 

Der Reichtum freilich blieb nur einem kleinen Teile des Patri- 
ziats erhalten. Viel arme Nobili hatte es in Venedig schon um 1500 
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gegeben. Ihre Zahl aber nahm schnell zu, als im Laufe des sechzehnten 
Jahrhunderts der Adel sich mehr und mehr von dem bisher betrie- 
benen Handel abwandte und dazu überging, auf den Festlandsbe- 
sitzungen ein junkerliches Leben zu führen. Die Familien taten alles, 
um die Vermögenszersplitterung zu verhüten. Es wurde für gemein- 
same Verwaltung des Familienkapitals gesorgt; die Söhne sollten im 
Haushalt zusammen bleiben und möglichst wenige von ihnen sollten 
heiraten, die Töchter ins Kloster gehen. Im großen Rat gingen die 
adligen Proletarier daran, Staatshilfe für sich zu erreichen, und wahr- 
scheinlich waren es nicht die schlechtesten, die diesen Notanker zu 
werfen versuchten; es gab manche, die sich auf ganz andere Dinge 
verließen und zu elenden und schandbaren Gewerben griffen. Doch 
gerade gegen die, welche den Staat für sich in Anspruch nehmen 
wollten, wurde am schärfsten vorgegangen. Schon 1492 und 1502 
sorgte der Rat der Zehn dafür, daß Edle, die mit derartigen Anträgen 
gekommen waren, in strenge Verbannung geschickt wurden. Und noch 
kurz vor dem Ende des Staats, im Jahre 1780, erlitten die zwei Haupt 
agitatoren der Barnabotti, der nach ihrem Wohnquartier San Bar- 
naba so geheißenen armen Nobili, das gleiche Schicksal. Carlo Con- 
tarini mußte ins Exil nach Cattaro; Giorgio Pisani aber, der eben 
seine Wahl zum Prokurator von San Marco durchgesetzt hatte, wurde 
in die Zitadelle von Verona gesperrt, aus der ihn erst der Sturz des 
Vaterlandes befreite. 

Je weitere Kreise die Verarmung zog, desto mehr mußte der 
gleiche Machtanteil aller Nobili zum bloßen Schein werden, zum 
Deckmantel, unter dem die letzte Aenderung in Venedigs Verfassungs- 
leben vor sich ging. Das einzige den heruntergekommenen Patriziern 
verbliebene Kapital waren ihre Stimmen im großen Rat, und dieses 
Kapital wurde bei denjenigen Standesgenossen verwertet, die zum 
Stimmenkauf reich genug waren. So ist denn der große Rat, von 
alters her Sitz und Symbol der venetianischen Staatshoheit und noch 
von Gasparo Contarini als demokratische Einrichtung angesehen, 
schließlich das Werkzeug für eine oligarchische Ausgestaltung der 
Regierung geworden. Es waren die nicht zahlreichen wohlhabend 
und mächtig gebliebenen Familien aus den Case vecchie und den 
Case nuove, den longhi und curti, wie man-in Venedig sagte, in deren 
Händen die Regierung sich vereinigte. Die nach dem Chioggiakriege 
Aufgenommenen hatten daran ihren Anteil, nicht aber die seit dem 
siebzehnten Jahrhundert in das goldene Buch Eingeschriebenen. 
Diese spät Geadelten wurden wohl für ihr Geld Prokuraten von San 
Marco, zur eigentlichen Macht sind sie bis zuletzt kaum gelangt. 
Außer dem Dogen selbst finden wir keinen von ihnen unter den Männern 
in hohen Stellungen, die zur Zeit des Friedens von Campo Formio, 
bei den Beratungen, bei den Verhandlungen mit Bonaparte und 
seinen Generalen und bei der Organisation eines schwachen Wider- 
standes sich hervorgetan haben. 
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Will man Venedigs Geschichte einteilen, so ergeben sich auf den 
ersten Blick drei Perioden. Fast vier Jahrhunderte mußten nach der 
Verlegung des Ducats an den Rialto verstreichen, bis die Fundamente 
des Staates fest gegründet waren. Dann konnte nach endgültiger 
Sicherung der Herrschaft in den Lagunen, nach der Klarstellung 
voller Unabhängigkeit von beiden Kaiserreichen Venedig als die Herrin 
des Adriahandels gelten, und das Hinübergreifen seiner Schiffahrt 
nach der Levante war bereits vorgeschritten. Und zugleich war die 
Zeit vorüber, in der der Wechsel von Alleinherrschaft und Geschlechter- 
kampf den Bestand des Staates bedroht hatte. Die Uebermacht des 
Dogen war gebrochen und die Gewalt einer in sich einigen Aristokratie 
im Werden. Es folgen vier Jahrhunderte, die den Glanz des Dandolo- 
zuges und den Gewinn der großen Levantestellung, danach die nach 
vielen Wechselfällen nicht mehr umstrittene Festsetzung an der 
adriatischen Ostküste und schließlich die Eroberung des Festland- 
reiches bringen. Venedig wird die erste Stadt des Welthandels, und 
wenn es sich auch gegen den Schluß dieser Aera nur noch mit An- 
strengungen auf der Höhe von Macht und Wirtschaft zu behaupten 
vermag, so bleibt es immerhin, wenn auch keine Weltmacht, so doch 
eine Macht. In diesen vier Jahrhunderten hat der Adel sich geschlossen 
und die Herrschaft an sich allein gebracht. Er hat eine Reihe von 
großen Staatslenkern, würdigen Nachfolgern des Enrico Dandolo 
gestellt, und er hat, je weniger im Verlaufe dieser Zeit dem Dogen zu 
leisten verblieb, desto mehr seinerseits die Fähigkeit gezeigt, den 
verteilten Aufgaben einer so umfassenden Regierung gerecht zu wer- 
den. So ist Venedig fürs erste über den großen Rückschlag hinweg- 
gekommen, den der Beginn der neuen Zeit brachte. Dann aber kom 
men zwei Jahrhunderte, in denen Rückgang und Verfall sich nicht 
mehr aufhalten lassen. Mit der Handelsherrschaft, von der unmittel- 
bar oder mittelbar, mit großen oder geringen Einkünften, fast alle 
Patrizier abschöpften, ist es vorbei, die ertragreichen Aemter in der 
Fremde gehen immer mehr verloren. Venedig bleibt eine interessante 
nnd anziehende Stadt, das Paris des siebzehnten und achtzehnten Jahr- 
hunderts. Doch wenn auch in ihm eine feine Politik getrieben und eine 
vielbewunderte Polizei gehandhabt wird, es hört auf eine mächtige 
Stadt zu sein. Die Herrschaft des Staates aber gleitet hinüber in die 
Hände einer beschränkten Zahl alter Familien, die den früheren Reich- 
tum sich bewahrt haben; die große Mehrheit des Maggior Consilio 
hat zumeist nur der Form nach noch einen Anteil daran. 

In allmählicher Aenderung, ohne jähen Bruch, haben sich durch 
diese lange Vergangenheit Gesellschaft sowohl wie Staatsverfassung 
entwickelt; und beide Entwicklungen sind in vollendetem Gleich- 
klang vor sich gegangen. Es ist ein Schauspiel, wie es sich dem die 
Geschichte Ueberblickenden nicht zum zweiten Male bietet. Man 
könnte geneigt sein, England Venedig an die Seite zu stellen. Doch 
hier kommt erst die verhältnismäßig kurze Periode seit der glor- 
reichen Revolution in Betracht, und niemand weiß, welches Los eine 
nahe Zukunft für England im Schoße birgt. Und selbst die vier Jahr- 
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hunderte Roms von der Vertreibung der Könige bis zu den Gracchen 
lassen sich mit der gleich langen Spanne venetianischer Geschichte 
von 1200 bis 1600 nicht vergleichen. Ihre erste Hälfte liegt keineswegs 
im hellen Lichte der Historie, und was ihnen folgte, das war nicht 
das den Niedergang des Staates begleitende langsame Verebben einer 
bisher regierenden Macht, sondern der Gewinn der Weltherrschaft 
und, Hand in Hand damit gehend, das Ende des alten Römertums 
durch Revolution und Proskriptionen und die Vollendung der Cae- 
sarenmonarchie. So bleibt Venedig von Stufe zu Stufe seines Auf- 
stiegs und seines Abstiegs das größte Beispiel einer Verfassungs- 
geschichte, und zwar der Geschichte einer nicht gemachten, sondern 
gewordenen Verfassung. Verwickelte Formen, eingehende Vinkulie- 
rungen in den Dogenpromissionen, in den Dekreten über Amts- 
kompetenzen, all das ändert nichts an der alle Zeit organisch und 
lebendig bleibenden Art dieses Staatsgrundgesetzes. Mit den Men- 
schen und im Sinne ihrer gegenseitigen Beziehungen hat sich die 
Verfassung gebildet und umgebildet. Wie die Macht, die Venedigs 
Staat sich errungen hat, so ist auch sie das Produkt dieser Menschen. 
Man kann ebensogut Venedigs wirtschaftliche und politische Ent- 
wicklung als die Ursache seiner Verfassung, wie umgekehrt die Ver- 
fassung als die Ursache dieser Entwicklung ansehen. So muß man 
denn weiter auf die Menschen zurückgehen, wenn man die Grund- 
lagen venetianischen Werdens erfassen will. Die Untersuchungen, 
welche Eigenschaften ein Volk zur Staatenbildung befähigen und ob 
solche Eigenschaften bei der Bewohnerschaft der Lagunen sich fan- 
den, sind schwierig; zu sicheren Ergebnissen können sie kaum führen, 
Aber wir wissen, daß in der Lombardei und in Ligurien, in Toskana 
und in der Romagna die Städte zwar in Wirtschaft und Geisteskultur 
einen hohen Flor erreicht haben, daß ihr staatliches Leben indes in 
Verwirrung steckengeblieben ist. Können wir feststellen, daß das 
Menschenmaterial, aus welchem die Rialtomacht in die Höhe kam, 
sich anders zusammengesetzt hat, als das dieser Städte, dann ist 
freilich noch immer kein unanfechtbarer ursächlicher Zusammenhang 
dargelegt. Doch die Annahme, daß es auf die Verschiedenheit in der 
Art und Herkunft der Venetianer zurückzuführen ist, wenn ihre poli- 
tische Entwicklung im vollendeten Gegensatz zu dem politischen 
Chaos anderer italienischer Städte steht, diese Annahme läßt sich 
nicht leicht von der Hand weisen. — 

Zuvörderst gilt es, von einer Vorstellung sich freizumachen, 
die in Venedig vor alters her bestand, und die auch in neueren Dar- 
stellungen der venetianischen Geschichte noch eine Stätte gefunden 
hat. Von dem Reichtum der römischen Städte Venetiens kann un- 
möglich etwas anderes, als das, was die Flüchtlinge mit sich zu tragen 
vermochten, nach den Siedlungen der Lagunen gekommen sein. Die 
Invasionen der Westgoten, der Hunnen, der Ostgoten waren nur ein 
Vorspiel; das Römertum wurde durch sie zu Boden gedrückt, doch es 
konnte sich wieder aufrichten. Dann aber kam der Longobarden- 
sturm, der die Vernichtung brachte. Die Reichen, die freien Grund- 
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‘ besitzer hatten keine Wahl. Sie mußten fliehen, denn alle, die durch 
alten Besitz und Bedeutung im Volke der neuen Herrschaft gefährlich 
werden konnten, sahen erbarmungslose Ausrottung vor sich. Schmuck 
und dergleichen konnten sie wohl retten, doch das Land bis zur La- 
gune kam in die Hände der Barbaren. Nichts ist irriger, als der heute 
noch nicht ganz geschwundene Glaube, in Grado und Caorle, in 
Heracliana und Malamocca hätten Festlandsflüchtlinge gesessen, die 
ihre alten Titel auf Grundeigentum in dem früher bewohnten Gebiet 
geltend zu machen imstande waren. Was hätte wohl diese Leute 
veranlaßt, ihr Leben nach der unzugänglichen Lagune zu retten, 
wenn die Herrschaft des Gesetzes so fest blieb, daß sie auf Erhaltung 
ihres Grundbesitzes rechnen konnten? Vielleicht brachten sie noch 
einige von ihren alten Colonen mit; doch diese Beziehungen mußten 
sich mit der Zeit lösen, da der Grund und Boden dafür nicht länger 
eine Unterlage gewährte. Und wenn es selbst gelang, mitgenommenes 
bewegliches Eigentum in Grundbesitz am neuen Orte zu verwandeln, 
so war das, was hier zwischen Moor und Sumpfwald an dürftigen 
Landstücken sich darbot, kein Feld für die Fortführung alter Autorität 
und alten Einflusses. Nein, diesen exilierten Dekurionen und Possesso- 
ren blieb kein anderes Los, als das aller derer, die aus einem großen 
Zusammenbruch in die Ferne sich retten. Sie mußten das Leben der 
Bevölkerung ihrer neuen Wohnstätten zu führen suchen, das Leben 
von Fischern und Salzsiedern, die in Hütten am Strande wohnten und 
den Ueberschuß des vom Meere ihnen dargebotenen auf ihren Kähnen 
nach den nächstgelegenen Küstenstrecken zum Verkaufe brachten. 
Ohne Zweifel hat die aus den alten Sitzen mitgebrachte geistige Ueber- 
legenheit den Ankömmlingen hierbei geholfen. Doch wenn aus ihnen, 
oder hauptsächlich aus ihnen, wiederum eine Oberschicht, die der 
tribunizischen Familien, emporstieg, so geschah dies zunächst auf der 
Grundlage des primitiven Gewerbes der neuen Heimat, in der, wie 
Cassiodor an die Seetribunen geschrieben hatte, es in Nahrung und 
Behausung für arm und reich keinen Unterschied gab. 

Die phantasiereiche Prahlerei venetianischer Tradition zeigt sich 
nirgends in solcher Fülle, wie in den Berichten von Reichtum und 
Glanz der Familien, die von den ersten Lagunengemeinden nach dem 
Rialto abwanderten. Dem Ruhm Venedigs ist indes mit der nüchternen 
Wahrscheinlichkeit besser gedient. Es waren im harten Kampf mit 
den Elementen an unwirtlichen Gestaden hochgekommene Flücht- 
lingsgeschlechter, die die immer unsicherer werdenden alten Asyle 
verließen und am Rialto sich zusammentaten. Sie setzten hier die ge- 
wohnte Anstrengung fort und fanden bald bessere und erweiterte 
Lebensbedingungen. An die Stelle von Salz und Fischen und von dem, 
was sich dafür einhandeln ließ, traten immer mehr die Waren des 
Orients, die sie zuerst über die Adria und dann von den Küsten der 
Levante herbrachten; der weite Osten des Mittelmeers wurde ihr 
Spielraum. Doch sie blieben, was sie waren, jenes Gemisch von ur- 
spriinglichem Lagunenvolk und von Bewohnern altvenetischer Stadte, 
die dem Schwerte der Barbaren entronnen waren. In den andern 
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Städten Italiens hatte bald nach der Völkerwanderung die Vermischung 
mit germanischen Elementen begonnen. Die Reste der antiken Kultur, 
der Genüsse altrömischen urbanen Lebens waren es, die von Mailand 
bis Neapel wenn nicht die erste und zweite, dann die dritte und vierte 
Generation der neuen Herren mächtig anzogen. In den Lagunen 
aber gab es keine solchen Lockungen. Es heißt die Candiano-Sanudo, 
die Falier hätten longobardisches Recht mitgebracht und danach ge- 
lebt. Das braucht aber noch nicht zu bedeuten, daß sie longobardi- 
schen Blutes gewesen sind. Denn die Volksrechte der nach Italien 
und in die römischen Provinzen gekommenen Germanen hatten auch 
jenseits des engen Personenkreises der Eroberer eine gewisse Geltung, 
und es läßt sich ebenso leicht glauben, daß Candiani und Falier, deren 
Namen durchaus keinen longobardischen Klang haben, als leibeigen 
gewordene und später freigelassene Römer, wie daß sie als longo- 
bardische Edle oder Freie vom Festland ins Lagunengebiet hinüber 
gelangten. Unter den bekannteren Geschlechternamen des frühen 
Venedigs findet sich nur einer, der auf longobardische Abstammung 
schließen läßt, nämlich der offenbar mit der Bezeichnung der Ari- 
mannen, Heermänner, zusammenhängende Name der Arimondi. Es 
hat dann später eine Familie Lombardo gegeben, die aber nie zu den 
Case vecchie gerechnet wurde; ihr Name deutet vielleicht auf ihre 
Herkunft aus der Lombardei, keinesfalls aber auf longobardisches 
Blut im alten Adel Venedigs. 

Wie in Venedig der aus der Völkerwanderung herrührende Ein- 
schlag germanischen Blutes mehr ausgeblieben ist, als in anderen 
Städten Italiens, so macht sich hier erst recht kaum irgendeine Wir- 
kung des Erobererelements auf die öffentlichen Einrichtungen und 
des Staatsleben bemerkbar. Auch das Exarchat, Rom und die unter- 
italienischen Küstengebiete haben dieser Wirkung lange widerstanden ; 
dauernd aber hat sich allein Venedig behauptet. Die ursprüngliche 
Verfassung des Lagunengebiets hat sich nach Westroms Sturz und 
nach dem kurzen Intervall der Gotenherrschaft auf byzantinischer, 
nicht auf germanischer Grundlage aufgebaut. Das einzige, was wir in 
ihr von longobardischen: Einrichtungen antreffen, ist die auch an 
manchen andern Stellen, an denen die Longobarden nicht durch- 
gedrungen sind, in Rom, in Neapel sich vorfindende Behörde der 
Gastalden, der longobardischen Fremdenrichter, die hier in Venedig 
als eine untergeordnete Gerichts- und Verwaltungsinstanz auftreten. 
Von weit größerer Bedeutung aber, als das Fehlen der von den Ger- 
manen nach Italien gebrachten oder dort von ihnen geschaffenen 
Amts- und Verwaltungselemente, sind die Folgen, die aus dem Fern- 
bleiben der Eroberer sich für die innerliche Stellung der Venetianer 
zum Staate ergaben. Denn es trifft gewiß zu, daß aus der Zuwanderung 
der Longobarden, die ja schließlich ein aus den verschiedensten deut- 
schen und auch aus undeutschen Stämmen zusammengesetztes Er- 
obererheer waren, um einen Satz aus Heinrich Leos italienischer Ge- 
schichte zu wiederholen, »jener charakterlose Freiheitssinn der Ita- 
liener« entstand, »der jeden strengen Herrn abwehrt durch Anschließen 
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an dessen Feinde«. Im Gegensatz zu dieser italienischen Art sind die 
Venetianer zum Staatssinn gelangt, und ohne Zweifel ist viel Wahres 
in der Meinung, die sie von sich selbst hegten, daß sie es waren, die in 
Italien alte Römerart fortsetzten. Sie haben dies jedenfalls insofern 
getan, als sie aus ihrer Stadt einen Staat schufen und als der einzelne 
bei ihnen sich darein fand, seine Interessen unter die des Vaterlandes 
zu stellen. 

Ob mit dem weit über die Zeit der Abhängigkeit von Ostrom 
sich geltend machenden byzantinischen Einfluß auch griechische Be- 
völkerungselemente in das Lagunengebiet gelangt sind, darüber fehlt 
alle sichere Kunde. Von den vierundzwanzig um 1500 noch gezählten 
Case vecchie führte ein volles Viertel griechische Namen. Es waren 
die Tiepolo-Theopulus, die Basegio-Basilius, die Giorgio, Michiel, Zeno 
und schließlich die Giustiniani, deren Namen zwar lateinisch lautet, 
aber sicher dem des großen Kaisers Justinian, von dem die Familie 
ja auch abstammen wollte, nachgebildet ist. Wir haben hier keinen 
Beweis für griechisches Blut; eher ließe sich aus derartigen Namen 
wie Gradenigo, Mocenigo schließen, daß die nach den Lagunen Ge- 
flohenen dort bereits einzelne Splitter des eben nach Westen vor- 
rückenden Slawenvolkes vorfanden, vielleicht auch etwas von solchem 
Einschlage mitbrachten. Jedenfalls aber bleiben die von den Familien 
gewählten griechischen Benennungen ein Merkmal dafür, wie maB- 
gebend Byzanz für Seevenetien war. Es gibt wohl keine andere ita- 
lienische Stadt, in der griechische Namen in auch nur annähernd 
solchem Verhältnis sich finden. Dafür fehlen nun aber auf der anderen 
Seite in Venedig fast vollkommen die auf deutsche Wurzel zurück- 
zuführenden Namen, wie sie der Adel der anderen größeren Städte 
Ober- und Mittelitaliens aufweist. Es steht nicht allein so, daß bei 
den alten Häusern nichts oder so gut wie nichts auf Longobarden- 
tum hindeutet. Zieht man überhaupt die etwa hundertundzwanzig 
Familien in Betracht, die in der Geschichte Venedigs als irgendwie 
bedeutend hervortreten, so führen nur zwei davon germanische Na- 
men, die Bernardo und die nach dem Chioggiakriege in das Patriziat 
aufgenommenen Renier, die den vorletzten Dogen stellten. Hier macht 
sich wieder der vollendete Gegensatz zu Toskana bemerkbar und 
namentlich zu Florenz mit seinen Alberti, Lamberti und UÜberti, 
Gherardini, Riccardi, Ridolfi und zahlreichen anderen deutsch be- 
nannten Geschlechtern. 

Viele von diesen Florentiner Familien stammen schon aus der 
alten mit Goten, Longobarden und Franken untermischten Bürger- 
gemeinde. Gerade die bedeutendsten unter ihnen sind aber erst 
später in die Stadt gekommen. Was in Deutschland im vierzehnten 
Jahrhundert mit der größeren Macht und Unabhängigkeit der Städte, 
namentlich der Reichsstädte, einsetzte, die Aufnahme von Herren 
des näheren oder auch entfernteren Landadels als Ausbürger oder 
Pfahlbürger, das hatte in Italien dreihundert Jahre früher bereits be- 
gonnen. Von Florenz wird über derartige Aufnahmen schon aus der 
Zeit um 1050 berichtet. Und in den Städten Oberitaliens und Tos- 
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kanas hat diese Bewegung einen ganz anderen Umfang angenommen 
und ganz andere Folgen gehabt, als in Deutschland. Wenn die Pappen- 
heim in Nürnberg, die Ysenburg in Köln Bürgerrecht nahmen, so be- 
deutete das nichts anderes, als ein auf gegenseitigen Schutz und gegen- 
seitige Leistungen hinauslaufendes, zeitlich begrenztes Vertragsver- 
hältnis. Zu wirklichen Stadtbürgern wurden die Landedelleute, die sich 
hierauf einließen, in den allerwenigsten Fällen. Sie wurden es ebenso- 
wenig, wie die Klöster und Stifter im Elsaß, die zu Kolmar und Brei- 
sach, die in der Wetterau, die zu Frankfurt oder Mainz in ein solches 
Verhältnis eintraten. In Italien dagegen erfuhr durch das inurba- 
mento, durch den Eintritt des Landadels, sei es, daß er gezwungen, 
sei es, daß er freiwillig geschah, die Stadtbürgerschaft eine vollkom- 
mene Umwandlung. Nur selten blieb es bei der reinen accommandigia, 
dem bloßen Schirmverhältnis, das die Aufgenommenen lediglich zu 
vorübergehendem Stadtaufenthalt verpflichtete. Fast immer wurden 
die Eintretenden eins mit der Nobilität der Städte, die ja schließlich 
Art und Leben der Allgemeinheit in Italien ganz anders bestimmten, 
als es jenseits der Alpen selbst die oberdeutschen Reichsstädte taten. 
Und wenn auch hier und da große Dynasten für die Dauer ihren 
Hauptsitz draußen behielten, so blieben sie trotzdem Bürger in der 
Stadtgemeinde und griffen dort mächtig ein. Die Grimaldi sind bis zu 
ihrem Aussterben im achtzehnten Jahrhundert souveräne Fürsten 
von Monaco gewesen und haben dabei Jahrhunderte hindurch die Ge- 
schicke von Genua so mitbestimmt, wie nur sehr wenig andere von 
den großen Familien dieser Stadt. 

Venedig nun hat das Inurbamento in keiner Form gekannt, und 
hier treffen wir wohl auf denjenigen Zug, der den venetianischen 
Adel am stärksten von dem anderer italienischer Städte unterscheidet. 
An sich lag gewiß für den Landadel der Markgrafschaft Verona und 
Friauls eine starke Veranlassung vor, bei Venedig das zu suchen, was 
die Herren von der ligurischen Küste in Genua, die des Apennin in 
Florenz und Siena fanden. Die Macht des Patriarchen von Aquileja 
in Friaul, die der Markgrafen und später des ezzelinischen Hauses im 
Veronesischen stand drohend über ihnen, der Schutz, den San Marco 
zu gewähren vermochte, war ein ganz anderer, als der, den man von 
den näheren Städten des Gebiets erwarten konnte. Ein Hindernis 
aber bildete zunächst die Lage der nur über die Lagune oder auf den 
schwierigen Umwegen der Nehrungen erreichbaren Stadt. Und in der 
Stadt selbst, in ihrer einheitlichen, zum geschlossenen Patriziat sich 
formenden Kaufmannschaft fanden die Grundherren der Terra ferma 
weder nach Blut, noch nach Geistes- und Lebensart irgend etwas, das 
ihnen verwandt erscheinen und sie locken konnte. Die Venetianer 
trieben Handel und wußten wenig von Land und Landwirtschaft. 
MuBten sie zu den Waffen greifen, dann schlugen sie sich tapfer. 
Doch es war vor allem die See, auf der sie sich bewährten; aus der 
Dreieinigkeit von Krieg, Handel und Piraterie suchten sie ihren 
Nutzen zu ziehen. In den Kreuzzügen konnten Venetianer und ita- 
lienische Ritter longobardischen und gotischen Stammes einander 
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beobachten, und grade hier offenbarte es sich deutlich, wie verschieden 
Art und Ziel der kriegerischen Betätigung bei den einen und bei den 
anderen war. Die Venetianer kämpften auf dem Wasser, sicherten 
ihren Anteil an der Beute und waren im übrigen darauf bedacht, 
mit der Ueberfahrt und der Versorgung der Ritter gute Geschäfte zu 
machen. Weit wesentlicher aber, als all das, war die Abwendung vom 
Festlande, die Venedigs Politik bis zum Schluß des vierzehnten Jahr- 
hunderts kennzeichnete. Florenz hat einen großen Teil seiner Gebiets- 
erweiterungen aus dem Inurbamento bestritten. Nahmen die Grafen 
und Barone aus dem Mugello, dem Casentino oder den Chiantibergen 
erst Bürgerrecht in der Stadt, dann war es bald um ihre Gebietshoheit 
geschehen; und in der Stadt wurden sie bei allem Sonderempfinden 
städtischer Adel. Als aber Venedig seine Blicke nach der Terra ferma 
zu richten begann, hatte der Landadel dort ausgespielt; die Carrara, 
die Scala, die Visconti waren Herren des Gebiets. Die Ritter des platten 
Landes bedeuteten nichts anderes, als die Patrizier in den Städten. 
Die einen wie die andern wurden Untertanen Venedigs; sie behielten 
einen Anteil an der Verwaltung ihrer engeren Heimat, doch sie standen 
damit unter den Nobili, die die Signorie ihnen als Podestas und Capi- 
tani schickte. Wenn ein paar Familien des Stadt- und Landadels, die 
Martinengo aus Brescia, die Savorgnano aus Friaul, in das venetia- 
nische Patriziat aufgenommen wurden, so war das dieselbe Belohnung 
für geleistete Dienste, wie sie den dreißig Familien der Cittadinanza 
nach dem Kriege von Chioggia zuteil geworden war. 

Daß es in Genua, in den Städten Toskanas und der Lombardei keine 
ruhige Entwicklung gab, daran trägt der eingebürgerte Landadel sein 
gerütteltes Maß von Schuld. Er brachte ein neues, keineswegs an 
Frieden gewöhntes Element in die schon vorher zwiespältige Gemeinde, 
er stellte dem Streit der Adelsfaktionen besonders geschickte Führer, 
und wenn das Volk gegen den Adel aufstand, dann stellte er insbesondere 
die Demagogen, die bei solcher Gelegenheit ihr eigenes Interesse 
förderten. Auf diese Weise haben sich in Mailand die della Torre, in 
Mantua die Gonzaga und manche andere noch an anderen Orten aus 
benachbarten Dynasten zu Signoren der Städte gewandelt. Wie 
Venedig von vornherein durch die Einheitlichkeit seiner ursprüng- 
lichen Gemeinde und des aus ihr sich formenden Adels gegen Zwie- 
tracht und Hader, wenn nicht gefeit, so doch immerhin gefestigt war, 
so entging es später auch der Verstärkung des Unwesens, die das 
Inurbamento mit sich brachte. 

Der Mangel an Verbindungen mit dem grundherrlichen Adel des 
Festlandes erklärt es nicht vollkommen, aber er gibt immerhin einen 
Teil der Erklärung dafür, daß das Lehnswesen in Venedig niemals 
durchgedrungen ist. Wohin wir in Italien blicken, überall haben die 
feudalen Beziehungen der Konzentration im Wege gestanden. Nicht 
allein in den Stadtstaaten des Nordens war dies der Fall, sondern 
ebenso im Gebiete der Kirche und erst recht in dem großen südlichen 
Königreiche der Normannen und Hohenstaufen, das doch so viel von 
den Keimen gesunden staatlichen Lebens in sich barg. Auch in Venedig 
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findet sich etwas von diesen Beziehungen. Doch sie haben hier nie die 
Bedeutung erlangt, um irgendwie zersetzend im Staate zu wirken. 

Im Dogado selbst gab es bei dem Fehlen germanischen Eroberer- 
tums, bei der Souveränität gegenüber dem Westkaiserreich und dem 
deutschen Regnum Italiae von vornherein keine Grundlage für die 
aus dem Feudum sich herschreibenden Abhängigkeitsverhältnisse. 
Als der alte Gegensatz gegen die Longobarden verblichen war, kam es 
vor, daß Venetianer zu Besitz auf der Terra ferma und namentlich in 
Istrien gelangten und damit Lehnsleute der Markgrafen und Bischöfe, 
vielleicht auch der obersten Gewalt selbst wurden. Umfassend war 
solcher Besitz nie und von langer Dauer wohl auch nur selten. Gleiches 
geschah in Dalmatien, und hier war es der Doge, der die Lehen vergab. 
Doch Bedeutung hatten solche Lehen schon deswegen nicht, weil bis 
um I400 Venedig sich immer wieder genötigt sah, seine Eroberungen 
an dieser Küste aufzugeben. Manche irrigen Meinungen über die Rolle, 
welche in Lehen genommenes Grundeigen in der venetianischen Wirt- 
schaft spielte, sind an den Umstand geknüpft worden, daß die vene- 
tianischen Chroniken auch aus dem zwölften Jahrhundert von zahl- 
reichen Edlen berichten, die in den Städten und auf den Inseln Dal- 
matiens als Grafen auftreten. Doch diese Grafen hatten zumeist nichts 
mit Lehnswesen und mit vererblichem Eigen zu tun. Sie waren nichts 
anderes, als vom Dogen ausgeschickte Beamte, wie denn venetianische 
Nobili noch in San Marcos spätesten Zeiten als Verwalter des Grafen- 
amtes in Zara und in Cattaro gesessen haben. Darin brachte der vierte 
Kreuzzug den Venetianern das Levantereich und damit die Eingliede- 
rung in den im Osten geschaffenen großen Lehnsverband. Der Doge 
wurde mit seinen drei Achteln des oströmischen Reiches Vasall des 
lateinischen Kaisers in Byzanz, und von ihm oder auch unmittelbar 
vom Kaiser nahmen die Sanudo, die ihrerseits wieder ihre Untervasallen 
hatten, und manche anderen ihre Eroberungen auf den ägäischen 
Inseln zu Lehen. Hiermit wurde gewiß der schon vorhandene Reichtum 
vieler Familien vermehrt. Doch die hauptsächliche Bedeutung des 
neuen Besitzes, kam er nun an den Staat oder an einzelne, lag in der 
dem Handel gewährten Stützung und Ausbreitung, in der Schaffung 
von Kontoren und Flottenstationen. Daß die Belehnten durch den 
Inselbesitz eine Verstärkung ihrer Macht und Stellung im venetiani- 
schen Staate erlangten, läßt sich kaum nachweisen. Bemerkenswert 
bleibt es vielmehr, wie selten gerade aus den alten Familien, die solche 
Belehnungen sich verschafften, noch eine zur Dogenwürde gelangt ist. 
Kreta aber fiel ganz an den Staat und wurde an Venetianer in einer 
großen Anzahl von Ritter- und Fußsoldatenlehen ausgetan. Die dort- 
hin gingen taten dasselbe, wie die Engländer, die im siebzehnten Jahr- 
hundert nach Neuengland und Virginien auswanderten. Sie wurden 
Söhne eines neuen Bodens; der Zusammenhang mit Venedig bestand 
für sie in der Verpflichtung zur Verteidigung der Insel und in dem 
Gehorsam, den sie dem von dorther ihnen geschickten Herzog, wie 
seinen hohen Beamten schuldeten. Man findet unter den in Kreta 
angesiedelten Rittern Träger der ältesten Namen Venedigs. Doch 
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mit den politischen Geschäften der alten Heimat hatten diese kan- 
diotischen Venetianer nichts mehr zu tun. Wie es bei Kolonisten stets 
zugeht, so entfremdeten auch sie sich dem Mutterlande mehr und 
mehr. Im Jahre 1366, nach Niederschlagung des großen Aufstandes, 
dem dann die Entsendung eines neuen Siedlertrupps folgte, waren es 
Gradenigo und Querini, Giustiniani und Venier, die als Führer der 
Rebellen unter dem Henkerbeile büßten. 

Selbst wenn man, was zweifellos unrichtig wäre, die Patrizier 
Venedigs mit dem hier und da in Istrien und Dalmatien und mit ihrem 
in größerem Umfange in der Levante erworbenen Grundbesitz dem 
in den andern Städten verbürgerten Lehnsadel an die Seite setzen 
wollte, so bliebe immer ein grundlegender Unterschied. Die einen be- 
saßen ihr Land schon bevor sie in die Städte kamen, und sie traten 
vermöge dieses allen sichtbaren, in der Nachbarschaft gelegenen 
Eigens zunächst als die großen Herren auf. Mußten sie den Grund- 
besitz später an reich gewordene Kaufleute veräußern oder sonstwie 
aufgeben, so verloren sie doch nie, oder erst sehr spät, das Bewußtsein 
des Gegensatzes zur alten Bürgersohaft. Den Venetianern aber schaffte 
erst die Macht ihrer Vaterstadt, in der sie seit jeher gesessen, an deren 
Größe sie mitgearbeitet hatten, die Grundherrschaften in entlegener 
Fremde, die nicht bloß ihnen selbst, sondern auch der Gesamtwirtschaft 
zu dienen hatten. Ob mit oder ohne solch Eigentum, sie blieben das, 
was sie vorher waren, die königlichen Kaufleute vom Rialto. Noch 
1520, als sich manches schon in Venedig und im übrigen Italien geän- 
dert hatte, konnte Macchiavelli in seinen Abhandlungen über die 
erste Dekade des Livius mit vollem Recht von den venetianischen 
Nobili sagen, sie besäßen weder große Einkünfte aus Landgütern, noch 
Kastelle, noch hörige Hintersassen; mit anderen Edelleuten hätten sie 
nichts gemein. 

Macchiavelli faßte den Adel, ob er nun alt oder neu war, nach 
ursprünglichen Lehnsbegriffen auf; in Venedig, meinte er, gäbe es 
überhaupt keinen eigentlichen Adel. Man spräche dort zwar von 
Adligen und Popolaren, indes wäre gentiluomo für die Venetianer nur ein 
Titel, ein »nome di degnità e di riputazione«. Wer hier den Floren- 
tiner wörtlich nimmt, der gelangt freilich leicht zu falschen Annahmen. 
Stellten die Nobili auch keinen Adel im feudalen Sinne dar, so waren 
sie dafür die tatsächlichen Herrscher im Staate; und in Wahrheit hat 
nirgends eine Aristokratie bestanden, die dermaßen die Tatsache der 
Macht über ihre äußeren Attribute gesetzt hätte, wie die venetianische. 
Die Nobili gingen nicht anders gekleidet, als die Cittadini, und kam 
es einmal auf Glanz und Pomp an, so brauchte der aus der Bürgerschaft 
hervorgegangene Großkanzler dem Dogen kaum etwas nachzugeben. 
Und die Titel des Lehnsadels, wie sie das Inurbamento in die Städte 
brachte und wie sie dort in aller Fülle sich verbreiteten, kannte Venedig 
so gut wie gar nicht. Von Anfang an sprach hierbei mit, daß in der 
Lagunenstadt, deren Heer in der Flotte bestand, der Unterschied 
der zu Pferde und -der zu Fuß in den Krieg ziehenden, der milites 
und pedites, von keiner Bedeutung war. Weniger als anderswo führte 
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in Venedig die Teilnahme an den Kreuzfahrten zur Vorliebe für ritter- 
mäßiges Leben und für die Ehren des Rittertums. In Florenz, dem Hort 
der Demokratie, drängte sich der Popolo grasso zum Ritterschlag. Und 
als es soweit kam, daß Familien, in denen es solche Würden gab, als 
Magnaten erklärt wurden und den Beschränkungen der ordinamenti 
della giustizia sich ausgesetzt sahen, fanden die reichen Florentiner 
bald einen Ersatz; sie suchten nun »Kaufleute des Herrn Papstes« 
oder Kammerherrn des Königs von Neapel zu werden. Nichts lag den 
Venetianern ferner, als solches Wesen. Man hat oft von ihrer stolzen 
Isolierung, von ihrem Fernbleiben von der Art des übrigen Italien 
gesprochen. Hier zeigt sich wieder die venetianische Besonderheit 
überaus deutlich. Von fremdem Ritterschlag wollte Venedig nichts 
wissen, wie es denn auch seinen Adel — in vollem Gegensatz zu dem 
von Florenz, von Genua und Siena — kennzeichnet, daß er im Herr- 
schaftsbereich der Vaterstadt blieb und nicht etwa eine neue Heimat 
und neuen Glanz an fernen Höfen in Rom, in Neapel oder in Paris 
suchte. Erst als um 1500 die Entsendung ständiger Gesandtschaften 
aufkam, wurde den Gesandten im Rom, in Madrid, in Paris die An- 
nahme der Ritterwürde gestattet. Die Signorie ihrerseits ernannte 
verdiente Männer zu Rittern von San Marco, und zwar Nobili sowohl, 
wie Bürgerliche; die Würde war eine rein persönliche, und die Bürger, 
die sie erhielten, wurden damit nicht etwa geadelt. Schließlich gab es 
in den späteren Zeiten der Republik eine aus besonderen Anlässen 
erteilte Würde der Ritter von der goldenen Stola; sie wurde aber nur 
zwei Familien der Contarini und Querini und zuletzt der des Türken- 
bezwingers Francesco Morosini verliehen. Das war alles. Grafen- und 
Marchesetitel wurden mit der größten Freigebigkeit an die Nobili der 
Terra ferma, an die Patrizier der dalmatinischen Städte und Korfus 
verteilt; sie galten besonders als ein Mittel, um die Adelsparteien der 
unterworfenen Gebiete in Eifersucht gegeneinander zu erhalten. Für 
den eigenen Adel gab es dergleichen nicht, und er durfte solche Aus- 
zeichnungen weder vom Papste, noch von fremden Potentaten an- 
nehmen. So ging auch all das, was von spanischem Adelswesen nach 
Italien gebracht und dort nachgeahmt wurde, an Venedig spurlos 
vorüber. Das Königreich Neapel hatte um 1675 nach amtlichen Ver- 
zeichnissen IIg Fürsten, 156 Herzöge und 173 Marchesen. Venedigs 
Edle begnügten sich bis zuletzt mit der Eintragung in ihr goldenes 
Buch. Erst als es mit ihrer eigenen Signorie zum Ende gekommen 
war, nahmen sie die von dem neuen Herrn ihnen dargebotene öster- 
reichische Grafenwürde an. 
* a * 

Die Bevölkerung auf den vom Festlande abgeschiedenen Neh- 
rungen und Inseln der nordwestlichen Adriaecke ist trotz der Völker- 
wanderung unvermischt geblieben; was zu ihr herüberkam, stammte 
aus der nahen Nachbarschaft. Hier hat sich das Volkstum, wie es 
zur Zeit von Westroms Fall bestand, reiner erhalten, als in den Be- 
wohnerschaften der italienischen Halbinsel, Liguriens und des jenseits 
der Lagune gelegenen Stromgebiets der Alpenflüsse. Aus dem ein- 
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heitlichen Volke ist ein ebenso einheitliches Kaufmannspatriziat empor- 
gewachsen, in das der Landadel des Festlandes keinen und das Lehns- 
wesen nur beschränkten Eingang gefunden hat. Venedigs Patriziat 
aber hat einen Staat sich eingerichtet, dem an Beständigkeit und 
Gleichmaß in der Entwicklung von Macht und Wirtschaft Italien 
nichts an die Seite zu setzen hat. Daß dieser in Italien, und nicht bloß 
in Italien, einzige Staat aus der Sonderart des Lagunenvolkes sich 
herleitet, bleibt eine Vermutung; indes eine Vermutung, die ein hohes - 
Maß von Wahrscheinlichkeit für sich hat. 

Worauf nun aber auch das große Staatsphänomen zurückzuführen 
ist, in ihm hat Venedig das meiste seiner Kraft erschöpft. Es darf viel 
von dem Ruhme italienischer Malerei für sich in Anspruch nehmen. 
Doch von den großen Malern seines fünfzehnten und sechzehnten 
Jahrhunderts entstammen nur die Bellini und der Tintoretto dem 
Rialto, die anderen der Terra ferma. Und ebenso erweisen sich von 
den Baumeistern und Bildhauern, denen wir Venedigs Märchenanblick 
verdanken, allenfalls die frühesten als Kinder der Stadt. In der eigent- 
lichen Geistesgeschichte Italiens aber hat Venedig kaum einen der 
vordersten Plätze besetzt. Will man einen solchen ihm zuerkennen, 
dann gebührt er dem Paolo Sarpi, diesem echten Sohne der Lagunen- 
stadt. Sarpi hat nicht allein die Signorie im Streite mit Paul V. auf das 
tapferste beraten, sondern auch mit seiner Geschichte des Tridentiner 
Konzils mehr, als irgendeiner der Staatshistoriographen von Venedig 
den großen Geschichtsschreibern Italiens sich zugesellt. 

Gerade bei den Deutschen, die mit Italiens Vergangenheit sich 
beschäftigt haben, findet man bisweilen die etwas hochfahrende 
Meinung vom rohen Kaufmannsgeist der Venetianer. Um zu ermessen, 
wie falsch derartiges ist, bedarf es keiner langen Forschungen. Daß 
Venedig durchaus in Italiens Geisteskultur gestanden hat, zeigen die 
seinem Adel entstammenden bedeutenden Humanisten Pietro Bembo, 
Andrea Navager, Ermolao Barbaro. Und in noch höherem Maße 
wird es daraus erwiesen, daß gerade die Venetianer auf der freiesten 
und mildesten Seite der Gegenreformation zu finden sind. Wäre es nach 
Gasparo Contarini, dem Kardinal, nach dem andern Contarini, Giulio, 
dem Bischof von Belluno, gegangen, so wäre die Ueberbrückung der 
Glaubensspaltung wohl gelungen. Und den Willen, die Aufgaben der 
Menschlichkeit wieder namens der Kirche zu übernehmen, haben 
wenige so rein an den Tag gelegt, wie der Senator Girolamo Miani, der 
sein Leben der Pflege unglücklicher und verwahrloster Kinder widmete 
und die für diese Arbeit bestimmte Kongregation der Somasca gründete. 
Pietro Bembo, Gasparo Contarini und vor allem Parlo Sarpi haben 
sich für immer in der Geschichte des italienischen Geistes ruhmvolle 
Namen gemacht. Trotzdem bleibt es wahr, daß ein überragender 
Genius aus dem eigentlichen Venedig nicht hervorgegangen ist. Be- 
kennt man sich zu dem Glauben, daß es das Fernbleiben des Longo- 
bardentums war, was inmitten des Italien ewig erfüllenden Tumultes 
dem Lagunenstaate zum steten Aufstieg verhalf, so darf man viel- 
leicht ebenso annehmen, Florenz habe es der in Toskana besonders 
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starken Beimischung des jugendfrischen Erobererblutes zu danken, 
daß Dante und Michelangelo in seinen Mauern, als Söhne seiner Bürger- 
schaft das Licht der Welt erblickten. 

Gewiß ist mancher des Glaubens, in Lorenzo de’ Medici habe 
Florenz auch einen staatsmännischen Geist von solcher Bedeutung, 
wie er in Venedig nie erschienen sei, hervorgebracht. Trifft dies zu, 
dann ergibt sich daraus nur ein Argument dafür, daß es nicht die 
politischen Genies sind, von denen Bestand und bleibende Macht der 
Staaten abhängen. Was Venedigs Aristokratie auszeichnete, was sie 
vor allem für ihr Werk geeignet machte, das war durchaus nicht Geniali- 
tät. Es war vielmehr das durch lange Jahrhunderte von Geschlecht 
zu Geschlecht sich wiederholende Auftreten von Reihen von Männern, 
die mit dem Willen, dem Staate zu dienen, auch die Fähigkeit, es zu 
tun, verbanden. Ein trefflicher Durchschnitt staatsmännischer Be- 
gabung, eine immer wieder vom Vater auf Sohn und Enkel über- 
tragene politische Erbweisheit war in Hülle und Fülle vorhanden und 
stellte sich für große, wie für kleine Aemter zur Verfügung. Der meteor- 
gleich erscheinende überragende Mann, in dem der Wille der Zeit zum 
Ausdruck kommt, kann wohl bei der Begründung des Staates die zähe 
Arbeit der staatsbewußten und staatsbegabten vielen ersetzen. Doch 
die Dauer des Staates wird allein durch solche Arbeit verbürgt. So 
ist es denn geschehen, daß auf dem zwitterhaften Grenzgebiet von 
See und Festland nördlich der Pomündung zwar der Genius Italiens 
nicht dazu gelangte, seine Schwingen voll zu entfalten. Dafür wurde 
hier der Staat aufgebaut, dem die späten Jahrhunderte des Mittel- 
alters und die ersten der neuen Zeit Neid und Bewunderung gezollt 
haben. 
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Die Wirksamkeit der Mindestlohnausschüsse in 
Großbritannien. 


Von 


H. FEHLINGER. 


In Europa war Großbritannien das erste Land, das Vorkehrungen 
zur Festsetzung verbindlicher Mindestlöhne durch besonders dazu 
berufene Organe traf. Auf Grund des Trade Boards Act von 1909 wur- 
den Fachausschüsse eingesetzt, welche Mindestlöhne für solche Ge- 
werbe zu bestimmen hatten, in welchen die Arbeiter im Vergleich mit 
anderen Gewerben außerordentlich gering entlohnt waren. Zunächst 
wurden Ausschüsse für die Kleiderkonfektion, die Erzeugung von 
Pappschachteln, die maschinelle Erzeugung von Spitzen und Netzen, 
sowie die Erzeugung von Ketten errichtet. Im Jahre 1913 kamen noch 
vier weitere Gewerbe mit vorherrschender Heimarbeit hinzu. In 
diesen acht Gewerben waren insgesamt etwa 500 000 Arbeiter be- 
schäftigt. Mit dem neuen Trade Boards Act von 1818, das bis jetzt gilt, 
wurde das System der Mindestlohnfestsetzung weiter ausgebaut, doch 
bleibt es auf Gewerbe beschränkt, in welchen nach Ansicht des Ar- 
beitsministers entsprechende andere Einrichtungen für eine wirksame 
Lohnregelung nicht vorhanden sind. Wenn die Verhältnisse in einem 
Gewerbe sich so verändert haben, daß die Lohnfestsetzung durch 
Fachausschüsse überflüssig erscheint, so kann es durch Anordnung 
des Arbeitsministers von der Wirksamkeit des Gesetzes ausgenommen 
werden. 

Die Fachausschüsse zur Lohnfestsetzung werden vom Arbeits- 
minister aus einer gleichen Zahl von Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
des betreffenden Gewerbes und aus unbeteiligten Personen gebildet. 
Soweit Berufsorganisationen bestehen, werden sie vom Minister um 
Vorschläge für die Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter ersucht; 
die Vorgeschlagenen werden in der Regel ernannt. Ist in dem Gewerbe 
eine große Zahl Unorganisierter vorhanden, so werden auch aus deren 
Reihen einige Mitglieder des Fachausschusses ausgewählt. Die Zahl 
der zu berufenden unbeteiligten Mitglieder ist im Gesetz nicht fest- 
gelegt. In der Praxis werden in jeden Ausschuß deren drei entsandt. 
Ihre Aufgabe besteht vornehmlich darin, die Verständigung zwischen 
den Interessenvertretern zu fördern. Die Berufung erfolgt auf zwei 
oder drei Jahre. Am Ende eines jeden Jahres scheidet die Hälfte oder 
ein Drittel der Mitglieder aus. Die Mitgliederzahl der Ausschüsse ent- 
spricht ungefähr dem Umfang ihres Wirkungskreises. Im Durchschnitt 
beträgt sie nahezu 40. 
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Das Wirkungsgebiet eines Fachausschusses umfaßt gewöhnlich 
das ganze Land, doch bestehen in einigen Gewerben Ausschüsse für 
einzelne Gebiete, und zwar gewöhnlich einer für England und Wales 
und einer für Schottland. In manchen Fällen sind die Ausschüsse 
nach Gewerbezweigen in Abteilungen gegliedert. Auf Ansuchen eines 
Ausschusses kann der Minister beratende Unterausschüsse für ein- 
zelne Bezirke ernennen. Der Ausschuß der Maßschneiderei im Klein- 
betrieb z. B. umfaßt 14 örtliche Unterausschüsse. Sie bestehen aus 
je einem unabhängigen Mitglied eines Fachausschusses als Vorsitzen- 
den, je einem von den Arbeitnehmer- bzw. den Arbeitgebervertretern 
des MaBschneidereiausschusses benannten Mitglied (in London je zwei 
solchen Mitgliedern) und endlich je 4 bis 6 Vertretern der örtlichen 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber. 

Die meisten Ausschüsse setzen für die einzelnen Arbeiterkatego- 
rien einheitliche Mindestlöhne fest, die innerhalb ihres Wirkungsgebie- 
tes allgemein gelten. Das mag zur Folge haben, daß die Arbeiter in 
Bezirken, wo die Kosten der Lebenshaltung niedriger sind als in an- 
deren, etwas günstiger gestellt sind. Doch sind die örtlichen Unter- 
schiede der Lebenshaltungskosten in Großbritannien nicht sehr be- 
deutend. Die Ausschüsse haben in erster Linie eine Verständigung der 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter über die Höhe der zu zahlen- 
den Mindestlöhne zu erstreben. Wenn eine Einigung der Interessen- 
vertreter nicht möglich ist, so wird gewöhnlich von den unabhängigen 
Mitgliedern ein Vergleichsvorschlag gemacht. Kommt es auch dann 
nach Ablauf einer angemessenen Frist nicht zur Verständigung, so 
wird über vorliegende Anträge abgestimmt, wobei die unabhängigen 
Mitglieder den Ausschlag geben !). Die Ausschüsse haben Mindestzeit- 
löhne festzusetzen, die für Stückarbeiter, wenn nichts anderes vorge- 
sehen ist, als Grundlöhne gelten. Wo Stücklohntarife aufgestellt wer- 
den, müssen sie so bemessen sein, daß sie dem gewöhnlichen Arbeiter 
ermöglichen, nicht weniger als den Mindestzeitlohn zu verdienen. Die 
von einem Fachausschuß bestimmten Lohnsätze bedürfen der Zu- 
stimmung des Arbeitsministers. Der Minister kann die Zustimmung 
versagen und den Fachausschuß zu neuerlichem Tätigwerden auffor- 
dern, er kann aber die aufgestellten Lohnsätze nicht selbst ändern. 

Tagungen der Ausschüsse finden verhältnismäßig selten statt. 
Im Jahre 1925 traten von den 44 bestehenden Ausschüssen zwölf 
überhaupt nicht zusammen. Die übrigen hielten 80 Tagungen, 80 Vor- 
standssitzungen und 30 Zusammenkünfte von Unterausschüssen ab. 

Noch keine Mindestlöhne bestimmt hatten der Ausschuß für 
Treibnetzausbesserungen, der erst Ende November gebildet worden 
war, sowie die beiden Ausschüsse für den Kolonial- und Materialwaren- 
handel in England und Wales bzw. Schottland, die wegen des Wider- 
standes von seiten der Arbeitgeber ihre Aufgabe nicht erfüllen konn- 
ten. Die Arbeitgebervertreter des englischen Fachausschusses für den 


1) D. M. Sells, The British Trade Boards System, Int. Lab. Rev., VIII, 
S. 191. 
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Kolonial- und Materialwarenhandel verlangten, daß entweder ihr Ge- 
werbe von der Mindestlohngesetzgebung ausgenommen werde, oder 
daß sämtliche Handelsgewerbe dieser Gesetzgebung unterworfen 
werden. Ein dahin zielender Vorschlag wurde bereits von dem Aus- 
schuß gemacht, der vor sechs Jahren eingesetzt wurde, um über die 
Wirksamkeit des Gesetzes betreffend Mindestlohnfestsetzungen Er- 
hebungen anzustellen. Doch erklärte der Arbeitsminister auf eine An- 
frage im Parlament am 11. Februar 1926, daß unter den gegenwärtigen 
Verhältnissen eine Notwendigkeit zur Festsetzung gesetzlicher Mindest- 
löhne im Kolonial- und Materialwarenhandel nicht bestehe. Gleiches 
gelte für den Tuchhandel, für den die Errichtung eines Lohnausschusses 
angeregt worden war. 

Wegen der bald nach dem Ende des Weltkrieges eingetretenen 
Wirtschaftskrise waren die Fachausschüsse nicht in der Lage, die erst- 
malig festgesetzten Löhne seitdem wesentlich zu erhöhen. In der Zeit 
vom I. Januar bis 31. Dezember 1925 wurden von II Fachausschüssen 
14 Zeitlohntarife dem Ministerium vorgelegt, das sie sämtlich geneh- 
migte. Ein neuer Stücklohntarif kam 1925 nur für die Herstellung von 
Schleppnetzen zustande. In sechs Fällen brachten die neuen Zeitlohn- 
tarife allgemeine Lohnerhöhungen, in einem Fall wurden nur die Ar- 
beiterinnenlöhne erhöht. In den übrigen Fällen handelte es sich um 
Aenderung von Lohnsätzen einzelner Arbeitergruppen oder um An- 
wendung bestehender Mindestlohnsätze auf neue Arbeiterkategorien. 

Die Ende 1925 im Bereich der einzelnen Fachausschüsse gültigen 
Mindeststundenlöhne der untersten Kategorien geschulter erwachse- 
ner Arbeiter ?) bewegten sich für Männer zwischen Iod. in der Er- 
zeugung von Seilerwaren und Netzen und I s. 414d. in der Ketten- 
erzeugung; für Frauen zwischen 51, d. in der Erzeugung kohlen- 
säurehaltigen Wassers auf den Orkney- und Shetlandinseln und 1014 d. 
in Schuhreparaturwerkstätten. 

Im Bereich der Fachausschüsse, welchen eine besonders große 
Zahl von Betrieben untersteht, waren die Mindeststundenlöhne der 
am geringsten entlohnten Kategorien geschulter erwachsener Arbeiter 
wie folgt: 


Männerlöhne Frauenlöhne 

Milchverteilung = Io% d., ıs. ıd., 18. 2d. 3) 65%, 71%, 854 d.?) 
Schuhreparatur Is. 3d. roland. 
Maßschneiderei (Kleinbetriebe) LS. 7% d. 
Konfektionsschneiderei 10%, d. 7d. 
Frauenkleidermacherei (Maßabtei- 

lung, England nnd Wales) I 8s. 614, 7, 7% d. ?) 
Wascherei (England und Wales 

ohne Cornwall) Is. 144d. 7d. 


Der Unterschied zwischen Männerlöhnen und Frauenlöhnen ist 
durchweg sehr groß. Die Fachausschüsse für die Kettenerzeugung und 


2) Report of the Min. of Labour, 1925, S. g1—r1o1 und 150—158 
3) Je nach der Ortsklasse. 
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die Spitzenmacherei haben Mindestlöhne für die verschiedenen Arbeits- 
verrichtungen ohne Bezugnahme auf das Geschlecht der Arbeiter be- 
stimmt. Mit den Kosten der Lebenshaltung veränderliche Mindestlöhne 
haben sieben Fachausschüsse aufgestellt. Die Grundlage für die Be- 
rechnung von Lohnänderungen bilden in diesen Fällen die Meßziffern, 
welche das Arbeitsministerium veröffentlicht. 


Lohnsätze für Lehrlinge, die durch Lehrvertrag gebunden sind, 
gelten im Wirkungsbereich von acht Fachausschüssen. Außerdem haben 
20 Fachausschüsse besondere Sätze für Jugendliche bestimmt, die 
angelernt werden. Bei den erstgenannten waren 1925 429 Lehrlinge, 
bei den letzteren 29 185 anzulernende Jugendliche eingetragen. 


Arbeitern, welche wegen Gebrechen nicht imstande sind, den Min- 
destlohn zu verdienen, kann die Annahme eines geringeren Lohnes be- 
willigt werden. Am 31. Dezember 1925 waren 2320 Arbeiter im Besitz 
von Erlaubnisscheinen zur Arbeit unter dem tarifmäßigen Lohn. Ein 
Heruntergehen unter die allgemein gültigen Mindestlöhne kommt mit- 
hin nicht häufig vor. 


Vollständige Angaben über den Wirkungsbereich der Fachaus- 
schüsse sind nicht vorhanden. Die Zahl der ihnen unterstehenden Ar- 
beitnehmer wird auf etwa I 250 000 geschätzt. Am 31. Dezember 1925 
unterstanden 43 Ausschüssen zusammen 155 350 Betriebe; davon 
trafen auf den Ausschuß für Milchverteilung in England und Wales 
45 873, den Ausschuß für denselben Beruf in Schottland 4527, ferner 
auf die Ausschüsse für Schuhreparaturwerkstätten 25 567, für MaB- 
schneiderei im Kleinbetrieb in England 15 782, in Schottland 3 127, 
den Ausschuß für Konfektionsschneiderei und Maßschneiderei im 
Großbetrieb 4970, den Ausschuß für Frauenkleidermacherei in Eng- 
land und Wales 11749, den Ausschuß für Frauenkleidermacherei in 
Schottland 2 364, den Ausschuß für die Hut- und Kappenmacherei und 
Putzmacherei in England und Wales 12 352 usw. Der kleinste unter 
allen Ausschüssen ist jener für die Stecknadel- und Klammhaken- 
erzeugung mit 49 Betrieben. 


Die vom Lohnausschuß festgesetzten und vom Arbeitsminister 
genehmigten Mindestlohnsätze müssen von den Arbeitgebern des be- 
treffenden Gewerbes eingehalten werden. Der Erfolg des Gesetzes 
hängt jedoch in bedeutendem Maße von der wirksamen Ueberwachung 
seiner Durchführung ab. Zuerst hatten die Lohnausschüsse selbst für 
die Einhaltung der von ihnen aufgestellten Mindestlöhne zu sorgen, 
doch war ihnen die Möglichkeit dazu in sehr beschränktem Maße ge- 
geben. Im Jahre 1920 wurde im Arbeitsministerium ein besonderer 
Aufsichtsdienst für Mindestlöhne eingerichtet, dem Ende 1925 59 
Beamte angehörten. Wenn Beschwerden wegen Nichteinhaltung der 
gültigen Lohnsätze nicht auf schriftlichem Wege erledigt werden 
können, so wird ihnen an Ort und Stelle nachgegangen. Außerdem 
finden gelegentliche Aufsichtsbesuche statt. Ueber den Umfang der 
Aufsichtstätigkeit in den Jahren 1923—1925 unterrichten folgende 
Zahlen: 
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1923 1924 1925 
Zahl der Betriebe, die dem Gesetz unterstehen 180 641 I7I 540 155 350 
Zahl der Aufsichtsbesuche: 


a) Ueber Beschwerde . . 2. 2 2 2 2. I 091 I 717 2 646 
b) Sonstige . a ...... 2 2 en 2 695 3 359 7 312 
Zus. 3 786 5 076 9 958 


Zahl der Arbeiter in den besuchten Betrieben . 66 058 88 706 rrr 366 


Von Jahr zu Jahr wurde also die Aufsichtstätigkeit bedeutend 
ausgedehnt. 

Im Jahre 1925 waren von allen besuchten Betrieben 6550 Klein- 
betriebe mit höchstens fünf Arbeitern; weitere 2 352 Betriebe beschäf- 
tigten je 6—20 Arbeiter, 872 je 21—100 und 185 je über 100 Arbeiter. 

Außerdem wurden im Jahre 1925 in 9585 Fällen Unternehmer, 
Arbeiter, Gewerkschaftsbeamte usw. aus verschiedenen Anlässen be- 
sucht, die auf die Durchführung des Gesetzes Bezug hatten. 

Auf Grund der Ergebnisse von Aufsichtsbesuchen wurde im Laufe 
des Jahres 1925 Nachzahlung von Lohnbeträgen für 7 426 Arbeiter in 
2 564 Betrieben gefordert. Der Gesamtbetrag der Forderungen belief 
sich auf 48 507 £, wovon 4I 187 £ tatsächlich hereingebracht wurden. 
Wegen Lohnrückständen erfolgten Strafanzeigen gegen 27 und Zivil- 
klagen gegen 8 Arbeitgeber. 

Auch viele sonstige Verstöße gegen das Mindestlohngesetz wurden 
durch den Aufsichtsdienst festgestellt ; in 2 740 Fällen hatten die Arbeit- 
geber unterlassen, die geltenden Mindestlohnsätze in den Betrieben. 
anzuschlagen; in 2558 Fällen wurden Lohnlisten überhaupt nicht ge- 
führt und in 389 Fällen waren sie unzureichend; in 5 132 Fällen waren 
die Aufzeichnungen über die Arbeitszeit unterblieben und in 499 waren 
sie unvollständig. 

Ein Gesetz vom 7. August 1924 $) verhält den Landwirtschafts- 
minister, Lohnausschüsse für die Landwirtschaft in den ein- 
zelnen Bezirken von England und Wales oder fiir mehrere Bezirke ge- 
meinsam zu bilden, ferner ein Lohnamt fiir das ganze Gebiet. Auf 
Schottland und Nordirland findet das Gesetz keine Anwendung. Die 
Ausschüsse werden ebenfalls aus einer gleichen Zahl von Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmervertretern und einigen unabhängigen Personen 
gebildet. Sie müssen Mindestzeitlöhne und können Mindeststücklöhne 
bestimmen. Soweit angängig sind die Mindestlöhne für taugliche 
(ablebodied) männliche Arbeiter so festzusetzen, daß die Leistungsfähig- 
keit gefördert und ein angemessenes Wohlergehen des Arbeiters und 
seiner Familie gewährleistet wird. Die vorgeschlagenen Lohnsätze sind 
dem landwirtschaftlichen Lohnamt mitzuteilen, welches die nötigen 
Anordnungen zur Durchführung zu treffen hat. Wenn ein Lohnaus- 
schuß innerhalb der gesetzlichen Frist die Mindestlöhne für seinen 
Bezirk nicht regelt, so fällt diese Aufgabe dem Lohnamt zu, das auch 
über Beschluß der Interessenvertreter eines Lohnausschusses die 
Lohnfestsetzung oder Lohnänderung vornimmt. 


4) Int. Arb.-Amt, Gesetzreihe, 1924, Großbr. Nr. 5. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 58. zə I2 
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Ende 1925 waren Mindestlohnsätze für 50 Bezirke von England 

und Wales festgesetzt, und zwar fast durchweg Wochenlöhne, nur aus- 
nahmsweise Tage- oder Stundenléhne>). Weniger als 30 Schill. wö- 
chentlich beträgt der Mindestlohn für gewöhnliche männliche Arbeiter 
(ordinary labourers) nur in Berkshire (29s. 2d.), sowie in Norfolk 
(im Sommer 29, im Winter 28s.). Den höchsten Mindestwochenlohn 
dieser Arbeiterkategorie weist Ost-Lancashire auf (42s.); Nord- 
Lancashire und Glamorgan folgen mit je 371, s. Die Arbeitszeit, für 
welche die Mindestlöhne zu zahlen sind, beträgt in der Regel im Som- 
mer 50—54, im Winter 48—50 Stunden. Die 54-Stundenwoche wird 
nur in Ost- und Nordlancashire überschritten, wo der Mindestlohn im 
Sommer und Winter für die 60-Stundenwoche gilt. 
-= Für Arbeiterinnen sind in der Regel Mindeststundenlöhne vor- 
gesehen, die in den allermeisten Bezirken 5 bis 6 d. und nur in zwei 
Bezirken 44% d. ausmachen. Die Arbeitsdauer der Frauen ist in 22 Be- 
zirken festgelegt, und zwar gewöhnlich mit 8 Stunden im Tag oder 48 
Stunden in der Woche. 


—. 


5) Eighteenth Abstract of Labour Statistics of the U.K., S. r10—111. 
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Gesellschaft und Staat”). 
Studie zu der Methodologie Fritz Sanders. 
Von 
FRANZ OPPENHEIMER. 


Mein »System der Soziologie« hat durch Sander eine Kritik von 
jener Strenge erfahren, die wir bei diesem Autor gewöhnt sind. Er 
will mir nachweisen, daß meine »Lehre nicht von richtigen methodo- 
logischen und ontologischen Axiomen ausgeht und nicht als ein wahres 
System anzusehen ist«. Zwar wird mir gütigst zugebilligt, »daB zahl- 
reiche Einzelergebnisse meiner Untersuchungen ... ihren Wert be- 
halten und meine Soziologie zu einem Werke gestalten, an welchem 
die gesellschaftswissenschaftliche Forschung noch lange das stärkste 
Interesse wird nehmen müssen« Aber durch die »Beschränkung der 
Betrachtung auf jene Probleme« erfährt der Leser der Kritik leider 
nicht das mindeste von diesen »Einzelergebnissen«, sondern nur, daß 
ich nach dem Kodex der von meinem Kritiker unserer Wissenschaft 
gebieterisch und, wie es scheint, ohne Berufungsmöglichkeit vor- 
geschriebenen Methodologie zu verurteilen bin. 

Ueber diese Methodologie soll hier nicht grundsätzlich, wohl aber 
angebrachtermaßen einiges gesagt werden; mit anderen Worten: ich 
beabsichtige den Lesern dieses Archivs zu zeigen, wie ein Methodologe 
vonsolcherErleuchtung und entsprechendem Selbstbewußt- 
sein sich die »ontologischen« Prämissen oder. Axiome seiner r Kritik 
schafft, indem er falsch zitiert. 

Gleich zum ersten Anfang findet sich die Behauptung, ich hätte 
ein »strenges Verbot aller Kritik meiner Utopie erlassen«. Die Be- 
hauptungistfalsch. Ich habe mir nicht eine Kritik, sondern 
eine oberlehrerhafte Zensur verbeten, habe mir verbeten, daß man 
mir je nach der Einstellung des »Kritikers« wegen Fleiß und Begabung 
eine Eins oder wegen Faulheit und Dummheit eine Fünf ausstellt. 
Nach einer »Kritik« aber, wie ich sie in meinen Büchern einem 
Malthus, Marx, Ricardo und zahlreichen Anderen habe zuteil werden 
lassen: nach einer Kritik, die die zu-bekampfende Lehre voll- 
kommen darstellt und durch immanente Kritik widerlegt, schreie ich 
geradezu seit Jahrzehnten. 

(Was übrigens meine »Utopie« anlangt, so unterliegt sie nicht 


*) Vgl. dieses »Archive, Bd. 56, S. 339 ff. 
I2* 
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dem Urteil eines noch so hervorragenden Methodologen oder Rechts- 
philosophen, sondern lediglich dem eines Meisters der theoretischen 
Nationalökonomie. Von dieser Eigenschaft hat Sander bisher, wenig- 
stens öffentlich, keinen Gebrauch gemacht.) 

Auf S. 342 läßt Sander mich die Soziologie als eine »ganz neue 
Wissenschaft von der Gesetzmäßigkeit der gesellschaftlichen Hand- 
lung« definieren (I S. 742). Erstens steht dort nicht: einer ganz 
neuen, sondern einer ganzen neuen Wissenschaft, was ja immerhin 
ein kleiner Unterschied ist. Und zweitens sind das nicht meine Worte, 
sonderndie Quételets. 

Auf derselben Seite stelle ich angeblich dieser neuen Wissenschaft 
als Aufgabe »die mathematische Deduktion des typischen Verhaltens«. 
Er verweist auf I S. 676 und 725. Auf der ersten dieser Seiten steht: 
»So ist es denn hier zum erstenmal in aller Geistesgeschichte, soweit 
wir zu sehen vermögen, geglückt, das typische Verhalten bestimmter 
Menschengruppen mit voller wissenschaftlicher Genauigkeit ‚more 
mathematico‘ aus ihrer Lagerung zu deduzieren.« Wo ist hier eine 
»Aufgabe« gestellt? Und auf der zweiten Seite steht — nichts. Da- 
gegen steht auf S. 724 etwas Aehnliches, wie Sander behauptet, zwar 
nicht von der Soziologie, wohl aber von der theoretischen 
Oekonomik. Was auch ein kleiner Unterschied ist. Außerdem 
sollte ein Rechtsphilosoph doch eigentlich wissen, daß »mathe- 
matische Ableitung« nicht exakt dasselbe ist wie die Deduktion »more 
mathematico« im Sinne Spinozas. 

Auf derselben Seite wird behauptet, daß ich »die soziologische 
Tatsache dem absoluten Wert entgegensetze«. Wer das liest, möchte 
Veranlassung nehmen, an meiner geistigen Gesundheit zu zweifeln. 
In der Tat steht dort: »Unser Gegenstand ist fortan das Recht 
als soziologische Tatsache, nicht mehr als absoluter Wert.« Mit anderen 
Worten: ich gliedere hier die Rechtsphilosophie, mit der ich 
erklärt habe, nichts zu tun zu haben, weil sie zur Sozialphilosophie 
und nicht zur Soziologie meines Sinnes, des engeren Sinnes, gehört, 
von dieser letzteren ab. 

Auf derselben Seite wird behauptet, ich setze die Soziologie einer 
»Wesenslehre von der Gesellschafte gleich. Es wird 
verwiesen auf IS. 158. Aufdieser Seitestehtkein Wort 
davon!Aufkeiner SeitemeinerfünfBändesteht 
ein Wort davon! Auf der bezeichneten Seite wird über die 
methodische Stellung von Dilthey berichtet! Und da findet sich 
auf S. 159 zwar nicht der Ausdruck »Wesenslehre«, sondern es wird 
gesagt, daß der Mensch ein geselliges Wesen ist und wird — bitte, 
immer von Dilthey, nicht von mir, ausdrücklich in Gänsefüßchen — 
über sdauernde Beziehungen von psychischen Akten in einem Men- 
schenwesen auf solche in einem anderen« gesprochen. 

Auf S. 345 läßt Sander mich sagen: »DaB das Erfahrungsobjekt 
der Geschichte die ‚Klasse‘, jenes der Soziologie die ‚Art‘ sei« (I S. 173). 
Wer das liest, wird wieder um meine Gesundheit besorgt sein. In der 
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Tat steht dort folgendes: »Das Erfahrungsobjekt der Geschichte ist 
auch das der Soziologie in unserem Sinne, wenn auch nicht umgekehrt. 
Dieses ist die Klasse, jenes die Art.« Nicht nur, daB Sander das Zitat 
derart verstümmelt hat, daß kaum jemand verstehen kann, was 
gcmeint war: er hat auch noch Klasse und Art verwechselt; 
nicht die Geschichte, sondern die Soziologie hat das umfassendere 
Erfahrungsobjekt, die Klasse; nicht die Soziologie, sondern die Ge- 
schichte hat das kleinere, die Art. 

Auf derselben Seite behauptet Sander: »Indes sind nach Oppen- 
heimer Historik und Soziologie methodisch verschieden, denn die 
Soziologie ist kollektivistisch gerichtet, d. h. schreibt der Masse die 
eigentliche geschichtliche Bedeutung zu, während die Historik bis 
auf den heutigen Tag das führende Individuum, den Heros in den 
Vordergrund stellt, ja fast allein betrachtet« (I S. 127). Wenn man 
diese Seite aufschlägt, so findet man, daß ich, ohne selbst Partei 
zu nehmen, übereinenhistorischen Gegensatzzwi- 
schenderfrüherenSoziologieundder Geschichts 
wissenschaft berichte. An dieses grobe und in der Tat 
nicht mehr zu verzeihende Mißverständnis knüpft sich dann eine 
längliche Kritik, in der mir unter anderem bescheinigt wird, 
daß ich »Masse« und »Gesellschaft« verwechsle, was einfach eine 
objektive Unwahrheit ist: ich habe die Masse von der organi- 
sierten Gruppe sehr scharf unterschieden (I S. 554 ff.). Die Kritik 
mag man sich selber vorstellen, die aus solcher »Ontologie der Axiomee 
folgt! 

Auf S. 367 beschäftigt sich Sander mit meiner Auffassung, daß 
man von dem lebendigen Ganzen der Gesellschaft und nicht von 
seinen Teilen ausgehen muß, und daß der Gegenstand der Soziologie 
»das Ganze der Gesellschaft als Ganzes ist«, während sich die einzelnen 
Gesellschaftswissenschaften mit den verschiedenen Aeußerungen dieses 
Gemeinschaftslebens im Recht, in der Wirtschaft usw. usw. zu be- 
fassen haben. Er verweist auf I S. 133. Dort habe ich geschrieben: 
»Aber das Ganze als Ganzes, das Urelement und die Urfunktion, die 
Mechanik der Differenzierung der einen Form aus der anderen, ihre 
Verbreitung über den Raum, ihr Wettbewerb und Kampf um den 
Raum, ihre Veränderung in diesem Kampf, ihre Anpassung an die 
wechselnden Verhältnisse dieses Raumes usw.: das ist der Gegenstand 
der Soziologie.« Der Leser sieht, daß es sich hier um eine sum- 
marische Aufzählung der Aufgaben handelt, die der Soziologie, wie 
ich sie fasse (und wie sie die meisten Soziologen fassen; eine An- 
merkung verweist auf Wundt, auf Lorenz Stein) zur Lösung dar- 
geboten sind. Sander aber bekommt es fertig, folgendes zu schreiben: 
»Dieses ‚Ganze als Ganzes‘ wird von Oppenheimer definiert ... im 
gleichen Zusammenhange auch als ‚Urelement‘, als ‚Urfunktion‘.« 
Unbegreiflich, aber wahr: Sander hat nicht verstanden, daß es sich 
hier nicht um eine Häufung von Bezeichnungen 
fürdengleichenGegenstand,sondern um die Auf- 
zählung verschiedener Gegenstände handelt! 
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Auch an diese unmögliche Entgleisung knüpft sich wieder eine läng- 
liche Kritik, die der Prämisse würdig ist. 

Auf S. 374 schreibt Sander: »Weil Oppenheimer annimmt, daß 
die gruppenmäßig determinierten menschlichen Individuen wie ‚Auto- 
maten‘ (I S. 617) handeln.« Man schlage die Seite auf. Dort steht: 
»Die von der Gruppe im Interesse ihres eigenen Bestandes ausgebildeten 
und ihren Mitgliedern eingeimpften sozialen Imperative bestimmen 
... jede Handlung überhaupt hier (in unserer Fiktion) mit 
zwingender Kraft. Die Gruppenglieder bewegen sich ... wie Auto- 
maten.« Diese »Fiktion« ist die der »Statik«. Das ist eine der mathe- 
matischen Physik unentbehrliche Hilfskonstruktion, die der mathe- 
matische Physiker Auguste Comte auf die Soziologie angewendet hat, 
die von ihm aus tiber John Stuart Mill in die theoretische Oekonomik 
eingefiihrt wurde und dort zu entscheidender Wichtigkeit gelangt ist. 
Die statische Betrachtung ist hier zu einer völlig unentbehrlichen, 
von allen Schulen als solche anerkannten Methode geworden. 
Daß Sander von all dem nichts ahnt, und diese Methode für einen 
simmerhin etwas unklaren Begriff« (S. 347) hält, müßte einem 
»Nichts-Als-Rechtsphilosophen« nachgesehen werden, ist aber für einen 
Methodologen von solchem Selbstbewußtsein etwas erstaunlich. Un- 
begreiflich und unverzeihlich aber ist seine Behauptung, ich ließe 
die Menschen auch in der realen Gesellschaft als »Auto- 
maten« handeln, da ich wenige Seiten zuvor gegen Gumplowicz und 
andere, die diese Meinung vertreten, scharf polemisiert habe. Um so 
unbegreiflicher und unverzeihlicher, weil die Worte: »in unserer Fik- 
tion« auch im Original eigens durch Sperrung hervorgehoben sind. 

S. 376 beschäftigt sich Sander mit einer von mir vorgenommenen 
vorläufigen Umgrenzung des Begriffs »sozialer ProzeB«. Ich habe ge- 
schrieben: »Wir glauben, keinen Widerspruch fürchten zu müssen, 
wenn wir den sozialen Prozeß in zunächst noch überaus weiter, fast 
noch tautologischer Formel bestimmen als die Betätigung mensch- 
licher Massen.« Ich unterscheide dann eine Masse von Menschen und 
eine menschliche Masse und sage: »Von einer Masse sprechen wir nur 
dort, wo eine Vielheit von Menschen, durch irgendein gemeinsames 
Interesse verbunden, sich irgendwie gemeinsam, d. h. eben als Masse 
betätigt.« (Die Stelle steht übrigens nicht, wie Sander angibt, I S. 97, 
sondern S. 79). Dazu bemerkt Sander: »I rgen d wie, sagt Oppen- 
heimer — aber an ein bisher dreibändiges ‚System der Soziologie‘ 
dürfte man doch die Forderung stellen, uns eben das ‚Wie?‘ zu er- 
klären, nicht in einer handgreiflichen Zirkeldefinition, die ‚gemein- 
same Betätigung‘ als ‚Massenbetätigung‘ und die ‚Massenbetätigung‘ 
als ‚gemeinsame Betätigung‘ zu bestimmen. Offenbar sollen für Oppen- 
heimer ‚Masse‘ und ‚Gruppe‘ äquivalente Begriffe sein.« Dieser Me- 
thodologe scheint nicht zu wissen, daß eine logisch richtige Definition 
konvertierbar sein muß; nach seiner Meinung wäre also jede richtige 
Definition eine Zirkeldefinition! Wenn er mir aber vorwirft, daß 
Masse und Gruppe für mich äquivalente Begriffe seien, so beweist 
das erstens, daß er mein Buch nicht gelesen oder nicht verstanden 
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hat: denn ich habe die beiden Begriffe auf das schärfste und in aus- 
führlicher Polemik z. B. gegen Lebon unterschieden; und es beweist 
zweitens, daß er a) nicht weiß, um was es sich an der von ihm an- 
gegriffenen Stelle handelt, und b) nicht ahnt, wie die alte und doch 
leidlich erprobte Methodologie vorgeht und vorgehen muß, die weiter- 
kommen will als bloß bis zur — Omphaloskopie. Denn a): hier handelt 
es sich noch nicht darum, eine »Realdefinition« des Begriffes »Sozialer 
ProzeB« zu gewinnen, sondern hier wird, ausdrücklich als snoch überaus 
weite, fast noch tautologische Formel« eine vorläufige »Nominal- 
definitione gegeben, eine ungefähre Bestimmung des Standorts 
des Problems, die erst durch die Darlegungen des gesamten Werkes 
ihren vollen Inhalt erlangen soll und kann. Esheißtnoch520Sei- 
ten später in der Zusammenfassung am Schlusse des 3. Abschnittes, 
der den Titel trägt: »Der GesamtprozeB in erster Analyse«, folgender- 
maßen: »Die Anpassung aller Gruppen und Gesellschaften oder besser: 
aller Gruppen- und Gesellschaftsinteressen aneinander und ihre phy- 
sische Umwelt: das ist der Inbegriff des sozialen Prozesses in seiner 
zeitlichen und räumlichen Erstreckung. Die Formel istimmer 
noch empfindlich leer. Sie sagt uns noch nichts von den 
Bedingungen der physischen und sozialen Umwelt, an die die Gruppe 
sich anzupassen hat, nichts von den Ursachen, die diese Bedingungen 
und damit das Gruppeninteresse verändern, nichts von dem Inhalt 
der Vorstellungen und Werturteile, die jeweilig einem bestimmten 
Gruppeninteresse entsprechen, ebensowenig etwas von der Art, wie 
sie sich ändern, wenn das Gruppeninteresse selbst sich ändert, und 
vor allem nichts von der Richtung, in der der Gesamtprozeß sich 
bewegt. Aber — mehr hatten wir uns für diesen Abschnitt auch nicht 
vorgesetzt.« 

Es nimmt dann weitere mehr als 500 Seiten in Anspruch, um 
auch diese Lücken noch auszufüllen und damit erst den Begriff »so- 
zialer Prozeß« mit seinem vollen Inhalt zu erfüllen und aus der vor- 
läufigen Nominaldefinition eine wirkliche Realdefinition zu machen. 
Mein Herr Kritiker verlangt eine solche bereits bei dem ersten Schritt, 
der getan wird. Aber er versäumt es, seinen Lesern mitzuteilen, daß 
es sich bei der von ibm so hart beurteilten Stelle eben nur um den 
ersten Schritt eines langen und mühsamen Weges handelt. 

S. 382 läßt Sander mich behaupten, »daß es nur ein rationales 
Wirtschaften gäbe, da der Imperativ des ‚kleinsten Mittels‘ in jedem 
Menschen stets aktuell seie Nirgends habe ich diesen 
Unsinn behauptet. Auf S. 454 des dritten Bandes steht: 
»Es ist uns natürlich bekannt, daß der empirische Mensch zuweilen der 
Versuchung erliegt, wenn ein plötzliches starkes sinnliches Begehren 
seinen besonnenen Entschluß sozusagen überreitet. Dann begeht er 
eine unwirtschaftliche Handlung und bringt etwa anstatt des Jochs 
Zugochsen, die er erwerben wollte, einen Rausch heim, den er nicht 
erwerben wollte.« Und in der Grundlegung des dritten Bandes findet 
sich (S. 52 ff.) ein ganzer Abschnitt über das unwirtschaftliche Ver- 
fahren. 
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Auf derselben Seite findet sich ein weiteres, geradezu skandalöses 
Mißverständnis. Der Grundfehler der bisherigen Oekonomik lag in 
einer Aequivokation, die ich zuerst aufgedeckt habe. Man verstand 
unter »wirtschaftlichem Bedürfnis« das Begehren nach Verfügung 
über Güter und nahm immer stillschweigend an, daß deren Beschaf- 
fung durch »wirtschaftliche« Mittel, d. h. durch Arbeit oder äqui- 
valenten Tausch unter Ausschluß »außerwirtschaftlicher Gewalt« er- 
folgt sei und noch erfolge. Hier wurde also der Begriff »wirtschaftlich« 
in zwei ganz verschiedenen Bedeutungen angewendet; daraus folgte 
die verhängnisvollste aller Aequivokationen, das »Gesetz der ursprüng- 
lichen Akkumulation«, die Wurzel aller soziologischen Uebel in Theorie 
und Praxis, deren Ausrottung der Hauptzweck meines gesamten 
Lebenswerkes ist. Ich habe allein in Band II ein Vierteltausend Seiten 
der Dogmengeschichte dieses verhängnisvollen Axioms aller bisherigen 
Soziologie gewidmet. Und da geschieht es mir, daß ein Kritiker, der 
mir (S. 341) sein begründetes richterliches Urteil« über mein 
Werk zu fällen verspricht, diese von mir zuerst aufge- 
deckteAequivokationmirindieSchuheschiebt! 

Ich könnte die Liste dieser ungeheuren und unverzeihlichen MiB- 
verständnisse und Fehlzitate noch ins Unendliche verlängern. Ich 
will aber nur noch eines anführen: 

Es handelt sich um das begriffliche Verhältnis von Staat und 
Gesellschaft. Ich sage: »Es sind drei verschiedene Aussagen über das 
Verhältnis der beiden Begriffe möglich, die sorgfältig geschieden sein 
wollen: zwei ‚theoretische‘ und eine ‚praktische‘.« Die erste nenne 
ich die »klassifikatorische« Man kann den Staat als eine bestimmte 
Form der Gesellschaft auffassen, als Unterbegriff, der der Gesellschaft 
als seinem Oberbegriff untergeordnet ist. Die zweite nenne ich die 
»methodologische«: hier wird einmal die Rechtsform, das andere Mal 
der geschichtliche Inbalt des Staats ins Auge gefaßt. Die dritte nenne 
ich die »praktische«: »Sobald der Staat nicht mehr als juristisches 
System, sondern als geschichtliche Tatsache beobachtet wird, ent- 
steht notwendig die Frage, ob dieser ... Staat, und weitergreifend 
die allgemeinere Frage, ob ‚der‘ Staat überhaupt das ist, was er sein 
sollte. Er wird an irgendeinem Ideal gemessen. Nur von dieser Unter- 
scheidung zwischen dem Staate, wie er ist, und dem Staate, wie er 
sein sollte, kann in einer soziologischen Untersuchung des Staates 
die Rede sein.« 

An diese Worte knüpft Sander wieder eine sehr längliche Kritik, 
in der er mir vorwirft, meiner Begriffsbestimmung der Soziologie 
untreu zu sein, die ich ausdrücklich als rein kausale Seinswissenschaft 
von der Sozialphilosophie als der an Werten orientierten Sollwissen- 
schaft unterschieden habe. Aber die angegriffene Er- 
örterungbefindetsichineiner geistesgeschicht- 
lichen Darstellung, inderichnicht meine Theorie 
entwickle, sondern die Anschauungen früherer 
Soziologen wiedergebe. 

Sapienti sat! Eine ganz ähnliche » Kritik« hätte zustande kommen 
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können, wenn der damit Beauftragte sich im wesentlichen nur des 
Registers bedient hätte, um die Seitenzahlen, die sich bei einigen 
ausgewählten Stichworten finden, aufzuschlagen, einige Sätze heraus- 
zuklauben und Widersprüche zwischen ihnen festzustellen, wobei es 
natürlich leicht vorkommen kann, daß man einen zitierten und sogar 
polemisch bekämpften Satz eines anderen Autors für einen Satz des 
Autors hält, und wobei es ferner ebenso leicht vorkommen kann, daß 
man den Autor für die Vieldeutigkeit eines Wortes verantwortlich 
macht, das in der Fachliteratur sein Schicksal gehabt hat, bald in 
dieser, bald in jener Bedeutung gebraucht zu werden. 

Der geneigte Leser wird verstehen, wenn ich darauf verzichte, 
mich auf die Kritik näher einzulassen, die aus solchen Prämissen 
folgt. Vielleicht wird später einmal darauf zurückzukommen sein, 
wenn Herr Sander gezeigt haben wird, daß er imstande ist, deutsch 
zu verstehen. 


186 


Erwiderung auf Franz Oppenheimers „Studie“. 
Von 
FRITZ SANDER. 


Meine »Gesellschaft und Staat« betitelte Studie zur Gesellschafts- 
lehre Franz Oppenheimers habe ich veröffentlicht, weil ich es für not- 
wendig hielt, einmal darzulegen, daß jene Gesellschaftslehre in grund- 
sätzlichen wissenschaftlichen Anschauungen verwurzelt ist, welche die 
neuere geisteswissenschaftliche Forschung überwunden hat. Den 
»Auftrag«, mich mit O. auseinanderzusetzen, habe ich mir also selbst 
erteilt, allerdings nach einigem Zögern, da es mir im Hinblicke auf 
einige O. betreffende Präzedenzfälle klar war, daß meine Kritik mir er- 
bitterte Vorwürfe eintragen werde. Jeder, der meine Studien gelesen 
hat, weiß, daß es sich gar nicht darum handelte, eine »Methodologie 
Fritz Sanders« gegen O.s Methodologie auszuspielen, vielmehr einfach 
darum, gegen O.s Naturalismus die Gedanken der neueren 
Geistes wissenschaften zu vertreten. Aus diesem Grunde hatte ich 
gar keine Veranlassung, mich mit O.s »Einzelergebnissen« zu beschäf- 
tigen. Indes möchte ich vorweg in einem Punkte O. Recht geben. 
Wenn ich ihm nämlich in einer Vorbemerkung »gütigst zu- 
billigte«, daß »zahlreiche Einzelergebnisse seiner Untersuchungen — 
ihren Wert behalten usw.«, so tat ich dies nur, um, soweit es möglich 
war, jede persönliche Kränkung eines Autors, der sich seit vielen Jah- 
ren mit großer Energie um die Probleme der Soziologie bemüht, zu 
vermeiden. Leider wird meine »Güte«, oder, sagen wir richtiger, meine 
»Höflichkeit« übel gelohnt. Ich sehe ein, daß ich jene Vorbemerkung 
hätte unterlassen sollen, und mache das Zugeständnis, daß auch die 
Einzelergebnisse seiner Untersuchungen erst genau zergliedert werden 
müßten, bevor man ihren Wert behauptet. 

Im übrigen aber scheint O. jene Forderung, welche er an seine 
Kritiker richtet, für sich selbst als Kritiker nicht gelten lassen zu wollen. 
Jene Forderung O.s lautet: »Es scheint eine verschollene Sage zu sein, 
daß der Kritiker ein begründetes richterliches Urteil schul- 
det: Akzeptieren oder widerlegen, befiehlt das 
Staatsrecht unserer Gelehrtenrepublik: die Logik!« O. aber akzep- 
tiert weder noch widerlegt er, sondern — behauptet, daß sein Kritiker 
falsch zitiert hat. Allerdings stellt O. für »später einmal« eine Wider- 
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legung in Aussicht, welches Versprechen an die Bedingung geknüpft 
ist: swenn Herr Sander gezeigt haben wird, daß er imstande ist, 
deutsch zu verstehen«. Leider sagt aber O. nicht, vor welchem irdi- 
schen oder überirdischen Richterstuhle Herr Sander das Verständnis 
seiner Muttersprache zu erweisen haben wird, um einer Widerlegung 
seiner Kritik teilhaftig zu werden. Herr Sander darf aber versichern, 
daß er vor jeden Richterstuhl zu treten gewillt ist, sogar vor einen 
Richterstuhl, auf welchem sein Ankläger O. selbst sitzt. 

O. hat sich jede »oberlehrerhafte« Zensur seines Werkes verbeten. 
Er selbst aber beantwortet eine Kritik, die an die Grundlagen seiner 
Lehre greift, mit »oberlehrerhaften Zensuren«, indem er Herrn Sander 
anläßlich eines offenbar gänzlich mißglückten Schulaufsatzes wegen 
mangelnder Kenntnis der deutschen Sprache und wegen sentsprechen- 
den Selbstbewußtseins« eine schlechte Note ausstellt. Indes, wenn auch 
mein Selbstbewußtsein, wie ich gerne zugebe, offenbar pathologisch 
gesteigert ist, was sich schon daraus ergibt, daß ich es gewagt habe, 
O.s Lehre zu kritisieren, so scheint mir doch hinwiederum gerade O. 
nicht jener Mann zu sein, der anderen ein übermäßiges Selbstbewußt- 
sein vorzuwerfen berechtigt ist. Im Vorworte zu seiner »Soziologie« 
(1922) läßt sich nämlich O., nachdem er von seinen Anfängen als Arzt 
gesprochen hat, folgendermaßen vernehmen: : s»Ich bin im Verlauf 
dieser Studien auf einige wenige neue Wahrheiten gestoßen, die, 
dessen glaube ich gewiß zu sein, weithin umwälzend auf große Teile 
der Sozialwissenschaften wirken müssen, wenn sie anerkannt werden 
— und sie müssen, glaube ich, anerkannt werden« (S. X). »Aber 
nicht minder scheint hier der erste entscheidende Schritt zur Lösung 
der... theoretischen Aufgabe der Soziologie getan zu sein: die G e- 
setze der geschichtlichen Handlung zu finden. Denn hier war es 
zum ersten Male geglückt, die historische 
Handlung unzähliger Menschen, moderner Ge- 
nossenschaftler und mittelalterlicher Zunft- 
meister, mit mathematischer Genauigkeit aus 
ihrer sozialen und ökonomischen Lagerung ab- 
zuleiten« (S. XV). »Ich zeigte soeben, daß es mir gelungen war, 
das früher als einheitlich betrachtete Phänomen der »wirtschaftlichen 
Bediirfnisbefriedigung« in zwei Arten zu zerlegen... .« (S. XV). »Mir 
hat jedenfalls eine erste skizzenhafte Durcharbeitung des Staatspro- 
blems, die ich 1908 veröffentlichte, gezeigt, daß man auf dem von mir 
eingeschlagenen Wege recht weit kommen kann« (S. XVII). »Ein 
Beispiel werde ich ausführlich bringen, das es besonnenen Gelehrten 
schwer machen wird, den hier unternommenen Versuch grundsätzlich 
abzulehnen: meine »sozialökonomische Geschichtsbetrachtung« konnte 
die Geschichte des theoretischen Sozialismus deduzieren.. .« 
(S. XVII). Wer O.s Werke kennt, weiß, daß er auch sonst gesperrt 
gedrucktes Selbstlob reichlich ausstreut. 

O. spricht mir das Recht ab, seine »Utopie« zu beurteilen, weil ich 
»Methodologe oder Rechtsphilosoph« sei, bisher aber nicht gezeigt 
habe, daß ich ein »Meister der theoretischen Nationalökonomie« bin. 
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Indes, abgesehen von dem Umstande, daß dieses Argument auch weder 
»Akzeptieren« noch »Widerlegen« bedeutet, erlaube ich mir die Bemer- 
kung, daß, wenn, wie wir eben gesehen haben, ein Arzt sich zum 
Meister der theoretischen Nationalökonomie ernennt, es gewiß keine 
schwerere Verletzung der Zunftregeln darstellt, wenn ein s»Methodo- 
loge und Rechtsphilosoph«, der auch einige soziologische Ar- 
beiten geschrieben hat, sich zum Kritiker jenes Meisters ernennt. 

Was nun O.s Vorwurf anlangt, daß ich »falsch zitiere«, so möchte 
ich vorweg bemerken, daß, selbst dann, wenn alle Einzelvorwürfe O.s 
hinsichtlich meines »falschen Zitierens« richtig wären, dennoch nicht 
das Mindeste an den Ergebnissen meiner Kritik geändert wäre, da 
O.s Vorwürfe — wie jeder Leser meiner Kritik sich überzeugen kann — 
durchwegs ganz untergeordnete Fragen betreffen. Im einzelnen will 
ich zu O.s Vorwürfen nur in Kürze das Folgende bemerken: 

I. Ich hielt und halte mich für berechtigt, zu sagen, daß O. ein 
strenges Verbot aller Kritik seiner Utopie erlassen hat. Ein Autor, 
der sich »oberlehrerhafte Zensuren« seitens der Kritik verbittet, der, 
wie wir eben gesehen haben, erklärt, daß die von ihm gefundenen 
Wahrheiten anerkannt werden »müssen« der behauptet, daß er 
»es besonnenen Forschern schwer macht, seinen Versuch grundsätzlich 
abzulehnen«, wobei natürlich er selbst entscheidet, was eine »immanente 
Kritik« und was eine »oberlehrerhafte Zensure, wer ein besonnener 
Forscher oder wer etwa nur »Methodologe« ist, ein Autor schließlich, 
der eine auf die Sache gehende Kritik durch den Vorwurf falschen 
Zitierens zu diskreditieren sucht, verbietet eine Kritik seiner 
Werke und sschreit« nicht nach einer »immanenten Kritik«, sondern 
wohl nur nach einer — Anerkennung. 

2. Auf S. 342 habe ich allerdings zitiert: seine ganz neue 
Wissenschaft von der Gesetzmäßigkeit der gesellschaftlichen Hand- 
lung«, während es im Original heißt: seine ganze neue Wissen- 
schaft... .« Die absolute Bedeutungslosigkeit dieses Versehens ergibt 
sich daraus, daß ich diese Stelle zusammen mit anderen 
auf S. 342 nur zitiert habe, um zu zeigen, daß Oppenheimer 
die Soziologie als Gesetzes wissenschaft betrachtet, wobei der 
Unterschied »ganz« und »ganze« nichts zur Sache tut. Diese Worte 
sind auch nicht aus Quetelet zitiert, sondern auseinem Origi- 
nalsatze Oss, in welchem er gewissen Gedanken Quetelets offen- 
bar zustimmt! Allerdings ist es überhaupt nicht durchaus leicht, 
O. zu zitieren, da er in seitenlange Zitate aus anderen Autoren billi- 
gende oder mißbilligende Originalsätze einstreut, wobei sich dann 
gewiß immer die Möglichkeit ergibt, zu sagen, es handle sich nicht um 
eine Originalaufstellung. 

3. O. behauptet, daß ich ihm zu Unrecht imputiere, »er stelle der 
Soziologie die Aufgaben mathematischer Deduktion des typischen Ver- 
haltens«. Hierbei habe ich aus O.s Werk als Belegstellen zitiert: 
I. S. 677, 725. O. sagt nun, auf S. 725 »stehe nichts«. In Wahrheit 
aber heißt es auf S. 725: »In beiden Fällen aber ist das 
historisch und soziologisch alleininteressante 
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Problem unlösbar: die Berechnung, die Deduk- 
tion der typischen Handlung jeder historisch 
gegebenen Gesellschaft.« (Im Original nicht gesperrt.) 
Wer zitiert also O. falsch, ich oder etwa gar er selbst ?! Ich war und bin 
also vollständig berechtigt zu behaupten, daß O. der Soziologie die 
Aufgabe mathematischer Deduktion des typischen Verhaltens stellt. 
Zahlreiche andere Stellen des Werkes O.s lassen diese Aufgabe- 
stellung unzweideutig erkennen. So heißt es auf S. 724: »... und daß 
daher jede Handlung des negativen Interesses mit mathematischer 
Genauigkeit berechnet werden kann, wenn uns gegeben sind... .« 
Die letztere Aeußerung, — welche ich gar nicht zitiert hatte! — 
bezieht sich allerdings auf die theoretische Oekonomik. Daß sie sich 
aber im Sinne O.s auch auf die Soziologie bezieht, ergibt sich aus einer 
Stelle auf S. 677, auf welche ich verwiesen habe und welche lautet: 
sHier enthüllt sich das Wesen der Soziologie, als der Synthese der 
Geisteswissenschaften, in besonderer Klarheit. Das Gesetz wurde in 
der Oekonomik aufgefunden und konnte auch nirgend anders auf- 
gefunden werden als in ihr, weil keine andere Teilwissenschaft der 
Soziologie bisher zu gleicher Genauigkeit der Methode und der Er- 
gebnisse aufgestiegen ist. Nur sie allein konnte bisher »more mathema- 
tico« deduzieren, weil sich in der wirtschaftlichen Handlung des Men- 
schen nur eine einzige, ihrer Richtung und Geschwin- 
digkeit nach bestimmte Kraft ausdrückt: der ökono- 
mische Imperativ« (die Sperrung nicht im Original). 

4. Auf S. 342 habe ich behauptet, daß O. »die soziologische Tat- 
sache dem absoluten Wert entgegensetzt«, was O. bestreitet. Die von 
mir zitierte Stelle findet sich in I. S. 398 und lautet: »Denn unser Gegen- 
stand ist fortan das Recht als soziologische Tatsache, nicht als absolute 
Wert.« Die Stelle sagt also genau das, was ich behauptet habe. Diese 
Entgegensetzung findet sich auch an anderen Stellen des Werkes, so 
z. B. in I. S. 154, wo gesagt wird, daß »die Soziologie in ihrem eigenen 
Betriebe mit der Welt der Werte... nichts zu tun hat.« 

5. Auf S. 342 habe ich behauptet, daß O. die Gesellschaftslehre 
als »Wesenslehre von der Gesellschaft« betrachtet. O. bestreitet dies und 
wirft mir vor, ich verwechsle ein Zitat aus Dilthey mit einem Ge- 
danken O.s. Indessen ist die von mir herangezogene Stelle, die ©. nicht 
finden will, ein Originalsatz O.s (I. S. 158) und lautet: »Schon 
diese erste Analyse scheint uns unseren Weg völlig freizugeben. Dil- 
they erkennt die »theoretische« Wissenschaft von der geschichtlich- 
gesellschaftlichen Wirklichkeit durchaus an, die „durch Abstraktion 
ausgesonderte gleichförmig sich verhaltende Teilinhalte‘ feststellt und 
erklärt: das ist aber genau das, was wir unter allgemeiner Soziologie 
verstehen wollen.« Da eine derartige theoretische Wissenschaft, als 
welche nicht etwa bloß Dilthey, sondern O. selbst die allgemeine 
Soziologie verstehen will, heute allgemein »Wesenslehre« genannt wird, 
— ihren Gegensatz bildet, wie O. selbst sagt, die Wissenschaft vom 
sIndividualen, Singularen, Unterscheidenden« — so weiß ich nicht, wie 
mir der Vorwurf falschen Zitierens gemacht werden kann. 
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Aus den weiteren Vorwürfen O.s will ich nur noch die beidem 
folgenden herausgreifen: 

6. O. erklärt es für »unbegreiflich und unverzeihlich«, daß ich an— 
nehme, er halte die Individuen für »Automatene, da er dies nur für 
die Fiktion der »sozialen Statik« behaupte. Indes hier handelt es 
sich offenbar gar nicht um einen Vorwurf »falschen Zitierens«e, sonderrı 
um einen Streit in der Sache selbst. Denn wenn auch gewiß die vora 
mir angeführte Stelle sich auf die »Fiktion« der ssozialen Statik« 
bezieht, so hat sie doch offenbar auch Geltung für reale Gesell- 
schaften, da O. »die stationäre Gesellschaft der Realität« betrach- 
tet (I, S. 622 ff.) und behauptet, daß es nicht nur auf primitiven Stufen 
eine Gesellschaft gibt, welche dem Bilde der Statik saußerordentlich 
ähnlich« ist, sondern daß auch auf unserer Stufe die »Stetigkeit 
der Statik nahekommte (S. 823). 

O.s Darlegungen sind eben derart unklar, daß er stetig die Fiktion 
in Realität, die Realität in Fiktion übergleiten läßt! Ueberdies aber 
geht O. auch in der Darstellung der »Kinetik des sozialen Pro- 
zesses« grundsätzlich darauf aus, das Individuum unter Auslöschung 
alles Psychischen als naturgesetzlich determinierten Mechanismus, 
also doch wohl als »Automaten« darzustellen, wie ich auf den Seiten 
358 ff. meiner Kritik gezeigt habe. Würde O. nicht durchgängig 
das Individuum als Automaten behandeln, so wäre es unverständlich, 
wie er sein für die Statik und Kinetik formuliertes »Grundgesetz« 
hätte aufstellen können, aus welchem sich ergibt: ». . . daß die psycho- 
logische Motivation, als das fest determinierte Mittelglied des Zusam- 
menhangs, jede selbständige Bedeutung verloren hat« (S. 800). 

7. Schließlich behauptet O., daß ich ihm das »Grundgesetz der 
ursprünglichen Akkumulation«, dessen verhängnisvolle Irrtümer er 
aufgedeckt hat, »in die Schuhe schiebe«. Indes, hier werde ich von 
O. falsch zitiert! Denn auf S. 388 meiner Kritik sage ich ganz aus- 
drücklich, daß O. jenes Gesetz »brandmarkt« und »bekämpft«, seinem 
Zauber aber doch wieder unterliegt, indem jenes Grundgesetz den 
Kern seiner Utopie bildet! 

So steht es also mit der »Liste dieser ungeheuren und unverzeih- 
lichen Mißverständnisse und Fehlzitate«, die O. »ins Unendliche ver- 
längern zu können glaubt«. Ich aber lehne es ab, mit O. in eine ins 
Unendliche verlängerte Polemik zutreten, und verweise den interessier- 
ten Leser nochmals auf meine kritische Studie, welche für die Ent- 
scheidung genügt, ob O. durch seine Zensuren meine Einwendungen 
gegen seine Lehre auch nur zu berühren vermag. 


Redaktionelle Bemerkung zur vorstehenden Polemik: Aus naheliegenden 
Gründen sehen wir von der Veröffentlichung einer weiteren uns zugegangenen 
Erwiderung ab. Die bisher abgedruckte Polemik gibt indessen dem Leser die 
Möglichkeit, sich ein Urteil über den Gegenstand der Kontroverse zu bilden, 

Die Redaktion, 
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Oppenhetmer, Dr. Hans: Die Logik der soziologi- 
schen Begriffsbsldung mit besonderer Berücksichtigung 
von Max Weber. (Heidelberger Abhandlungen zur Philosophie und 
ihrer Geschichte hrsg. von Ernst Hoffmann und Heinrich Rickert, 
H. 5.) Tübingen, J. C. B. Mohr (Paul Siebeck), 1925. Subskriptions- 
preis M. 3.40, Einzelpreis M. 3.80. S. 112. 

Oppenheimer gewinnt seine Konzeption der soziologischen Be- 
griffsbildung zunächst dadurch, daß er einen sachlichen Gesichtspunkt 
(Rickerts Begriff der Kultur) mit einem rein logisch-formalen der 
generalisierenden Erkenntnis kombiniert (S. 9). Soziologie ist ihm 
somit generalisierende Begriffsbildung am Stoffe der Kultur. Er arbeitet 
mit den allgemeinen Kategorien von Rickerts methodologischer 
Systematik und will den logischen Ort der Soziologie im Rahmen 
seiner Wissenschaftslehre fixieren, während bei Rickert selbst die 
logische Stellung der Soziologie zwischen Natur- und Kulturwissen- 
schaft etwas schwankend bleibt. Wie wir jedoch gleich sehen werden, 
en diese logische Fixierung der Soziologie als Kulturwissenschaft 

i O. in der Weise, daß ihr nur eine ganz spezifische » Schicht an dem 

Stoffe der Kultur als ihr eigentlicher Gegenstand zugewiesen wird. 

Darin liegt indessen gleichzeitig gerade das Problematische seiner 

»Lösung«, wie hier ebenfalls zu zeigen sein wird. | 

Trotz des generalisierenden Verfahrens ist die Soziologie im 

Sinne O.s endgültig Kult ur wissenschaft: die Herrschaft der reinen 

»Gesetzesidee«, der Verallgemeinerung ist hier nicht absolut, nicht 

unumschränkt genug, um den Kulturstoff, logisch gesehen, zur völlig 

entindividualisierten (wertindifferenten) » Natur« zu machen. Soziologie 
ist ihm nicht die Wissenschaft, die soziales Leben schlechthin — ohne 

Rücksicht auf den stets individuell gestalteten werthaften Gehalt — 

unter dem Gesichtspunkt einer Reduktion auf möglichst allgemeine 

Gesetzmäßigkeiten betrachtet. In der Betonung dieser Seite des 
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methodologischen Sachverhalts liegt zweifellos ein Verdienst !) und 
ebenso in dem Versuch, über jene erste logische Bestimmung der 
Soziologie, über jene — fast spielerisch anmutende — Kombinierung 
eines formalen mit einem sachlichen Gesichtspunkt hinauszukommen; 
denn, so wahr es ist, daß damit etwas Richtiges — in bezug wenigstens 
auf einen großen Teil der sich als Soziologie bezeichnenden Erkennt- 
nisse — erfaßt ist, wird man kaum dabei stehen bleiben können. Die 
Art der Durchführung, die sachlich dabei aufgestellten Thesen, die 
für sie in Anspruch genommene Geltung (für alle Soziologie über- 
haupt) sowie insbesondere die damit verbundene Deutung oder besser: 
Umdeutung der Soziologie und auch der Methodologie M. Webers im 
Sinne der eigenen Aufstellungen O.s müssen indessen auf das ent- 
schiedenste abgelehnt werden ?). 

Der Gegenstand der Soziologie als generalisierender Kulturwissen- 
schaft im Sinne O.s ist nicht die Kultur wirklich keit als solche, 
sondern die »irrealen Sinngebilde« (S. 20, 29 u. a.); ihr Material ist — 
im Gegensatz zur Geschichte — »nicht das Wirkliche, sondern die an 
ihm haftenden Wertbestandteile« (S. 10); und zwar »hat sie zum 
Begriffsmaterial Sinngebilde als allgemeine« (S. 21); »jedenfalls« ist 
»der Stoff der Soziologie nicht die Wirklichkeit« (S. 21), und »Gesell- 
schaft im Sinne der generalisierend-kulturwissenschaftlichen Sozio- 
logie« ist der »Inbegriff von historischen Sinngebilden« (S. 31) $). Durch 
die ständige ermüdende Wiederholung solcher und ähnlicher Be- 
teuerungen wird freilich weder der Begriff des »irrealen Sinngebildes« 
in der Soziologie noch derjenige der Wirklichkeit genügend geklärt. 
Doch scheint — bei einem Versuch, den Gedanken einigermaßen ein- 
deutig zu erfassen, was angesichts der widersprechend lautenden 
Stellen (z. B. S. 31. über »die materiellen Voraussetzungen aller 
Kultur verwirklichungs) nicht leicht ist — so viel herauszu- 
kommen, da8 weder physische oder psychophysische Gegebenheiten 
des historischen Verlaufs sozialen Lebens, in dessen Zentrum ftir unser 
Interesse das menschliche Handeln steht, noch die darin empirisch 
aufzufindenden seelischen und geistig-seelischen Gehalte — als Wirk- 
lichkeiten eben — jemals zum eigentlichen Gegenstand der Soziologie 
werden können. Also nicht x. der körperlich-räumliche Tatbe- 
stand einer Kulturerscheinung (z. B. des Tausches, des Geldes, der 
Preisbildung), nicht die Tatsache, daß und wie sie an körperlich- 
räumliche Dinge (z. B. Geldstücke) und »äußeres« Verhalten und Ge- 
schehen (z. B. faktische Geld- oder Güterübergabe oder -transport) 
gebunden sind, während übrigens auch diese äußere Seite für die 


1) Uebrigens versuchte schon früher H. Kantorovicz in seinem Beitrag zur 
Erinnerungsgabe für Max Weber (Hauptprobleme der Soziologie, Bd. I, S. 75—96, 
hrsg. von M., Palyi, München und Leipzig, Duncker & Humblot, 1923) und ich 
in meiner M. Weber in diesem »Archive (Bd. 49, S. 623—752) gewidmeten Ab- 
handlung den kultur wissenschaftlichen Charakter auch der generalisieren- 
den Soziologie hervorzuheben und der Allgemeinbegrifflichkeit in ihr engere 
Grenzen zu setzen. 

2) Vgl. die Kritik von Andreas Walther in »Göttingischen gelehrten An- 
zeigen« 1926, 1—3, S. 62 ff. 

*) In einer etwas anderen Richtung geht der Satz: »Soziologisches Verstehen 
bedeutet... Unterordnung von individuelleren, ‚wirklicheren‘ (von mir 
gesperrt) Sinngebilden unter allgemeinere« S. 24), worin Wirklichkeits grade 
unterschieden werden, ohne daß man erfährt, was dies eigentlich bedeutet. 
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Geschichte als auch für die Soziologie (z. B. der Tauschwirtschaft) 
bekanntlich von größter Bedeutung ist; aber auch nicht 2. der tat- 
sächliche subjektiv gemeinte Sinn der Beteiligten, den wir als die 
sinnere« Seite der Vorgänge verstehbar erfassen, also nicht z. B. 
die zur Preisbewilligung führende Motivation, da dies doch wiederum 
— psychische — Wirklichkeit wäre; und ebenso nicht 3. jener »Sinn«, 
den die Beteiligten mit ihrem Verhalten oder seinen Folgen in der 
»nachträglichen« Reflexion und Stellungnahme faktisch verbinden 
und welcher stark genug wäre, um als Triebfeder sie zum Eingreifen 
in die Wirklichkeit zu bewegen, wodurch er ja vor allem sozio- 
logisch relevant würde; und endlich 4. nicht der sozusagen »objektive« 
Sinn, die funktionale Bedeutung, die »Rolle« z. B. des Preises (wie 
sie etwa G. Cassel formuliert) im Zusammenhang der wirtschaft- 
lichen Bedürfnisbefriedigung, da dies wiederum mit der real-kausalen 
Verknüpfung der Dinge unlösbar verbunden ist 4). 

Nur was darüber hinaus noch an den Dingen — nicht als psy- 
chisch-realer, »subjektiv-gemeinter« und daher als kausale Kompo- 
nente im Geschehen wirkender, sondern — als »irrealer Sinn« »haftet«, 
ist Gegenstand der Soziologie. Die allgemeinen formalen, letzten, Werte, 
die selbst, san sich« »leer« und »unverstehbar« sind, sind Prinzipien 
dieses Sinnes und seines Verstehens; er liegt allein in der Beziehung 
zu ihnen und ist nur durch die Herstellung dieser Beziehung erfaßbar. 
(Vgl. S. 22.) Die Soziologie wird als eine »bloß wertverstehende« 
Erkenntnis bezeichnet (S. 31); »Das Material der Soziologie... bilden 
‚Dinge‘, die niemals Gegenstände unserer Sinne, unseres Verstandes, 
unserer Erfahrung werden können« (!) (S. 29). 

Wir fragen nun, ob O. nicht zweierlei verwechselt hat: 1. die 
ideellen Beziehungen — wenn auch nicht zu den letzten und rein 
formalen Werten, so doch — zu den in einer Gemeinschaft jeweils 
geltenden, sich historisch wandelnden und stets inhaltlich bestimm- 
ten, »konkreten« Wertvorstellungen, die gewiß allgemeine Voraus- 
setzungen unseres Interesses an der Kulturwirklichkeit und Prinzipien 
der Stoffauswahl auch in der Soziologie sind, und 2. diesen Stoff 
selbst, — und ob er nicht an Stelle dieses letzteren jene ideellen Be- 
ziehungen als solche zum Gegenstand der Soziologie gemacht hat? 


Dementsprechend sind die Zusammenhänge, welche die Soziologie 
zu ermitteln hat, den Kategorien der Realität und der Kausalität 
völlig entrückt. Es sind reine Sinnzusammenhänge. Sie sind ebenso 
irreal und akausal, wie die Sinngebilde selbst. (S. 13, 24, 27.) Das 
Prinzip ihrer »Gültigkeit« (wenn man hier so sagen darf) tragen sie in 
sich selbst; es liegt allein in ihrer sunmittelbaren Verständlichkeit«, 
sihrer Plausibilität«, »ihrer Evidenz« (S. 27). 


Seltsam ist indessen, daß diese reinen allgemeinen Sinnzusammen- 
hänge, die natürlich keine Erfahrungsregeln sind und keine empi- 
rischen Kausalzusammenhänge genereller Art zum Ausdruck bringen, 
doch für die Geschichte als Mittel bei der Feststellung individueller 
historischer Zusammenhänge in Anspruch genommen werden, wobei 
sogar von »historischen Zurechnungsurteilen« (S. 24) die Rede 


4) Als besonders naheliegend ist hier ein »wirtschaftliches« Beispiel heran- 
gezogen. Doch sei für diejenigen, die etwa Anstoß daran nähmen, gesagt, daß 
sich ebenso leicht srein« soziologische Beispiele heranziehen ließen. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 58. 1. I3 
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ist. Das Wort »kausal« wird dabei sorgfältig vermieden, und es 
wird von »der Methode der historischen Motiv- und Folge for- 
schung« gesprochen (von mir gesperrt) 5). Um welche Art von Zu- 
sammenhang es sich somit bei dieser »subsummierenden« (S. 24) »Me- 
thode der Zusammenhangsfeststellung zwischen Kulturerscheinungen« 
handelt, wird nicht klar. Es sei dazu nur bemerkt: Handelt es sich 
um reale kausale Zusammenhänge zwischen historischen Erscheinungen, 
so vermögen jene allgemeinen irrealen Sinnzusammenhänge (allein 
und als solche zum mindesten) für die Gewinnung eines gültigen 
individualisierenden Zurechnungsurteils nicht das geringste zu nützen; 
handelt es sich auch hier um irreale Sinnbeziehungen, dann hört nicht 
nur die O.sche Soziologie, sondern auch Geschichte auf, eine kausale 
Realwissenschaft zu sein. Ein merkwürdiges Ergebnis für eine auf 
Rickert bauende Methodologie, dessen Wissenschaftslehre ausdrück- 
lich für die Wirklichkeitserkenntnis in ihren verschiedenen Formen 
gelten will®). (Und umgekehrt: um einen individuellen Zu- 
sammenhang menschlichen Handelns mit der spezifischen Evidenz 
der Verständlichkeit zu erfassen, bedürfen wir nicht allgemei- 
ner Regeln sinnhaften Geschehens, wohl aber zur Begründung der 
objektiven Gültigkeit unseres kausalen Urteils über den verstandenen 
Zusammenhang.) 

Daß das Problem des irrealen Sinnverstehens, der rein ideellen 
oder ideell-normativen Sinn- und Wertzusammenhänge — die Ent- 
wicklung reiner Sinn- und Wertbeziehungen zwischen werthaften Ge- 
halten der konkreten Kulturerscheinungen untereinander und zwischen 
diesen und den geltenden Wert- und Sinnsystemen, die »Auswickelung« 
sozusagen, »Ausschöpfung« und »Durchleuchtung« ihres Wertgehalts — 
nicht nur für die Kultur- und Geschichtsphilosophie, sondern auch 
für das Verständnis der prinzipiellen Natur der Soziologie und der 
Geschichte von äußerster Wichtigkeit ist, soll freilich nicht bestritten 
werden. Im Gegenteil: daß dies irgendwie, in einer näher zu unter- 
suchenden Art, für die historisch-soziologische Erkenntnis, für das 
tiefer verstehende Erfassen der gesellschaftlichen Erscheinungen 
höchst bedeutsam ist, soll ausdrücklich betont werden. Und zwar geht 
diese Bedeutung weit über die bloße Abhängigkeit der Stoffauswahl 
von der Wertbeziehung hinaus. Doch das ist etwas anderes als die 
Soziologie schlechthin für eine Wissenschaft von irrealen Sinn- 


5) Das Wort »Folge« braucht im Gegensatz zur »Wirkung«e nicht 
unbedingt das Glied eines kausalen Zusammenhanges zu bezeichnen, sondern 
bezieht sich vorwiegend auf jene Sphäre, die, mit Schopenhauer zu sprechen, 
dem principium rationis sufficientis cognoscendi unterworfen ist (Ueber die vier- 
fache Wurzel des Satzes vom zureichenden Grunde, 4. Kap. $ 20, 5. Kap. $ 29). 
Die ihm jedoch anhaftende Doppelsinnigkeit hat es von jeher zum beliebten 
Mittel da gemacht, wo man (bewußt oder unbewußt) einen unliebsamen logischen 
Sachverhalt zu verschleiern hatte. 

¢) Daß eine solche Art, das logische Problem der Soziologie auf der Grund- 
lage der Rickertschen Methodologie zu lösen, überhaupt möglich war, beruht 
darauf, daß hier die neue Auflage der »Grenzen« zum Ausgangspunkte genommen 
wurde, welche der alten gegenüber nicht nur eine Erweiterung, sondern auch eine 
innere Abwandlung zeigt, indem in ihr das Problem des »sirrealen Sinnese und 
seines Verstehens ins systematische Zentrum rückt und die Geschichte ihren 
früher ausgesprochenen Wirklichkeitscharakter etwas. einzubüßen scheint. 
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zusammenhängen zu erklären. Welcher Art die wirklich vorhandenen 
Beziehungen historisch-gesellschaftlicher Erkenntnis zum »reinen« 
Sinn- und Wertverstehen sind, kann hier nicht näher ausgeführt 
werden. 

Soweit die Ausführungen O.s sich auf die hier notgedrungen un- 
vollkommen angedeuteten methodologischen Strukturzusammenhänge 
beziehen, verdienen sie Beachtung, wenn er auch ihre Rolle in der 
Soziologie unrichtig deutet und weit überschätzt. Doch gänzlich un- 
zulässig ist die Art und Weise, wie M. Webers sehr ernst zu nehmende 
Lehre kurzerhand im Sinne des Verfassers uminterpretiert und von 
ihm für seine Thesen in Anspruch genommen wird. Trotz der stets 
wiederholten Versicherungen M. Webers: daß er nur eine empirische 
Wissenschaft meine und selbst treibe, daß die Soziologie in seinem 
Sinne Wirklichkeitserkenntnis sei; daß sie reale Zusammenhänge 
zu ermitteln und sie kausal zu erklären habe; daß dabei die bloße 
unmittelbare Evidenz des Verstehens nicht genüge; daß die ob- 
jektive Gültigkeit des kausalen Zusammenhangs nur durch gene- 
relle Regeln empirischen Geschehens verbürgt werden kann; 
daß nur auf diese sich die »objektive Möglichkeit« und die »Kausal- 
adäquenz« stütze; daß auch die Konstruktion des sIdealtypus« auf 
»Regeln adäquater Verursachung« aufzubauen sei; daß das 
soziologische Verstehen gleichzeitig kausale Erklärung anstrebe; daß 
es sich bei diesem Verstehen um den psychisch-real gehabten »sub- 
jektiv-gemeinten Sinn« handele; daß der »Idealtypus« eine »Steige- 
rung« wirklicher Situationen bedeute und auch auf »sinn- 
fremde Faktizitäten« anwendbar sei; daß endlich auch da, wo 
die faktische Möglichkeit, das kausale Urteil durch Hinweis 
auf generelle Kausalität zu begründen, nicht vorliege, dies prin- 
zipiell durch den logischen Sinn eines solchen Urteils stets ge- 
fordert, wenn auch oft als bloßes Ideal der Erkenntnis anzu- 
sprechen sei; — trotz alldem reklamiert O. M. Weber für seine 
nicht kausale Soziologie, für seine Konzeption derselben als 
»Unwirklichkeits«wissenschaft, für seine sirrealen Sinn- 
gebilde« und reine »Sinnzusammenhänge«, für reines Wertverstehen, 
für jenes Erfassen von »Sinnverwandtschaften«, das auf bloBer 
»Plausibilität« beruhe usw.! 

Freilich kann dem Fachlogiker und Philosophen eine gewisse 
Berechtigung zu der Haltung des Besserwissens nicht abgesprochen 
werden, und er darf sich berufen fühlen, den Einzelwissenschaftler 
über die logische Natur seiner Erkenntnisse aufzuklären; er soll ihn 
selbst da noch berichtigen, wo er eigene Versuche logischer Inter- 
pretation unternimmt, und seine vielleicht unbeholfenen Formulie- 
rungen ins philosophisch Einwandfreie übertragen. Doch allzuleicht 
sollte der Philosoph sich nicht darüber hinwegsetzen, und man darf 
fragen, ob der Fachlogiker, falls er über die logischen Probleme einer 
Einzelwissenschaft etwas wesentliches auszusagen sich anschickt, 
nicht die Vertreter dieser Einzelwissenschaft etwas ernstlicher zu be- 
fragen hat, welche direkt aus der eigenen Arbeit heraus auf die logi- 
schen Problematiken stoßen und sie in aller Lebendigkeit erfassen. 
Die bedeutenden Leistungen °) solcher Fachwissenschaftler auf metho- 


7) Es sei hier nur an Karl Mengers erstaunlich großartiges Werk erinnert 
(mit seiner Vorwegnahme wesentlicher Elemente der Windelband-Rickertschen 
13* 


196 Literatur-Anzeiger. 


dologischem Gebiet sollten den Fachlogiker um so mehr interessieren, 
als er selbst dem Stoff, den sachlichen Fragestellungen und der Be- 
griffsbildung der ersteren meist sehr fern steht; ohne deren Kenntnis 
ist aber auch die Lösung der betreffenden methodologischen Probleme 
nicht gut möglich. l 

Unter Verzicht auf einen näheren Nachweis und Belege sei 
noch erwähnt, daß O. einseitig solche Beispiele soziologischer 
Begriffsbildung heranzieht, welche seine Konzeption zu stützen 
scheinen. Doch auch das von ihm Herangezogene erweist sich bei 
näherem Zusehen als ungeeignet, seine Position zu begründen. (Vgl. 
S. 13 ff.) ®). 

se a O. unternommene Nachweis, daB die von mir innerhalb 
der von M. Weber als »Idealtypus« zusammengefaBten Begriffsbildung 
durchgefiihrte Scheidung von zwei verschiedenen Erkenntnisformen — 
eine Scheidung, die tibrigens inzwischen mehrfach angenommen worden 
ist *) — unhaltbar sei, kann wohl kaum als geglückt betrachtet 
werden. Schon die erste Orientierung, die zur Bestimmung der logi- 
schen Struktur jener Begriffsbildung vorzunehmen ware: nach ihrem 
Erkenntnisziel 1°), müßte darüber belehren, daß die dort vorliegende 
Verschiedenheit des Zwecks — einmal Individualisierung und das 
andere Mal Generalisierung — von M. Weber nicht genügend berück- 
sichtigt worden ist. Es ist und bleibt immer ein anderes, ob man eine 
bestimmte individuell-historische »gestalthafte Einheit« in ihren 
»Wesens«zügen herausarbeitet oder ob man aus isolierten Elementen 
den prinzipiell beliebig wiederholbaren reinen Verlauf einer generellen 
Logik), dessen Bedeutung bis heute nicht genügend erkannt ist. Einnochgröße- 
res Beispiel ist M. Weber, — vielleicht deshalb, weiler mehr als bloß Fach- 
wissenschaftler war und in einem gewissen Sinne als der repräsentativste und 
lebendigste Philosoph seiner Zeit anzusehen ist. (Vgl. die Gedenkrede von 
K. Jaspers, Tübingen, J. C. B. Mohr (Paul Siebeck), 1921 und 1926). Es sei 
auch noch auf solche Arbeiten hingewiesen, wie die methodologischen Auf- 
sätze von F. von Gottl-Ottlilienfeld (jetzt gesammelt unter dem Titel: Wirt- 
schaft und Leben. Jena, G. Fischer, 1925) und der Aufsatz von Alfred Weber: 
Prinzipielles zur Kultursoziologie, in diesem Archiv, Bd. 47, S. 1—49, und neuer- 
dings auf K. Mannheim, dessen Arbeiten für die Fachmethodologen nicht 
gleichgültig sein dürften. 

8) Hier wird die »Entstehung eines Erdbebens«, die »durch kausalgesetzliche 
Analyse erklärte wird, in Gegensatz gestellt zu seiner (des Erdbebens) »Weiter- 
wirkung« auf Wirtschaft und Politik z. B., »etwa in der Richtung, daß die 
Zahlungsbilanz passiver wird¢, was »man doch wohl nicht im gleichen Sinne 
kausal nennen kann« (S. 13). Gewiß nicht im genau gleichen Sinne! Doch in 
beiden Fällen handelt es sich um Kausalität. Oder gibt es »Wirkungene, die 
keine Ursachen haben? Und in beiden Fällen ist es unerfindlich, was diese 
»Wirkungen« mit »sirrealen Sinngebilden« und sreinem Sinnzusammenhange zu 
tun haben sollen. 

®) Z. B. bei E. Salin, Der »Sozialismus«in Hellas, in der Festgabe für Eberhard 
Gothein zum 70. Geburtstag, München und Leipzig, Dunker u. Humblot, 1925, 
S. 38, und neuerdings in dem Aufsatz »Hochkapitalismus« im »Weltwirt- 
schaftlichen Archive Bd. 25, H. 2, S. 323—24 ; ferner: A. Walther a. a. O. 
und in seinem Beitrag über Max Weber im Jahrbuch f. Soziologie, Bd. 2 
(1926), Karlsruhe, G. Braun. 

10) Wie dies gerade von dem Lehrer O.s, H. Rickert, empfohlen wird. 
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sozialen Erscheinung in »idealtypischer Steigerung« konstruiert, »de- 
duktiv« ableitet. Und der Einwand O.s (S. 42), daß man von einer 
»Steigerung« der empirischen Wirklichkeit nicht sinnvoll reden kann, 
wenn man nicht darunter die »Sinnbestandteile« versteht, wird hin- 
fällig, wenn man bedenkt, daß jene »idealtypische Steigerung« nur 
dies bedeutet, daß für methodische Zwecke man einen in der vollen 
Wirklichkeit »verdunkelten« Sachverhalt im gedanklichen »Experi- 
ment« sich in voller Reinheit auswirken läßt (an Hand von Regeln 
adäquater Verursachung notabene!). In den Kulturwissenschaften 
hat man eben nicht die Möglichkeit, realiter zu experimentieren und 
z.B. eine Gesellschaft künstlich ins Leben zu rufen, deren Mit- 
glieder nur wirtschaftliche Motive im Herzen trügen und nur Rechen- 
exempel im Kopfe über ökonomische Vorteile und Nachteile. Was 
man hier kann, ist eben die Wirklichkeit gedanklich gewissermaßen 
»stilisieren«, szuspitzen«, »übertreiben«, »idealtypisch steigern«. Dieses 
Verfahren ist keine Erfindung von M. Weber und alt genug, um 
schon vom »alten Mill« erkannt und in seiner Logik registriert worden 
zu sein. 

Was bei O. über den M. Weberschen »Richtigkeitstypus« gesagt 
wird, ist einfach falsch: die Soziologie hat niemals die Aufgabe, die 
Abweichungen des wirklichen Verlaufs von der »Richtigkeit« fest- 
zustellen, um — in irgendeinem normativen Sinne — seine Wer- 
tung an einem solchen Typus zu vollziehen; diese »Richtigkeit« 
im Sinne M. Webers ist völlig wertindifferent; sie be- 
deutet die (»psychologisch« oder durch sinnfremdes Geschehen) 
ungestörte Orientierung des konstruierten Handels an einem 
rationalen Prinzip und rationalem Wissen um die beste Möglichkeit 
seiner Verwirklichung und dient lediglich als kausales Deutungs- 
schema. 

Man ist heute noch weit davon entfernt, sich M. Weber wirklich 
angeeignet zu haben. Der Weg, der dahin führt, ist freilich ein anderer 
und allerdings viel schwieriger als die willkürliche Umdeutung seiner 
Lehren es ist. 

Es wäre vielleicht nicht ganz gerechtfertigt, auf die Schrift O.s 
so ausführlich einzugehen, wenn sie nicht, in ihrer Art, eine heute 
üppig sich entfaltende und Gefahren in sich bergende Tendenz repräsen- 
tierte: 

I. Die Soziologie rückt bei ihm, wie er einmal (S. 10) selbst zu 
fühlen scheint, in eine bedenkliche Nähe der Kulturphilosophie: der 
Wertanalyse und -interpretation sozialen Geschehens, die teils »vor«, 
teils »hinter« der Kulturgeschichte und -soziologie in logisch jeweils 
besonderer Art stehend, für diese gewiß von größter Bedeutung doch 
niemals sie selbst sind! 2. Durch die Umwandlung der soziologischen 
Zusammenhänge in — auf unmittelbarer »Plausibilität« — ruhende 
reine Sinnaffinitäten wird die Soziologie den Kategorien entrückt, 
welche allein objektive Geltung zu garantieren vermögen. Der sicheren 
Kriterien beraubt, wird sie, freilich ungewollt, der unkontrollierbaren 
Spekulation und den fragwürdigsten »Sinninterpretationen« ausge- 
liefert. 3. Der sozial-historische Prozeß scheint sich hier zu reinem Sinn- 
zusammenhang zu wandeln, zu ideellem Gefüge von Sinnmomenten, 
von werthaften Gehalten, die, in einer Art »intellektualer Anschauung« 
erfaßbar, mehr oder weniger willkürlich aneinandergekettet werden. 
Bestenfalls stünde damit die Soziologie glücklich wieder vor der 
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Wiedergeburt der rein ideologischen Geschichtsbetrachtung, die doch 
gerade durch die realsoziologische Analyse überwunden werden sollte. 
Der GeschichtsprozeB ist indessen kein rein ideell — durch die Selbst- 
erkenntnis des objektiven Geistes in seiner Eigenbewegung — erfaB- 
barer ProzeB. Und insbesondere sucht die Soziologie nicht nach 
ideellen Sinnverwandtschaften, sondern nach Realzusammenhängen 
empirischer Sachverhalte, die sie durch das Medium seelischer Ge- 
gebenheiten und Motivationen verbindet. Sie versteht die wirklich 
gelebte und gehandelte Geschichte. Ihr Stoff liegt in der Sphäre der 
seelischen Tatsächlichkeit, durch die allein auch die Wertideen und 
ihre Sinnzusammenhänge in der Geschichte wirksam werden können. 
Ihr Verstehen ist stets an das »Mitschwingen« der eigenen Seele, des 
Willens gebunden. In diesem Sinne kann sie mit dem gleichen Recht 
ein »Selbstverstehen des Willens« genannt werden. Der Sinn, nach 
dem sie fragt, sind nicht jene »Sinnbestandteile«, die, sich gleichsam 
aus einer fremden, durch eine tiefe Kluft getrennten »Welt für sich« 
niedersenkend, an ihrem Stoff »haften« und durch Beziehung auf 
formale Werte, wie eine dünne Schicht, abhebbar sind: ihr Sinn ist 
ın der vollen sinndurchtränkten seelischen Wirklichkeit und wird in 
ihr stets neu erzeugt in lebendiger Einheit von Geist und Seele. 
(Alexander von Schelting.) 


II. Soziologie und Sozialgeschichte. 


Brinkmann, Carl: Gesellschaftslehre. Enzyklopädie 
der Rechts- und Staatswissenschaft XXXXVIII. Berlin, J. Springer, 
1025. l 

eset AbriB der Soziologie bringt auf 37 Seiten mehr als manche 
viel größeren Veröffentlichungen; aber natürlich muß die Darstellung 
bei dieser Gedrängtheit leiden und ist das Büchlein auch für den vor- 
gebildeten Leser keine leichte Lektüre. Es ist erstaunlich, was der Ver- 
fasser an prinzipiellen und programmatischen Ausführungen alles auf 
diesen Seiten untergebracht hat, und es wäre zu wünschen, daß cr in 
breiterer Ausführung einmal, vielleicht bei der zweiten Auflage, auch 
für weitere Kreise verständlich sich äußerte. 

Die Wissenschaftsgeschichte zu Beginn bedürfte einer ausführlichen 
Darstellung und Auseinandersetzung mit Sombart u.a. B. unterscheidet 
Richtungen nach den Stoffgebieten, die der Soziologie als Material 
dienen, und zwar wesentlich: die Erforschung zeitgenössischer Gesell- 
schaftszustände und die Untersuchungen geschichtlicher und besonders 


vorgeschichtlicher Vorgänge und Einrichtungen. Mit Recht erklärt B. . 


gegen v. Wiese, daß »die aus der Aktualität schöpfende Soziologie 
elbsttäuschungen durch die Färbungen ihrer ‚Tatsachen‘ mit unbe- 
wußten Vorurteilen, Leidenschaften und Interessen sogar besonders 
ausgesetzt ist« (S. 2). 

Da die politischen und ökonomischen Veränderungen des 17. und 
18. Jahrhunderts, die erweiterten Kenntnisse von sogenannten Natur- 
völkern in den Kolonien und die Auseinandersetzung zwischen stän- 
discher und bürgerlicher Gesellschaft dem sozialen Denken reiche In- 
halte boten, so muß man bei der Wissenschaftsgeschichte der Soziologie 
zurückgehen, in England auf Hobbes und Mandeville, in Frankreich 
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bis auf die Hugenottische Staatskritik. Eine Darstellung des Verhalt- 
nisses von Naturrecht und Soziologie ware sehr am Platz gewesen. 
B. erklart, daB die oe eee on der Intelligenz gegen die politischen 
und sozialen Machte mit Hilfe der naturrechtlichen Ideologie nicht nur 
destruktiv, sondern auch konstruktiv wirkte und das Problem eines 
gesellschaftlichen Aufbaues durch die Wissenschaft dann nach der fran- 
zosischen Revolution die ersten groBen organischen Systembildungen 
hervorgebracht habe. Es scheint mir, als ob über dem Naturrecht die 
Geschichtsphilosophie vernachlässigt wäre, und die Ideologie der 
natürlichen Entwicklung, also der Zusammenhang von Positivismus 
und Soziologie, an dieser Stelle nicht recht hervorträte. 

B. geht aus von dem Problem des sogenannten Individualismus 
oder, wie er sagt, von der Eigenbedeutung der leibseclischen Einzel- 
persönlichkeit. Er sieht einen »Ausweg« zwischen der scholastischen 
Streiterei um den Vorrang der Gesamtheit oder der organizistischen 
Vorstellung des Gesamtkörpers und der in der Historie herrschenden 
heroistischen Auffassung, indem er einander zugeordnete Reihen des 
Natürlichen und Geistigen annimmt und nun eine Reihe bildet von 
dem Individuum, das rein körperlich einen »Widerstand« für die Lei- 
tung seelischer Ströme bildet bis zur sintimen Person«, also eine Inten- 
sitätsskala der Individualität, der eine gleichsinnige Skala der Uni- 
versalität entspricht, indem von der leiblichen Hilfslosigkeit des Neu- 
geborenen bis zur seelisch-geistigen Verbundenheit mit der Gesellschaft 
eine andere Reihe sich ziehen läßt. Hier greift er auch Litts Gedanken 
des »Perspektivismus« auf, der von dem Ich und von dem Du her 
bestimmte Lagen annimmt und durch die Reziprozität das Beharren 
in geschlossenen Kreisen erklärt. Der Mensch erhält seine Orientierung 
durch die natürlich-gesellschaftliche Umgebung und hat eine feste 
Blickrichtung, die sich aus den geistigen wie aus den leiblich-seelischen 
Zusammenhängen ergibt. Indem Litt aber nur die Stellung des Ein- 
zelnen zur Gesellschaft in seiner Standpunktslehre erklärt, ist die Frage 
des Verhältnisses von Psychologie und Soziologie gestellt. B. wendet 
sich gegen die durch Herbarts Schule vorherrschende Wahrnehmungs- 
und Vorstellungspsychologie in Deutschland und hebt mit Recht her- 
vor, daß eine psychologische Tradition, die, vor allem durch Ribot, 
die gesellschaftlich wichtigen Seiten, die emotionalen und voluntari- 
schen, des Seelenlebens beachtete, in Frankreich bestand. Die neue 
Psychologie erscheint B. durchaus geeignet als Grundlage der Soziologie. 

Die Haupteinwände gegen den Psychologismus werden in der 
Lehre von der sozialen Objektivation behandelt. »Objektiv im Sinne 
der Entgegensetzung von Gegenständlichem und Bleibendem gegen das 
Vorübergehende und Wechselnde seelischer Subjektivität sind zunächst 
alle jene Bedingungen der materiellen Dingwelt, die als ‚Realisations- 
faktoren‘, wie sie Scheler nennt, gesellschaftliches wie einzelmensch- 
liches Handeln überall einschränkend und unterstützend begleiten« 
(S. 7). Das gesellschaftliche Leben »verwirklicht« sich in einer Welt 
dinglicher Schöpfungen, welche in ihrer Entstehung wie Fortdauer 
an Trager gebunden sind. Das subjektive Seelenleben erhebt sich zum 
objektiven Geistesleben in Ausdrucks-, Zweck- und Wertzusammen- 
hängen, wie sie die Sprachen, Religionen und Staaten darstellen. Und 
hier tritt denn B.s eigene Einstellung gegenüber Dogmatismus und 
Skeptizismus deutlich hervor. »Immer wieder schwankt die soziologische 
Forschung zwischen der Bedeutungsblindheit des Skeptizismus, der 
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all diese Objektivationen in bloße ‚ideologische‘ Spiegelungen sub- 
jektiver oder gar materieller Verhältnisse auflösen möchte, und der 

edeutungstrunkenheit des Dogmatismus, der Gesellschaft als eine 
Art Corpus Mysticum im Sinne des christlichen Kirchenbegriffs ohne 
die Dazwischenkunft materieller oder auch nur subjektiv-seelischer 
Realisationsfaktoren als System und Abfolge reiner ‚Ideen‘ und gei- 
stiger Determinationsfaktoren auffaßt« (S. 8). Hier erscheint nun B. 
als Mittelweg eine »Kritik der sozialen Vernunft«, wofür vor allem Max 
Webers Gedanken der verstehenden Soziologie und des soziologischen 
Idealtypus als Grundlage für B. gelten. Außer Zweck und Wert wird 
jeder objektive, wenn schon gar nicht als solcher gemeinte oder gewuBte 
»Sinn« der Beziehungspunkt verständlicher gesellschaftlicher Gebilde 
und Zusammenhänge z. B. zwischen wirtschaftlichen Lagen und kul- 
turellen Haltungen. Die Objektivationen werden relativ in ihren Funk- 
tionen oder Tendenzen, nämlich in bezug auf den sozialen Prozeß, er- 
klärt. Da nun aber diese gesellschaftlichen Beziehungen nicht bloB 
formal, sondern inhaltlich verstanden werden, so benutzt B. Vier- 
kandts Begriff der »sozialen Ausstattung des Menschen«, in kritischer 
Erneuerung der älteren Vermögenspsychologie, indem er einen Kreis- 
lauf jedes Seelischen von Perzeption, Emotion und Aktion annimmt. 
Zu dieser Dreigliederung tritt als das eigentliche Grundschema: die 
Intensitätssteigerung von dem Impuls über den Habitus zur Ratio- 
nalitat. Aber gegen die Auffassung des 18. Jahrhunderts von dem 
gradlinigen Aufstieg vom Trieb zur Vernunft, wird nun erklärt, daß 
»die Dreifaltigkeit der seelischen Apparatur einen ‚Fortschritt‘ aller 
ihrer Teile zu den gleichen Zielen und in gleichen Zeitmaßen verhindert, 
selbst wenn die sozialpsychische Dynamik rein als Entwicklungs- 
verlauf in der historischen Zeit zu verstehen wäre« (S. Io). 

B. benutzt die neueste Entwicklung der amerikanischen Sozial- 
psychologie von der Reflexologie zum Behaviorismus und beruft sich 
auf Dewey, wenn er nicht die Rationalität, sondern die Bildung von 
Gewohnheiten als »eigentlichen Kraftmittelpunkt der Vergesellschaf- 
tung« erklärt. Es ist ein amerikanisches Problem, nach den Siche- 
rungen durch Habitus und Control gegenüber impulsiver oder rationaler 
Aktivität zu fragen; in der menschlichen Natur liegt die Statik und 
auf Gleichgewichtszustände kommt es in der Dynamik an. Die An- 
nahme eines statischen Normalsystems stimmt nur nicht mit der Ueber- 
schrift dieses Abschnittes: »Der sozialpsychische Organismus« zu- 
sammen, denn es handelt sich um einen ausgeprägten Mechanismus. 

Besonders wichtig ist, daß die Intensivierung der Ratio nicht als 
historische Stufenfolge, als Fortschritt oder Entwicklung, sondern als 
eine jeder Gesellschaft in jedem Augenblick neu gestellte Aufgabe des 
seelischen Kräfteausgleichs angesehen wird. Wie bei der Erklärung der 
Statik so ist hier bei der Kritik des Evolutionismus Pareto zu zitieren; 
dazu kommt nun, daß B. auch die Irrationalität als soziologischen 
Grundbegriff annimmt, so wie Paretos System der allgemeinen Sozio- 
logie als eine Systematik der nicht-logischen Handlungen erscheint. 
»Aber nicht das bloße Dasein der Irrationalitäten ist das Problem. Es 
ist vielmehr zu erforschen und begreiflich zu machen, auf welche 
Weise die sozialpsychische Apparatur sie mit rationalen Motivationen 
in der sozialen Funktion verknüpft« (S. 12). Und hier führt nun B. 
für den Wandel des Kausalen ins Teleologische den Gedanken der 
»fremddienlichen Zweckmäßigkeit« von Becher ein, der ein soziologi- 
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sches Analogon zur »List der Idee« bilden soll. Dieser Gedanke der 
Zweckheterogonie läßt nun gerade die Bedeutung des sozialen Habitus 
hervortreten und die für die Sozialgeschichte so wichtige Verviel- 
fachung der Zwecke; deshalb wird auch das Problem der Motivzwei- 
deutigkeit wichtiger als das konventionell erzwungene und als normal 
bewertete und bezweckte Handeln. Mehrere Antriebe aus verschiedener 
Sphäre sind zumal darum bedeutsam, weil diese Antriebe sich auf ver- 
schiedene vertikale, d. h. in Herrschaftsverhältnissen einander zugc- 
ordnete Schichten verteilen. Hier wird der »Macchiavellismus« zum Mu- 
sterfall. Eine Führerschicht bringt die Normalisierung zustande und 
trifft eine Auswahl nicht nur unter den Verhaltungsweisen, sondern 
auch unter den Möglichkeiten ihrer Bewertung, den »Derivationen« 
Paretos. Die marxistische Ueberbaulehre erscheint lediglich als »ein 
Sonderfall des allgemeineren Schemas, das allenthalben in der Gesell- 
schaft Mischungen idealer und ‚realer‘ Motive mit täuschend ein- 
SR Betonung der einen oder der anderen Reihe zeigt« (S. 14). 
Die Ueberbaulehre hat also einen heuristischen und methodischen Wert! 
Aber es wird nun nur programmatisch auf die mir besonders wichtige 
Ideologienlehre hingewiesen, wenn auch ein kleiner »formaler Finger- 
zeig« gegeben wird. Das Gewebe der herrschaftlich gewollten Motiv- 
zweideutigkeiten wird entweder durch objektive »Aufklärung« auf- 
zutrennen versucht oder durch subjektive Einsicht in die »Arcana«, 
d. h. das impulsive und habituelle Gefüge der Antriebe in den von 
ihnen gelenkten Massen zugunsten bestimmter Führerschichten von 
diesen erhalten. Jedenfalls erscheint als eine der Aufgaben der Sozio- 
logie die Korrektur des naiven und populären Denkens einerseits durch 
diese skeptisch-realistische Untersuchung, andererseits durch die 
idealistischen Hinweise auf die Sphäre des Vorrationalen und Alogi- 
schen, wie sie von Vico und Herder bis zu Ernst Cassirer und Levy- 
Bruhl gegeben werden. 

Was nun den »Haushalt der sozialpsychischen Kräfte« anbetrifft, 
so untersucht B., wie sich in bezug auf das Gleichgewicht die Ten- 
denzen der Beharrung und Neuerung verhalten; das ist das Problem 
von Durkheim und Tarde. Die Wandlungen werden unter dem Ge- 
sichtspunkt der Stetigkeit aus der Anpassung an die physischen Lebens- 
bedingungen und aus den bloßen Wechselbeziehungen zwischen Ein- 
zelnen und Teilgruppen erklärt. Dabei sind »die beiden Pole der diffe- 
renzierenden Initiative und des uniformierenden Habitus« durch 
stetige Uebergänge verbunden. Die physische und psychische Differenz 
braucht sich nicht zu sozialer Differenzierung auszuwachsen, z. B. 
bei den Primitiven. Jedenfalls erscheinen, wie bei Giddings, Differen- 
zierung und Integration der Gesellschaften nur wie zwei verschiedene 
Aspekte ein und desselben sozialen Lebensvorganges. 

Neben dem sozialpsychischen Kontinuum wird auch das physische 
Kontinuum der sich fortpflanzenden Menschengesellschaft beachtet; 
auch hier ist nicht bloß Ueberlieferung, sondern auch Ueberlieferungs- 
fortsetzung. Der Streit um die Vererbung erworbener Eigenschaften 
oder um die Einwirkungen der Außenwelt wird in seiner Bedeutung 
für die Sozialpolitik besonders hervorgehoben. 

Als innere Bedingung für Herrschaft muß das zustimmende Ver- 
halten erklärt werden, und damit kommt B. auf die Grundgefüge wie 
Gemeinschaft oder Familie, die ein Mindestmaß von Zustimmung garan- 
tieren. Aber mit Gemeinschaft ist eben neben Gewalt und Naturgesetz 
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nur ein neuer Zwang erklärt, das hat B. ganz richtig gesehen, und 
darum geht er auch auf die Formen ein, in denen die Gemeinschaft zur 
gewußten und gewollten Verbindung, zu einem gemeinsame Werte 
besitzenden Kreise wird, also Sekten, Logen, Genossenschaften, Bünde. 
Am Schluß erklärt er (S. 35, 36) die ganze Beweglichkeit in den Diffe- 
renzierungsprozessen der modernen Gesellschaft, vor allem auch an 
den Parteien. Wenn er, statt die Gefüge der Gesellschaft von der Innen- 
seite, von den bedingenden und bedingten Gesamthaltungen aus, zu 
erforschen, glaubt, auch von der Außenseite die sozialen Objektivi- 
täten systematisieren zu können, also der Reihe: Gemeinschaft, Bund, 
Gesellschaft etwa Sprache, Kunst und Technik gegenüberzustellen, 
so kommt er auf einen Entwicklungsbegriff zurück und beruft sich auf 
die Sonderung, wie sie Alfred Weber in seiner Kultursoziologie vollzogen 
hat, um diese Entwicklung nur einer Sphäre, der Zivilisation zuzu- 
schreiben, ohne doch Kultur in einer relativ beziehungslosen Einmalig- 
keit, abgesehen von allem rational erklärbaren Wandel zu sehen; 
reale Möglichkeiten, sozusagen »geometrische Orte« für bestimmte Ge- 
staltungen zu finden, deutet er nur an und erwähnt auch Schelers 
Comte-Kritik, ohne weiter auf die »Soziologie des Wissens« einzugehen. 
Diese Gesellschaftslehre stellt eine sehr bedeutsame Synthese der 
neueren amerikanischen Sozialpsychologie und der Paretoschen Sozio- 
logie der nicht-logischen Handlungen dar, in die aber nun die von Max 
Weber ausgehende Kultursoziologie einbegriffen ist. Die geistreiche 
und neuartige Idee dieses Buches, eine soziale Statik in der Historie 
zu sehen, läßt jedenfalls B.s Gesellschaftslehre als eine große Bereiche- 
rung der gegenwärtigen soziologischen Literatur Deutschlands er- 
scheinen. (Gottfried Salomon.) 


Haase, Nicolai:DasAufkommen des gewerblichen 
Großbetriebes in Schleswig-Holstein (bis zum 
Jahre 1845). (Quellen und Forschungen zur Geschichte Schles- 
wig-Holsteins, hrsg. von der Gesellschaft für Schleswig-Holsteinische 
Geschichte, Bd. 11.) Kiel 1926. XVII u. 328 S. 8°, 

Diese von Richard Passow angeregte Göttinger Dissertation ist 
ein erfreuliches Zeichen für die Befruchtung der Wirtschaftsgeschichte 
durch die nach einer historischen Fundierung strebende Betriebs- 
wirtschaftslehre. Freilich würde auch die ausgebreitete Literatur- 
benützung und Ausschöpfung ungedruckter Archivalien, besonders von 
Kiel und Kopenhagen, jedem Historiker Ehre machen. So ist die 
Arbeit ein wichtiger Beitrag sowohl zu der an ähnlichen Darstellungen 
gerade nicht reichen allgemeinen Wirtschaftsgeschichte wie insbeson- 
dere zu dem Problem des Verfalls der wirtschaftlichen und politischen 
Bedeutung Dänemarks, von dem die Schleswig-Holsteinische Frage 
nur ein Teil ist. 

Ein erstes Kapitel ist den äußeren Verhältnissen gewidmet, 
worunter zunächst die Förderungsmaßnahmen des merkantilistischen 
Staates wie Monopole, Privilegien und Prämien, alsdann Uebervölke- 
rung (Verf. spricht von »Verarmung«, ohne auf die Ursachen z. B. der 
Agrarreformen näher einzugehen) und technische Neuerung verstanden 
werden. Damit im engen Zusammenhang steht das zweite Kapitel über 
die persönlichen und korporativen Unternehmer, wo neben der Kauf- 
mannschaft der benachbarten Hansestädte und bodenständigen, auch 
bäuerlichen Betrieben natürlich die Fremden, voran Holländer, Fran- 
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zosen und Juden, eine Hauptrolle spielen. (Ist der hier und auch im 
Anhang über den Verlag erscheinende Daniel Samuel Warburg ein 
Ahnherr des bekannten Weltbankhauses ?) Ein drittes Kapitel über Ent- 
stehungsgründe betont außer den bereits erörterten vor allem die 
neuen Absatzchancen für Luxus- und Kriegsbedarf (hier wie durchweg 
ist die Untersuchung eng an Sombarts bekannte Ergebnisse angeschlos- 
sen) wie für Produktionsmittel, darunter wieder besonders Maschinen 
und Baustoffe (Ziegel) für den städtischen und überhaupt neuzeitlichen 
Hausbau, schließlich noch die zunftfreie Arbeitsvereinigung im Groß- 
betrieb. Eine Fortsetzung dieser allgemeinen Untersuchungen bieten 
Kapitel 5—7 über Arbeiterverhältnisse, innere und äußere Struktur 
der Unternehmung und Standortsfragen. Dabei wird namentlich die 
Allmählichkeit des Heranwachsens moderner Arbeits- und Betriebs- 
leitungsverhältnisse aus handwerklichen (mit zunächst häufiger und 
starker Branchenmischung bei den Unternehmern) deutlich, weniger 
die Rechtsformen der frühen Aktiengesellschaft und der ihr verwandten 
sog. Interessenschaft, während als zentralisierender Standortsfaktor 
in erster Reihe die Ansiedlung der Baumwollindustrie nach 1800 bei 
den wichtigsten Rohstoffhäfen und als abschließende Epoche das be- 
ginnende Eisenbahnzeitalter erscheint. 

Umrahmt von diesen allgemeinen Kapiteln steht das ausführ- 
lichste (4.), das auf die Branchen und Formen des Großbetriebs selbst 
zu sprechen kommt und sie streng betriebstechnisch in Fabriken mit 
Maschinen, Fabriken mit Apparaten, Manufakturen mit einfacher 
Handarbeit, zusammengesetzte Manufakturen und »gemischte Be- 
triebe« gliedert. Zu diesen gehören die Kupfer-, Messing- und Draht- 
mühlen sowie die Eisenveredlungsbetriebe (Schmieden, Gießereien und 
Maschinenbauanstalten), zu den anderen die typisch frühkapitalistische 
Vielzahl der einzelnen Bekleidungs- und Lebensmittel-, Wohn- und 
Verkehrsbedarfsgewerbe, über die man wohl noch eine zusammen- 
fassende statistische Uebersicht (außer dem guten Namen- und Sach- 
register) wünschen würde. (C. Brinkmann.) 


Lerch, Hans: Hessische Agrargeschichtedes 17. u. 
18. JahrhundertsinsonderheitdesKreisesHers- 
feld. Hersfeld, Hans Ott Verlag, 1926. 182 S. 8°. 

Seitdem unter ungerechten Vorwürfen die Ueberlieferung der 
»historischen« Schulen Schmollers und Georg Friedrich Knapps all- 
mählich versiegt ist und in denen Georg v. Belows und Alfons Dopschs 
doch nur sehr teilweise fortgeführt werden konnte, empfinden wir 
immer dringlicher die Notwendigkeit neuer agrargeschichtlicher For- 
schung aus der Fülle des mehr oder weniger erschlossenen Stoffs und 
im Anschluß an die nationalökonomische Ausgestaltung der Probleme 
nationaler und internationaler Wirtschaftsgeschichte. Es ist daher zu 
begrüßen, daß Rudolf Häpke in Marburg begonnen hat, sich auch 
dieses Zweiges der wirtschaftsgeschichtlichen Studien anzunehmen. 
Das vorliegende Buch, die Erweiterung einer von ihm angeregten 
Dissertation, möchte im Anschluß an die Arbeiten Karl Wittichs über 
Norddeutschland die Agrarverhältnisse des hessischen Zwischengebiets 
zwischen Nord und Süd wenigstens in der im Titel angegebenen Be- 
schränkung in die deutsche Agrargeschichte einreihen. Ein erster 
Teil ergibt mit der Schilderung der Besitz-, Abgaben- und Erbrechte 
besonders die zunehmende Tendenz zum Ueberwiegen des bäuerlichen 


204 Literatur-Anzeiger. 


Kleinbetriebes auf Grundlage einerseits der Erbleihe, andererseits des 
Anerbenrechts unter deutlicher Begünstigung durch den ausgebreiteten 
Domanialbesitz der Landesherrschaft. Ein zweiter Teil zeigt die Span- 
nung zwischen der landesherrlichen Anregung verbesserten Futter- 
baus und Forstbetriebs und den älteren Gewinnquellen des Jagd- und 
Schäfereiregals. Noch aufschlußreicher, weil systematischer sind die 
folgenden Kapitel über die alten Hausgewerbe der Brauerei und 
Leinenweberei. Am Ende stehen Skizzen der Franzosenzeit und 
Bauernbefreiung, die namentlich die schwere Belastung der Bauern 
in beiden Epochen herausstellen. Neben der fleißigen Benützung des 
Marburger Staatsarchivs ist die Berücksichtigung der Handelsver- 
bindungen zu loben. (C. Brinkmann.) 


Puech, Jules-L.: La Vie et l’Oeuvre de Flora Tristan, 
1803 — 1844. (L’Union Ouvrière). Paris, Marcel Rivière, 1925. 
514 ft. 

In diesem ausgezeichneten, wenn auch etwas weitschweifigen und 
von Wiederholungen nicht freien Werk finden wir das Leben und die 
Lehre jener bedeutenden Frauengestalt, die am Zenith des französi- 
schen Sozialismus der ersten Hälfte des vergangenen Jahrhunderts 
steht: Flora Tristan. Die seltsame Frau, halb spanischen Geblütes, 
Sozialistin, Feministin, Internationalistin, ist der liebevollen Arbeit, die 
von Puech ihrem Gedächtnis im vorliegenden Bande gewidmet wurde, 
durchaus wert. Die herben Lebensschicksale, welche sie betroffen, 
sowie die schwere, im noch nicht abgesteckten Raume tastende Art, 
mit Menschen und Dingen fertig zu werden, welche Flora Tristan 
kennzeichnete, verleihen der Beschäftigung mit ihrem Leben noch 
einen besonderen Reiz. Flora Tristan versuchte überall für ihre frei- 
lich nicht scharf umrissenen Ideen der Gleichheit und Freiheit der 
Menschen einzutreten. Leicht wurde es ihr nicht; die Bischöfe ver- 
blieben, auch wo sie helfen konnten dem Elend zu steuern, in ihrem 
öden Traditionalismus den modernen Ideen gegenüber verständnislos 
(S. 225). Die Arbeiterfrauen hielten selbst die Beschäftigung ihrer 
Männer mit Politik für eitel Zeitverlust (S. 353). Sogar die Arbeiter 
waren vielfach roh und verkommen, den materiellen Genüssen und 
zumal dem Trunke schier hoffnungslos ergeben (S. 130—131). Hier 
versuchte Flora Tristan reformatorisch zu wirken. Sie führte eine 
Kampagne gegen den Alkohol, für die absoluteste Gleichstellung 
von Mann und Frau in rechtlicher und geschlechtlicher Hinsicht, ein 
Standpunkt, welcher sie sporadisch zur heftigen Befehdung der Ehe 
und einem kräftigen Eintreten für Ehescheidung und zeitweise selbst 
für freie Liebe führte. Bemerkenswert ist eine weitere Kampagne der 
leidenschaftlichen Frau, die ihren Blick an englischen Verhältnissen 
gestählt hatte, nämlich die gegen die Ueberreste des ehemaligen Com- 
pagnonnage, welchen sie durch tradesunionistische Vorbilder auf neue 
Wege zu drängen versuchte (S. 43.4). Dabei war sie bei allem Radikalis- 
mus der Gesinnung (und vielleicht gerade deshalb!) nicht von Schwä- 
chen frei. Ihre Aufforderung an die französischen Frauen, sie möchten 
ihre ausländischen Schwestern freundlich aufnehmen (S. 414), war ge- 
wiB sympathisch, aber naiv; ihre Entrüstung darüber, daß in Süd- 
frankreich die Bauern und Arbeiter nicht französisch, sondern proven- 
zalisch sprechen (S. 223), zum mindesten unhistorisch. Ihr nach der 
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Rückkehr nach einer langen Reise in die Heimatstadt Paris ge- 
taner Ausspruch, daB es dort doch am schönsten sei (S. 25), läßt 
sie als an die Psychologie der Durchschnittsreisenden gebunden er- 
scheinen. — Wertvoll für den Soziologen ist der bei Flora Tristan 
stark ausgeprägte Messianismus, durch den sie zumal in ihren Glanz- 
episoden durchaus zur charismatischen Führerin im Sinne Max Webers 
wird. (Robert Michels.) 


Bidrag till Sveriges ekonomiska och sociala 
historia under och efter världskriget. Herausge- 
geben von Eli F. Heckscher. Stockholm, P. A. Norstedt 
u. SönersFörlag, 1926. 2 Bände, XV und 365 S. sowie VIII und 304 
und 16 S. und 14 Diagramme. Preis pro Band brosch. Kr. 9.—. 
(Publikationen der Carnegie-Stiftung für den internationalen Frie- 
den. Wirtschafts- und Sozialgeschichte des Weltkrieges. Schwe- 
dische Serie.) 

Schon die Vorworte lassen die bescheidenen Ziele erkennen, die 
sich die Verfasser setzten, als sie den schwedischen Teil zu der von 
der Carnegiestiftung herausgegebenen ökonomischen und sozialen Ge- 
schichte des Weltkrieges übernahmen. Gemäß den Prinzipien dieser 
Kriegsgeschichte ist auch der vorliegende schwedische Teil im wesent- 
lichen eine Materialsammlung. Personen, die an der Wirtschafts- 
politik Schwedens in der Kriegszeit an führender Stelle gestanden 
haben, schildern historisch den Verlauf des Geschehens. 

Der Schwerpunkt aller Beiträge liegt in der Schilderung des fakti- 
schen Verlaufes, und zwar sind meistens die Darstellungen auf die 
Kriegszeit begrenzt, die Nachkriegszeit wird nur kurz berührt. Die 
Arbeit beginnt mit dem wichtigsten Problem, nämlich der Lebens- 
mittelversorgung. Hier wird von Carl Mannerfelt geschildert, wie 
durch den Rückgang des Lebensmittelimportes die Lebensmittelver- 
sorgung auf Schwierigkeiten stieß, wie der Staat durch Einführung 
des Kartensystemes, durch Höchstpreise, Regelung des Außenhandels 
und andere Mittel der Schwierigkeiten Herr zu werden versuchte. 
Olof Edström bringt ausführliches Material über die Entwicklung 
der Industrie, die bis Ende 1916 eine relativ gute Konjunktur erlebte 
und ihre Betriebe wesentlich erweiterte, so besonders innerhalb der 
Metall- und Maschinenindustrie, aber dann doch immer mehr unter 
Rohstoffschwierigkeiten litt und deswegen oft unrationell arbeiten 
mußte. Olof Ekblom legt die Stellung des Lohnarbeiters in der Kriegs- 
zeit dar, Otto Järte und Fabian von Koch schildern ausführlich das 
historische Werden der mustergültigen, aber noch immer so wenig 
beachteten Arbeitslosenpolitik Schwedens. Aus dieser Darstellung 
ergeben sich folgende Prinzipien. 1. Anerkennung der Unterstützungs- 
pflicht der unverschuldet arbeitslos Gewordenen. 2. Freie, unbureau- 
kratische, aber einheitlich geregelte Ausübung dieser Unterstützungs- 
pflicht. 3. Notstandsarbeiten sind als Form der Unterstützung der 
Zahlung von Beiträgen vorzuziehen. 4. Löhne für Notstandsarbeiten 
höher als Unterstützung, niedriger als übliche Löhne. 5. Neutralität 
bei Arbeitskonflikten. K. G. Tham berichtet kurz über den Wohnungs- 
markt, Kurt Bergendal sehr ausführlich über die schwedische Handels- 
politik, d.h. die bis 1917 strikt durchgeführte Neutralitätspolitik, 
die dann aber durch die Verhältnisse erzwungene gewisse Hinwendung 
zur Entente. 
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Während die Verfasser der bisher genannten Aufsätze frei von 
einem ausgesprochenen wissenschaftlichen Ehrgeiz im wesentlichen 
nur eine Fülle von Material historisch zusammengetragen haben, hat 
Eli F. Heckscher einen wissenschaftlichen Beitrag zur schwedischen 
Geldpolitik geliefert, nicht nur das Auf und Ab der schwedischen 
Währung und die Kämpfe um die Geldpolitik schildernd, sondern 
auch alle Fragen theoretisch durchdringend. Heckscher hat in einer 
einleitenden Uebersicht außerdem versucht, auf Grund des zusammen- 
getragenen Materials Schlüsse zu ziehen, ist hier aber überaus vor- 
sichtig, so z. B. in der Beurteilung der Preispolitik und der Frage, ob 
die schwedische Wirtschaftspolitik der Kriegszeit Schlüsse über die 
Möglichkeit der planmäßigen Leitung der Wirtschaft durch den 
Staat zulieBe. Sehr zurückhaltend ist er auch in der Beantwortung 
der Frage, ob Schweden durch den Krieg verloren oder gewonnen 
habe, und in der hiermit in Verbindung stehenden interessantesten 
Frage, nämlich der durch den Krieg hervorgerufenen Strukturände- 
rung. Dies wichtige Problem der Strukturänderung der schwedischen 
Wirtschaft wird in den beiden Bänden fast gar nicht beachtet, doch 
schließt Heckscher seine einleitenden Betrachtungen mit den Worten 
(Band ı, S. 40), daß Schweden infolge des Weltkrieges weniger Ver- 
luste erlitten habe als die meisten anderen Länder, spricht an einer 
anderen Stelle (Band 1, S. 23 f.) sogar von einer relativen Verbesse- 
rung der Lage Schwedens, das aus einem kapitalimportierenden Land 
scheinbar zu einem kapitalexportierenden geworden sei. 

(Wilhelm Grotkopp.) 


III. Oekonomische Theorie und Dogmengeschichte. 


Baxa, Dr. Jacob, Privatdozent an der Universitat Wien: G e - 
schichte der Produktivitäistheorie. Deutsche Bei- 
träge zur Wirtschafts- und Gesellschaftslehre. Herausgegeben von 
Othmar Spann und sean Di Below in Verbindung mit Hans Dorn, 
Hans Freyer, Friedrich Lenz, Emil Lukas. Band I. Jena, Gustav 
Fischer, 1926. Preis brosch. M. -6.50. 

Wunderlich, Frieda: Produktivität. Jena, Gustav Fischer, 
1926. Preis brosch. M. 14.—. 

Balas, Dr. Karlv., o. 6. Professor an der Universität Budapest: 
DieGrundlage der Sozialpolitik. Jena, Gustav Fischer, 1926. 
Preis brosch. M. 6.—. 

Die vorliegenden Arbeiten sind symptomatisch für die Wandlung, 
die sich seit Krieg und Revolution in unserer Wissenschaft anbahnt. 
Die Revision des Ueberkommenen begegnet uns in doppelter Gestalt: 
als Rückblick auf in der Vergangenheit geleistete Arbeit, verknüpft 
mit dem Versuch, das für die wat noch oder wieder Brauchbare 
aus dem historischen Beiwerk früherer Epochen herauszulösen; als 
Synthese, neue Grundlegung, Zusammenfassung neu erarbeiteten 
Materials, Schaffung neuer Ausgangspunkte für weitere Forschung. 

Baxas Geschichte der Produktivitätstheorie trägt dogmen- 
historischen Charakter; gestützt auf die Untersuchungen von Adam 
Müller, Wilhelm Roscher und Othmar Spann setzt 
sich der Verfasser mit den Wandlungen auseinander, die der Produk- 
tivitätsbegriff im Laufe der Entwicklung erfahren hat. Die Studie 
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beschränkt sich bewuBf auf die älteren Lehrmeinungen und gibt nur 
in Auslese und kurz gefaBt die Anschauungen einiger der neueren und 
neuesten Theoretiker ; eingehendere Betrachtung derselben bleibt einem 
späteren Werk vorbehalten. Zwei Typen von Produktivitäts-Theo- 
retikern läßt die Darstellung vor uns erstehen: die materialistisch 
orientierten Denker, die Baxa von Quesnay über Smith 
und seine Schule bis zu Marx hinführt, in dessen System der Ma- 
terialismus seinen Höhepunkt erreicht. Die materialistische Grund- 
anschauung offenbart sich nicht nur in der Bedeutung, die dem Be- 
griff des wirtschaftlichen Gutes beigelegt wird, sondern in der Abgren- 
zung der produktiven Funktionen, bzw. produktiven Stände oder 
Klassen. Die zweite Gruppe, die der Idealisten, umschlieBt als Vor- 
läufer, neben J. B. Say, eine Reihe älterer deutscher S mit h ia- 
ner, die vom Meister in der Anerkennung immaterieller Güter und 
produktiver Dienste abweichen, erhält aber ihre Bedeutung erst durch 
drei Denker: Adam Miiller, Friedrich List und unter 
den Neueren Othmar Spann. Als Kernfrage rückt hier nicht allein 
die Anerkennung des Primates geistiger Potenzen, auch im Wirt- 
schaftsleben, vor materiellen Stoffen und Kräften in den Mittelpunkt 
der Betrachtung, sondern auch die Stellung der erwähnten Denker zu 
Staat und Nation, genauer ihr Bekenntnis zu einer organischen Staats- 
auffassung. 

Fragen wir nach dem Ausleseprinzip und dem Wertgesichtspunkt, 
die für Baxas Darstellung entscheidend gewesen, so stoßen wir auf 
das Bekenntnis zur nachkantischen, idealistischen Philosophie, etwa 
der Fichte, Hegel, Schelling. Aus diesem Gesichtspunkt 
wird die polemische Färbung begreiflich, die bei an sich objektiver Dar- 
stellung hervortritt, sobald der Materialismus im allgemeinen, der 
Marxismus im besonderen behandelt wird. Die Führung der histori- 
schen Linie ist in den Dienst der Ueberwindung des materialistischen 
Marxismus gestellt. Eine philosophische Begründung dieser welt- 
anschaulichen Stellungnahme wird weder versucht, nech ist sie wohl 
beabsichtigt. Der Verfasser begnügt sich im Schlußwort mit dem 
Hinweis auf die entscheidende Rolle der Philosophie bei der sozial- 
wissenschaftlichen Begriffsbildung. Für den Studierenden liegt der 
Wert des Buches auch darin, daß er mit den Anschauungen wenig gele- 
sener und schwer zu beschaffender älterer Autoren in lebendige Be- 
rührung kommt. 

Frieda Wunderlichs »Produktivität« will mehr als die 
aktuellen Bestandteile älterer Theorien aus historischer Gebundenheit 
herauslösen. Ein dogmenkritischer Rückblick, der nur grundsätzlich 
Relevantes berücksichtigt, soll den Weg frei machen für die eigent- 
liche Aufgabe, die Auseinandersetzung mit den letzten logischen 
Grundlagen der Wirtschaftswissenschaft. Die Frage, die im Mittel- 
punkt der Erörterung steht, ist die Frage nach dem Zweck der Wirt- 
schaft. An dieser Frage ist schon der historische Teil orientiert, aus 
der Erkenntnis heraus, daß sich aus der Vorstellung von dem Zweck 
der Wirtschaft bei allen Denkern die Vorstellung von der Produktivität 
ableiten läßt. Die Antwort auf die gestellte Frage hat sich bisher in 
zwei Riohtungen bewegt: entweder machte man die Wirtschaft 
einem außerwirtschaftlichen Zweck dienstbar (ethische Schule, 
utopischer Sozialismus, Romantiker), einem im weitesten Sinne 
ethischen Zweck; da dieser in keinem inneren Zusammenhang zum 
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wirtschaftlichen Geschehen stand, so lag darin eine Fremdbestimmt- 
heit des Wirtschaftlichen, die die Gefahr in sich barg, über die Eigen- 
gesetzlichkeit der Wirtschaft mit theoretischen Konstruktionen oder 
nur weltanschaulich fundierten Wertungen hinwegzugehen. Oder 
man verbannte das Werturteil als unwissenschaftlich aus der Sphäre 
der Nationalökonomie und mußte daher die Frage nach dem Zweck 
der Wirtschaft, deren Beantwortung ohne Wertung nicht denkbar ist, 
als abwegig ablehnen. Diese letztere Anschauung ist — durch Ma x 
WeberundSombart — die heute wissenschaftlich herrschende; 
sie enthält theoretisch den Verzicht auf allgemeingültige Maßstäbe 
des praktischen Handelns in Dingen der Wirtschaft. Der Wirtschafts- 
politiker handelt heute nicht nach der Richtschnur einer wissenschaft- 
lich begründeten Erkenntnis des Wirtschaftslebens, sondern er han- 
delt sozusagen als Privatmann von der Grundlage einer wissenschaft- 
lich unfundierten weltanschaulichen Einstellung aus. Das erklärt die 
Herrschaft von Machtinteressen, gegen die mit Waffen der wissen- 
schaftlichen Kritik Stellung zu nehmen, durch die Ablehnung des 
Wertens unmöglich wird. Kann man sich nun einerseits der Einsicht 
nicht verschließen, daß die bisherigen wirtschaftsfremden Zweck- 
setzungen wissenschaftlicher Kritik nicht standhielten, so führt 
andrerseits der Dualismus von Erkenntnis und praktischem Tun 
zu so schwerwiegenden Konsequenzen, daß die Frage der möglichen 
Zwecksetzung überhaupt nicht kurzerhand abgetan werden darf. 
Wenn sich auch aus der Kritik der bisher versuchten, heteronomen 
Zwecksetzungen ergibt, daß über den Wirtschaftszweck nur aus der 
Erkenntnis des Wirtschaftlichen heraus allgemeingültig ausgesagt 
werden kann, so handelt es sich hier doch um eine Erörterung, die 
mit den Voraussetzungen der wirtschaftswissenschaftlichen Erkennt- 
nis eng verknüpft ist. Aus diesem Grunde muß die Untersuchung 
zunächst nach philosophischen Methoden geführt werden. 

Der philosophische Teil der Grundlegung setzt sich zunächst mit 
dem Zweckbegriff als solchen auseinander. Von den möglichen Teleo- 
logien erscheinen sowohl die subjektive als die kausale zur Lösung 
der Aufgabe ungeeignet; von der metaphysischen Teleologie aus ist 
der Versuch gemacht worden (M ü nster berg), die Wirtschaft als 
absoluten Wert zu fassen; als solcher wäre er einzuordnen in das 
allgemeingültige Wertgefüge einer Kulturphilosophie, die uns die 
Wissenschaft heute noch nicht geschenkt hat. Die Aufgabe, in dem 
Wirtschaftsbegriff eine Grundlage zu finden, die gleichzeitig den 
höchsten Zweck der Wirtschaft aufzeigt, kann mithin nur Aufgabe des 
philosophischen Idealismus sein, der seit Plato im Zweckbegriff das 
methodische Prinzip systematischer Erkenntnisse gesehen hat. Ist 
diese Anschauung seit Kant Gemeingut der naturwissenschaftlichen 
Forschung, deren Material als Gegebenes vorliegt, so gilt sie sinnge- 
mäß auch für die praktischen Wissenschaften, deren Material durch 
menschliches Handeln erst geschaffen wird. Hier wird der Zweck zum 
Ziel, auf das menschliches Wollen sich richtet; das Handeln erweist 
sich als zielbestimmt und wird damit einem svstematischen Zusammen- 
hange eingefügt. Das Material der Erkenntnis ist also auch in der 
Wirtschaftswissenschaft nicht gegeben, sondern aufgegeben. Die 
Aufgabe, den Abstand zwischen Sein und Sollen zu überwinden, wird 
als Wert gesetzt, d. h. die Zweckvorstellung wird praktisches Postulat. 
Da das Sollen, die Idee, außerhalb aller Erfahrung liegt, ist die Auf- 
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Babe, das Sein nach dem Sollen zu gestalten, eine unendliche Aufgabe. 
as Ziel ist daher kein erreichbarer Punkt, sondern offenbart sich in 
der Richtungsbestimmtheit eines Prozesses. Die teleologische Be- 
trachtungsweise in der Nationalökonomie finden wir daher (S. 103) 
folgendermaßen erläutert: »In der Wirtschaft wirkt der Mensch 
frei. Die Zwecksetzung geht in die Motive seines Handelns ein, wird 
zur Ursache des Wollens. Die Bestimmung des Ziels entscheidet über 
den Weg und über Auswahl der Mittel. Wirtschaft als Zweckgebilde, 
als nach dem Zweck gestaltetes Zusammenwirken macht allein ver- 
nünftiges wirtschaftliches Handeln möglich.« — Daß zugleich mit 
der Aufweisung des normativen Elements der wirtschaftswissenschaft- 
lichen Erkenntnis die Forderung einer Neueinteilung der Volkswirt- 
schaftslehre gestellt wird, möge hier nur andeutungsweise Erwähnung 
finden. — Der Gang der Untersuchung wendet sich nun der Ableitung 
des Wirtschaftszwecks aus dem Wirtschaftsbegriff zu. Wirtschaft 
entsteht aus der Spannung von Bedarf und Deckung; Aufgabe der 
Wirtschaft ist dauernde Ueberwindung dieser Spannung. Diese Ueber- 
windung ist nur annäherungsweise möglich; konkret gefaßt ist also 
Aufgabe der Wirtschaft die »Milderung des Spannungsverhältnisses 
durch Steigerung der Kraft, die zur Ueberwindung führt.« Diese 
Kraft führt den Namen Produktivität. Produktivität als höchst- 
mögliche Spannungsüberwindung führt zur Erfüllung des Wirtschafts- 
zwecks. Hieraus ergibt sich die teleologische Bedeutung des Produk- 
tivitätsbegriffs. Zur Aufgabe wird ein doppeltes: Die Höchststeigerung 
des Effekts menschlicher Arbeit und die vollkommenste Ausnutzung 
des Erzeugnisses. Unter dem Zeichen dieser Doppelaufgabe steht der 
dritte Teil der Studie, die Darstellung der Elemente der Produktivität. 
In diesem Teil erfolgt die Prüfung der begrifflichen Grundlegung auf 
ihre praktische Bewährung hin. An zentralem Begriff orientiert werden 
die Probleme der modernen Verkehrswirtschaft erläutert, wird der 
innere Zusammenhang äußerlich auseinanderstrebender Tendenzen 
aufgewiesen. Nicht unerwähnt soll bleiben, daß durch die Fassung des 
Produktivitätsbegriffs als Doppelaufgabe ein bisher von der Wissen- 
schaft stiefmütterlich behandeltes Gebiet wirtschaftlicher Tätigkeit, 
die Sphäre der Konsumtion, die ihr gebührende eingehende Erörterung 
erfahren hat. Die Doppelbedeutung des Wortes Produktivität — als 
technische und volkswirtschaftliche — gibt Anlaß zu eingehender 
Behandlung von Technik .und Organisation im Hinblick auf die Her- 
stellung der Proportionalität der Einzelfaktoren des Wirtschafts- 
lebens; zu Technik und Organisation gesellt sich als teils inbegriffen, 
teils übergreifend, der Begriff der produktiven Kraft, deren Erhaltung 
und Steigerung als Wert gesetzt wird. Damit wird die Einbeziehung 
soziologischer, wie sozialpolitischer Tatbestände in die Betrachtung 
unabweislich. Auch die Streitfrage der Stellung der Wirtschaft im 
Staat und zum Staat findet an dieser Stelle ihren Raum und wird 
dahin entschieden, daß der Staat als Element wirtschaftlichen Lebens 
zwar zur Produktivkraft werden kann, daß aber die Wirtschaft kraft 
der ihr innewohnenden Eigengesetzlichkeit, die Grenzsetzungen des 
Staatlichen zu überwinden, in die größere Einheit der Weltwirtschaft 
einzugehen tendiert. In konzentriertester Form finden wir auf 350 Sei- 
ten eine solche Stoffülle gedanklich verarbeitet, daß weiteres Eingehen 
den Rahmen der kurzen Besprechung sprengen müßte. Jedenfalls 
scheint die Erwartung berechtigt, daß die Vertreter der Soziologie, der 
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Philosophie und der Wirtschaftswissenschaft an diesem fest fundierten 
Versuch einer Synthese nicht achtlos vortibergehen werden. 

Auch Balas Grundlage der Sozialpolitik gehört mit zum Pro- 
blemkomplex des Produktivitätsbegriffs. Zwar ist dieser Studie mehr 
soziologisch-sozialpsychologischer als rein wirtschaftswissenschaft- 
licher Charakter zuzuschreiben, aber im Mittelpunkt steht auch hier 
die Frage nach dem Produktionserfolg und den Mitteln seiner Steige- 
rung. Die Linie der Beweisführung ist durchweg an dem Gegensatz 
gegen sozialistisch-marxistische Anschauungen und Gedankengänge 
orientiert. Dabei gerät Balas in das Dilemma, Sozialismus und 
Kommunismus auf Grundlage ihres praktisch ineffizienten Produk- 
tionserfolges zu verwerfen, die kapitalistische Wirtschaftsform, für 
die er sich grundsätzlich einsetzt, aber trotzdem nicht durchweg 
gutheißen zu können. Dort erscheint ihm das System verwerflich, 
hier die Zahl der auszumerzenden Mißbräuche (Parasitismen) immer- 
hin bedenklich. Er zieht zwar gegen Materialismus und Utilitarismus 
zu Felde; angesichts des Festhaltens an erhöhter individueller Be- 
lohnung als — neben zweifelhaften Massensuggestionen — einzig 
effizientem Antriebe der Leistungssteigerung ist aber die Frage viel- 
leicht am Platz, wie weit dieses Motiv sich vom Utilitarısmus ent- 
fernt. Nationales Gemeinschaftsleben als Wert ist für Balas so 
stark rassenbiologisch orientiert, daß hier der Materialismus, der 
vorher bekämpft wurde, durch die Hintertür seinen Einzug hält. Eine 
tragfähige Grundlegung der Sozialpolitik unserer Tage dürfen wir 
von dem Büchlein kaum erwarten; mit wirtschaftspolitischen Metho- 
den allein ist es nicht getan, zumal wenn sie konkret undurchführbar 
sind. Balas Antikritik des Kommunismus übersieht im wesentlichen 
das Moment, daß die kommunistische Bewegung selbst als Reaktion 
auf untragbare Zustände zu bewerten ist, Zustände, die vor dem 
sozialpolitischen Staatseingriff, die Quellen der produktiven Volks- 
kraft endgültig zu verschütten drohten. Immerhin bleibt der Ge- 
sichtspunkt zu Recht bestehen, daß die Grundbedingung der Vertei- 
lung nicht der Verteilungsschlüssel, sondern die genügende Menge 
konkreter zur Verteilung gelangender Güter ist. 

(Elisabeth von Bradke.) 


Hardy, Charles O. and Cox, Garfield V: Fore- 
casting Business conditions. New York, The MacMil- 
lan Company, I ae X und 434 S. 

Das re uch wird jedem Volkswirtschaftler willkommen 
sein, der einen Führer durch das Gestrüppe und Gewirr der ameri- 
kanischen »Indexes of General Business Conditions« und eine Dar- 
stellung der wichtigsten Organisationen wünscht, die sich auf geschäft- 
licher Grundlage mit der Wirtschaftsprognose befassen. Dieses Ver- 
dienst des Buches wird durch eine Reihe von Schwächen, die nicht 
unbeträchtlich sind und auf die hingewiesen werden muß, damit sich 
über..das Buch keine voreilige Meinung bildet, nicht völlig aufgehoben, 
denn das Bedürfnis nach einer solchen Zusammenfassung ist stark 

enug, um Mängel erträglich erscheinen zu lassen, die sonst schwerer 
ins Gewicht fallen würden. | 

Die Verfasser wollen mit ihrer Arbeit es dem Geschäftsmann er- 
möglichen, selbständige Prognosen vorzunehmen und wollen ihm 
helfen an die Mittel, die dazu heute in den Vereinigten Staaten zur 
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Verfügung stehen, heranzukommen. Die ersten vier Kapitel handeln 
daher von den allgemeinen Grundlagen der Wirtschaftsprognose — 
worauf wir noch zurückkommen werden — und sollen die Grundlage 
zu einem Verständnis der im Rest des Buches dargestellten Organi- 
sationen und Einzelindices abgeben. Die fünf wichtigsten dieser Or- 
anisationen: Babson Service, Brookmire Economic Service, Harvard 
onomic Service, Moody’s Investment Service, Standard Trade and 
Securities Service, werden der Reihe nach vorgeführt und es wird eine 
Darstellung und Interpretation ihrer verschiedenartigen Karten, Me- 
thoden und Indices, die die Basis ihrer zusammenfassend regelmäßig 
nn Voraussagen liefern, zu geben versucht. Diese 
Darstellungen sind rein referierend, ohne ein Wort der Kritik, was 
trotz aller Vorteile nicht wenig lästig ist, wenn es sich zum Beispiel 
um den Babson Service handelt, dem eine geradezu abenteuerliche 
»Theorie« von Wirkung und Gegenwirkung zugrundeliegt; bei der 
Lektüre dieses Kapitels — wie jenes über die naiven Ansichten Moody’s 
— kommt der Bleistift des Lesers nicht zur Ruhe und man erwartet 
von den Autoren wenigstens eine leise Andeutung ihrer eigenen An- 
sichten. Sonst drängt sich einem der Verdacht auf, die Verfasser seien 
mit allem, was sie vortragen, in Einverständnis, was sicherlich nicht 
der Fall ist, da in späteren Kapiteln bei verhältnismäßig unwichtigeren 
Fragen ähnlicher Natur manches kritische Urteil gefällt wird. Die Dar- 
stellung der Arbeit und Absichten dieser fünf Organisationen dürfte 
für den europäischen Leser recht wertvoll sein und wird ihm zeigen, 
daß, von unwesentlichen Kleinigkeiten abgesehen, für die wissen- 
schaftliche Weiterbildung der Probleme der Wirtschaftspro- 
gnose lediglich der Harvard Service in Betracht kommt, der seiner- 
seits wiederum mit dem Namen Warren M. Persons’ unlösbar ver- 
knüpft, ja fast identisch ist. = 
In den Kapiteln 12—22 wird diese Sammeltätigkeit fortgeführt: 
Es werden die Mehrzahl der Statistiken beschrieben, die für diese 
Organisationen die Grundlagen ihrer besonderen weiteren Indices ab- 
geben und die — nach Ansicht der Verfasser — auch der individuelle 
Geschäftsmann sich leicht verschaffen kann und mit deren Hilfe er 
eine seinen spezifischen Zwecken angepaßte vorausurteilende Lage- 
bestimmung der Wirtschaft vornehmen soll. Es wird also ein Sammel- 
bild von Indices der landwirtschaftlichen Produktion, der Bautätig- 
keit, des Eisenbahnfrachtverkehrs, der Börsentätigkeit, des physi- 
schen Volumens der Produktion, des Großhandels, Kleinhandels, der 
Preise (Bradstreet, Dunn, Harvard, Federal Reserve Board etc.) usw. 
geboten. Für jede einzelne dieser Größen stehen wieder verschiedene 
Arten von Indices zur Verfügung, die sich nach Art der Berechnung, 
Zuverlässigkeit der benützten Quellen, Reichhaltigkeit der Daten, 
Häufigkeit der Veröffentlichung usw. unterscheiden. Für den Wissen- 
schaftler ist die Vollständigkeit dieser Zusammenfassung wertvoll, weil 
sie dem Buch den Charakter eines Nachschlagewerkes verleiht, das 
viel umständliches Suchen und damit Zeit erspart; der Geschäftsmann 
aber dürfte durch diese Fülle wohl etwas verwirrt werden, zumal ihm 
ein Ausleseprinzip nicht an die Hand gegeben ist. Die Darstellung 
dieser verschiedenen Indices ist verläßlich und genügend Quellenan- 
gaben gestatten es, sofort auf das Material zurückzugreifen. Ein An- 
hang gibt außerdem einige Serien und Tabellen, die am meisten ge- 
braucht werden und erhöht somit die Handlichkeit des Buches. 
14* 
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Es ist selbstverständlich unmöglich, an eine solche Arbeit, wie 
es die vorliegende ist, heranzugehen, ohne bestimmte theoretische und 
methodische Ansichten zu haben. Die methodischen Ansichten sind 
von besonderer Wichtigkeit, wenn man die eigenartige Absicht des 
Buches in Betracht zieht: es soll dem einzelnen Geschäftsmann die 
Technik der Prognose vermitteln, ihm nicht etwa lediglich das 
Verständnis der in Betracht kommenden Prognosen erleichtern, son- 
dern ihn aus der Klammer dieser Services lösen und auf eigene Füße 
stellen. Es ist nicht recht einzusehen, was damit erreicht wäre; die 
großen Organisationen und Banken bearbeiten ihre eigenen Pläne 
ohnehin bereits selbständig. Wirtschaftsprognose gehört zu den schwie- 
an Aufgaben, denen sich der Geschäftsmann oder Volkswirt- 
schaftler unterziehen kann und wenn sie je gelingen sollte, so wird sie 
am rationalsten von solchen Körperschaften durchgeführt werden kön- 
nen, wie sie in letzter Zeit überall überreichlich entstanden sind. Die 
Wahrscheinlichkeit, daß der Einzelne Fehler macht — der vielleicht 
einen sehr engen Gesichtskreis hat, zumindest verglichen mit dem Blick- 
feld dieser zentralen Organisationen —, ist so groß, daß mit einer Pro- 
BB Une. individueller Voraussagen kaum etwas gewonnen werden 
dürfte. Aber ganz abgesehen davon ist zu sagen, daß alle Voraussage- 
versuche wissenschaftlich noch auf so schwachen Beinen stehen, daß 
nicht einmal alle Probleme, die sich in diesem Zusammenhange er- 
öffnen, gesehen, geschweige denn gelöst sind und daß es daher vom 
Standpunkt der Wissenschaft aus abzulehnen ist, den bisherigen Ver- 
suchen einen höheren Wert beizulegen, als er ihnen tatsächlich zu- 
kommt, oder die Geschäftsleute mit einem pseudowissenschaftlichen 
Instrument zu versehen, das sich in ihren Händen über kurz oder lang 
als unbrauchbar herausstellen muß. Die »Ungeduld der Geschäftswelt 
mit dem akademischen Theoretisieren« (S. 3) ist gänzlich gleichgültig 
und darf den Theoretiker nicht zu einem Nachgeben verleiten, das er 
später vielleicht bitter bereuen müßte. 

Wenn Hardy und Cox — und viele andere — also meinen, 
man könne hier eine Technik auf einer Basis entwickeln, die zuge- 
standenermaßen noch völlig ungeklärt und ungesichert ist, so befinden 
sie sich in einer methodisch unhaltbaren Position. Davon kann in 
diesem Zusammenhang aber nicht weiter gehandelt werden, weil man 
weiter ausholen müßte. Es soll nur noch darauf hingewiesen werden, 
daß ein weiterer, andersartiger, aber nicht minder gewichtiger Umstand 
hinzukommt: die Wissenschaft der Voraussage — wenn wir eine solche 
einmal als bereits existent annehmen wollen — hat zu ihrer Basis wieder 
eine bestimmte Theorie der Wirtschaftszyklen. Sie ist ein spätes Kapitel 
einer abgeschlossenen Konjunkturtheorie. Die Verfasser dieses Buches 
— die keine Theorie schreiben wollen — werden daher auch gedrängt, 
sich irgendeiner Theorie anzuschließen, und sind daher auch von dieser 
Seite her angreifbar und verwundbar. Sie besprechen also im Io. Ka- 
pitel »the causes of cycles«, d. h. sie lehnen die meisten Theorien, die 
sie sehr knapp vorführen, ab (auch die Kredittheorie, sogar die 
Idee des smanaged Cycle«) und finden die Erklärungen von Sir Wil- 
liam Beveridge, Hull, Spiethoff und Robertson am befriedigendsten. 
Dagegen wird der Eisenproduktionsindex als tauglicher Barometer nicht 
anerkannt (S.165). Spiethoffs Theorie kennen sie lediglich aus 
dem kurzen Resumee, dassich in Mitchells »Business Cyclese vom Jahre 
1913 (!) findet; von den späteren Arbeiten Spiethoffs, dessen Theorie 
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sie dabei »most plausible« finden, haben sie keine Notiz genommen. 
Dieses Verhalten ist sehr beschämend und kaum zu entschuldigen. Es 
wirft außerdem, das muß leider gesagt werden, ein Schlaglicht auf eine 
Arbeitsweise, die hier in den Vereinigten Staaten nicht selten anzu- 
treffen ist. Diese Trennung der Wissenschaften nach Sprachgebieten 
ist ein bedauerliches, ge und ganz unnötiges Phänomen. Die 
theoretischen Begründungen, die die Autoren geben, sowie die Be- 
sprechung, die sie den anderen Theorien angedeihen lassen, sind recht 
unbefriedigend, trotz mancher gelegentlich guter Bemerkung. Damit 
sind auch diese Ausführungen nicht von der Sicherheit, die der »busi- 
ness man« für seine eigenen Prognosen nötig hätte. Jedoch soll nicht 
gesagt sein, daß eine andere Theorie der Zykien für diese Zwecke heute 
notwendig mehr leisten würde. 

Es ist nicht möglich, im beschränkten Rahmen einer Rezension 
auf die vielen weiteren Charakteristika des Buches oder der behandelten 
oder gar der übersehenen Probleme einzugehen; das soll bei einer 
anderen Gelegenheit geschehen. Wenn das Buch irgendwelchen höheren 
Ansprüchen nicht genügt, sich sogar manche schwere Bedenken gegen die 
Absıcht der Autoren geltend machen, so sei doch nochmals darauf 
hingewiesen, daß es ein erster Führer durch die amerikanischen 
Statistiken und sonstigen Veröffentlichungen, die für die Wirtschafts- 
prognose in Betracht kommen, durchaus brauchbar ist. 

(Oskar Morgenstern.) 


Price, Hereward T: Volkswirischaftliches Wör- 
terbuch. Erster Teil: Englisch-Deutsch. Berlin, Julius Springer, 
1926. X und 220 S. Mk. 9,60. 

Ein englisch-deutsches volkswirtschaftliches Wörterbuch kommt 
einem schon lange empfundenen Bedürfnis entgegen. Die großen 
Wörterbücher versagen gerade dort, wo der Leser nationalökonomischer 
Bücher, Aufsätze und Zeitungsartikel ihrer Hilfe am meisten bedarf. 
Man wird daher den vorliegenden Versuch dankbar begrüßen, wenn 
man auch an der Art und Weise, in der der Verfasser seiner Aufgabe 
nachgekommen ist, sehr viel ausstellen muß. 

Der Verfasser bemerkt im Vorwort, daß das Buch nicht den 
Anspruch erhebt, das weite Gebiet der Volkswirtschaftslehre und 
der ihr verwandten Wissenszweige erschöpfend bearbeitet zu haben. 
Das ist wohl zu verstehen. Immerhin muß man über manche Lücken 
staunen. So fehlen z. B. folgende Ausdrücke: Behaviorism, bootlegger, 
Institutionalism (institutional economics), Utilitarianism. Wenn es 
als notwendig erschien, Manchester school, dessen Bedeutung doch 
jedem Deutschen klar sein dürfte, aufzunehmen, dann hätten Birming- 
ham Currency School und little shilling men, die doch dem deutschen 
Leser eher Schwierigkeit bereiten dürften, nicht fehlen dürfen. Auf 
der anderen Seite war es sicher überflüssig, eine Reihe von geläufigen 
Ausdrücken des täglichen Lebens aufzunehmen, über die auch das 
volkswirtschaftliche Wörterbuch nicht mehr zu sagen weiß als jedes 
beliebige Wörterbuch; hierher gehören z. B. post-war, potash, poultry, 
precious, prefer, presumtive, pre-war, purchaser. Noch bedenklicher 
sind jene Ausdrücke, die der Verfasser ungenügend, unvollständig oder 
geradezu unrichtig erklärt und verdeutscht. So wird hoard als »heim- 
licher Schatz oder Vorrat« verdeutscht. Das führt irre. In dem Sinne, 
in dem die Banking-Theorie den Ausdruck verwendet, ist von Heim- 
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lichkeit der Schatz- und Vorratsbildung nichts enthalten. Es hieße 
dem kleinen Taschenwörterbuch zu viel zumuten, wollte man von 
ihm verlangen, daß es den Ausdruck vollständig erkläre und etwa 
eine exakte dogmengeschichtliche Auseinandersetzung bringe; das 
müßte einem Wörterbuch der volkswirtschaftlichen Begriffe über- 
lassen bleiben. Wohl aber kann man erwarten, daß angegeben wird, 
daß die Banking School unter hoards Edelmetallvorräte von Privaten 
und Banken verstanden hat, denen sie eine spezifische Funktion 
für die Gestaltung der Kaufkraft des Geldes zuschrieb; im übrigen 
würde es genügen, auf einen der Vertreter der Schule zu verweisen, 
am besten auf Fullarton, On the Regulation of Currencies, Chapt. IV 
(in der 1845 erschienenen 2. Auflage, S. 71 ff... — Acquisitive society 
übersetzt der Verfasser mit »eine von Erwerbssucht verzehrte Gesell- 
schafte; das Gegenstück functional society kommt überhaupt in 
seinem Wörterbuch nicht vor, was wohl damit zu erklären ist, daß 
ihm nur Tawney’s Broschüre »The Sickness of an Aquisitive Society« 
bekannt war, nicht aber auch die umfassendere Schrift »The Acquisi- 
tive Society«, in der jene Broschüre als ein Kapitel wieder abgedruckt 
erscheint. Ich habe die beiden Ausdrücke (Die Gemeinwirtschaft, 
Jena 1922, S. 432) mit »die Gesellschaft der Erwerbbeflissenen« und 
»die Gesellschaft der Berufbeflissenen« wiedergegeben. Meine Ueber- 
setzung hat den Vorzug, daß sie nicht mehr ethische Wertung mit- 
schwingen läßt, als in dem englischen Ausdruck enthalten ist. Es 
entspricht zweifellos den ethischen Absichten Tawneys und der andern, 
die diese Unterscheidung aufgebracht haben, wenn man die acquisi- 
tive society als minderwertig ansieht; doch sie haben es vermieden, 
diese Auffassung in der Wahl der Bezeichnungen für die beiden Typen 
stärker zum Ausdruck zu bringen als es ohnehin schon in der volks- 
tümlichen Wertbetonung der Wörter Erwerb und Beruf, acquisition 
und function liegt. Wir haben als Uebersetzer kein Recht, darüber 
hinauszugehen, wie es der Fall ist, wenn man »von Erwerbssucht 
verzehrt« verdeutscht. — Daß der Ausdruck Currency Principle 
einfach mit Currency-Theorie wiedergegeben wird und daß ihm keine 
weitere Erklärung beigefügt wird, ist zu billigen; es kann eben nicht 
Aufgabe eines derartigen Wörterbuches sein, die einzelnen Lehren der 
Nationalökonomie vorzutragen. Doch der Verfasser hätte folgerichtig 
auch Banking Principle nicht anders behandeln dürfen. Wenn er 
aber schon den Ausdruck Banking Principle erklären wollte, dann 
hätte es jedenfalls korrekt erfolgen müssen. Die Erklärung »das Prinzip, 
daß die Emission von Banknoten nicht durch die vorhandene Gold- 
deckung begrenzt sein sollte«, sagt gar nichts über die Lehre dieser 
Richtung und höchst Unzulängliches über ihre Politik aus. Der Ver- 
fasser hätte im Heller’schen Büchlein »Nationalökonomie« (Meyers 
Wörterbücher für Recht und Wirtschaft) eine Begriffsbestimmung 
finden können, die soweit als brauchbar bezeichnet werden kann, 
als es solche auf engsten Raum zusammengepreßte Umschreibungen 
sein können. — Ein Blick auf das Hellersche Wörterbuch (Artikel 
»Residualprinzip«) hätte ihn auch vor der unzureichenden Erklärung 
des Ausdruckes residual claimant bewahren und ihn auf den Aufsatz 
von Hollander hinweisen können. — Den Ausdruck invisible imports 
inv. exports) hätte der Verfasser einfach mit unsichtbare Einfuhr 
unsichtb. Ausfuhr) übersetzen können, ohne ihn weiter zu erklären. 
Die Erklärung: »die Dienste, die durch die Schiffahrt und das Bank- 
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wesen geleistet werden«, ist ungenügend. Man kann unter unsicht- 
barer Einfuhr und unsichtbarer Ausfuhr entweder alle Posten der 
Zahlungsbilanz mit Ausnahme der Handelsbilanz verstehen oder aber 
jene Einfuhr und Ausfuhr von Waren, die sich der statistischen Er- 
fassung entzieht (von Reisenden mitgenommene Güter, ferner Schmug- 
gelverkehr). Man kann schließlich den Ausdruck auch auf einige be- 
stimmte Posten der Zahlungsbilanz wie Dienste der Schiffahrt und 
des Bankwesens einschränken; dann muß man aber zumindest auch 
den Fremdenverkehr und das Ueberlandfrachtgeschaft miteinschlieBen. 
— Unter dem Schlagwort trend fehlt der Ausdruck general trend in 
der spezifischen Bedeutung, die ihm in der Konjunkturberichterstat- 
"ung zukommt, ein Mangel, den zweifelsohne viele Benützer empfinden 
werden. 

Es wäre leicht, diese Liste der Ausstellungen beträchtlich zu 
verlängern. Doch es ist wohl überflüssig. Dem Verfasser werden gewiß 
von verschiedenen Seiten zahlreiche Berichtigungen zukommen, die 
ihn instand setzen werden, die folgenden Auflagen seines Wörter- 
buches befriedigender zu gestalten. Dann wird das Buch den Zweck, 
dem es dienen soll, ganz erfüllen können. Auch so, wie es heute vor- 
liegt, kann man es bereits als brauchbaren Behelf bezeichnen. 

(L. Mises.) 


IV. Wirtschafts- und Sozialpolitik. 


Metzner, Dr. Max: Kartelle und Kartellpolitik. 
Berlin, Carl Heymanns Verlag, 1926. 104 S. | 


Diese von dem Leiter der Kartellstelle des Reichsverbandes der 
Deutschen Industrie verfaßte Schrift bringt eine Reihe von Aufsätzen, 
die im Laufe vieler Jahre zu den jeweilig akuten Fragen des Kartell- 
Se geschrieben worden sind. Das macht auch ihren besonderen 

eiz aus: die Stellungnahme eines mitverantwortlichen Mannes im 
Wandel der ökonomischen Entwicklung und Meinungsbildung zu 
einem gleichfalls in Wandlung begriffenen Zentralproblem der Wirt- 
schaft überhaupt. 

Das Ergebnis aller Untersuchungen, soweit sie sich auf wirt- 
schaftspolitische Fragen beziehen, ist de Anerkennung der 
in den Kartellen liegenden und durch sie geschaffenen wirtschaftlichen 
Selbstverwaltung unter Ablehnung aller von außen kommenden, in 
den Aufbau und die Betätigung der Kartelle eingreifenden Maß- 
nahmen. — Er behandelt im einzelnen u. a. das Alter der Kartelle, 
ihre Gliederung und ihre Beziehungen zu den industriellen Fach- 
verbänden, die Wirtschaftsformen der Kartellbildungen, ihre Tätig- 
keit und Aufgaben. Die Mißstände im Kartellwesen sowie die In- 
stitutionen zuihrer Abhilfe werden ebenso wie Spezialprobleme, bei- 
spielsweise Konzerne als Kartellmitglieder, erörtert. — Trotz der 

ielfältigkeit der Themen wird aber die Frage, um die sich in den 
letzten Jahren die Kartelldebatte eigentlich drehte, nicht diskutiert, 
oder jedenfalls nicht so, daß man an den Kern der Dinge herankäme. 
Geht es doch nicht darum, diese oder jene Kartellmaßnahme zu 
rechtfertigen oder zu verurteilen, — wie dies auch heute noch die 
Aufgabe des Kartellgerichts ist —, sondern um die viel wesentlichere 
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Frage, nämlich um die Kontrolle monopolistischer Organi- 
sationen überhaupt. Der Verfasser ist sich durchaus über die Tat- 
sachen und Wirkungen der Marktbeeinflussung durch derartige Organi- 
sationen klar, sagt er doch selbst (S. 18): »Wenn wir ohne Rücksicht 
auf die Formen nur die äußerlichen Wirkungen beachten, also unser 
Augenmerk nur auf die gemeinsame Marktbeeinflussung richten, so 
entdecken wir, dßfastdergesamteGeschäftsverkehr 
mit einem Netz von Kartellen, kartellähnlichen und stillschweigenden 
Uebereinkommen überzogen ist und der freie Wettbewerb in der 
Preisbildung bei weitem stärker beschränkt ist, als es jemals ver- 
mutet wurde.« Deswegen ist es besonders zu bedauern, welchen Stand- 
dent man auch immer einnimmt, daß in dieser anregenden Samm- 
ung nicht auch diese Frage grundlegend diskutiert wird. 
(Fritz Millner.) 


Toggweiler, Jakob: Die Holding inder 
Schweiz. Zürich, Girsberger & Co., 1926. VIII u. 143 S. Fr. 8,50. 
Die in der Reihe der »Züricher volkswirtschaftlichen Forschungen« 
erschienene Studie von Toggweiler vermittelt ein klares Bild 
über die Entwicklung der Holding Company in der Schweiz, wobei 
die Formen und Phasen der Entwicklung, die diese Gesellschaftsform 
gerade in der Schweiz genommen hat, herausgearbeitet werden. — 
Ausgehend von der Entstehung der Holding Company, den Prinzipien 
ihres Wesens und einer positiven Bewertung ihrer Tätigkeit im 
allgemeinen (gelegentlich gegen Liefmann) kommt Toggweiler zur 
Untersuchung der statistischen Unterlagen, an Hand derer schon die 
enge Verknüpfung der Schweizer Holding Company mit der inter- 
nationalen Wirtschaftslage sichtbar wird. Für Ende 1923 werden 
ungefähr 300 Gesellschaften mit einem Gesamtkapital von ca. 214 Mil- 
liarden Francs festgestellt. Toggweiler teilt die Entwicklung der 
Schweizer Holding Company in 3 Abschnitte, wobei jedoch Abschnitt 2 
und 3 zu einem gewissen Teil in dieselbe Zeit fallen. Er unterscheidet 
dabei 1. die Holding Companies mit dem Typus der Anlagengesell- 
schaft, wie sie vor allem in ihrer Gründungsperiode seit 1860 ent- 
standen sind; 2. die Holding Companies, die als Folge der fortschreiten- 
den Expansion der schweizerischen Industrie anzusehen sind, und 
3. die Holding Companies, deren Gründung in der Kriegs- und Nach- 
kriegszeit in der Hauptsache von ausländischer Seite allein oder 
gemeinsam mit Schweizer Gruppen vorgenommen wurde. 
Ausgedehntes Material unterstützt diese Darlegungen, die den 
Zusammenhang mit der internationalen Kapitalverflechtung erweisen. 
In einem Schlußkapitel kommt der Verfasser auch zu einer positiven 
Wertung der Institution der Holding Company für die Schweiz. Dabei 
verkennt er nicht die Gefahren, die sich gerade auch wieder für ein 
Land, wie die Schweiz es ist, ergeben können und ergeben haben 
— abgesehen von den viele hundert Millionen betragenden Inflations- 
verlusten —, als deren größte er die Heranziehung schweizerischen 
Sparkapitals insbesondere in der Form der Obligationsauf- 
nahme erachtet. Andererseits weist er die Behauptung, daß eine 
Ueberfremdung der schweizer Wirtschaft durch die Holding Company 
drohe, mit wohlüberlegten Argumenten zurück. — Die Studie ist 
— im ganzen betrachtet — auch ein gelungener Beitrag zum 
Thema: Die Konzentrationsbewegung im Wandel der Wirtschafts- 
entwicklung. (Fritz Millner.) 
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Rosenstock, Eugen: Industrievolk. Schriftenreihe der 
Rhein-Mainischen Volkszeitung. Frankfurt a. M., Verlag der Carolus- 
druckerei, 1924. 54 S. 

Rosenstock,Eugen:Lebensarbeitin derIndusirie. 
Berlin, Julius Springer, 1926. 88 S. 

Eugen Rosenstock kämpft seit seiner Schrift über die Werkstatt- 
aussiedlung für den Lebens- und Wirkraum des Arbeiters im Betriebe 
bzw. in der Werkstatt. Wie auch dem Nichtschöpferischen im Arbeits- 
prozeß Möglichkeiten der Verselbständi ng und Individualisierung 
verschafft werden können, das ist das Pro lem, um dessen Lösung 
auch die beiden vorliegenden Schriften sich bemühen, und zwar die 
erstere mehr propagandistisch in der Aufzeigung der Problemstellung, 
die letztere unter Hinweis auf praktisches E aa Lösen 
läßt sich das Problem nur, um in Hell pa chscher Ausdrucks- 
weise zu reden, von einer endoponen Arbeitsauffassung aus, d. h. 
einer solchen, die nicht schroff zwischen Arbeit und Leben trennt, 
sondern beide in inniger Verbindung hält. Wer nur seine nackte 
Arbeitskraft im Fabrikraum abliefert, dort nur snackte Arbeit« leistet, 
kann nicht eine Ordnung des Arbeitslebens verwirklichen; das kann 
nur das in die Gemeinschaftssitte eingebettete Glied der Werkstatt. 
»Die Arbeitskraft, die nur von außen durch Recht, Wirtschaft und 
Technik geordnet wird, bleibt weiter nackt... Sie friert ein und 
wird arbeitsunlustig. Sie verlangt das Kleid der selbstverwirklichten 
eigentümlichen Gemeinschaftsordnung, die Hülle der Sitten und 
Bräuche.« Die Sozialpolitik erhält dadurch die Aufgabe der Blick- 
richtung auf das Betriebsinnere. Die Werkstattkommandite tritt als 
neue synthetische Kennzeichnung der Rosenstockschen Gedanken- 
gänge und als Exponent ihrer praktischen Verwirklichungsmöglichkeit 
auf. Dieser Begriff der Kommandite tritt zugleich an die Stelle des- 
jenigen der Werkstattaussiedlung, weil Aussiedlung durch »Siedlung« 
romantisch vergiftet sei. Französische Erfahrungen, namentlich in 
der Pariser Nationaldruckerei gewonnen, dienen als Illustrationsstoff. 
Rosenstock selber formuliert wie folgt: »Werkstattkommandite heißt 
Kommanditierung der Arbeitskräfte durch den Unternehmer. An die 
Stelle des Vertrags über den Verkauf der Arbeitskraft auf dem Arbeits- 
markt (Dienstmiete, locatio conductio operarum) unter den Usancen 
des Marktverkehrs (Tarifnormen) zum Zwecke der Ausbeutung durch 
den Unternehmer, soll treten die Kommanditierung von Kraftträgern 
(Arbeiter) durch Machtträger (Arbeitgeber) zur gewerbsmäßigen Aus- 
beutung von Kräften menschlicher und natürlicher Herkunft im 
kommanditierten Betriebe (Werkstatt)«. Mit der Verwirklichung dieser 
Idee wird der enge Weg zwischen »den beiden Verderbnissen« indu- 
strielles Lehnswesen und Arbeitseigentum hindurch gefunden, denn 
auf etwas Geistigeres als den Besitz kommt es an: auf Verantwortlich- 
keit, ihre Pflege und Ausübung. Verantwortung muß erworben werden; 
daher kann Selbstverwaltung der Werkstatt als der eigentliche Sinn 
der aufgestellten Vorschläge nur Sache der Aeltern und für die 
Aeltern sein. Damit wird das in jeder Hinsicht vorhandene Ueber- 
gewicht des jüngeren Arbeiters zurückgedrängt und dem Lebenslauf 
des Fabrikarbeiters das ihm heute fehlende »Gefälle« verschafft. Der 
Soziallohn (soll heißen: Familienlohn) hilft dem älteren Arbeiter 
nicht, denn er ist nur eine Bekräftigung des Zustandes, daß der Vater 
mit dem Sohne in der Fabrik ranggleich bleibt. Gerade dieser Zustand 
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aber soll überwunden werden, im Interesse der Entproletarisierung. 
Der Weg ist, wie gesagt, die Verleihung von Pflichten an den älteren 
Arbeiter, denn nur Pflichten geben Rechte. Natürlich werden zu- 
nächst nur wenige erfaßt; allein von dieser Denk- oder Sprechweise 
aus, wie R. die Werkstattkommandite nennt, und auf sie hin zu 
denken wandelt das unwürdige Bild, das wir von der gesellschaft- 
lichen Arbeit haben. Damit ist in der Tat die allein mögliche und 
würdige Antwort gegeben auf die Frage, die der Verfasser selber 
aufwirft: heißt es nicht zu groß getan mit solch einem Plänchen ? 
»Weder der Techniker noch der Politiker wird sich eines Achselzuckens 
enthalten können, in welch übertriebener Weise hier von einer belang- 
losen Kleinigkeit geredet wird. Angesichts der ‚Riesenzahlen‘, ‚riesigen‘ 
Ausmaße, ‚ungeheuern‘ Aufgaben der Wirtschaft, im Vergleich mit 
den ‚gigantischen‘ technischen Problemen und dem ‚titanenhaften‘ 
Ringen um ihre Lösung ist das menschliche Maß der ganzen Angelegen- 
heit entsetzlich banal. Es handelt sich bloß um die Unterscheidung 
von Jugend und Alter, bloß um eine Schlichtung zwischen Stadt 
und Land, um ein Gesetz väterlicher und sohnhafter Lebensführung, 
um Sitten und Gebräuche, Stil und Mundart.« Für die Stellungnahme 
des Volkswirtschafts- und Sozialwissenschaftlers aber ist in der Ein- 
leitung zu der zweiten Schrift das Stichwort gegeben mit dem Hin- 
weis, daß es ihm weder allein auf Systemdarstellung noch auf 
Sachmitteilung, sondern auf Uebermittlung einer geistigen Haltung 
ankommen müsse. 

Rein sachlich gesehen kommt dem Schriftwerk Rosenstocks eine 
außergewöhnliche Bedeutung bei, weil es ideellen Vollgehalt mit 
jenem Wirklichkeitssinn verbindet, der von anscheinend Kleinem aus 
den Aufbau zu betreiben wagt. Die soziale Bewegung freilich scheint 
sich dieser Art versagen zu wollen, denn schon hören wir allenthalben 
von Plänen, die ihr stracks zuwiderlaufen, indem sie nämlich die 
Entproletarisierung mit der Hinführung des Arbeiters zum Mitbesitz 
erstreben. Da sollte dieses Schriftwerk wie ein Weck- und Mahnruf 
wirken. Aber man scheut sich in den beteiligten Kreisen allzusehr, 
die Blickrichtung auf das Betriebsinnere zu nehmen, weil sich hier 
bisher in der Hauptsache nur, wenn auch mit verfehlten Mitteln, 
die »gelbe« Werkvereinsbewegung versucht hat. So sehr, daß jeder, 
der sich trotzdem in diese Richtung einstellt, Gefahr läuft, sich zu 
»kompromittieren«. Die Gemeinde, die sich um R., der auf diesem 
Gebiete tatsächlich Führer ist, sammelt, ist denn auch gar klein. 
Allein es ist schon ein Fortschritt, daB sie überhaupt da ist und gegen 
die Erstarrung der Sozialpolitik in der Schablone, sowie für den Wirk- 
raum in der Werkstatt, wie dieser nun auch im einzelnen Gestalt 
annehmen möge, sich einsetzt. Von hinreißender Propagandakraft 
ist vor allem das erste Schriftchen »Industrievolk«, a in seiner 
zweiten Auflage durch einen Unternehmerbrief tiber das geistige 
Ordnungsproblem fiir den Unternehmer erweitert wurde, der eine 
wirkliche Bereicherung darstellt. 

Literarisch gewertet sind R.s Schriften selbst fiir den, der seine 
übrigens immer geistsprühenden Antithesen nicht in allem unter- 
schreibt, ein Genuß. Darin liegt des Verfassers Stärke, daß er rea- 
listische Blickschärfe mit dichterischer Schau in a er Weise 
verbindet. (Ih. Brauer.) 
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Hatschek, Julius: Einleitung in das öffentliche 
Recht. Leipzig, A. Deichertsche Verlagsbuchhandlung Dr. W. 
Scholl, 1926. 111 S. 

Hatschek, Julius: Einleitung ins Völkerrecht. 
Ebenda, 1926. 113 S. | 

Wer Hatscheks nachgelassene »Einleitungen« gelesen hat, 
wird es aufrichtig bedauern müssen, daß dieser geistvolle Forscher 
mitten aus seiner Arbeit durch den Tod hinweggerafft wurde. 

Hatschek und Kelsen repräsentieren die »zwei Seiten« der 
Jellinek- Schule. Während Kelsen die »normative Seite« mit 
großem systematischem Erfolge (vielfach in scharfem Gegensatz zu 
den Grundanschauungen Jellineks) ausbildete, blieb Hat- 
schek der Zweiseitenmethodik Jellineks näherstehend. 

Muß man dieser Methodik auch mit Kelsen die rechtsphilo- 
sophische Haltbarkeit absprechen, so enthält sie doch die Aufforde- 
rung, den Zusammenhang der Rechtsordnung mit ihrem »sozialen 
Substrat« zu untersuchen, und behält insofern eine bedeutende em- 
pirische Tragweite. In der Geltendmachung dieses empirischen Ge- 
sichtspunktes liegt die bleibende Bedeutung Hatscheks. 

Schon in seinen großen, rechtstheoretisch immer interessanten 
Systematisierungen des Staats-, Verwaltungs- und Völkerrechts ver- 
fehlt er nie — auch durch Max Weber angeregt —, rechtssozio- 
logische Gesichtspunkte einzuführen; mit seiner englischen Verfas- 
sungsgeschichte und z. B. seiner Abhandlung über Konventional- 
normen liefert er rechtssoziologische Materialien und Studien. 

Wenn nun auch sein Plan einer »Soziologie des öffentlichen Rechts« 
nicht zur Vollendung gedieh, so liegen doch mit den beiden »Ein- 
leitungen« zwei Skizzen vor, die uns ein ungefähres Bild dessen geben, 
was Hatschek in rechtssoziologischer Hinsicht noch hätte leisten 
können. Die »Einleitung in das öffentliche Recht« enthält neben 
vorwiegend aphoristisch gehaltenen soziologischen Gedankengängen 
rechtsphilosophische Ansichten Hatscheks, die der Schule Fich- 
tes und Rickert s angehören. Hatschek erkennt gegen Kel- 
senden Seinscharakter des Staatesan und muß gegen Duguit den 
rechtsphilosophischen Empirismus ablehnen. Wenn er selbst — unter 
der Voraussetzung der Verbindlichkeit des positiven Rechts schlecht- 
hin — bei den irrealen Sinngebilden Rickerts Halt sucht, so 
ist diese Position als Fiktion allerdings nicht haltbar, aber doch von 
dem Jellinekschen Ausgangspunkt aus ein Fortschritt zur An- 
erkennung rechtsphilosophischer Voraussetzungen der Rechtstheorie. 

Die »Einleitung ins Völkerrecht« kann als Studie zur Entwicklungs- 
theorie der Völkerrechtsordnung charakterisiert werden. Dabei leitet 
Hatschek der Gedanke des Zusammenhanges zwischen den Wirt- 
schaftsstufen und den zugeordneten völkerrechtlichen Verhältnissen. 
In der Entwicklung dieses Gedankens unterscheidet er vier Inte- 
grationsstufen: Den Völkerverkehr der Stammeswirtschaft, das Völker- 
recht im Æitalter der Stadtwirtschaft, den völkerrechtlichen Verkehr 
in der Zeit der internationalen Marktverflechtung und schließlich 
den Völkerverkehr in der Zeit der Marktvergemeinschaftung. 

Bei dieser Gruppierung fällt helles Licht auf die ökonomischen 
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Ursachen für die Ausbildung grundlegender völkerrechtlicher Insti- 
tute: so z. B. der Grenze, des völkerrechtlichen Vertragsrechts und 
des Neutralitätsrechts. Besonders interessant sind die Ausführungen 
über das Kriegsrecht und seine Beeinflussung durch die katholische 
Kirche. 

Die Möglichkeit und Aussichten einer Weltrechts- und also Welt- 
friedensordnung glaubt Hatschek pessimistisch beurteilen zu müs- 
sen, ohne indessen hierfür zwingende, empirische Argumente anführen 
zu können. 

Hier, wie auch gelegentlich bei seinen soziologischen Analysen 
macht sich das Fehlen exakter, rechtsphilosophischer Grundlagen 
nachteilig bemerkbar. Die weiterführende Forschung wird diese 
Mängel auszumerzen und die empirische Arbeit Hatscheks für 
die weitere Ausbildung der Soziologie des Rechtes fruchtbar zu 
machen haben. Gemäß seinem letzten Wunsche, daß diese neuen Pro- 
bleme rauch andere interessieren und der Bearbeitung fiir würdig erach- 
tet werden« mögen. (Julius Kraft.) 


Lehrlingsrechtund Lehrlingsschutz. Darstellung des 
gesamten Lehrlingsrechtes mit besonderer Berücksichtigung des 
Lehrlingsschutzes von Anton Kimmel, Referent der Wiener 
Arbeiterkammer, mit einem Vorwort von Dr. J. Freundlich. 
Wien 1927. Selbstverlag der Kammer für Arbeiter und Angestellte 
in Wien, Kommissionsverlag: Wr. Volksbuchhandlung. I. Band. 
XXXII u. 510 S. 

Im Jahre 1921 hat die österreichische Republik ihre Arbeiter- 
kammern errichtet. Diese, voran die Kammer für Wien und Nieder- 
österreich, haben sich rasch einen beachteten Platz im öffentlichen 
Bewußtsein des Landes erobert und üben vielfach maßgebenden Ein- 
fluß, vor allem in Wirtschafts- und Sozialdingen. Aus historischen 
Gründen sind bekanntlich in Oesterreich, als der alte Staat fiel, weite 
Gebiete der Sozialgesetzgebung und der sozialen Praxis, die in vor- 
geschrittenen Ländern doch auch schon in der Vorkriegszeit stark 
ausgebaut waren, nahezu noch völlig Neuland gewesen, das der ersten 
Bearbeitung harrte. Hier fanden die neuen Kammern ein fruchtbares 
Betätigungsfeld: So haben sie z. B. das mit dem Gegenstand obigen 
Buches zusammenhängende Gebiet der Lehrlingsfürsorge — dem im 
städtearmen Oesterreich erhöhte Bedeutung zukommt — überhaupt 
erst von Grund aus aufgerichtet. 

Im Gesetzgebungsbereich hat der in der Schöpfung 
der österreichischen Republik verkörperte gewaltige Machtzuwachs 
der Arbeiterschaft, namentlich in den ersten Jahren nach dem Um- 
sturz, einen überaus umfangreichen Zuwachs an sozialpolitischer 
Rechtsmaterie gebracht, eine gehäufte Fülle von Rechtsstoff, welche 
nun nach Sichtung, Ordnung und Theorie ruft. 

Die Arbeiterkammer zu Wien ist denn auch alsbald nach ihrer 
Gründung mit dem erklärten Programm: »Die Füllevonnoch 
nicht eingelebten Rechtsinstitutionen... zum 
gefestigtengeistigenBesitzstanddergesamten 
arbeitendenBevölkerungdieserRepublikzuer- 
heben«; und weiter: die Kodifikation des sozialen 
Rechtesder Republik« einzuleiten, an die Herausgabe eines 
Sammelwerkes »diesozialpolitische Gesetzgebungin 
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Oesterreich« geschritten, an dessen Spitze damals, ganz folge- 
richtig gedacht, das Betriebsrätegesetz gestellt wurde. 

Seither ist eine längere Reihe von Einzelbänden dieser Gesetzes- 
ausgabe bereits erschienen und stark in Gebrauch. Das hier besprochene 
umfangreichere Werk steht jedoch als Sonderpublikation 
außerhalb der vorerwähnten Reihe; bisher liegt vor der erste Band, 
welcher in einer, zwischen Kommentar und erläuterter Gesetzes- 
ausgabe die Mitte haltenden Darstellungsweise die Bestimmungen der 
österreichischen Gewerbeordnung, die für das Lehrverhältnis in erster 
Reihe maßgebend sind, daneben auch zahlreiche andere, für das Recht 
des Lehrlings irgend in Betracht kommende Gesetzesmaterien be- 
handelt. 

Kimmels Buch soll wohl in erster Linie ein Behelf für die Praxis 
sein und wendet sich demgemäß zunächst an österreichische Ver- 
waltungsbeamte, Gewerkschafts- und Fürsorgefunktionäre. Es ergibt 
sich aber ein weitergehendes Interesse für diese Arbeit und andere 
gleicher Art aus der prinzipiellen Bedeutung der Tatsache, daß arbeits- 
rechtliche Veröffentlichungen jetzt überhaupt in rasch steigender Zahl 
ins Leben treten: Jede gut durchgearbeitete Gesetzesausgabe hat 
über den unmittelbaren Zweck, Rechtsstoff zugänglich zu machen, 
hinaus noch ihre schöpferische, rechtsfortbildende Wir- 
kung. In höherem Grade muß dies der Fall sein bei einer so neuen, 
theoretisch noch wenig durchgebildeten Materie, wie es fast das ge- 
samte Arbeitsrecht ist. 

Zu einer Kodifikation des sozialen Rechtes in Oesterreich, 
wie sie die Arbeiterkammer in jener programmatischen Erklärung 
als weitere Aufgabe für sich reklamiert hat, ist es allerdings noch 
nicht gekommen und so wird auch in dem von Dr. J. Freundlich ge- 
schriebenen, an grundsätzlichen Erwägungen reichen Vorwort dieses 
Bandes, der Ruf nach einer solchen, nach einem »einheitlichen Arbeits- 
recht«, erhoben. Es bleibt aber, sowohl aus allgemein politischen, als 
nicht zuletzt auch aus gesetzestechnischen Gründen frag- 
lich, ob man in absehbarer Zeit das ganze, noch so im Fluß befind- 
liche Rechtsgebiet in jenes einheitliche »>Gesetzbuch der Ar- 
beit« zusammenfassen wird können, welches auch in der Weimarer 
Verfassung: »Das ReichschaffteineinheitlichesAr- 
beitsrecht«ein bisher uneingelöstes Versprechen darstellt. Wohl 
sind gerade jetzt wieder ernsthafte Bestrebungen hiezu im Gange; 
allein es ist sehr zu bedenken, ob gerade die führenden Kräfte der 
Gewerkschaftsbewegung sich heute schon stellen sollen auf die Basis 
der Annahme, als sei im Bereiche der Sozialgesetzgebung ein gewisser 
Abschluß auf lange Dauer eingetreten, als sei jetzt bereits 
gesetzgeberisch die Summe der Entwicklung zu ziehen! Vielleicht 
setzt die Inangriffnahme der ersehnten Kodifikation doch ein noch 
wesentlich reiferes Stadium im Aufstiege der Arbeiterklasse voraus, 
als das bisher Erreichte. Was sich etwa im fascistischen Italien jetzt 
gerade auf diesem Gesetzgebungsgebiete abspielt, an sicher 
die hier angedeuteten Bedenken. (Richtig ist allerdings, daß einmal 
eroberte Rechtspositionen durch kodifikatorische Einhegung einen 
gewissen erhöhten Schutz gegen Rückschläge haben.) 

Sodann sollte auch zur Anbahnung so grundlegenden Gesetz- 
gebungswerkes weit mehr theoretische Vorarbeit geleistet wer- 
den, als für viele Teile des Rechtsgebietes bisher da ist. Hiefür 
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sind heute die Voraussetzungen sicher gegeben: die große Umwälzung 
im Rechtsleben, die der Aufstieg der Arbeiterklasse bedingt, wirkt 
sich naturgemäß nicht lediglich in der Schaffung so und so viel neuer 
Gesetzesbestimmungen und der Abänderung so und so viel anderer 
aus, sondern sie muß auch dazu führen, daß das Sonderrecht der 
aufsteigenden Klasse, mit neuen Problemstellungen, mehr und mehr 
den weiten vorderen Raum am Schauplatze der Juristerei besetzt. 

Es war in der Sozialverfassung einer vergangenen Epoche be- 
gründet, daß die Rechtslehre, was z. B. die wirtschaftlichen Probleme 
der reifenden Jugend anbetraf, in der Erforschung der Rechtsnatur 
des Pekuliums der Hauskinder ihr Genügen fand. Welches lebendige 
Interesse kann heute aber noch der Begriff des peculium ca- 
strense oder quasi castrense beanspruchen! Leben- 
digste Bedeutung hingegen hat in unserer Zeit, an ganz adäquater 
Stelle im Rechtssystem, für weite Volkskreise das Wissen um die 
rechtlichen Grundlagen der Lehrlingsentlohnung im höheren Lehr- 
jahrgang oder um die Ansprüche aus der Nichterfüllung des Lehr- 
vertrages! 

Ueber Kimmels Buch als solches wäre noch zu sagen, daß es 
durch seine sehr dankenswerte Stoffülle in der gewählten An- 
ordnung nicht allzusehr an Uebersichtlichkeit gewinnt und daher 
zu seiner Benutzung eine geübte Hand erfordert, in welcher es dann 
sicher sehr gute Dienste leisten wird. Wenn trotz der großen Zahl 
der angeführten Entscheidungen noch manche Frage durch die Spruch- 
praxis unbeantwortet bleibt, so liegt das auch an der Neuheit des 
Rechtsgebietes. Der Verfasser enthält sich nicht eigener Meinungs- 
äußerung, ist aber in dieser Hinsicht eher vorsichtig als zugreifend. 

(Julius Fischer.) 


VI. Politik. 


VII. Nebengebiete. 


Peters, W: Die Vererbung geistiger Eigenschaf- 
ten und die psychische Konstitution. Jena, G. Fischer, 
1925. 400 S. 

In diesem Werke des Jenaer Psychologen steckt eine ungemein 
große Arbeit. Peters hat sich seine Aufgabe nicht leicht gemacht. 
Er hat nicht nur eine Art Sammelreferat über die große Literatur 
fertiggestellt, sondern er hat sich bemüht, an allen wichtigeren Ar- 
beiten das methodisch Eigentümliche herauszuarbeiten. So ist sein 
Buch gerade in methodologischer Hinsicht besonders schätzenswert. 
Dem Kulturwissenschaftler ist es heute nicht mehr möglich, den 
Ueberblick über die Entwicklung der Vererbungswissenschaft durch 
eigenes Studium der Originalarbeiten zu behalten. Allein die Termino- 
logie der reinen Hereditätsforscher ist so schwierig geworden, daß 
es selbst dem Naturwissenschaftler Mühe macht, zu folgen. So ist es 
besonders verdienstlich, wenn Peters sich der Arbeit unterzog, das 
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Wichtigste aus dieser biologischen Forschung den Gelehrten des Kultur- 
gebietes zugänglich zu machen. Daß er die amerikanische Literatur 
in so großem Umfange heranzog, ist besonders dankenswert. Peters 
Buch ist sicherlich nicht in einem Zuge ohne weiteres lesbar, es ist 
trocken; aber es kann dem Nichtfachmann ausgezeichnet dazu dienen, 
sich über ein besonderes Problem zu unterrichten, sei es den Mende- 
lismus in neuer Form, oder Milieu und Vererbung oder die Korre- 
lationsmethoden usw. Peters könnte in seiner Kritik zuweilen noch 
ein wenig fester zugreifen, aber sein Buch ist zweifellos das Selb- 
ständigste und Beste auf diesem Gebiete. Ein einziger Einwand drängt 
sich auf: nicht immer wird genügend berücksichtigt, daß gewisse 
Lebensbetätigungen, sei es das Ergreifen eines bestimmten Berufes 
oder ein asoziales oder antisoziales Verhalten oder dgl. nicht deshalb 
schon ererbt zu sein brauchen, weil sie in mehreren Generationen 
leichmäßig vorkommen. Besonders die Erforschung von Verbrecher-, 
Vagantentamilien u. dgl. berücksichtigt oft nicht genügend die große 
Bedeutung der Tradition. Diesen Punkt hätte auch Peters noch 
schärfer herausarbeiten sollen. 
Seinem Buche sei eine Neuauflage baldigst gewünscht, die mit 
der Originalforschung gleichen Schritt halten möge. (Gruhle.) 


Caprara, Ugo: Le negoziazioni caratteristiche 
dei vasti mercati. Principii di tecnica mercantile. Istituto 
Editoriale Scientifico, Mailand 1926. 524 S. L. 95.—. 

Die bekannte Mailänder Handelshochschule Bocconi begab sich 
im Jahre 1924 unter die Verleger durch Veröffentlichung ihrer semester- 
weise erscheinenden »Annali«, von denen bereits drei Jahrgänge mit 
wertvollem wirtschafts- und dogmengeschichtlichen Inhalte vorliegen. 
Ebenfalls unter ihren Auspizien erscheint nun eine Serie von Studien 
über Handelsbetriebslehre; als deren erster Band ist das Werk von 
Caprara herausgekommen, dessen etwas abstrakter Titel sich am 
a mit »Technik des Handels in Weltmarktgütern« verdeutschen 

eBe. 

Nach einer Darstellung der Aenderungen der Handelsgebrauche 
unter dem Einflusse der Verkehrsentwicklung erörtert der Verfasser 
die bei der Durchführung von internationalen Handelsgeschäften 
maßgebenden Vertragsbedingungen und die Normen zur Sicherung 
von Qualität und Quantität. Es wird die Bedeutung der verschiedenen 
Klauseln cif, fob usw. für die beteiligten Kaufleute und die Ver- 
sicherungsgesellschaften, sowie ihre unterschiedliche Anwendung bei 
der Eigentumsübertragung der einzelnen Welthandelswaren erklärt. 
Die bei diesen Geschäften üblichen Dokumente werden nach ihrem 
Inhalte analysiert und überdies nachher im Wortlaut der Ursprache 
in einem umfangreichen Anhange angeführt. Nach einer eingehenden 
Schilderung der Finanzierung vermittelst der verschiedenen Formen 
von Akkreditiven wendet sich der Autor ausführlich den Voraus- 
setzungen der Technik und den Auswirkungen des Termingeschäftes 
an den Warenbörsen zu. Besonderes Augenmerk wird auf die Be- 
deutung der Termingeschäfte für die Einzelunternehmungen, ihre 
Kapitalbeschaffung und ihre Kosten gelegt, wie denn überhaupt im 
Verlaufe der Ausführungen stets auf die Zusammenhänge und auf 
die durch das fortwährende Wandern von Geldkapital und Waren 
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bewirkten Veränderungen in den beteiligten Einzelwirtschaften hin- 
gewiesen wird. 

Auf diese erste einleitende Publikation, die nur die prinzipiell 
von den Binnenhandelsgeschäften verschiedenen, allen internationalen 
Transaktionen gemeinsamen Gebräuche und Usancen behandeln will, 
sollen zahlreiche Monographien von verschiedenen Autoren über den 
Handel in Kohle und anderen Mineralien, in Rohbaumwolle, Getreide 
usw. folgen. Capraras gründliche und besonders auch in der aus- 
giebigen Verwendung fremdsprachiger Texte sehr sorgfältig gearbeitete 
Darstellung kann als vielversprechender Auftakt bezeichnet werden; 
immerhin soll nicht verschwiegen sein, daß des Verfassers komplizierte 
Schreibweise öfters der Klarheit und Flüssigkeit ermangelt und deshalb 
die Lektüre sich manchmal etwas mühsam gestaltet. (E. Schmidt.) 
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Preis- und Produktionsstabilisierung in einzelnen 
Produktionszweigen!). 


Von 


A. C. PIGOU, 


§ ı. In dieser Schrift beschäftige ich mich mit einzelnen 
Zweigen der Produktion. Dabei mache ich zum Zweck der Ver- 
einfachung die Annahme, daß das allgemeine Preisniveau 
auf irgendeine Weise annähernd stabil gehalten wird. Man hat 
in neuerer Zeit in Ausführungen über Produzentenzusammen- 
schlüsse, Fusionen usw. darauf hingewiesen, welchen Einfluß 
diese Organisationen auf die Stabilität des Wirtschaftslebens 
haben könnten, und welche ökonomischen Vorteile von einer 
solchen Einflußnahme erwartet werden dürfen. Meines Wissens 
ist diese Frage bisher jedoch noch nicht erschöpfend .untersucht 
worden, wenngleich Lavington in einem Artikel in der Eco- 
nomica vom Juni 1926 einige interessante Ausführungen dar- 
über gemacht hat. In den folgenden Paragraphen will ich ver- 
suchen, das Problem etwas weiterzubringen. Ich habe mich nicht 
mit der Frage zu beschäftigen, ob für das wirtschaftliche Ver- 
halten dieser Organisationen tatsächlich das Wohl der Allgemein- 
heit maßgebend ist. Ich mache die Annahme, daß das geschieht, 
und frage einzig danach, wie weit unterdieser Voraus- 
setzung ihre Macht reicht, das Wirtschaftsleben in einer für 
die Allgemeinheit vorteilhaften Weise zu stabilisieren. Ferner 
nehme ich an, daß alle wirtschaftlichen Ereignisse von gleicher Be- 
deutung sind, und sehe von einem bestimmten Zeitpunkt ab — 
eme bei theoretischen Ausführungen durchaus notwendige und 
berechtigte Abstraktion; denn es ist tatsächlich willkürlich, ob 
bei solchen Auseinandersetzungen als Ausgangspunkt eine Ab- 


1) Uebersetzt von Helene Leroi-Fürst. — 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 58. 3. I5 


226 A. C. Pigou 


wärts- oder eine Aufwärtsbewegung des Wirtschaftslebens an- 
genommen wird. 

§ 2. Anfangs wollen wir die Annahme machen, daß sowohl 
die Bedingungen der Nachfrage als auch die natürlichen und 
technischen Bedingungen der Produktion konstant sind. Es er- 
scheint dann auf den ersten Blick, als müßten unter diesen 
Umständen sowohl Produktion als auch Konsumtion und Preise 
auf alle Fälle stabil sein, sodaß unter diesen Bedingungen keiner 
dieser Faktoren durch Produzentenzusammenschlüsse irgendwie 
beeinflußt werden könnte. Das ist jedoch nicht immer der Fall. 
Auch bei konstanter Nachfrage und bei konstanten natürlichen 
und technischen Produktionsbedingungen gibt es noch andere 
unbeständige Faktoren, die einen Einfluß ausüben können. Ist 
eine große Anzahl konkurrierender Produzenten vorhanden, so 
werden zwar in der Tat Gesamtproduktion und daher auch Ge- 
samtverbrauch und Preise konstant sein. Aber der Ertrag des 
einzelnen Produzenten wird trotzdem schwanken, da die Auf- 
träge sich einmal auf den einen Produzenten, ein anderes Mal 
auf einen anderen konzentrieren. Diese Schwankungen innerhalb 
des Produzentenkreises können durch einen Zusammenschluß 
derselben ausgeglichen werden, durch welchen sowohl dem ein- 
zelnen Produzenten als auch den Produzenten insgesamt ein 
stetiger Absatz gesichert wird. Wenn nun ein Betrieb eine kon- 
stante Produktion von A Einheiten pro Jahr hat, müssen seine 
Kosten geringer sein, als wenn er in einem Jahr (A + a) Ein- 
heiten und im nächsten Jahr (A — a) Einheiten produziert; denn 
im letzteren Falle muß er mit einem Betriebskapital arbeiten, 
das zur Produktion von (A + a) Einheiten erforderlich ist und 
von dem ein Teil in schlechten Zeiten unbeschäftigt ist. Die 
Wichtigkeit dieses Umstandes wird durch das eifrige Bestreben 
von Genossenschaften — Molkereigenossenschaften usw. — und 
von Schiffahrtskonferenzen beleuchtet, sich die »Loyalität ihrer 
Mitglieder zu sichern, in der Absicht, in ihren Betrieben eine 
konstante Produktion zu ermöglichen« ?2). Aus dem Vorhergehen- 


2) Es wird beachtet worden sein, daß hier zwar bewiesen worden ist, daß 
die Kosten verringert werden, wenn — bei im übrigen gleichen Faktoren — 
eine konstante Gesamtnachfrage mit einer konstanten Produktion von seiten 
des einzelnen Produzenten zusammentrifft. Unsere Ausführungen erlauben uns 
aber nicht, zu entscheiden, wie denn der nicht konstante Teil der Gesamtnach- 
frage — falls ein solcher existiert — in der wirtschaftlichsten Weise zu verteilen 
ist: ob es z. B. bei zehn Produzenten und einer zwischen roo und Iro (10%) 
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den wird deutlich, daß Zusammenschlüsse von Produzenten die 
Macht haben, durch Ausgleich von Produktionsschwankungen 
eine Kostensenkung zu erreichen, und daß sie infolgedessen die 
Produktion und die Konsumtion zum offenbaren wirtschaftlichen 
Vorteil der Allgemeinheit steigern können. Andererseits jedoch 
darf nicht übersehen werden, daß diese Art der Wirtschafts- 
stabilisierung — indem sie den freien Wettbewerb unter den 
Produzenten hemmt — dazu führt, die Auslese der Tüchtigeren 
durch das Mittel der Konkurrenz zu hindern, was unvermeidlich 
ein Herabdrücken der Durchschnittsqualität zur Folge haben 
muß. Dieser indirekte Nachteil kann den direkten Vorteil in 
solchem Maße überwiegen, daß schließlich Gesamtkosten höher 
und Gesamtproduktion und -konsumtion geringer sind, als sie 
es ohne die Existenz von Produzentenverbänden gewesen wären. 
Je nach den einzelnen Umständen jedes Falles wird einmal der 
Vorteil, ein anderes Mal der Nachteil von Produzentenzusammen- 
schlüssen im Uebergewicht sein. 

§ 3. Im vorhergehenden Paragraphen beschäftigte ich mich 
mit einem Produktionszweige, der aus einer großen Anzahl von 
konkurrierenden Produzenten bestand. Es gibt jedoch Produk- 
tionszweige, die nur eine kleine Zahl von Produzenten umfassen, 
sodaß jeder von ihnen eine Art monopolistischer Macht besitzt. 
Es handelt sich hier also nicht um einfache Konkurrenz, sondern 
um mehrfaches Monopol, und in diesem Falle sind Gesamt- 
produktion ebenso wie Verbrauch und Preise unbestimmt und 
unkonstant. Jeder der miteinander kämpfenden Monopolisten 
wird, ohne über das, was die anderen tun werden, orientiert zu 
sein, seinen Profit einmal durch Vergrößerung, das andere Mal 
durch Verringerung seines Produktionsumfangs zu machen suchen. 
Noch größere Schwankungen in der Gesamtproduktion werden 
eintreten, wenn es einer dieser Monopolisten für möglich hält, 
seine Konkurrenten zu töten und sich den ganzen Markt zu 
sichern, indem er eine Zeitlang mit Verlust verkauft ?). Beispiele 
hierfür bieten die Frachtenkriege konkurrierender Eisenbahn- 
und Schiffahrtsgesellschaften und die Preiskämpfe in der Tabak- 


schwankenden Gesamtnachfrage vorzuziehen wäre, daß die Produktion jedes 
Produzenten zwischen ro und 11 schwankte, oder daß die Produktion von neun 
Produzenten konstant sei und die des zehnten zwischen 10 und 20 schwankte. 
3) Vgl. »Die Oekonomie des Wohlstands« (The Economics of Welfare), 
Teil II, Kap. 14. 
15* 
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industrie und in anderen Produktionszweigen. Die Schwankungen 
der Produktion, des Verbrauchs und der Preise, die durch solche 
Zustände hervorgerufen werden, sind vollkommen antisozial. Ein 
Verband, zu dem sich die konkurrierenden Monopolisten zu- 
sammenschließen, besitzt die Möglichkeit und die Macht, alle 
diese Faktoren zum Besten der Allgemeinheit zu stabilisieren. 
Daß er auch die Gelegenheit und die Macht hat, gegen das Wohl 
der Allgemeinheit zu handeln, indem er die Produktion künstlich 
beschränkt und sich für seine Produkte abnorme Preise sichert, 
gehört nicht hierher, da es für unsere Betrachtungen nicht 
wesentlich ist. 

$ 4. Das bisher Ausgeführte ist ganz klar. Schwierigkeiten 
tauchen jedoch auf, wenn entweder die natürlichen Bedingungen 
der Produktion oder die Nachfrage von seiten der Allgemeinheit 
nicht konstant sind. Die erstere Art der Schwankungen wird am 
besten an dem Beispiel der Landwirtschaft klargelegt. Die Unter- 
stützung, die die Natur dem Menschen bei seiner Tätigkeit dar- 
bietet, ist in der Landwirtschaft in verschiedenen Jahren äußerst 
verschieden. Die gesamten Produktionskosten einer gegebenen 
Gesamtmenge von A Einheiten in einem Zeitraum von — sagen 
wir mal — zehn Jahren werden daher geringer sein, wenn in 
guten Jahren mehr und in schlechten Jahren weniger als die 
Durchschnittsmenge produziert wird, als wenn die Produktion 
in allen Jahren konstant ist. Das wird ganz deutlich, wenn wir 
die Zeiteinheit von einem Jahr auf einen Monat heruntersetzen. 
Es ist offensichtlich, daß die Kosten, um Ioo Tonnen Stachel- 
beeren in jedem Monat eines Jahres zu erzeugen, ganz bedeutend 
größer sein würden, als die Kosten, um 1200 Tonnen in der 
Sommerszeit zu produzieren. In gleicher Weise würden die Pro- 
duktionskosten, um dieselben 30 Scheffel (bushel) 4) Weizen auf 
einem Acker (acre) 5) Land in jedem von Io Erntejahren zu 
erzeugen — was möglich wäre, wenn die Witterung aller folgenden 
Jahre von vornherein bekannt wäre —, unweigerlich viel größer 
sein als die Kosten für 30 Scheffel im Durchschnitt aller 10 Jahre. 
Andererseits würde die Menge von Bedürfnisbefriedigung, die 
die Konsumenten durch eine ungleich verteilte Verbrauchsmenge 
erlangen, geringer sein als diejenige, die sie durch eine 
gleichmäßig verteilte Verbrauchsmenge von derselben Größe 


4) ı bushel Weizen = 62 bis 63 lbs. (D. Uebers.) 
5) x acre (engl. Flächenmaß) = ca. 40,4671 Ar. (D. Uebers.) 
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erhalten. Eine genaue Parallelanalyse kann durchgeführt werden, 
wenn die natürlichen und technischen Produktionsbedingungen 
konstant sind, jedoch die Nachfrage schwankt. Einerseits werden 
in diesem Falle die gesamten Produktionskosten einer gegebenen 
Menge in einem Zeitraum von — sagen wir — zehn Jahren bei 
in jedem Jahr gleicher Produktion geringer sein als bei ungleich- 
mäßiger Produktion. Andererseits wird bei schwankender Nach- 
frage die gesamte Menge von Bedürfnisbefriedigung, die die 
Konsumenten von einer gleichmäßig verteilten Verbrauchsmenge 
erhalten, geringer sein als diejenige, die sie durch eine Verbrauchs- 
menge von gleichem Gesamtumfang erlangen, die aber ungleich- 
mäßig in Uebereinstimmung mit den Schwankungen der Nach- 
frage verteilt wird. 

§ 5. Bei Schwankungen der eben erwähnten Art, ganz be- 
sonders bei Schwankungen der Nachfrage, treten die in $$ 2 
und 3 beschriebenen Erscheinungen verstärkt in Wirksamkeit. 
Denn wenn schon beim Vorherrschen wirklichen freien Wett- 
bewerbs das Eintreten von Schwankungen den Produzenten die 
richtige Kalkulation ihres eigenen Vorteils erschwert, wie viel 
größer wird diese Schwierigkeit, wenn in einem Produktionszweig 
mehrfache Monopole existieren. Bei zunehmender Nachfrage wird 
jeder Produzent geneigt sein, seine ganze Aufmerksamkeit auf die 
Tatsache dieser Zunahme zu konzentrieren, ohne zu beachten, 
daß jeder seiner Konkurrenten das ebenfalls tun wird. Etwas 
übertrieben ausgedrückt, könnte man sagen, daß jeder Produzent 
die neue Nachfrage so ansieht, als ob sie voll und ganz zu ihm 
allein käme. Wenn er voll unterrichtet wäre über die Produktions- 
ausdehnung, die seine Konkurrenten unternommen, und über die 
Orders, die sie bekommen haben, so würde er wahrscheinlich 
weniger übereilt handeln. Aber in der Praxis ist er darüber selten 
informiert. Infolgedessen neigen konkurrierende Produzenten 
dazu, in Zeiten steigender Nachfrage übers Ziel zu schießen und 
in Zeiten zusammengepreßter Nachfrage zuviel Zurückhaltung 
zu üben: das eine und das andere ein Versagen, das volkswirt- 
schaftlich schädliche Preis- und Produktionsschwankungen nach 
sich zieht. Ein Zusammenschluß der Produzenten, der alle ver- 
fügbaren Informationen erhalten und zusammenfassen könnte, 
würde die Macht haben, diese Art der Schwankungen sehr wesent- 
lich zu mildern. Vorausgesetzt, daß der Verband selbst stabil 
ist, d.h., daß er in seiner Wirksamkeit nicht zu häufig durch 
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innere Streitigkeiten gelähmt ist, und vorausgesetzt ferner, daß 
er sich von monopolistischen Preissteigerungen fern hält, würde 
er sich durch diese Politik der Stabilisierung den Dank der All- 
gemeinheit verdienen. 

§ 6. Ich gehe nun von dem, was ich relative Stabilisierung 
unter den verschiedenen Produzenten eines Produktionszweiges 
nennen will, zur Stabilisierung in bezug auf den Produktions- 
zweig als ein Ganzes über. Wir wollen mit einem Produktions- 
zweig beginnen, der unter konstanten natürlichen und tech- 
nischen Produktionsbedingungen arbeitet, nach dessen Produkten 
aber eine schwankende Nachfrage besteht. Nehmen wir ferner 
an, daß das Produkt leicht verderblich ist, sodaß eine Vorrats- 
anhäufung nicht in Frage kommt, und daß die Nachfrage nach 
dem auf den Markt kommenden Produkt zu einem bestimmten 
Zeitpunkt unabhängig von der zu irgendeiner anderen Zeit ge- 
kauften Menge dieses Produkts ist ®). Schließlich wollen wir alle 
indirekten Wirkungen aller Art von Produktionspolitik unbeachtet 
lassen und unsere Aufmerksamkeit ausschließlich auf den Kon- 
sumentenvorteil und die Produktionskosten, wie sie sich in den 
Geldausgaben ausdrücken, konzentrieren. Einige Schriftsteller, 
z. B. Lavington, meinen, daß Produzentenzusammenschlüsse unter 
den obigen Bedingungen das Wirtschaftsleben am günstigsten durch 
künstliche Produktionsstabilisierung beeinflussen könnten; andere 
wiederum vertreten die Ansicht, daß sie dies Ziel besser durch Preis- 
stabilisierung erreichen würden. Nun bedeutet aber Produktions- 
stabilisierung unter diesen Umständen nichts anderes als — sozu- 
sagen — Entstabilisierung der Preise, und Preisstabilisierung ist 
gleichbedeutend mit Entstabilisierung der Produktion. Es besteht 
hier also ein direkter Widerspruch, der gelöst werden muß. Dieser 
Widerspruch hat seine tiefste Ursache in der Tatsache, daß die Pro- 
duktionskosten pro Einheit gewisser Waren im umgekehrten Ver- 
hältnis sowohl zur durchschnittlich produzierten Menge als auch 
zum Ausmaß der zeitlichen Produktionsschwankungen um die 
Durchschnittsmenge herum stehen. Produktionsstabilisierung be- 


*) Diese letztere Annahme ist nicht, wie auf den ersten Blick vermutet 
werden könnte, eine notwendige Folgerung aus der im Vordersatz gemachten 
Voraussetzung: denn der Kauf von Tabak in diesem Jahr kann, wenn ich meinen 
Geschmack danach ändere, veranlassen, daß meine Nachfrage danach im näch- 
sten $Jahr höher ist, als sie sonst gewesen wäre; und andererseits kann meine 
Teilnahme an einer Reise um die Welt in diesem Jahr meinen Wunsch nach 
einer solchen Reise im nächsten Jahr verringern. 
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deutet immer verringerte Schwankungen um die Durchschnittspro- 
duktionsmenge herum. Preisstabilisierung jedoch bedeutet manch- 
mal vermehrte Schwankungen um die Durchschnittsproduktions- 
menge herum. So kann jede Art der Stabilisierung Kräfte in Be- 
wegung setzen, die auf die Produktionskosten pro Einheit des Pro- 
dukts im entgegengesetzten Sinne einwirken, — ein einigermaßen 
verwickeltes Problem, das hier analysiert werden muß. 

$ 7. Lavington zeigt folgendes: Wenn die Bedingungen kon- 
stanter Produktion gegeben sind, d. h. wenn die Produktions- 
kosten pro Produkteinheit in keiner Weise von der durchschnitt- 
lich produzierten Menge abhängig sind, dann besteht unter den 
konkurrierenden Produzenten, die sich einer schwankenden Nach- 
frage gegenübergestellt sehen, die Tendenz, ihre Produktion mehr 
schwanken zu lassen (mit anderen Worten: ihre Preise weniger 
schwanken zu lassen), als das Interesse der Allgemeinheit er- 
fordern würde. Den Beweis für seine Behauptung entwickelt 
Lavington mit Hilfe geometrischer Formeln, die aber, wie ich 
denke, dazu nicht nötig sind. Es genügt zu beachten, daß ein 
Käufer, der einen Teil seiner Nachfrage von guten auf schlechte 
Zeiten aufschieben würde, hierdurch (indem er nämlich die Pro- 
duktion konstanter macht) die Produktionskosten und infolge- 
dessen die Preise für alle Konsumenten verringert; er selbst als 
Einzelner erntet jedoch nur einen kleinen Teil dieses sozialen 
Vorteils. Wenn er sich selbst überlassen wird, und wenn er als 
wirtschaftlich denkendes Wesen handelt, wird er daher nicht 
soviel von seiner Nachfrage von guten auf schlechte Zeiten ver- 
schieben, als er das im Interesse der Allgemeinheit tun sollte. 
Ein Produzentenzusammenschluß kann nun tatsächlich ein Auf- 
schieben der Konsumentennachfrage von guten Zeiten auf 
schlechte veranlassen, indem er dem Konsumenten in guten 
Zeiten durch Preissteigerungen eine Art von Steuer auferlegt 
und ihm in schlechten Zeiten durch Preissenkungen eine Art 
von Vergütung aus den Erträgen jener Preissteigerungen zu- 
kommen läßt. Auf den ersten Blick scheint es, daß es ein Maß 
(tatsächlicher) Preisverteuerung und Preisverbilligunggeben muß, 
das, in der eben geschilderten Weise angewandt, den allgemeinen 
wirtschaftlichen Wohlstand erhöhen würde; ebenso wie bekannt- 
lich bei einer Produktion, die unter dem Gesetz des zunehmenden 
Ertrages vor sich geht, durch ein bestimmtes Maß an Preis- 
verbilligung (abgesehen von den Verwaltungskosten) das all- 
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gemeine Wohlergehen in wirtschaftlicher Hinsicht gefördert wird. 
Dieser Anschein ist jedoch illusorisch. Denn wir haben ja an- 
genommen, daß der gesamte Konsumentenverlust, der sich in 
die Form einer Preissteigerung kleidet, und aus dem dann das 
Geschenk der Preissenkung an die Konsumenten bezahlt wird, 
daß der gesamte Konsumentenverlust also in eben dieser Geld- 
summe beschlossen liegt. In unserem Falle existiert jedoch außer 
dieser Zahlung der Preiserhöhung noch ein besonderes Element 
des Konsumentenverlustes, insofern nämlich diese Preissteigerung 
die Konsumtion in guten Zeiten einengt. Eine Stabilisierungs- 
politik auf der gezeichneten Linie ist also nicht immer in gleichem 
Maße sozial vorteilhaft. Sie ist es um so stärker, je weniger 
elastisch die Konsumentennachfrage nach einer Ware in guten 
Zeiten und je elastischer sie in schlechten Zeiten ist. 

$ 8. Die meisten Praktiker, die von Stabilisierung sprechen, 
meinen damit Preisstabilisierung (was gleichbedeutend mit Ent- 
stabilisierung der Produktion ist) angesichts schwankender Nach- 
frage. Sie behaupten, daB der freie Wettbewerb dazu neigt, in 
schlechten Zeiten einen so großen Preissturz und als Folge davon 
so schwere Verluste zu verursachen, daß die Industriellen aus 
Furcht davor bestrebt sind, ihr Betriebskapital übertrieben nied- 
rig zu halten. Sie richten ihre Aufmerksamkeit auf die Tatsache, 
daß in gewissen Produktionszweigen die Produktionskosten pro 
Produkteinheit um so niedriger sein werden, je größer die durch- 
schnittliche Produktionsmenge ist, und sie meinen, daß die Preis- 
stabilisierung eine Produktionsvergrößerung ermöglichen werde. 
Nehmen wir bei der Prüfung dieser Argumentation zunächst an, 
daß wir es mit einer Ware zu tun haben, deren Produktions- 
kosten pro Produkteinheit in keiner Weise von dem Umfang der 
Produktionsschwankungen um die durchschnittliche Menge herum 
abhängig sind. Es erweist sich sodann, daß der obige Gedanken- 
gang keineswegs einfach allgemein anwendbar ist. Nur auf Indu- 
strien, die unter dem Gesetz des zunehmenden Ertrages stehen, 
trifft er zu, d. h. auf solche Produktionszweige, deren durch- 
schnittliche Produktionskosten pro Einheit des Produkts durch 
Zunahme von Betriebskapital und Produktionsumfang vermindert 
werden. Und wiederum nur auf bestimmte dieser Produktions- 
zweige läßt sich der Gedankengang in der Praxis anwenden. Denn 
wenn die Elastizität der Nachfrage in schlechten Zeiten größer 
als eins ist, wird eine Preissteigerung eine Verminderung der 
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Bruttoeinnahmen und vielleicht auch eine Verringerung der 
Nettoeinnahmen (d. h. Bruttoeinnahmen minus Selbstkosten) 
verursachen. Diese Wahrscheinlichkeit ist umso größer, je elasti- 
scher die Nachfrage nach der Ware ist und je langsamer die 
durchschnittlichen (und Grenz-) Selbstkosten mit sinkender Pro- 
duktion abnehmen. Eine Politik der Preissteigerung kann die 
Fabrikanten in schlechten Zeiten nicht einfach zu einer Ver- 
größerung ihrer Fabriken ermutigen — und auf diese Weise für 
die Allgemeinheit verminderte Produktionskosten gewinnen —, 
wo die Bedingungen so sind, daB diese Preispolitik tatsächlich 
ihre Nettoeinnahmen in schlechten Zeiten vermindert. Sind aber 
die Voraussetzungen vorhanden, unter denen diese Preispolitik 
die Nettoeinnahmen der Fabrikanten in schlechten Zeiten erhöht, 
so sind die Bedingungen für eine Preisstabilisierung gegeben, so 
wie im vorhergehenden die Bedingungen für eine Produktions- _ 
stabilisierung vorlagen. Sich selbst überlassene Produzenten wer- 
den diese Preisstabilisierung nicht soweit führen, wie es im 
Interesse der Allgemeinheit wünschenswert wäre, und daher gibt 
es hier eine prima facie Gelegenheit für Produzentenzusam- 
menschlüsse, den natürlichen Lauf der Dinge zu verbessern, indem 
sie in guten Zeiten (tatsächliche) Preiserhöhungen eintreten lassen 
und aus dem so erzielten Mehrerlös in schlechten Zeiten Preis- 
senkungen finanzieren. Wie schon oben ausgeführt, werden sie 
in der Praxis jedoch nicht imstande sein, das zu tun. Die Wahr- 
scheinlichkeit, daß sie es sein werden, wird um so größer sein, 
je weniger elastisch die Konsumentennachfrage nach der Ware 
-in schlechten Zeiten und je elastischer sie in guten Zeiten ist, 
d. h. also unter Bedingungen, die den im vorigen Paragraphen 
betrachteten notwendigen Voraussetzungen einer Produktions- 
stabilisierung gerade entgegengesetzt sind. 

§ 9. Wir haben nunmehr getrennt die beiden Fälle betrachtet, 
in denen: 

I. die durchschnittlichen Produktionskosten pro Einheit des 
Produkts niedriger sind, je geringer das Ausmaß der Produktions- 
schwankungen um die durchschnittlich produzierte Menge herum 
ist, und 

2. die durchschnittlichen Produktionskosten pro Einheit des 
Produkts niedriger sind, je größer der durchschnittliche Pro- 
duktionsumfang ist. 

Bei ı liegt prima facie Grund vor für eine Produktions- 


234 A. C. Pigou 


stabilisierung bis zu einem gewissen Grade; bei 2 ist unter der 
Voraussetzung, daß die Nachfrage in schlechten Zeiten unelastisch 
ist, der Fall für eine Preisstabilisierung bis zu einem gewissen 
Grade vorliegend, und die Politik von I ist mit der Politik von 2 
unvereinbar. Wenn die Durchschnittsproduktionskosten sowohl 
durch verminderte Produktionsschwankungen als auch durch 
Produktionszunahme verringert werden können, ist eine allgemeine 
Lösung des vorliegenden Problems unmöglich. Zwei Kräfte wirken 
in entgegengesetzter Richtung, und über das Endergebnis kann 
nichts gesagt werden, solange nichts über die verhältnismäßige 
Intensität der beiden Kräfte bekannt ist. Daß überhaupt durch 
Zusammenschlüsse von Produzenten in einer für die Allgemein- 
heit vorteilhaften Weise interveniert werden kann, ist ganz offen- 
bar unter diesen Umständen viel unwahrscheinlicher, als wenn 
die Durchschnittskosten nur von einem der obigen Faktoren 
abhängig wären. 

$ ro. In den vorhergehenden Auseinandersetzungen habe ich 
stillschweigend angenommen, daß die Produzenten imstande sind, 
genau die Reihenfolge guter und schlechter Zeiten vorauszusehen, 
und daß sie ihr wirtschaftliches Handeln nicht auf übertriebene 
Hoffnungen oder Befürchtungen gründen. In Wirklichkeit kann es 
jedoch wohl vorkommen, daß die Produzenten in Depressions- 
zeiten von übertriebenem Pessimismus über die Zukunftsaus- 
sichten erfüllt sind, daß sie verlernen, mit der Rückkehr gün- 
stigerer Zeiten zu rechnen und daß sie infolgedessen in Versuchung 
geraten, ihre Betriebe zu vernachlässigen — Hochöfen auszu- 
blasen, Bergwerke ersaufen zu lassen, aller Art Raubbau in 
Gummiplantagen zuzulassen usw. —, und dies alles in einem 
Maße, das durch die wirklichen wirtschaftlichen Tatsachen in 
keiner Weise gerechtfertigt wird. Mit anderen Worten: sie kommen 
in Versuchung, sich in schlechten Zeiten Unterhaltungskosten 
zu ersparen mit der unvermeidlichen Folge, daß bei wieder- 
kehrenden guten Zeiten sehr viel größere Kosten aufgewandt 
werden müssen, um ihre vorherige Vernachlässigung wieder gut 
zu machen. Es ist klar, daß ein solches Verhalten für das gesamte 
Wirtschaftsleben schädlich ist. Wenn die Nachfrage in schlechten 
Zeiten unelastisch ist, kann nun ein Zusammenschluß der Produ- 
zenten auch hier eine günstige Wirkung ausüben, indem durch 
eine Produktionseinschränkung die Verluste der Produzenten 
herabgemindert werden; die Auswirkungen dieses unberechtigten 
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Produzentenpessimismus werden hierdurch gemildert und in- 
direkt das gesamte Wirtschaftsleben in günstiger Weise beeinflußt 
werden. Damit diese Resultate erzielt werden, ist es nicht 
notwendig, daß es sich um eine unter dem Gesetz des zunehmen- 
den Ertrages stattfindende Produktion handelt, wie es unter den 
im vorigen Paragraphen betrachteten Umständen erforderlich 
war. Wir sehen hier ganz allgemein ein neues Argument zugunsten 
von Produzentenzusammenschlüssen, die eine Preisstabilisierung 
(also eine Entstabilisierung der Produktion) erstreben. Da dieses 
Argument jedoch von einem so vagen Faktor, wie es die Produ- 
zentenpsyche ist, abhängt, gibt es gar keine Möglichkeit, den 
Grad seiner Wichtigkeit zu ermessen. 

§ rr. Wir wollen uns nunmehr mit denjenigen Wirkungen 
verschiedener Produktionspolitik befassen, die im $ 6 vorläufig 
genannt worden sind. Es gibt zwei hauptsächliche Auswirkungen 
dieser Art von Produktionspolitik. Erstens bringt relative Stabili- 
tät der Preise für alle Beteiligten relative Sicherheit 
über die zukünftige Preisgestaltung mit sich. Wenn ein Händler 
oder Fabrikant von Fertigwaren mit Gewißheit über die zu- 
künftige Preisgestaltung der von ihm zu kaufenden Waren kalku- 
lieren kann, wird er sich nicht gegen die Unsicherheit der künftigen 
Preisgestaltung zu sichern brauchen und infolgedessen niedrigere 
Kosten haben, was sich in dem endgültigen Verkaufspreis seines 
Produkts widerspiegeln wird. Das ist wohl ein Vorteil für die 
Allgemeinheit, nicht aber für den Rohstoffproduzenten. Zweitens 
vermindert relative Produktionsstabilität die Schwankungen des 
Beschäftigungsgrades und indirekt den durchschnittlichen Um- 
fang der Arbeitslosigkeit. Dies ist offensichtlich ein sozialer Segen, 
ganz gleich ob er sich in einer Verminderung der Lasten, die der 
Rest der. Allgemeinheit für die Linderung der Arbeitslosigkeit 
zu tragen hat, ausdrückt oder nicht; aber es ist kein Gewinn 
für die konkurrierenden Unternehmer, jedenfalls nur auf eine 
sehr indirekte und weit hergeholte Art. Betrachtet man die erste 
dieser beiden indirekten Wirkungen, so sprechen die Umstände 
erneut für eine Preisstabilisierung, bei der zweiten sind stärkere 
Bedingungen für eine Produktionsstabilisierung gegeben. Ich 
denke, es kann kaum zweifelhaft sein, daß die zweite die ungleich 
wichtigere ist. 

$ 12. Wir weisen darauf hin, daß wir uns auch zum Schluß 
unserer Ausführungen nicht mit allen Formen des Zusammen- 
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hanges zwischen der Nachfrage verschiedener Zeiten befassen, 
da sie für dieZwecke dieser Untersuchung unwesentlich sind. Eine 
Annahme aber, die wir im Vorhergehenden gemacht haben, wollen 
wir jetzt fallen lassen, nämlich die, daß die in Betracht kommen- 
den Waren leicht verderblich sind. Es besteht sodann die Mög- 
lichkeit der Vorratsbildung. Ein gewisses Maß der Vorratsbildung 
kann selbstverständlich für die Gesamtwirtschaft unter Um- 
ständen vorteilhaft sein: durch Vorratsbildung in guten Jahren, 
wenn die Natur besonders gütig ist, und in Jahren geringer Nach- 
frage, und durch Verkauf der angesammelten Vorräte in schlech- 
ten Produktionsjahren und in Jahren mit großer Nachfrage. Das 
Ausmaß, in dem eine Vorratsbildung im Allgemeininteresse wün- 
schenswert ist, ist naturgemäß unter verschiedenen Bedingungen 
verschieden. Eine Vorratsbildung erfordert Kosten für das Halten 
einer gewissen Menge müßiger Vorräte, ferner für Lagerung und 
Verschleiß der Vorräte usw. Diese Kosten variieren mit der Menge 
der Waren im Verhältnis zu ihrem Wert, mit dem Grad ihrer 
Verderblichkeit, mit der Schnelligkeit ihres Aus-der-Mode-Kom- 
mens usw. Je niedriger diese Kosten sind, eine desto stärkere 
Vorratsbildung ist erwünscht. Bei konstanten Produktionsbedin- 
gungen und schwankender Nachfrage beeinflußt die Vorrats- 
bildung Preis- und Produktionsstabilität in günstiger Weise, 
gleichzeitig ermöglicht sie, daß der Verbrauch entsprechend der 
Unbeständigkeit der Bedürfnisse wechseln kann. Hier existiert 
also kein Konflikt zwischen Preisstabilisierung und Produktions- 
stabilisierung; eine Politik, die das Interesse der Allgemeinheit 
im Auge hat, wird beide begünstigen. Es ist nicht wahrscheinlich, 
daß eine solche Politik von dem Selbstinteresse der konkurrieren- 
den Produzenten in dem Maße durchgeführt würde, wie es das 
Allgemeininteresse erfordern würde, denn die indirekten Wir- 
kungen dieser Politik — indem sie nämlich (durch die beiden 
Arten der Stabilisierung) die Produktionskosten senkt, die 
Unsicherheit der Preisvoraussicht mindert, und den Umfang 
der Arbeitslosigkeit verringert —, drücken sich in den Privat- 
gewinnen der einzelnen Produzenten kaum irgendwie wesent- 
lich aus. Hier also haben Zusammenschliisse von Produ- 
zenten, wenn sie wollen, die Möglichkeit und die Macht, der 
Allgemeinheit Segen zu bringen. Ebenso segensreich könnte 
auch eine öffentliche Stelle wirken, die in Zeiten niedriger 
allgemeiner Nachfrage Waren von Produzenten zum Zweck 
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der Vorratsbildung kaufen und in Zeiten besserer Nachfrage aus 
diesen so gesammelten Vorräten dem Käuferpublikum Waren 
verkaufen würde, eine öffentliche Stelle, die diese Tätigkeit 
manchmal sogar noch über den Punkt hinaus fortsetzen würde, 
an dem der Profit, den sie selbst dabei haben würde, ihr ein 
Halt gebieten müßte. 
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Zur Einführung der folgenden Arbeit Knut Wicksells. 


Von 


JOSEPH SCHUMPETER. 


I. 


Indem das Archiv seinen Lesern die letzte Arbeit Knut 
Wicksells vorlegt, bringt es ausnahmsweise eine Arbeit, die 
bereits anderwärts erschien, nämlich in der Ekonomisk Tid- 
skrift von 1925. Zwei Gründe haben uns dazu bestimmt. 

Vor Allem wollten wir den schwedischen Marshall ehren, 
den größten Namen der nordischen Nationalökonomie noch ein- 
mal in unseren Seiten sehen. Und es ziemt sich, in diesem Fall 
von unserer Uebung noch weiter abzuweichen und des Mannes 
und seines Werkes mit einigen Worten zu gedenken, weil seine 
Bedeutung im weiteren Kreise der Fachgenossen noch nicht 
ausreichend gewürdigt, seine Botschaft noch nicht ausgeschöpft 
wird. Das kommt daher, daß sein Charakter jede Reklame, 
seine liebenswürdige Bescheidenheit jedes Betonen der eigenen 
Leistung ausschloß, daher, daß er seine kraftvolle Originalität 
niemals betont und es niemals unterlassen hat, den Forschern, 
an die er anknüpfte, zu geben, was ihnen gebührte. Doch leitet 
uns nicht bloß das Gefühl der Pflicht, ihm ein Recht zu geben, 
das er sich selbst niemals nahm, sondern auch das Gefühl, daß 
kaum ein anderer der Baumeister, die das Gebäude der modernen 
Analyse geschaffen haben, uns heute unmittelbar so viel zu 
geben hat — gerade jenen von uns zu geben hat, die wachsen 
und werden und um neue Wege und Gesichtspunkte ringen — 
wie er. Das liegt nicht bloß an seinem Gedankenreichtum an 
sich, sondern auch an der angedeuteten Charaktereigenschaft. 
Da er nur an die Sache und niemals an sich und seinen Erfolg 
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dachte, so hatte er eine Art der Darstellung, der in der Tat die 
Glätte und Geschlossenheit fehlt; aber eben deshalb blicken 
wir in die Werkstatt, wenn wir ihn lesen; wir spüren den lebendi- 
gen Hauch des Gedankens, sehen die ursprünglichen Fragestel- 
lungen, die Schwierigkeiten und Zweifel, so wie sie sich dem 
Autor selbst darboten; und eben deshalb gibt er uns mehr als 
bloß das jeweilige Resultat, er lehrt das Forschen selbst und 
weist in jeder Zeile über sich selbst hinaus. Auf allen Gebieten 
ist das selten. Wie selten es ist, das sieht man am besten, wenn 
uns ein Meister das Räderwerk des forschenden Geistes im 
einzelnen zeigt, wie das Ernst Mach für die Mechanik und die 
Wärmelehre getan hat. Aber aus einer Reihe von Gründen, unter 
denen das Fehlen kompetenter Fachkritik der wichtigste ist, 
ist jene Art darzustellen und zu lehren nirgends so selten, wie 
bei uns. Um so mehr Dank und Bewunderung schulden wir dem 
Mann, der persönlichen Erfolg verachtend so gelehrt hat. Und 
wenn wir sein Lebenswerk betrachten, so drängt sich ein Wort 
auf, das Mach über Huyghens gesagt hat: Die fernsten Geschlech- 
ter noch werden wissen, daß er nur ein Mensch war, aber sie 
werden auch wissen, was für ein Mensch er war. 

Uebrigens in jeder Beziehung. Erfüllte ihn eine Ueberzeu- 
gung, so kämpfte er für sie ohne die Kosten zu berechnen. Natür- 
lich sorgte das Leben dafür, daß die Rechnung diesem Idealisten 
gleichwohl prompt präsentiert wurde. Er büßte sogar im Ge- 
fängnis dafür, daß er ein heikles Thema in einer Weise behandelt 
hatte, die geeignet war, den Leuten auf die Nerven zu gehen. 
Wir werden uns nicht wundern, daß er spät genug zu einem 
Lehramt gelangte: Geboren 1851, wurde er erst Igoo außer- 
ordentlicher und 1904 ordentlicher Professor an der Universität 
Lund, so daß ihm nur die relativ kurze Spanne von zwölf Jahren 
an Lehrtätigkeit als Ordinarius beschieden war — 10916 trat er 
zurück, die restlichen neun Jahre seines Lebens brachte er in 
Stocksund bei Stockholm zu, unermüdlich forschend und disku- 
tierend. 

Drei Punkte seien noch als von allgemeinerem Interesse 
hervorgehoben: Erstens sein Radikalismus — jene besondere 
Art von leidenschaftlichem radikalen Feuer, die, wie die Er- 
fahrung lehrt, in einem eigentümlichen, vielleicht notwendigen 
Zusammenhang mit der sonstigen Disposition eines bestimmten 
Typus von sanften, gütigen und reinen Naturen steht. Dieser 
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Radikalismus schadete nur seinem Einfluß und stärkte seine 
Position nicht, wie es eine andere Art von Radikalismus sonst 
häufig tut. Denn er war kein Führer, er war, um es mit einem un- 
übersetzbaren Ausdruck von Wells zu bezeichnen, merkwürdig 
sunleaderly«. Ich hebe das hervor, weil auch das erklärt, warum 
er sich nicht so durchsetzte wie es dem Gewicht seiner Leistung 
entsprochen hätte, dann aber auch aus einem andern Grund: 
Immer wieder taucht die völlig haltlose Phrase auf, die Grenz- 
nutzentheorie involviere soziale Apologetik: Nun, da haben wir 
ein Beispiel eines Grenznutzentheoretikers, bei dem von irgend- 
welchen apologetischen Tendenzen recht wenig zu spüren ist, 
wenngleich er ja nicht Sozialist war wie Walras!). Zweitens 
die Tatsache, daß er spät zur Nationalökonomie kam, erst nel 
mezzo del cammin oder noch etwas später. Es ging ihm ähnlich 
wie Marshall: Andere Dinge haben ihn wissenschaftlich mehr 
interessiert als die Oekonomie, und nicht wissenschaftlicher, 
sondern ethischer und sozialer Impuls trieb ihn auf unser Gebiet. 
Das ist wichtig zum Verständnis der Entwicklung und gegen- 
wärtigen Lage der Nationalökonomie, insbesondere der Tat- 
sache, daß es mit ihr gar so langsam vorwärts geht: Das wissen- 
schaftliche Talent, der Geist der forschen will und sonst nichts, 
den das Problem lockt, weil und nur weil es Problem ist, der 
wendet sich eben nach den Palästen der Naturwissenschaften 
und verachtet unsere dürftigen Hütten, den locken die präzisen 
Fragestellungen und die eleganten Methoden. Einerseits also 
kommen die spezifisch wissenschaftlichen Talente nicht gern zu 
uns — Beweis dafür ist, wie jede Diskussion bei uns aussieht —, 
andererseits kommen sie, wenn sie kommen, oft mit Neben- 
absichten, die ihrer Analyse Dampfkraft nehmen. So war es 
ja auch mit Marshall — wie Keynes sehr hübsch sagte, der Adler 
in ihm wurde alle Augenblicke zur Erde zurückgerufen, um 
sich da dem Diktat des Moralisten zu fügen — und so war es mit 
Wicksell, von dessen Werk aus diesem Titel ein ebensolcher 
Abstrich gemacht werden muß, wie von dem Werk von Walras. 
Drittens endlich sei zu Nutz und Frommen der Werdenden 
betont, daß Wicksell als Mathematiker begann und ebenso 
Mathematiker war wie nahezu alle führenden Theoretiker seiner 


1) Auch Walras war nicht parteimäßiger Sozialist; Wicksell aber auch 
nicht in weiterem Sinn: Er hatte, ähnlich wie Marshall, »jede Art von Sympathie 
für den Sozialismus mit Ausnahme der intellektuellen« (Keynes). 


Zur Einführung der folgenden Arbeit Knut Wicksells. 24I 


Generation — wozu noch zu bemerken wäre, daß jene, die es 
nicht waren, wie vor allem Böhm-Bawerk, eine auffallend starke 
mathematische Veranlagung hatten, die zum Teil ersetzte, was 
mathematische Ausbildung geboten hätte. Wer heute das Gebiet 
ökonomischer Analyse betritt, muß damit rechnen, daß er eine 
Zeit erlebt, in der es ganz ohne Kenntnis der Denkformen der 
höheren Mathematik unmöglich sein wird, in Fragen unserer 
Wissenschaft mitzureden. 

Wicksell gehört nicht zu den Begründern der modernen 
Analyse. Nicht nur Jevons, Walras und Menger, sondern auch 
Marshall — bei welchem in jedem solchen Zusammenhang auf 
Grund der Mitteilungen von Keynes in seiner Marshallbiographie 
immer betont werden muß, daß auch er »subjektiv« zu den Be- 
gründern gehört, wenngleich seine Art zu publizieren ihn um 
diesen Ruhm gebracht hat — Clark, Böhm-Bawerk und Wieser 
gingen ihm voraus, und eben seine so schöne Aufrichtigkeit hebt 
das Schülerverhältnis scharf hervor. Es ist greifbar unrichtig, 
wenn Ohlin sagt (Econ. J. Sept. 1926), daß erst er und Marshall 
die Grenznutzentheorie auf die Preisbildung der Produktions- 
faktoren angewendet, also die Grenzproduktivitätstheorie ge- 
schaffen hätten. Das ist schon falsch gegenüber Menger und 
Walras, aber vollends gegenüber Böhm und Wieser, die in den 
Achtzigerjahren das Wesen der Sache vollkommen klargestellt 
hatten. Es wäre aber auch falsch und hieBe den speziell Wiener 
Einfluß überschätzen, wenn man Wicksells allgemeine Stellung 
dahin formulieren wollte, daß er auf dem Wiener Fundament 
mit Hilfe der Infinitesimalmethode weitergebaut habe. Wenn 
einer der drei Begründer ihm näher stand als die andern, so war 
das Walras, dessen System er eine Kapitalanalyse einfügte, die 
von Böhm-Bawerk stammt. Diese beiden Autoren herrschen 
schon in Wicksells erstem Buche, das 1893 erschien und den 
Titel trägt: »Ueber Wert, Kapital und Rente«. Und schon dieses 
Buch zeigt, daß er den Bogen des Odysseus spannen konnte und 
nebenbei auch, daß wirkliche Kraft bei uns, so gut wie in jeder 
andern Wissenschaft auch, stets vom Vorhandenen ausgeht und 
wahre Originalität nur am Vorhandenen fruchtbar werden kann. 
Er hat aus diesen Elementen wirklich etwas in vieler Beziehung 
Neues geschaffen und eine Strömung in Bewegung gebracht, 
die, dann von Akerman fortgeführt, hoffentlich die Schwierig- 


keiten wegschwemmen wird, die seit Ricardos erstem Kapitel 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 58. 2. 16 


242 Joseph Schumpeter 


(Sect. 4) einen der unangenehmsten Katarakte in unserer Bahn 
bilden. In diesem Punkt und in vielen Einzelheiten der Preis- 
theorie, von denen einige allerdings ihm mit Pareto und Marshall 
gemeinsam sind, liegen seine Hauptverdienste um die allgemeine 
Theorie des Gleichgewichts und auch die Hauptbedeutung 
seines systematischen Werkes, der 1913 erschienenen »Vorle- 
sungen über Nationalökonomie auf Grundlage des, Marginal- 
prinzips«, dessen andere originelle Gaben, z. B. dessen Bevölke- 
rungstheorie, erst in zweiter Linie in Betracht kommen. Auch 
die Verdienste seiner »finanztheoretischen Untersuchungen« (1896) 
liegen hier. Aber es wäre umsonst, einen Autor, der so vorurteils- 
los und korrekt gibt und aufnimmt, als den Heros oder das Mit- 
glied irgendwelcher »Schule« stilisieren zu wollen. Mit den prinzi- 
piellen Gegensätzen unter den Nationalökonomen, die überhaupt 
zählen, ist es ja heute nicht weit her, es sei denn, daß man ver- 
hältnismäßig nebensächliche Eigentümlichkeiten des Apparates 
und der Resultate eines jeden und jeder Gruppe als ausreichend 
zur Konstituierung einer »Schule« betrachtet. Die Grundlagen 
sind bei allen dieselben, wenigstens tatsächlich, wenn auch nicht 
immer offiziell. Wicksell ist ein vorzügliches Beispiel für diesen. 
Sachverhalt, den ich im Interesse des ruhigen Fortschreitens 
unserer Arbeit immer wieder zu betonen mich verpflichtet halte. 
Wenn man ihn ebensogut zur »österreichischen Schule«, wie zu 
der von Lausanne rechnen kann, und mit ebensoviel Recht 
neben Marshall oder Clark stellen könnte, so kommt das daher, 
daß alle diese angeblichen »Richtungen« — gar keinen grund- 
sätzlichen Unterschied macht natürlich die Verwendung der 
Mathematik aus, nur daß man mit ihrer Hilfe durch Dickicht 
kommt, in dem man ohne sie stecken bleibt — eben letztlich 
nur eine und dieselbe sind; und daß Wicksells Bescheidenheit 
und Generosität uns deutlich sehen läßt, was bei andern durch 
Schlagworte und kleine Eitelkeiten verhüllt ist. Seine zweite 
große Leistung oder Gruppe von Leistungen liegt im Bezirk 
der Theorie des Geldes und Kredits. Hier ist er ein Bahnbrecher 
und ein Vorläufer?) gewesen von Dingen, die sich heute lang- 
sam durchringen, und noch heute gibt es wenig auf diesem Ge- 
biet, was so lesenswert ist wie sein Buch über »Geldzins und 


2) Schon 1908 hat er einen Artikel veröffentlicht unter dem bezeichnenden 
— uns heute so vertraut anmutenden Titel: — »Die Stabilisierung des Geld- 
werts als Mittel Krisen zu vermeiden.« 
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Güterpreise« (1898) oder der zweite Band seiner »Vorlesungen« 
(1906, Deutsche Ausgabe 1922). Diese Leistungen sind zwar 
verstrickt in einem, wie mir scheint, nicht ganz zweckmäßigen 
analytischen Apparat. Reste alter Anschauungen haften ihnen 
noch störend an. Aber ich halte sie trotzdem für das Beste, 
was wir auf diesem Gebiete haben. Als Ausgangspunkte des 
Studiums sind sie schlechthin unschätzbar. 


II. 


Doch nicht nur die Absicht, dieses Lebenswerk zu grüßen, 
rechtfertigt die Veröffentlichung der folgenden Arbeit. Es gibt 
dafür noch einen andern, wenn weniger idealen, so doch nicht 
weniger wichtigen Grund. Durch diese Arbeit führt Wicksell nun- 
mehr, wie früher dem schwedischen, so jetzt dem deutschen 
Leserkreis ein Werk vor, das es infolge seiner eminenten Nütz- 
lichkeit in der Tat verdient, von einer Meisterhand vorgeführt 
zu werden, das Lehrbuch Bowleys. Und er tut das nicht nur 
gewissenhaft und gründlich — wie immer bescheiden der Sache 
dienend, sodaß er es sogar nicht unter seiner Würde findet, 
am Schluß ein Verzeichnis von Druckfehlern und kleinen Ent- 
gleisungen anzufügen, worauf ich besonders hinweise, weil sonst 
der Leser Bowleys sicher darüber stolpert —, sondern er fügt 
seiner Besprechung auch eigene und neue Resultate ein, deren Be- 
deutung um so mehr ins Licht gesetzt werden muß, als er cha- 
rakteristischer Weise sein Bestes tut, sie unter den Scheffel zu 
stellen und nur nebenher und gleichsam zaghaft vorzubringen. 

Bowley wollte nur ein Lehrbuch schreiben, eine Darstellung 
gesicherter Auffassungsweisen und Resultate, wenngleich hier 
und da ein neuer Gesichtspunkt oder Beweisgang dem eigenen 
Können sozusagen wider Willen entschlüpft. Ein Anhang sucht 
ein Existenzminimum an Mathematik zu vermitteln. Mir scheint 
das Buch zur Einführung vorzüglich geeignet, nur möchte ich 
mir erlauben, dem völligen Laien zu raten, vorher Irving Fishers 
»Infinitesimal Calculus« durchzumachen oder, noch besser, die 
»Einführung in die mathematische Behandlung der Naturwissen- 
schaften« von Nernst und Schönfließ (10. Aufl. 1923). Indem ich 
das letztere Buch empfehle, bin ich mir bewußt, daß ich wieder 
einmal einem Ladenhüter im Warenlager unserer methodologi- 
schen Phrasen zum Absatz verhelfe, nämlich den »naturalistischen 


Irrtümern« — wenngleich natürlich das Studium der Mathe- 
16* 
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matik an Beispielen aus der Naturwissenschaft mit der Ueber- 
tragung naturwissenschaftlicher Auffassungsweisen auf unsere 
Probleme so wenig zu tun hat, wie das Studium einer Sprache 
mit der Annahme des Inhaltes der Sätze, an welchen man sie 
einübt —, und nur sehr starke Ueberzeugung von der Richtigkeit 
meines Rates veranlaßt mich ihn auszusprechen. Das Buch ist 
zum Teil aus der in diesem Punkt analogen Situation in der 
Chemie entstanden und eignet sich ganz vortrefflich zu einer 
ersten Fühlungnahme mit strengen Denkformen: Ich meine 
fast, die beiden eminenten Autoren können selbst nicht ermessen, 
mit welcher Meisterschaft sie ihre Aufgabe gelöst haben, denn 
niemand, der so weit ist wie sie, kann sich in die Lage des dyew- 
Hetentog ganz einfühlen. Auch dann erfordert die Lektüre des 
Buchs von Bowley Arbeit. Aber ich kann mir nicht denken, 
daß jemand, der sich die nötige Mühe gibt, es wirklich nicht 
verstehen sollte. Die einleitenden Zeilen Wicksells drücken die 
begreifliche Freude des Theoretikers über das hochbedeutsame 
Zeichen der Zeit aus, das darin liegt, daß der hervorragende 
englische Statistiker, der Forscher, dessen Name vor Allem mit so 
srealistischen« Untersuchungen verknüpft ist wie die Messung der 
Arbeitslosigkeit, der tatsächlichen Lohnentwicklung, die Erfassung 
der Außenhandelsbewegung, die Statistik der Einkommensvertei- 
lung, sich durch die Tat zur Erkenntnis bekennt, daß alle diese und 
viele andern Probleme der Durchdringung durch die reine Theorie 
bedürfen, und daß es für einen Mann der, wie wir sagen würden, 
besondern Volkswirtschaftslehre und der Tatsachenforschung der 
Mühe wert ist, diese Theorie zu kennen und zu lehren 8). 

Weder Bowley noch sein kritischer Mentor nehmen aller- 
dings ausreichend Rücksicht auf die zugleich ungeschulte und 
widerspenstige, aus jedem Zweifel gleich eine »Einwendung« 
machende Geistesverfassung, auf die ihre Ausführungen vielfach 
treffen. Und der Leser, der aus Buch und Besprechung den vollen 
Gewinn schöpfen will, muß darauf aufmerksam gemacht werden, 
daß gelegentliche Sorglosigkeiten nicht auch schon wirkliche 
Fehler sind. Besonders Bowley selbst gibt in dieser Richtung 
— abgesehen von einer störenden neuen Bezeichnungsweise für 

3) Bowleys Einführung ist nicht die erste dieser Art, wenngleich, wie ich 
meine, die beste. Hier sei noch auf die französischen von Laurent, Moret und | 
Zawadski hingewiesen oder auch auf Osorio und Antonelli. Die anders gearteten 


Werke von Amoroso und di Pietri-Tonelli, die keine bloßen Einführungen sind, 
werden im Archiv noch besprochen werden. 
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die Operation des Differenzierens — Manches zu entschuldigen. 
Z. B. beginnt er seine Darstellung der allgemeinen Tauschtheorie 
nach dem Vorgang von Jevons mit der Gegenüberstellung von 
zwei »Individuen«. Nach herrschender Lehre (wir kommen noch 
darauf zurück), welche auch Bowley akzeptiert, ist aber der 
Tausch zwischen zwei Individuen unbestimmt. Tatsächlich meint 
er auch gar nicht diesen Fall, sondern den Fall des Tausches unter 
Konkurrenzbedingungen, sodaß die »Individuen« nur Symbole 
von Marktparteien sind, ähnlich wie die »Länder« in der klassi- 
schen Theorie der internationalen Wertbildung, welche ja tat- 
sächlich ein Vorläufer der modernen Analyse und eine ganz gute 
Brücke zwischen der klassischen und der modernen Betrach- 
tungsweise ist. Aber das muß man wissen. Wer es nicht weiß, 
den wird die kurze erklärende Bemerkung von Bowley nur zu 
einem Kopfschütteln veranlassen. Ein ähnliches inepte dictum 
begegnet bei der Behandlung des Tausches zwischen vielen 
Monopolisten. Da werden u. a. vier Marktparteien eingeführt, 
wovon drei je eine Ware monopolisieren und tatsächlich wirt- 
schaftliche Individuen darstellen (physische Personen oder etwa 
Trusts). Die vierte Marktpartei hat auch eine Ware, aber sie 
monopolisiert sie nicht. Und trotzdem wird auch sie als eine 
»Person« bezeichnet. Es ist ohne weiteres klar, was damit ge- 
meint ist, und es lassen sich sogar praktische Beispiele denken, 
auf welche diese Bezeichnung wirklich paßt — wie etwa ein 
Produzent, der zwar der einzige im ganzen Produktionszweig, 
aber von »potentieller Konkurrenz« so bedroht ist, daß er sich 
verhalten muß, wie wenn er Einer unter Vielen wäre, aber gleich- 
wohl ist diese Ausdrucksweise geeignet, gerade dem gewissen- 
haften Leser ein Stein des AnstoBes zu werden. In der, bei Bowley 
wie bei Marshall selbst und seinem ganzen Kreis überhaupt, 
ganz unbefriedigenden Behandlung des zunehmenden Ertrages $) 
— nebenbei gesagt: Ein mathematischer Theoretiker könnte 
doch wirklich die Ertragsgesetze korrekt, d.h. so definieren wie 
Edgeworth — findet sich der in einem bestimmten Sinn gewiß 
haltbare Satz, daß da strenggenommen schließlich ein Produzent 
die andern aus dem Markt vertreiben müsse. Und kurz darauf 

*) Aus dieser unbefriedigenden Behandlung, die m. E. darin wurzelt, daß 
Marshalls Unterscheidung zwischen »long¢ und »short-period« Kurven ein un- 
genügender Ersatz für die Unterscheidung zwischen »Statike und »Dynamike 


ist, stammen z. T. die Kontroversen Pigou— Young, Figou—Robertson und 
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der — ebenfalls in einem bestimmten Sinn haltbare, aber mit 
dem erwähnten scheinbar unverträgliche — Satz, daß es eine 
stabile Gleichgewichtslage immer dann gäbe, wenn die Angebots- 
kurve die Nachfragekurve von unten schneidet (sodaß sie dann 
oberhalb derselben verläuft), was natürlich auch bei sinkender 
Angebotskurve passieren kann. Seine große Gewissenhaftigkeit 
bewahrt Wicksell im allgemeinen davor, sich solche kleine Blößen 
zu geben. Trotzdem ist es vielleicht nicht überflüssig, darauf 
hinzuweisen, daß er im folgenden Aufsatz das Wort »Monopolist« 
in einem andern als dem üblichen Sinn gebraucht, sodaß er mit 
scheinbarer contradictio in adiecto sogar von »zahlreichen Mono- 
polisten« auf einer Seite des Marktes einer Ware spricht. Natür- 
lich ist der Fall gemeint, daß die konkurrierenden Firmen nicht 
»Tropfen im Meere«, sondern groß genug sind, um jede für sich 
durch ihr eigenes Verhalten auf den Preis der Ware wirken 
zu können, also der Fall der beschränkten Konkurrenz. 

Ohne daß das ersichtlich wäre, denkt er an diesen Fall auch 
im Zuge des schönen Argumentes, mit welchem er im Gegensatz 
zu Bowley das wichtige Resultat ableitet, daß bei einer ausreichend 
kleinen Anzahl von Konkurrenten die Produktivitätsgrenze im 
allgemeinen nicht erreicht, vielmehr der Preis höher und die 
Angebotsmenge kleiner sein wird als bei freier Konkurrenz im 
strengen Sinne dieses Begriffes, welcher Sinn nicht schon in der 
Wortbedeutung liegt. Dieses Resultat ist nur richtig für eine 
relativ kleine Anzahl relativ gro Ber Firmen, wie man auch 
aus Wicksells Beispiel von den »zehn« Produzenten von Brot- 
getreide im »kleinen« geschlossenen Bezirk sieht. Wicksell selbst 
spricht aber an dieser Stelle von einer »großen« Anzahl »relativ 
kleiner« Produzenten, was ganz irreführend ist und in welchem 
Falle nicht er sondern Bowley recht hätte. 

Ebenfalls ein eigenes, diesmal rein kritisches Resultat, aber 
wieder in nicht ganz befriedigender Fassung, bringt seine Erörte- 
rung des von Pigou konstruierten analytischen Werkzeugs der 
»marginal supply prices«, welchen Begriff er nicht ganz zutreffend 
mit »marginale Produktionskosten« übersetzt — besser ist der 
Ausdruck von Alleyn Young: curve of aggregate expenses, 
welcher denn auch Pigou veranlaßte, seinen ursprünglichen Aus- 
druck fallen zu lassen. Wicksell weist nun nach, daß beim Ge- 
brauch dieses Instruments sowohl Pigou selbst als auch Edge- 
worth ein Versehen unterlaufen ist. Der Gedankengang ist sehr 
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instruktiv als ein Uebungsbeispiel, das auf viele praktische 
Fälle Anwendung finden kann, und sei dem Leser empfohlen. 
Aber wir haben zu bemerken, erstens daß das Versehen schon 
früher von Young (1913) gerügt und von Pigou und Edgeworth 
zugegeben und korrigiert worden ist, zweitens daß das Versehen 
das Wesen des Arguments und den Sinn jenes Instruments nicht 
berührt, und drittens daß Wicksell mit vielen andern Theore- 
tikern gar kein Gefühl verrät für den Wert jenes Instruments, 
obgleich man doch nur zu versuchen braucht damit zu arbeiten, 
um sich von seiner Brauchbarkeit und insbesondere davon zu 
überzeugen, daß es fruchtbare Präzision in unsere Behandlung 
von Tatsachen bringt, deren Verständnis für die moderne Bearbei- 
tung der wissenschaftlichen Grundlagen dessen, was man als 
Planwirtschaft im weitesten Sinn — einschließlich sozialpoli- 
tischer Gestaltung — bezeichnen könnte, außerordentlich wichtig 
ist. Wir hoffen in einer Besprechung von Pigous »Economics of 
Welfare« darauf zurückkommen zu können. Wen die Technik 
der Sache interessiert, der lese Pigou selbst — und zwar schon 
dessen »Wealth and Welfare« von IgI2, wo man auf S. 172 
auch den Kurvenapparat findet, der die Sache hübsch veran- 
schaulicht und den Pigou, vor der Kritik zu schnell und zu 
weit zurückweichend, dann fallen gelassen hat — und sodann 
die Arbeit von Edgeworth im Ec. J. von März 1925. 

Bowley geht, modernster Uebung folgend, von den Indiffe- 
renzlinien aus und Wicksell stimmt ihm darin zu, wobei er in 
kurzen und einfachen Sätzen den Sinn dieser Linien darlegt — 
worauf für den Fernerstehenden besonders verwiesen sei. Nur 
müssen wir zum Steuer dogmenhistorischer Korrektheit erwähnen, 
daß es zwar richtig ist, daß die Indifferenzlinien auf die »Mathe- 
matical Psychics« von Edgeworth zurückgehen, daß sie aber 
dort nicht Ausgangspunkt der Betrachtung, sondern ein Derivat 
von Nützlichkeitskurven sind. Jene moderne Auffassung, die 
wir jetzt meinen, die Bowley akzeptiert und Wicksell billigt, 
geht von den Indifferenzlinien als letzten und objek- 
tiven Daten aus und stammt nicht von Edgeworth sondern 
von Pareto. Sie hat bekanntlich den Vorteil großer Strenge und 
Eleganz und überhebt uns der Notwendigkeit, innerhalb des 
engsten Kreises der Probleme des ökonomischen Gleichgewichts 
von irgendwelchen psychischen, »subjektiven« oder äußerlicher 
Beobachtung unzugänglichen Dingen zu sprechen, sodaß unsere 
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Betrachtung hier genau so »objektiv« wird als die irgendwelcher 
»Objektiven«. Wie man lesen wird, spricht auch Wicksell dazu 
seinen Beifall aus, was ja nicht bedeutet, daB man irgendetwas 
Wesentliches von der früheren Theorie aufgibt. Aber er tut das 
mit der Wendung, daB man auf diese Art loskomme von dem 
smehr oder weniger metaphysischen« Begriff des Grenznutzens. 
Diese Wendung ist ganz unglücklich und kann der Anlaß ärger- 
licher MiBverstandnisse sein. Betonen wir also, was der Zusammen- 
hang ergibt — namentlich der Gegensatz zu den »handgreif- 
lichen physischen« Quantitäten —, daß Wicksell das Wort 
smetaphysisch« hier nicht etwa im technischen Sinn gebraucht. 
Und betonen wir ferner, daß die Leichtigkeit, mit der Wicksell 
eine Auffassungsweise billigt, die mit der in seinen eigenen 
Werken festgehaltenen nicht identisch zu sein scheint, ein aus- 
reichender Kommentar ist zu den Anschauungen jener Autoren, 
die immer noch zwischen der Betrachtung mit Hilfe des Grenz- 
nutzens und der Betrachtung mit Hilfe der »Wahlakte« — die 
Zwischenformen sind nicht wert erwähnt zu werden — einen 
fundamentalen Unterschied konstruieren wollen. 

Vieles hätte ich noch zu erwähnen und zu kommentieren an 
dieser Arbeit, in welcher ja kein Satz überflüssig ist. Aber wir 
müssen — sei noch der Hinweis auf die überaus scharfe Formu- 
lierung des wahren Sinnes des Theorems vom Maximum der 
Bedarfsbefriedigung bei freier Konkurrenz und auf die Betonung 
der Wichtigkeit des indirekten Tausches erlaubt — zu der haupt- 
sächlichsten Leistung des Aufsatzes von Wicksell übergehen, zu 
seiner Behandlung des Problems der Preisbildung bei Beherr- 
schung der einen Seite des Marktes durch relativ wenige — sagen 
wir zwei — relativ große Wirtschaftssubjekte, des Problems also, 
das man nicht ganz zutreffend sowohl als Problem der beschränk- 
ten Konkurrenz als auch als Problem des mehrfachen Monopols 
bezeichnet. Mit Recht sagt Wicksell, daß dieses Problem »bren- 
nend« sei. Es ist ja klar, daß die große Masse der geschäftlichen 
Transaktionen in seinen Bezirk und weder unter den Grenzfall 
ganz freier Konkurrenz noch unter den Grenzfall vollständigen 
und gesicherten und rücksichtslos ausgenützten Monopols fällt. 
Offenbar wäre es sehr traurig, wenn unser analytischer Apparat 
da völlig versagte — und dem Versagen kommt es gle'ch, wenn 
wir erklären müssen, daß es in diesem Fall kein mit unseren 
Mitteln bestimmbares Gleichgewicht gibt. Ein Trost allerdings . 
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bliebe auch dann, aber es wäre eben nur ein Trost für eine gleich- 
wohl unleugbare Unzulänglichkeit: wir könnten nämlich auch 
dann noch verschiedene Grenzen angeben — insbesondere bei 
Vorliegen besonderer ligamina — und wir könnten auch darauf 
hinweisen, daß ein solcher Zustand in der Regel mit einem Zu- 
sammenschluß, der die Sache in den Bereich unserer Monopol- 
theorie bringt, oder auch mit der Verdrängung aller Firmen bis 
auf eine endet, was dieselbe Konsequenz hat. Daß bis dahin in 
der Praxis oft Jahrzehnte vergehen, das müßten wir resigniert 
hinnehmen. Dennoch ist das bis heute tatsächlich die wissen- 
schaftliche Lage gewesen, und das obgleich einer unserer Größten, 
Cournot, den Fall in einer auf den ersten Blick durchaus ein- 
leuchtenden Weise behandelt hat. Die ganze Angelegenheit ist 
ein gutes Beispiel für die geringe Vitalität unserer Wissenschaft, 
deren Kräfte sich für alles mögliche andere als für das konkrete 
Problem interessieren und über dem Streiten das Arbeiten ver- 
gessen — wodurch allein es sich erklärt, daß die geradezu laien- 
haften Ausführungen von Bertrand, in diesem Punkt allerdings 
gestützt durch die überragende Autorität von Edgeworth, so viel 
Eindruck machen konnten. Der Punkt war nicht unwürdig, 
Gegenstand der letzten Aeußerung des schwedischen Meisters 
zu sein. Und seine, wenn man sich nur in die der Vereinfachung 
dienende ingeniöse Darstellungsmethode hineindenkt, überaus 
leicht faBliche Argumentation ist der wichtigste Beitrag zu diesem 
Gegenstand seit dem Jahre 1838. Ich will seiner Darstellung 
hier nicht die meine an die Seite setzen, sondern nur darauf 
hinweisen, daB sich dann an diese Frage eine Kette von andern 
schließt, die kulminiert in dem überaus interessanten Problem 
des universellen Monopols, d.h. des Zustandes, in welchem 
jede Industrie einen einheitlichen Konzern bildet und der offen- 
bar von dem allergrößten Interesse ist. Die in diesen Punkten 
in der Tat nicht ganz befriedigenden Darlegungen Bowleys 
kritisierend hat uns Wicksell Saatkörner hinterlassen, die reiche 
Ernte bringen können, wenn man sie nur zu nehmen versteht. 

Aber an einer Stelle bleibt er da merkwürdig hinter dem 
Erreichbaren zurück — wobei er sogar gegen Bowley ungerecht 
wird. Und diese Stelle ist nicht weniger wichtig als das Problem 
des mehrfachen Monopols. Ich meine den Austausch zwischen 
zwei Monopolisten. Wie wichtig dieser Fall ist, zeigt das erste 
. beste Beispiel: Wir haben heute in allen Ländern Gewerkschaften 
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von so fester Fügung, daB der Zuzug eines Arbeiters von Außen 
und das Ausbrechen eines Arbeiters von Innen praktisch unmög- 
lich und letztlich durch das Moment physischer Gefahr ver- 
hindert ist. Wir haben Fälle von Arbeitgeberorganisationen von 
ähnlich fester Fügung. Und Intervalle, für welche die beider- 
seitigen Organisationen als fest betrachtet werden können, sind 
überhaupt häufig. Die Theorie sagt nun, daß die Bedingungen 
des Austausches, in unserm Beispiel also der Lohnbildung, in 
diesem Fall keine theoretische Bestimmung einer Gleichgewichts- 
lage zulassen. Rein ökonomisch gesehen, müßte also das Aus- 
tauschverhältnis in solchen Fällen regellosen und vermutlich sehr 
heftigen Schwankungen unterworfen sein. Die Theorie könnte 
nur die — eben durch die Indifferenzkurven beider Teile ge- 
gebenen — in unserem Beispiel offenbar ziemlich weiten Grenzen 
angeben, innerhalb deren das Tauschverhältnis an irgendeinem 
der grundsätzlich unendlich vielen Punkte der Kontraktkurve 
von Edgeworth liegen könnte; und sie könnte dann höchstens 
noch einerseits gewisse Konsequenzen jeder möglichen Preis- 
bestimmung ableiten — Konsequenzen, welche allerdings jene 
Grenzen verengen können und in der Regel würden — 
und andererseits gewisse Grundlagen für die Fällung eines 
autoritativen Schiedsspruches über den Preis darbieten. Wenn 
sich das Austauschverhältnis, wie das tatsächlich der Fall ist, 
gerade hier als ganz besonders konstant erweist, so würde das 
nur durch außerökonomische Umstände, wie Gewohnheit, Druck 
der öffentlichen Meinung usw. zu erklären sein. Das ist denn auch 
der Standpunkt der heutigen Lehre — Edgeworth ist sogar 
soweit gegangen, das Bild eines ökonomischen Zustandes dieser 
Art als ein ökonomisches Chaos zu zeichnen, in welchem alles 
Zufall und wilde Fluktuation sein würde, Pigou hat sich in 
seinen »Methods of Industrial Peace« auf die Behandlung jener 
der Theorie verbleibenden Aufgaben beschränkt, und mit sel- 
tener Einhelligkeit haben alle Theoretiker von Namen ausdrück- 
lich oder tatsächlich denselben Standpunkt eingenommen. So 
auch Wicksell in seinen Vorlesungen und nun wieder in dem vor- 
liegenden Aufsatz. Das ist um so merkwürdiger als er einen Fall 
behandelt (den mit den Puppenaugen), der doch hierher gehört 
und in dem ihm selbst die Ableitung eines theoretisch bestimmten 
Gleichgewichtszustandes gelingt. Ich selbst gestehe, daß ich mir 
die Stellungnahme meiner theoretischen Fachgenossen nur durch 
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einen wissenschaftsgeschichtlichen Zufall erklären kann, nämlich 
dadurch, daß wir von alters her diesen Fall, den uns doch das 
industrielle Leben jeden Tag vor Augen stellt, an primitiven 
“Beispielen wie Robinson und Freitag oder zwei Leuten, die sich 
zufällig einmal in einer Wildnis treffen, erörtert haben. Diese 
Fälle weisen nämlich, wie hier nicht auseinanderzusetzen, Be- 
sonderheiten auf, die sich in die grundsätzliche Behandlung einge- 
schlichen haben. Aber wenn wir ein Beispiel nehmen, wie das von 
der Gewerkschaft und der Arbeitgeberorganisation eines Indu- 
striezweigs, und annehmen erstens, daß jeder der beiden 
Teile eine bestimmte Nachfragekurve hat und die des andern 
kennt (ich pflege das das Moment der »Korrespektion« zu nennen), 
was unter modernen Verhältnissen durchaus der Praxis ent- 
spricht, zweitens daß jeder Tell bloBseinInteresse 
wahren — aber nicht den anderen auf die Kniee zwingen — 
will, was viel häufiger ist als der intellektuelle Beobachter glaubt, 
zu dessen Kenntnis vor allem jene Ausnahmefälle kommen, in 
denen beide Teile die Nerven verloren haben und Kampf bis aufs 
Messer wollen, drittens daß der Abschluß uno actu für die 
ganze Wirtschaftsperiode erfolgt, so müssen wir zwar zugeben, 
daß das Gleichgewicht, das sich da ergibt, nicht so stark garantiert 
ist wie im Fall freier Konkurrenz; aber wir sehen auch, daBes 
eine bestimmte Gleichgewichtslage gibt’). 
Dieses Resultat ist schon an sich von der größten Bedeutung. 
Noch erhöhte wissenschaftliche Bedeutung gibt ihm aber der 
Umstand, daß es über sich selbst hinausweist auf eine allge- 
meinere Preistheorie, innerhalb der die Hypothese der freien 
Konkurrenz nur einen Sonderfall darstellt, ähnlich wie es eine | 
allgemeine Theorie des Wechselkurses gibt, von der die Theorie 
der Gestaltung der Wechselkurse bei allseitiger vollstandiger 
Goldwährung ein Sonderfall ist. 

5) Wenn man einen Preis zufällig ausgerufen sein läßt (Walras’ »prix crie 
par hazarde) und dieser so ist, daß die Arbeitgeber bei ihm gerade soviel Arbeit 
haben wie die Arbeiter bei ihm »liefern« wollen, so besteht offenbar Gleich- 
gewicht. Ist er höher oder niedriger, so haben wir zwar auf keiner der beiden 
Seiten den Druck des Konkurrenzmechanismus, wohl aber das Bestreben, durch 
entsprechende Opfer (an Geld oder Arbeitsleistung) den andern Teil zu be- 
einflussen. Und auch das führt zu einem im Sinn der Theorie stabilen (wegen 
möglichen Zurückbiegens der Angebotskurve der Arbeiter allerdings vielleicht 
zweideutigen) Gleichgewicht, wie man sich überzeugt, wenn man die möglichen 


Fälle durchdenkt. Natürlich liegt es an einem andern Punkt als unter sonst 
gleichen Verhältnissen bei freier Konkurrenz. 
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Mathematische Nationalökonomie. 


Von 


KNUT WICKSELL. 


Im Vorwort der Arbeit, welche mich zunächst zu folgenden 
Betrachtungen veranlaßt hat!), ist von den mathematischen 
Methoden in der Volkswirtschaftslehre als einer »sehr wertvollen 
Hilfe bei der Analysis« die Rede. Diese Worte des hervorragenden 
Statistikers haben mich in hohem Grade erfreut, denn wenn 
auch die Anzahl mathematisch-volkswirtschaftlicher Bücher und 
Aufsätze in Zeitschriften in den vergangenen fünfzig Jahren nach 
und nach recht ansehnlich geworden ist, so dürften doch die 
allermeisten Nationalökonomen diese Literatur fortfahrend mehr 
als ein Kuriosum denn als etwas eigenen praktischen Wert Be- 
sitzendes ansehen. Tatsächlich ist jedoch die Mathematik, soweit 
sie sich überhaupt anwenden läßt, was leider wegen des Mangels 
an zureichenden oder zureichend genauen statistischen Daten 
nicht sehr weit geht, ebenso nützlich in der Volkswirtschaftslehre 
wie überall anderswo: sie hilft uns denken. Freilich kann sie 
die Denktätigkeit selbst nicht ersetzen — die manchmal in 
dieser Richtung gemachten Versuche sind nicht gut ausgefallen — 
aber zur Klarheit und Schärfe des Gedankenganges trägt sie in 
hohem Grade dadurch bei, daß sie die Voraussetzungen und Be- 
griffe, die unsern Schlüssen zugrunde liegen, unverrückbar 
fixiert, während sie sonst, sobald es sich um lange verwickelte 
Schlußketten handelt, so leicht die Gestalt verändern oder sich 
geradezu verflüchtigen, sodaß schließlich gar kein fester Unter- 
schied zwischen Prämisse und Konklusion mehr vorliegt. 

1) The mathematical groundwork of economics. An 


introductory treatise by A. L. Bowley Sc. D. F. B. A., Professor of statistics in 
the university of London. Oxford, Clarendon Press, 1924. VIII u. 98 Seiten. 
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Einige Beispiele werden dies zeigen. Einer der ersten Sätze, 
die man in der Mathematik lernt, sagt uns, daß der Teil kleiner 
sei als das Ganze. Ausdrücklich verneint wird dieser Satz natür- 
lich von keinem vernünftigen Menschen, aber es fehlt viel daran, 
daß er denen, welche sich Volkswirtschaftler nennen, auch 
immer lebendig vor Augen stände. Man dürfte vielmehr be- 
haupten, daß das meiste über wirtschaftliche Gegenstände Ge- 
schriebene auf einer Verwechslung des Teiles mit dem Ganzen, 
oder auch umgekehrt, beruhe und im Papierkorbe gelandet wäre, 
wenn der Verfasser seinen Lesern und sich selbst die Größen- 
ordnung der Quantitäten, mit welchen er sich beschäftigt, 
durch ein Diagramm oder durch eine einfache Formel hätte 
klarmachen müssen. Bald wird das Ganze zu einem Teile seiner 
selbst herabgesetzt, wie in dem Falle, da die »Verbraucher« als 
ein Teil, und oft sogar als ein wenig berücksichtigungswerter, 
der Nation behandelt werden, während sie doch diese in ihrer 
Totalität bilden; und noch öfter muß der Teil die Rolle des 
Ganzen spielen, wie dann, wenn die Bezeichnungen »das Interesse 
der Landwirtschaft« oder »das Interesse der Industrie« u. dgl. 
sich mit dem decken, was eigentlich nur das Interesse der Grund- 
besitzer, und zwar bloß das der größeren, an erhöhter Bodenrente, 
oder das Interesse größerer Kapitalisten an vermehrtem Ka- 
pitalgewinne ist — denn die kleineren Grundbesitzer und 
Kapitalisten sind ja eigentlich Arbeiter, und ihr Interesse deckt 
sich in der Hauptsache mit dem der übrigen Arbeiter. Der Zwang, 
die erörterten Quantitäten auch dann mathematisch zu fixieren, 
wenn es einstweilen nur auf mehr oder weniger hypothetische 
Weise geschehen kann, dürfte der beste Schutz gegen solche 
mehr oder minder unwillkürliche Irrtümer sein. 

Einer der Hauptvorteile, welche die Mathematik dem Volks- 
wirtschaftler verschafft, ist, wie Marshall sagt, der, daß er sich 
mit ihrer Hilfe davon überzeugen kann, ob er zureichend viele 
Voraussetzungen zu den Schlüssen, die er ziehen will, habe, mit an- 
dern Worten, ob die Anzahl der »Unbekannten« nicht die Anzahl 
der »Gleichungen« oder logischen Relationen, in welchen sie mit- 
einander oder mit bereits bekannten Quantitäten verbunden 
werden, etwa übersteige. Der großen Mehrzahl der National- 
ökonomen hat diese Regel durchaus nicht immer klar vorge- 
schwebt. Man nehme zum Beispiel das große Problem der Ver- 
teilung der Produkte unter die Besitzer der verschiedenen pro- 
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duktiven Faktoren, besonders unter die der drei großen Haupt- 
klassen, also der Arbeit, des Grund und Bodens (der Natur- 
kräfte) und des Kapitals. Gehen wir davon aus, daß der Wert 
der Produkte, P, gleich der Summe der Produktionskosten sei, 
dann können wir dies symbolisch durch die Gleichung 
P=A+R+I1 
ausdriicken, worin A den Arbeitslohn bezeichnet, R die Grund- 
rente angibt und J den Kapitalgewinn innerhalb des betreffenden 
Produktionszweiges, beziehungsweise innerhalb der Produktion 
des ganzen Landes vorstellt. Sowie man diese Gleichung hinge- 
schrieben hat, ist es ja sonnenklar, daß man, um sie lösen zu 
können, noch drei weitere unabhängige Relationen zwischen 
denselben Quantitäten haben muß. Dennoch kann man ruhig 
behaupten, daß kein Nationalökonom vor Walras diese not- 
wendige Bedingung klar formuliert habe, wenn auch Ricardo 
und seine Anhänger der richtigen. Formulierung nahegekommen 
sind. Dagegen gibt es unzählige Schriftsteller, welche glauben, 
ganz einfach dadurch zur Lösung der Frage beigetragen zu haben, 
daß sie eine oder mehrere der vorhandenen Größen sozusagen 
von der rechten Seite der Gleichung auf die linke setzen oder 
auch umgekehrt. Walras führt selber eine Arbeit über die Boden- 
rente an, die ein gewisser P. A. Boutron verfaßt hat und die 
dazumal von der Französischen Akademie der moralischen 
und politischen Wissenschaften preisgekrönt worden ist. Der 
Verfasser beginnt, sagt Walras, mit der ausdrücklichen Erklä- 
rung, daß der Verkaufspreis der Produkte durch ihren Kosten- 
preis bestimmt werde. Darauf definiert er die Bodenrente als 
den »Ueberschuß des Verkaufspreises der Produkte über ihren 
Kostenpreis an Arbeitslöhnen und Kapitalgewinn hinaus«. 
Hätte es sich anstatt dessen um das Aufstellen einer Theorie 
über den Arbeitslohn gehandelt, so hätte er, sagt Walras, »diesen 
offenbar als den Ueberschuß des Verkaufspreises der Produkte 
über ihren Kostenpreis — an Bodenrente und Kapitalgewinn — 
hinaus« definiert 7). Und hätte die Akademie eine Theorie des 
Kapitalgewinnes als Preisfrage gestellt, so würde er durch Defi- 
nieren dieses Gewinnes als des »Ueberschusses des Verkaufs- 
2) Tatsächlich gehört, wie ich schon einmal in der Ekonomisk Tidskrift 
(1914, S. 323) nachgewiesen habe, Mithoffs Arbeitslohntheorie in Schönbergs 
Handbuch gerade diesem Typus an, und in einigem Maße dürfte sich dies auch 


von F. A. Walkers vielbesprochener und sogar von Jevons gebilligter Arbeits- 
lohntheorie sagen lassen. 
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preises der Produkte über ihren Kostenpreis an Bodenrente und 
Arbeitslohn« ebenfalls den Preis davongetragen haben! 

Noch unentbehrlicher wird jedoch die Mitwirkung der 
Mathematik, wenn irgendeine der Unbekannten mit sich selbst 
multipliziert (also in höherer Potenz als der ersten) auftritt, 
wie es z.B. beim Monopolgewinn der Fall ist. Unter der ein- 
fachsten Voraussetzung, daß der Monopolist für seine eigene 
Ware keine konsumtive Verwendung hat, wird sein Gewinn 
offensichtlich in zusammengesetzter Proportion teils der abge- 
setzten Warenmenge, teils des Nettopreises, den er pro Waren- 
einheit erhält und der seinerseits von der Größe der abgesetzten 
Warenmenge abhängt oder, wie man zu sagen pflegt, eine Funk- 
tion der Größe dieser Quantität ist, wachsen oder auch abnehmen. 
Selbst dann, wenn die Funktionsverbindung hier rein »linear« 
wäre (d.h. wie zwischen den Koordinaten einer geraden Linie), 
wird also die gesuchte Absatzmenge (und damit der gesuchte 
Monopolpreis) Wurzel einer Gleichung (mindestens) zweiten 
Grades; ein und derselbe Monopolgewinn läßt sich bei zwei 
verschiedenen Preisen (beziehungsweise abgesetzten Waren- 
mengen) erreichen, und zwischen diesen beiden hat man dann 
den höchstmöglichen Monopolgewinn zu suchen. Diese Lösung 
ergibt sich von selbst, sobald man mathematische Symbole 
anwendet (wie Cournot es schon 1838 getan hat). Wie schwer- 
fällig die Behandlung der Frage sonst wird, kann man z.B. 
aus Fr. J. Neumanns bekannter Abhandlung über den Preis (eben- 
falls in Schönbergs Handbuch) ersehen. Als N. »die Monopol- 
oder Vorzugspreise« bespricht, meint er, daß der Monopolist 
— neben dem Sichern seiner eigenen Vorzugsstellung — sich be- 
fleißigen müsse, eine Preishöhe zu wählen, die ihm den größten 
Gewinn verbürge, also a) möglichst geringe Kosten und anderer- 
seits b) den größten Bruttoertrag, wozu dann wieder notwendig 
sei, daß er den tunlichst größten Absatz bei höchstmöglichem 
Preise erlange. Zwar sei, wie N. dann fortfährt, letzterer Aus- 
druck vieldeutig. Tunlichst hohe Preise sollten natürlich nicht 
nach Möglichkeit gesteigerte Preise bedeuten, sondern gerade 
solche Preise, wie, soweit das Verfolgen obenerwähnter anderer 
Zwecke, Absatzsteigerung usw. es erlaube, sich in tunlicher 
Höhe gestalten ließen. Zu diesen Zwecken wäre an sich ein tun- 
lichst niedriger Preis anzustreben usw. 

Infolge mangelnder mathematischer Behandlung ist daher 
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auch ein so wichtiges Problem wie das der Besteuerung des 
Monopolgewinnes von vielen Volkswirtschaftlern ganz falsch 
aufgefaßt worden. Da der Monopolist sich schon den »höchst- 
möglichen Gewinn« gesichert habe, so könne, meint man, eine 
auf seine Herstellung gelegte Steuer ihn nicht veranlassen, seinen 
Verkaufspreis noch mehr zu erhöhen. Dies ist, wie schon Cournot 
gezeigt hat, falsch. Nur, wenn die Besteuerung den Nettogewinn 
des Monopolisten unmittelbar trifft, läßt sie den Preis unver- 
ändert bleiben, wohingegen eine die Ware selbst treffende Be- 
steuerung in der Regel eine mehr oder minder bedeutende Er- 
höhung jenes Preises herbeiführen muß, so daß diese Besteue- 
rungsform die Konsumenten schädigt, aber sonderbarerweise 
ohne für den Monopolisten oder die Staatskasse vorteilhafter zu 
sein als jene. 

Kommt hierzu dann auch die noch verwickeltere, aber 
gerade in unseren Tagen praktisch wichtige Frage eines Preis- 
kampfes zwischen zwei oder mehreren »Monopolisten« (d.h. 
Inhabern von Vorzugsstellungen) entweder in ein und demselben 
Warenzweige oder in verschiedenen Branchen, dann wird die 
Lösung bald so verwickelt, daß sie tatsächlich sogar geübte 
Mathematiker hat aufs Glatteis führen können, wie wir später 
noch sehen werden. Durch gewöhnliches Folgern bis zu ihrem 
Kerne zu dringen, dürfte vergeblich sein oder würde wenigstens 
einen so besonders scharfmathematischen Kopf erfordern, wie 
Ricardo und Böhm-Bawerk, die auch mit ziemlich verwickelten 
Fragen tatsächlich mit außerordentlich geringen mathematischen 
Hilfsmitteln haben fertig werden können. 

Andererseits muß man Marshall beipflichten, wenn er den 
mathematischen Nationalökonomen rät, in ihren Schriften 
der Mathematik und besonders den algebraischen Symbolen 
möglichst wenig Raum zu gewähren und sie anstatt dessen zum 
eigenen Gebrauche für sich zu behalten — wie Newton anfangs 
mit der Differentialrechnung getan. Dieser Rat ist sicherlich 
ganz praktisch. Da nämlich die Daten, über welche die National- 
ökonomie verfügt, größtenteils nicht einmal statistischer Art 
sondern nur so sind, wie die unmittelbare Beobachtung sie an 
die Hand gibt, kann das Ergebnis unserer Untersuchungen auch 
im besten Falle nur sehr rudimentär sein; es kann sich dabei 
meistens nur um ein plus oder minus, vorwärts oder zurück, 
aufwärts oder abwärts usw. handeln, aber sehr selten um 


Mathematische Nationalökonomie. 257. 


andere genauere quantitative Bestimmungen als rein hypothe- 
tische. Doch gerade deshalb muß ein derartiges Resultat, wenn es 
einmal gefunden ist, in der Regel mit weit einfacheren Mitteln ab- 
zuleiten sein als mit dem mathematischen Apparate, der in Gang 
gebracht worden war, um es zu finden. Ein Beispiel. Eines der 
interessantesten Ergebnisse, zu denen die Forschung auf diesem 
Gebiete gelangt ist, dürfte F. Y. Edgeworths Nachweis sein, 
daß, obwohl die Besteuerung einer einzigen Monopolware, wie 
gesagt, in der Regel zu einer Steigerung ihres Preises führen 
muß und niemals Anlaß zu einer Herabsetzung dieses Preises 
geben kann, dies hingegen bei zwei oder mehreren, von ein und 
demselben Monopolisten beherrschten Waren nicht der Fall 
ist, wenn nur eine oder einige davon besteuert werden. Eine 
z. B. auf die Eisenbahnfahrkarten erster und zweiter Klasse ge- 
legte Luxussteuer (wie in England) könnte unter gewissen, nicht 
unvernünftigen Voraussetzungen eine Eisenbahngesellschaft ver- 
anlassen, den Fahrkartenpreis sämtlicher Personenklassen herab- 
zusetzen. Daß jemand anders als ein geübter (und gerissener) 
Mathematiker diese überraschende Beobachtung hätte machen 
können, ist zum mindesten unwahrscheinlich, aber nachdem sie 
einmal gemacht worden ist, kann man (wie ich in meinen »Vor- 
lesungen« Bd. I zu zeigen versucht habe) ihre Wahrheit mit ge- 
wöhnlicher Schlußfolgerung oder durch eine sehr einfache gra- 
phische Konstruktion unschwer beweisen. 

Es wäre jedoch übertrieben, eine solche Forderung streng 
aufzustellen — und so weit geht Marshall ja auch nicht einmal 
bei sich selbst —, aber was man jedenfalls mit Fug und Recht 
verlangen kann, ist wohl, daß die Formeln oder die Figuren, 
deren sich ein mathematisch-volkswirtschaftlicher Schriftsteller 
bedienen will, auch jedem Leser, der überhaupt mit der mathe- 
matischen Zeichensprache vertraut ist, durchaus verständ- 
lich seien. Es dürfte keine Mühe gespart werden, sie gründlich 
zu erklären und jegliches Mißverständnis in Beziehung auf ihre 
Bedeutung von vornherein zu beseitigen. In dieser Hinsicht 
sündigen leider fast alle mathematischen Nationalökonomen 
mehr oder weniger. Die elegante Wortkargheit, welche in rein 
mathematischen Abhandlungen, wo man die Formeln für sich 
selbst sprechen lassen kann und wo über ihren Inhalt kein Zweifel 
besteht, angebracht sein mag, paßt durchaus nicht, wenn es 


sich um so unbestimmte, unzureichend definierte Fachausdrücke, 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 58. 2. 17 


258 Knut Wicksell 


wie es die nationalökonomischen Grundbegriffe nun einmal 
sind, handelt; aber es sieht manchmal beinahe so aus, als suche 
man seine Ehre darin, den Text in dem Maße, wie die Formeln 
ausgedehnter werden, zusammenschrumpfen zu lassen, während 
es doch gerade umgekehrt sein müßte. Kommt dann hinzu, 
daß irgendwelche festgestellte Terminologie hier ebensowenig, 
wie überhaupt in der theoretischen Volkswirtschaftslehre, vor- 
handen ist und daß jeder Verfasser sich seiner eigenen Bezeich- 
nungsweise bedient usw., dann läßt sich leider begreifen, daß 
der Leserkreis der mathematischen Nationalökonomen noch 
immer sehr beschränkt ist, was sehr schade ist, denn nur dadurch, 
daß viele auf demselben Gebiete arbeiten, läßt sich die gegen- 
seitige Kritik gewinnen, die allein vor Irrtümern schützt, und 
das gegenseitige Befruchten der Gedanken erhalten, welches 
die Entwicklung der ganzen Theorie und ihr Fortschreiten am 
sichersten fördert. 

Bowleys Buch will einem solchen allseitigen Verstehen den 
Weg bahnen. Es gibt eine zusammenhängende Darstellung des- 
Wichtigsten, das in der mathematischen Nationalökonomie 
ausgerichtet worden ist, wobei indessen hauptsächlich englische 
Forscher wie Jevons, Edgeworth, Marshall und unter den jün- 
geren Pigou und W. E. Johnson berücksichtigt werden; von den 
übrigen werden nur Cournot und Pareto angeführt, nicht aber 
Walras, den man doch in der Frage des freien Austausches als 
ersten nennen muß, welcher eine durchaus korrekte mathe- 
matische Darstellung geliefert hat. Ferner strebt B. nach einem 
»Standardisieren« der ganzen Doktrin durch Einführung einer 
einheitlichen Bezeichnungsweise und einheitlicher Terminologie, 
was man ja gar nicht hoch genug bewerten kann. Schließlich 
gibt er im Anhange eine elementare Ableitung der paar Sätze aus 
der sogenannten höheren Mathematik, welche überhaupt in 
seiner Arbeit angezogen werden. Nach Ansicht des Verfassers. 
wäre das Buch hierdurch auch für Leser geeignet, welche nur die 
elementarsten mathematischen Kenntnisse besitzen. Dies möchte 
ich jedoch bezweifeln, denn auch Bowley gehört zu denen, 
welche die Wortkargheit mehr lieben, als für den Durchschnitts- 
leser nützlich sein kann; ich bin nicht einmal sicher, daß es 
mir selber trotz aller Bemühungen auch wirklich gelungen ist, 
mir in jedem Punkte seine Meinung ganz klarzumachen. Jeden- 
falls dürfte das Buch besser denjenigen, welche sich schon vorher 


Mathematische Nationalökonomie. 259 


mit diesen Fragen beschäftigt haben, als Repetitorium dienen 
können, denn Anfängern Anleitung geben. Indessen muß man 
im ganzen doch sagen, daß Bowley seine Aufgabe in bewunde- 
 rungswürdiger Weise gelöst habe. Vom Einfacheren zum Zu- 
sammengesetzteren fortschreitend, wird seine Darstellung freilich, 
der Natur der Sache nach, schließlich, als es sich um den ganzen 
Markt unter dem Einflusse der Produktion handelt, so ver- 
wickelt, daß ein Verzeichnis der benutzten. Bezeichnungen eine 
ganze Seite seines Buches in Anspruch nimmt; jedoch sind diese 
Bezeichnungen so gut gewählt und werden so sicher beherrscht, 
daß der Leser keine Gefahr läuft, den Faden zu verlieren, wenn 
ihm nur der Zusammenhang von Anfang an klar geworden ist. 
Ist man einen Augenblick über die Bedeutung eines gewissen 
Ausdruckes unsicher, dann braucht man nur auf jenes Verzeich- 
nis (Seite 46) wie auf ein Lexikon aurie kzug nn — eine vor- 
treffliche Anordnung. 

Angefangen wird mit den von Edgeworth eingeführten soge- 
nannten Indifferenzlinien (beziehungsweise Indifferenzflächen), 
d. h. Verbindungen zweier (oder mehrerer) Warenmengen unglei- 
cher Art, die unter sich so variieren, daß sie zusammen ganz 
denselben Gebrauchsnutzen darstellen, so daß der Verbraucher 
keine Veranlassung hat, die eine dieser Verbindungen der andern 
vorzuziehen. Wenn z. B. jemand während eines gewissen Zeit- 
raumes, sagen wir: den nächsten Monat hindurch, zu seinem 
Verbrauche zwischen I kg Kaffee + 1 kg Zucker und % kg 
Kaffee + 2kg Zucker zu wählen hat und letztere Zusammen- 
stellung vorziehen würde, so muß es möglich sein, die letzter- 
wähnte Zuckermenge so zu vermindern (z. B. auf 134 kg), daß 
beide Verbindungen für ihn gleich wertvoll sind. In solchem 
Falle muß es aber auch notwendigerweise eine ganze Reihe 
Zwischenkombinationen geben, die auch gleich großen 
Nutzen geben. Die Zusammenfassung aller dieser Verbindungen 
bildet eine Indifferenzlinie. Geht man wiederum von einer 
Kombination mit höherem (oder geringerem) Gebrauchsnutzen 
wie dem obenerwähnten, 1, kg Kaffee + 2 kg Zucker aus, dann 
erhält man auf dieselbe Weise eine neue Indifferenzlinie mit 
höherem (oder niedrigerem) Index usw. 

Diese Betrachtungsweise hat den Vorteil, daß man es zu- 
nächst mit handgreiflichen physischen Quantitäten zu tun hat, 
anstatt mit dem mehr oder weniger metaphysischen Begriffe 
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des Grenznutzens; dennoch stehen, wie man leicht erkennt, beide 
Auffassungsweisen einander außerordentlich nahe und lassen 
sich jederzeit gegeneinander auswechseln. 

Von den Indifferenzkurven kommt man durch einfache 
geometrische Konstruktion zu den zuerst von Marshall aufge- 
stellten, sogenannten soffer curves« Bowleys, also zur Darstellung 
der Warenmengen, die bei jedem auf dem Markte ausgerufenen 
Tauschverhältnis von einem Individuum gerade gegeneinander 
ausgetauscht werden würden, wenn es die eine Ware besitzt und 
die andere erwerben will. Die Benennung ist, wie Edgeworth in 
seiner Rezension des Buches sagt 3), nicht sehr glücklich gewählt, 
unter anderem schon deshalb nicht, weil sie leicht mit der An- 
gebotskurve des Individuums (supply curve), die etwas ganz 
anderes ist, verwechselt wird. Besser wäre der Ausdruck »Tausch- 
kurve« (exchange oder bargaining curve), und zwar um so mehr, 
als der Verfasser selbst die Zusammenfassung der soffer curves« 
zweier Individuen ihren »bargaining locus« nennt. 

Wie man leicht erkennt, vertritt die Austausch- oder »An- 
gebots«kurve zugleich die Nachfrage eines Individuums nach der 
fremden Ware und sein Angebot der eigenen bei allen denkbaren 
Preisen, die auf dem Markte herrschen können. Da nun bei 
einheitlicher Preisbildung das Verhältnis zwischen den Waren- 
mengen, die jemand fortgibt und erwirbt, mit dem in der ersteren 
Ware als Einheit ausgedrückten Preise der letzteren Waren 
identisch ist, so erhält man durch einfachen Austausch der 
Variablen die gewöhnlichen, von Walras, Marshall und noch 
anderen angewandten Nachfrage- und Angebotskurven für jedes 
besondere Individuum, d.h. seine Nachfrage, beziehungsweise 
sein Angebot, als Funktionen des Marktpreises ausgedrückt. 
Wäre es nun der Fall, daß zwei und zwei Personen auf dem Markte 
nur miteinander tauschten, so würde der Marktpreis ganz einfach 
durch den Schnittpunkt (oder die Schnittpunkte) der Nach- 
fragekurve der einen und der Angebotskurve der andern (was, 
wie leicht nachgewiesen werden kann, zugleich der Schnittpunkt 
zwischen der Angebotskurve der ersteren Person und der Nach- 
fragekurve der letzteren wäre) angegeben sein. Dies ist jedoch 
nicht der Fall. Auch dann, wenn auf dem Markte nur zwei Waren 
wären, sodaß alles Tauschen direkt geschehen Könnte, wäre es 
jedenfalls reiner Zufall, wenn bei dem auf dem Markte herrschen- 


3) Economic Journal, 1924, S. 432. 
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den Preise zwei Wareninhaber ihren gegenseitigen Bedarf völlig 
befriedigen könnten, sondern einer der beiden muß in der Regel 
noch mit einem oder mehreren andern Warenbesitzern der Gegen- 
seite tauschen. Erst durch Summieren aller Nachfragen und aller 
Angebote zu jedem denkbaren Marktpreise erhält man für eine 
Partei eine allgemeingültige Nachfragekurve, für die andere dann 
eine allgemeingültige Angebotskurve (oder umgekehrt), durch 
deren Sichschneiden der endgültige Marktpreis theoretisch be- 
stimmt wird. Sind wiederum der Waren mehr als zwei, so kann, 
wie Walras klar nachgewiesen hat, während Jevons es übersah, 
ein unmittelbarer Austausch für sich allein nicht zum Gleich- 
gewicht des Preises auf dem Markte führen, sondern er muß in 
größerem oder geringerem Umfange durch mittelbaren Tausch 
ergänzt werden (indem man eine Warenmenge erwirbt, nicht 
um sie selbst zu verbrauchen, sondern um sie wieder gegen eine 
dritte Ware zu vertauschen). 

Dies hat Bowley vielleicht nicht völlig klar dargestellt. 
Er betont allerdings, daß individueller Austausch zwischen zwei 
Personen außerhalb des Marktes, innerhalb gewisser Grenzen, 
ein unbestimmtes Problem sei. Nichtsdestoweniger legt 
er es, scheinbar wenigstens, dem Marktaustausch zugrunde und 
spricht davon, daß »beliebige zwei Personen« auf dem Markte 
gewisse Warenmengen gegeneinander austauschen, wobei das 
Austauschen so weit getrieben werde, daß beider Nutzen 
smaximiert sei«, wodurch dem Leser unbestreitbar die Vorstellung 
suggeriert wird, daß beide, gleichwie beim individuellen Aus- 
tausch, ausschließlich ihren gegenseitigen Bedarf befriedigen. 
Dies ist jedoch nur ein Uebersehen; alles wird gut, wenn man 
sich nur an die Person »A« hält und das, was von der Person »B« 
gesagt wird, vorläufig ganz wegläßt — die den von Walras auf- 
gestellten entsprechenden Schlußgleichungen sind durchaus kor- 
rekt, natürlich unter der Voraussetzung, die der ganzen Theorie 
des freien Austausches zugrunde liegt, daß nämlich sämtliche 
Tauschende sich in Beziehung auf den Marktpreis völlig passiv 
verhalten und nicht bewußt auf ihn einzuwirken versuchen — ein 
Umstand, auf den wir wieder zurückkommen werden. 

Als »wichtigen Folgesatz« bezeichnet Bowley den Umstand, 
daß bei freiem Austausch alle Tauschenden »ihre Bedarfsbefriedi- 
gung gleichzeitig maximieren« könne. Auch dieser Ausdruck ist 
ein wenig irreführend. Ein wirkliches Maximum kann nur bei 
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(eigentlichem) Monopol stattfinden. Bei freiem Austausch er- 
reicht keiner der Beteiligten (nicht einmal alle zusammen) ein 
Maximum im strengen Sinne des Wortes, sondern es wird so 
kommen, daß das allgemeine Streben nach einem solchen 
Maximum theoretisch zu einer Gleichgewichtslage führt, bei 
welcher sich keiner der Tauschenden veranlaßt sieht, bei den 
unter dem Einflusse eben dieses Strebens auf dem Markte 
entstandenen Preisen den Umfang seines Tausches zu 
vergrößern oder zu verringern ). 

Bisher haben die Warenmengen auf dem Markte dem Ver- 
fasser als gegeben gegolten; in den folgenden Darlegungen be- 
handelt er teils die Produktion und ihre Faktoren, teils das 
Gleichgewicht auf dem Markte unter dem Einflusse der Produk- 
tion (bei stationärer Bevölkerung) und schließlich gewisse interes- 
sante Spezialfragen hinsichtlich der Besteuerung bei freiem 
Wettbewerb und Monopol. Mathematisch ist diese ganze Dar- 
stellung höchst elegant und relativ leicht faßlich — wenigstens 
dann, wenn man sie mit den bedeutend schwerer zu lesenden 
Abhandlungen eines Johnson und anderer vergleicht. Zu be- 
merken ist nur, daß die grundlegenden Begriffe nicht genügend 
klar gemacht oder nicht scharf genug definiert werden. Besonders 
das Kapital wird — wie leider bei englischen Theoretikern 
gewöhnlich — ein wenig stiefmütterlich behandelt und eigent- 
lich mit den Naturkräften in eine Reihe gestellt, wie der Ver- 
fasser übrigens selber betont; von der Zeit oder dem Warten als 
Produktionsfaktor ist gar nicht die Rede, und obgleich der 
Verfasser ausdrücklich hervorhebt, daß nach gewissen Waren- 
mengen nicht des Konsumierens, sondern des »Sparens« wegen 
Nachfrage gehalten werde, erfährt man durchaus nicht, wozu 
dies Ersparen später benutzt werde. 

Er geht zuerst von der Annahme aus, daß sämtliche Pro- 
duktionsfaktoren im voraus bestimmte Preise hätten, sodaß 

4) Es ist gewissermaßen (wenn auch nicht genau) dasselbe Verhältnis, 
wie wenn bei erwartetem Herabsetzen des Geldwertes (wie im Weltkriege) alle 
Leute ihren Kassenbestand möglichst zu verkleinern (und ihre Lagervorräte 
zu vergrößern) suchen würden. Wirkliche physische Verminderung der Kassen- 
größe (oder Vergrößerung der Lagerbestände), im Durchschnitt gesehen, wird 
nicht dadurch erreicht, denn die Summe aller Kassen ist ja gleich der vorhandenen 
Geldmenge (gleichwie die Summe aller Lager sich mit der vorhandenen Waren- 
menge deckt). Doch das Danachstreben führt selbstverständlich eine Preis- 


steigerung herbei, im Verhältnis zu welcher die physisch unveränderten Kassen 
tatsächlich kleiner als normal werden. 
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also ein Unternehmer, der eine gewisse Menge einer gewissen 
Warengattung zu erzeugen wünschten, die Faktoren auf solche 
Weise kombinieren müsse, daß eine Einheit der Ware die geringst- 
möglichen Kosten verursache (das Substitutionsprinzip). Er 
denkt sich dann mehrere Erzeuger innerhalb desselben Waren- 
zweiges und betont, daß die Produktivität, falls Gleichgewicht 
bei freiem Wettbewerb möglich sein solle, sich nach dem Gesetze 
des diminishing return« richten müsse, da andernfalls 
der tüchtigste unter den Unternehmern innerhalb des Gewerbes 
nach und nach alle seine Konkurrenten verdrängen und sich 
allein der ganzen Produktion bemächtigen werde 5). 

Hier könnte man indessen fragen, wie es, wenn alle Pro- 
duktionsfaktoren ohne Unterschied zu bestimmten Preisen erhält- 
lich sind, denn überhaupt möglich sei, daß sich ein Gesetz des 
abnehmenden Ertrages bei steigender Produktion geltend machen 
könne. Eine Anordnung der Produktionsfaktoren, die wirt- 
schaftlich vorteilhaft ist, wenn die Produktion im Kleinen be- 
trieben wird, muß sich ja a fortioriim Rahmen der größeren 
Produktion anwenden lassen, wohingegen das Umgekehrte natür- 
lich nicht der Fall ist. Man muß also voraussetzen, daß die einzelne 
Unternehmung stets in irgend einem Punkte begrenzt sei, ent- 
weder hinsichtlich ihrer geographischen Lage oder ihres Besitzes 
an Grund und Boden oder Kapital oder schließlich in der Tüchtig- 
keit und Energie des Unternehmers als Arbeitsleiters. Das letzte 
scheint der Verfasser übrigens selbst stillschweigend anzunehmen, 
da er nämlich die Produktivitätsfunktionen bei jedem Unter- 
nehmer ungleich sein läßt, während die Produktionsfaktoren als 
allen in gleicher Weise zugänglich angesehen werden. 

In Verbindung hiermit wird auch der von Pigou meiner 
Ansicht nach unnötig erschwerte Begriff der marginalen Pro- 
duktionskosten (marginal supply prices) besprochen. Hiermit ist 
ganz einfach die Erhöhung der gesamten Produktionskosten ge- 
meint, welche entsteht, wenn die normale Produktion um eine 
Einheit vergrößert wird. Nichtsdestoweniger sagt Bowley (auf 
Seite 15) ausdrücklich, daß dies nicht dasselbe sei wie die 
Kosten der letzten Einheit, sondern vielmehr die Zuschlagskosten 

5) Eine hier stehende Hinweisung auf Pigou (in solchem Falle jedoch mit 
verkehrt angeführter Seitenzahl) bezieht sich wahrscheinlich auf den schon von 
Marshall hervorgehobenen Umstand, daß eine Industrie als Ganzes dem Gesetz 


des zunehmenden Ertrags folgen kann, auch wenn jede einzelne Unternehmung 
unter dem Gesetz des abnehmenden Ertrags arbeitet. 
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für das Erzeugen seiner weiteren Einheit nach Anpassung der 
Organisation der Produktionsfaktoren«. Das ist nicht recht zu 
begreifen, und Pigous eigene Erörterung in der ersten Auflage 
der Economics of Welfare (1920, Anhang IV) ist wahrhaftig 
nicht geeignet, die Sache klarer zu machen. Sind, wie Bowley 
und auch Pigou annehmen, die Preise der Produktionsfaktoren 
gegeben, dann gibt es, so viel ich sehen kann, unter Voraus- 
setzung kontinuierlicher Entwicklung der Produktion, zwischen 
diesen beiden Begriffen überhaupt keinen Unterschied. Eine »An- 
passung der Organisation der Produktionsfaktoren« muß natür- 
lich immer stattfinden, wenn sich der Umfang der Produktion 
verändert, sollte es auch lange Zeit in Anspruch nehmen, sie 
vollständig zu machen. 

Ganz anders liegt der Fall, wenn die Preise der Produktions- 
faktoren nicht gegeben sind, sondern sich mit der Entwick- 
lung der Produktion verändern. Ein Land erzeugt z.B. eine 
Million Zehnttonnen Brotkorn zu einem Kostenpreise, der ein- 
schließlich der Grundrente 20 Kronen pro Zehnttonne beträgt. 
Werden nun noch 100000 Zehnttonnen mehr gebraucht, so 
lassen sich diese vielleicht nicht billiger als zu 21 Kronen für die 
Zehnttonne erzeugen. Dies wären also hier (annäherungsweise) 
die »Kosten der letzten Einheit«. Zugleich aber steigt hierdurch 
die Grundrente, so daß auch die ursprüngliche Million Zehnt- 
tonnen nun, einschließlich.der Grundrente, 1 Krone mehr als vor- 
her pro Zehnttonne kostet. Gesellschaftlich gesehen werden also 
die erhöhten Kosten des Gewinnens der erwähnten hinzukommen- 
den 100 000 Zehnttonnen Brotkorn nicht nur 2,1 Millionen Kronen 
sein, sondern 3,1 Millionen Kronen oder 31 Kronen auf die Zehnt- 
tonne, wobei allerdings die Grundeigentümer ungefähr ı Million 
Kronen Einkommenserhöhung erhalten. 

Der eigentliche Sinn der berühmten »marginal supply curve« 
Pigous, die er nunmehr selbst aufgegeben hat, war der, zu zeigen, 
daß gewisse Eingriffe in den freien Wettbewerb zur Erhöhung 
der »nationalen Dividende« beitragen könnten. Unglücklicher- 
weise scheint er, und mit ihm, mirabile dictu, auch Edgeworth, 
von Anfang an diese Sache ein wenig unrichtig aufgefaßt zu 
haben. Um zu zeigen, um was es sich handelt, will ich folgende, 
neulich von Edgeworth aufgestellte (und von mir hier noch 
mehr vereinfachte) Beispiele (die sich übrigens beinahe mit 
meinem eigenen Beispiele in den Finanztheoretischen Unter- 
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suchungen, S. 65, decken) anführen. Eine Bevölkerung, z.B. 
die irische, verteilt sich auf zwei Hauptberufe, Ackerbau und 
Leinenwarenherstellung, welch letztere, wie wir der Verein- 
fachung wegen annehmen wollen, fast nur Arbeitskraft und relativ 
wenig Bodenareal in Anspruch nimmt. Der Ackerbau bezahlt 
wiederum außer dem Arbeitslohn eine auf gewöhnliche Weise 
entstehende Grundrente, die dem im Auslande wohnenden Be- 
sitzer des Grund und Bodens zufällt. Die Verkaufspreise beider 
Produkte sollen als durch den Weltmarkt gegeben angesehen 
werden. Bei freiem Wettbewerb wird dann die Verteilung der 
Bevölkerung auf diese beiden Produktionszweige und die Höhe 
des Arbeitslohnes so bestimmt werden, daß ı. der Arbeits- 
lohn in beiden Berufen gleich ist, daß 2. der Preis der Leinen- 
waren mit ihren Arbeitskosten übereinstimmt und daß 3. der 
Preis der Ackerbauerzeugnisse sich mit ihren Arbeitskosten 
+ Grundrente decken wird. Dies aber wird nicht die gesellschaft- 
lich vorteilhafteste Verteilung sein. Falls infolge staatlicher MaB- 
nahmen ein Teil, etwa die halbe Anzahl, der landwirtschaft- 
lichen Arbeiter zur Leinenherstellung überginge, so bliebe, wie 
wir annehmen können, ihr Lohneinkommen unverändert, aber 
die übrigen Landarbeiter verdienten nun mehr als vorher, weil 
die Bodenrente, auch relativ, zurückginge und vielleicht sogar 
gänzlich aufhörte. Hier entsteht also ein nationales Plus, das 
bei freiem Wettbewerb nicht vorhanden war. Noch ausgeprägter 
würde das Ergebnis sein, wenn die Erweiterung der Leinenpro- 
duktion zu gewissen Gemeinsamkeitsmaßnahmen führte, wodurch 
ihre Herstellung und ihr Absatz erleichtert würden, also wenn sie 
in nationalem (obgleich nicht in individuellem) Sinne unter dem 
Gesetze des »increasing return« stände. 

Das Umgekehrte würde jedoch eintreten, falls die Boden- 
rente im Lande bliebe, und vor allem, wenn der Staat sie einzöge 
oder sie sonst eine allgemeinnützige Verwendung erhielte. Dann 
würde, wie sich leicht zeigen läßt, eine Verminderung der land- 
wirtschaftlichen Produktion im Gegenteil dem Lande einen 
Verlust bringen, der vielleicht nicht einmal durch den mög- 
licherweise zunehmenden Ertrag der Leinenproduktion aufge- 
wogen werden könnte. Diesen Umstand haben wohl Pigou und 
Edgeworth zunächst übersehen. Dies noch genauer zu be- 
sprechen, geht nicht an, weil es mich hier zu weit führen würde, 
aber ich kann vielleicht bei einer andern Gelegenheit wieder auf 
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diese Frage zurückkommen, die in den letzten Jahren in englischen 
und amerikanischen Zeitschriften besonders lebhaft erörtert 
worden ist — allerdings unter gegenseitigem MiBverstehen. 
Bowley behandelt auch die Frage, ob das Preisgleichgewicht 
stabil bleibe, wenn eine große Anzahl vergleichsweise kleiner 
Produzenten ihre Waren auf dem Markte anbiete, und bejaht 
diese Frage aus folgendem Grunde. Allerdings könne, sagt er, 
jeder einzelne Produzent dadurch seinen Gewinn erhöhen, wenn 
auch nur um eine minimale Quantität, daß er seine Herstellung 
ein ganz klein wenig vermindere, doch da hierdurch der Preis 
auf der ganzen Linie zum Steigen gebracht werde, sähen sich die 
übrigen Produzenten zur Vergrößerung ihrer Produktion 
veranlaßt, und die Folge werde ein Zurückgehen der Preise 
sein, so daß sich der Gewinn des erstgenannten Produzenten 
nun in einen Verlust verwandle. Ich weiß nicht, ob dies richtig 
gefolgert sein kann, denn derselbe Beweggrund, der einen der 
Produzenten zur Verminderung seiner Herstellung treibt, muß 
ja dasselbe Verfahren bei den übrigen veranlassen. Man nehme 
einen kleinen geschlossenen Bezirk an, dessen Versorgung mit 
Brotkorn zehn Produzenten übernommen haben, die jeder 
ungefähr Iooo Zehnttonnen ernten. Die Herstellungskosten 
richten sich, wie wir annehmen wollen — auch Bodenrente u n- 
gerechnet — nach dem Gesetze des abnehmenden Ertrages, 
indem sie sukzessive um I Oere pro Zehnttonne von Io Kronen 
an Arbeits- und Kapitalkosten auf 20 Kronen steigen. Bei vollem 
Wettbewerb zwischen den Verkäufern wird dann der Verkaufs- 
preis zirka 20 Kronen die Zehnttonne betragen und der Gewinn 
der Produzenten (die Bodenrente) im Durchschnitt 5 Kronen 
pro Zehnttonne sein. Falls nun einer der Produzenten seine Brot- 
kornherstellung um die Hälfte vermindert, verringert sich auch 
der ganze angebotene Vorrat um 5%, und wir können der Ein- 
fachheit wegen annehmen, daß der Nachfrage- oder Verkaufs- 
preis dann auch um 5%, also um I Krone pro Zehnttonne, steige. 
Er gewinnt also 500 Kronen auf die Quantität, die er fortfahrend 
erzeugt, verliert aber den ganzen Gewinn der wegfallenden 
Quantität, welcher, wie man leicht erkennt, sich auf 2,50 Kronen 
pro Zehnttonne oder zusammen auf 1250 Kronen belaufen hätte. 
Das wäre also ein schlechtes Geschäft. Verringert er dagegen 
seine Erzeugung um nur 200 Zehnttonnen, wodurch, wie wir 
annehmen wollen, der Gesamtvorrat um 2% verringert und der 
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Verkaufspreis um ebensoviel erhöht wird, dann wird der Gewinn, 
wie leicht auszurechnen, 800 . 0,4 — 200. I = 120 Kronen und 
daher ein wirklicher Nettogewinn sein, und dieser Nettogewinn 
erhöht sich auf sein Maximum, 143 Kronen, wenn die Einschrän- 
kung genau ein Siebentel der ursprünglichen Ernte, nämlich 
etwa 143 Zehnttonnen umfaßt. Folgen nun die anderen seinem 
Beispiel, so kommt es bald zu einer so bedeutenden Preissteige- 
rung, daß es für den, welcher zuerst seine Ernte eingeschränkt 
hat, lohnender sein wird, sie aufs Neue zu vergrößern; aber daß 
man hierdurch, wie Bowley behauptet, wieder zur ursprünglichen 
Gleichgewichtslage zurückkehrte, ist mir nicht recht klar; denn, 
wenn ich richtig gerechnet habe, so müßte eine neue Gleich- 
gewichtslage vielmehr schließlich auf dem Punkte entstehen, 
auf welchem sämtliche Produzenten ihre Ernte um gerade !/,, 
vermindert hätten, wohingegen die für sie vorteilhafteste Pro- 
duktionseinschränkung, wenn sie alle in einem einzigen Monopol 
zusammenhielten, nicht weniger als ?/, der ursprünglichen Ernte 
eines jeden wäre, sodaß also nur ?/, davon angeboten würden. 
(Ist die Zahl der Produzenten sehr groß, dann hat diese Be- 
sprechung offenbar keine praktische Bedeutung, falls sie sich 
nicht in größeren oder kleineren monopolistischen Gruppen 
zusammenschlieBen.) 

Hiermit habe ich schon eine Frage berührt, die täglich brennen- 
der wird, nämlich die Frage der unvollständigen oder mehr- 
fachen Monopole, d.h. des Zustandes, da gewisse Verkäufer 
(oder auch Käufer) sich auf dem Markte nicht damit begnügen, 
ihr Angebot (beziehungsweise ihre Nachfrage) von dem Preise, 
der sich auf dem Markte rein automatisch bildet, passiv bestimmen 
zu lassen, sondern bewußt auf ihn einzuwirken versuchen. Streng 
genommen gibt es überdies keine andern Monopole, denn ein 
Monopol in klassischem Sinne setzt bei sämtlichen Kunden 
des Monopolisten vollständige Passivität voraus, und eigentlich 
könnte sich eines solchen Monopols bloß eine einzige Person in 
der ganzen Welt erfreuen. 

Bowleys Behandlung dieses Problemes erscheint mir nicht 
sehr befriedigend, überhaupt sind in dieser Frage die Stand- 
punkte ziemlich unsicher. Daher dürfte es nicht unangebracht 
sein, hier ein wenig an ihre Vorgeschichte zu erinnern. Cournot, 
der das Problem der monopolistischen Preisbildung zuerst in 
befriedigender Weise mathematisch behandelte, hat sich auch 
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mit vielfachen Monopolen in zwei typischen Fällen, die zugleich 
Gegenpole bilden, beschäftigt, nämlich erstens mit dem Falle, 
wenn zwei (oder mehrere) Monopolisten innerhalb stark mit- 
einander rivalisierender Warengruppen auftreten — der Einfach- 
heit wegen nimmt er an, daß sie identisch dieselben Waren auf den 
Markt brächten — und zweitens mit dem Falle, da die monopoli- 
sierten Waren einander notwendig ergänzen, sodaß stets 
in ein und derselben Proportion Nachfrage nach ihnen ist — 
er nimmt als Beispiel Kupfer und Zink zur Messingherstellung, 
unter der Voraussetzung, daß es nur eine solche Legierung gebe 
und daß die beidenMetalle gar keine andere Verwendung fänden. 
Im ersteren Falle nimmt Cournot an, daß die Monopolisten 
jeder für sich eine gewisse Warenmenge auf den Markt würfen, 
welche Mengen zusammen also den (ausschließlichen oder haupt- 
sächlichen) Vorrat des Marktes an dieser Ware während einer 
gewissen Konsumtionsperiode bildeten. Der Preis der Ware 
wird dann auf gewöhnliche Weise durch die Nachfrage der mit- 
einander konkurrierenden Verbraucher bestimmt. Haben die 
Monopolisten überhaupt keine Unkosten (er denkt sie sich 
zuerstals Besitzer je einer Heilquelle, deren Wasser genau den- 
selben Mineralgehalt hat), so bildet dieser Preis zugleich ihren 
Gewinn pro Einheit der Ware, sonst müssen natürlich ihre —gleich- 
bleibenden oder auch mit der Warenmenge veränderlichen — 
Einheitskosten vom Bruttopreise abgezogen werden. Im ersteren 
Falle, sowie auch bei gleichbleibenden und bei beiden gleich groBen 
Einheitskosten wird der Nettogewinn pro Einheit, den wir p 
nennen, offensichtlich zur Funktion der ganzen abgesetzten Waren- 
menge. Da es sich hier in erster Reihe darum handelt Klarheit in 
die eigentliche Prinzipfrage zu bringen, können wir uns diesen Zu- 
sammenhang so einfach wie möglich, z. B. linear, denken; und 
zugleich wählen wir unsere Einheiten so, daß keine Koeffizienten 
gesetzt zu werden brauchen. Wir schreiben also ganz einfach 
p=1—, 

worin x diegesamte Warenmenge ist. Macht man gv hier = I, so 
wird # = 0 sein; als Einheit der Warenmenge haben wir dem- 
nach die Menge gewählt, welche sich nur zum Nettopreise o 
absetzen läßt (wobei die Monopolisten keinen Gewinn machen); 
und auf dieselbe Weise haben wir als Einheit des Preises offen- 
sichtlich den Nettopreis gewählt, bei welchem überhaupt keine 
Nachfrage stattfindet (6 = I, x = 0). 
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Nehmen wir nun zuerst an, daß die beiden Monopolisten 
zusammenhalten, so handelt es sich für sie darum, den größt- 
möglichsten Gesamtgewinn zu machen, den sie nachher ja nach 
Vereinbarung verteilen können. 

Mit andern Worten, sie müssen die Quantität g.p = x 
(i — x) zum Maximum machen, das, da die Summe beider Fak- 
toren = I und also konstant ist, deutlich erkennbar dann ein- 
tritt, wenn alle beide gleich groß sein werden und also jeder = % 
ist. Wir erhalten demnach z= % und damit = 4%, jedes 
also die Hälfte der entsprechenden Einheit ®). 

Dies werde jedoch, sagt Cournot, keineswegs der Fall sein, 
wenn die beiden Monopolisten jeder für sich größtmöglichen Ge- 
winn zu erzielen suchten in der Annahme, daß der andere sein 
Angebot nicht ändern werde. Dann würden sie nämlich gegen 
ihr gemeinsames Interesse einander den Preis hinabdrücken 
— freilich nur bis zu einem gewissen Grade. Nehmen wir z. B. an, 
daß der eine Monopolist anfänglich der einzige Verkäufer ge- 
wesen sei, so würde er, wie gesagt, die Warenmenge x, = 1% zum 
(Netto-) Preise 4% angeboten haben. Tritt nun der andere Mono- 
polist auf dem Markte auf und setzt dort die Warenmenge 2, 
ein, so muß der Preis auf der ganzen Linie sinken; dann erhalten 
wir nämlich offenbar 

p = I — a — To. 

Unter der Voraussetzung, daß x, unverändert = 1 bleibe, 

macht der zweite Monopolist seinen größten Gewinn, wenn 

Ta . p = Z (I — % — T2) = a (Y2 — 2%) 
Maximum wird, was eintritt, wenn 

= 4— t = 1 

ist. Wenn nun aber der Monopolist Nr. 2 1⁄4 einsetzt, dann ist es 
für Nr. x nicht länger vorteilhaft 1, einzusetzen, sondern die 
Quantität, die ihm nun den größten Gewinn bringt, ist, wie man 
. leicht sieht, 
I— 2% 


Tı m oa a 


worauf der zweite Monopolist sein Angebot in 


*) In der Wirklichkeit braucht die erwähnte lineare Verbindung natürlich 
nur bei einem kleinen Teile — dem tatsächlich in Frage kommenden Teile — 
der Wertskala stattzufinden, weshalb denn auch die gewählten Einheiten nur 
gedachte oder errechnete, nicht in der Wirklichkeit vorkommende Quantitäten 
sein können. 
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I— 2 


Zz = 5 
2 2 /ıe 


verändert usw. 

Es ist leicht nachzuweisen, daß diese sukzessiven Brüche 
— und zwar tatsächlich unabhängig von der Größe der Anfangs- 
quantität — sich unbegrenzt dem Werte !/, nähern, welcher 
daher die Warenmenge sein wird, die jeder der Monopolisten 
endgültig anbietet. Zu demselben Ergebnis hätte man dadurch 
kommen können, daß man anfangs eine Gleichgewichtslage 
postuliert hätte, in welcher jeder der Monopolisten den größt- 
möglichen Gewinn unter der Voraussetzung macht, 
daß der andere sein Angebot nicht ändern werde; wir hätten dann 
zu gleicher Zeit die Gleichungen 


ta — I I-?ı 
x, = —_.. - 
x —ı 
t= — ee 
2 H 


Tı = 2: = !/; 
erhalten. Ihr Gesamtangebot wird also = ?/ und der Nettopreis 
folglich = !/, sein, sodaß der Gesamtgewinn nur ?/, anstatt 1/, 
beträgt, folglich etwa 11% weniger, als sie verdient haben wür- 
den, wenn sie zusammengehalten hätten. 

Cournot löst das Problem unter generelleren Voraussetzungen, 
aber mit demselben Hauptresultat: gesenktem Warenpreise und 
vergrößertem Angebote zum Schaden beider Monopolisten. Sind 
der Monopolisten mehr als zwei, so prägt sich dieses Ergebnis 
noch mehr aus, sodaß die Produzenten, wenn sie in genügender 
Anzahl auf dem Markte auftreten, bei konstanten Produktions- 
kosten nur diese Unkosten decken können, ohne irgendwelchen 
Extragewinn zu machen 7) — also das Ganze in freien Wettbewerb 
übergeht. | 

Dies klingt ja nicht unwahrscheinlich. Verblüffender ist das 
Resultat, welches Cournot im zweiten Falle erreicht hat, in 
welchem zwei (oder mehrere) jede für sich monopolisierten Waren 
einander streng im Gebrauche ergänzen. In solchem Falle ist 


7) Hätten die Monopolisten anstatt dessen steigende (Einheits-) Unkosten 
(diminishing return) gehabt, so wären sie in den Genuß einer gewissen, der Boden- 
rente ähnlichen Rente gelangt, die nicht mit dem Monopolgewinn verwechselt 
werden darf, wenn man sie auch manchmal so nennt. 
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der Absatz des einen Monopolisten ganz und gar an den des 
andern gebunden, dagegen können sie über ihre Preise frei 
verfügen. Nun zeigt es sich jedoch, daß beide Monopolisten, 
wenn jeder unter der Voraussetzung, daß der andere seinen Preis 
unverändert beibehalten werde, nach größtmöglichem Gewinne 
strebt, einander gegenseitig dazu treiben werden, ihre Ware 
zu immer höher werdendem Preise anzusetzen, während sie 
geringere Warenmengen absetzen als die, welche ihnen den 
größtmöglichen Gesamtgewinn eingetragen hätten. Sie werden 
also, wenn sie jeder für sich, anstatt gemeinsam, vorgehen, 
auch hier sich selbst schädigen — zugleich aber auch die Ver- 
braucher benachteiligen, die also, wenn z. B. das Zink- und das. 
Kupferbergwerk anfänglich in einer Hand gewesen, der Konzern 
sich aber nachher auflöst, vom Regen in die Traufe kommen. 
Könnte man sich — was jedoch nicht recht wahrscheinlich ist — 
eine sehr große Anzahl jede für sich monopolisierter Waren auf 
diese Weise quantitativ aneinander gebunden denken, einerlei 
ob im Dienste der Konsumtion oder zur Erzeugung anderer 
Waren, dann würde das Einzelstreben der Monopolisten nach 
Gewinn jeglichen Absatz ihrer Waren geradezu verhindern 
können oder ihn wenigstens in höchstem Grade unwirtschaftlich 
machen. 

Sind der Waren nur zwei und nimmt man den Funktions- 
zusammenhang zwischen der Nachfrage und dem Preise auch 
hier als linear an, so können wir mit passender Wahl der Einheiten 
diese Verbindung 

tı = T, = I — p1 — $o 2 
schreiben, indem als Einheit der einen sowohl als auch der andern 
Ware die Menge davon genommen ist, welche beim Totalpreise 
Null Anwendung fände, und der Gesamtpreis (einer Einheit) 
beider Waren, der überhaupt jegliche Anwendung verhindern 
würde, uns als Einheit des Preises dient. Verlangt nun der erste 
Wareninhaber einen gewissen Preis, p4, so wird der für den zweiten 
Wareninhaber vorteilhafteste Preis — d.h. der Preis, welcher 
das Produkt f, (I — fı — $2) zum Maximum macht — augen- 
scheinlich p, = (I — p,) : 2 sein, worauf der erstere seinen Preis 
auf (I—>?,):2=1:4+,:4 berichtigt, der andere dann 
den seinen zu 3:8—?,:8 berechnet, und jener wiederum 
den seinen mit 5 : 16 + #, : 16 festsetzt usw. Die zweite Größe 
in diesen Ausdrücken läßt sich unbegrenzt verkleinern und kann 
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also unberiicksichtigt gelassen werden, die erste hmgegen kon- 
vergiert ebenso wie im früheren Falle nach dem Bruche 1:3, 
ein Ergebnis, das wir auch durch Lösung der simultanen Glei- 
chungen Ä 
I— py 

2 
I — 

Ai = Dr a 

hätten erhalten können. Sie werden nun also jeder fiir sich !/, 
und zusammen also ?/, des (gesamten) Preises verlangen, der 
jeglichen Absatz verhindert hätte, und werden dabei, wie man 
leicht herausfindet, 1/, der Warenmenge absetzen, die beim 
Preise Null konsumiert worden wäre, während sowohl der Preis 
als auch der Absatz %, Einheit betragen haben würden, wenn 
die beiden Wareninhaber zusammengehalten hätten. 

Besonders der erste dieser beiden Sätze Cournots — obwohl 
sich doch gegen das Endresultat, das Auslaufen des Multipel- 
monopoles in freien Wettbewerb, schwerlich etwas einwenden 
läßt — ist von mehreren Seiten kritisiert worden, unter anderen 
auch von dem bekannten französischen Mathematiker Bertrand ®), 
der Cournot jedoch mißverstanden haben dürfte. Eine ausführ- 
liche, vielbesprochene und von späteren Verfassern im ganzen 
gebilligte Kritik darüber hat Edgeworth gegeben °). Doch auch 
Edgeworth scheint mir kaum Cournot gerecht geworden zu sein. 
Er geht nämlich (gleichwie auch Bertrand) von einer ganz andern 
Voraussetzung aus als Cournot, nämlich von der, daß der eine 
Monopolist den andern durch Unterbieten aus dem Markte 
zu vertreiben suche — in welchem Falle keine Gleichgewichts- 
lage zustandekommen kann, falls nicht der Monopolgewinn des 
einen oder auch beider in nichts zerfällt. Dies bedeutet indessen, 
daß der erstere einen Produktionsvorteil haben würde oder zu 
haben glaubte, den er auf Kosten des andern geltend machen 
könnte, was ja auf ein ganz anderes Gebiet gehört. Sind beide 
Monopolisten im eigentlichen Sinne, d. h. haben sie auf ein mehr 
oder weniger ansehnliches Gewinnmarginal zu rechnen und 
verfügen sie über rivalisierende oder rein identische Waren, 
dann wäre es ja sinnlos, wenn der eine Monopolist seinen Preis 


$: = 


8) Journal des Savants 1883. 
®) Giornale degli Economisti 1897, jetzt in seinen gesammelten Papers 
enthalten, 
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inderErwartung herabsetzte, daß der andere den seinen 
beibehalten werde °). Sowohl von dem einen Monopolisten als 
auch bei den andern — besonders wenn ihre Anzahl groß ist — 
dürfte man wohl viel eher annehmen, daß er und die übrigen 
Monopolisten ihre Produktion und ihr Angebot unverändert bei- 
behielten; auch dann, wenn diese plausible Annahme später 
modifiziert werden muß, wird sie dennoch beim Erreichen der 
Cournotschen Gleichgewichtslage tatsächlich stichhaltig sein. 

Sind die beiden Waren verschiedener Art, rivalisieren aber 
stark miteinander, so fällt das Ergebnis ungefähr ebenso aus; 
ergänzen sie umgekehrt einander mehr oder weniger streng 
(Cournots zweiter Fall), dann kann der eine Monopolist natürlich 
nicht von dem Gedanken ausgehen, daß der andere sein An- 
gebot unverändert aufrechterhalten werde, wenn er selber das 
seine verändere, wohl aber kann er davon ausgehen, daß der 
andere an einem gewissen Preise seiner Ware festhalten werde, 
obwohl auch diese Annahme nach und nach modifiziert werden 
muß und sich erst bei der Gleichgewichtslage als stichhaltig 
erweist. Im allgemeinen Falle wiederum kann sowohl die eine 
wie die andere Annahme oder auch ein Gemisch beider zugrunde 
gelegt werden; man gelangt dabei jedesmal zu einer Gleichgewichts- 
lage — aber zu verschiedenen Gleichgewichtslagen! So 
läßt sich wohl nicht leugnen, daß das Problem der unvollständi- 
gen (vielfachen) Monopole gewissermaßen unbestimmt 
sei, indessen nicht im selben Grade wie z.B. der individuelle 
Austausch. Cournots scharfsinnige Analyse gänzlich zu ver- 
werfen, wie Edgeworth es tut, halte ich daher um so mehr für 
unberechtigt, als vielfache Gleichgewichtslagen ja auch bei 
freiem Wettbewerb keineswegs ausgeschlossen sind. 

Man kann schwerlich sagen, daß Bowley zur Klärung der 
ebenerwähnten Frage in irgendwie wesentlichem Grade beige- 
tragen habe. Wo es sich um mehrere Monopolisten in ein und 
derselben Warenbranche handelt, scheint er sich dem Stand- 


10) Pareto läßt in seinem Manuel jeden der Monopolisten von der viel- 
leicht noch ungereimteren Annahme ausgehen, daß es dem andern gelingen 
werde, seinen bereits erreichten Nettogewinn unverändert beizubehalten. 
In solchem Falle würde, wie leicht zu erkennen, in jeder Lage Gleichgewicht 
herrschen, sobald der gemeinsame Gewinn beider sich auf den beim Zusammen- 
halten möglichen Maximalgewinn beliefe, und dies gilt, als gerades Gegenteil 
der Behauptung Paretos, einerlei, ob die Waren gleicher oder verschiedener Art 
seien. Ea ay 5 
Archiv für Sosialwissenschaft und Sozialpolitik. 58. 2. 18 
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punkte Edgeworths anzuschließen, wenn auch mit ziemlich 
unklarer Motivierung. Seiner Ansicht nach wäre das Resultat 
»ein Oszillieren um den Preis herum«, wo der Monopolgewinn 
beider aufhöre, was kaum begreiflich ist, außer in dem Falle, 
daß beide sich gegenseitig aus dem Markte zu vertreiben suchen 
(siehe oben!). Gilt das Monopol wiederum mehreren verschie- 
denen Warengattungen, so scheint Bowley — soweit man nach 
der hier außerordentlich kurzgefaßten Darstellung urteilen kann — 
davon auszugehen, daß der Absatz einer monopolisierten Ware 
ausschließlich von dem Preise abhänge, den der betreffende 
Monopolist für diese Ware ansetzt, keineswegs aber auf den 
Preisen beruhen werde, zu welchen die übrigen Monopolisten ihre 
Waren anbieten. Dies kann natürlich niemals anders als an- 
näherungsweise gelten, und oft gilt das gar nicht. Doch auch unter 
dieser Voraussetzung kann ich an seiner mathematischen Be- 
handlung des Gegenstandes in der Note auf Seite 26 »on uni- 
versal monopoly« nichts besonders Schönes entdecken, da er in 
dieser Note unter anderm zu ,dem sonderbaren Resultate zu 
kommen scheint, daß wenn von vier auf dem Markte auftretenden 
Warenarten zwei monopolisiert, die andern beiden aber nicht 
monopolisiert seien, das Problem der Preisbildung eine eindeutige - 
oder wenigstens bestimmte Lösung finden könne, was dagegen 
nicht möglich sei, wenn drei der Waren monopolisiert seien und 
nur die vierte freiem Wettbewerbe unterworfen bleibe. Ich arg- 
wöhne, daß hier ein Uebersehen mathematischer Art vorliegt, 
auf das ich jedoch nicht näher eingehen kann. Meiner Ansicht 
nach ist das Problem folgendermaßen zu behandeln. Wir wollen 
annehmen, daß die Monopolisten bis auf weiteres gewisse Preise 
für ihre Waren ansetzten, die z.B. in der vierten, nichtmono- 
polisierten Ware als Einheit ausgedrückt seien. Dann erhalten 
wir, nach der gewöhnlichen Austauschtheorie zureichend viele 
Gleichungen, um sämtliche in Tausch genommene und gegebene 
Ouantitäten als Funktionen jener drei Preise, die einstweilen 
als unabhängige Variablen gelten, ausdrücken zu können. Hiermit 
erhält man dann auch, da ja alle »Güterfunktionen« als gegeben 
angesehen werden müssen, einen Ausdruck der wirtschaftlichen 
Stellung eines jeden Monopolisten nach dem Austausche und 
also auch einen für seinen Gewinn bei diesem. Wäre dem nun so, 
daß dieser Gewinn nur von des Monopolisten eigenem auf die 
Ware angesetzten Preise abhinge — was annäherungsweise ein- 
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treten kann, wenn die Monopole, mit dem Umfang des ganzen 
Marktes verglichen, nicht sehr umfangreich sind, und die mono- 
polisierten Waren noch obendrein im Verbrauche oder der Pro- 
duktion nicht voneinander abhängen — dann würde sich dies 
darin offenbaren, daß die beiden andern Variablen verschwindend 
kleine Koeffizienten erhielten; und das Ganze würde sich nun 
in drei freistehende, wirkliche Maximumprobleme auflösen. Im 
generellen Falle gibt es natürlich keine Maximumlösung — wenn 
die Monopolisten sich nicht zusammentun und die »Beute teilen « — 
denn jeder von ihnen verfügt ja nur über seinen eigenen Preis 
oder sein eigenes Angebot, nicht aber auch über das der beiden 
anderen. Hingegen ist eine Gleichgewichtslage im Sinne Cournots 
sehr wohl denkbar, nämlich eine Preislage, bei welcher es sich 
für keinen der Monopolisten lohnt, seinen Preis zu ändern, solange 
die anderen es mit dem ihren nicht ebenso machen, und unbe- 
streitbar ist Cournots Ansicht, daß sich diese Gleichgewichtslage 
— die ja der Natur der Sache nach stabil ist — auch durch die 
oben von uns geschilderten sukzessiven Verschiebungen erreichen 
lasse, durchaus berechtigt. 

Nach — außerordentlich eleganter — Behandlung des allge- 
meinen Produktions- und Austauschproblems, wobei die Preise 
der Produktionsfaktoren nicht mehr als gegeben, sondern als 
veränderlich angesehen werden, kommt Bowley wieder auf die 
Monopolfrage zurück und behauptet nun, daß eine eindeutig 
bestimmte Lösung des Problemes auch dann möglich sei, wenn 
sämtliche Waren monopolisiert seien, falls nur die Produktions- 
faktoren es nicht seien; ebenso umgekehrt, wenn die Produk- 
tionsfaktoren monopolisiert seien — z. B.-die Arbeitskraft durch 
Einwirkung der Gewerkschaften oder das Kapital durch Zu- 
sammenschluß der Banken usw. —, falls nur der Warenumsatz 
frei sei.. Hierzu ist indessen, wie es mir scheint, genau dasselbe 
zu bemerken wie vorhin: generell ist Gleichgewicht nur auf den 
Cournotschen Linien möglich. 

Sollten dagegen sowohl die Produktionsfaktoren als auch der 
Umsatz monopolisiert sein, so ändere sich, sagt Bowley, das Ver- 
hältnis. Gleichgewicht sei dann nur durch gegenseitige Verein- 
barung (Kollusion) möglich. Der Einfachheit wegen nimmt er 
einen einzelnen Produzenten mit nur einem einzigen Arbeiter als 
Beispiel, was indessen natürlich die Fragestellung nicht weiter 


beeinflußt. (Ein Beispiel dieser Art kommt, wenn mein Gedächt- 
a 18* 
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nis mich nicht täuscht, bei Babbage vor. Einem englischen 
Spielwarenfabrikanten, der bisher hatte Puppenaugenein- 
führen müssen, gelang es nach langem Suchen, in London einen 
Arbeiter, einen schwindsüchtigen italienischen Glasbläser zu 
finden, der die Kunst der Puppenaugenherstellung verstand und 
mit dessen Hilfe er ein mehr oder weniger blühendes Geschäft 
in diesem Artikel machte. Hier war also der Arbeiter Herstellungs- 
monopolist und der Arbeitgeber Verkaufsmonopolist.) Der 
Arbeitgeber stellt dann, wie Bowley sagt, einen gewissen Arbeits- 
lohn (Stücklohn), x, fest und sucht den Verkaufspreis, , und 
damit den Absatz, x, so zu bestimmen, daß er den größtmög- 
lichen Gewinn erzielt. Bei diesem Lohne wird der Arbeiter, der 
auch für sich den größtmöglichen Vorteil anstrebt, eine gewisse 
Warenmenge herstellen; diese Menge aber stimmt, nach Bowleys 
Behauptung, im allgemeinen nicht mit x überein, usw. Dies 
verstehe ich nicht. Wenn der Fabrikant den Arbeitslohn fest- 
stellen kann, dann hat ja der Arbeiter, der Voraussetzung ent- 
gegen, kein Monopol €). Der Umstand, daß er bei einem ge- 
wissen Lohne nur so und so viel arbeitet, konstituiert natürlich 
keine Monopolstellung. Man muß vielmehr annehmen, daß der 
Arbeiter selbst seinen Lohn bestimme, und in solchem Falle 
hat er anscheinend innerhalb gewisser Grenzen ein primäres, 
wirkliches Monopol, der Arbeitgeber wiederum nur ein sekun- 
däres. Bei passender Wahl der Einheiten können wir, wie vorher, 
annehmen, daß sich der Absatz nach der Gleichung 
xz = I — Í, 

worin ~ der Verkaufspreis ist, regulieren werde. Ist nun x der 
Arbeitslohn, so wird der Gewinn des Fabrikanten 

($ — x) (I — $) 
sein, der bei jedem gegebenen Werte des x sein Maximum er- 
reicht, wenn die Faktoren gleich und also 


I+ 
bain — 
sind, wobei der Absatz dann 
| I—r 
=I — p = ——— 


p | 
sein wird. Das Einkommen des Arbeiters (pro Zeiteinheit) ist also 
11) Der Fabrikant hätte dann, umgekehrt, ein Doppelmonopol und würde 


natürlich Produktion und Absatz so einrichten, daß beide miteinander über- 
einstimmten und er außerdem noch den größtmöglichen Gewinn erlangte. 
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I — tf, 
2 

welcher Ausdruck sein Maximum erreicht, wenn z = % ist; und 
wenn wir der Einfachheit halber annehmen, daß der Arbeiter 
nur nach größtmöglichem Einkommen pro Zeiteinheit strebe, 
so muß er also einen Lohn gleich der Hälfte unserer als Ver- 
kaufspreis erwählten Einheit (welche den Absatz auf Null redu- 
zieren würde) fordern, wobei der Verkaufspreis dann 3/, dieser 
Einheit, der Absatz !/, der Mengeneinheit, das Einkommen des 
Arbeiters wiederum 1/, und der Gewinn des Fabrikanten 1/;, 
der kombinierten Mengen- und Preiseinheit, d.h. derjenigen 
Geldsumme ist, welche herauskommt, wenn die Quantität, die 
pro Zeiteinheit abgesetzt werden würde, falls der Preis = o wäre, 
mit dem Preise (dieser Einheit), der umgekehrt jeglichen Absatz 
unmöglich machen würde, multipliziert wird (wobei ich wieder 
daran erinnern möchte, daß alle diese Einheiten nur gedacht 
oder berechnet zu sein brauchen und weder wirklich existieren, 
noch beobachtet sein müssen). 

Der Arbeitgeber wiederum kann hier nicht durch Fest- 
stellen eines gewissen Verkaufspreises, und damit auch der 
Absatzmenge, die Initiative ergreifen, denn dann liegt es im 
Interesse des Arbeiters, den höchstmöglichen Lohn, den der 
Arbeitgeber zu zahlen imstande ist, zu fordern. Möglicherweise 
könnte der Arbeitgeber auf einem Umwege den Lohn des Ar- 
beiters hinabdrücken, wenn er nämlich bei jeder, von diesem be- 
stimmten Lohnhöhe scheinbar gegen sein eigenes 
Interesse den Verkaufspreis (nach der Maximierungsregel) 
so festsetzt, als ob der Lohn höher, z. B. doppelt so hoch wie 
der wirklich bezahlte Lohn, gewesen sei. In solchem Falle er- 
hielte man, wie leicht zu erkennen, $ =1/,+ x, x = WW —n, 
und das Gesamteinkommen des Arbeiters wäre also x (!/, — r), 
dessen Maximum eintritt, wenn r=!/, ist. Der endgültige 
Verkaufspreis und die endgültige Absatzmenge wären also, wie 
vorhin, ®/, beziehungsweise !/,, aber die Anteile des Arbeitgebers 
und des Arbeiters an der Verkaufssumme wären nun umge- 
schaltet und betrügen jetzt !/,, beziehungsweise 1/,, der erwähnten 
zusammengesetzten Einheit. Dies setzt jedoch voraus, daß der 
Arbeiter »sich hinters Licht führen« lasse; hält er dagegen, in 
voller Kenntnis der wirtschaftlichen Lage, an dem Lohne !/, 
fest, dann bleibt dem Arbeitgeber offensichtlich nichts anderes 


T. 
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übrig, als sich mit dem Preiszuschlage !/, und dem Gewinne 1/16 
zu begnügen, welch letzterer unter dieser Voraussetzung sein 
eigener größtmöglicher Gewinn sein würde. Andererseits kann 
sich der Arbeiter keine besseren Bedingungen als diese erzwingen, 
solange es dem Arbeitgeber freisteht, den Verkauf nach seinem 
Belieben zu ordnen. Daher dürfte man sagen können, daß der 
Arbeiter hier ein wirkliches Maximum und der Arbeitgeber ein 
relatives Maximum erreiche. Die große Wichtigkeit und Bedeu- 
tung des Problemes wird leicht erkannt, wenn man anstatt 
eines Arbeiters eine starke Gewerkschaft mit einigen zehn- 
tausend Mitgliedern und anstatt des einzigen Arbeitgebers ein 
Syndikat solcher innerhalb eines bestimmten Produktions- 
zweiges setzt. 
| Die oben kritisierten, anfechtbaren Punkte, hinsichtlich 
welcher ich übrigens meine Meinung nicht als die einzig richtige 
Ansicht ausgeben möchte, nehmen jedoch nur einen geringen 
Teil des Buches ein. Im großen und ganzen ist die Darstellung 
durchaus korrekt, und mehrere Einzelanwendungen legen ein 
vorteilhaftes Zeugnis vom Scharfsinne des Verfassers ab. 
Nebenbei sei erwähnt, daß Bowley die (im Econ. Journal 
1913) von W. E. Johnson besprochene Frage, unter welchen 
Umständen die Preissteigerung einer Ware ausnahmsweise v e r- 
mehrte Nachfrage nach eben dieser Ware hervorrufen könne, 
durch ein einziges Beispiel zu beleuchten versucht. Bowleys 
Beispiel ist sehr geschickt zusammengestellt (es handelt sich 
um den Ankauf eines Baugrundstückes unter gewissen verwickel- 
ten Umständen), aber es ist eher eine Analogie des von Johnson 
aufgestellten Problemes, als daß es dieses wirklich illustriert, und 
es leidet auch außerdem noch an dem Fehler, daß der Preis eines 
Grundstückes, dessen beide Dimensionen variieren, in Proportion 
zu nur einer dieser Dimensionen angenommen wird. — Der 
praktisch wichtigste hierhergehörende Fall dürfte übrigens (wie 
ich in den Vorlesungen zu zeigen versucht habe), der sein, wenn 
zwei Waren einander beim Befriedigen eines primären Be- 
darfes, wie Nahrung, Heizung usw., völlig ersetzen können, aber 
die eine dieser Waren (Weizen gegen Roggen oder Kartoffeln, 
Holz gegen Koks usw.) in gewissen sekundären Hinsichten 
größere Vorzüge hat und daher auch verhältnismäßig höher 
bezahlt wird. Dann könnte eine Preissteigerung der wohlfeileren 
Ware leicht zuerhöhter Nachfrage nach dieser führen — und 
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zwar ganz einfach aus dem Grunde, weil die Einnahmen des 
Verbrauchers sonst nicht zureichen würden, um den primären 
Bedarf zu befriedigen, oder auch wohl, genereller, weil es sonst 
bei Befriedigung des sekundären Bedarfes zu keinem Preisgleich- 
gewicht kommen könnte. 


Von dem Inhalte des Buches Bowleys habe ich trotz der 
Länge meines Aufsatzes leider nur eine sehr unvollständige 
Idee geben können, die aber, wie ich hoffe, dennoch zur Genüge 
gezeigt hat, daß es eine in hohem Grade wünschenswerte Be- 
kanntschaft für jeden Volkswirtschaftler ist, der überhaupt die 
Zeit darauf verwenden kann, die der Zahl nach wenigen, aber 
inhaltsreichen Seiten gründlich durchzuarbeiten. Denjenigen, 
welche sich mit dem Buche zu befassen beabsichtigen, zum 
Frommen bitte ich, zuguterletzt noch auf einige Druck- 
fehler oder Versehen aufmerksam machen zu dürfen, die mir 
beim Lesen aufgefallen sind und die besonders im Anfange 
in ziemlich hohem Grade das Verständnis erschweren. 


Auf Seite 6 wird die »durch die Origo gehende Indifferenz- 
kurve« der Person A durch die Gleichung ,V (x, y) = o ange- 
geben, worin ,V eine gewisse Funktionsform ist, x und y aber 
die im Austausche gegebenen und erhaltenen Quantitäten sein 
sollen. Dies ist offenbar ungereimt, denn es hieße voraussetzen, 
daß A zu Anfang des Tausches überhaupt nichts besessen hätte. 
Der Verfasser hat vermutlich ,V (x, y) = ,V (0,0) schreiben 
wollen und hat den Fehler übersehen. Dieser kommt nämlich 
auf der nächsten Seite wieder, wo der ersten der beispielsweise 
gegebenen Gleichungen (— 2* — 2y? usw.) eine konstante Be- 
zeichnung auf der linken Seite der Gleichung fehlt; und denselben 
Fehler finden wir auf Seite 10 bei B’s Indifferenzkurve. (Die 
übrigen Formeln sind nichtsdestoweniger richtig, da ja diese 
Konstanten bei Differentiation verschwinden.) 


In der 5. Reihe auf Seite 9 wird gesagt, daß die partielle 
Derivate hinsichtlich des x der erwähnten Funktion, ,V,, der 
marginale Nutzen des A bei einer Zunahme der Ware X sei, 
swenn x und y schon im Besitze sind«. Wie sich aus dem Zu- 
sammenhang ergibt, müssen v und y hier mit a, + x und a, — y 
vertauscht werden. 

Auf derselben Seite steht ein kleiner Paragraph über die 
»Kontraktkurve«, der ziemlich unklar abgefaBt ist und übrigens 
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nur hinsichtlich der Frage des isolierten Austausches inter- 
essieren kann, sodaß wir ihn hier übergehen können. 

Seite 10, zweitletzte Reihe. Die Definition der »Dehnbarkeit 
der Nachfrage« ist in dieser Form außerordentlich schwerver- 
ständlich, jedoch sofort aus der ihr gleichwertigen Form 

dr dp 
vo Pp, | 
die sie auf der nächsten Seite erhalten hat, klar ersichtlich. 

Seite 17 steht in der dritten Reihe »zu schreiben 2, für x 
und Y für y«, man lese »o für x und für y«. Uebrigens entspricht 
Zə + x hier dem x im Vorhergehenden; daher wäre es besser ge- 
wesen 2) + z = x zu schreiben, usw. 

Auf Seite 20 kann alles, was dort über die Person B steht, gut 
und gern wegfallen, da es sich, wie schon gesagt, hier gar nicht 
um reinen Austausch zwischen A und B handelt. 

Auf Seite 20, bei Behandlung des einfachen Monopols, be- 
zeichnet der Verfasser die im Austausche erhaltenen und gege- 
benen Quantitäten, die vorher x und y hießen, der Symmetrie 
wegen mit 2, und x,, vergißt aber, dies in den folgenden Formeln, 
sowie auch in der Figur auf der nächsten Seite, folgerichtig 
durchzuführen. »Die Gradiente der Angebotskurve B's« (S. 23) 
wird, soweit ich sehen kann, nicht D x, (x) sein, sondern —Dz, 
(z), und in der Figur soll die positive x,-Achse als abwärts 
gerichtet angesehen werden. So, wie sie jetzt dasteht, muß der 
Leser denken, daß der Monopolist, wenn er direkten Nutzen 
von seiner eigenen Ware hätte, sich hierdurch zum Herab- 
setzen des Monopolpreises angetrieben fühlen würde, während 
doch das Gegenteil der Fall ist. 

Was die Besprechung auf den Seiten 24—27 anbetrifft, so 
sehe man das Vorhergehende (Seite 270—271). 

Auf Seite 31 steht in der elften Reihe »a,yı + aY: = a’y'«. 
Es soll offenbar amı + aT, = a’r’ heißen, wobei die Funktion 
F (Yi, yo...) in F (y’, yg ...) übergeht. | 

In der dreizehnten Reihe der Seite 32 müssen die Worte 
»Kosten« und »Ertrag«, sowie in den Reihen 14—18 die Worte 
»Preis« und »Ertrag« den Platz tauschen. 

Auf Seite 35 sind die beiden Figuren verzeichnet. Die beiden 
Kurven »Angebotskurve« und Marginale Angebotskurve sollen 
nicht parallel sein, sondern haben, wie sich aus der Definition 
und den Formeln ergibt, einen gemeinsamen Ausgangspunkt. 
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In der neunten Reihe der Seite 44 steht y, (T, — x,), was 
wohl y, (x, — x’ ,) sein soll. 

Seite 45, sechste Reihe von unten. In der Formel fiir n, muß 
P. (y,) entschieden mit f’, (n,) vertauscht werden. 

Seite 63, Reihe 15. »Der Marginalwarenpreis des Verkäufers 
bei M« ist natürlich die Strecke MR in der Figur, nicht die MK, 
und wenn es in der Fortsetzung heißt »er kann den Marginal- 
warenpreis des Verkäufers bezahlen«, so ist das so zu verstehen: 
er könnte diesen Preis, ohne Verlust zu erleiden, bezahlen (aber 
er tut es nicht). 

Seite 64, Reihe 13. »B’s Angebot ist „U, — p’ . x« ist etwas 
unklar. Da es sich hier um Produktion handelt, hätte es in Ueber- 
einstimmung mit dem Vorhergehenden eher ,W, oder etwas 
dergleichen heißen müssen. 

In der 16. Reihe der Seite 66 steht »,U,,. Man lese U (r’,....). 

Seite 70, zweite Reihe. »Der Flächenraum MORN« ‘soll 
wohl MONO sein. Der ganze Beweis ist überdies unklar, da 
ON ja in den beiden Figuren nicht ein und dieselbe Größe hat. 

In der siebenten Reihe der Seite 73 steht »K_L«, man lese KJ. 

Auf Seite 82, Reihe 5 »enthaltend (8x)?«, Reihe 6, »enthaltend 
$x« — natürlich hat man sich hinzuzudenken:alsFaktoren. 

Seite 83, zwölfte Reihe. »Zwischen I und c«, man lese: 
zwischen o und c. 

Hinzugefügt sei noch, daß das Apostrophenzeichen, das 
sonst durchgängig benutzt wird, um Quantitäten, die sich auf 
die Produktion beziehen, von andern mit gleicher Buchstaben- 
bezeichnung, bei denen die Konsumtion gemeint ist, zu unter- 
scheiden, doch manchmal auch in der Bedeutung einer derivierten 
Funktion vorkommt, was gelegentlich zu Ungewißheit über den 
rechten Sinn führen kann. 

Die Liste ist, wie man sieht, im Verhältnis zum Umfange 
des Buches ziemlich ansehnlich, und wenn es sich auch meistens 
um Kleinigkeiten handelt, so können doch solche eine an sich 
schon nicht leichte Lektüre unnötig erschweren. Hoffentlich wer- 
den alle diese Fehler verschwinden, wenn, wie ich sehr hoffe, 
eine neue Auflage der vortrefflichen Arbeit sich als notwendig 
herausstellen wird. 
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Soziologische Struktur und ihr entsprechende Ideo- 
logien des deutschen Offizierkorps vor dem Welt- 
kriege. 


Von 


FRANZ CARL ENDRES. 


Den folgenden Ausführungen ist, um Mißverständnisse, die 
bei einer so umstrittenen Materie naheliegen, von vorneherein 
auszuschalten, einiges, das Thema Begrenzendes und Erwei- 
terndes vorauszusenden. 

Die Darstellung der soziologischen Struktur, wie auch der 
sich aus ihr ergebenden Ideologien kann keine militärische Kritik 
der Leistung enthalten. Ein Versuch hiezu würde den zur Ver- 
fügung stehenden Raum weit überschreiten und wäre im Er- 
gebnis strategisch-taktisch aber niemals soziologisch +). Trotz- 
dem werden sich manche Hinweise nicht umgehen lassen, da ja 
Strategie und Taktik Künste sind, die soziologische Komponenten 
haben, insofern z. B. schon, als das »Material«, mit dem Siege er- 
fochten und Niederlagen erlitten werden, Menschen sind und 
zwar Volksgenossen der Führer. Die Stellung, die der Offizier im 
Frieden innerhalb des Geisteslebens und des sozialen Lebens 
seines Volkes einnimmt, ist von Wirkung auf seine Führerschaft 
im Kriege. Die Ideologien, die sich im Offiziere bilden, finden 
Widerhall oder Widerspruch bei der Mannschaft, wirken för- 
dernd oder lähmend. 

Die Leistung des Offiziers im Kriege ist eine doppelte. Sie 
ist zunächst strategisch-taktisch die Uebersetzung der wissen- 
schaftlichen Theorie in die Praxis. Es handelt sich hier also um 
rein intellektuelle Führerleistung, allerdings unter dem Eindruck 


1) Material zu diesen Folgerungen findet sich in meinem Werke »Die Tra- 
gödie Deutschlands«. Verlag E. H. Moritz, Stuttgart. 4. Auflage. 
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der Lebensgefahr bei niedrigen, der großen Verantwortung bei 
den höheren Führern. 

Seine zweite Leistung aber ist die Hervorrufung gemeinschaft- 
licher Willenshandlungen, zu dem Zweck: im kleinen oder großen 
Rahmen dem Feinde den eigenen Willen aufzuzwingen, also im 
Kampfeffekt stärker als er zu sein?). 

Liegt das Wesentliche der Strategie und der Taktik in der 
Form, so ist die praktische Wirkung optimaler Form durchaus 
abhängig von der Energie, mit der sie auftritt, von der Zähigkeit, 
mit der sie auch in ungünstigen Verhältnissen aufrechterhalten 
wird, von der Art und Weise, in der technisch, sozial, psychisch 
die volle Leistungsfähigkeit der Truppe durch die Führung aller 
Grade und Zuständigkeiten hervorgerufen und durch alle Frik- 
tionen, wie sie beim Zusammenstoß zweier Willen unvermeid- 
lich sind, erhalten wird. 

Der militärische Zweck verlangt eine solche Friedensaus- 
bildung und Selektion der Führer, daß diesen Aufgaben am 
besten entsprochen werde. Daß nun allerdings mit der Um- 
wandlung kleiner, gewissermaßen aus Spezialisten bestehenden 
Heere des 18. Jahrhunderts in bewaffnete Völker die sozialen 
Fragen innerhalb des Heeres eine prominente Rolle spielen 
müssen, daß ein kriegführendes V olk ganz andere Maßnahmen 
schon in der Friedensvorbereitung erfordert als ein Söldnerheer, 
ist eine Erkenntnis, die in Deutschland wohl zu spät auftauchte. 
Das deutsche Heer von 1914 und vorher war kein Volks- 
heer, es nannte sich nur so. Es war ein dynastisches Instru- 
ment, zu dem das Material vom Volke hergegeben wurde. 

Hier stehen wir nun schon mitten in den soziologischen 
Fragen. Und hier ist die Feststellung nötig, daß eine Unter- 
suchung über das Offizierkorps der Vorkriegszeit schon, durch 
die Tatsachen, die sie bringt, kritisch ist. Es ist bei der in Deutsch- 
land leider herrschenden Animosität Aller gegen Alle notwendig, 
das festzustellen. Das Ergebnis beruht nicht auf einer aprio- 
ristischen Einstellung, darf nicht auf ihr beruhen, da sonst die 
ohnehin unendlich schwierige persönliche Objektivität verloren 
ginge. Hier liegt der Grund, warum aus den Kreisen der Armee 
in der Vorkriegszeit soziologische Fragen nahezu nicht ange- 
schnitten wurden. In dem voreingenommenen, diesen Fragen 


| 3) Vgl. Clausewitz: »Vom Kriege.« Das ganze erste Buch beschäftigt sich 
mit dieser Doppelleistung des Führers. 


284 FranzCarl Endres 


mit glatter Subjektivität einer Gesellschaftsklasse gegenüber- 
stehenden, Milieu des Offizierstandes war der Zweifel an seinem 
eigenen sozialen Recht, geschweige denn an der Richtigkeit 
des ganzen Systems unmöglich. Er wurde gehegt, von man- 
chem tüchtigen Mann, aber er konnte nicht ausgesprochen 
werden. Wer ihn, verabschiedet aussprach, geriet in Gefahr, 
daß seine Ausführungen als Ressentiments nicht ernst genommen 
wurden. 

So hat eine wissenschaftliche Behandlung der Frage eigent- 
lich nie stattgefunden. Nach dem Kriege kamen einige brauch- 
bare Werke zum Vorschein, die wenigstens einiges Material zu 
den Fragen lieferten 3). 

In der militärischen und politischen Literatur sind ebenso 
wie in den Stenogrammen der Reichstagsverhandlungen und 
der der Parlamente der Bundesstaaten eine ungeheuere Menge 
von Einzelnotizen vorhanden, die zur Klärung unseres Themas 
verwendbar erscheinen. 

Andererseits würde aber eine reine Summierung von Einzel- 
heiten nur enormen Raum beanspruchen, ohne vielleicht die 
notwendige Klarheit zu erzeugen. Es handelt sich um 
große Gesichtspunkte, um Zusammenfas- 
sung von Symptomkomplexen, um die Auf- 
deckung des Wegesvom Milieu zur sozialen 
Auswirkung, von der soziologischen Struk- 
tur zur Ideologie. ; 


b. m 


Was zunächst am alten Offizier in die soziale Erscheinung 
trat, war der Unterschied der Kleidung vom Bürger. Im schlichten 
Grau der Volksmasse »glänzte« die Uniform. Sie glänzte und 
darum fiel sie auf. In Deutschland und Oesterreich mußte zu- 
dem die Uniform eigentlich immer getragen werden. Der Offizier 
sollte sich nur da zeigen, wo er die Uniform tragen konnte. 


3) Ich nenne hier ohne Anspruch auf Vollzähligkeit nur einige wenige: 
A. Voigt, »Der deutsche Offizier der Zukunfte, Stuttgart 1919. — F. C. Endres, 
»Reichswehr und Demokratie«, München 1919. — F. W. Foerster, »Mein Kampf 
gegen das militaristische und nationalistische Deutschlande, Stuttgart 1920. — 
Anonym, »Freie Miliz und kein neuer Militarismuse, Wien 1919. — (F. C. Endres), 
»Die Tragödie Deutschlandse, von einem Deutschen. 4. A. Stuttgart 1926. — 
v. Gleich, Generalmajor, »Die alte Armee und ihre Verirrungen«, Leipzig 
1919. — v. Schönaich, »Vom vorigen zum nächsten Krieges, Fichtenau-Berlin. 
— Anonym, Armee und Revolution, Berlin 1919. 
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(Ausnahmen gab es einige: so »auf dem Lande«, bei Sport- 
übungen, nach Erkrankungen.) In England und Frankreich 
wurde die Uniform nur zum Dienste getragen. Das war sozial 
richtiger gedacht. Man erachtete dort den Offizierstand als 
einen Berufsstand. In Deutschland wurde er als ein 
Gesellschaftsstand angesehen. Er war ein überdies 
recht deutlich sichtbarer Teil des Klassenstaates und zwar sein 
erster Stand. 

"Die Uniformierung, das Sonderkleid für den Berufsstand, Vu 
war zu einer sozialen Auszeichnung geworden. Für die Zwecke/ ” 
des Berufes, nämlich für den Krieg, war die alte Uniform gänz- 
lich ungeeignet. Aber die Widerstände gegen die Einführung 
einer im Kriege brauchbaren Uniform waren allerorten sehr 
groß und es ging sehr langsam mit der Reform. Selbst dann alt 
das »Feldgrau« aufkam, behielten die Offiziere noch ihre glänf. | 
zenden Abzeichen, die unpraktischen Adjutantenschärpen, die . © 
weithin sichtbaren Ordensschnallen und alle möglichen vo 
rein militärischen Gesichtspunkt aus unbrauchbaren Kleinig 
keiten bei, die psychologisch keine Kleinigkeiten waren, son- 
dern scharfe klassenmäßige Unterscheidungen. So wurde die 
Uniform ihrem ursprünglichen Zwecke entzogen und mit diesem 
Entzug entstand naturgemäß auch eine irrige Vorstellung vom 
Wesen der Uniform. 

Die Uniform galt als »des Königs Rock« und war es auch in 
Deutschland. Der Kaiser und die allermeisten der Bundes- 
fürsten traten in der Regel in Uniform auf. Den Regimentern 
wurden Namen und Abzeichen fremder Souveräne gegeben, und 
1914 rückten Regimenter noch mit den Abzeichen und Namen 
von Herrschern aus, deren Untertanen sie zu töten hatten. Auch 
Prinzessinnen trugen die Uniform ihrer Regimenter. Der Geist 
der Uniform war ein exklusiver und gleichzeitig ein dynastischer. 
Die mittelalterlichen Ideen von Leibwache und persönlicher 
Schutzgarde bestanden sowohl bei den Dynasten als auch bei 
den Offizieren. 

Die suggestive Wirkung der Uniform auf junge Gemüter 
darf nicht unterschätzt werden. Auch die Offiziere sind Kin- 
der des Milieus gewesen, auch auf sie wirkte der Zwang der 
Umwelt. 

Es ist eine sehr wichtige und meist nicht voll gewürdigte 
Eigenschaft des Milieus, mit der Zeit, wie man populär und sehr 
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richtig sagt, zur »zweiten Natur« zu werden, also in so hohem 
MaBe als charakteristischer Zustand dem kritischen BewuBtsein 
zu entschwinden und in das Gebiet des automatisch Erlebten 
zu sinken, daß die Herausschälung seiner Individualeigenschaften 
den im Milieu Befindlichen widerspruchsvoll, ja geradezu feind- 
lich erscheint, jedenfalls aber keinerlei Verständnis vorfindet. 

Die Uniform war eine besondere Tracht, geheiligt durch die 
Tradition, die an die Ritterzeit anknüpfte, 
wie denn auch der in militärischen Reden übliche Ausdruck 
eines »ritterlichen Regimentes« gang und gäbe war. 

Gedankenlos wurde immer und immer wieder dieser Aus- 
druck gewählt, obwohl eine genauere Kenntnis der Geschichte 
der Ritterzeit den Gebrauchern dieses Ausdrucks hätte sagen 
können, daß es bei der »Ritterlichkeit« der Ritter sich um einen 
recht relativen Begriff handelt. Es war eine »Raubritterlichkeit«, 
die in unsere sozialen Gedankengänge nicht im entferntesten 
mehr hineinpaßt. 

Aber selbst v. Freytag-Loringhoven, ein geistig hervorragen- 
der Offizier, ist heute noch so stark im Banne des Milieus, dem 
er ein Leben lang angehört hat, daß er in einer seiner vielen 
Schriften vom Offizierkasino schreibt: »Dieses verlästerte Ka- 
sinoleben hat der Gefahr des Auseinanderfallens unseres Offizier- 
korps, wie sie die heutige Zeit bot, vorgebeugt. Es gab die Mög- 
lichkeit, auf die jüngeren Mitglieder einzuwirken und jene ritter- 
liche Gesinnung in unserem Heere hochzuhalten, die wir bei 
unseren Feinden meist vergeblich gesucht haben« ®). 

Welche Fülle von Irrtümern in einem Satz, gekrönt von 
einer vollkommen unrichtigen Herabsetzung beispielsweise des 
englischen Offizierkorps — wenn unter »ritterlich« vornehm 
denkend gemeint war. 

Auch die ständig getragene Waffe — ursprünglich auch dem 
Bürgertum gestattet, diesem aber mit dem Erstarken der landes- 
herrlichen Gewalt entzogen — war eine sehr lebhafte Erinne- 
rung an das Schwert des Ritters. Durch die Genehmigung, er- 
erbte Waffen, statt der augenblicklich eingeführten, zu tragen, 
wurde die militärische Tradition der Familie, auch der bürger- 
lichen, im Sinne der Adelstradition gepflegt. 

Die kindliche Betonung des Ritterstandpunktes fand man 
im herausfordernden Säbelrasseln jüngster Leutnants, was ja 


4) »Was verdanken wir unserem Offizierkorpse, Berlin 1919. 
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psychologisch nichts anderes bedeutete als neben der visuellen] 
Wirkung der Uniform auch noch eine akustische auszuüben. 
Auch im erotischen Gebiete war die Uniform, »das zweifarbige 
Tuch« von Bedeutung. Schon von alters her wirkte der » Schmuck 
des Kriegers«, allmählich unbewußt geworden, wie das grelle 
Balzkleid des männlichen Tieres. Und darüber daß die grelle 
Uniform erotisch unterstützend wirkte, besteht kein Zweifel. 
Es wurde also auch auf diesem Gebiete, durch die Uniformierung 
der Standpunkt der besonderen Klasse betont und unterstützt. 
Es ist durchaus psychologisch verständlich, daß junge Leute, 
die die Wahl hatten, häufig das Regiment mit der buntesten 
Uniform auswählten und daß vielen Regimentern Abzeichen 
und allerlei Zutat zur Uniform verliehen wurden, um den Zu- 
gang an Offizieren zu vergrößern. 

So sehr nun die Uniform auffallend wirkte, so sehr mußte 
sich das System bemühen, das persönliche Verhalten der also 
Uniformierten strengen Normen zu unterwerfen. Der Offizier 
wurde zur Zurückhaltung, zu wenig auffälligem Benehmen er- 
zogen. Daß diese Erziehung oft nicht gelang, ist eine andere Frage, 
aber im System lag die Absicht, keinen Anlaß zur öffentlichen 
Aufmerksamkeit zu geben. 

Der Schutz der Uniform wurde von den Gerichten rigoros 
gehandhabt und bildete einen wichtigen Bestandteil eines be- 
sonderen militärischen Ehrenkodexes, von dem wir später noch 
zu reden haben. 

Um hier aber den Ritterkomplex ganz zusammenzufassen, 
sei noch von einem weiteren Attribut des Ritters gesprochen, 
vom Pferde. War schon die Hoffnung aller jungen Leute, 
Kavallerist zu werden, auch der Vorstellung des leichteren 
Dienstes zuzuschreiben, so spielte, bewußt und unbewußt, die 
Idee hauptsächlich mit, als berittener Offizier noch um einen 
Grad mehr Ritter zu sein, als sonst. Und diese Vorstellung blieb 
nicht nur in den Kreisen der jungen Leute. Sie war im System 
verankert. Die feudalen Familien sandten ihre Kinder in Ka- 
vallerieregimenter und erst als der preußische Adel unter 
den ersten Königen verarmte, da wurde ein ritterlicher Ersatz\. 
in den Garde-Infanterieregimentern gefunden. Die große Tradi- 
tion der friderizianischen Kriege machte dann den Eintritt in 
die Garde-Infanterie ebenso »ritterlich« wie in die Kavallerie- 
regimenter, so daß der arme Adel in der Garde-Infanterie, der 
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dings unter Wilhelm II., der eine ausgesprochene Neigung für 
Luxus und dementsprechend die Notwendigkeit reichen Ersatzes 
bei bevorzugten Regimentern einreißen ließ, der weitere Ersatz 
des reichen Adels durch die Söhne reichen Bürgertums bei der Ka- 
vallerie. Ich erinnere mich eines Kavallerieregimentes in Württem- 
berg das man »den Verein berittener Kaufleute« nannte. 
»Ritter« zu sein, war für den in den letzten Jahrhunderten 
immer untertanenhafter gewordenen deutschen Bürger, das 
. höchste Glück. Bei den reichen Berliner Familien galt ein Diner 
' nicht als wirklich gelungenes gesellschaftliches Ereignis, wenn 
nicht ein paar Kavallerieoffiziere es durch ihre Uniformen 


- schmückten, das heißt, ihm durch ihre Anwesenheit einen ritter- 


lichen Charakter gaben. 

Die Einschätzung des Pferdes als ritterliches Attribut, 
hatte zudem noch andere, taktisch sehr bedenkliche Folgen. 
Man war sich zwar in den Kreisen gebildeter Offiziere vor dem 
Kriege durchaus darüber klar, daß die Kavallerie in einem mo- 
dernen Kriege nicht mehr schlachtentscheidende Waffe war, wie 
sie es noch unter Friedrich dem Großen und auch noch gelegent- 
lich unter Napoleon sein konnte. Auch darüber waren sich doch 
viele ganz klar, daß auf dem Gebiete der Aufklärung das Flug- 
zeug und das lenkbare Luftschiff wichtigste Aufgaben der Ka- 
vallerie zu übernehmen hätten. Trotzdem wurde die Kavallerie 
noch kurz vor dem Kriege ganz unnötigerweise vermehrt und 
in ihrer Ausbildung wurde der infanteristische Kampf der ab- 
gesessenen Schwadronen ganz entschieden gegenüber der Attake 
mit der sehr problematischen Lanze (deren Wert zum mindesten 
stark bestritten ist) zurückgesetzt. 

Diese Ideologie beherrschte nicht etwa nur die jüngeren 
Dienstgrade. Bei einer Kavalleriebesichtigung sagte vor dem 
Kriege ein hoher Kavalleriegeneral: »Bei einer großen Kavallerie- 
übung verbitte ich mir solche Scherze, wie das Fußgefecht« (!). 

Am schlimmsten wirkte die Ueberschätzung des »ritter- 
lichen Pferdes« bei der Feldartillerie. Die Feldartillerie war mit 
den Pionieren und der Fußartillerie eine bürgerliche Waffe. Das 
hing wohl mit ihrer Geschichte zusammen. Um so mehr begann 
unter Wilhelm II. das Streben, in der Feldartillerie es an »Ritter- 
lichkeit« des Auftretens der Kavallerie gleich zu tun. Man dachte 
viel mehr an das Reiten, als an das Schießen. .Die ehemals bei 
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der ganzen Artillerie und zu ihrem großen Verdienst bei der Fußar- 
tillerie auch noch bis zum Weltkrieg vorwiegende höhere Bildung des 
Offizierkorps in Fragen der Schießkunst, hörte bei der Feldartillerie 
nach 1870 mehr und mehr auf. An Stelle des Bestrebens, schieB- 
technisch zu glänzen, trat der Ehrgeiz, so gut zu reiten, und so gut 
beritten zu sein wie der Kavallerieoffizier. Bei Rennen und Reit- 
konkurrenzen sah man in zunehmender Anzahl Artillerieoffiziere. 

Die Waffe wurde für ihre Angehörigen immer kostspieliger. 
General von Gleich berichtet in seinem angezogenen Buche: 
»Das Schießen wurde so nach und nach zu einer beinahe uner- 
wünschten Verpflichtung.« Ich selbst kannte einen bayerischen 
Divisionskommandeur, der in meiner Gegenwart sagte: »Ich 
wollte, daß die Feldartillerie mit Ochsen bespannt wäre, damit 
die Leute endlich schießen und nicht nur reiten.« 

Die Folge zeigte sich im Weltkrieg, in dem die französische 
Feldartillerie schießtechnisch der deutschen weit überlegen war. 
Die deutsche Feldartillerie versagte und mußte erst im Laufe des 
Krieges lernen, was sie im Frieden hätte lernen sollen. Und wenn 
die gesellschaftlich lange nicht so angesehene deutsche Fuß- 
artillerie nicht so gut gewesen wäre, es hätte manche Kata- 
strophe gegeben. Dieser Fall ist außerordentlich kennzeichnend 
für den Entwickelungsgang aus sozialer Struktur zu Ideologien 
und von diesen zu beruflicher Leistung. 

Der uralte Komplex des »Rittertums« trat hier wie in an- 
deren Fällen als eine (von der Zivilisation und der geschicht- 
lichen Entwicklung zwar verdrängte) immanente Idee auf, inso- 
fern als eine oft unbewußte Neigung zu ritterlichen Dingen vor- 
herrschend wurde und soziale wie berufliche Fragen sub specie 
dieser immanenten Idee beurteilt und gelöst wurden. 

Es darf nicht vergessen werden, daß die bürgerliche Armee 
eines Scharnhorst und Gneisenau, als sie Preußen aus dem der ad- 
ligen Armee von 1806 zu verdankenden Niedergang emporgerissen 
hatte, wieder in der Kulisse verschwand. Allerdings hat die im- 
mense Vergrößerung der Armee unter WilhelmI. und dann unter 
seinem Enkel die Notwendigkeit stärksten bürgerlichen Einschlags 
des Offizierkorps mit sich gebracht. Aber diese bürgerlichen Offi- 
ziere übernahmen, von Kindheit an in den Vorstellungen der preu- 
Bischen Geschichtsschreibung erzogen, willig, ja mit Uebereifer die 
Traditionen des Adels, der gesellschaftlich maßgebend war und 


beruflich vom System bevorzugt wurde, und bildeten die in der 
Archiv für Sorialwissenschaft und Sozialpolitik. 58. 2. IQ 
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Armee des preuBischen Adels vorhandenen Ideologien mit der 
ganzen Griindlichkeit weiter, deren der Deutsche fahig ist. 

1806 bestand die von Napoleon vollkommen zertriimmerte 
preuBische Armee zu 90% aus Adeligen. 

Nachdem die deutschen Bürger 1813—15 in den Landwehr- 
formationen geblutet aber auch große militärische Erfolge er- 
zielt hatten, konnte eine Demokratisierung der Armee erwartet 
werden. Doch zerschlugen sich nach der zusammengebrochenen 
bürgerlichen Revolution von 1848 alle noch so bescheidenen 
Anfänge. Landwehr- und Milizgedanken wurden beseitigt. König 
Wilhelm I. stand ganz auf reaktionärem Boden. Stärkste Her- 
anziehung des Adels und ein nur dem Dynasten verpflichtetes 
stehendes Heer waren sein Programm. 

Aus einer Berechnung des Jahres 1861 ergibt sich nach- 
stehendes: | 

Die preußische Bevölkerung betrug in diesem Jahre rund 
18 Millionen. Von diesen waren 68000 Adelige. Bei einem paritä- 
tisch sich rekrutierenden Offizierkorps hätten von I2 000 Offizieren 
rund 46 adelig sein müssen. Nehmen wir aber an, daß nur gewisse 
Schichten der Bevölkerung fähig sind, Offiziere zu stellen und 
folgen wir einer Arbeit eines Militärschriftstellers der damaligen 
Zeit, so waren in Preußen damals etwa 2% Millionen Menschen 
vorhanden, aus denen Offiziere werden konnten. Es hätte dem- 
nach auf 12000 Offiziere etwa 333 Adelige kommen müssen. 

Tatsächlich aber ergibt die Rangliste von 1861 nachstehen- 
des Bild: den 


Anzahl Darunter Bürgerliche 

Oberste Generalitat ...... 33 =~ keiner 
Generalleutnants . ....... 36 2 
Generalmajore . . . 2 2 2 2 2. 60 6 
Obersten der Infanterie . ..., 77 6 
j „ Kavallerie, .. .. 18 z 
i „ Artillerie , . ... I4 8 
= » Ingenieure .... 6 5 
F » Train ,.,.... I I 
Oberstleutnants Infanterie 85 9 

A Kavallerie, . . . 21 keiner 
; Artillerie . . .. 20 15 
m Ingenieure . . , 7 6 
Majore der Infanterie , .... 395 57 
„ Kavallerie, ,. .... 105 8 
„ Artillerie . . 2. 2... 67 42 
„ Ingenieure ,„,„... 34 26 
i w Eran aa i 9 5 
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Es waren also nur knapp.20% der höheren Offiziere bürger- 
lich. Bei paritätischem Verhältnis hätten von 997 höheren 
Offizieren 970 bürgerlich sein sollen. 


Bei den Subalternoffizieren ergibt sich prozentual berechnet: 


Adel Bürgerliche 
% % 
Infanterie Garde ....... 95 5 
Linie... 2.2202. 67 33 
Kavallerie Garde . . . . 2... 100 o 
Linie... 2.2 2.. 95 5 
Artillerie Garde ....... 67 33 
Linie. .. 2.2.2... 16 84 
Ingenieure .,......... 16 84 


Aus diesen Zusammenstellungen von 1861, die charakte- 
ristisch (wenn auch der Vergrößerung der Armee entsprechend 
verändert) blieben bis zum Weltkriege (vgl. unsere späteren 
Ausführungen) ergibt sich, daß der Adel die »ritterliche Waffe« 
der Kavallerie fast ganz beherrscht, in den Waffen die höhere 
berufliche Bildung erfordern (Artillerie, Ingenieure) aber dem 
Bürger das Feld räumt. 

Auch in kleinen Dingen zeigte sich die Herrschaft der ritter- 
lichen Ideologie. Welche Wonne für den jungen Leutnant, wenn 
er Adjutant wurde! Er trug die ihn von anderen unterscheidende, 
nebenbei ganz unbrauchbare Adjutantenschärpe, war beritten 
und durfte auch in Gesellschaft Sporen tragen. Er klapperte 


natürlich mit diesen Sporen und ritt auf einem billigen Pferde : 


verwegen durch das Gelände, um es den geborenen Ritte 
gleichzutun. $ 

Die Stelle des alten Turniers nahmen die Rennen ein. Hier 
ritten Offiziere auch auf fremden Pferden, übten also den Beruf 
des Jockeys bedenkenlos aus. Einen Rennstall zu besitzen 
konnten sich nur die reichsten Kavalleristen leisten. 

Die Möglichkeit, mit viel Geld Ritter im Sinne des Kavallerie- 
offiziers zu werden, war sozial sehr bedenklich, denn sie be- 
einflußte weite Schichten des Bürgertums und brachte die 
Ideologie der Armee in die Kreise des Gesamtvolkes. Hier tritt 
schon jene Geistesverfassung auf, die man »Militarismus« nennt. 

Es darf eingeschaltet werden, daß der Begriff »Militarismus« 
meist falsch verstanden wird. Er hat mit der Größe einer Armee 
gar nichts zu tun. Wenn K. Hesse sein bei Mittler & Sohn 

19* 


| 


k 
1 


+— 


ee eee 


292 Franz Carl Endres 


Berlin 1923 erschienenes Buch »Der Triumph des Militarismus« 
nennt und die Riistungen der Ententestaaten der Gegenwart in 
Gegensatz zu dem militararmen Deutschland als Beweis bringt, 
so ist das ein Beispiel von vielen, wie gerade von Militärs (wohl 
absichtlich) der Begriff Militarismus falsch ausgelegt wird. 

\Militarismus ist die Geistesverfassung des 
‚Nichtmilitärs. Sehr klar definierte einmal F. W. Foerster 

i pe Begriff indem er schrieb: »In Deutschland war der Militar 
die gesteigerte Existenzform des Menschen iiberhaupt, er be- 
herrschte das politische Denken« und an anderer Stelle: »Der 
Militarismus war die Form der preuBischen Gesellschaft.« Die 
soziale Präponderanz des Offiziers, die Beurteilung politischer, 
volkswirtschaftlicher, sozialer, pädagogischer Fragen nicht nach 
dem Kriterium der Volkswohlfahrt, sondern nach dem der 
Heereswohlfahrt und der militärischen Machtäußerung, das war 
Militarismus. Natürlich wirkte dieser Militarismus des Systems 
und der bürgerlichen Gesellschaft reflektorisch auf die Ideologien 
des Offizierkorps, ganz ähnlich wie der Byzantinismus reflek- 
torisch auf die Ideologie des Dynasten wirkt. Und beide, By- 
zantinismus und Militarismus sind oft größer noch, wenn ihnen 
reale Objekte fehlen. Das beweist der grenzenlose Byzantinismus 
einer großen Anzahl bürgerlicher Personen dem »Prinzen« Do- 
mela gegenüber, das beweist die Tatsache, daß wir heute in 
Deutschland mit dem kleinsten Heere aller Großstaaten doch 
noch immer starken »Militarismus« in dem hier entwickelten 
Sinne haben 5). 

5) In meinem Werke »Die Tragödie Deutschlands, von einem Deutschene, 
Stuttgart 1925, habe ich im Buch I, Kap. 5 über den Militarismus ausführlich 
geschrieben. Hier ist auch S. 65/66 eine Zusammenstellung der Urteile von 
Freunden und Gegnern des Militarismus über den Begriff gegeben. In soziologi- 
scher Hinsicht sehr wertvoll ist eine Erklärung des bekannten Pazifisten Dr. A. 
Fried: »Militarismus bezieht sich gar nicht auf das Militär, sondern auf eine 
Geistesrichtung, die sich allerdings vorwiegend auf militärische Kraft stützt. 
Es scheint mir der Militarismus lediglich in dem Widerspruch zu liegen, der von 
den Anschauungen des isolierten, auf Selbstbehauptung beruhenden Staates aus- 
geht, und dessen Politik mit den die Welt heute beherrschenden Tendenzen der 
Zusammenarbeit und gegenseitigen Abhängigkeit nicht 
in Einklang zu bringen ist.« Wie sehr selbst ein führender deutscher Freimaurer 
um den Begriff herumgeht, zeigt die Erklärung Dr. E. Horneffers in seinem 
Buche »Soldatenerziehung«, wo er schreibt: »Der Soldat, der deutsche Volksmann 
und der deutsche Staatsbürger sind nicht mehr voneinander zu scheiden. Diese 
Dreiheit bildet künftig eine untrennbare Einheit. Das Heer ist das Rückgrat des 


deutschen Staates, wird es bleiben, wird es nach diesem Kriege in erhöhtem Maße 
werden.« 
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bürgerliche Anerkennung der militärischen »Ritterschaft«. Diese 
ohne weiteres nicht verständliche kürzeste Fassung des Begriffs 
wird jetzt verständlich sein. 

Weil sich aber das Bürgertum diesen ritterlichen Staat im 
Staate gefallen ließ, weil es sogar ihn unterstützte durch Aner- 
kennung, die nicht selten in Anbetung ausartete, verlor das 
Bürgertum seine besten Qualitäten. Die Ideologie des Offiziers 
(hier wenigstens verständlich durch den suggestiven und realen 
Zwang des Systems einer auf der Sonderklasse des Offizierskorps 
sich stützenden Monarchie) mußte den Bürgersinn pervertieren. 
Der Geist der Uniform erfaßte alle Kreise. Historisch geht diese 
Erscheinung auf Friedrich II. zurück, der die Offiziere stets den 
Beamten vorzog, Beamtenstellen mit pensionierten Offizieren 
besetzte und sich, wenn es sich um deutsche Gesellschaft han- 
delte, fast stets nur mit Offizieren beschäftigte. Dadurch wurde 
die Uniform so recht eigentlich des » Königs Rock« und die mili- 
tärischen Rangverhältnisse wurden allmählich übertragen auf 
das Beamten- und Gesellschaftsleben in Preußen-Deutschland. 

Der_militärische Rang wird auch dem Bürger erstrebens- 
wert. Dem kommt das System mit der Einrichtung der Offiziere 
des Beurlaubtenstandes sehr geschickt entgegen. Und nun zeigt 
sich der Militarismus wieder, indem ein Beamter, ein Kaufmann, 
irgendein Bürger viel mehr Wert auf seine Eigenschaft als Re- 
serveleutnant legt, als auf seine bürgerliche, durch Arbeit und 
Leistung erworbene Stellung. Er druckt den »Leutnant der Re- 
serve« auf seine Visitenkarte, womöglich vor seine bürgerliche 
Rangbezeichnung und ist damit im Ansehen seiner 
bürgerlichen Umgebung, und dadurch auch in 
seiner eigenen Beurteilung mehr als die anderen, die diese mili- 
tärisch-ritterliche Bezeichnung nicht führen dürfen. 

Die Dynastie unterstützte diese Ideologien. Hohe, verdiente 
Staatsmänner erhielten als Auszeichnung irgend einen militä- 
rischen Rang. So mußte Reichskanzler von Bülow Husaren- 
oberst werden und Reichskanzler Michaelis, der Hauptmann des 
Beurlaubtenstandes war, als er sein Amt antrat, wurde Oberst- 
leutnant. Der Finanzminister v. Scholtz, der es in seiner Jugend 
nur zum Vizefeldwebel der Landwehr gebracht hatte, wurde 
vom Kaiser persönlich zum Leutnant der Landwehr a. D. be- 
fördert. 


Wir gingen von der Ritteridee aus. Der Militarismus ist m a 
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Die Wirkungen des Militarismus auf das Offizierkorps 
waren sehr ungiinstige. 

Die Ritteridee, einer besonderen Klasse anzugehören, wurde 
bestärkt. Das soziale Verantwortungsgefühl wurde unterdrückt. 
Die Eitelkeit und die Betonung äußeren Glanzes wurden zum 
Schaden der Berufsleistung vermehrt. Graf Waldersee schrieb 
am 6. Januar 1904 in sein Tagebuch: »Schon 1891 habe ich an 
sehr hoher Stelle erklärt: die Armee ist nicht mehr, was sie war, 
sie geht zurück. Aeußerlich ist sie so glänzend wie je, an dem 
inneren Wert hat sie verloren. Seitdem ist weiter 12 Jahre in 


- derselben Weise gearbeitet worden und nun kommen von allen 


Seiten die Eindrücke, daß es schlecht aussieht.« 

Aus diesem Worte eines alten und sehr erfahrenen Generals 
geht unzweifelhaft hervor, daß der Militarismus und der unter 
Wilhelm II. in das Groteske betonte Ritterstandpunkt des Of- 
fizierkorps, ganz abgesehen von seinen sozialen und politischen 
Schädigungen, auch direkte Berufsschäden mit sich brachte. 
Der Militarismus schadete der militäri- 
schen Leistung. 

Daß der Offizier im Volke und Staate eine besondere Klasse 
darstellte, wurde zwar von den Offizieren selbst geleugnet, von 
vielen aber sogar selbst peinlich empfunden. 

Schon die soziologische Struktur der Offizierklasse beweist 
aber ganz deutlich, daß das System eine besondere Klasse wollte. 
Zunächst ist hier der Offizierersatz zu besprechen. 

Hier muß festgestellt werden, daß die soziologische 
Struktur des alten preußischen Heeres, die mono-aristo- 
kratisch war, seit der Reichsgründung 1871 durch die süddeut- 
schen Kontingente und durch die Industrialisierung Preußens 
Veränderungen unterworfen wurde. Sie verlor ihre Einheitlich- 
keit. Die süddeutschen Offizierkorps waren auf breiterer demo- 
kratischer Grundlage aufgebaut als die norddeutschen. Hier 
fehlte ausgedehnter Großgrundbesitz und große Industrie, die 
Gegensätze zwischen Stadt und Land bestanden nicht so grell. 

Trotzdem sagt ein »Generalstabsoffizier« in einer IQIg er- 
schienenen Broschüre »Armee und Revolution« (Verlag Mittler 
& Sohn) mit Recht: »Wenn wir uns diese für Süddeutschland viel- 
fach gebotenen Abschwächungen vor Augen halten, so bestand 
im Heer doch ein mehr oder weniger ausgeprägter Kastengeist. 
Der Offizier sah vielfach auf den Nichtoffizier herab und lebte ab- 
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geschlossen für sich, beinahe ausschließlich in seinem Kreise. 
Seine Erziehung war vielfach mit 16 bis 17 Jahren schon ab- 
geschlossen, daher eine ungenügende, besonders wenn sie durch 
Kadettenkorps oder sog. Fähnrichpressen vermittelt wurde. Er 
rekrutierte sich nur aus bestimmten ge- 
sellschaftlichen Kreisen . . . Viele Regiments- 
kommandeure forderten immer höhere Zulagen für ihre Offi- 
ziere, so daß schließlich die einfacheren, tüchtigen Elemente 
fernblieben und in immer zunehmendem Maße Elementen aus 
den reichen Bürger- und Industriekreisen Platz machten. 
Gleichzeitig nahmen in den Offizierkreisen die Heiraten in 
reiche Familien immer mehr zu.« 

In erster Linie und preußisch traditionell war der Adel 
dazu da, den Offizierersatz zu stellen. Da er aber bei der 
Größe der Armeen nach 1806 nicht mehr ausreichte, wurden 
Bürgerliche in starker Zahl mit herangezogen. Eine Bevorzu- 
gung des Adels in Hinsicht auf Einreihung in die Garde, auf 
bessere Garnisonen und besseres Avancement, wurde zwar oft, 
auch im Reichstag, von den Vertretern der Heeresverwaltung 
geleugnet, bestand aber tatsächlich. In adligen preußischen Re 
gimentern wurde dann und wann ein Bürgerlicher eingereiht, 
der zum Beweise dienen sollte, daß es nicht nur Adlige in diesem 
Regimente gibt. Man nannte ihn in Offizierkreisen sehr bezeich- 
nend den Kompromißschulze. 

Der Adel besetzte die Garderegimenter und die Kavallerie- 
regimenter in guten Garnisonen. Alle Truppen an der Ost- und) _ 
Westgrenze, wo es schlechte Garnisonen — weit von jeder fürst-| ` 
lichen Huld entfernt — gab, hatten vorwiegend bürgerliche 
Offiziere. Der Adel drang in die Feldartillerie vor, wo er früher 
(vgl. unsere Zusammenstellung von 1861 noch nicht stark ver- 
treten war) überließ aber die Fußartillerie mit ihrem kompli- 
zierten Schießverfahren und die Pioniere mit ihrem technischen 
Wissen fast ganz den Bürgerlichen. 

Nachstehend folgt eine Tabelle, aus der deutschen Rang- 
liste von 1909 gezogen, die ganz wahllos und ohne jede Absicht 
a priori Regimenter mit guten und schlechten Garnisonen ein- 
ander gegenüberstellt und auch die Verteilung des Adels auf 
die Waffengattungen ersichtlich werden läßt. Es sind lediglich 
einige Beispiele. 


296 Franz Carl Endres 


Qualität der 
Garnison 


Bezeichnung 
des Regiments 


Garnison 


Infanterie. 


3. Garde-Rgt. z FuB Berlin sehr gut 

4. Garde-Rgt. z. Fuß Berlin ‘i 

31. Inf.-Rgt. Altona a 

73. Inf.-Rgt. Hannover m 

92. Inf.-Rgt. Braunschweig BR 

13. Inf.-Rgt. Münster gut 

17. Inf.-Rgt. Mörchingen schlecht. Westen. 
131. Inf.-Rgt. Pr E 

97. Inf.-Rgt. Saarburg 7 

33. Füsil.-Rgt. Gumbinnen schlecht. Osten. 
37. Füsil.-Rgt. Krotoschin ss 

45. Inf.-Rgt. Insterburg- ii 

Darkehmen 
147. Inf.-Rgt. Lyk-Lötzen NY 


Kavallerie. 
Gardekavallerie Berlin u. Potsdam sehr gut 


4. Kürassier-Rgt. Münster gut 
19. Dragoner-Rgt. Oldenburg a 
7. Husaren-Rgt. Bonn sehr gut 
13. Ulanen-Rgt. Hannover n 
5. Kürassier-Rgt. Riesenburg- 

Rosenberg- 

Pr. Eylau schlecht. Osten 

1. Dragoner-Rgt. Tilsit An 
13. Husaren-Rgt. Diedenhofen | schlecht. Westen. 
ı2. Ulanen-Rgt. Insterburg Goldap| schlecht. Osten. 
15. Ulanen-Rgt. Saarburg schlecht. Westen, 
Feldartillerie. 
1. F.A.-Regt. Gumbinnen- 

Insterburg schlecht. Osten. 
67. F.A.-Rgt. Hagenau- 

Bischweiler schlecht. Westen. 
70. F.A.-Rgt. Metz-Mörchingen ” 
6. F.A.-Rgt. Breslau sehr gut 
10. F.A.-Rgt. Hannover m 


Fußartillerie. 
Garde-Fuß-Artill. Spandau gut 


18, Fuß-Art.-Rgt. [Metz-Diedenhofen! schlecht. Westen. 


Pioniere. 
Garde-Pioniere Berlin sehr gut 
18. Pion.-Bataillon Königsberg gut 
24. Pion.-Bataillon Köln sehr gut 


Davon 


An 

der 

In adli 
ziere 
67 67 
63 62 
53 47 
54 37 
54 44 
55 43 
49 6 
48 5 
52 4 
5I 8 
53 5 
52 2 
48 4 
ganz ladlig 
26 26 
24 24 
23 23 
27 27 
26 14 
27 3 
24 Io 
28 5 
24 6 
43 3 
31 3 
30 2 
35 29 
43 32 
47 I0 
67 | 0 (!) 
25 7 
20 o (!) 
22 o (!) 


Be- 


bürger-] merkungen 


lich 


0000 


20 
22 


»Kompro- 
mißschulze« 


Die bürger- 
liche Waffe 
selbst in der 
Garde (!!) 


bürgerliche 
Waffe 
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Die Auswahl des Offizierersatzes aus den Bürgerkreisen war 
peinlich genau. Die Wahl zum Offizier stand dem betreffenden 
Regimente zu. Jedes Offizierkorps konnte also nehmen und ab- 
lehnen, wie es wollte. Aus diesem Grunde wurden Juden nicht 
Offiziere. und da die Wahl auch in den Reserveoffizierkorps be- 
stand, wurden Juden auch nicht Reserveoffiziere. (Einige ganz 
vereinzelte Ausnahmen bestätigen nur die Regel.) 

Der Beruf des zu Wählenden entschied sehr viel für die 
Wahl. Ein Kaufmann, der selbst seine Kunden am Ladentisch 
bediente, konnte nicht Reserveoffizier werden. Ja selbst die 
Heirat mit einem Mädchen, dessen Vater am Ladentisch stand, 
wurde nicht genehmigt. , 

Die politische Einstellung des Kandidaten wurde genau 
geprüft. Des Freisinns verdächtige, von Sozialdemokraten gar 
nicht zu reden, wurden nicht gewählt. Selbst »liberale« Offiziere 
gab es wohl nur in Süddeutschland. 

Der englische General Maurice schrieb am 1. Dezember 1918 
in den Daily News: »Um den Offizierstand zu heben, schuf Wil- 
helm II. eine ganz und gar künstliche Militäraristokratie, die 
mehr und mehr vom Volke und, was für den Krieg wichtiger ist, 
von den Mannschaften getrennt wurde... Die Stärke des Heeres 
hing von der künstlichen Schranke ab, welche dem System nach 
die Offiziere von den Soldaten schied.« 

Eine große Anzahl von bürgerlichen Berufen schaltete ganz 
aus. Handwerker, Angestellte nicht gehobenen Ranges, Bauern, 
Arbeiter konnten nicht Offiziere werden. 

Ich mußte selbst einmal ernstlich mit meinem Abschied 
drohen, um einem sehr intelligenten und tüchtigen Einjährigen, 
den ich als Offiziersaspiranten ausgebildet hatte, den Weg zum 
Reserveoffizier zu öffnen. Sein Vater war Bauer und der Oberst- 
leutnant des Regiments weigerte sich, meinen Vorschlag, den 
Einjährigen zur Wahl zu bringen, anzunehmen und in die Liste 
einzutragen. Erst als mein Abschiedsgesuch lief und von hoher 
Stelle gefragt wurde, warum ich gehen wolle und ich den Grund 
angab, war die Schwierigkeit beseitigt und mein Schützling 
wurde Offizier. Man sieht daraus, wie streng die Auswahl war, 
im Sinne einer Sonderklasse. 

Dafür war die Anforderung an Bildung sehr gering. In 
Preußen war nicht einmal das Absolutorium notwendig. Daß 
Bayern auf dem Absolutorium einer neunklassigen Mittelschule 


: r 
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bestand, hat sehr zugunsten des bayerischen Offizierkorps, das 
auch in anderer Hinsicht die typischen preuBischen Verirrungen 
nicht in so hohem Maße zeigte, beigetragen. 

Um die Jahre 1900 und IgoI ging von umsichtigen Offi- 
zieren der Vorschlag aus, auch in Preußen das Absolutorium zu 
verlangen. Durch die Möglichkeit, nach 7 Mittelschulklassen in 
die Armee einzutreten und sich zu diesem Ziel auch noch der 
sog. »Fähnrichspressen« zu bedienen (private Einpaukanstalten) 
kamen tatsächlich sehr viel Minderwertige in die Offizierlauf- 
bahn. 

Preußen nahm aber den Vorschlag nicht an, weil es einer- 
seits befürchtete, zu viel seiner Adeligen zu verlieren und anderer- 
seits die Offizierstellen nicht mehr voll besetzen zu können. 

Dafür hatten die Kadettenkorps die fakultative Prima, die 
aber nicht sehr häufig besucht wurde, weil das Streben, rasch 
angestellt zu werden, überwog und das System den Selektanern 
nicht die entsprechenden Karrierevorzüge vor den ausder Sekunda 
Ausscheidenden gab. 

Doch nahm die Zahl der die Prima besuchenden Kadetten 
von 1898 bis 1901 um 100% zu. Aber auch diese Kadettenhaus- 
prima vermittelte nicht im entferntesten die Bildung, die ein 
gutes humanistisches Gymnasium seinen Absolventen mitgab. 
| Es waren sehr viele junge Leute, die aus den Kadettenkorps 
.zur Armee kamen. Sie waren zumeist Söhne von Offizieren und 

: Beamten. Die Bildung in den Kadettenkorps war herzlich 


| schlecht. Man legte keinen Wert auf wissenschaftliche Ausbildung, 


sondern nur auf körperliche und auf einen sog. »Schneid«, der 
sich schon in den jungen Menschen mit Standesdünkel und ro- 
mantischen Vorstellungen vom Offizierstande verband. Die 
Kadettenkorps waren für viele verarmte Familien eine segens- 
reiche Einrichtung, aber sie krankten im wesentlichen an den 
Erscheinungen der Priesterseminare und aller anderen Versuche, 
in jugendliche Seelen soziale oder dogmatische Voreingenommen- 
heiten zu pflanzen, bevor diese Seelen sich ihrer selbst bewußt 
} sind. Die Kadetten traten dann gleich als Fähnriche (also als 


. Unteroffiziere) in die Armee ein, was dazu führte, daß sie nie- 
' mals das Leben der Mannschaft wirklich kennenlernten und 
’ über ihre eigene militärische Leistung sich von Anfang an über- 


hebliche Vorstellungen machten. Daß viele Kadetten hohe 
Stellungen in der Armee später erreichten, ist keinerlei Beweis 


> 
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für die Kadettenerziehung, sondern eher ein Beweis dafür, daß 
die Anforderungen der Armee an die Geistigkeit und all- 
gemeine Bildung des Offiziers recht geringe waren. Und gerade 
diese allgemeine Bildung wäre notwendig gewesen, um in ent- 
legenen Garnisonen nicht geistig unterzugehen und um die kul- 
turellen Vorteile guter Garnisonen auszunützen. 

Die Abneigung gegen Bildung und wissenschaftliches Kön- 
nen war in der preußischen Armee traditionell. Das Scherzwort: 
»Wegen allzu hohen Adels des Schreibens und Lesens unkundig« 


hatte seine Motive. Der alte Blücher, der Nichts gewesen wäre, 


ohne Gneisenau, und der lächerliche Wrangel, der 1864 seinen 
Offizieren verbot, die Befehle aufzuschreiben, weil er den Krieg 
smit das Schwert und nich mit die Feder« führe, wurden mit der 
Gloriole »echter Soldaten« umgeben. Gelehrte Offiziere wie der alte 
Goeben, Blumenthal und andere waren nicht beliebt. Und noch 
nach dem Kriege schrieb General Freytag von Loringhoven den 
gefährlichen Satz: »Offiziere mit gelehrter Bildung können wir 
nicht brauchen, um so mehr aber bedürfen wir geschulter Köpfe« $). 
Hier also immer noch die Ueberschätzung der Berufsroutine 
vor der geistigen Bildung, obwohl unsere deutsche Strategie, 
gerade weil sie zu wenig Geistigkeit besaß und mehr die Rou- 
tine eines strategischen Naturburschentums darstellt, ver- 
sagt hat. 

Unter Wilhelm II., wurden sehr viele Regimenter sehr 
teuer. Es war nur wohlhabenden Leuten möglich, in ihnen zu 
dienen. Es gab Regimenter, wo ein bestimmter hoher Monats- 
wechsel vom Vater des Aspiranten verlangt wurde. Und Leute 
mit Iooo Mark Zulage im Monat und mehr waren in solchen 
Regimentern nicht selten. Diese Art plutokrati- 
scher Selektion hat der Armee sehr gescha- 
det. Mag der alte preußische Offizier noch so ungebildet, noch 
so auf dem Standpunkte des Ritters stehend gewesen sein, er 
war durchschnittlich arm und sah in seinem Berufe die Erfül- 
lung seines Lebens. 


Rein militärisch war der arme ‘Adelige, der in den Tradi- 
tionen seiner Familie schlecht und recht erzogen war und nur 
bedacht war, seinem Namen keine Schande zu machen, besser 
zu brauchen als der Geldprotz, dem der Beruf eine unangenehme 


*) Folgerungen aus dem Weltkriege, Berlin 1917. 


— 
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Unterbrechung nichtstuenden Lebens war. Diese reichen Ka- 
vallerieoffiziere arbeiteten grundsätzlich nichts, während der 
arme Infanteriehauptmann sich redlich abplagte. 

Seit der Gründerzeit nach 1870 zog das Geld als ein ge- 
wichtiger und sehr schädlicher Faktor auch in der Armee ein. 
Es wirkte auf die soziologische Struktur der Armee, indem es 
dem Bürger Eintritt in einen sonst sich von ihm abschließenden 
Gesellschaftsstand ermöglichte und es degradierte bei den Rei- 
chen den ernsten Beruf zu einem koketten Sport. 

Unter Wilhelm II. begann dann das Geld sogar zum Se- 
lektionskriterium bei der Wahl des Offiziersersatzes da zu wer- 
den, wo der adelige Name nicht ohnehin traditionelles Vor- 
recht gab. 

Die Idee, daß der Reiche genießen kann, der Arme aber ar- 
beiten soll, war selbst unter den Angehörigen der gleichen Klasse 
verbreitet. Der Gefahr, als Armer dann ein Streber zu werden 
und seine Ueberzeugung der Beförderung zuliebe preiszugeben, 
sind unzählige zum Opfer gefallen ?). 

Damit wurde die Leistung der Armee verringert, ohne daß 
etwa die soziologische Struktur in Richtung auf Demokratisie- 
rung geändert worden wäre. Denn diese reichen Leute, deren 
Väter oft in kleinen Verhältnissen angefangen und rasch große 
Vermögen erworben hatten, waren sozial noch unverständiger 
als die Masse des Adels. Sie wußten, daß sie sich die Mitglied- 
schaft des Rittertums der Offiziere hatten erwerben können, sie 
traten plutokratisch provozierend auf, blickten auf den armen 
Kameraden ebenso herunter wie der Adlige auf den Bürger- 
lichen, aber mit viel weniger anerzogener Zurückhaltung und 
wirkten auf die ärmeren ihrer Kameraden insofern auch ver- 
derblich ein, als sie diese zu Ausgaben veranlaßten, die sehr bald 
zur Verschuldung des Offizierkorps führten. 

Da der Beruf selbst nicht so viel Verlockendes an sich hatte, 
wie die mit dem Beruf eng verbundene gesellschaftliche Stellung, 
diese letztere aber nur in guten Garnisonen Betätigungsmög- 


?) General von Gleich berichtet aus den Erfahrungen seines Lebens ein 
erschütterndes Beispiel. »Ich entsinne mich aus meiner Kriegsschulzeit, daß ein 
sehr wohlhabender Fähnrich der Kavallerie einen völlig mittellosen Fähnrich 
der Infanterie, der zudem eigentlich sein Stubenältester war, durch Geldzuwen- 
dungen in ein solches Abhängigkeitsverhältnis von sich brachte, daß er ihm fast 
bedingungslos gehorchte und mehr die Rolle eines Burschen spielte, als die eines 
Kameraden.« Aus »Die alte Armee und ihre Verirrungene, Leipzig 1919. 
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lichkeit fand, so trat in den Jahren vor dem Kriege die Erschei- 
nung auf, daß bevorzugte Regimenter gar nicht wußten, was sie 
mit der Masse der sich Meldenden anfangen sollten und ihre 
Anforderungen an Geld und gesellschaftliche Stellung der Aspi 
ranten so hoch hinaufschrauben konnten wie sie wollten, daß 
aber »schlechte Regimenter«, d.h. solche in schlechten, abge- 
legenen, amusementlosen Garnisonen ihre vakanten Offizier- 
stellen bei weitem nicht mehr füllen konnten, auch wenn sie 
wahllos nahmen, was sich anbot. Aus diesem Umstande ergab 
sich eine sowohl soziologisch verschiedene Struktur der einzelnen 
Offizierkorps. als auch dementsprechend eine Verschiedenartig- 
keit der in 1 den _Offizierkorps. herrschenden Ideologien, die das 
viel mißbrauchte Wort von der Kameradschaft, soweit es die 
Gesamtarmee betraf, zu einem sehr oft unrichtigen Schlagwort 
werden ließ. 

Obwohl nun das Offizierkorps nicht homogen zusammen- 
gesetzt war, scheute man sich doch ganz entschieden davor, die 
großen Lücken in den Etats durch Offiziere, die aus dem Unter- 
offizierkorps hervorgegangen .wären, zu ersetzen. Es wurde in 
Wort und Schrift diese sehr vernünftige Maßnahme in der fran- 
zösischen Armee kritisiert und schon daraus der Schluß gezogen, 
daß das deutsche Offizierkorps viel besser sei. Frankreich hat, 
wie General v. Gleich schreibt, »bewiesen, daß man auch mit 
einem aus zwei verschiedenen Klassen zusammengesetzten Offi- 
zierkorps Hervorragendes leisten und einen Krieg gewinnen 
kann«. 

Frankreich hatte trotz des großen Unterschiedes seiner ge- 
bildeten Offiziere von seinen »sortis du rang« (zum Offizier ge- 
wordener Unteroffiziere) ein homogeneres Offizierkorps als 
Deutschland, das folgende Gruppierungen teils soziologischen, 
teils intellektuell-bildungsmäßigen Motivs aufwies. 


1. Hoher Adel — Beruf = ritterliche Beschäftigung. 

2. Einfacher Adel — Auffassung zum Teil wie ı., zum Teil 
sehr gute, pflichteifrige Offiziere. Beide aber mehr oder 
weniger betonter sozialer Abstand zu 3. und 4. 


A. .| 3. Bürger mit sehr viel Geld — Beruf = Befriedigung, 
Soziologische untertanenhafter Eitelkeit. Versuch der Angliederung 
Gruppierung an 2. unter Aufgabe der natürlichen Verbindung mit 4. 


4. Bürger mit wenig Geld — Auffassung ernst, pflichteifrig, 
oder Beruf = reine Versorgung intellektuell Schwacher 
und in bürgerlichen gehobenen Berufen nicht recht Ver- 
wendbarer. € 
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5. Hohe Intellekte, sehr Gebildete — sehr selten, spielten in 
der Regel keine Rolle, oft verärgert und freiwillig den 
Abschied genommen — einzelne die gleichzeitig kon- 


B. ziliant waren, oder zu r. und 2. gehörten, machten große 
Intellektuell- Karriere. 
bildungsmäßige | 6. Durchschnittsmensch, mit mäßiger Bildung und mäßi- 
Gruppierung gem Intellekt — Masse der Offiziere. 


7. Minderwertige, ohne hinreichenden Intellekt und ge- 
nügende Bildung — nahmen bei Vergrößerung der Armee 
zu. Ersatz des Fehlenden oft durch Protektion. 


General von Schoenaich schreibt in einem lesenswerten 
Buche: »Vom vorigen zum nächsten Kriege« (Fichtenau, Berlin): 
»Daß die gesellschaftlichen Unterschiede noch nicht bis zur 
inneren Krankheit des ganzen Systems geführt hatten, hat der 
Weltkrieg deutlich gezeigt. Im Angesicht des Todes gab es keine 
menschlichen Unterschiede mehr zwischen dem Gardekavalle- 
risten und dem Kamerad von der hohen Nummer. Ob der Zu- 
stand nicht aber doch den Keim zur Kernfäule in sich trug, mag 
dahin gestellt bleiben. Gefährlich wurde er im Reserveoffizier- 
stande, weil dadurch dieser Geist der gesellschaftlichen Unter- 
schiede in alle Schichten des Volkes getragen wurde «®). 

Die Exklusivität der Klasse, die beim aktiven deutschen 
Offizierkorps sehr stark zur Geltung kam, wurde auch bei der 
Wahl der Reserveoffiziere aus dem Kreis der Einjährig-Frei- 
willigen betont, so gut es nur immer ging. Ein Beispiel dieser Art 
habe ich ja schon erwähnt. Die Reserveoffiziere, »Manöveronkels« 
genannt, genossen trotzdem nicht die volle gesellschaftliche An- 
erkennung, wenn sie nicht selbst feudaler Herkunft waren oder 
schon beträchtlich gehobene Staatsstellen innehatten. Der Be- 
amte erstrebte den Reserveoffizier nicht nur aus den schon be- 
sprochenen Motiven, sondern auch deshalb, weil 
seine bürgerliche Karriere von seiner Ei- 
genschaftalsReserveoffizierin ziemlichem 
Maßeabhängig war. 

Diese Tatsache gehört zum Komplex des »Militarismus«. 
= Die Auswahl richtete sich auch nach der politischen Ge- 
sinnung und erzeugte daher ein politisches Streber- und Heuchler- 
tum schlimmster Art. Eine gesunde Weiterentwicklung des poli- 
tischen Lebens wurde dadurch verhindert. 

8) Interessante Einzelheiten finden sich in den Jahrgängen 1919 und 1920 


der »Weltbühne« in einer Serie von Artikeln »Von einem Stabsoffizier« über »das 
alte Heere. 
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»Das konservative alte Offizierkorps forderte von den Re- 
serveoffizieren dieselbe politisch-konservative Einstellung, die 
ihm als selbstverständlich erschien. Die Erlangung der 
Reserveoffizier-Eignung war im altenStaat 
eine gesellschaftliche Notwendigkeite’). 

Es gab zu wenig Reserveoffiziere, weil bei der Auswahl nur an 
die Ebenmäßigkeit in gesellschaftlicher Hinsicht, nicht aber an 
die Notwendigkeiten des Krieges gedacht wurde. Arno Voigt 
schreibt hierüber: »Der Neuaufgenommene mußte auch in das 
System passen. So wurde der denkbar strengste und kleinlichste 
Maßstab angelegt. Fast nur Juristen wurden zur Wahl gestellt, 
und wenn wirklich einmal ein Kaufmann mit durchschlüpfte, 
so brauchte man unter seiner Verwandtschaft nach dem Ge- 
heimen Kommerzienrat nicht weit zu suchen« 1°). 

Es war also keineswegs in der deutschen Armee so, daß nur 
die Tüchtigkeit beim Eintritt in die Laufbahn bewertet wurde. 
Vielmehr wurde sehr oft der ganz Ungeeignete nur aus gesell- 
schaftlichen Gründen Offizier und der Tüchtige brachte es nicht 
über den Unteroffizier. Die soziologische Struktur des Ganzen — 
das heißt das reaktionäre Ideal einer solchen — war in erster 
Linie maßgebend. Alles andere kam in zweiter Linie. Und das 
Dogma für diese soziologische Struktur hieß: Der Offizier 
ist dererste Stand des Landes. Wer seiner Ge- 
burt wegen oder seines Geldes wegen oder endlich seiner Bezie- 
hungen wegen nicht geeignet erschien, in diesen ersten Stand 
einzutreten, dessen höchster Vorgesetzter der Dynast selbst war, 
der soll machen was er will. Offizier wird er nicht. 

Mommsen aber schrieb einmal sehr richtig und zu seiner 
Zeit mit viel bürgerlichem Mut: »Wer Soldat ist, muß auch Offi- 
zier werden (können), so lange etwas im Staat nicht faul ist.« 

Aus der durch die Wünsche der Dynastie sich ergebenden 
soziologischen Struktur des Offizierkorps, die etwas durchaus 
Starres und nicht biologisch mit den sich entwickelnden Auf- 
gaben des Heeres Verbundenes und daher auch nicht den Forde- 
rungen der Zeit durch Veränderung und Anpassung Folgendes 
war, ergab sich sowohl die dem Offizier innewohnende Idee, etwas 


®) General v. Schönaich a. a. O. S. ı7. In Bayern lagen die Verhältnisse 
günstiger. Das Gesamtleben in Süddeutschland war mit einem Tropfen demo- 
kratischen Oeles gesalbt. 

10) »Der deutsche Offizier der Zukunfte. Stuttgart 1919. 
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Besonderes zu sein, als auch die objektive Isolierung 
seines Berufsstandes. 

Die Abschließung des Offiziers gegen andere Berufe ist eine 
rein preußische Erscheinung, die erst nach 1870 auch in Süd- 
deutschland, aber hier nie so ausgesprochen, zutage trat. Diese 
Abschließung hatte zur Folge, daß die Offiziere Mängel ihrer all- 
gemeinen Bildung nicht erkannten und sich nicht bemiBigt 
sahen, diese durch eigenes Weiterstudium zu heben. Um die 
Mitte des ıg. Jahrhunderts fand man unter den süddeutschen 
Offizieren noch zahlreiche, sehr gebildete und mit mannigfachen 
geistigen Interessen ausgestattete Menschen. Das verlor sich 
unter preußischem Einfluß fast ganz. In der deutschen Armee 
konnte man wirklich gebildete Leute mit der Lupe suchen. 

Da nun aber auch die Bildung der anderen Berufe teils 
durch die höher geschraubten Ansprüche an Arbeitszeit auf den 
Büros, teils durch die Entwicklung des Spezialistentums in den 
einzelnen Gebieten sehr abnahm, besaßen wir schon um die 
Wende des Jahrhunderts unter den sog. Gebildeten viel weniger 
wirklich Gebildete, als noch die Mitte des 19. Jahrhunderts auf- 
wies. Heute ist es in allen Berufen noch weit schlimmer ge- 
worden. 

Die etwa 30000 Offiziere des Friedensheeres bildeten einen 
Kreis, der in sich selbst Genüge fand. Der junge unverheiratete 
Offizier wurde durch den Zwang, im Kasino zu essen, der früher 
in der Armee nicht bestand, vollends von der Welt abgeschlossen. 
‚Er hörte kaum etwas anders als öde Geschichten von Weibern, 
. Pferden, Hunden und Beförderungsverhältnissen. Ganz selten 
i drang eine brennende soziale oder politische Frage in seinen Ge- 
sichtskreis. Die Erfindungen der Technik, die Fortschritte der 
Geisteswissenschaften blieben ihm fremd. Es gab nicht viele Offi- 
ziere, und es ist kaum zu verlangen, daß es viele gegeben hätte, 
die abends, statt mit den Kameraden sich zu amüsieren, in ihrer 
Stube saßen und wenigstens aus Büchern das lasen, was sie im 
Umgang mit dem lebendigen Leben nicht erleben durften. 

Das Kasino hatte lediglich die gute Seite, daß sich die 
Offiziere eines Regiments kennenlernten, billig essen konnten, 
und daß die Jüngeren von den Aelteren erzogen wurden, sich 
richtig zu benehmen. Das war nicht viel und oft ging sogar von 
den Aelteren ein schlechter Einfluß auf die Jungen aus. In vielen 
Regimentern wurde auch stark getrunken. Man hätte das Kasino 
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aus militärischen Gründen ohne großen Nachteil entbehren 
können. Sozial wäre seine Abschaffung ein immenser Vorteil 
gewesen. 

Die Geselligkeit außerhalb des Kasinos stellte an den verj 
heirateten Offizier sehr hohe Ansprüche. Die Vorgesetzten un 
Kameraden, sowie die Untergebenen mußten eingeladen werden 
Diese Einladungen, die unter dem System Wilhelms II. luxuriöse 
als früher wurden, kosteten den Offizierfamilien meist die Kau- 
tion, also das kleine Kapital, das der junge Offizier sicherstellen 
mußte, um die Erlaubnis zur Ehe zu haben. 

Viele Offizierfamilien haben wochenlang schlecht und zu 
wenig gegessen, um die »standesgemäßen« Einladungen zu 
geben. Wer in dieser Hinsicht nicht mittat, bekam die entspre- 
chende Bemerkung in seine Qualifikation. Und mancher Wohl- 
habende hat seine Karriere mehr seinen guten Diners als seiner 
beruflichen Tüchtigkeit zu verdanken gehabt. 

Im Kreis der Offiziergeselligkeit spielte die Offizierfrau | 
eine große Rolle. Die Ehen der Reserveoffiziere konnte man; 
nicht so genau kontrollieren, darum war die Frau des Reserve-: 
offiziers eigentlich außerhalb der Offiziergesellschaft stehend. ' 
Man kümmerte sich nicht um sie. Die Offizierfrau aber gehörte | ` 
mit zum Offizierkorps. Die Unerbittlichkeit des Systems der | 
Wahl einer Frau gegenüber zeigte sehr deutlich die gewollte 
und betonte Exklusivität. Der Beruf des Schwiegervaters war 
maßgebend. Allerdings wirkte hier viel Geld prinzipabschwä- 
chend. Es kam auch vor, daß sehr adlige Herren Jüdinnen hei- 
rateten, wenn diese sehr viel Geld besaßen und der hierdurch 
wieder neu vergoldete Wappenschild der Familie galt nicht als 
befleckt. Wohl aber hätte er als befleckt gegolten, wenn ein 
Offizier ein bürgerliches Mädchen verführt und dann geheiratet 
hätte, was dem natürlichen Moralempfinden entsprochen hätte. 
Wenn ein derartiger Zwang auf den Offizier ausgeübt wurde 
oder er selbst so viel natürliches Ehrgefühl hatte, um das Mäd- 
chen, das er liebte, nicht im Stich zu lassen, so mußte er gehen. 
Wieviel Unmoral in diesen gesellschaftlichen Bestimmungen lag, 
braucht nicht näher ausgeführt zu werden. 

Das System kümmerte sich um die allgemeine Moral des 
Einzelnen relativ wenig. Es verdammte aber unerbittlich, wenn 
etwas aufkam, was nicht standesgemäß erschien. 


Aus diesen Verhältnissen heraus entwickelten sich Ideo- 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 58. 2. 20 
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logien der Offiziere, die ganz eigentümlich waren. Ihr Nieder- 
schlag fand sich im ungedruckten Ehrenkodex des Offiziers. 

Ueber die Ehre, die als ausgesprochene Standesehre be- 
zeichnet und behandelt wurde, wachte der Ehrenrat des Truppen- 
teils. Fand er eine Handlung nicht standesgemäß oder die Ehre 
gefährdend bzw. verletzend, so konnte das Ehrengericht des 
versammelten Offizierkorps urteilen und verurteilen oder frei- 
sprechen. 

Ein Offizier, der geschlagen wurde, ohne Gelegenheit zu 
finden, sofort mit der Waffe die Beleidigung zu rächen, wurde 
entlassen. Wörtliche Beleidigungen oder Beleidigungen durch 
tätliches Vorgehen führten zum Zweikampf gegen »standes- 
gemäße« sog. satisfaktionsfähige Leute. Ein Duell gegen einen 
nicht Standesgemäßen fand nicht statt. Hier überließ man die 
Sühne den Gerichten. 

Das Duell war gesetzlich verboten, von der Gesellschaft 
aber gefordert. Ein sehr eigentümlich paradoxer Zustand. Wer 
sich duellierte, wurde vom Staate eingesperrt, wer sich aber 
nicht duellierte, wurde von seinen Standesgenossen mit schlich- 
tern Abschied davongejagt. 

So sehr der Offizier darauf geschult war, staatserhal- 
tend im Sinne seiner Klassenpolitik zu wirken, so sehr würde 
er die Autorität des Staates verneinend und verachtend in dem 
Augenblick, wo die persönliche »ritterliche« Ehre in Frage 
kam. Das Duellunwesen hat in den letzten Jahrzehnten vor 
{ dem Kriege etwas abgenommen, Aber mehr deshalb, weil die 
| Offiziere im außerdienstlichen Verkehr immer zurückhaltender 
|wurden und diesen selbst immer mehr einschränkten, als etwa 
' deshalb, weil sich die Ehrbegriffe gewandelt hätten. Die richtige 

Ansicht, daß es gar keine besondere Offizierehre gäbe, sondern 
nur die Ehre des anständig denkenden Menschen, widersprach 
der Ideologie des Ritteroffiziers. Das alte Gottesurteil des 
, Zweikampfes gehörte zum Ritterkomplex wie der Degen, das 
' Pferd, der Sporn und die persönlich-symbolische Bindung an 
den Dynasten. i 
Von den Ehrengerichten wurden allerdings oft Fälle erledigt, 
die früher nur durch das Duell erledigt werden konnten. Aber 
das Ehrengericht schützte in der Regel nur die Ehre des Standes- 
genossen und des satisfaktionsfähigen Gegners. Hier trat die 
Verfolgung auch ex officio ein. Die Ehre eines verführten Mäd- 
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chens oder einer nicht zur Gesellschaft gehörigen Frau oder eines 
Arbeiters und Kleinbürgers ging das Ehrengericht nichts an. Wenn 
kein Skandal daraus wurde, mochte sich der Offizier benehmen 
wie er wollte. Es war unendlich viel Heuchelei in diesen Ehren- 
sachen. Heuchelei vom Standpunkt einer naturgemäßen sozial- 
ethischen Anschauung aus, nüchterne Folgerichtigkeit aber vom 
Standpunkte der Klassenmoral und der Ideologie des ersten 
Standes aus. Das darf nicht vergessen werden. Der Offizier kam 
sich nicht als Heuchler vor, denn das Bezugssystem seiner Ethik 
war ein spezielles. 

Eine Auflehnung gegen diese Klassenehrbegriffe führte 
rettungslos zur Entlassung, konnte also nicht erwartet werden. 
Zumal der Ehrbegriff dogmatischen Charakter hatte und die 
Kenntnis der übrigen Welt mit ihren Anschauungen und Lehren 
dem Offizier fremd war und wohl auch mit Absicht fremd er- 
halten blieb. 

Daß die Fixierung einer besonderen Offizierehre auch dazu 
beitrug, die Idee eines besonderen Standes zu befestigen, ist ein- 
leuchtend. Wenn ein Arbeiter beleidigt wird, so bedeutet das 
gar nichts, denn der Mann hat ja keine Ehre. Der Bürger hat. 
schon etwas mehr Ehre, aber der Offizier allein hat die empfind- 
liche, ritterliche Ehre, die größer ist, als die Ehre aller andere 
Menschen. Denn der Offizier steht auf der Leiter jener Hierar-; _ 
chie, auf deren oberster Stufe der von Gottes Gnaden regierende: ~ 
Fürst steht. Wir erkennen die durchschimmernde Kette des 
Rittertums! Die Beziehung zum Dynasten wurde seit den preu-! 
Bischen Soldatenkönigen besonders eng. Die Dynastie bedurfte 
eines Instrumentes für ihr Machtstreben und schuf sich das in 
dem von ihr selbst seiner Souveränitätsrechte beraubten Adel. 
Der Adel, der mehrere Jahrhunderte lang gegen die Fürsten 
kämpfte und im Werden eines dynastischen Staates seinen 
eigenen Untergang als kleine Dynastien sah und erkannte, erlag 
der Fürstengewalt und schloß sich den Siegern an. Und man 
baute ihm goldene Brücken. 

Aus dieser geschichtlichen Entwicklung ergibt sich die Idee 
des besonderen Rechtes im Staate, die aus den deutschen Ad- 
ligen so lange nicht zu entfernen war und teilweise heute noch 
nicht zu entfernen ist. Wenn nun auch die moderne Armee in 
der Mehrzahl ihrer Offiziere bürgerlich war, so sahen wir doch 
schon, daß diese Bürger sich als Ritter vorkamen und vorkommen 
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mußten, um in der Gesellschaftsklasse Platz zu finden. Sie über- 
nahmen also die Ideologie des Adels. Sie wurden bei der Ver- 
leihung hoher Orden zu Rittern gemacht, nannten sich von da 
ab zu Recht »Ritter von« oder sie wurden in anderer Weise 
nobilitiert #4). Sie erkannten den obersten Ritter im Dynasten 
und waren ihm in einer Art Vasallentreue verpflichtet. Sie 
schworen nicht auf die Verfassung, die wohl nur wenige von 
ihnen kannten (der Kaiser selbst sagte einmal ganz offen, daB er 
die Verfassung nie gelesen habe), sondern auf die Fahne und 
den Degen des Kommandeurs. Der Kaiser war ihr Oberster 
Kriegsherr. (In Bayern war es der König im Frieden und der 
Kaiser im Kriege.) Sie hatten sich um nichts zu kimmern als 
um das, was der Dynast wollte. Sie waren seine Truppe. 
Prätorianerideologien mußten sich hieraus ganz naturgemäß 
ergeben. 

Hier ist für den militärischen Laien einzuschalten, daß die 
soziologische Struktur der Mannschaft gar keine Rolle spielte. 
Sie spielt nie eine Rolle, wenn das Offizierkorps gut ist, im 
Sinne von autoritativ. Der Offizier macht die 
Truppe. Wie er ist, so ist die Truppe. Und wenn 
die Truppe nicht so ist, wie der Offizier sie will und braucht, 
dann ist der Offizier seiner Aufgabe nicht gewachsen. Wenn wir 
also sagten, daß das deutsche Heer kein Volksheer war, sondern 
von begeisterten Historiographen und Patrioten der oberen 
Klassen so genannt wurde, um es populär zu erhalten, so ist das 
richtig. Denn die Tatsache, daß sehr hohe Prozente der Gesamt- 
bevölkerung Rekruten und Soldaten wurden, bedeutet 
für den Geist des Heeres gar nichts. Alles aber 
bedeutet es, wie die soziologische Struktur und die aus ihr sich 
ergebenden Ideologien des Offizierkorps dieser Armee waren. 

Eine vor dem Kriege erschienene Broschüre »Zur Psycho- 
logie des Militarismus« !2) schildert die Einwirkung der militä- 
rischen Hierarchie auf den Soldaten in folgender Weise: »Kein 
Staatsorgan und keine Polizei kann das Individuum so weit 
bevormunden, kann in sein Leben so weit hineinreglementieren; 
kein Zunft- und Kastenwesen kann dem sozialen Bewußtsein 


11) Schönaich a. a. O. erzählt davon, daß die jüngsten Offiziere der Bres- 
lauer Kürassiere beim jährlichen Besuch des Kaisers zu »Ritterne geschlagen 
wurden. 

18) Angeführt in Zurlinden »Der Weltkriege I. (Zürich 1917.) S. 329. 
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so enge Grenzen stecken, dem Betätigungsdrange so viele 
Hindernisse entgegentürmen; kein Beamtentum den Menschen 
so ganz und so einseitig in Anspruch nehmen; kein Tätigkeits- 
verhältnis ihn so tief zu einem bloß funktioniernden Etwas 
herabdrücken; keine Autorität seine Willensimpulse so wurzel- 
tief ausrotten.« Denn das ganze System war darauf aufgebaut, 
daß die Mannschaft, ohne jeden Eigenwillen in blinder Dis 
ziplin Werkzeug ihrer Führer wurde. Das ist vom rein militä 
rischen Standpunkte aus auch_notwendig. Denn die Zusammen 
fassung von hunderttausend Einzelwillen unter den herrschen 

den Willen des Führers allein garantiert unter dem Eindruc 

der Lebensgefahr und furchtbarer Entbehrungen den taktischen 
Erfolg. 

Natürlich kann dieser notwendige eiserne Gehorsam einer 
fechtenden Truppe auch in Kadavergehorsam und Sklaverei aus- 
arten. Doch gehört die Entwicklung dieses Fragenkomplexes 
nicht mehr zu unserem Thema. 

Es bleibt also festgestellt, daß in der deutschen Armee der 
Geist des Offizierkorps gleichzusetzen war dem Geiste des 
Heeres, insofern dieser ein ausführendes Organ jenes war. Und 
deshalb war das ganze Heer kein Volksheer, sondern ein dy- 
nastisches Instrument. 

Aus dieser Tatsache ergibt sich ohne weiteres, daß eine 
ganz bestimmte ideologische Schulung stattfand und, vom 
Standpunkt der Dynastie aufgefaßt, auch stattfinden mußte. 
Die sich automatisch aus der soziologischen Struktur ohnehin 
schon ergebenden Ideologien wurden durch das »System« der 
Dynastie gepflegt und verstärkt. 

Das Glanzvolle, das Suggestive der Dynastie lag in ihrer 
Macht. Daher strebte sie stets nach Machtbetonung und Macht- 
erweiterung. Sei es im Innern durch Ausschaltung anderer Ge- 
walten und Beeinträchtigung der Volksrechte, selbst in der 
bescheidensten Form persönlicher politischer Freiheit, sei es 
nach Außen. 

Die Armee war daher im ganzen gegen die Volksrechte, 
soweit sie im Parlament zum Ausdruck kamen, im Innern und 
kriegsfreudig nach Außen. 

Ein Vertreter der Volksrechte zu werden, galt nur, wenn es 
im konservativen Parteilager erfolgte, als nicht unanständig. 
Der ältere Moltke war konservativer Abgeordneter gewesen. Ich 
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kann mich aber eines Falles erinnern, in dem ein bayerischer 
General Zentrumsabgeordneter wurde und sich verschiedene 
Generale, die mit ihm bisher recht gut befreundet waren, ernst- 
lich berieten, ob es noch standesgemäß sei, mit dem Manne zu 
verkehren. Wie die hohen Offiziere in außenpolitischer Hinsicht 
dachten, davon gibt General Beseler, der gewiß nicht allein 
stand, ein Zeugnis, wenn er schreibt (IgI3): »Wir stehen vor 
einer Entscheidungsstunde, vor der Frage, ob wir der Zukunft 
mit dem Entschluß entgegengehen sollen, uns waffenstark und 
kampfesfroh nicht nur unserer Haut zu wehren, sondern uns zu 
erkämpfen und zu erobern, wessen wir an Raum, an Luft und 
Licht für unsere Weiterentwicklung als Nation bedürfen.« Und 
an anderer Stelle: »Unser Heer ist keine ‚Friedensversicherung‘, 
wie man es so oft nennt, um sich über die Unbequemlichkeit 
seiner Last zu trösten, . . . es ist das Schwert zur kraftvollen 
Wahrung unserer Weltstellung und nationalen Eigenart, vor 
allem aber die große, unersetzliche Bildungsschule des ganzen 
Volkes zur Wehrhaftigkeit und Staatsgesinnung« 3%). 

General Beseler irrt sich sehr mit der »Schule zur Staats- 
gesinnung«e. Denn erfahrungsgemäß war das Heer die beste Pro- 
pagandaschule für die Sozialdemokratie, die doch als eine staats- 
zerstörende Partei galt. Die Gründe, warum das Heer als Volks- 
erziehungsinstitut versagte, sind aus dem bisher gesagten schon 
zum Teil zu erkennen. 

Die Dynastie verstand es, das Gefühl der direkten Ab- 
hängigkeit in den Offizieren wach zu halten. Der jüngste Leut- 
nant rangierte bei Hofe vor dem ältesten und verdientesten Ge- 
lehrten. Der Offizier bekam in verhältnismäßig jungen Jahren 
Orden, die der Bürger, wenn er nicht sehr viel zahlte, nach den 
Yerdiensten eines ganzen Lebens vielleicht kurz vor dem Tode 
noch erhielt. Der Dynast trug die Uniformen seiner Regimenter 
und gab sich den Anschein des »Kameraden«. Die Söhne der 
‚Fürsten machten in den Regimentern Dienst. Die Dynasten 
suchten sich aus den Offizieren ihre Kammerjunker und Kam- 
Imerherren aus und der Adel des Landes war glücklich über 
‚Tätigkeiten bei Hofe, die einem wahrhaft freien Manne doch 
kaum entsprechen konnten. 


13) Beide Stellen aus »Die allgemeine Wehrpflicht«. Berlin 1913. Die Aus- 
sprüche des Generals sind interessant wegen ihrer Offenheit einerseits und ihrer 
Selbsttäuschung andererseits. 
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Der Dynast verfügte, da er über die Offiziere verfügte, natür- 
lich auch iiber die Truppe, die zu Dienstleistungen bei Hofe und 
zur Erhöhung des Glanzes höfischer Feste kommandiert wurde. 
Der Dynast sprach: »Meine Armee«, »Meine Regimenter«, »Meine 
Offiziere«, »Meine Flotte« usw. In dieser Kleinigkeit dokumen- .- 
tiert sich doch das Gefühl vom Besitzrecht. Das Volk hatte nur 
Geld für die Armee zu bewilligen und seine Söhne herzugeben. 
Alles andere war eine Angelegenheit der 
Dynastie. | 

Daraus ergibt sich leichthin die politische Auffassung des ` 
Offiziers. Er war das ausübende Organ Be Ä 
Dynasten | 

Das Offizierkorps enthielt sich der Politik. Aber es war nicht 
apolitisch. Es war gezwungenermaßen konservativ, wenigstens 
in Preußen. Die Hierarchie der Armee scheute vor allen so- 
zialen_Reformen. Die militärischen Reformen gingen von den 
obersten Kommandobehörden aus und beschäftigen uns hier 
nicht weiter. In allen politischen Dingen herrschte bei der Armee 
eine vollendete Laienhaftigkeit. Von wirtschaftlichen und so- 
zialen Fragen wußte man nichts. 

Trotz der vollkommenen Unkenntnis politischer Denk- 
methoden und trotz Mangel jeder politischen Erfahrung bestand 
aber-ım Offizierkorps eine unzweifelhafte Gegnerschaft gegen das 
Parlament und die Ueberzeugung, man müsse 
in einem nächsten Kriege die Diplomatie 
ausschalten, damit sie nicht das verdürbe, 
was das Schwert geschaffen haben werde. 
Diese Idee in der Form dieses Schlagwortes war zu einer so 
festen geworden, daß aus ihr die Vergewaltigung der Reichs- 
politik durch die deutsche Heeresleitung im Kriege sich ganz 
folgerichtig entwickelte. 

Der Offizier war gewöhnt daran, auf den Politiker herabzu-: J 
schauen. Daraus ergab sich seine Idee, wenn es nötig wenden 
sollte, Politik selbst besser machen zu können. 

Nun ist aber militärische und politische Denkmethode und 
Schulung so grundverschieden, daß ein Offizier, der sein Leben 
lang nur Offizier war und womöglich eine nur für diesen Beruf 
knapp ausreichende Bildung genossen hat, und sich nun plötz- 
lich mit Politik beschäftigt, meist schon am Anfang seiner Tätig- 
keit scheitern muß. Ein Beispiel dafür ist die wenig erfreuliche 
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Tätigkeit deutscher Militärattaches vor und im Kriege. (Amerika!) 
Auch die Art und Weise, wie die Heeresleitung mit dem Parlament 
verkehrte, war doch nur in einem Lande möglich, dessen Militaris- 
mus auch in den Parlamenten saß. 

»Die 14) militärische Denkmethode geht von vergleichender Be- 
urteilung feindlicher und eigener Stärke und strategischer Lage 
aus. Sie faBt dann unter Zugrundelegung eines Auftrags oder 
in größeren Verhältnissen eines vorhandenen eigenen Willens 
einen Entschluß, den sie der Ausführung durch Unterführer und 
Truppe in klarer Befehlsform übermittelt. Es ist diese Denk- 
methode, verglichen mit derjenigen des Politikers, Juristen, 
Naturforschers, Mathematikers usw. in gewissem Sinne die 
gröbste. Deshalb keineswegs im gegebenen Falle die leichteste. 
Namentlich deshalb nicht, weil sie psychischen Einflüssen, die 
auf jedes Urteil einwirken, in unendlich viel höherem Maße (dank 
der Umstände, unter denen sie vor sich geht) ausgesetzt ist, als 
irgendeine der anderen Denkmethoden. Nun gewöhnt 
sich der Mensch sehr leicht an die Denk- 
methode seines Berufes. Auch der Offizier wird 
seine Denkmethode überall anwenden, auch in der Politik. Und 
gerade da ist sie zum Mißerfolg verurteilt. Denn die politische 
Denkmethode geht den umgekehrten Weg, wie die militärische. 
Geht der Stratege von dem in der Gegenwart Ge- 
gebenen der militärischen Gesamtlage, dem Ergebnisse vor- 
hergegangener Kraftabmessungen unmittelbar aus, und 
schließt an diese für ihn allein maßgebende Prämisse seine Ent- 
schlüsse schrittweise zum neuen Gewollten an, so kann der Poli- 
tiker eine Gegenwartslage, wie solche im Kriege vorhanden sind, 
nicht als abgeschlossene Voraussetzung für sein politisches Den- 
ken ansehen, an die er unmittelbar in seinem politischen Wollen 
anzuknüpfen vermöchte. Sein EntschlußB muß in Vergangenheit 
und Zukunft viel tiefer schürfen als der des Militärs. Der Poli- 
tiker muß sich in seiner Phantasie ein voraussehendes Bild von 
zeitlich weit in die Zukunft reichenden Zuständen, also von Zu- 
ständen, die noch nicht vorhanden sind, die aber dem Endziel 
seines politischen Wollens entsprechen und nun von dieser zeit- 


14) Wörtlicher Auszug aus meiner Broschüre: »Politik und Kriegführung«. 
Eine Gegenwartsstudie. München, bei Knorr und Hirth, 1917. Er sei hier ge- 
stattet, obwohl diese Schrift an andere Kreise gerichtet und daher mehr po- 
pulär gehalten war. 
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lich fernen Vorstellung ausgehend muß er den Weg bis zu den 
im Augenblick gegebenen Zuständen zurückwandern. 

Andererseits ist sein politisches Urteil aufgebaut aus einem 
Erfahrungsschatz, der weit in die Vergangenheit zurückreicht. 
Die politische Tätigkeit, richtig ausgeübt, ist eine historisch- 
soziologisch-wissenschaftliche und völkerpsychologische Fein- 
arbeit, eine langfristige Kunst in der Erfassung von 
Zuständen, im Gegensatz zu der kurzfristigen Kunst, der Waffen- 
tat. 

Es erscheint diese Auseinandersetzung der beiden Denk- 
methoden notwendig, denn es ergibt sich aus ihr die Größe des 
Unheils, das eintritt, wenn militärische Ideologien maßgebend 
für politische Entschlüsse werden. Und die Krone aller rein 
militärischen Ideologie ist die Ueberzeugung, daß nur die Ver- 
nichtung voller Sieg ist. Auch hier eine vollkommene Umkehrung 
politischer Ideologies. \ 

Eine politische Schulung fehlte dem Offizier 14°). Man 
bewahrte ihn ängstlich vor der Möglichkeit einer solchen. Zei- 
tungen, die nicht das Interesse der Dynastie vertraten, durfte! 
er öffentlich nicht lesen. Selbst Witzblätter, wie der Simpli+ 
zissimus, waren ihm verboten. 

Er konnte also auch seiner Mannschaft, die zum großen Teil \ 
politisch erfahrener und geschulter war als er selbst, kein Lehrer 
sein. Nicht einmal in den einfachsten Dingen der Staatsbiirger- 
kunde. Schon hieraus ergibt sich, daB das Wort, die alte Armee 
sei eine große Schule des Volkes gewesen, eine propagandistische 
Unwahrheit war. Sie war es nur in körperlicher Hinsicht. In 
nichts anderem. 

Sehr aufschlußreich schrieb Major a. D. K. Anker in einem 
Artikel des Berliner Tageblatts über diese Frage: »In der Praxis 
aber zeigte es sich, daß die jungen Rekrutenoffiziere in den 
meisten Fällen dieses Fach (Staatsbürgerlehre) ja selbst nur 
wenig oder gar nicht beherrschten. Auch sie hatten in den 
höheren Schulen 15) bekanntlich fast nichts über den Staat der 
Gegenwart gelernt und eıfahren, und die meisten Leutnants 
kannten daher nicht einmal die Verfassung 1%). Statt einer Unter- 
weisung in Staatsbürgerlehre erhielt der Soldat nur eine anti- 


14a) Darüber a. e. a. O. 
15) Der Verfasser meint hier Mittelschulen. 
16) Wie schon erwähnt, kannte sie auch der Kaiser nicht. 
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sozialdemokratische Belehrung. . . . Es hat sich im Kriege ge- 
rächt, daß selbst in den höheren und höchsten Stellen so viele 
Offiziere wenig oder gar nichts wußten von den außen- und 
innenpolitischen Problemen ihrer Zeit, ja daß sie letzten Endes 
dem Verfassungsstaat der Gegenwart geradezu feindlich gegen- 
überstanden«. 

Es war also die Auffassung, daß der Offizier der Lehrer des 
Volkes sei, eine Uebertreibung. Er war im wesentlichen sein Turn- 
lehrer. Im übrigen gab es selbstverständlich viele Offiziere, die 
sich um ihre Mannschaften bekümmerten und in einen persönlich 
gehaltenen Verkehr mit diesen traten. Wenn der Offizier nur 
gerecht war, so war er schon beliebt. Aber die Regel war doch 
leider die, daß das Klassenbewußtsein den Offizier von seiner 
Mannschaft seelisch trennte. 

Auch hier wieder war die soziologische Struktur des Offizier- 
korps von maßgebendem Einfluß. Die Offiziere entstammten 
meist nicht den Kreisen, die sozial empfanden. Sie hörten häu- 
fig von Jugend an nichts anderes, als daß es Herren gäbe und 
ein zu regierendes Volk. Daß die Macht zu befehlen eine Folge 
des Dienstgrades war und nichts anderes, konnte den junker- 
lichen Offizieren kaum verständlich gemacht werden, denn sie 
waren ja doch auch zu Hause die Herren ihrer Knechte. 

Direkt aus dieser soziologischen Struktur leitet Nicolai in 
seinem sehr guten Werke »Die Biologie des Krieges« (Zürich 
1919) die preußisch-junkerliche Ideologie ab. Er schreibt: »In 
Preußen, das dann für die Geschichte Deutschlands ausschlag- 
gebend wurde, herrschte eine dünne germanische (oder besser 
gesagt deutsche) Oberschicht über ein rückständiges und deshalb 
leicht lenkbares Volksgemisch von Obotriten und Sorben, Warnen 
und Weden, Pomerellen und Pruzzen, Masuren und Kaschuben, 
Polen und Tschechen, Litauen, Letten und anderen slawischen 
Völkern. Da hier die bequeme Herrenstellung mühelos aufrecht- 
erhalten werden konnte, und die Versklavung der unterworfenen 
Völker sogar zu relativ sehr großen politischen Erfolgen führte, 
bildete sich die Meinung, daß dies überhaupt eine brauchbare 
Art der staatlichen Einrichtung sei« !”). 

Auch die Söhne aus Industriekreisen hatten wenig Verständ- 
nis für die Gemeinschaft, die Offizier und Mannschaft innerlich 
verbinden sollte. Sie sahen bisher im organisierten Arbeiter einen 
17) A.a. O. S. 419, II. Band. 
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Gegenspieler i in polititischer Hinsicht und fanden diesen Arbeiter 
in der Armee wieder. Dazu kam die bekannte Tradition der 
preußischen Armee in bezug auf Mannschaftsbehandlung. Die 
friederizianischen Offiziere »fuchtelten« ihre »Kerls« und wenn 
auch dank der Energie des Parlaments und der Einsicht verstän- 
diger Offiziere die Mißhandlungen der Mannschaft abnahmen, 
ganz auszurotten waren sie nicht. Doch ist festzustellen, daß die 
Mißhandlungen durch Unteroffiziere zahlenmäßig häufiger waren 
als die durch Offiziere. s 3 Ru tree (vr Citan i~ 

Es wird kaum Mannschaften deban, die während ihrer 
Dienstzeit nicht einmal vorschriftswidrig behandelt wurden. Die 
Beschwerdevorschrift war unzulänglich. Zudem gab es auch 
Offiziere, die Beschwerden unterdrückten. Die Soldatenselbst- 
morde, die zahlreich waren, allerdings relativ nicht so zahlreich 
wie bei der heutigen Reichswehr, waren vielfach eine Folge der 
Mißhandlungen. 

Die Behandlung des Soldaten durch den Offizier war. dem 
Klassenbewußtsein entsprechend, wenn es gut ging, patriarcha- 
lisch und je nach der Persönlichkeit des Offiziers sehr verschie- 
den, doch grundsätzlich war vielfach eine Auffassung vorhan- 
den, die im Soldaten eine physisch und psychisch anders ge- 
artete Menschenklasse voraussetzte. Die Leute wurden von den 
jungen Offizieren in der Regel mit »Du« angeredet und oft wie 
Schulkinder, nicht wie erwachsene Menschen behandelt. Kleine 
Strafen im Unterricht bestanden in »in die Ecke stehen« oder 
in »Kniebeuge stehen« und ähnlichen Lächerlichkeiten. Das Sy- 
stem, das auf der alten Adelsideologie aufgebaut war, wirkte 
hemmend, wenn ein Offizier ‘mit sozialer Einsicht seine Leute 
anders behandelte und z. B. den Ehrenstandpunkt des Mannes 
den Unteroffizieren gegenüber betonte. 

Interessante Einzelheiten finden wir in dem Buche »Henker 
Drille über Schüler- und Soldatenselbstmorde 38). 

Der Verfasser schildert an einer Stelle sehr anregend, wie 
er selbst anfänglich über vieles empört durch die Macht des 
Milieus sich wandelte. »Ich weiß«, schreibt er, »daß ich in den 
ersten Monaten unter diesen Roheiten litt und mich innerlich 
gegen sie auflehnte, und ich weiß auch, daß es mir später durch- 
aus sachgemäß erschien, wenn irgendeinem Kerl ein paar Jagd- 
hiebe aufgebrummt wurden. Ein junger Mann gewöhnt sich nur 

18) 1908 erschienen. Verlag Marquardt u. Cie. Berlin. 
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allzuleicht in angeblich aristokratische Grundsätze hinein, die 
seinem Selbstgefühl schmeicheln. Die meisten 
Kompagniechefs teilten den Standpunkt »Prügel macht lustig« 
und wenn ein Leutnant ihnen ohne zwingenden Grund eine MiB- 
handlung gemeldet hätte, so würden sie ihn nicht sonderlich 
freundlich bewillkommnet haben. Manche hatten selbst als Leut- 
nant viel »gedroschen«, andere hatten auch als Hauptleute die 
Gewohnheit noch nicht gänzlich abgelegt — sogar mein Ba- 
taillonskommandeur lief seinem Burschen mit der Reitpeitsche 
bis auf die Straße nach — und sie ‚fanden eben nichts dabei‘. 
Natürlich gab es auch Herren, die strenger und korrekter dachten.« 

Die Ideologie, die Mißhandlungen erzeugt oder geschehen 
läßt, ist also nur zum Teil aus der soziologischen Struktur des 
Offizierkorps zu erklären. Gewiß ist sie verwandt mit dem über- 
triebenen Herrenbewußtsein, wie es Adel, Großgrundbesitz und 
Industriekapitäne haben und in ihren Familien großziehen. 
Daneben aber tritt das System, das den Vorgesetzten für die 
Leistungen der Untergebenen verantwortlich macht und der 
stets wiederholte Ruf nach unbedingter Disziplin. Dies und die 
verhältnismäßig kurze Zeit der Ausbildung bei höchsten An- 
forderungen erzeugte eine gewisse Nervosität, auch bei Unter- 
offizieren, aus der sich zum Teil die Erscheinungen des MiB- 
brauchs der Dienstgewalt ergeben. 

Selbstverständlich aber würde eine Ideologie, die im Mann 
den gleichberechtigten Volksgenossen sieht, die also aus einer 
demokratischen und nicht feudalen und plutokratischen Struktur 
des Offizierkorps hervorginge, auch die Mißbräuche der Dienst- 
gewalt einschränken können. 

Wir haben oben erwähnt, daß das Heer vor dem Kriege ein 
Volksheer genannt wurde, aber ein dynastisches Instrument war. 
Ganz besonders tritt dies bei der Garde hervor. Die Dynastie 
‘versorgte sich in der Garde mit besonders innenpolitisch ver- 
lässigen Truppen. Sie besetzte daher die Offizierstellen in ihr fast 
ausnahmslos mit Adligen und gab den Regimentern einen Mann- 
schaftsersatz, der bei weitem besser war als der aller übrigen 
Regimenter. Auf die großen Nachteile, die das für die Armee 
mit sich brachte (z. B. fehlender Unteroffiziersersatz bei den 
Linienregimentern, während die guten Mannschaften der Garde 
wegen Ueberfüllung nicht Unteroffiziere werden konnten) soll 
hier nicht näher eingegangen werden. Es entstand aber in den 
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Gardetruppen und ihren Offizieren die dem Geist der Gesam we 
armee schädliche Idee, daß sie etwas Besseres seien. Näher de 
Throne, speziell für seinen Schutz berufen. 

Man vergleiche hiezu die Aeußerungen Wilhelms II., daß es 
keine Demokratie mehr gebe, wo seine Garde auftrete, und dann 
den eigentümlichen Irrwahn des Kaisers, der ihn zu den Leuten 
sagen ließ, sie müßten, wenn notwendig, auf ihre Familie schießen 
und ein Fall im Januar 1908, wo Wahldemonstrationen in Berlin 
den Kaiser veranlaßten, zu sagen: »Wenn ich am Sonntag gewußt 
hätte, daß die Unordnung so groß, dann hätte ich das Alexander- 
regiment alarmiert und hätte selber mit dem Regiment die 
Straßen gesäubert!« Oder jene andere Aeußerung des Kaisers 
gelegentlich eines Streiks 1900: »Ich erwarte, daß beim Ein- 
schreiten der Truppen mindestens 500 Leute zur Strecke gebracht 
werden.« Dieser Satz wurde dem Generalkommando des Garde- 
korps telegraphiert. 

Solche und viele ähnliche Sätze waren zum Teil in der 
Armee bekannt, wurden zwar von ernst denkenden Offizieren 
mit großer Sorge aufgenommen, von der Masse aber eben doch 
im Sinne der Gegensätzlichkeit der mit der Armee eng verbun- 
denen Dynastie gegen das Volk aufgefaßt. Die vorhandenen 
Ideologien wurden hierdurch noch wesentlich verstärkt. 

Wenn der Kaiser gelegentlich des Moltke-Eulenburg-Skan- 
dals sagte: »Wenn es jetzt in den Zeitungen nicht aufhört, schicke 
ich einen Flügeladjutanten hin und lasse einen Redakteur tot- 
schießen«, so entsprach dieser Satz der Ansicht des Kaisers, daß 
die Armee ihm gehöre und das Werkzeug seines Hauses sei. Wenn 
so der Kaiser dachte, sind gleiche Gedankengänge bei den Offi- 
zieren erklärlich. 

Das autokratische System Wilhelms II. übertrug sich 
zum Teil auf die Armee. Je näher dem Throne, desto größer 
die Macht. Die Unfehlbarkeit, die der Kaiser für sich beanspruchte, 
wurde in der Armee von den meisten Vorgesetzten gegenüber 
ihren Untergebenen auch in Anspruch genommen. Es entstand 
Streberei und Kriecherei, die einen eigentümlichen Gegensatz zu 
dem Herrenstandpunkt feudaler Offiziere bildete. Der alte 
preußische Offizier beugte vor seinen Vorgesetzten nicht so den 
Rücken, wie das unter Wilhelm II. häufig üblich und zur Karriere 
notwendig wurde. Es entstand ein Typ, den aufrechte Offiziere, 
deren es doch eine große Zahl gab, mit Recht ablehnten. Diese 
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‚große Schwäche der Armee verzerrte ihr stolzes Rittergefühl 
lund gab dem Offizier zwei Seelen: die eine klassenbewuBt und 
‘exklusiv gegeniiber allem Biirgerlichen, das ihn umgab, die 
ndere schmeichlerisch dem Vorgesetzten und allem Höfischen 
egenüber. Das Jagen um Einfluß war groß und Beförde- 
rungen und Einberufungen in den Generalstab, erstrebens- 
werte Abkommandierungen und gute Garnisonen, waren oft von 
Protektion und gutem Angeschriebensein bei Hofe abhängig. 
Da in Deutschland eine große Reihe regierender Fürsten mit 
der Armee in Verbindung standen, ihre eigenen Regimenter 
hatten usw., so bildete sich ein Band zwischen Dynastien und 
Offizieren, das ganz anderen Zwecken diente als etwa der Kriegs- 
tüchtigkeit der Armee. Zedlitz-Trützschler schreibt in seinem 
sehr bekannt gewordenen Buche »Zwölf Jahre am Deutschen 
Kaiserhof« recht charakteristisch: »DaB das autokratische Wesen 
Schule macht, sieht man an der Mehrzahl der höheren Offiziere und 
Beamten mit ihrer Neigung zu reaktionären Tendenzen. Es wird 
immer mehr zentralisiert, überwacht und persönlich eingegriffen, 
die Selbständigkeit der Untergebenen aber immer mehr einge- 
schränkt. Staaten gehen aber weniger zugrunde oder überhaupt 
rückwärts, weil die unteren Schichten zu viel Macht whd Selb- 
ständigkeit haben, sondern dadurch, daß sich die Regierenden 
immer mehr Macht beilegen und alle selbständigen, aus dem 
Wesen und den Bedürfnissen der Masse kommenden Entwick- 
lungen hemmen.« 
| Wenn wir in dieser Studie die Wirkungen der soziologischen 
‚Struktur des Offizierkorps auf die Ideologien der Offiziere be- 
‚handelten, so mußten wir auch feststellen, daß nicht alles der 
'soziologischen Struktur allein zuzuschreiben ist. Es muß bedacht 
werden, daß sich in den letzten 50 Jahren die Ideologie des 
Biirgertums, aus dem ja die Mehrzahl der Offiziere (allerdings 
nicht die fiir den Ton maBgebenden) rekrutierte, gewaltig gegen 
früher verändert hatte. Der Handwerker am Anfang des 19. Jahr- 
hunderts war noch Biirger. Der Ersatz des Handwerks durch die 
Maschine lieferte eine neue Bevölkerung der Arbeiter, die nicht 
mehr Bürger waren. Einerseits wurde der Bürgerstolz durch die 
großen Reaktionen in Deutschland zerstört, andererseits aber 
durch die Entstehung der Fabrikbevölkerung ein Klassenunter- 
schied neu geschaffen. Aus dieser Tatsache wie auch aus der 
Entwicklung der Arbeiterschaft in den Rahmen einer anti- 
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monarchischen und antibürgerlichen Partei entstand ein Standes vr 
bewußtsein des Bürgers nach unten, während das nach obe 
allmählich vollkommen verschwand. Auf dem Boden eines nicht 
mehr nach oben selbstbewußten Bürgertums konnte allein die 
Pflanze des Militarismus gedeihen. Der geistig-seelische Zustand 
des deutschen Bürgers schuf eine soziale Einschätzung des 
Offizierkorps als eines Sonderorganismus im Staate, also gerade 
das, was auch aus den auf eigener soziologischer Basis sich ent- 
wickelnden Offiziersideologien geschaffen wurde. Der Bürger ver- 
darb mit seiner Anbetung gesunde soziale Regung im Offizier 
und namentlich im jungen. Vergessen wir nicht, daß in keinem 
Stande Achtzehnjährige schon nach außen hin ganz selbständig 
auftreten mußten, wie es beim Offizier der Fall war, und in 
diesem unreifen Alter (unreif im Verhältnis zur Aufgabe, die Be- 
ruf und Gesellschaftsleben stellten) schon über große Macht 
über Menschen geboten. Das verführt, macht eitel und blendet. 

Weil der Bürger zu ihm hinaufsah, darum hatte der Offizier 
das Gefühl, hinabzusteigen, wenn er sich in bürgerliche Gesell- 
schaft begab. Weil der Bürger so klein war, verachtete ihn der 
Offizier und mehr noch: der Offizier sah im Zivilisten meist nicht 
den Gelehrten, den bedeutenden Arzt, den klugen Rechtsanwalt 
oder den schöpferischen Künstler, sondern, gewohnt nach AeuBe- 
rem zu urteilen, den Bürger schlechthin. Dies, seine Halbbildung 
und das Bildung nicht fördernde militärische System führten 
dazu, daß eine große Anzahl von Offizieren auch die geistige 
Tätigkeit bürgerlicher Berufe unterschätzte. Das Theater, die 
Oper, das Konzeit waren für den Offizier häufig nicht künstle- 
rische, sondern gesellschaftliche Veranstaltungen. Mit dem Ge- 
lehrten konnte er sich nicht unterhalten. Das Leben um ihn her- 
um verstand er nicht. Er trug seine Exklusivität wie einen 
Panzer, aber auch wie eine schwere Last, die ihn am Fluge mit 
seiner Zeit hinderte und ihm heute, wo er, aus dem Dienst ent- 
lassen, teils von seiner Pension lebt, teils andere Berufe ergriffen 
hat, in der großen Zahl der Fälle nicht erlaubt, ein tüchtiger 
Mitarbeiter an den großen sozialen Entwicklungen der Zeit zu 
werden. 
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Wirtschaftlicher Macchiavellismus. 
Von 


PAUL SCHRECKER. 


Das Prinzip, das sich im Macchiavellismus ausdrückt — 
Staatsakte, die als Handlungen von Individuen unsittlich wären, 
erscheinen gerechtfertigt, wenn sie im Interesse des Staats, aus 
»Staatsräson«, nützlich oder notwendig sind — ist auf dem Ge- 
biet der Politik zuerst aufgefallen und von Macchiavell zwar nicht 
erfunden, aber beschrieben worden; seine Erscheinungsformen 
sind jedoch vielgestaltig und historisch wechselnd und man wird 
sie überall dort feststellen können, wo ein Verhalten des Indivi- 
duums, das Normen der Moral realisieren soll, zugleich anderen 
objektiven Zwecken zu dienen hat, die nicht von der Moral gesetzt 
sind und im Gegensatz zu ihr Erfüllung durch Sanktionen er- 
zwingen können. So schwer dieser Konflikt subjektiv empfunden 
werden mag, so ist er doch bloß ein psychologischer, durchaus 
nicht anders konstituiert als jede andere Versuchung zum Bruch 
moralischer Normen, die in der Aussicht auf Vermeidung von Leid 
oder Gewinnung von Lust besteht. Objektiv, also unter Kate- 
gorien sachlicher Geltung, existiert der Konflikt überhaupt nicht, 
weder für die Moral, noch für die Staatsräson oder wie sonst das 
Normensystem heißen mag, dessen Sanktionen das Individuum 
treffen. Denn nur scheinbar, in symbolischer Projektion, ist die 
»Person« Kreuzungspunkt und Kampfplatz beider, in Wirk- 
lichkeit kämpfen nicht die Normensysteme, sondern ihre subjek- 
tiv individualisierten Repräsentationen als Motive im Indivi- 
duum, und nur die Moral fordert Realisierung durch das ganze 
Individuum, die ganze »Person«, die überhaupt erst durch sie 
als solche konstituiert wird. Nicht die anderen Normensysteme: 
für diese ist das menschliche Individuum überhaupt nicht »Per- 
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son«, also Freiheit, Selbstzweck, Monade der Spontaneität, son- 
dern zweckentsprechendes oder zweckwidriges Organ, nur 
durch die Rolle individualisiert und konstituiert, die ihm eben 
das System anweist. Ob dieses nun Staatsräson, major dei gloria 
oder — wie zu zeigen sein wird — Wirtschaft heißt, ist 
dabei prinzipiell gleichgültig. Aber ebenso gleichgültig ist es für 
die moralische Beurteilung einer Handlung, ob und welche Sy- 
steme sonst durch sie realisiert werden sollen, ob sie unter anderen 
als den ethischen Kategorien als Staatsakt, Glaubensakt, Rechts- 
tatsache oder wirtschaftliche Funktion erscheint. 

Eine Unabhängigkeit der Politik (Wirtschaft, Rechtsordnung 
usw.) von der Moral liegt dabei nur faktisch in dem gleichen 
Sinne vor, in dem überhaupt jedes Faktum von der Moral un- 
abhängig ist, sei dieses Faktum ein psychophysisch wahrnehm- 
bares oder die Geltung einer rationalen Relation. Nicht aber ist 
die Unabhängigkeit eine rechtmäßige in dem Sinne, als ob die 
Moral auf ein bestimmtes Reservatgebiet verzichtet, die Politik 
usw. gleichsam zu seiner Normierung delegiert hätte; und auch 
nicht als ob die Setzung und Anerkennung anderer als der mora- 
lischen Normen nicht auch eine unter Sanktionen der Moral 
stehende Handlung wäre. Sondern nur so, daß die Moral zwar 
sich selbst frei und autonom setzt, nicht aber damit die Geltung 
jener anderen Systeme legitimiert, die vielmehr kraft eigenen, 
nicht-moralischen Anspruchs tatsächlich Erfüllung heischen. So 
sind also Regieren, Wählen, Kalkulieren, Bauen, Ackern genau 
so wie Malen, Dichten, Tanzen unter moralischem Aspekt Hand- 
lungen und die smoralische« Handlung wieder kann sub specie 
juris rechtlich oder rechtswidrig, sub specie oeconomiae wirt- 
schaftlich oder unwirtschaftlich und sub specie artis Kunst oder 
Kitsch sein, ohne daß zunächst die Bewertung in moralischer 
Hinsicht der eines anderen Systems präjudizieren Könnte. Es 
steht also jedes Verhalten menschlicher Personen unter dem 
Sittengesetz, aber keines nur unter ihm, sondern außerdem 
auch unter Kategorien des positiven Rechts, der Wirtschaft, der 
ästhetischen Produktion, der gesellschaftlichen Konvention und 
so läßt sich Macchiavellismus prinzipiell an allen jenen Stellen auf- 
weisen, wo die Projektionen der Moral und eines anderen Normen- 
systems auf die Ebene des individuellen Bewußtseins einen 
Schnittpunkt erzeugen. Um so leichter bemerkbar wird dieser 
Konflikt sein, je weniger er auf die Sphäre beschränkt bleiben 
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kann, in der seine Realität wurzelt, je folgenschwerer also der 
macchiavellistische Akt des Individuums für eine große Zahl 
anderer Individuen wird. Vom 15. bis zum Ende des 19. Jahr- 
hunderts stand in dieser Beziehung die dynastische Politik an 
der Spitze — seither ist an ihre Stelle in jeder Beziehung die 
Wirtschaft getreten, die die Politik großenteils in die Rolle eines 
Epiphänomens gedrängt, sie selbst unter Kategorien der Wirt- 
schaft gestellt hat. 

Man muß die Wirtschaft — nicht die Wirtschaftswissenschaft 
— als Normensystem verstehen, wenn man sie überhaupt als 
eigene Realitätssphäre von anderen unterscheiden will und man 
muß sie als solches scharf trennen von allen »technischen« Vor- 
schriften, die wirtschaftliche Prozesse zum Objekt haben. Denn 
die Charakteristik einer Handlung als einer wirtschaftlichen kann 
nur darin bestehen, daß sie eine wirtschaftliche Norm indivi- 
dualisiert und realisiert, nur darin, daß sie kraft ihrer systema- 
tischen Verbindung mit der Grundnorm der Wirtschaft dem ein- 
heitlichen Wirtschaftszusammenhang zugerechnet werden kann. 
Weder ihr Inhalt — wenn Robinson auf seiner Insel ein Haus 
baut, so ist es kein wirtschaftlicher Akt, wenn es der Ansiedler 
in Südamerika tut, so ist es einer — kann ein Kriterium sein, 
auch nicht ihr Zweck der Befriedigung eines menschlichen Be- 
darfs, denn dann wäre jede Handlung eine wirtschaftliche und 
schon gar nicht ihre Formung durch das positive Recht, wie 
sich noch weiter ergeben wird. Wenn man in zwar noch ungenauer, 
aber für unsere Zwecke genügender Fassung als wirtschaftliche 
Grundnorm den nicht weiter deduzierbaren Imperativ bezeichnet, 
mit geringstmöglichem Aufwand an Gütern die größtmögliche 
Menge solcher zu gewinnen, so ist es klar, daß man damit ein 
Prinzip gewonnen hat, das den wirtschaftlichen Akt von jedem 
anderen zu unterscheiden geeignet ist. Dabei enthält der Begriff 
des Gutes schon die Garantie für die Objektivität der Norm, 
da Gut nur etwas sein kann, was allgemein kraft seiner Eignung 
zur Befriedigung eines Bedarfs wertgehalten werden soll. Ohne 
daß es an dieser Stelle möglich und notwendig wäre, diesen Aus- 
gangspunkt einer kritischen Methodik der Wirtschaftswissenschaft 
weiter auszuführen, ergibt sich aus unserer Position eine äußerst 
wichtige Konsequenz: daß nämlich die wirtschaftliche Norm 
sich nicht an das menschliche Individuum richtet, sondern an 
den Betrieb als Subjekt der Wirtschaft, denn nur der Betrieb 
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ist als solcher von dieser Norm konstituiert, er hat den Zweck, 
sie zu verwirklichen, während für das menschliche Individuum 
subjektiv Aufwand und Erfolg durchaus nicht in einem Verhält- 
nis stehen müssen, das die wirtschaftliche Norm realisiert, auch 
wenn es objektiv der Fall ist, ja die beiden überhaupt nicht ver- 
gleichbar sein müssen. 

Daß die Wirtschaftsnorm sich nicht an das menschliche 
Individuum wenden kann, geht auch daraus hervor, daß sie die 
Herstellung einer Beziehung zwischen Gütern verlangt, die 
zwar durch menschliche Handlungen erzeugt werden (wobei 
natürlich auch Arbeit als solches Gut zu gelten hat), aber einer- 
seits von den sonstigen Bestimmungen der Handlung gänzlich 
absieht und anderseits nicht im Vergleich derindividuellen 
Wertschätzung des aufgewendeten und des gewonnenen 
Guts das Kriterium für ihre Erfüllung finden kann. Auch wenn 
der Ertrag dem Individuum den Aufwand nicht lohnt, kann also 
ihr Verhältnis der wirtschaftlichen Norm entsprechen und um- 
gekehrt. Die Wirtschaftsnorm konstituiert also einen objektiven 
Zusammenhang und dessen Herstellung durch Individualisie- 
rung der wirtschaftlichen Grundnorm heißt Betrieb. Man darf 
sich darunter natürlich keine »substanzielle Form«, keine in 
Raum und Zeit verharrende oder einer kompliziert arbeits- 
teiligen Organisation bedürftige Veranstaltung vorstellen. Son- 
dern Betrieb ist die Einheit eines funktionellen Zusammen- 
hangs, eine Teilordnung, die durch die Wirtschaftsnorm kon- 
stituiert ist und sie individualisiert. Auch der einzelne Lohn- 
arbeiter ist schon insoferne ein Betrieb, als in wirtschaft- 
licher Hinsicht die Güter, die er zur Gewinnung und Er- 
haltung seiner Arbeitskraft aufwendet im Verhältnis zum 
Lohn die wirtschaftliche Norm erfüllen müssen. Ob sie auch 
subjektiv in diesem Verhältnis stehen, ist wirtschaftlich gleich- 
gültig. Wird das Verhältnis objektiv nicht realisiert, so ver- 
fällt der Arbeiter als Betrieb der Sanktion der Unwirtschaft- 
lichkeit. 

Es herrscht hier das gleiche Verhältnis wie in anderen Nor- 
mensystemen: die logische Norm wendet sich nicht an das 
denkende Individuum, sondern an das wissenschaftliche System, 
die ästhetische nicht an den Maler, sondern an das Bild und 
selbst das positive Recht verpflichtet nicht den Menschen schlecht- 
hin, sondern das Rechtssubjekt, das es selbst erst als solches 
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konstituiert hat und das, wie Kelsen!) bemerkt, immer nur 
sjuristische Person« sein kann. Roh ausgedrückt bedeutet das: 
ein Mensch kann nie wirtschaftlich oder unwirtschaftlich han- 
deln, denn das sind Kategorien, die nur auf einen Betrieb an- 
wendbar sind, der ausschließlich den Zweck hat, die wirtschaft- 
liche Norm zu realisieren und dies natürlich nur durch Akte 
seiner Organe tun kann; seine Organe aber sind alle jene durch die 
Norm konstituierten »wirtschaftlichen Personen«, deren Akte ihm, 
dem Betrieb, wirtschaftlich zugerechnet werden müssen. So naiv 
und billig es daher auch ist, in jedem Verhalten des in der Wirt- 
schaft arbeitenden Menschen eine Individualisierung der wirt- 
schaftlichen Norm zu sehen, ihm also mehr oder weniger weit- 
blickende Gewinnsucht zu imputieren, so berechtigt wird dieses 
Apperzeptionsschema, wenn es auf den Betrieb als wirtschaft- 
liches Individuum angewendet wird. Wem der Betrieb »gehörte, 
ist dabei zwar rechtlich relevant, aber — und darin zeigt es sich, 
daß die wirtschaftliche Handlung nicht durch ihre rechtliche 
Formung charakterisiert werden kann — für seine Existenz unter 
wirtschaftlichen Kategorien ebenso gleichgültig, wie die Frage 
nach dem Urheber eines Bildes oder wissenschaftlichen Systems 
für seine ästhetische bzw. logische Geltung. Denn nur soweit der 
Eigentümer zugleich Organ des Betriebes ist, seine Akte diesem 
also wirtschaftlich zugerechnet werden müssen, besteht überhaupt 
eine Relation in wirtschaftlicher Hinsicht. Aktualität erhält die 
Eigentumsfrage erst dann, wenn die Wirtschaft überhaupt als 
ein einheitlicher Betrieb betrachtet wird, wovon noch die Rede 
sein soll. Das wirtschaftliche Organ verhält sich zum zugehörigen 
Betrieb nicht anders als das Staatsorgan zu seinem Staat. Hand- 
lungen von Staatsorganen — des Monarchen, Abgeordneten, Rich- 
ters, Armeeführers — werden kraft positiven Rechts dem Staat 
zugerechnet und gelten daher als Staatshandlungen. Und nur 
dieser Umstand: daß der Staat, wie der Betrieb — und wie, was 
leicht einzusehen ist, die Kirche oder die Wissenschaft oder die 
Sprache oder schließlich die Gesamtheit der sich in der Zeit ent- 
wickelnden Objektivität, die Geschichte — nicht anders existieren, 
sich realisieren kann, als durch »Handlungen« von Personen, 
macht jenen psychologischen Konflikt möglich und unvermeidlich, 
dessen Prototyp Macchiavellismus heißt. Denn die Individualität, 
also moralische Verantwortlichkeit, des Organs bleibt außer- 
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halb seiner Existenz für das System, in dem es als Organ kon- 
stituiert ist. 

Stellt man also die Individualisierung der wirtschaftlichen 
Norm durch ein Betriebsorgan unter Kategorien, die sie zur Hand- 
lung einer verantwortlichen Person konstituieren, so ist es un- 
vermeidlich, daß sie unter die Kritik der sittlichen Vernunft 
gerät. Und betrachtet man anderseits die Handlung eines Men- 
schen als Akt eines Betriebsorgans, so kann sie nur norment- 
sprechend oder normwidrig sein, nicht mehr moralisch oder un- 
moralisch. (Es herrscht hier prinzipiell das gleiche Verhältnis wie 
zwischen Grammatik und Logik: unter logischen Kategorien 
kann ein Urteil richtig sein, dessen sprachlicher Ausdruck gram- 
matikalisch falsch ist und umgekehrt.) Das gleiche Geschehen, 
einerseits betrachtet als Akt des Organs, das eine wirtschaftliche 
Norm individualisieren soll und anderseits als Handlung einer 
Person, die die gleiche Funktion hinsichtlich der sittlichen Norm 
hat, ergibt, wenn die Beurteilung in der ersten Hinsicht positiv, 
in der zweiten negativ ausfällt, wenn also, psychologisch ge- 
sprochen, das Betriebsinteresse, die Wirtschaftsräson, sich als 
stärker erweist als die Moral, den Tatbestand des wirtschaftlichen 
Macchiavellismus in genauer Analogie zu jener politischen Situa- 
tion, in der ein Staatsorgan die Staatsräson zu Lasten seiner 
moralischen Verantwortlichkeit befolgt. Daß die Erfüllung eines 
Betriebsinteresses zugleich einen egoistischen Vorteil für das Or- 
gan als psychophysisches Individuum bedeuten kann (das nun 
ad hoc als von der Norm des Hedonismus bestimmt gelten muß) 
ist hier vollständig gleichgültig. Denn die wirtschaftliche Norm, 
die den Akt des Betriebsorgans bestimmt, deckt sich nicht mit 
dem Gebot des Hedonismus und Eudämonismus für das psy- 
chophysische Individuum. Es zeigt sich vielmehr, daß die Be- 
triebführung unter der Herrschaft der egoistischen Norm des in- 
dividuellen Besitzers — wie dies gerade die wirtschaftlichen Er- 
fahrungen im und nach dem Kriege kraß bewiesen haben — un- 
wirtschaftlich ist, unter die Sanktionen der Kontravention gegen 
die wirtschaftliche Norm fällt. 

Es ist ohne weiteres einleuchtend, daß diese wirtschaftliche 
Form des Macchiavellismus unscheinbar und historisch bedeutungs- 
los bleiben kann, solange und soweit die Betriebe durchschnitt- 
lich einzellig funktionieren, solange die faktisch mangelnde Diffe- 
renzierung zwischen dem sittlich autonomen Individuum und dem 
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wirtschaftlich autonomen Betrieb die Auswirkung des Konflikts 
über die individuelle Sphäre kaum hinausreichen läßt. Prinzipiell 
ist es zwar schon ein macchiavellistischer Akt, wenn in Zeiten der 
Hungersnot der Kleinbauer einen Teil der Ernte, den die neue 
Aussaat erfordert, der Bedarfsbefriedigung entzieht, aber an die 
ungeheure historische Wirkung des politischen Macchiavellismus, 
der mit dem Begriff der Staatsräson — nach Meineckes er- 
schöpfender und eindrucksvoller Darstellung 2) — durch Jahr- 
hunderte die europäische Geschichte beherrscht hat, reicht die 
Wirtschaftsräson erst heran, seit sie durch Großbetrieb, Arbeits- 
teilung und Weltmarkt den Primat unter den Normen- 
systemen, die die Kultur konstituieren, tatsächlich errungen 
hat. Erst jetzt, da die überwiegende Mehrzahl aller Menschen 
als Produzenten wie als Konsumenten — denn auch der 
Konsument ist wirtschaftlich Organ des Betriebes, dessen Pro- 
dukte er konsumiert — zu Organen großer wirtschaftlicher Ein- 
heiten geworden sind, da jede Arbeit und jeder Genuß zugleich 
— und bald vorwiegend — als Organfunktion konstituiert er- 
scheint, die einem Betrieb wirtschaftlich zugerechnet wird und 
die wirtschaftliche Norm individualisiert, erst jetzt also lassen 
sich klar alle jene Symptome des wirtschaftlichen Macchiavellis- 
mus erkennen, die seine vollkommene Analogie zum politischen 
erweisen. 

Der Fürst, dem Macchiavell seine Ratschläge erteilt, ist nicht 
eine Persönlichkeit unter moralischen Normen, sondern Staats- 
organ, seine Handlungen sind, soferne sie Rechtsnormen (und 
wäre es auch nur die: der Wille des Fürsten ist Recht) indivi- 
dualisieren, Staatsakte und er unterscheidet sich nur dadurch 
vom Tyrannen, dessen Herrschaft Macchiavell verwirft, der aber 
auch Staatsorgan ist — sonst könnten seine Akte nicht Staats- 
akte sein — daß ihm salus reipublicae suprema lex ist, daß also 
seine Handlungen dieses Gesetz individualisieren und nicht, wie 
die des Tyrannen, sein Interesse als Person. Und die ideelle 
Rechtfertigung aller moralisch verwerflichen Handlungen, aber 
zugleich politisch notwendigen Staatsakte des Fürsten, welche 
prinzipiell alle Tatbestände realisieren können, die sonst unter 
den Sanktionen des Strafgesetzes stehen, wird noch verstärkt 
dadurch, daß der Staat selbst unter die Norm eines höheren, des 


2) Die Idee der Staatsräson in der neueren Geschichte. München und Ber- 
lin 1924. 
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nationalen Zweckes gestellt wird. Wenn Macchiavell die erste De- 
kade des Livius heranzieht, um an ihr seine Doktrin zu exempli- 
fizieren, so könnte man heute mit dem gleichen Recht und Er- 
folg die Geschichte eines beliebigen der großen Konzerne oder 
Trusts unter diesem Gesichtspunkt analysieren, nicht um sich 
die billige Satisfaktion moralischer Entrüstung zu verschaffen, 
sondern um zu zeigen, wie die moralisch verwerflichen Hand- 
lungen, die sich darin häufen, durchaus Organfunktionen sind, 
in denen sich die wirtschaftliche Norm individualisiert. Auch hier 
müßte man allerdings die wirtschaftliche »Tyrannis« ausschließen, 
die Herrschaft über Betriebe unter egoistischen Zwecken des 
Eigentümers, durch welche die wirtschaftliche Norm nicht reali- 
siert wird, da jene nur Einheit des Besitzes, aber nicht Einheit 
des Betriebes unter der wirtschaftlichen Ratio stiftet. 

Es scheint freilich der Unterschied zu bestehen, daß der 
Fürst legibus solutus est und ganz allgemein das Staatsorgan 
sich nur innerhalb der Rechtsordnung zu verantworten hat, die 
ihn als solches konstituiert und die er zu individualisieren hat, 
während das Betriebsorgan außer der wirtschaftlichen Norm mit 
seiner Handlung auch noch in der Regel das positive Recht indi- 
vidualisiert und Zurechnungspunkt für dessen Sanktionen wird. 
Aber dieser Unterschied ist durchaus kein prinzipieller: sub specie 
der Wirtschaft ist das positive Recht nur eine der vielen an sich 
wirtschaftsfremden Mächte, mit denen sie arbeitet, an denen sie 
die wirtschaftliche Norm individualisiert und die sie dadurch zu 
wirtschaftlichen Fakten konstituiert, nicht aber ist es ein System 
autonomen Geltungsanspruchs. Auch der Fürst kann die Staats- 
räson nur in Anpassung an gegebene, d. h. der Verarbeitung durch 
das politische System übergebene Tatsachen realisieren: die 
Stärke des Nachbarstaates, den Volkscharakter seiner Unter- 
tanen, kurz die Macht der von seinen Staatsakten unabhängigen 
Umstände, die seine Freiheit in der Befolgung des Staatsinter- 
esses genau so beschränken, wie das positive Recht die Freiheit 
des wirtschaftlichen Funktionierens des Betriebsorgans. Eine 
Heteronomie der Wirtschaftsnorm gegenüber der Rechtsnorm ist 
damit nicht deklariert; denn sub specie der Wirtschaft unter- 
bleibt eine rechtswidrige Handlung nicht, weil sie rechtswidrig 
wäre, sondern weil sie, vermöge der Sanktionen, die das positive 
Recht daran knüpft, unwirtschaftlich sein müßte. 

Daraus ergibt sich eine weitere Feststellung: wie jedes 
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Normensystem, das seine Geltung nicht selbst aus einem anderen 
deduziert und gründet, das also von diesem anderen nicht auf 
einen bestimmten Bereich gewiesen und eingeschränkt ist (wie 
etwa die Mathematik von der Logik auf den Bereich der Quanti- 
tät) so erhebt auch die wirtschaftliche Norm den Anspruch auf 
prinzipiell unbeschränkte Geltung für jedes menschliche Verhal- 
ten, das damit zum Akt eines Betriebsorgans konstituiert werden 
soll. Das ist die Basis aller jener macchiavellistischen Wirtschafts- 
akte, durch die die Wirtschaft sich Verhaltungstypen von ihr 
durchaus fremder Konstitution assimiliert oder sie als nicht exi- 
stent aus ihrem Systemzusammenhang eliminiert. Wie der dyna- 
stische Macchiavellismus Eheschließungen durch Angleichung ihrer 
Ratio an die von Handels- oder sonstigen Staatsverträgen in sein 
System zieht, oder aus Staatsräson Bürgerexistenzen vernichtet, 
ohne mögliche Rücksicht darauf, daß — unter ihr fremden 
Aspekten — der Bürger ein Mensch ist, sdem die Natur an seiner 
Wiege Freude zugeschworen«, so vollzieht sich unaufhaltsam auch 
die Invasion der Wirtschaftsnorm in das sogenannte Privatleben, in 
jenen autonomen Teil menschlicher Existenz, in dem seine Hand- 
lungen nicht zugleich Organfunktionen des wirtschaftlichen (oder 
politischen) Systemzusammenhangs sind, in dem sie nicht Normen 
eines ihm transzendenten Systems individualisieren, sondern al- 
lein von der Spontaneität und Freiheit der moralischen Persön- 
lichkeit gesetzt werden. Wirtschaftlich existiert der Mensch nur 
als Organ eines Betriebs, in seiner Aktion ausschließlich bestimmt 
durch die Wirtschaftsnorm und wie der Staat gegen seine Organe 
keine anderen Pflichten haben kann als Rechtspflichten, so gibt 
es auch weder moralische Pflichten des Betriebs gegen sein Or- 
gan, noch auch solche zwischen seinen Organen, die füreinander 
nur dadurch und insoweit existieren, als sie durch die gleiche 
wirtschaftliche Norm konstituiert werden. Ein Organ eines Be- 
triebes kann sich zu einem anderen desselben oder eines fremden 
Betriebes überhaupt nicht in Relation setzen; sondern er kann 
nur durch sein Verhalten die Wirtschaftsnorm so individuali- 
sieren, daß dadurch ein anderer Individualisierungsakt eines 
anderen Organs wirtschaftlich bestimmt wird. Dabei ist es wirt- 
schaftlich gleichgültig, ob jenes andere Organ unter außerwirt- 
schaftlichen Kategorien ein Mensch sei oder eine Maschine (wie 
es den Normen des römischen Rechts gegenüber etwa gleichgültig 
war, ob das Kaufobjekt ein Sklave oder ein Pflug sei). 
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Und wie gegen das »Privatleben« so verhält sich die Wirt- 
schaft gegen jeden anderen Geltungszusammenhang. Wir er- 
wähnten schon das positive Recht. Aber auch Kunst, Religion 
und Wissenschaft teilen gegenüber der Wirtschaft das gleiche 
Schicksal — das Kunstwerk wird Ware, deren Marktwert durch- 
aus unabhängig von ihrem ästhetischen Wert ist, Religion wird 
— wie Max Weber gezeigt hat — Kriterium des Kredits und 
Wissenschaft zu einem Betrieb, der die Waren Technik oder 
Buch oder Unterricht produziert. Es beweist wenig Verständnis 
für das Wesen wirtschaftlicher Vorgänge, wenn besonders Künst- 
ler den Organen der Wirtschaft solche Erfüllungen der Wirt- 
schaftsnorm zum Vorwurf machen oder sie einer speziellen Wirt- 
schaftsverfassung belasten. Denn die Inkommensurabilität von 
wirtschaftlichem und ästhetischem Wert ist wesenskonstitutio- 
nell begründet und kann weder dem bösen Willen eines Betriebs- 
organs noch der Verteilung der Produktionsmittel zur Last ge- 
schrieben werden. Und sie hätte nur dann nicht die von Künst- 
lern beklagten Konsequenzen, wenn das Kunstwerk auch vom 
Künstler nicht als Ware, also nicht als Gut behandelt würde, 
durch dessen Tausch gegen andere Güter er seine Bedürfnisse 
befriedigen möchte. 

Die immanente Tendenz des Betriebs zur ausschließlichen 
Bestimmung des Geschehens durch seine Norm zeigt sich aber 
auch noch in einem anderen, vom Macchiavellismus noch reicher 
und sinnfälliger durchsetzten Symptomenkomplex. Daß jeder 
Staat souverän ist und die Existenz anderer Staaten dadurch 
dieser Souveränität rechtlich unterstellt, daß er sie von seiner 
rechtsordnungsmäßigen Anerkennung abhängig macht ?), — wor- 
raus weiter folgt, daß er ihnen diese Existenz jederzeit, wenn 
sein Interesse daran Anstoß nimmt, wieder aberkennen und ver- 
suchen kann, dieser Aberkennung die Sanktionen folgen zu lassen, 
die seine Rechtsordnung daran knüpft — in dieser Basis der 
Außenpolitik liegt die ausgiebigste Betätigungsmöglichkeit für 
macchiavellistische Prinzipien. Hat man doch diese damit zu recht- 
fertigen versucht, daß die Moral nur Individuen untereinander, 
nicht Staaten untereinander verpflichte — wie man Wunder da- 
mit zu legitimieren glaubte, daß man die Naturgesetze in ihrer 
Geltung auf Menschen beschränkte — nicht bedenkend, daß 
Staaten keine »substanziellen Formen«, sondern, wie wir seit 
9 Vgl. Kelsen,a.a.O. S. 120 ff. 
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Kelsens Ersatz des Substanzbegriffes in der Staatswissen- 
schaft durch den Funktionsbegriff wissen *), hypostasierte Per- 
sonifikationen von Rechtsordnungen sind, also überhaupt nicht 
handeln, sondern nur rechtsordnungsmäßiges Verhalten von Or- 
ganen durch Sanktionen, die wieder durch rechtsordnungsmäßiges 
Verhalten von Organen realisiert werden, erzwingen können. 
Dieses Verhalten von Organen ist aber unter allen Umständen 
zugleich moralisch verantwortliche Handlung von Menschen. 

In gleicher Weise wie im Verhältnis der Staaten unterein- 
ander der politische, hat auch der wirtschaftliche Macchiavellismus 
seine stärkste Position im Verhältnis von Betrieben unterein- 
ander, die wirtschaftlich souverän, also durch keine höhere Wirt- 
schaftseinheit miteinander verbunden sind. Nun kann zwischen 
Betrieben zweierlei Verhältnis statthaben: entweder handelt es 
sich um parallele Betriebe, die einander konkurrenzieren, dann 
besteht zwischen ihnen prinzipiell das gleiche feindliche Verhält- 
nis wie zwischen zwei Staaten ohne gegenseitige Anerkennung; 
jeder Betrieb wird dann den anderen zu schädigen, ihn mit wirt- 
schaftlichen Mitteln solange zu vernichten suchen, bis sich einer 
dem anderen unterordnet, beide zu einer neuen Betriebseinheit 
verschmelzen, die Individualisierung der Wirtschaftsnorm für 
beide solche Akte ergibt, daß keine Kollision möglich ist. Oder 
die Betriebe arbeiten in »vertikaler Gliederung« an der Einheit 
des wirtschaftlichen Prozesses, dann wird einer über den anderen 
Souveränität beanspruchen: der Rohproduzent über den Fabri- 
kanten, der Fabrikant über den Großhändler, dieser über den 
Kleinhändler, der wieder über den Konsumenten und umgekehrt: 
der Konsument (z. B. als Konsumgenossenschaft) über den Han- 
del, der Handel über die ihn beliefernde Erzeugung usw. In dieser 
vertikalen Beziehung hat jeder Betrieb die Tendenz, sowohl den 
vorausgehenden wie den nachfolgenden zu seinem bloßen Organ 
zu machen, also seine Freiheit so zu beschränken, daß er die in 
dem Hauptbetrieb erreichte Individualisierungsstufe der Wirt- 
schaftsnorm als seine allgemeine Norm anerkennt und unter ihr 
den IndividualisierungsprozeB weiterführt. Daß diese jedem Be- 
trieb inhärente Tendenz zum Monopol selbst nur eine 
Individualisierung der wirtschaftlichen Norm sei, wird man wohl 
widerspruchslos behaupten, den Beweis dafür aber der Wirt- 
schaftswissenschaft überlassen können. Wie sich der politische 

$) Der soziologische und der juristische Staatsbegriff. Tübingen 1922. 
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Macchiavellismus zunächst in den Dienst der Begründung großer 
Nationalstaaten stellte, so wirkt also der wirtschaftliche vor allem 
in der Richtung der Entwicklung der Wirtschaft zu größerer 
Einheit, Organisation und Rationalität. 

Daß man mit Sittensprüchlein keine Eisenbahn baue«, ist 
bei einem eklatant macchiavellistischen Zusammenstoß zwischen 
Wirtschaftsinteresse und Strafgesetz offen ausgesprochen worden. 
Ob man durch sittlich einwandfreie Handlungen das Wirtschafts- 
interesse am Monopol realisieren könne, wird man mit Fug be- 
zweifeln können. Ein Problem liegt darin weder für die Moral, 
noch für die Wirtschaft; denn für jene ist das Monopol kein 
sittlicher Wert, für diese die Moral keine gültige Norm. Aber die 
Wissenschaft kann feststellen, daß angesichts der moralischen 
Irrationalität der Wirtschaftsgrundnorm und der wirtschaftlichen 
Irrationalität der Moral eine prästabilierte Harmonie von Wirt- 
schaft und Sittlichkeit notwendig wäre, um die Erreichbarkeit 
des Wirtschaftsziels durch moralische Handlungen und die Un- 
wirtschaftlichkeit unmoralischer Akte zu garantieren, eine Hypo- 
these, gegen die jede historische Erfahrung spricht. Nur wenn die 
wirtschaftliche Norm eine Individualisierungsstufe der Moral 
wäre, dann wäre wirtschaftlicher Macchiavellismus nicht nur — 
auch hypothetisch — unnötig, sondern unmöglich, dann gäbe es 
zwar unmoralische Handlungen von Betriebsorganen, aber sie 
lägen nicht im Betriebsinteresse, sondern würden im Gegenteil 
gegen die Wirtschaftsnorm verstoßen müssen. 

Auch bei der Tendenz zum Monopol sind es nicht Besitz-, 
sondern Betriebsverhältnisse, die von der Wirtschaftsnorm be- 
stimmt werden. Ob verschiedene Betriebe demselben Menschen 
»gehören« oder verschiedenen und ob jeder einem oder alle allen 
Besitzern, ist wirtschaftlich gleichgültig; entscheidend bleibt es, 
ob die Betriebführung sie zur Einheit zusammenfaßt, d.h. ob 
alle Akte ihrer Organe die identische Individualisierungsstufe der 
Wirtschaftsnorm zur allgemeinen Norm haben, also so weiter- 
führen müssen, daß sich zwischen ihnen kein Antagonismus er- 
geben kann. Die Einheit des Besitzes ist dafür durchaus noch 
keine Garantie: daß der gleiche Kapitalist Aktien paralleler 
Betriebe besitzt, bedeutet nicht die AusschlieBung der »freien« 
Konkurrenz, die dadurch entsteht, daß zwei Betriebe zwar die 
identische allgemeine Wirtschaftsnorm individualisieren, daß 
aber die Existenz beider wirtschaftlich nicht deduzierbar, sondern 
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irrational ist wie jedes empirische Faktum. Nur wenn diese Exi- 
stenz selbst eine Individualisierung der Wirtschaftsnorm, also von 
ihr geboten wäre, dann könnte sich kein wirtschaftlicher Kampf 
zwischen ihnen ergeben. Die nähere Ausführung dieses Verhält- 
nisses gehört jedoch in eine allgemeine Wirtschaftswissenschaft. 

Da also die Monopolbildung zwar wirtschaftlich geboten ist, 
nicht aber auch als moralische Notwendigkeit erwiesen werden 
könnte, sind fast alle Akte, durch die sie verwirklicht werden 
soll, von deutlich macchiavellistischer Konstitution. Denn ihr 
typischer Werdegang ist die Anwendung aller Mittel, die den 
»Außenseiter« wirtschaftlich schädigen können, ohne Rücksicht 
darauf, daß zwar nur einem Betrieb das wirtschaftliche Leben 
genommen werden soll, daß der Schlag aber Menschen verwundet, 
die nichts anderes verbrochen haben, als daß sie als Organe 
ihres Betriebes für diesen wirtschaftliches Leben in Anspruch 
nehmen. Es liegt darin unter allen Umständen eine Verletzung 
der Freiheit des Mitmenschen, die auch das Strafgesetz als Nöti- 
gung oder Erpressung qualifizieren würde, wenn nicht zumeist, 
da es sich um Organakte handelt, die Absicht persönlicher Be- 
reicherung fehlen und nicht ein Betrieb, sondern eine Person be- 
droht werden würde. Es ist die genaue Analogie zum politischen 
Phänomen des Krieges, die hier erscheint: den »Feind« solange 
mit allen Mitteln, die die Staatsräson nicht als politisch un- 
zweckmäßig (oben: die Wirtschaftsräson nicht als unwirtschaft- 
lich) erscheinen läßt, wie z. B. eine Reizung starker, neutraler 
Nachbarn (in der Wirtschaft: eine Strafverfolgung) zu schädigen 
oder mit solchen Schädigungen zu bedrohen, bis er den eigenen 
Willen als verbindliches Recht (als Norm, die er zu individuali- 
sieren hat) anerkennt. Und auch alle anderen Methoden sind 
durchaus analog: Eheschließungen als Befestigung politischer wie 
wirtschaftlicher Bündnisse, denen sonst nicht zu trauen wäre, 
Bündnissysteme überhaupt, Spionage, also Ausnützung und An- 
stiftung evident unmoralischer Handlungen, Kompetenztrennung 
zum Zweck der Verteilung der macchiavellistischen Tat auf Einzel- 
akte so vieler Organe, daß die Verantwortlichkeit verwischt wird, 
brutale Rücksichtslosigkeit gegen die »feindlichen« Organe mit 
gänzlicher Uebersehung ihrer Menschenqualität — das sind nur 
einzelne typische Episoden aus dem Werden der großen National- 
staaten wie aus dem Werden der großen monopolistischen Wirt- 
schaftsgebilde. 
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Freilich ist die Macht der sittlichen Idee, obwohl ihr keiner- 
lei Zwangsmittel als Sanktionen zur Verfügung stehen, so groß, 
daß keine monopolistische Aktion sich der Gefahr aussetzen will, 
daß die Organe ihrer Betriebe — das sind auch die Konsumenten 
— in Analogie zur Revolution die verlangte Individualisierung 
der Wirtschaftsnorm, die in zu starken Gegensatz zur sittlichen 
Ueberzeugung getreten wäre, verweigern. Auch dem Fürsten emp- 
fiehlt Macchiavell, den Schein zu wahren und tatsächlich hat sich 
die macchiavellistische Politik aller Jahrhunderte den Mantel »ge- 
rechter Forderungen« umgehängt, hat Kriege als Strafaktionen 
gegen Nachbarn deklariert, die allerdings das Verbrechen be- 
gangen hatten, für sich die gleiche Souveränität in Anspruch zu 
nehmen, die der andere vermöge des Wesens der Souveränität 
nur sich selbst einräumen konnte. 

Es ist leicht und billig, utopische Ideale zu imaginieren, die 
solche Konflikte auf politischem wie auf wirtschaftlichem Gebiet 
ausschließen sollen, oder ihre Existenz mit Theorien wegzudispu- 
tieren, die die Moral mit der sittlichen Konvention verwechseln 
und sie als bloBes Epiphänomen der Wirtschaft erscheinen lassen, 
so daB der Konflikt zwischen der Wirtschaft und diesem »Ueber- 
bau« nur auf bestimmte Stufen der Geschichte beschränkt bliebe, 
wie etwa der Konflikt zwischen Wirtschaft und Religion (z. B. 
im kanonischen Verbot des Zinsennehmens) nur in einem be- 
stimmten historischen Stadium auftreten konnte. Der Drang des 
wissenschaftlichen Bewußtseins nach Einheit des Weltbildes 
macht jeden solchen Versuch erklärlich. Daß er zur Erfolglosig- 
keit verdammt ist, daß Macchiavellismus eine unvermeidliche Be- 
gleiterscheinung jeder möglichen politischen oder wirtschaftlichen 
Organisationsstufe ist, kann auch ohne Berufung auf das »radi- 
kale Böse in der menschlichen Natur« unschwer erwiesen werden. 
Aber — und auch das soll noch gezeigt werden — ein Motiv zu 
historischem Pessimismus liegt darin ebensowenig wie in der 
Einsicht, daß das positive Recht nie der Moral oder die positive 
Sprache nie der Logik äquivalent sein kann, so viele Utopien 
auch zur Ueberwindung dieser Gegensätze ersonnen worden 
sind. | 

Nimmt man das Ziel der wirtschaftlichen Entwicklung 
unter der Herrschaft ihrer Norm als erreicht an, so wären alle 
Betriebe der Erde zu einem einzigen, einheitlichen Betrieb ver- 
schmolzen, dem alle Menschen als Organe zugehören würden 
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und deren Akte ausschließlich von der Norm beherrscht wären, 
so daß dieser Betrieb, als adäquate Erfüllung der Wirtschafts- 
ratio, durchaus rational wäre und alle außerwirtschaftlichen Fak- 
ten bereits in sein System verarbeitet hätte. Es besteht absolut 
keine wie immer geartete Garantie dafür, daß in einem solchen 
asymptotischen Idealzustand der Wirtschaft auch die Befrie- 
digung des sittlich gerechtfertigten und gebotenen Bedarfs aller 
Menschen erreicht wäre, auch dann nicht, wenn dieser Bedarf 
nicht als konstante, sondern selbst als variable, Funktion der 
Wirtschaft aufgefaßt wird. Denn das Verhältnis zwischen der 
Menge der produzierten Güter und der Menge der erforderlichen 
ist zwar durch die wirtschaftliche Norm bestimmt, aber diese 
Norm bestimmt nur das dem tatsächlich möglichen Konsum ent- 
sprechende Quantum der Produktion, und umgekehrt, ohne 
Rücksicht darauf, ob es auch moralischen Zwecken dient oder 
nicht. Und gerade der Umstand, daß auch der Konsum von der 
wirtschaftlicheu Norm diktiert wird, daß also z.B. dann auch 
der Fortpflanzungsakt unter wirtschaftlichen Normen stehen 
müßte, um die Anzahl wirtschaftlich möglicher Konsumenten 
einzuhalten, macht macchiavellistische Akte unvermeidlich. Denn 
wenn sich die produzierte Gütermenge nicht mit dem sittlich 
gerechtfertigten Bedarf deckt, wenn entweder die Konsumorgane 
von der wirtschaftlichen Norm nur ein Quantum zugeteilt er- 
halten, das jenes, auf welche sie als Menschen einen sittlich ge- 
rechtfertigten Anspruch haben, nicht erreicht, oder wenn die 
Wirtschaftsratio von ihren Organen einen Konsum fordert, der sie 
sittlich durch Genuß korrumpiert, so kann diese Diskrepanz mit 
anderen als macchiavellistischen Mitteln nicht gelöst werden. Da- 
bei ist es ganz gleichgiiltig, welche Besitzverteilung man als Er- 
füllung der Wirtschaftsnorm ansieht, also in diesem Idealzustand 
realisiert sein läßt. Macchiavellistische Akte wären in einer voll- 
kommen kommunisierten Produktion vom System ebenso gefordert 
wie in einer kapitalistischen, in der sich schließlich die Betriebs- 
einheit durch eine auf die Spitze getriebene Kapitalsakkumu- 
lation in einer Hand auch realisiert denken ließe. Denn selbst 
wenn die ebenso wie die Wirtschaft unifizierte Gesellschaft alle 
Produktionsmittel besäße — wobei noch die weitere Konzession 
an die materialistische Geschichtsauffassung gemacht werden 
kann, daß wir annehmen, es sei dann die Gesellschaft in nichts 
verschieden von der Organisation der Betriebsorgane unter der 
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Wirtschaftsnorm — so könnte dieser Umstand nicht dem Mangel 
an einer Garantie für das moralisch richtige Verhältnis zwischen 
produzierten und erforderten Gütermengen abhelfen. Liefert der 
Betrieb weniger, so könnte dem hier wie dort durch eine Geburten- 
beschränkung deren Ausmaß von wirtschaftlichen Normen — 
also durchaus sittlichkeitsfremden — abhinge, abgeholfen werden. 
Liefert er mehr, so bleibt das Mittel der Produktionseinschrän- 
kung durch Verkürzung des Arbeitsquantums ohne Rücksicht 
darauf, welches Arbeitsquantum sittliche Pflicht ist oder, mit 
der gleichen Rücksichtslosigkeit, die Steigerung des Konsums 
über das sittlich zulässige Quantum, bzw. die Vermehrung der 
Konsumenten als wirtschaftliche Pflicht. Ob aber die Geburten- 
regelung von der politischen Räson bestimmt wird, die Soldaten 
als Exekutivorgane braucht, oder von der wirtschaftlichen, die 
Produktiv- und Konsumorgane fordert oder deren Zahl be- 
schränken will, das ist sittlich vollkommen gleichwertig. 

Die politische Analogie zu diesem Wirtschaftsideal ergibt 
ein ähnliches Bild. Denkt man sich die Souveränität tatsächlich 
erfüllt, dann würde nur ein einziges Rechtssystem gelten, dessen 
Norm auch die Existenz und die Kompetenz aller Einzelstaaten 
bestimmen würde, so daß diese also nur Individualisierungs- 
stufen der einen Weltreichsverfassung wären und sich zu dieser 
etwa verhalten würden wie die deutschen Länder zum Deutschen 
Reich. Denkt man sich weiter sowohl dieses Reich als die Einzel- 
staaten so demokratisch als möglich eingerichtet, so daß also 
jeder Mensch Bürger und mindestens als Wähler Staatsorgan 
wäre — womit jedoch keineswegs ausgemacht werden soll, ob 
eine solche Demokratisierung noch innerhalb der autonomen 
Individualisierung der »Grundnorm des Rechts« liege, oder schon 
ein Resultat des Wirkens sittlicher Ideen im historischen Prozeß 
sei — in einem solchen Weltstaat gäbe es freilich keinen außen- 
politischen Macchiavellismus mehr, weil es kein »Außen« gäbe. 
Aber was den Macchiavellismus konstituiert, daß Organhand- 
lungen des Staats im Staatsinteresse moralische Normen ver- 
letzen müssen, das wäre da ebenso unvermeidlich wie eh und je. 
Denn auch hier gäbe es gar keine Garantie dafür, daB Staats- 
akte, also Akte von Staatsorganen, die von Rechts wegen dem 
Staat zugerechnet werden und die allgemeine Rechtsnorm indivi- 
dualisieren, als Handlungen von Individuen der Moral ent- 
sprechen müßten. Das würde doch — und zwar um so mehr, 
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je direkter die Demokratie wirkt, je mehr also alle Staatsakte 
Plebiszite wären — vorauszusetzen, daß der Wille der Majorität 
immer sittlicher sei als der der Minorität, eine Bedingung, deren 
Eintritt von der Rechtsordnung weder verlangt, noch kontrol- 
liert werden kann. 

Aber in der Politik wie in der Wirtschaft bedeutet die Ratio- 
nalisierung und die konsequente Durchführung der Grundnorm 
in ihrem autonomen Bereich trotzdem einen Gewinn in sittlicher 
Beziehung, da dadurch macchiavellistische Aktionen so weit ein- 
geschränkt werden, als es in einem irrationalen Geltungsbereich 
überhaupt möglich ist. Denn die politischen und wirtschaftlichen 
Verletzungen der Moral sin majorem reipublicae sive rei oecono- 
micae gloriam« müssen einen um so fruchtbareren Nährboden 
finden, je tiefer die Kluft ist zwischen einer als Staat zur Sub- 
stantialitat hypostasierten Rechtsordnung bzw. einer ebensolchen 
Wirtschaft und ihren »Untertanen«, je ausschlieBlicher also die 
Qualifikation als Staats- bzw. Wirtschaftsorgan nur einer Minder- 
heit unter den durch die Rechts- bzw. Wirtschaftsordnung Ver- 
pflichteten von dieser verliehen wird. Denn die fortschreitende 
Demokratisierung von Politik und Wirtschaft bewirkt, daß ihre 
zwangsläufige Geltung und Durchführung von einer immer 
größeren Anzahl von Erfüllungsakten abhängig wird, daß also 
macchiavellistische Situationen um so weniger Chance hätten im 
Sinne eines Primats des moralfremden Systems gelöst zu 
werden, bei je mehr »Organen« dieses ein stärkeres Motiv 
sein müßte als die sittliche Verpflichtung. Der Eintritt dieser 
Bedingung aber wird um so unwahrscheinlicher, je weiter 
und gründlicher die Einsicht sich durchsetzt, daß für jeden 
macchiavellistischen Akt nicht ein Fabelwesen: der Staat oder 
die Wirtschaft verantwortlich sei, sondern außer dem Täter 
auch die »volonté de tous«, die sich, moralisch autonom, in 
der Hierarchie der von ihr gesetzten Zwecke ihr Schicksal 
selbst bestimmt. 

Weder die Politik noch die Wirtschaft (als Normensysteme) 
können freilich durch die Demokratisierung immanent »mora- 
lischer« werden; sie sind und bleiben notwendig amoralisch wie die 
Grammatik. Aber die »List der Geschichte« will, daß in der Dia- 
lektik ihrer Entwicklung die prätendierte Souveränität ihrer 
Norm zu ihrer Niederlage führt — wie die schrankenlose Auto- 
kratie zur Anarchie, die Anarchie zur Diktatur, wie die allzugroBe 
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Absurdität des Wunders zur Skepsis und die allzu intolerante 
Skepsis zum Wunderglauben. 

Das Ende dieses Prozesses liegt j e n s e i t s aller Geschichte. 
Denn erst dann wären macchiavellistische Akte vollständig ver- 
meidlich, wenn sie unmöglich wären, wenn keine Zwecke und 
Normen gelten könnten, die nicht die Moral selbst geboten hätte: 
wenn also alle Menschen Engel oder nur Engel Bürger des ei nen 
Reichs wären — im versunkenen goldenen Zeitalter oder in der 
verheißenen Civitas Dei. 


Archiv fir Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 58. 2. 22 
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Die Gruppe 
und die Kategorien Gemeinschaft und Gesellschaft )). 


Von 
THEODOR GEIGER. ï 


I. Wie ist Gesellschaft möglich? 


Dem soziologischen Relationismus — vertreten durch 
L. v. Wiese?) und seine Schule — gebührt das unbestreitbare Ver- 
dienst, der dynamischen Betrachtung des Geselligen gegenüber und 
neben der soziologischen Statik in Deutschland zu ihrem Recht ver- 
holfen zu haben. Eine Gefahr ließ sich dabei offenbar nicht ganz 
meiden; der Relationismus geht vom Menschen als personaler Ein- 


1) Diese Studie ist — in ursprünglich größerem Umfang und anderer Anord- 
nung — vor drei Jahren entstanden. Leider kann sie erst jetzt, wesentlich zu- 
sammengedrängt, erscheinen. Hoffentlich ist es trotz des fragmentarischen Cha- 
rakters gelungen, die Auffassung der Gruppe zu rechtfertigen, die ich seither 
anderen Arbeiten ohne nähere Erläuterung zugrunde legte. Ich lege darauf um 
so mehr Wert, als mir in Rezensionen über mein Buch »Die Masse und ihre 
Aktions (Enke, Stuttgart 1926) vorgeworfen wurde, ich hätte Tönnies’ Begriffe 
Gemeinschaft und Gesellschaft »mißbraucht« und »nicht verstanden« und ar- 
beitete mit einem Begriffsapparat, »mit dem ich selber nicht fertig würde«. 

2) Einen frühen Vorläufer v. Wieses finde ich — bis in die Wahl des 
sprachlichen Ausdruckes —inRümelin, Kanzlerrede 1888 »Ueber den Begriff 
der Gesellschaft und einer Gesellschaftslehree. Rümelin scheint von deut- 
scher Soziologie nur Schäffles »Bau und Leben« gekannt zu haben. Das 
damals eben erschienene Buch von Tönnies war ihm offenbar fremd. Neben 
manchem wunderlichen Gedanken findet sich eine gute Kritik der »Organismus- 
Theorie« vom individual-atomistischen Standpunkt aus. — Wichtig ist folgender 
Absatz: »Wenn somit die Gesellschaftslehre als die Lehre von den Massen und 
Wechselwirkungen freier Individualkräfte einer zusam- 
menlebenden und im Verkehr stehenden Menschenmenge bezeichnet werden muß, 
so ergeben sich daraus vielfältige Folgerungen. Es ist einleuchtend, daß jene Wir- 
kungen sich nur in drei Grundformen vollziehen können. Die Kräfte und Triebe 
der einzelnen wirken entweder nur gleichzeitig und beziehungslos neben- 
einander, oder sie sind wetteifernd und feindlich gegeneinander ge- 
richtet, oder sie drängen miteinander in vereinigtem Druck auf dieselben 
Ziele hin. In der Wirklichkeit wird...... das Neben, Gegen und Mit in vielfacher 
Verschlingung beisammenstehen.« (Kanzlerreden, S. 489. Sperrungen von mir.) 
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heit aus und betrachtet alle gesellige Verknüpfung zwischen Men- 
schen als Beziehung solcher Einheiten, herbeigeführt durch Hand- 
lungen (»soziale Prozesse«). Soziale Gebilde »sind Ergebnisse einer 
Mehrzahl von sozialen Prozessen, die wiederholt so miteinander ver- 
bunden vor sich gehen, daß wir sie als Einheiten betrachten« ?). Darin 
erscheint das soziale Gebilde als etwas Unwirkliches, beinah Fiktives; 
das primär Gegebene und eigentlich Reale sind Einzelwesen, die als 
solche in Kontakte treten. Sicher gibt es Verhältnisse und Gebilde 
dieser Art. Aber zwei Fragen sind zu stellen: sind sie die einzigen ? 
und wie sind sie möglich ? 


I. Litt 4) tadelt am Relationismus, daß er die Einzelwesen sub- 
stanzialisiert, die Gesamtheiten funktionalisiert. Inneres Getrenntsein 
von Menschen wird willkürlich als Ausgangspunkt gesetzt, um die 
Beziehung — alsneuen Zustand — durch Akte verursachen zu lassen. 

Freilich: die einzige substanzielle Realität in diesen Zusammen- 
hängen ist der Mensch als leib-seelische Einheit. Doch sind im Menschen 
Individualität und Kollektivität als Korrelate gleichzeitig und gleich- 
wichtig gegeben. Die Personifizierung sozialer Gebilde ist verfehlt. 
Doch schreibt sie wenigstens dem Einzelwesen und den Kollektiven 
gleiche Realität — wenn auch beiden eine in ihrer Art fiktive — zu; 
der Relationismus aber hypostasiert das Individuum als reale Größe 
und faßt die Kollektiven als »Summen von Beziehungen zwischen 
solchen Größen« auf. | 


2. Wohl erscheint der Einzelmensch als Lebewesen in geschlos- 
sener leib-seelischer Einheit; doch bleibt davon die Erkenntnis un- 
berührt, daß inneres Verknüpftsein mit seinesgleichen im Begriff des 
Menschen unverzichtbar enthalten ist. Der Behauptung der indivi- 
dualen Geschlossenheit widerfährt dadurch einige Einschränkung. 


Der Mensch wird seiner auf doppelte Weise inne: 


a) Indem er sich vom Nicht-Ich absetzt, weiß er sich als Ich- 
selbst oder Ich-für-mich (Individualität). 


b) Indem er sich mit seinesgleichen identifiziert, weiß er sich als 
Wir (Kollektivität). 

Ich und Wir sind zwei Bewußtseinsfunktionen, zwei Erlebnis- 
und Seinsformen des Menschen. 

Grammatisches und psychologisches Wir sind nicht identisch; 
das grammatische Wir zeigt nur eine Mehrzahl von Wesen an, die 
sich Ich nennen und deren eins zusammenfassend von allen spricht. 
Wir ist hier bloße Nennform. Das psychologische Wir ist nicht Mehr- 
zahl, sondern Einzahl. Es bedeutet die psychische Seins- 


3) L. v. Wiese, Allgemeine Theorie der Gruppe. In » Jahrbuch für Sozio- 
logie« Bd. III, S. 1. 

*) Individuum und Gemeinschaft. 2. Auflage, S. 205 f., 117. — Meine hier 
entwickelte Auffassung der Gruppe und der Gesellschaft überhaupt fuBt wesent- 
lich auf Litts phänomenologischer Analyse, deren Ergebnisse zu einzelwissen- 
schaftlicher Brauchbarkeit gewendet werden. Die hier folgende Grundlegung 
muß — unter Hinweis auf Litt — skizzenhaft bleiben. 
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form, darin ich mich mit andern ungesondert 
eins und verschmolzen weiß. 

Der Begriff des Menschen ist substan ai 
Der Begriff des Individuums und der des Kol- 
lektivums sind gleichermaßen funktional. 

Nie darf der Anschein entstehen, als gebühre dem Individuum 
eine Konkretheit und Realität andrer Ordnung, als dem Kollektivum. 

Insofern unterscheide ich soziologischen Relationismus 
und Funktionalismus und bekenne mich zum zweiten. 


3. Beide Seinsformen sind gleich »primär«. Das Erlebnis des Ich- 
für-mich ist ohne das Erlebnis des Wir ebenso undenkbar, wie um- 
gekehrt. Als Ich-für-mich weiß ich mich geschieden von den andern, 
die ich Du nenne. Lit t 5) tut schlagend dar, daß das Wissen ums Du 
nicht Ergebnis eines Analogieschlusses vom Ich aus sei. Es kann daher 
nur gleichzeitiges Korrelat des Ich-für-mich sein. Als solches stellt 
es sich dar, indem das Wir seinen funktionalen Gegenpol gleichzeitig 
in meinem Ich und dem Ich anderer findet. Verschmolzensein von 
Menschen in psychischer Einheit ist logische Voraussetzung dafür, 
daß einer überhaupt den »andern« als ein Ich gleich ihm selber weiß 
und in Individualkontakt zu ihm treten kann, darin die Beteiligten 
sich als wesentlich gesonderte psychische Einheiten wissen. 

Denn freilich gibt es solche Kontakte. Ich und Du; ich und Ihr; 
ich mit (oder: gleich) Euch: darin fungiert die persona singula als selb- 
ständige gesonderte Größe, die sich mit andern Größen ihrer Ord- 
nung in einer Relation sieht, worin die Beteiligten ihre personale 
Integrität voll bewahren. 

4. Individualität und Kollektivität sind ein ef-et, kein azut-aut. 
Der Mensch ist sowohl Individualwesen als Kollektivwesen. Gesellige 
Verbindung mit seinesgleichen kann — entsprechend seiner zwie- 
fachen Seinsform — von ihm auf zweierlei Art erlebt werden: 

a) als Kontakt zwischen Individualitäten, selbständigen psychi- 
schen Größen (interindividuelle Verbindung). 

b) Als unmittelbare psychische Identität, als Verschmolzensein 
zu Einem (kollektive Einheit). 

Gebilde, die den zweiten Typus verkörpern, nenne ich Gruppen. 
Die Gruppe ist also wesentlich-qualitativ verschieden von andern 
Menschenverbindungen durch die Art, wie der Mensch in ihr dem 
Menschen sich verknüpft weiß (vgl. Kapitel III). 

5. Der Mensch, als einheitlicher Organismus, darf nicht in Ich 
und Wir gespalten gedacht werden. Beide Funktionen durchdringen 
sich in vitaler Einheit ®). Darum bedeutet die Zweiheit geselliger Ver- 


5) A.a. O. S. 30 ff. 

6) Litt wendet sich daher gegen die Verräumlichung der Funktionen als 
psychische »Kreise« (Spranger), an sich —im Rahmen seiner phänomenologischen 
Untersuchung — wohl mit Recht. Soziologie als Einzelwissenschaft muß aber — 
heuristisch, arbeitshypothetisch — die Funktionen gewissermaßen gerinnen 
oder gefrieren lassen, muß sich freilich immer dessen bewußt bleiben, daß sie eine 
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knüpfungsarten nicht: ein Mensch könne mit einem andern nur je- 
weils auf eine oder die andere Art verbunden sein. 

Im Gegenteil: im allgemeinen habe ich Individualkontakte nur 
mit Menschen, denen mich zugleich ein Wir verbindet. Sozialgenetisch 
gesehen vermag ursprünglich ein A wohl nur mit jenen B,C,D...X 
in Individualkontakt zu stehn, mit denen er zugleich grupplich ver- 
bunden ist 7). Nur: qua Gruppe (Wir) erleben sie sich alle als ein Wir- 
selbst; die Individualkontakte aber bestehn zwischen je und je ein- 
zelnen, sofern der Mensch sich als Ich, den andern als Du sieht. So ist 
der Individualkontakt als interindividuelle Begleiterscheinung des 
kollektiven Wir-seins vorgebildet ; erst in weiterem Verlauf entwickelt 
die soziale Psyche die Fähigkeit, Individualkontakte mit Menschen 
einzugehn, denen man nicht grupplich verbunden ist. 

Sind aber einmal solche außergrupplichen Kontakte zwischen 
Menschen möglich, so kann auf Grund der Häufung von Individual- 
kontakten auch Gruppe neu entstehn. Aber erst dann! v. Wieses 
Satz, Gruppe sei Ergebnis zwischenmenschlicher Kontakte, kann auch 
umgekehrt werden: Individualkontakte sind Folge und Auswirkung 
des Gruppenlebens. Heute entstehen viele (doch lange nicht alle!) 
Gruppen durch Häufung und Verdichtung zwischen-menschlicher Be- 
ziehungen; in der Vorzeit war es umgekehrt. Eine formal-soziologische 
These muß allgemein gelten. Die Entstehung der einzelnen Gruppen 
hat keine glatte Formel; sie vollzieht sich verschieden. Dagegen kann 
über Wesen und Aufbau der Gruppe als Gegebenheit Allgemeingül- 
tiges ausgesagt werden. 


II. Die Gruppe. 
I. Ihr Aufbau. 


Als Gruppe bezeichne ich eine Mehrzahl von Menschen, sofern 
sie in einem Wir verschmolzen sind. Das Einzel-Ich ist konkretisiert 
in der Gestalt des Menschen; das Wir in einer Personenmehrzahl. 

I. Jeder Mensch gehört (wenigstens heut und hier) mehreren 
Gruppen zugleich an, hat an mehr als einem Wir teil. Verschiedene 
Gruppen sind also der Erfahrung nicht substanzial gesondert gegeben; 
zwei oder mehr Gruppen haben teilweise dieselben Mitglieder. 

2. Der Mensch ist einem Wir nicht restlos eingeschmolzen; sein 
Leben vollzieht sich teils in Form des Ich-für-mich, teils in andern 
Wir-Bindungen (Gruppen). 

Soll also die einzelne Gruppe, die doch im Volksdenken wie in 
wissenschaftlichen Denkzusammenhängen als reale Einheit aufgefaßt 


bloße analytische Denkoperation vornimmt, die in der Synthese eliminiert werden 
muß. 

?) Mit Stammesgenossen. Der Fremde wird gemieden und er ist gleichgültig, 
solange er nicht »zudringlich« wird. Mit dem »exotischen« Personalkontakt setzt 
die soziale Ausgliederung und Gebilde-Verzahnung ein. Auch heute knüpft sich 
im Kolonialleben der Personalkontakt zwischen dem neuzuwandernden Koloni- 
sten und dem Eingeborenen vorerst nur schwer und bleibt — wegen der psychi- 
schen Struktur-Differenz — immer sehr distanziert. 
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wird, als solche zum Erkenntnisgegenstand werden, so ist eine Ab- 
straktion nötig: Die Gruppen-Einheit hebe ich unter dem Namen 
»Samtschaftaals besonderen Erkenntnisgegenstand von der Mit- 
gliedschaft ab 8). 

. Es ist weithin üblich, die Einheit der Gruppe als »gleiche Ziel- 
einstellung der Mitglieder« zu erklären. Die Annahme ist falsch, ob- 
wohl die zunehmende Bedeutung der Zweckvereine in unserer Zeit 
dazu verleiten mag. 

1. Nicht alle Gruppen sind auf Zwecke oder Ziele gerichtet. Was 
ist das Ziel einer Familie? der Kameradschaft? des Volkes ? 

2. Menschen, die das gleiche Ziel verfolgen, sind nicht immer zur 
Gruppe verbunden. Auf einen Zweck kann individual oder kollektiv 
intendiert werden. Der Zweck ıst weder kollektiv noch individual, 
sondern er wird das eine oder das andere, je nachdem er von einem 
Ich-selbst oder einem Wir als Intention erfaßt wird. 

Am deutlichsten wird das beim geselligen Klub, dem man gern 
die »Erholung« als gruppe-konstituierenden gemeinsamen Wollens- 
inhalt unterschiebt. Warum wollen gerade diese 10 oder 20 Menschen 
sich gemeinsam erhclen? Sie tun es in der gleichen Weise wie ein 
Dutzend anderer Stammtische am Ort. — Nun:nichtdasgleiche 
Wollen ist dasEntscheidende, sondern die ge- 
meinsame Verwirklichung des Wollens mit ge- 
rade diesen Menschen. Die Wahl, die darin liegt, setzt 
schon Verbundensein voraus; wir verbinden uns nicht mit anderen, 
weil wir uns gleich ihnen erholen wollen, sondern: wir erholen uns 
gern mit ihnen, weil wir uns ihnen verbunden fühlen. 

So abstrahieren wir von der Gesamtgestalt der Gruppe auch den 
Strebungsinhalt. 

Die Gestalt der Gruppe ist jetzt analysiert in: 

a) Die Mitgliedschaft als die Substanz, daran das sozio- 
logische Phänomen aufzeigbar wird. 

b) Den Strebungsinhalt, auf den die Mitglieder in 
ihrem Gruppe-Sein gerichtet sind. 
ec) Die Samtschaft als das reine, abstrakte soziologische 
Phänomen der Verbundenheit von Menschen zu einer Gruppeneinheit. 


2. Die Samtschaft. 


Sie ist keine stoffliche Wesenheit, sondern ein Seinszusam- 
menhang, der sich an Menschen bewährt. Zwei 
Prinzipien sind an ihr zu unterscheiden: Gemeinschaft und Gesellschaft. 

Gemeinschaft ist: Verschmolzensein von 
Menschen im Wesen. 

Gesellschaft ist: Ihr Verbundensein durch 
eine soziale Ordnung. 


®) Nach Sim mels und Vierkandts Vorgang, doch unter Gebrauch 
anderer Bezeichnungen. Das Wort »Samtschafte hat Tönnies für einen 
andern Begriff gebraucht; gern würde ich daher auf das Wort verzichten, konnte 
aber bisher kein besseres Wortsymbol für den Begriff finden oder prägen. 
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Hier entwickle ich zunächst meine Auffassung von der Gruppe. Warum ich 
von F. Tönnies’ Begriffsbildung abgehe und inwiefern, wird später genauer 
gezeigt. Hier nur vorläufig dies: Tönnies’ Gemeinschaft und Gesellschaft sind 
teils Begriffstypen, teils historische Stadien, teils Klassifikationstypen. Aus dieser 
mannigfachen Funktion einer Antithese ergab sich — wenigerbei Tönnies 
selbst, als den dogmatisierenden Nutznießern seiner Leistung — eine arge Ver- 
wirrung, deren gesellschaftsphilosophisch und gesellschaftshistorisch empfind- 
liche Folgen ich hoffe, zeigen zu können. Es sei schon hier bemerkt, daß ich die 
Begriffe Gemeinschaft und Gesellschaft nicht aus der Tönniesschen Theorie 
der Will-Formen ableite. 


Gemeinschaft und Gesellschaft sindalsonicht Arten oder 
Typen von-Gruppen, sondern sind die Elemente der 
Samtschaft; beide sind an jeder Gruppe aufzeigbar. Als Gemeinschaft 
stellt die Gruppe sich der Innenschau dar, der Außenschau als Gesell- 
schaft. D. h.: nur dem subjektiven Erlebnis der Gruppenglieder 
ist ihre Verbundenheit im Wesen unmittelbar zugänglich; der Außen- 
stehende vermag nur aus Symptomen darauf zu schließen. »Gemein- 
schaft« ist die soziologische Formel für die Tatsache, daß eine Mehr- 
zahl Menschen an einem Wir teilhaben. 

Die psychische Tatsache des Wir-Seins von Menschen bewährt 
sich in deren Leben notwendig als ein Geordnetsein ihres Miteinander. 
Dieses ist der objektiven Erfahrung und Erkennt- 
nis direkt zugänglich. Welcher Art die Ordnung sei, das will sagen: 
welchen Inhaltes und in welcher Form gegeben, ist eine Frage zweiten 
Ranges, wie auch die nach dem besonderen inhaltlichen Sinn der Vor- 
bundenheit überhaupt (Intention der Gruppe). 
= a) Die Begriffe Gemeinschaft und Gesellschaft beziehen sich 
einzigaufden Gebildetypus der Gruppe; auf andere 
Menschenverbindungen finden sie keine Anwendung. 

b) Gemeinschaft und Gesellschaft sind reine Formele- 
mente; nie bezeichnen sie Arten oder Gattungen von Gruppen. 

c) Gemeinschaft und Gesellschaft sind notwendige Be- 
griffskorrelate; von analytischer Erkenntnis gesondert, sind 
sie doch stets nur gleichzeitig an einem empirischen Gegenstand vor- 
handen. 


Gemeinschaft. Sie ist kein mystisches Geistwesen, ist die 
durchaus reale Tatsache unmittelbaren psychischen Verschmolzen- 
seins von Menschen. Doch heißt das nicht — wie schon im ersten Ab- 
schnitt klar wurde — ein völliges Eins- oder Gleichsein. Bleibt man 
sich bewußt, daß verräumlichende Vorstellung von (raumlosen und 
darum auch ortlosen) psychischen Funktionen nichts mehr als ein 
Bild sein kann, so mag man von psychischen Schichten (oder mit 
Spranger von Ich-Kreisen) sprechen und also die Psyche des Menschen 
sich veranschaulichen als durchzogen von einer höchstpersönlichen 
Einzel-Ich-Schicht und mehreren Wir-Schichten, deren Zahl überein- 
stimmt mit der Zahl der Gruppen, denen der gedachte Mcnsch zu- 
gehört. Erscheint in solchem Bilde jede psychische »Schicht« als ge- 
wissermaßen besondere Bewußtseins-Sphäre, so ist sie freilich der 
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Wahrheit näherkommend einem feinverästelten Gewebe vergleichbar, 
das allenthalben mit andern ebensolchen ineinandergewirkt ist. So 
ist also das Ich-für-mich zwar mein Allerpersönlichstes; doch schwingen 
darin durchaus alle meine Gruppen-Bindungen je nach Stärke und 
Farbe mit; umgekehrt schlägt in dem Wir, wodurch ich einer bestimm- 
ten Gruppe verbunden bin, jenes allerpersönlichste Ich und jedes 
andere in mir lebendige Wir als Unterton durch. So ist das Wir der 
Gruppe X zwar in den Psychen aller Genossen identisch, doch gleich- 
wohl in der Art, wie es in meiner und in der Psyche jedes Genossen 
lebt, variant, sofern die sonstigen bei unser jedem mitschwingenden 
psychischen Schichten nicht gleicher Art sind. . 

Es ist zu unterscheiden zwischen: Gemeinschaft und Gemein- 
schaftserlebnis. Gemeinschaft wirkt im Gruppenglied als allgemeine 
und grundsätzliche Bereitschaft zum Gemeinschaftserlebnis. Die Ge- 
bundenheit des Menschen an eine Gruppe ist ein Dauerzustand; des 
Menschen (»inneres« und »äußeres«) Leben aber spielt sich in einer 
Art wogenden Wellenschlags ab. Sofern er mehreren Gruppen zu- 
gehört, scheint einmal diese, einmal jene in besonderem Maße von ihm 
Besitz zu ergreifen; während er andächtig am Gottesdienst teilnimmt, 
schweigt das Wir seiner politischen Partei; zu Zeiten zieht er sich 
ganz in sich selbst zurück und stellt sich damit gewissermaßen durch 
psychischen Akt außerhalb aller Gruppen, an denen er teilhat. Man 
könnte von einer Verlegung des psychischen Schwerpunktes sprechen ?). 

Meist ist das Wir einer Gruppe in mir wach, wenn ich an einem Gruppenakt 
beteiligt bin; doch ist dasselbe auch in psychischer Trennung von den Genossen 
möglich; das nationale Wir züngelt beim Patrioten auf, wenn er das Symbol 
dieser Einheit, die Flagge, im Ausland erblickt; Spott eines Fremden über die 
Bräuche in meinem Verein verletzt mich nicht nur persönlich, sondern erweckt 
mir das Gefühl der Verpflichtung zur Wahrung des gemeinsamen Gruppenan- 
sehens. U.a. Beispiele in Fülle. 


Von der Seite der Gruppe als solcher gesehen ist das Bild dies: 
das Gruppenleben vollzieht sich in einigem Rhythmus; die Gemein- 
schaft ist vornehmlich »aktuell« in gemeinsamen Vollzugsakten der 
Mitglieder 1); sie ruht, ist »latent«, während die Mitglieder einander 
fern ihr Leben in andern, dieser Gruppe fremden Haltungen voll- 
ziehn. Der Gruppenakt (der gern als »Massenerlebnis« bezeichnet wird) 
kann das Wır in den Mitgliedern zu einer Ekstase steigern, deren Wucht 
von Besessenheit zu sprechen erlaubt und alle andern Elemente der 
Psyche im Mitglied vorübergehend erstickt und verloschen erscheinen 
läßt. 


— — 


®) Der Individualpsycholog möchte sich dahin ausdrücken, daß ein Wechsel 
der Erlebnisinhalte vorliege (die Gruppen als Inhalte individualen Erlebens 
aufgefaßt). Doch handelt sichs evident nicht darum, sondern um einen Wechsel 
der Erlebnishaltung und Bewußtseinsform. »Die Gruppee kann freilich auch 
Erlebnisinhalt für die Person werden: wenn ein Mitglied in der Ich-selbst- 
Haltung über die Gruppe und seine Stellung zu ihr reflektiert. Durch den psychi- 
schen Standpunktwechsel wird so, was sonst Seinsform ist, zum möglichen Re- 
flexionsgegenstand. 

10) Nicht notwendig — praktisch selten —: aller. 
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Bleibt zu sagen: das Gewebe, mit dem ein Gruppen-Wir die 
Psychen der Mitglieder durchwirkt, kann dichter oder lockerer sein; 
in doppelter Hinsicht: objektiv, bedingt durch die Bedeutung der 
Gruppe, ihrem Intentionalgehalt entsprechend; subjektiv, sofern 
die gleiche Gruppe mir mehr bedeutet als jenem Genossen 1). 


Gesellschaft. Gemeinschaft als soziales Sein bewährt sich 
im Leben und Wirken; andernfalls bliebe sie imaginär, recht eigent- 
lich unwirklich: ein bloßer Drang oder Trieb. Ordnung nur, als Form, 
bindet sie zur wirklichen Gestalt. 

Ich unterscheide zwischen Regelhaftigkeit an sich — 
dem Phänomen der Normalität — und Geregeltsein als dem 
Erfolg normierender Tätigkeit. Der erste Begriff ist der allgemeinere; 
er trifft einen tatsächlichen Befund, vorerst ohne nach seiner Ursache 
zu fragen. Von diesem Begriff gehe ich aus. 

Im verbundnen Leben von Menschen kann Regelhaftigkeit wal- 
ten, ohne daß Regeln angeordnet, ja sogar ohne daß siealssolche 
dem Menschen bewußt und gegenwärtig seien. Dann ist die Regel 
nicht i. e. S. Norm; sie ist dem Gruppenleben im manent und kann 
als Formel aus ihm abgelesen werden. 

Doch ist solche immanente Regelhaftigkeit nicht vergleichbar der statisti- 
schen Regelmäßigkeit, die auch aus den Lebensvorgängen abgelesen 
wird. Diese nämlich ist nur Feststellung einer Gesetzmäßigkeit der äußeren Vor- 
gänge; jene trägt Wertakzent und trifft de innere Disposition der 
Handelnden, die im äußeren Handeln sich manifestiert. 


Ist die Regel auch als solche nicht bewußt, so wäre es doch falsch, 
am Gewolltsein ihres Inhaltes zu zweifeln; daß er gewollt ist, offenbart 
sich, sobald eine Genosse davon abweicht; dann wendet allgemeiner 
Unwille sich gegen ihn. Vermutlich ist im menschlichen Bewußtsein 
die Vorstellung »Regel« überhaupt ursprünglich anknüpfend an Ver- 
stöße gegen bisher selbstverständlich geübte Regel erwacht. 

Solche immanente Regelhaftigkeit ist dem verbundenen Leben 
unmittelbar verhaftet, ist nicht als übergeordnete Macht vorgestellt, 
sondern waltet als Ordnung im Gruppenleben, wie sie aus ihm 
erwächst. 

Sie entspricht etwa dem verbundenen Wesenwillen oder dem 
Begriff der Gemeinschaft bei Tönnies. Ihr extremes Gegenteil 
wäre die durch Satzung oder Vereinbarung ersonnener Norm erreichte 
Regelhaftigkeit, die Tönnies’ reiner Form des verbundenen Kür- 
willens, seinem Gesellschaftsbegriff, entspräche. 

Die Antithese in dieser Weise zu übernehmen scheue ich mich 
aus vornehmlich drei Gründen: 


11) Besonders tief pflegt der Führer dem Gruppen-Wir verhaftet zu 
sein (Simmel). Der Segelklub, dem ich vorstehe, kann mir subjektiv 
mehr bedeuten, als Beruf oder sogar Familie. Durch die Führerfunktion bin ich 
auch zeitlich mehr für die Gruppe in Anspruch genommen, als das gemeine Mit- 
glied durch seine Pflichten. 
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I. Zwischen der reinen, immanenten 'Regelhaftigkeit und der 
Normiertheit durch konventionelle 12) Satzung stehen Mischformen, 
deren Charakter offenbar durch die Tönnies’sche Antithese 
nicht genügend berücksichtigt ist. 

2. Durch Satzung wird das Gruppenleben stets nur in einigem 
Umfang geordnet — und bei näherem Zusehen ist dieser Umfang 
recht gering. 

3. Satzung ist nur ein Hinzukommsel zu immanenter Ordnung, ist 
ohne sie undenkbar. 

Diese Thesen gilt es kurz zu begründen. 

ad I. »Gemeinschaft enthält die Zukunft im Keime, Gesellschaft 
enthält sie im Bilde.« Dieser schönste Satz in Tönnies’ Buch ent- 
spricht seiner Auffassung der (wesenswilligen) Gemeinschaft als einer 
organischen, der (kürwilligen) Gesellschaft als ideell-mechanischer 
Bildung. Im engsten Denkzusammenhang damit deutet T ö n nies }) 
an, wie das, was Sitte sei, um seines Inhaltes willen befolgt werde, 
das, was Recht sei, jedoch um seiner Form als Recht willen. 

Deutlich erkennbar ist die Unterscheidung zweier Blickwendungen: 
ins Vergangene und ins Künttige. »Sitte« ist, was bisher beobachtet 
wurde und darum auch heute beachtet wird: — Blick nach rückwärts. 
Recht ist, was heute angeordnet wird und darum künftig beachtet 
werden soll: — Blick nach vorwärts. Nun sind aber Vergangenheit 
und Zukunft im menschlichen Bewußtsein verknüpft durch Tra- 
dition und sie gerade ist das eigentliche soziale Prinzip, als solches 
von Vierkandt!!) sehr nachdrücklich hervorgehoben. In der 
Tradition als sozialem Lebensprinzip verketten sich auch die Elemente 
des Wesenwillens und des Kürwillens, sofern nämlich aus der Ver- 
gangenheit ererbte, immanente Regel-Inhalte zur Satzung er- 
hoben und so (normativ) mit dem Anspruch auf Zukunftsgeltung 
bekleidet werden. Aus gemeinsamem Gruppenleben »organisch« er- 
wachsener Inhalt erhält durch satzungsartige Formulierung ideellen, 
formalen Geltungsanspruch. Diesem Typ entspricht das »Gewohn- 
heitsrecht« (als Beispiel), das die römischen Juristen bezeichneten als 
»u sus continuus cum conscientia necessitatis«. 

Ich sehe, schematisierend, folgende Stufen in der Genesis der 
Ordnung: 

a) Unreflektiertes Beobachten bestimmter Verhaltensweisen —: 
rein immancnte materiale Ordnung; Typ des Brauchs. 

b) Reflektierte Beachtung hergebrachter Verhaltungsweisen ; 
Motiv: so war es immer, so soll es auch heute sein —: tradierte 
materiale Ordnung. Typ der Sitte. 

c) Hergebrachter Verhaltungsweise wird Geltungsanspruch für 
die Zukunft beigelegt. Motiv: so war es bisher, so soll es auch künftig 
sein —: tradierter Regelinhalt, zur formal motivierten Geltung er- 
hoben; Typ des Gewohnheitsrechtes. 

12) Im Sinne Tönnies’. 


13) In seiner kleinen Schrift »Die Sittes, Frankfurt a.M. 1919, S. 35. 
14) Gesellschaftslehre § 4. 
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d) Rational ersonnene Norm. Motiv: so bestimmen wir heute, 
so soll es künftig sein —: rein emanente, formale Ordnung. T y p 
des Gesetzesrechts und der Satzung. 

Man erkennt die Uebereinanderschiebung und Durchdringung des 
sorganischen« und »ideellen« Momentes in den beiden mittleren Typen. 
Man wird gleich sehen, welch relativ nachgeordnete Rolle der letzte 
Typus — auch heute — spielt. 


ad 2. Oberflächlicher Betrachtung mag scheinen, als finde eine 
zunehmende Verlagerung des Schwerpunktes von den »wesenwilligen« 
zu den »kürwillig« motivierten Formen der Ordnung statt. Der Ein- 
druck wird gewonnen aus der Betrachtung des modernen Staatslebens 
und der Zweckverbände. Genauerem Zusehen enthüllt sich, wie allent- 
halben mindestens hinter der augenfälligen Fassade ideell gesatzter 
Ordnungen eine Regelhaftigkeit durchaus immanenten Charakters 
waltet. | 

Die »Ordnungt« in der Familie ist nicht jene, die im Familienrecht 
der Gesetzbücher statuiert ist. Es ist zu unterscheiden zwischen der (ab- 
strakten) Familie als Rechtsinstitut und der einzelnen (konkreten) 
Familie als Gruppe. Die wesentliche Ordnung der letzteren besteht 
durchaus in unreflektiert geübten Verhaltungsweisen der Mitglieder 
untereinander, vielfach nicht einmal als Regeln formulierbar. Jene 
Normen des Familienrechtes sind gewissermaßen nur »Reservenormens, 
die einsetzen, wo die »natürliche«, immanente Ordnung der konkreten 
Familie versagt, eine Art Hilfsstellung. Man darf behaupten: wo die 
Berufung auf die Rechtsinstitution Familie und deren Norm not- 
wendig wird, ist die konkrete Familie als Gruppe schon so gut wie 
geborsten. 

Die Kameradschaftsgruppe entbehrt jeder gesatzten Ordnung, 
doch ist sie darum alles andere als regellos. Ihre Ordnung ruht durch- 
aus im Zusammenleben selbst, entströmt ihm und offenbart sich in ihm. 

Was den Staat angeht, so ist er ein unbrauchbares Beispiel, weil 
er ein bloßes Abstraktum ist, das nur an einem Volk reale Existenz 
hat; er freilich kennt nur gesatzte Ordnung — weil er geradezu das 
Volk in seiner genormten politischen Einheit 
ist. Hinter ihm, als durchaus ideell normiertem Einheitsgebilde, steht 
das Volk (Nation), dessen Zusammenleben eben nicht nur staatlich, 
sondern auch durch wesensimmanente und unformuliert überlieferte 
Regelhaftigkeit geordnet ist (Landesbrauch, Sitte usw.). 

Aber auch bei Zweckverbänden ist die Satzung nur die rationale 
Zweckordnung, hinter deren formaler Normiertheit ein Zusammen- 
leben sich abspielt, dessen immanente Regelhaftigkeit sich in besonde- 
ren Formen des Umgangs usw. manifestiert 1°). 


15) Die gesatzte Norm ist mitteilbar; in jeder Gruppe gibt es aber besondere 
Nuancen des verbundenen Lebens und der Verhaltungsweisen in ihm, die nicht 
mitteilbar sind, sondern vom Neuling im Zusammensein selbst allmählich er- 
worben werden müssen. Ihre Nichtbeherrschung läßt ihn den andern auffallen 
und macht ihn selbst unsicher »(schüchterner Novize«). Ja, allzu sklavische Ge- 
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ad 3. Man darf soweit gehen, zu behaupten: Satzung ist nur mög- 
lich auf dem Grunde immanenter Regelhaftigkeit des Zusammenlebens. 

Das Satzungsdokument ist an sich nur Fixation einer Gedanken- 
folge durch Sinnzeichen. Zur sozialen Ordnung wird es nur, sofern 
sein Inhalt in einer konkreten Gruppe Geltung genießt !*). Die Satzung 
eines Vereins ist als Entwurf nur Produkt der geistigen Leistung ein- 
zelner Menschen — ohne sozialen Belang; umgekehrt ist die Gesetz- 
gebung Hammurabis heute für uns keine soziale Ordnung mehr son- 
dern historisches Dokument, der sozialen Geltung entkleidete Objek- 
tivation von Gedankeninhalten. Zur sozialen Ordnung wird eine Ge- 
dankenfolge erhoben, wenn der gemeine Wille sie durch Beschluß 
gemeinverbindlich erklärt. Der Beschluß aber, als Akt der Willens- 
einung, Konventionsakt im Sinne Tönnies’, ist schon nur denk- 
bar, sofern eine immanente Ordnung die Beteiligten verbindet und 
so der Konvention fähig macht. So ist es falsch, die Gruppe durch 
Satzungsbeschluß konstituiert zu sehen; das ist juristisch berechtigt, 
soziologisch gesehen muß die Gruppe da sein, um sich Satzungen 
geben zu können. Man darf sich durch die »künstlich ins Leben ge- 
rufenen« Gruppen, vor allem die Zweckgruppen, die heute eine so 
große Rolle spielen, nicht irreführen lassen; auch ihre »Konstituie- 
rung«istnurjuristischeFormgebungfüreineschon 
vorhandene Gruppe. 

Beispiel: Ein geselliger Klub konstituiert sich als solcher, nachdem seine 
Gründungsmitglieder seit Jahren als zwanglose — aber durchaus regelhaft ver- 
kehrende — Stammtischrunde verbunden waren. Der Satzungsakt hat also richt 
die Gruppe ins Leben gerufen, sondern vorhandener Gruppe eine andere, festere 
Form verliehen. 

Ich fasse zusammen: das soziologisch Entscheidende ist, daß 
das Miteinander von Menschen regelhaft sei — also das oben so ge- 
nannte Phänomen der Normalität. In welcher Form die 
Ordnung gegeben sei und auftrete ist eine zweite Frage, von der die 
Charakteristik besonderer Arten von Gruppen abhängt. 


3. Die Gestalt der Gruppe. 


Gemeinschaft als Verschmolzensein im Wesen und Gesellschaft 
als Verbundensein durch eine Ordnung konstituieren zusammen die 
Samtschaft; diese, ein Seinszusammenhang, ist an Menschen zur Ge- 
stalt der Gruppe konkretisiert. Die oben unterschiednen Elemente 


bundenheit an das generell Formulierbare der Lebensart verrät erst recht den 
Neuling, wie der Parvenü sich vom Aristokraten unterscheidet, indem er ange- 
lernte Regeln reflektiert anwendet, während der vornehme Mann den Komment 
in den Fingerspitzen hat und es sich leisten kann, am rechten Ort »nonchalant« 
zu scin. (Graf Pahlen und Mascke in Sternheims »Snob«.) 

16) Dabei heißt »gelten« natürlich nicht »ausnahmslos befolgt werden«. 
Auch im Augenblick der Verletzung gilt die Norm und gerade dann bewährt sie 
ihre Geltung: subjektiv im Gewissen des Uebertreters (»Gewissen ist soziale 
Angst« — S. Freud) und objektiv in der Reaktion der Gruppe gegen die Ueber- 
tretung (Abweichen vom Ueblichen). 
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‘der Gruppe: Mitgliedschaft, Samtschaft (Gemeinschaft und Gesell- 
schaft) und Intentionsgehalt sind jetzt auf ihren Zusammenhang in 
der Gestalt der Gruppe zu untersuchen; dabei zeigen Seitenblicke, 
wie die reinen formalen Elemente in ihrer empirischen Konkreti- 
sation sich besondern und abwandeln. 

I. Die Mitglieder untereinander. Je größer die 
Kopfzahl der Gruppe, desto weniger pflegen alle Glieder unterein- 
ander Personalkontakt zu haben. Dabei übergehe ich der Kürze wegen 
die Besonderheiten der Nah- und Fernkontakte. Unmöglich können 
Volksgenossen je und je alle in personeller Verbindung stehen 1"). Daß 
dies für den Bestand der Gruppe nicht nötig ist, hat Vierkandt (a. a. O. 
S. 31) betont. Für die Zugehörigkeit des Menschen zur Gruppe ist 
wesentlich, daß er mit den andern qua Wir verbunden sei, nicht aber 
sein Individualkontakt mit allen andern. Das ist ein generell-formales 
Urteil; es gibt Gruppen, deren besonderem Charakter (z. B. als Kame- 
radschaft) unmittelbarer Personalkontakt jedes mit jedem entspricht. 
Diese Gruppen des intimen Typs, in die der Mensch mit seiner Persön- 
lichkeit tiefer eingeht, sind dann auch in höherem Grade abhängig 
von der Zusammensetzung ihrer Mitgliedschaft, ergänzen sich schwerer 
durch neuen Mitgliederzustrom und überleben darum als Gruppen 
ihre Mitglieder häufig nicht, sondern sterben nach Art der Tontinen 
langsam aus. 

Die Personalkontakte der Mitglieder einer Gruppe untereinander 
seien auf die Formel Ich-Du im Wir gebracht. Doch ist zu beachten: 
nicht alle Kontakte zwischen A und B entsprechen notwendig dieser 
Formei, mögen auch beide Glieder der Gruppe X sein. Bei Unter- 
suchung der Gruppe X ist im Auge zu behalten, daß sie ihre Glieder 
nicht restlos umfaßt. Bei Beobachtung ihrer Mitgliedschaft ist also 
vorerst 18) alles auszuschalten, was nicht wesenhaft der Gruppe X zu- 
zurechnen ist. Also: alle Erscheinungen, die sich aus der Zugehörigkeit 
der einzelnen Mitglieder zu anderen Gruppen herleiten, alle Personal- 
kontakte des einzelnen Mitgliedes zu Außenstehenden; aber auch: 
Kontakte unter Gruppengenossen, die mit dem Sinn des grupplich 
verbundenen Seins nicht unmittelbar zusammenhängen; z.B. daß 
A und B, beide Mitglieder einer Handwerkerinnung, außerdem in 
Briefmarkentauschverkehr stehen, hat mit der Innung wesenhaft 
nichts zu schaffen. Doch gibt es Fälle, — Kameradschaft, Familie 


17) Auch deshalb scheint mir v. Wieses Relationismus schwer durch- 
führbar, der Gruppe als Summe von Personalkontakten begreift. Aus dem 
II. Band seiner Allgemeinen Soziologie (Gebildelehre) wird hervorgehen, wie er 
sich mit dieser Schwierigkeit abfindet. Der kurze Aufsatz im Jahrbuch für 
Soziologie III. macht es noch nicht ersichtlich. 

18) Nach reiner Herausarbeitung der eigentlich mit der Gruppe X zusammen- 
hängenden Erscheinungen kann die Einbeziehung andersartiger Kontakte und 
Bindungen ihrer Mitglieder noch manches Licht auf die besondere Artung der 
Gruppe selbst werfen. Denn natürlich bleiben, da das Ich im Wir und das Wir im 
Ich wurzelt, die personalen Besonderungen der Mitglieder nicht ohne Einfluß 
auf das Leben der Gruppe. 
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u.ä. —, wo alle Personalkontakte der Mitglieder untereinander als 
Wir-fundiert zu betrachten sind. Das kommt daher, daß dieser Gruppen 
Sinn im gemeinsamen Lebensvollzug schlechthin beruht, ohne Be- 
schränkung auf besondere Intentionalgehalte. 

Immer pflegt zwischen Gruppengliedern ein besonderes Maß von 
Bereitschaft zur Knüpfung interindividueller Kontakte zu bestehen — 
in erster Linie Wir-fundierter, des weiteren aber auch reiner Ich-Du- 
Kontakte. 

2. Die Intentionalität und ihre Rolle im 
Gruppenleben. Ich unterscheide gerichtete und ungerichtete 
Samtschaft. Das will sagen: dem Miteinander von Menschen kann ein 
bestimmter über es hinausweisender Sinn zugrunde liegen, oder sein 
Sinn erschöpft sich in gemeinsamem Lebens- oder Erlebnisvollzug. 
Im zweiten Fall darf von Rückbezogenheit der Samtschaft auf sich 
selber gesprochen werden. (»Der Sinn des Lebens ist das Leben selbst «.) 
Regelmäßig zeichnen sich solche Gruppen durch besondere Intimität 
aus: die Verschmolzenheit aller im Wesen pflegt hier von durch- 
gängigen Kontakten jedes mit jedem begleitet zu sein. 

Wo inhaltlich bestimmte Intentionalität waltet, wäre zu gliedern: 
werthafte und zweckhafte und innerhalb der letzten wieder: Werk- 
und Interessen-Intention (z. B. Zunft ist Werk-betonte, Gewerkschaft 
Interessen-betonte Zweckgruppe). 

Der Sinngehalt als solcher kann durchweg sowohl individual als 
kollektiv intendiert werden; er ist nicht selber Gruppe-konstituierend, 
sondern wird Gegenstand und Inhalt sozialen Lebens und Wirkens da- 
durch, daß eine Gruppe von Menschen ihn als solchen erfaßt oder 
sich an ihm kristallisiert. 


Damit hängt zusammen, daßich Kunst, Wissenschaft, Wirtschaft usw. nicht 
als eigentliche soziologische Gegenstände erachte. Eine Soziologie der Kunst, 
Wissenschaft, Wirtschaft usw. kann nur sein: Erforschung des verbundenen 
Lebens von Menschen, sofern es Kunst oder Wissenschaft oder Güterbeschaffung 
zum Gegenstand hat. 


Intentionale Bezogenheit der Gruppen ist vorherrschender zeit- 
genössischer Typus. Darin kommt die zunehmende Ausgliederung des 
geselligen Lebens innerhalb eines Gesamtgefüges zum Ausdruck. Je 
weniger die Ausdifferenzierung vorgeschritten ist, desto mehr treten 
die auf Einzelgehalte bezogenen Gruppen in den Hintergrund und der 
Typ der ungerichteten (allgerichteten) Samtschaft überwiegt. 

Den Intentionalitäts-Typen entsprechen Typen des verbundenen 
Handelns 1%). Als solche seien genannt: Leben, Werk, Erlebnis. Das 


19) Spanns (Gesellschaftslehre, S. 99 der 1. Aufl.) Unterscheidung von 
verkettetem, arbeitsteilig gegliedertem Handeln einerseits und verbündetem, 
gleichgerichtetem Handeln anderseits scheint mir nicht praktisch; Spann 
selber behauptet, das sei nur eine Gruppierung nach der Art der Verknüpfung 
(wie übrigens bei Spann überhaupt die Vermengung materialer und formaler 
Kategorien geradezu als Charakteristikum seines Systems bezeichnet werden 
darf). Er selbst identifiziert dann seine formale Unterscheidung mit der materialen, 
inhaltlichen. (Nach dem Inhalt der Leistung): »mittelbeschaffendes (dem ver- 
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verbundene Handeln hat besondere Bedeutung, weil es den Aktuali- 
tätsgipfel im Rhythmus des Gruppenlebens darstellt. 

a) Verbundenes Leben ist Handelns-Typus ungerichteter 
Gruppen. Hier fehlt der eigentliche Rhythmus zwischen Aktualität 
und Latenz des W:7,; er fehlt um so mehr, je eindeutiger die Gruppe 
ihrem Typ entspricht, d.h. je vollständiger sie das Gesamtdasein 
der Glieder vergesellschaftend umfaßt (vgl. aber unten sub c). 

b) Verbundenes Werk ist Handelns-Typus der Zweck- 
gruppen. Hier ist der Rhythmus ausgeprägt; der Mensch ist ja nicht 
auf einen Zweck bezogen, sondern auf deren viele, die er neben- 
einander verfolgt und deren Realisierung er sich abwechselnd widmet. 
(Wie vorsichtig in soziologischen Zusammenhängen der material be- 
stimmte metaphysische Wertbegriff zu handhaben ist, geht daraus 
hervor, daß Inhalte, die der Wertphilosoph als bloße Zwecke an- 
spräche — Giiterproduktion, Profit — psychologisch-faktisch oft 
durchaus als absolute Werte erlebt werden; die Vergesellschaftung 
solcher Inhalte vermag dann sehr dem Charakter von Wertgruppen 
sich zu nähern.) 

Verbundenes Leben überhaupt enthält rationale und irrational- 
emotionale Momente in sich; verbundenes Werk ist wesentlich ratio- 
nales Handeln, weshalb hier die Individualität, deren Domäne die 
rationalen Funktionen sind, zu besonderer Geltung innerhalb der 
kollektiven Lebenssphäre kommt. Am stärksten drückt sich das aus 
bei dem Werktypus der Beratung, dessen besonderer grupplicher 
Rahmen das Kollegium ist. Die kollegiale Beratung ist Koppelung 
individualer Denkakte auf dem Fonds kollektiver Gefühlshaltung, 
nicht aber unmittelbarer Kollektivakt %). 

c) Verbundener Erlebnisvollzug als Typus ver- 
bundenen Handelns bildet in seiner betonten Emotionalitat den Kon- 
trast zu b; er ist charakteristisch fiir die wert-emotionale Gruppe. 
(Religionsverband: Gottesdienst, Opferhandlung.) 

Doch sind die Typen verbundenen Handelns nicht streng und 
ausschließlich bestimmten Intentionalitätstypen von Gruppen zu- 
geordnet — schon darum nicht, weil diese selbst sich mehrfach be- 
rühren und mengen. Erlebnisvollzug ist regelmäßiger Einschlag des 
Lebensvollzugs; das Festerlebnis bringt in das sonst gleichmäßig un- 
unterbrochene Leben der ungerichteten Gruppe die rhythmischen 
Zasuren (Familie, Dorfgemeinde) 2+). 

Das verbundene Handeln der Typen b und c ist Einzelakt im 


ketteten) und anstaltbildendes (dem verbündeten entsprechendes) Handeln“... 
(Spann a. a. O. S. 99.) Diese Parallele scheint mir nicht haltbar. 

20) Vgl. dazu meinen Aufsatz »Führer und Genies, Kölner Viertel- 
jahreshefte VI, S. 253 ff. bes. die Anmerkung ı auf S. 234. 

31) Inwieweit man den Erlebnisvollzug als allgemeinste Form verbundenen 
Handelns überhaupt begreifen und dies daraus erklären könnte, daß er eben dem 
wertintentionalen Gruppentyp entspricht, alles soziale Leben aber irgendwie 
Wertprägung habe, ist eine Frage, die mir erst bei Niederschrift dieser Seiten auf- 
stößt und deren Prüfung ich vorerst noch zurückstellen muß. 
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Rahmen des Gruppenlebens und findet in ihm seinen Sinn. Vielfach 
will man den einzelnen Erlebnis- oder Werkakt als Inhalt einer be- 
sonderen Art sozialer Verbindung ansehen. So nennt Vierkandt (a. a. O. 
S. 221) den Konsumverein eine »Gesellschaft« (in seiner Termino- 
logie), die aber gelegentlich Hintergrund und Rahmen voriibergehender 
Gemeinschaftsbildung abgebe; wenn nämlich »die beteiligten Per- 
sonen die Interessen ihres Vereins ausüben, also gemeinschaftlich 
handeln«, finde »ein vorübergehendes Zusammenklingen« statt. Es 
scheint mir nicht praktisch, einen rhythmischen Wechsel im Wesens- 
charakter der Gruppe selber anzunehmen; der wechselnde Rhythmus 
der Erlebnishaltung ist im Sinn der dauernden Verbundenheit be- 
gründet, entspricht ihm und bedarf darum kaum der Erklärung aus 
einem Schwanken des sozialen Gebildes (Gruppe) selber zwischen 
zwei verschiedenen Typen. 

Die Haltung der Mitglieder im Erlebnisakt ist freilich verschieden 
von ihrer Dauerhaltung, aber diese bedeutet eine dauernde Disposi- 
tion und Bereitschaft zum Erlebnisvollzug. 

Hier ist der Ort zur Erwähnung dere phemerenGruppen; 
es gibt deren, die sich in einem einzigen Erlebnisakt erschöpfen. Ge- 
meinhin bezeichnet man sie als »Massen«. Als Grenzfälle sind sie oft 
schwer rubrizierbar. Es kommt darauf an, ob wirklich psychisch 
verbundenes Erlebnis oder nur Kumulierung gleichartiger Individual- 
erlebnisse (Theaterpublikum!) vorliegt ??). Jedenfalls ist die Kurz- 
lebigkeit solcher Gebilde kein Grund, ihnen den Gruppencharakter 
abzusprechen; die Wesensverschmelzung ist hier oft besonders deut- 
lich und Ordnung kann auch ohne längere Dauer des Miteinander 
gegeben sein, wenn man auf die Forderung der (von mir als sekundär 
bezeichneten) Objcktivation der Ordnung verzichtet. Das Geordnet- 
sein der ephemeren Erlebnisgruppen pflegt sich darin zu bekunden, 
daß sich Ansätze zu ciner Führung zeigen. 

3. Gemeinschaft und Gesellschaft in Ver- 
flechtung. 

Gemeinschaft und Gesellschaft, gedanklich getrennt, sind in der 
Erfahrungswirklichkeit untrennbar verflochten. 

Im Falle der rein immanenten Regelhaftigkeit ist die Verflech- 
tung besonders eng; so eng, daß man sagen könnte, die Dualität der 
beiden formalen Elemente sei unentfaltet. Die Regelhaftigkeit ist 
dem Zusammenleben unmittelbar immanent, dieses aber ist Darlebung 
des psychischen Verschmolzenseins. 

Die Entfaltung der beiden Prinzipien offenbart sich durch die 
Objektivierung der Ordnung, deren mögliche Stufen oben angedeutet 
wurden; die Verflechtung von Gemeinschaft und Gesellschaft wandelt 
demgemäß ihren besondern Charakter. 

Rein immanente Regelhaftigkeit ist im allgemeinen nur denkbar, 
wo relativ wenige Menschen in räumlichem Beisammensein ausschließ- 
lich verbunden sind. In dem Maße, in dem diese Bedingungen des 


22) Vgl. die Kasuistik dieser Fälle in meiner »Masse und ihre Aktione, 
S: 12—22. 
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Miteinander sich ändern, macht sich die Objektivation der Ordnung 
erforderlich. 

Es handelt sich dabei natürlich nicht um eine eindeutig-mecha- 
nische kausale Abhängigkeit, sondern um einen Lebens- und Entwick- 
lungsvorgang; der Satz könnte auch umgekehrt werden: die Ob- 
jektivation der Ordnung — und anderer sozialer Schöpfungen — (zu- 
sammenhängend mit wachsendem Vermögen zur Abstraktion) er- 
möglicht Vergrößerung der Kopfzahl, räumliche Ausbreitung und 
gegenständlich-intentionale Differenzierung der Gruppen. 

Hier übergehe ich die Momente der Zahl und des Raums und exem- 
plifiziere nur auf die intentionale Ausgliederung. 

a) Die intentionale Differenzierung konzentriert das Leben der 
einzelnen Gruppe auf einen Einzelinhalt ; sie setzt damit die verschie- 
denen Einzelinhalte des geselligen Lebens überhaupt gegeneinander 
ab und bedingt somit eine fortschreitende Rationalisierung des ver- 
bundenen Wirkens. Sie tendiert zu jener wertigen Verabsolutierung 
der Einzelinhalte, in deren Folge der Mensch geradezu im Dienste 
dieser Inhalte stehend erscheint — und sich fühlt. Die Ordnung der 
Gruppe orientiert sich insofern an ihrem Sinngehalt und dessen Er- 
fordernissen. (Daß aber dies nur die eine Ansicht ist, während hinter 
diesen spekulativ genormten Sachordnungen immanente Lebensord- 
nungen stehen, wurde schon oben erwähnt.) 

b) Die intentionale Differenzierung bedeutet: ein Mensch ist in 
mehrere oder viele Gruppen hineingebunden, in deren jeder er mit 
andern Genossen verbunden lebt; sein geselliges Dasein vollzieht 
sich also in wechselndem sozialem Milieu. Eine unreflektierte Regel- 
haftigkeit als Grundtypus ist hierbei undenkbar; die Auflockerung der 
unmittelbaren Lebenskontakte, der intermittierende Charakter des Le- 
bens in der einzelnen Gruppe erheischt ein Gegengewicht. Ruht die Sta- 
bilität der Gruppe nicht unmittelbar im grupplichen Zusammenleben 
(wie etwa bei der Familie), so bedarf es ihrer objektiven Stabilisierung 
durch fixe Ordnungen, deren ideeller Bestand der Gruppe als solcher 
im Bewußtsein der Mitglieder vorgestellte Kontinuität über die 
Latenzphasen der grupplichen Betätigung hinweg verleiht. 

Die äußerst verwickelten Sachverhalte — möglicher Stoff einer 
Philosophie der sozialen Kultur — können in diesem Rahmen nur 
schlaglichtartig und ganz unvollständig angedeutet werden. 

Worauf es ankommt: die Verflechtung des Gemeinschafts- und 
Gesellschaftsmomentes, im Falle immanenter Regelhaftigkeit gegeben 
als ein Unentfaltetsein ihrer Dualität, ändert mit 
zunehmender Objektivierung der Ordnung ihren Charakter. Diese 
Objektivation der Ordnung setzt schon ein mit der Tradition — ist 
nicht nur durch Kodifikation gegeben. Wird der Inhalt überlieferter 
Regel reflektiv bewußt, so wird er zu einem objektiven Gut 
der Gruppe und bildet Gehalt einer Intentionalität, die freilich 
nicht gegenständlich über die Gruppe hinausweist. Wie auf einer 
ersten gedachten Stufe de einzelnen Regeln ihrem In- 
halt nach, so wird auf einer zweiten die Gesamtheit der tradierten 
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Regeln als Regelsystem*) zum Bezogenheitsgehalt des Wir. 
Ist die abstrakt formale »Idee der Ordnung überhaupt« (»Rechtsidee«) 
aus mehrfacher Erfahrung konkreter Ordnungssysteme destilliert. 
so vermag endlich diese formale Idee selbst zum Intentional- 
gehalt des Gruppenlebens zu werden. Die besonderen Einzelinhalte 
der Ordnung können dann zum Gegenstand heftigster Gegnerschaft 
innerhalb der Gruppe werden, ohne daß diese dadurch zersprengt 
würde. Das ist der Loyalitätstypus der modernen Demokratie, der 
hier auf zwei Arten illustriert sein mag; durch Diderots bekanntes 
Wort: »Gegen unvernünftige Gesetze werden wir Reden halten, bis 
man sie bessert; doch bis dahin werden wir uns ihnen blindlings unter- 
werfen.« Und durch den Verfassungspatriotismus des U.S.A.-Bürgers, 
deshalb besonders typisch, weil die Bevölkerung des Koloniallandes 
U.S.A. reine Staatsnation ist; das will sagen: sie entbehrt jener inner- 
grupplichen Intentionalgehalte der Kulturnationen, die in dem tra- 
dierten nationalen Geistesgut bestehen; wenn dem Deutschen die 
Reichsfahne nicht nationales Einheitssymbol ist, so bleiben ihm doch 
die Kant, Goethe, Beethoven, seine gotischen Dome und tausend 
andere Symbole und Schöpfungen nationaler Kultureinheit; wenn 
aber der Amerikaner nicht zu Sternenbanner und Freiheitsstatue auf- 
blickt — was bleibt dann von der Einheit der U.S.A. ?,.. 

Es kam darauf an, zu zeigen, wie — ganz abgesehen von der im- 
manenten Ordnung, die still und unbemerkt im Gruppenleben wirkt 
— auch die von den Sozialpessimisten viel verketzerten gesatzten 
Ordnungen auf ihre Art dem verbundenen Sein der Menschen in der 
Gruppe als Intentionalgehalte verflochten sind. 


III. Ueberblick über das System der sozialen 
Gebilde. 


Die Soziologie gliedere ich in soziologische Statik und Dynamik. 
Die Statik behandelt die sozialen Gebilde strukturell und morpho- 
logisch; die Dynamik untersucht die sozialen Lebensvorgänge. Dazu 
käme die soziologische Entwicklungslehre, deren Aufgabe es ist, die 
Typik im geschichtlichen Ablauf der Formen sozialen Seins zu studie- 
ren. Die gegenwärtige Untersuchung bleibt wesentlich im Rahmen der 
Statik. 

Unter den Gebilden sind zu unterscheiden: 

A. Menschenverbindungen — Gestalten geselligen 
Seins. 

B. Gegenständliche Gebilde — Hervorbringungen ge- 
selligen Lebens. 

Die zweiten spielen in diesen Zusammenhängen eine nachgeord- 
nete Rolle. Sie gliedern sich wieder: 


33) „Unsere Stammesrechte«, obgleich inhaltlich überholt, dennoch zäh 
gegen das nach der Völkerwanderung vordringende Königsrecht verteidigt! 
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1. Materialer Typus: Schaffens- und Sinngefüge (Kunst, Wissen- 
schaft, Wirtschaft usw.). 

2. Formaler Typus: Anstalten (die apersonalen Objektivationen 
von Zwecken samt dem ihrer Verfolgung und Verwirklichung dienen- 
den Apparat). 

Die Menschenverbindungen gliedern sich vierfach: 

I. Gruppe. 

2. Paar. 

3. Haufe (»Masse«), aktuelle Menge. 

4. Schicht, gedachte Menge. | 

ad x. Gruppe wurde charakterisiert als Konkretisation eines un- 
mittelbaren Seinszusammenhangs zwischen Menschen, als empirische 
Erscheinung eines Wir. Kurzer Umschreibung bedürfen nur noch 
die drei andern Typen. 

ad 2. Paare sind Verbindungen zweier Menschen als Individuali- 
täten, also qua Ich-Du. Die Formel der Relation, worin der Mensch 
sich sieht, lautet hier nicht (wie für die Gruppe) Ich-im-Wir, sondern 
Ich-in-Dir und Du-in-mir (rein personale Paarverbindung: Freund- 
schaft, Liebe) oder Ich-mit-Dir (sachlich gegründete Paarverbindung)**). 

a) Ich spreche hier nur vom »isolierten« Paar, d.h. von Verbin- 
dungen zwischen Menschen, die ihren Sinn nicht aus einer den Part- 
nern gemeinsamen Gruppenbindung erhalten und demnach jener 
Gruppe als Lebensäußerung zuzurechnen wären. Beispiel: Zusammen- 
arbeit des Vorsitzenden und Schriftführers eines Vereins. (Daraus 
kann natürlich, wie aus andern Anlässen, eine Ich-Du-Verbindung 
entstehen, deren wesentlicher Sinn von den Vereinsaufgaben ab- 
gelöst ist. Aber das ist eine ganz andere Frage.) 

b) Auch sei bemerkt: es handelt sich nur um Verbindungen, nicht 
um bloße Kontakte mehr akzidentellen Charakters, die nicht Gebilde 
sondern Vorgänge sind. So erscheint mir das Verhältnis des Käufers 
zum Verkäufer im Ladengeschäft nicht als Verbindung, sondern als 
akzidentelle Berührung von noch dazu sehr unpersönlichem Cha- 
rakter: eine Erscheinung des Wirtschaftslebens, dies als Komplex 
sozialer Vorgänge gedacht, die unterm Motiv der Güterversorgung 
als sinngebendem Gesetz sich abspielt. 


Etwas anderes wäre die Bindung zwischen dem Stammkunden und »seinem« 
Händler oder einem bestimmten Verkaufsangestellten dieses Händlers; sie 
äußert sich oft darin, daß der Kunde lieber setwas wartet«, nur um von »seinem« 
Verkäufer bedient zu werden, der seinen Geschmack und seine Wünsche kennt. 
Hier wäre sachlich gegründete Ich-Du-Beziehung gegeben. 


c) Die Frage des prinzipiellen Unterschiedes zwischen Paaı und 
Gruppe kann hier nicht grundlegend angegangen und erschöpt wer- 
den. v. Wiese, der unter Gruppe eine Summe sich wiederholender 
gleichartiger Beziehungskontakte versteht, kann demnach zwischen 


44) Vgl. die Skizzierung in meinem Aufsatz: »Zur Soziologie der Ehe 
und des Erose. Ethos I, S. 595 ff. 
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Paar und Gruppe nicht grundsätzlich unterscheiden. Für ihn ist das 
Paar die kleinste denkbare Gruppe. 

Ich verweise dagegen auf Simmel und vor allem auf Litt 
(S. 109 ff. a.a. O.). 

Beim Paar liegt eine mutuelle Abstimmung des Ich aufs Du 
und umgekehrt vor. Die Gruppe ist in ihrem Dasein vom einzelnen 
Mitglied unabhängig (nicht von der Gesamtheit der Mitglieder!), das 
Paar aber kann in seiner einmaligen Identität als Gebilde stets nur 
mit eben diesen individuell bestimmten beiden Partnern gedacht wer- 
den. Ein Familienmitglied ist (für den Bestand der Familie) verzicht- 
bar und sogar ersetzbar — der Freund, die Geliebte sind unersetzlich. 
Ueberpersönlichkeit der Gruppe und unbedingte Personalität der 
Paarverbindung stehen sich als grundlegende strukturelle Quali- 
täten gegenüber. 

Ein Beispiel mag zeigen, worum es bei der Behauptung: »tres 
faciunt collegium« geht. A, B, C können Gruppe bilden oder als drei 
Paare je und je verbunden sein: A-B, B-C, C-A. Im zweiten Fall er- 
greift je einer jeden andern affektiv in dessen personalem So-Sein. 
Aber das Bild des A spiegelt sich in der Psyche des B und in der des C 
verschieden, kraft deren verschiedener Personalitätsstruktur. Jeder 
erfaßt affektiv das So-Seins-Bild des andern, wie sich’s in den Ge- 
wässern der eigenen Psyche spiegelt. Die Rolle des A in seiner Ver- 
bindung mit B und mit C ist verschieden usw. Demnach sind die Paare 
A-B, B-C, C-A zwar vielleicht ihrer formalen Struktur nach gleich- 
artig, aber ihrem materialen Sinn nach sehr verschieden. Sind aber 
A,B, C zur Gruppe verbunden, so sind sie in einer »Schicht« ihres 
Wesens undifferenziert verschmolzen und identisch derart, daß die 
im übrigen verschiedene Artung ihrer Individualitäten zwar als Diffe- 
renziertheit wirkt, jene Verschmelzung aber nicht irritieren kann. 
Wieder ist zu vermerken, daß in der Praxis eine Verkettung dreier 
Freundschaftspaare, wie oben angenommen, wohl meist zur Dreier- 
gruppe überleitet. 

ad 3. Haufe, »Masse«. Unter dieser Rubrik finden sich, wie schon 
bemerkt, viele in ihrer Typik schon oft untersuchte aber noch nirgends 
befriedigend geklärte Grenzfälle 5). 

Es handelt sich um aktuelle Menschenanhäufungen, die wegen 
der Gleichart des Verhaltens ihrer Mitglieder als Einheiten (psycho- 
logische Massen) angesprochen werden: Aufläufe, Rotten, panikartige 
Ansammlungen usw. Ich nehme jene Fälle aus, in denen eine Ver- 
schmelzung der Beteiligten zur ephemeren Erlebnis-Einheit statt- 
findet ; diese Fälle zähle ich natürlich zu den Gruppen, wobei die Frage 
der Grenzzichung im einzelnen und der anzuwendenden Kriterien 
offen bleibt. 

Jedenfalls aber läßt sich vielfach einwandfrei beobachten, daß 
eine innere Verschmelzung zur Kollcktivität nicht vorliegt, sondern 


35) Auch ich habe in meiner »Massee, S. 12 ff. mehr Fragen gestellt als 
Antworten gegeben. 
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die Teilnehmer je und je sich in durchaus individualer Haltung be- 
finden, oft sogar in besonders isolierter (Panik!). — Auch beim Publi- 
kum einer Theatervorstellung oft gänzliche Versunkenheit des ein- 
zelnen in sich und das Werk; der Applaus ist meist nur konventio- 
nelle Form für die Lösung einer Nervenspannung. In Ausnahmefällen 
mag auch hier ephemere Erlebniseinheit sich bilden 29). 

Auf die innere Haltung, den psychischen Befund des Menschen, kommt es 
natürlich an. Er ist nur symptomatisch erkennbar oder am eigenen gleichgearteten 
Erlebnis kontrollierbar. Das ist beides hier besonders schwer: teils wegen der 
kurzen Dauer solcher Phänomene, teils weil es schwer ist, sich hier selbst zu 
beobachten: läßt man sich mitreißen, so ist man ein schlechtes Beobachtungs- 
Subjekt, weil die Reflexionstätigkeit weit herabgesetzt ist; erhält man sich 
durch Selbstbeherrschung die reflektorische Potenz, so ist man ein schlechtes 
Beobachtungs o bjekt. 


Praktisch ist mir noch nicht ganz klar, nach welchen äußeren 
Kriterien ich solche Phänomene den Gruppen zurechnen soll oder 
nicht; und was die zweiten Fälle angeht, so ist mir theoretisch noch 
zweifelhaft, ob sie überhaupt Gebilde sind oder etwa nur Vorgänge. 
Faßt man aber diese Phänomene als Gebilde auf, so beruht ihr struk- 
turelles Wesen in der psychischen Gleichrichtung von Menschen auf 
einen Erlebnisinhalt, wäre also kumulativ, nicht kollektiv zu deuten. 

ad 4. Die Schicht legt einen objektiven Querschnitt durch eine 
irgendwie abgegrenzte Menschengesamtheit. 

a) Der rein f o r m a l e Begriff der Schicht: eine bestimmte Quali- 
tät, ein Merkmal wird als Maßstab aufgestellt, den ich an die Individuen 
innerhalb einer Gesamtheit anlege. Jene, die dem Maßstab entsprechen, 
bilden insofern eine Schicht. Diese wäre somit ein bloßer Begriff der 
Anschauung; an sich kann ich beliebig viele Querschnitte durch eine 
Gesamtheit legen, kann die Individuen beliebig in Schichten ordnen, 
wie ich beliebige Merkmale zum Maßstab erheben kann. 

b) Als materiales Element des soziologischen Schichtbegriffs 
kommt aber hinzu, daß die als Maßstab gewählte Qualität von ob- 
jektiver Bedeutung für die soziale Struktur jener Gesamtheit sein 
muß, durch die der Querschnitt gelegt wird, daß die Schicht als solche 
innerhalb der Gesamtheit objektiv eine bestimmte Rolle spielt. 

Es wäre sinnlos, von einer Schicht der Rothaarigen oder der 
Krüppel zu sprechen; dagegen ist »die Kaufmannschaft« eine echte 
soziale Schicht. Der damit bezeichnete Typus hat gesellschaftliche 
Bedeutung; die unter ihn fallenden Menschen spielen im geselligen 
Zusammenleben eine in den Grenzen des Typus gleichartige oder ver- 
wandte Rolle. Ueber ihr gesellschaftliches Verhalten und ihre Stellung 
innerhalb eines geselligen Gesamtgefüges kann Allgemeingültiges aus- 
gesagt werden. 

Von der Gruppe unterscheidet die Schicht sich dadurch, daß in 
ihr die Menschen nicht unmittelbar zu einer psychischen Einheit ver- 
schmolzen sind, sondern ob der Gleichartigkeit bestimmter sozialer 


.38) įVgl. meine »Massee, S. 15 ff. über »Kunstwerk als Inhalt von Kollektiv- 
erlebnissene. 
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Situationen und Verhaltungsweisen als Einheit der Erkenntnis er- 
faßt werden. 

Drei Haupttypen der Schicht scheinen mir unterscheidbar: die 
Interessenschicht, die Schicksalsschicht und die Sinn- 
schicht — je nachdem der einzelnen Schicht ein bestimmtes Inter- 
esse, eine Schicksalslage oder das Bezogensein auf bestimmte Sinn- 
gehalte ihre besondere Prägung gibt. Doch pflegen die drei Typen 
in der Erfahrung gemengt aufzutreten, wenn auch einer von ihnen 
jeweils überwiegt. Wohl bedingt Gleichartigkeit der Schicksalslage 
weithin gleiche Interessenrichtung; dennoch kann die Schicksalslage 
hier, die Interessenrichtung dort den Ausschlag geben. 

Am Proletariat, dem besten Beispiel einer Schicht, läßt sich die 
Vermengung der Typen am klarsten aufzeigen, indem man die ver- 
schiedenen Proletariatsbegriffe heranzieht. Proletariat — als Gesamt- 
heit der faktisch »Ausgebeuteten« — ist Schicksalsschicht. Doch nicht 
alle, die es objektiv sind, fühlen sich subjektiv ausgebeutet;; eine Inter- 
essenschicht bildet nur jener Teil (des objektiven) Proletariats, der 
um sein Ausgebeutetsein weiß und darum typisch proletarische Inter- 
essenrichtung hat. 

Die Berufsschicht ist wesentlich Interessenschicht 7); dagegen 
sind Beispiele für die Sinnschicht: »die Gebildeten«, »das Publikums, 
(als Träger der öffentlichen Meinung) u.a. 

Vielfach finden sich auch Uebergange zwischen Schicht und 
Gruppe. Eine Gruppe kann zur Schicht werden *) und umgekehrt: 
so darf z. B. das erwachende Klassenbewußtsein des Proletariats als 
ein Anzeichen dafür angesehen werden, daß die Klasse eine Umwand- 
lung von der Schicht zur Gruppe durchmacht. Demnach gibt es Er- 
fahrungsgegebenheiten, deren Rubrizierung nicht unbedingt sicher 
vorgenommen werden kann. 

Auf diese theoretische Gliederung der Gesellungstypen komme 
ich im letzten Abschnitt nochmal zurück. 


IV. Kritisches Intermezzo, 


Bisher wurde deutlich, daB mir Gemeinschaft und Gesellschaft 
(im hier zugrunde gelegten Sinn) nicht als die Grundkategorien aller 
soziologischen Erkenntnis tiberhaupt erscheinen; ihre Anwendung ist 
beschrankt auf das Phanomen der Gruppe; und diese ist zwar sicher 
die wichtigste, doch bei weitem nicht die einzige Form sozialen Seins. 


37) Das gilt für die Klassengesellschaft. In der berufstandischen Epoche darf 
man wohl von Berufsgruppen sprechen; und auch in der Klassengesellschaft 
zum Teil noch, sofern sich auch hier noch standische Reste erhalten. Das Be- 
amtentum beginnt bei uns erst seit rund ro Jahren den grupplich-standischen 
Charakter zugunsten des schichthaften aufzugeben. Die Forderung des Beamten- 
streikrechts ist ein wichtiger Schritt auf diesem Weg. 

38) Das gilt von obigem Beispiel des Berufs; ähnlich von der »guten Gesell- 
schafte, die früher unbedingt Gruppe war, aber mit der Auflösung der ständi- 
schen Gliederung durchaus zur Schicht (Sinnschicht) wurde. 
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Nur in Konfrontation mit andern Theorien läßt die hier an- 
deutend umrissene sich greifbarer rechtfertigen. Das darf dem un- 
bewährten Nachwuchs als Entlastung dienen, wenn er — weiteren 
Einsichten nachtastend — sich an anerkannter Meister bewährte 
Leistungen kritisch heranwagt. 

I. Von Ferdinand Tönnies’ »Gemeinschaft und Gesell- 
schaft« muß ausgegangen werden; denn hier ist das Gegensatzpaar 
erstmals formuliert. Das edle Pathos dieses Buches und seine hohe 
Bedeutung für die jüngere deutsche Soziologie machen die Kritik 
hier zu einer besonders heiklen Aufgabe. Doch will mir scheinen: 
ernste und auf ehrlichem Studium fußende Kritik werde dem Werk 
und seinem Schöpfer mehr gerecht, als ein gedankenloses Epigonen- 
tum, das in verba magistri schwört, ohne sie richtig begriffen zu haben, 

Das Gegensatzpaar »Gemeinschaft-Gesellschaft« hat bei Tön- 
nies mindestens dreifache Bedeutung. 

I. Tönnies geht aus von den beiden Willformen des Wesen- 
willens und des Kürwillens. Subjekt des verbundenen Wesenwillens 
ist ihm die Gemeinschaft, Subjekt des verbundenen Kürwillens die 
Gesellschaft. Wie aber Wesenwille und Kürwille zwei psychische 
Prinzipien im Menschen sind, so sind Gemeinschaft und Gesellschaft 
als verbundener Wesenwille und verbundener Kürwille nur theore- 
tisch voneinander zu trennen: »In den Formen des einen darf nichts 
vom andern gedacht werden und umgekehrt.«e Wir haben hier den 
Gegensatz zweier Idealtypen. Dunkmann spricht von »bloßen 
Tendenzen«. 

Die erfahrbaren Gestalten der Sozialität sind nach T. die Syn- 
thesis dieser Antithese. Und damit vollzieht T. zugleich eine Syn- 
these der organischenund deratomistisch-indi- 
vidualistischen Gesellschaftstheorien. Denn in 
Wahrheit ist seine reine Theorie der Gemeinschaft nichts anderes 
als das Bekenntnis zum organischen Gesellschaftsbegriff, die reine 
Theorie der Gesellschaft aber — in ihrem engen Zusammenhang mit 
den Begriffen des Naturrechts und der Konvention — eine Erneue- 
rung der Theorie vom Contrat social *). 

In dieser ideal-typischen Bedeutung ist die Antithesis Gemein- 
schaft-Gesellschaft unantastbar, sofern man ihre Begriindung auf die 
Willformen hinnehmen mag. Die freilich scheint mir nicht ohne Ge- 
fahr. Allenthalben ist ja bei T. das Bild beherrscht von der Vorstellung 
des Zustandekommens verbundener Willensakte. Nun läßt sich beim 
spekulativen Kürwillen Willensakt und Willensrealisierung trennen, 
beim Wesenwillen aber nicht. Daher denn die iiberragende Rolle des 
Zweckes und der auf ihn berechneten »Abrede« einer Organisa- 
tion (mechanische Bildung) für die Beurteilung der Gesellschaft bei 
T. erklärlich ist. Dagegen herrscht in der Betrachtung der Gemein- 


29) Nachträglich sehe ich, daß auch Dunkmann, gewiß ein Verehrer 
Tonnies’, gegen diese kategoriale Heterogenität der beiden Begriffe Beden- 
ken hegt. Vgl. dazu Köln. Viertelj. Hefte. V. S. 39 f. 
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schaft bei T. neben dem Blut als Urquell aller Gemeinschaft das ver- 
bundene Handeln und Leben, weil der »organische Wille« 
der Erfahrung nicht die — sollen wir sagen »konsekutive ?« — Unter- 
scheidung von Willensakt und Willensrealisierung bietet. 

b) Nun wird aber dieses selbe Gegensatzpaar, im ersten Buch 
rein ideal-typisch aufgefaßt, im dritten Abschnitt des dritten Buches 
und durch den Anhang zugleich zur Klassifizierung komplexer Ge- 
stalten der Erfahrung verwendet. Jetzt heißt es: die Familie ist eine 
Gemeinschaft, der Staat ist eine Gesellschaft. Hier liegt die erste — 
und eine sehr ernste Gefahr. Denn im Wesen der Idealtypen liegt es, 
daß sie in der Erfahrung sich mengen, sich verbinden und durch- 
dringen — und dies in verschiedener Quantifizierung. Noch möchte 
es angehen, als Gemeinschaften jene Gruppen zu bezeichnen, bei 
denen der Idealtypus der Gemeinschaft überwiegt und umgekehrt. 
Doch muß es Erfahrungsgestalten geben, die so auf der Mitte liegen, 
in denen die Idealtypen sich derart die Wage halten, daß ihre Klassi- 
fikation ganz unmöglich wird. 

c) Endlich aber werden Gemeinschaft und Gesellschaft zugleich 
als gedachter Anfangs- und Endpunkt eines sozialgeschichtlichen 
Entwicklungsablaufs aufgefaßt. Die Menschheit legt einen Weg von 
der Gemeinschaft zur Gesellschaft zurück. Und darin liegt der kultur- 
und sozialphilosophische Hauptgedanke des Werkes. Hierin kommt 
jenes überwältigende Pathos der metaphysischen Wertung zum Durch- 
bruch, das die Bezeichnung des Werkes als »Grundbegriffe der reinen 
Soziologie« als zu bescheiden erscheinen läßt ®). Beim besten 
Willen des Gelehrten Tonnies zu kühler Objektivität hat doch 
der warme und begeisterte Mensch gelegentlich die Führung des 
Worts übernommen. Fühlt man nicht aus jeder Zeile der Theorie der 
Gemeinschaft des bodenständigen nordischen Menschen zähe Liebe 
zu allem, was bluthaft gewachsen und geworden ist, indes aus der 
Theorie der Gesellschaft — die etwas einseitig vom ökonomischen 
Tauschverhältnis ausgeht — da und dort Töne des Mißmutes, der 
Anklage, ja des Abscheus deutlich hervorklingen ? 

Was mir an T.s System der Kritik zu bedürfen scheint, ist dies: 

a) Die gezeichnete Dreiheit der sich überschneidenden Be- 
deutungen, in denen die Antithese Gemeinschaft-Gesellschaft 
gebraucht wird. Unmöglich kann das gleiche Begriffspaar ohne Ver- 
wirrung der Gedankenketten sowohl einen idealtypischen Gegensatz, 
als eine klassifikatorische Einteilung, als endlich den Typus des Aus- 
gangs und den Typus des Zieles eines Entwicklungsablaufes bezeichnen. 

b) Die Begründung der Gemeinschaft auf der biologischen 
Einheit des Blutes und die Kontrastierung der Gesellschaft als 
zweckhaft schemenartiger Verbindung hat zur Folge: die Gemein- 
schaft erscheint als das »allein reale«, die Gesellschaft aber als schlecht- 
hin fiktiv. Da man die biologisch-bluthaft fundierten Gruppen — 

30) Weshalb es mir auch richtiger scheint als den Begründer der einzelwissen- 
schaftlichen, reinen formalen Soziologie Simmel anzusprechen. Tönnies 
bleibt doch in erster Linie — Sozial- und Kulturphilosoph, 
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Volk, Stamm, Familie — an Bedeutung abnehmen sieht, gewinnt 
es den Anschein, als machten sich an ihrer Stelle die zweckhaft bezoge- 
nen Gruppen immer breiter. Das ist aber doch nur sehr bedingt richtig. 
Denn es bleiben dabei die werthaft bezogenen, also durchaus irratio- 
nal begründeten Gruppen außer Ansatz. Bei der bekannten Abneigung 
der deutschen Seele gegen das »bloB zweckhafte« darf hier der Angel- 
punkt jenes Kulturpessimismus gesehen werden, den T.s Werk wenn 
nicht selbst vertritt, so doch bei andern inauguriert hat (Dunk - 
mann!); wenn die Wahl lautet: bluthaft gegründete Gemeinschaft 
oder zweckhaft schematische Vergesellschaftung, so ist für den Deut- 
schen die Wahl entschieden: Zurück zur Natur! Es scheint mir darum 
gar nicht auffällig, sondern nur folgerichtig, daß das englisch-amerika- 
nische und das französische Forschertum, gemäß der volklichen Eigen- 
art ihrer Geisteshaltung solcher Konsequenz durchaus abhold, sich 
wenig mit T.s Theorie beschäftigen. 


c) Alle verständigen Bemühungen um die Erfassung des geselligen 
Seins und Geschehens an Hand der T.schen Kategorien haben ge- 
zeigt, daß diese nicht ausreichen. So hat Schmalenbach ge- 
sehen, daß bluthafte Gemeinschaft und zweckhafte Gesellschaft keine 
erschöpfende Alternative sind, daß vielmehr die affektive (wert- 
bezogene) Wahlverbindung sich nicht einordnen läßt, da sie des schlecht- 
hin kürwilligen, mechanisch-spekulativen Charakters der Gesellschaft 
ebenso ermangelt, wie des bluthaften Charakters der Gemeinschaft. 
C olm 3!) hat seinerseits geglaubt, die Masse nicht aus den T.’schen 
Kategorien begreifen zu können und Vierkandt hat in seinem 
systematischen Werk, auf das ich noch näher eingehe, mit den beiden 
Kategorien nicht auskommen können und darum ihre Zahl auf vier 
vermehrt. 

Auf die Gefahr, gleich andern jüngeren Autoren der mit den Jahren 
schonungsloser und streitbarer werdenden Feder des Altmeisters im 
Vorwort zur 7. Auflage seines Werkes zum Opfer zu fallen, muß ich 
bekennen: ich bin durchaus der Meinung, daß die geniale T.’sche 
Entdeckung solchen Ausbaus bedarf. Auch will mir scheinen, als miB- 
verstehe T. seine Kritiker und Gefolgsmänner in vielem, was er gegen 
sie vorbringt. Das ist wenig verwunderlich, wenn man (5./6. Auflage, 
S. VIII Anmerkung) liest, daß er sogar eine seine Autorschaft und 
Autorität voll anerkennende Weiterbildung der Theorie schroff ab- 
lehnt. 


Ich gehe freilich weiter als Vierkandt, Schmalen- 
bach, Colm und andere. Eine bloße Ergänzung um die oder jene 
weitere Kategorie scheint mir nicht zu genügen. Vielmehr habe ich 
einen andern Weg versucht. Die Begriffe Gemeinschaft und Gesell- 
schaft glaubte ich nach phänomenologisch-ideierender Methode neu 
fassen, sie auf eine andere Erkenntnisebene stellen, gewissermaßen 
sie in eine andere logische Tonart transponieren zu müssen. Dabei 


31) Arch. f. Soz.-Wiss. u. Soz.-Pol. Bd. 52, S. 680 ff. 
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sollten sie durchaus die — mit Worten nicht voll ausdrückbare — 
Grundfärbung behalten, die sie bei T. haben. 

Il. Alfred Vierkandt. Hauptprobleme der philosophischen 
Gesellschaftslehre. I. Auflage, Stuttgart 1923. 

1. V.’s Gruppenbegriff. 

Nach V. ist Gegenstand der Soziologie die Gruppe und nur 
diese, d.h. »die Beziehungen und die Verhältnisse innerhalb ihrer, 
sowie ihre Erzeugnisse«. Es scheint, als gebrauche V. »Gruppe« nicht 
durchweg eindeutig. Sie scheint sich einmal mit meiner Gruppe, in 
andern Fällen mit meiner Samtschaft zu decken. 

S. 348: »Die Gruppe ist nicht gleichbedeutend mit der Gesamtheit der je- 
weiligen Gruppengenossen und wird erst recht nicht durch diese erst erzeugt, son- 
dern nur von ihnen getragen.« (V.s Gruppe = meiner »Samtschafte). 

Dagegen die S. 28 gegebene Definition der »Gesellschaft im weiteren Sinne 
als seiner Gruppe von Menschen, sofern sie Träger von innerlich ge- 
gründeten Wechselwirkungen zwischen ihren einzelnen Mitgliedern ist. 

Eine noch deutlichere Abweichung ergibt sich bei Heranziehung der Stelle 
S. 30: »Unter Gruppe verstehen wir jede Mehrzahl oder Menge, die äußerlich ir- 
gendwie zusammengeschlossen ist.« Hier liegt der Ton geradezu auf dem Moment 
der sinnlich wahrnehmbaren Korperlichkeit, auf dem »Gesellschaftskörper« 
(nach V.) der doch — gerade nach V. und Sim m el-—- von der »Gruppe selbste 
unterschieden werden soll. Diese von V. auf S. 33 mit Recht verlangte reinliche 
Scheidung wird so wieder in Frage gestellt. Fast scheint es, als meine V. auf S. 349 
Ziff. 2 mit »Gruppengeist« das, was er oben, S. 348 Ziff. 1 mit »Gruppe« bezeichnet. 

Auch hinsichtlich des Objektivcharakters der »Gruppe« herrscht bei 
V. nicht völlige Eindeutigkeit. S. 347 wird die »Gruppe« als überpersön- 
liches Gebilde angesprochen; aber wiederum wird dies Urteil einge- 
schränkt durch die vorsichtige Klausel zu Anfang des 5. Kap. S. 342. 
»... Das Objektive, das eine Grundeigenschaft fast jeder Gruppe aus- 
macht... .a Und Gleiches gilt von dem Satz auf S. 223: »Die Gruppe 
trägt inden meisten Fällen einen überpersönlichen Charakter.« 

1. Der Gebrauch des Wortes Gruppe schwankt, sofern es einmal 
ein überpersönliches Phänomen (meine Samtschaft) ein andermal 
ein konkretes Erfahrungsgebilde bezeichnet; innerhalb des Gebrauchs 
im letzten Sinn besteht noch ein weiterer Unterschied: einmal bedeutet 
Gruppe die komplexe Einheit dessen, was auch ich Gruppe nenne, 
ein andermal sogar in erster Linie die Mitgliedschaft unter dem Ge- 
sichtspunkt äußeren Zusammengeschlossenseins. 

2. Die Gruppe ist daher einmal als Objektivgebilde definiert, 
während anderwärts der Objektivcharakter nur den meisten Gruppen 
vindiziert wird. 

ad 1. ergab sich für mich die Notwendigkeit, in terminologischer 
Hinsicht noch vorsichtiger — meinetwegen pedantisch! — vorzugehen. 
So rechtfertigt sich meine Unterscheidung von Gruppe als kom- 
plexem Erfahrungsgebilde und an ihr: Mitgliedschaft °) und Samt- 
schaft (V.’s »Gruppe« = überpersönliches Objektivphänomen). 

33) Den Ausdruck »Mitglied körper« meide ich geflissentlich, um dem 
Verdachte des transpersonalistischen Mystizismus nicht Nahrung zu geben; 
zum »Körper« ergänzt man assoziativ die »Seele«. 
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ad 2. sehe ich die Rechtfertigung meiner Behauptung, Gruppe 
sei nur einer von den Gegenständen der Soziologie. Denn V.s Schwan- 
ken, ob denn allen »Gruppen« (»zusammengeschlossene Menschen- 
mehrheiten«) oder nur den meisten Objektivcharakter in seinem Sinne 
zukomme, hat offenbar guten Grund; es gibt wirklich Menschen- 
mehrheiten beider Art. Nun scheint mir der V.sche »Objektivcharak- 
tere von so wesentlicher konstitutiver Bedeutung zu sein, daß ich es 
für unumgänglich halte, Gebilde, die seiner entbehren, von jenen, 
denen er zukommt, zu trennen: hier haben wir die Haufen und Schich- 
ten meiner Terminologie einerseits und meine Gruppen anderseits. 


II. Vierkandts vier Grundverhältnisse. 


V. bestimmt das Vorhandensein von Gesellschaft im weiteren 
Sinne nach der Existenz innerlich gegründeter Wechselwirkungen. Hier 
wird erstmals die Schwankung in seinem Gruppenbegriff fühlbar. 
Denn Gesellschaft im weiteren Sinn ist für ihn »die Gruppe«, eben 
soweit sie Träger innerlich gegründeter Wechsel- 
wirkungen zwischen den einzelnen Gliedern ist (S. 28 
a.a.O.); und alsbald S.31 a.a.O., wird gesagt, die Beziehungen 
müßten nicht zwischen jedem und jedem (aber S. 28: »... den ein- 
zelnen Gliedern . . .!«) bestehen, sondern Träger der Wechselwirkungen 
sei auch »die Vereinigung selbst«. 


Die Gesellschaft im weitern Sinn wird nun aufgelöst in ver- 
schiedene Verhältnistypen, da Tönnies’ Unterscheidung von Ge- 
meinschaft und Gesellschaft für eine vollständige Analyse nicht hin- 
reichend erscheint. Die so gefundenen »vier Grundverhältnisse« sind: 
das der Förderung, Anerkennung, Macht und des Kampfes (der Gegner- 
schaft). »Verhältnis«e — das ist offenbar der einer Verhaltungsweise 
von Menschen gegeneinander entsprechende Dauerbefund. Förderung 
ist ein Tun; das Tun entspricht einer Gesinnung, einer Gefühlshaltung, 
die eine bestimmte Verhaltungsweise dem Partner des »Verhältnisses« 
gegenüber hervorruft. Aus dem geht hervor: die vier Grundverhält- 
nisse sind Typen der unmittelbaren zwischenmenschlichen Beziehungs- 
arten; sind sie auch anwendbar als Typen dessen, was wir Wesens- 
verbundenheit nennen ? oder jener von V. S. 32 a.a.O. als in erster 
Linie beachtlich genannten Beziehungen zwischen Individuum einer- 
seits und Gruppe anderseits ? 


Kann hier überhaupt von einem Kampf- oder Machtperhältnis 
gesprochen werden ? Sofern Kampfverhältnis den Willen zur Schädi- 
gung bedeutet, ist es wohl nicht denkbar, daß der die Gruppe nicht 
nur mittragende, sondern seiner seelischen Existenz nach in ihr auch 
verankerte Mensch sich im Kampfverhältnis mit der Gruppe befinde. 
Er kann gewisse, augenblicklich innerhalb der Gruppe auftretende 
Tendenzen, er kann von ihm für schädlich gehaltene Einrichtungen 
usw. der Gruppe oder andere Glieder derselben »bekampfene — nie 
aber, bei Gefahr der Selbstvernichtung, die Gruppe selbst. Soweit 
der Mensch der Gruppe angehört, kann er sie nicht bekämpfen, sofern 
er sie bekämpft, gehört er ihr nicht an (vgl. daher die verschiedene 
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Stellungnahme des Gruppengliedes in einer internen Streitfrage bei 
Erörterung innerhalb der Mitgliedschaft und außerhalb). 

Auch von einem Machtverhältnis kann aber nicht die Rede sein, 
soweit es sich um das Verhältnis zwischen Glied und Gruppe handelt. 
Denn zwar »übt die Gruppe Macht über ihre Glieder aus« — aber die 
Glieder selbst haben ja an dieser Macht teil. Wo innerhalb einer Gruppe 
das Machtverhältnis (oder Kampfverhältnis) eine Rolle spielt, stehen 
sich »Gruppen in der Gruppe« oder Mitglieder oder ein Mitglied und 
die übrige Mitgliedschaft gegenüber. Wobei im Fall der Unterworfen- 
heit unter ein Mitglied dieses nicht als solches, sondern als Stellver- 
treter und Inkarnation des Wir fungiert. Förderungsverhältnis zwi- 
schen Glied und Gruppe ist selbstverständlich — denn solange und 
soweit ich der Gruppe angehöre, in ihr psychisch verankert bin, ist 
ihr Wohl das meine. (»Was für den Bienenstock gut ist, ist auch gut 
für die Biene«. Marc Aurel.) 

Es zeigt sich also: diese vier Grundverhältnisse betreffen die 
Beziehungen von Individuen oder von Gruppen untereinander — 
nicht aber gerade jene psychischen Befunde, die eben das Wesen der 
Gruppe ausmachen. 

Ueber die besondere Struktur der Gruppe sagen diese Grund- 
verhältnisse direkt nichts aus. Wie steht es aber nun mit der An- 
wendung der vier Grundverhältnisse auf die interindividuellen Be- 
ziehungen und Verbindungen ? Daß sie — wie V. selbst sagt — selten 
rein, meist in Mischungen vorkommen, wäre nur eine natürliche und 
notwendige Eigenschaft aller reinen qualitativen Begriffstypen. Aber 
der klein gedruckte Text auf S. 275 a. a. O. (die für uns entscheidende 
Stelle in V.s Werk) scheint deutlich zu sagen: nicht nur in der Erfah- 
rungsgestalt vermengen sich diese Typen miteinander, sondern die 
Typen selbst sind schon zum Teil als solche zusammengesetzt. 
Das deutet offenbar das Bild von den vier Flüssigkeiten an, von 
denen nur eine chemisch rein vorkommt, während für die drei andern 
cine Beimengung der ersten konstitutiv ist. Noch klarer aber 
wird das, wenn S. 203 u. a. a. O. ausgesprochen wird, »die Anerken- 
nung gewisser Normen bringe geistige Gemeinschaft zum Entstehen«. 

Dies näher aufzuhellen, ist besonders wichtig. Von vornherein 
fällt es auf, daß die Namen der vier Grundverhältnisse ungleichen 
Begriffskategorien entstammen: Förderung, Anerkennung sind Hal- 
tungen oder Gesinnungen (als beides kann man sie verstehen) Macht 
und Kampf aber sind an sich — man möchte sagen —: reine Tatsachen 
der Mechanik. 

Förderungs- und Anerkennungsverhältnis wären wohl als das 
»nahe und das distanzierte« Verhältnis innerer Verbundenheit ver- 
stehbar. Aber Macht- und Kampfverhältnis sind auch ohne innere 
Verbundenheit denkbar; Macht und Kampf erfordern nicht, wie 
Förderung und Anerkennung, ihnen entsprechende innere Beziehungs- 
verhiiltnisse. 

Darum die Notwendigkeit, hier von »auBersozialen Macht- und 
Kampfverhaltnissen« zu sprechen und sie als »Sachverhaltnisse« zu 
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bezeichnen. Darum die Feststellung, daß die Verhältnisse einer Bei- 
mengung von Förderungsverhältnis im konstitutiven Sinne bedürfen 
(S. 231 und S. 275 a.a. O.) 

III. Vierkandts Gemeinschaft und Gesellschaft. 

Von seinen vier Grundverhältnissen identifiziert V. das erste 
mit Gemeinschaft, während er die drei andern unter dem Oberbegriff 
Gesellschaft (»als Inbegriff der kühleren Verhältnisse«) zusammen- 
faBt. Dagegen wäre — abgesehen von den vorhergehenden Einwänden 
gegen die Typen 3 und 4 — nichts zu sagen. Aber diese auf zwei redu- 
zierten Typen werden gleichzeitig im Sinne von Gattungsbegriffen 
auf bestimmte soziale Verbände angewandt. »Dasisteine Gemein- 
schafte heißt es, und »jenes ist eine Gesellschaft« Was 
diesen simultanen Gebrauch der gleichen Bezeichnungen in zwei 
grundverschiedenen Denkebenen angeht, so verweisen wir auf unsere 
früheren Ausführungen S. 360. 

Da nur innere Verbundenheit Gesellschaft konstituiert, da ferner 
— nach V. — nur das Förderungsverhältnis (= Gemeinschaft) innere 
Verbundenheit notwendig bedeutet, so folgt, daß Geselligkeit nur 
denkbar ist, »mit mindestens einem hintergründigen Bestandteil Ge- 
meinschaft«. Schon ist die Klassifikation durchbrochen. Gemeinschaft 
allerdings soll als Verhältnistyp auch in der Erfahrungswelt »rein« 
vorkommen. Beispiel: der »ursprüngliche« genossenschaftliche Ver- 
band, der eine Gemeinschaft ist (S. 179 a. a. O.). Diese Verwendung 
der »Urgemeinschaft« als Exempel für Gemeinschaft kat’ exochén — 
sonst kommt ja reine Gemeinschaft nirgends vor — ist offenbar die 
»Auflage«, die auf dem Erbe Ferdinand Tönnies’ ruht. Es scheint 
mir eine Täuschung, wenn man glaubt, die Gebundenheit des primi- 
tiven Menschen in seinem genossenschaftlichen Verbande sei dem 
Wesen nach inniger, als die soziale Gebundenheit des modernen 
Mitteleuropäers. Sie ist nur undifferenziert, weil der primitive genossen- 
schaftliche Verband die einzige soziale Bindung seiner Mitglieder war; 
die Gesamtheit der den modernen Menschen sozial bindenden Ener- 
gien aber verteilt sich auf mehrere Gruppen. Was zuerst als Wesens- 
unterschied erscheint, die Stärke der Bindung des Individuums in 
der Gruppe, ist dann einfach durch die inhaltliche Erstreckung 
(Bezogenheit) der Gruppe erklärt. Es kommt übrigens hinzu, daß 
diese typisch reine Gemeinschaft als Eıfahrungstatsache ja von nie- 
mandem faktisch konstatiert, sondern nur rekonstruiert ist; auch die 
genossenschaftlichen Verbände der Naturvölker der Gegenwart sind 
doch nirgends mehr rein solche, sondern zeigen schon deutlich Gesell- 
schaftstendenzen, nicht nur (selbstverständlich!) in unserm, sondern 
auch im V.’schen oder im Tönniesschen Sinne. 

Wenn demnach »Gesellschaft ohne Gemeinschaft« nicht denkbar 
ist, welche Erfahrungsgebilde entsprechen dann dem Gattungsbegriff 
»Gesellschaft ?« Doch nur jene, deren Gemeinschaftsbeimengung ge- 
rade noch genügt, um sie als soziale Verhältnisse zu konstituieren. Und 
die ungezählten Abstufungen zwischen dem Maximum reiner Gemein- 
schaft und dem Minimum des konstitutiven »Hauches« von Gemein- 
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schaft müssen — »nach dem Ueberwiegen des einen oder andern Mo- 
mentes« — unter Gemeinschaft oder Gesellschaft subsumiert werden. 
Das kann, im Sinne reiner formaler Soziologie, im Sinne rein ana- 
lytischer Betrachtung, nicht ausreichen. Solche gemischten Typen 
sind nicht Typen reiner Analyse. Die »Paradoxie des Lebens« ist da- 
durch nicht aufgelöst. 

Darum die Feststellung V.s S. 181 a.a. O. man könne Gemein- 
schaft nicht definieren, sondern nur »hinweisend sagen: dies sei Ge- 
meinschaft«e. Darum die Bestimmung der Gesellschaft als »Inbegriff 
der kühleren Verhältnisse«. Es bleibt also übrig: eine quantitative 
Stufung der Erfahrungsgebilde, ohne daß deren Analyse in reine 
qualitative Typen erfolgt wäre. | 

Darum die Zuhilfenahme transitorischer Gemeinschaftserschei- 
nungen an Gesellschaften (S. 221 a. a. O. Beispiel des Konsumvereins). 
Wenn Gemeinschaft ein Verhältnis ist, so liegt es bestimmten Ver- 
haltungsweisen zugrunde. Wenn eine bestimmte Gruppe ihrem Sinn- 
gehalt gemäß von Zeit zu Zeit immer wieder Gemeinschaftserschei- 
nungen mit sich bringt, so mu B das ihnen zugrunde liegende Ver- 
haltnis permanent sein. Die Gemeinschaftserscheinung bei V.s Bei- 
spiel ist nur transitorische Gefühls- (Erlebnis-) und Werk- (oder 
Vollzugs-) Aktualität eines für die Gruppe als solche konstitutiven 
Dauerverhältnisses der psychischen Verschmolzenheit, 
innerhalb dessen verschiedene Arten und Formen zu unterscheiden 
nicht mehr möglich ist. 

3. Othmar Spann. Kurzgefaßtes System der Gesellschafts- 
lehre. Leipzig 1924. 

Bei Spann stehen Gemeinschaft und Gesellschaft in einem 
völlig andern Verhältnis, als sonst meist in der soziologischen Lite- 
ratur. Sie sind hier nicht Gegensatz noch Begriffspaar; Gesellschaft 
bedeutet bei Sp. entweder die »menschliche Gesellschaft«, also die 
gesamte Erfahrungswelt des Geselligen, oder das konkrete soziale 
Verhältnis — einschließlich der verkörpernden oder vertretenden 
Individuen. Als Formen sozialer Verknüpfung unterscheidet Sp. die 
seelische und handelnde, nennt die erste Gemeinschaft, die zweite 
Genossenschaft und ordnet ihnen als dienendes Hilfselement die Ver- 
anstaltung oder Organisation zu, 

In seiner Vorstellung von der seelischen Gemeinschaft, die er 
unter dem Gesichtspunkt des Schöpferischen mit dem Primat aus- 
stattet, nähert er sich sehr stark Tönnies, für den ja auch Ge- 
meinschaft Quelle und Urgrund alles Schöpferischen ist. (Doch ist 
der Primat der Gemeinschaft bei Tönnies ein konstitutiver, bei 
Sp. dagegen betont normativ.) 

Auch die T6nniessche Blutsidee spielt bei Sp. ihre — wenn 
auch etwas veränderte — Rolle, sofern die »Empfindungsweise oder 
Begabung«, die Artung des der Gemeinschaft entsprechenden Elemen- 
tes der »Empfindung im weitesten Sinne« in unmittelbare Verbindung 
mit einem — allerdings neuartig gefaßten — Rassenbegriff gebracht 
wird (S. 25 a. a. O.). 
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Die Auffassung der Gemeinschaft als Empfindungsgebilde, die 
Betonung ihres schöpferischen und moralischen Momentes bedingt 
eine eigenartige Verquickung von materialen und formalen Gesichts- 
punkten, sofern die Zweige schöpferischer Betätigung Fundamente 
der geselligen Objektivationssysteme werden. 


Es kann nicht unsere Aufgabe sein, das ganze Sp.sche System 
einer allgemeinen kritischen Untersuchung seiner erkenntnistheore- 
tischen Grundlagen, seiner Methode und Ergebnisse zu unterziehen. 
Nur eines noch: 


Wenn Sp. (S. 18 a.a. O.) einem Simmel zum Vorwurf macht, 
durch seine Lehre von der formalen Natur des Gegenstandes der 
Soziologie »Kraut und Rüben durcheinander geworfen zu habene, 
denn »die Inhalte Wirtschaft, Staat, Recht, Politik, Sprache seien 
eben spezifische Formen — nicht Inhalte« — so begeht Sp. den un- 
geheuren Irrtum, daß er Form-Inhalt als konstante Kategorien faßt 
und die Relativität übersieht, die ihnen als Begriffen der An- 
schauungsweise zukommt. Was hier Form ist, kann dort 
Inhalt sein et vice versa. Es kommt auf die Denkebene an, auf der 
man sich bewegt. Gewi8 sind Wirtschaft, Recht usw. Formen; 
aber sie sind ebenso auch Inhalte, wie jede Form Inhalt zu wer- 
den vermag; es kommt darauf an, ob man sie im gegebenen 
Zusammenhang als das eine oder andere erlebt, betrachtet und 
untersucht. Gegenstände, die wir oft genug als »Formen« bezeichnen 
hören, etwa Kunst als Ausdrucksform, sind eben doch anderseits 
Inhalte sozialer Bildungen. Und die funktionale Vertauschung 
geht soweit, daß sogar innerhalb soziologischer Betrachtung der 
gleiche Gegenstand als Form und Inhalt erscheinen kann. So etwa 
das Recht, das allerdings Form, weil Ordnung ist, das aber doch 
auch wieder (als System oder Idee) einen Inhalt sozialer Gemein- 
schaft abgeben kann. Niemals hat Simmel die Behauptung auf- 
gestellt, Wirtschaft usw. seien Inhalte schlechthin, sondern für 
formal-soziologische Untersuchungen seien sie Inhalte. der sozialen 
Lebensformen. 


Diese Durchdringung, die Tatsache, daß Inhalt und Form gar 
keine Begriffe des Seins, sondern solche der Bedeutung sind, über- 
sehend, kommt Sp. zu seinem materialen Gesellschaftsbegriff, kommt 
er notwendig ferner zur Behauptung des schlechthin ethischen Cha- 
rakters der Gemeinschaft und muß demnach weiterhin den »aprio- 
ristischen Aufbau der Gemeinschaft« normativer Wissenschaft über- 
lassen — hierin sich mit den Neukantianern eng berührend, die Sozio- 
logie aus der Ethik konstituieren wollen. 


Auf diesem Mißverständnis im Gebrauch der Begriffe Inhalt 
und Form beruht auch Sp.s Unterscheidung von »Gesellschaftslehre 
neben Gesellschaftswissenschaft«, deren konstitutive Abgrenzung ihrer 
Grundlage entsprechend notwendig unexakt und verschwommen 
bleiben muß. 
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V. Sozialgenetische und sozialphilosophische 
Konsequenzen. 


Besonderes Verdienst deutscher Soziologie neuerer Richtungen 
ist die Herausarbeitung rein formaler Typen allgemeinster Gültig- 
keit. Mit Grund sagt Vierkandt, solch mühsame analytische 
Arbeit genieße geringere Aufmerksamkeit, als kühne Syntheseversuche, 
sei aber doch deren unumgängliche Voraussetzung. Nur will mir 
scheinen, eine gewisse Synthese sei gleichwohl auch heute schon not- 
wendig, mag immer die Aufgabe der Analyse noch lange nicht erledigt 
sein. (Wird sie es jemals sein? Wird nicht jeder systematische Ver- 
such einer Synthese die Analyse vorweg von neuem revidieren ?) 

1. Das Bedürfnis nach einer Synthese ist bekanntlich gerade gegen- 
wärtig stark und ernsthafte Wissenschaft darf sich den Forderungen 
des Lebens um so weniger versagen, als sonst von minder verant- 
wortlicher, halbwissenschaftlich-quacksalbernder Seite jene Forde- 
rungen in verhängnisvoller Weise »erfüllt« werden. 

2. Nur im immer erneuerten Versuch der Synthese — mag er 
auch nie voll befriedigend gelingen — kann sich die Stichhaltigkeit 
der gewonnenen analytischen Erkenntnisse erproben. 

3. Die von der reinen formalen Soziologie vorläufig beiseite ge- 
schobene historische Betrachtung — auch sie ist synthetisch — ist 
schon darum notwendig, weil zeitlos und raumlos analysierende Be- 
trachtung von vielen sozialen Lebensformen doch nur ein recht mage- 
res Bild zu geben vermag. Was bleibt von der Familie oder dem 
Männerbund, wenn die besondern historischen Formen dieser Erschei- 
nungen eliminiert werden ? Wenig mehr als ein blasses Begriffsschema 
— ja ein bloßes Wort. Denn diese Lebensformen sind allzu wandelbar 
nach Zeit und Ort. 

In anderm Zusammenhang suchte ich zu erweisen, daß »historische 
Bedingtheit« einer sozialen Erscheinung nicht gegen deren Ein- 
beziehung in den Rahmen rein formal-soziologischer Betrachtung 
spreche. Der Verein, die revolutionäre Masse, die Kirche, der Klassen- 
staat — alles das sind soziale Lebensformen von durchaus zeitbeding- 
ter Geltung; sind sie darum minder würdige Objekte formal-sozio- 
logischer Erforschung ? 

Ja, ich wage zu behaupten, die allzu schroffe Abwendung von 
entwicklungsgeschichtlichen Zusammenhängen drohe der neueren 
deutschen Soziologie verhängnisvoll zu werden. 

Will man das Wesen der einzelnen Formen des sozialen Lebens 
erfassen, so gilt es, sie nicht nur getrennt, sondern in ihrem Zusammen- 
hang untereinander zu sehen. Dann wird z. B. deutlich, daß die ein- 
zelnen Hauptformen des sozialen Lebens nicht einfach einander ko- 
ordiniert werden können, weil sie ganz verschiedenen Ebenen des 
sozialen Scins angehören. Es ist notwendig — auch zur Erfassung 
des Wesens der einzelnen sozialen Seinsformen und gerade dazu — 
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sie im Zusammenhang dessen zu sehen, was ich »das soziale Gesamt- 
gefüge« nennen möchte. Dieses ist nicht etwa gleichbedeutend mit 
der Menschheit, hat vielmehr zu Zeiten ganz verschiedene Ausdehnung 
und Begrenzung, scheint sich aber heute auf dem Weg zur Umfassung 
der Menschheit zu befinden. 

Solcher Optik wird sofort klar, wie verfehlt es ist, die Horde 
immer wieder als Gemeinschaft kat’ exochön der Nation oder dem 
Verein oder beliebigen andern Gruppen gegenüberzustellen: diese 
Gebilde sind einander nicht vergleichbar. Denn die Horde ist eben 
somni-funktionelle« Gruppe, d.h. sie ist das soziale Ge- 
samtgefüge ihrer Zeit. 

Diese Andeutungen vorausschickend suche ich hier mit wenig 
Strichen die Gesichtspunkte einer sozialen Entwicklungsgeschichte zu 
zeichnen, daran noch deutlicher werden mag, warum ein Abgehen 
von Tönnies’ Kategorien für eine Philosophie der sozialen Ent- 
wicklung nötig ist, die sich von subjektiven Wertungen freihält und 
darum mehr als bloße Bekenntnisgeltung hat. 


Haben die einen Vergesellschaftung von Individuen als Ursprung 
der Gruppen angenommen, so meinen andere ins entgegengesetzte 
Extrem fallen und das Individuum als spätes Ergebnis einer Ent- 
wicklung ansehen zu sollen. »Im Anfang war das Individuums — 
oder »im Anfang war die Gemeinschaft« sind die Parolen. — Im 
Anfang war der Mensch, und in ihm sind notwendig Indi- 
vidualität und Sozialität gleichzeitig; denn was nicht in ihm gewesen 
wäre, hätte nicht aus ihm kommen können. 

I. Der ganze Prozeß der sozialen Entwicklung stellt sich dar als 
ein Ablauf der Vorgänge der Integration und der Differenziation. 

Je mehr man sich rekonstruktiv einer menschlichen Frühstufe 
nähert, desto weniger verästelt ist die Ausgliederung des sozialen 
Lebens, desto weniger entfaltet sind jene Polaritäten, die wir an uns 
Heutigen erleben und erkennen. Vorhanden sind sie gleichwohl. 

Konsequent rekonstruierend komme ich zu einem vorgestellten 
»Urzustand« der endogamen Horde; sie wird mit Vorliebe als das 
Urbild einer echten und reinen Gemeinschaft gesehen und heran- 
gezogen. 

Aber sie ist gerade das denkbar schlechteste Beispiel, um reine 
Typen aufzuzeigen, weil bei ihr unentfaltet ist, was in ausgeglieder- 
ten sozialen Lebenssystemen sich entwickelt darbietet. 

a) Die endogame Horde ist in sich nicht weiter gegliedert; in ihr 
hat man die auf biologisch-natürlicher Grundlage ruhende omni- 
funktionelle Gruppe, die zugleich soziales Gesamtgefüge ist. Sie er- 
scheint in ihrem Allgerichtetsein strukturell als ungerichtet — und sie 
ist es; denn das »gerichtet« setzt den Begriff abstrakter, aus dem Ge- 
samtleben für sich herausgehobener Zielvorstellungen voraus, die dem 
»primitiven« Menschen fremd sind. 

Hier ist also der Mensch nur jeweils einer Gruppe Mitglied; 
alle überhaupt vergesellschafteten Funktionen und Lebensinhalte des 
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Menschen sind in ihr vereinigt. Daher mag hier »Individuum und 
Gruppe« nicht so wie heute Ausdruck eines ewig tragischen Konfliktes 
scheinen; denn dieser Konflikt tritt begreiflicherweise erst in voller 
Stärke auf, wo der einzelne Mensch innerhalb eines verästelten sozialen 
Gesamtgefüges mehreren, ihrem besonderen Sinne nach sich unter- 
scheidenden Gruppen zugleich angehört und zwischen ihnen gewisser- 
maßen hin- und hergezerrt wird. 


Aus dieser paradiesischen Konfliktlosigkeit das Fehlen der Individualität 
überhaupt zu folgern, scheint mir reichlich naiv. Jener vielberufene »in seiner 
Naturbestimmtheit freie Wille, der nicht in Widerspruch zur Gemeinschaft kom- 
men kanns (Dunkmann) ist für den Menschen durchaus fiktiv; denn »snicht 
schlechthin naturbestimmt seine ist Stigma des zerebralen Wesens Mensch. Den 
restlos saus der Gemeinschaft heraus bestimmten individualen Willen« gibt es 
eben nicht, sobald vom Menschen die Rede geht — und wohl nicht einmal beim 
höheren Tier ein schlechthin artbestimmtes Verhalten. Irgendeinmal muß doch 
der Konflikt in die Welt gekommen sein; seine konstitutive Voraussetzung, die 
Polaritat der Psyche, muß also »naturgegeben« sein. 


Es ist das Unheil der methoden-synkretistisch aufs bluthaft- 
biologische einen soziologischen Idealtypus aufbauenden Betrach- 
tung, daß sie zu romantischem Schwärmen von einem goldenen Zeit- 
alter verurteilt ist und alle sozialen Formen, die nicht mehr bluthaft 
oder doch wenigstens naturgegeben-raumhaft fundiert sind, als »Ver- 
fallerscheinungen« sehen muß. 

Zudem täuscht man sich wohl retrospektiv leicht eine Konflikt- 
losigkeit früheren sozialen Lebens vor, die z. B. für das vielgerühmte 
frühe Mittelalter sicher nicht zutrifft. Ja, vom Menschen ganz ab- 
gesehen: — sogar das Tierleben kennt gelegentliche Konflikte zwischen 
»Individuum« und Gesamtheit, in deren Folge das Individuum »be- 
straft«, ja geächtet wird. 

Darum beschränke ich das Urteil der Omnifunktionalität der 
Horde wohlweislich auf die überhaupt vergesellschafteten Funk- 
tionen der Menschen, denn nicht alle Funktionen des Menschen über- 
haupt sind — auch in jener rekonstruierten Horde — vergesellschaftet ! 

b) Wenn das soziale Gesamtgefüge nicht weiter grupplich diffe- 
renziert ist, so bedarf es einer objektivierten Ordnung nicht. Die 
Ordnung ist rein immanent und dem Genossen nicht als solche be- 
wußt. Dennoch ist sie da. Auf die Theorie der Gesellschaft darf hier 
verwiesen werden. Die Verschränkung der Elemente »Gemeinschaft 
und Gesellschaft« ist hier in ihrer Komplexion noch vollkommen, 
die Polarität der beiden nicht wahrnehmbar herausgebildet. 

Die objektivierte und die planmäßig veranstaltete Ordnung hat 
ja erst Sinn, wo Ordnung erforderlich ist, um im Bewußtsein des 
Mitgliedes Gruppen gegeneinander abzusetzen, denen es gleichzeitig 
zugehört. 

Hier das zweite Unheil der biologischen Ableitung der »Gemein- 
schaft«: sie spannt das soziale Leben in die Antithese Naturbestimmt- 
heit — planmäßige Normiertheit. Daß die soziale Normalität weder 
das eine noch das andere ist, verwischt sich. Die rein immanente 
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Ordnung wird als schlechthin »snaturgegebene« gar nicht erst gesehen; 
sie offenbart sich ja nur im Leben und Wirken der Gruppe; um so 
deutlicher tritt die veranstaltete (planmäßig normative) Ordnung 
hervor. Es gewinnt dann den Anschein, als werde nur an jener plan- 
mäßig veranstalteten Ordnung der Widerspruchgeist des Individuums 
wach, als sei es hier wesentlich von den andern getrennt und ihnen nur 
ideell verbunden, in den naturhaften Gruppen aber ihnen wesentlich 
verbunden trotz leiblicher Einzelheit. In Wirklichkeit kann das Indi- 
viduum gewachsene Ordnung ebenso konflikthaft-hemmend fühlen, 
wie kontrahierte. 

Die normativ veranstaltete Ordnung wird nun geradezu das 
Stigma der »Gesellschaft« als sozialer Lebensform unserer Zeit, wäh- 
rend doch gezeigt wurde, wie sehr dies auf einer gar zu sehr an wahr- 
nehmbare Objektivationen anknüpfenden Betrachtung beruht. Reine 
Immanenz und Objektivation der sozialen Ordnung bieten sich uns 
dagegen als bloße historische Erscheinungsformen einer und der- 
selben Tatsache: Ordnung an sich. Richtig ist, daß bloße immanente 
Ordnung möglich ist, planmäßig konvenierte und gesatzte dagegen 
nur auf dem Fonds einer immanenten. Aber hierin den Unter- 
schied zwischen Gemeinschaft und Gesellschaft als Idealtypen sozialer 
Lebensformen zu sehen, erscheint mir unpraktisch. Denn Idealtypen 
müssen wahrhaftig zeit- und raumlose Geltung haben. Der Typus 
des Geordnetseins an sich von menschlichem Miteinander entspricht 
dieser Forderung. In welcher historischen Form sich die Ordnung 
bietet, ist die zweite Frage, und zumal die konvenierte und gesatzte 
Ordnung wurde keineswegs als ausschließlich werdende Ordnungs- 
form vorgeschrittener geselliger Differenziertheit, sondern als bloße 
Ergänzungsform erkannt. 

2. Die Horde ist also zugleich »eine Gruppe« und »soziales Ge- 
samtgefüge«; das Gesamtgefüge aber erweitert offenbar im Lauf der 
Zeit seinen Kreis, während es sich zugleich innerlich in eine Mehr- 
zahl von Gruppen differenziert. 

Wie dieser Prozeß im einzelnen ablief, kann nur rekonstruktiv 
geahnt werden; darum darf es hier außer Erörterung bleiben. 

Mit der Omnifunktionalität einer Gruppe — was ja nur die 
Gleichung: Gruppe = soziales Gesamtgefüge bedeutet — ist es vor- 
bei. Eines Menschen Leben — soweit es überhaupt vergesellschaftet 
ist — verteilt sich nun auf eine Mehrzahl verschiedener ihrem Sinn 
nach differenzierter Gruppen; er wird — schematisch gesprochen — 
zum Schnittpunkt vieler sozialer Kreise; und nicht jeder Mensch: 
der gleichen sozialen Kreise. So wird die individuelle Differen- 
ziertheit des Menschen unterstützt durch wachsende, ja unendlich 
werdende Möglichkeiten der Variation der in ihm sich berührenden 
Gruppenzugehörigkeiten. 

3. Wir erkannten, daß es weder einen wesenhaften Primat der 
Gemeinschaft oder Gesellschaft, noch eine historische Priorität einer 
der beiden gibt. Ursprünglich gegeben sind in der sozialen Welt Mensch 
und Gruppe, wie in der Psyche des Menschen Ich und Wir. 
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Wohl aber ist erst mit der sozialen Ausgliederung jene Mannig- 
faltigkeit der sozialen Gebilde entstanden, die oben skizziert worden 
war (S. 354—355 ff.). Schon früher wurde betont: der Ich-Du-Kon- 
takt sei ursprünglich nur zwischen Wir-verbundenen Menschen, also 
Gruppengliedern, möglich. Ich skizziere hier: 

a) Die endogame Horde ist als schlechthin exklusive Gruppe 
zu denken. Das Register der sozialen Beziehungen ist hier erschöpft 
durch: das Verschmolzensein aller zum Wir; die Kontakte des Ich-Du 
im Wir. Das Paar als soziales Gebilde ist sicher so alt, wie die Gruppe; 
denn innerhalb der Horde darf Dauerpaarheit von Mann und Weib 
als ursprünglich gegeben und als Keim späterer familialer Entwick- 
lung angenommen werden — aber freilich das binnengruppliche Paar, 
nicht also jenes von grupplichem Sein idealtypisch unabhängige Paar, 
von dem früher (S. 354—355 f.) die Rede ging. 

b) Dagegen fehlen alle anderen sozialen Gebilde vorläufig ganz. 
Daß die »Anstalt« fehlt, deren Voraussetzung intentionale Besond_- 
rung, rationale Zweckfassung ist, dürfte klar sein. Die sozialen Ob- 
jektivgebilde vom materialen Typus sind ebenfalls noch nicht gegeben; 
denn das, was wir Sinn- und Schaffenssysteme nennen, was wir als 
Kunst, Wissenschaft, Wirtschaft usw. methodisch gegeneinander ab- 
grenzen, ist dem nicht abstraktiv-reflektierenden »primitiven« Men- 
schen Eines. Wirtschaft, Kult, Magie, Spiel — das alles können wir 
reflektierend auch im Leben unserer Naturvölker unterscheiden 
(wenn auch oft schwer); sie selber unterscheiden es nicht, obgleich 
bei ihnen der Differenziationsprozeß gegenüber der rekonstruktiv an- 
genommenen Horde doch schon unendlich weit vorgeschritten ist. 

c) Haufen und »Massen« können erst auftreten, wo sozial inhomo- 
gene Menschenmengen räumlich beisammen sind. Denn andernfalls, 
wo es sich um untereinander an sich sozial eng verbundene Menschen 
handelt, stellen »Auflauf« usw. ja einfach einen einzelnen Erlebnisakt 
der Gruppe dar. Streng genommen kennt nicht einmal unser heutiges 
Dorfleben den eigentlichen Auflauf (Haufen), sondern nur die Stadt 
mit ihrem Lebenstypus des inhomogenen fremden Nebeneinander. 

d) Schichten endlich treten nicht auf, weil in der omnifunktionel- 
len Gruppe sozial wesentliche Unterscheidungen nach Schicksal, 
Interesse und Sinnrichtung nicht denkbar sind. Von einer Schichtung 
nach Alter oder Geschlecht zu sprechen, hat so wenig einen Sinn, 
wie wir heute Männer und Frauen, Jugend und Alter als »soziale 
Schichten« ansprechen. 


Alle diese sozialen Gebilde und Phänomene also sind nur sozial- 
genetisch zu begreifen, sind ableitbar als Differenziationsprodukte. 
Reine formale Soziologie muß sie gleichberechtigt neben den Gruppen 
schen; sozialgeschichtliche Sicht aber hätte zu untersuchen, wie und 
unter welchen Bedingungen diese Gebilde auftreten. 


Dem Sozial- und Kulturpessimismus muß noch ein Wort gewidmet 
werden. Wir erkannten ihn in seiner Tönniesschen Prägung 
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als eine Folge der inhaltlichen Bestimmung der Antithese Gemein- 
schaft und Gesellschaft. Nun wird ja jeder Mensch von Blut und Herz 
irgendwelche Werturteile über das gesellige Sein der Zeit abgeben 
und abgeben müssen. Es sei sogar verraten, daß der Verfasser selbst 
solchem Pessimismus recht nahesteht. Aber: reine Soziologie darf 
in die Konstitution ihrer Idealtypen, ihrer Grundkategorien solche 
Wertung nicht implicite hereinziehen. Und das ist bei Tönnies 
offenbar der Fall. Natur und Unnatur, Organismus und Mechanis- 
mus, traute Wärme und fremde Kühle stehen sich hier als konstitu- 
tive Stigmata der Grundkategorien so deutlich kontrastiert gegen- 
über, daß der Wertung nicht mehr Zweifel noch Wahl bleiben. 

Ganz gewiß verlieren die naturhaft gegründeten Gruppen an 
Wichtigkeit und Festigkeit. Aber das scheint Schicksal des zerebralen 
Wesens Mensch zu sein; und es ist die Frage, ob solcher Verlust nicht 
verschmerzbar ist, eben weil an die Stelle dieser Bindungen andere 
treten, die anderer Art, darum aber nicht minder tief sind. Gerne 
wird auf die Innigkeit jenes »naturhaften« Miteinander in der alten 
Dorfgemeinde, in der Familie hingewiesen. Aber ist diese Innigkeit 
denn wirklich nur auf die Naturhaftigkeit zurückzuführen ? Liegt sie 
nicht vielmehr darin, daß der Mensch dem andern um so inniger 
verknüpft ist, je mehr Lebensinhalte er mit ihm teilt? Ist also die 
»Lockerung« unserer sozialen Verbundenheiten nicht nur eine Locke- 
rung des Kontaktes in der einzelnen Gruppe, bedingt durch die 
Mannigfaltigkeit unserer Bindungen ? 

Anders gesagt: Soll man bei Wägung der Intensität des sozialen 
Gebundenseins ausgehen vom Menschenoder vonder Gruppe? 
Im zweiten Fall ist gewiß eine Auflockerung im großen ganzen un- 
verkennbar; aber kommt es denn auf diese Objektivgebilde an? Und 
suchen wir doch einmal festzustellen, welches »Quantum« sozialer 
Bindekraft sich ergibt, wenn wir die unendlich zahlreichen Kräfte- 
ströme »addieren«, die in einem modernen Menschen zusammenlaufen, 
der Hunderten von konzentrischen und sich überschneidenden Gruppen 
angehört 3)! Ist es nicht für den Gesamtbau des sozialen Seins und 
seine Festigkeit gleichgültig, ob eine schwere romanische Säule das 
Dach trägt, oder das unendlich vielfach verästelte spätgotische Strebe- 
werk dem Ganzen Halt gibt ? 

So meine ich: von einer Verengerung und Machtbeschneidung der 
einzelnen Gruppen als Tendenz des modernen sozialen Lebens zu 
sprechen, ist wohl objektiv gerechtfertigt. Aber eine Minderung der 
sozialen Bindung überhaupt beim Menschen anzunehmen, das recht- 
fertigt sich wohl nicht ohne weiteres. An die Stelle der festen Ver- 
ankerung im Grunde ist eine feine — und freilich empfindsame — 
Verzahnung getreten. Nun mögen Geschmack und Neigung entschei- 


3) Yasuma Takata hat (Jahrb. f. Soziol. III) diesen Gedanken von 
ganz anderer Seite gewonnen und ihn dahin ausgedrückt, daß das »Quantum 
der Soziabilität in einer Gesellschaft (in ihrer Ganzheit) zu verschiedenen Zeiten 
gleich sein müsse«; er geht die Frage positivistisch-naturwissenschaftlich an und 
kommt so zu einer Art von »Gesetz der Erhaltung der sozialen Energie«. 
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den, welchen Typus des sozialen Lebens sie vorziehen. Die Wissenschaft 
vom Geselligen aber möchte ich als eine Wissenschaft vom geselligen 
Menschen sehen; und darum sollte sie, meine ich, den Blick nicht 
starr und ausschließlich auf die einzelnen sozialen Gebilde richten, 
aus deren einzelnem Schicksal sie freilich sozialen Pessimismus als 
objektiv begründete Erkenntnis ablesen müßte. Sie sollte vielmehr 
immer wieder das Auge auf das soziale Gesamtgefüge richten, darin 
das soziale Schicksal des Menschen sich vollzieht. 

Die Umschichtungen der einzelnen sozialen Gebilde innerhalb 
des Gesamtgefüges sind dann nicht mehr von jenem schlechthin be- 
stimmend erscheinenden Belang. 

Die große umfassende Sicht muß auf gewissenhafte Einzel- 
erkenntnis gestützt sein — doch darf sie nicht durch ein Versinken 
im einzelnen verzerrt und getrübt werden. 
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Die Arbeitszeitbestimmungen 
im Entwurf eines Arbeitsschutzgesetzes. 


Von 


FRIEDA WUNDERLICH. 


Der Kampf, der nach Einführung des gesetzlichen Achtstunden- 
tages in Deutschland um die Arbeitszeit einsetzte, ist noch nicht zur 
Ruhe gekommen. Nachdem entsprechend der Ankündigung des Rats 
der Volksbeauftragten vom 12. November 1918 durch die Demobil- 
machungsverordnungen über die Arbeitszeit der gewerblichen Arbeiter 
vom 23. November/17. Dezember 1918 und der Angestellten vom 
18. März 1919 für alle gewerblichen Arbeiter und Angestellten die 
achtstündige Arbeitszeit verbindlich festgelegt wurde, setzte der 
systematische Kampf der Arbeitgeber gegen diese Regelung ein. Der 
zum großen Teil durch die Inflation und die politischen Wirren ver- 
ursachte Produktionsrückgang wurde ausschließlich dem Acht- 
stundentag zugeschrieben und seine Abschaffung gefordert, um den 
Wiederaufstieg zu ermöglichen. Noch bevor die beiden im August 
1921 und Mai 1922 dem Reichswirtschaftsrat vorgelegten Entwürfe !), 
die die Demobilmachungsverordnung in die ordentliche Gesetzgebung 
überleiten sollten, vom Reichstag beraten werden konnten, trat die 
Stabilisierungskrise ein, zu deren Ueberwindung weitestgehende Be- 
freiung der Unternehmungen von allen, die Produktion einengenden 
Bestimmungen notwendig schien. Auch der dem Reichstag im Oktober 
1923 vorgelegte Entwurf eines vorläufigen Gesetzes über die Arbeits- 
zeit, der in Abänderung der Demobilmachungsverordnungen eine 
Anzahl von Ausnahmen vom Achtstundentag festlegen sollte, kam 
infolge der Verschlechterung der Wirtschaftslage nicht mehr zur Ver- 
abschiedung. Die Reichsregierung griff jedoch auf ihn zurück, als 
nach Ablauf der Demobilmachungsverordnungen (17. 11. 23) die alten 


1) Entwurf eines Gesetzes über die Arbeitszeit gewerblicher Arbeiter (Druck- 
sachen der Reichsratstagung 1921 Nr. 223) und Entwurf eines Gesetzes über die 
Arbeitszeit der Angestellten (Drucksachen des Reichsrats, Tagung 1922 Nr. 123). 
Beide sind abgedruckt im 28. Sonderheft zum Reichsarbeitsblatt, Vorarbeiten 
zum Arbeitsgesetzbuch, ı. Stück, Vorarb. zu den Arbeitszeitgesetzen für Arbeiter 
und Angestellte, Berlin 1923. 
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Vorschriften der Gewerbeordnung über die Arbeitszeit wieder in Kraft 
traten. Die auf Grund des Ermächtigungsgesetzes von der Reichs- 
regierung erlassene Verordnung über die Arbeitszeit vom 21. I2. 1923 
stellte den Grundsatz des Achtstundentages wieder her, ließ jedoch 
in weitem Umfange Ausnahmen zu. Nach den heute noch geltenden 
Bestimmungen kann der Achtstundentag bis zu 2 Stunden beim Vor- 
liegen von Arbeitsbereitschaft oder auf Anordnung des Arbeitgebers 
an 30 Tagen im Jahr überschritten werden. Die Ausdehnung der Ar- 
beitszeit bis zu 10 Stunden am Tage ist ferner zulässig auf dem Wege 
des Tarifvertrags oder durch Genehmigung der Gewerbeaufsicht aus 
betriebstechnischen oder allgemein wirtschaftlichen Gründen und bei 
einer Reihe von namentlich aufgeführten Arbeiten, wie Bewachung, 
Reinigung und Instandhaltung von Betrieben usw. Für vorübergehende 
Arbeiten, die in Notfällen vorgenommen werden müssen, gelten die 
Arbeitszeitbeschränkungen nicht. 

Auch die Frage der Ratifizierung des Washingtoner Ueberein- 
kommens über die Arbeitszeit drängte zur Entscheidung. Da die 
Ratifizierung dieses Uebereinkommens in den hauptsächlichen Indu- 
striestaaten auf große Schwierigkeiten gestoßen war, hatten im März 
1926 die Arbeitsminister von Deutschland, England, Frankreich, 
Belgien und Italien in gemeinsamer Besprechung in London eine weit- 
gehende Auslegung des Uebereinkommens festgelegt, die zweifellos 
in den Bestimmungen über die Verteilung der Arbeitszeit über die 
Absicht ‚des Uebereinkommens hinausgeht. Für Deutschland — 
ebenso wie für andere Industriestaaten — wurden mit dieser Aus- 
weitung die Hemmungen, die der Ratifizierung entgegenstanden, im 
wesentlichen beseitigt. Im Dezember 1926 wurde von der Reichs- 
regierung dem Reichswirtschaftsrat der Entwurf eines Arbeitsschutz- 
gesetzes ?) vorgelegt, der, wie in der Begründung (S. 49) ausgeführt 
wird, nach Ansicht der Reichsregierung mit den Bestimmungen des 
Uebereinkommens, wie sie nach den Londoner Abmachungen aus- 
zulegen sind, übereinstimmt, so daß bei seiner Annahme die Rati- 
fizierung erfolgen könnte; vorausgesetzt, daß ein Sondergesetz die 
Arbeitszeit im Bergbau unter Tage entsprechend regelt. 


Noch vor der Veröffentlichung des Entwurfs waren im Oktober 
1926 die Gewerkschaften aller Richtungen mit der Forderung eines 
sofortigen gesetzlichen Eingriffs zur Beseitigung von Ueberstunden 
hervorgetreten. Die Arbeitszeitverordnung hatte zwar den Kreis der 
zulässigen Mehrarbeit fest umschrieben, freiwillige Mehrarbeit jedoch 
nicht unter Strafe gestellt. Das hatte im Krisenjahr zu einem mehr oder 
weniger freiwilligen Uebermaß von Mehrarbeit geführt, die die Ge- 
werkschaften mit Rücksicht auf die große Erwerbslosigkeit nicht hin- 
nehmen wollten. Da von vornherein mit einem Inkrafttreten des 
Arbeitsschutzgesetzes nicht vor Ablauf von ı1, Jahren zu rechnen 
war, glaubten auch nach Veröffentlichung des Entwurfs die Arbeit- 


2) Entwurf eines Arbeitsschutzgesetzes mit amtlicher Begründung, heraus- 
gegeben von der Reichsarbeitsverwaltung, 37. Sonderheft zum Reichsarbeitsblatt. 
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nehmer nicht auf eine Zwischenregelung verzichten zu können und 
verlangten ein Notgesetz, das als Gesetz zur Abänderung der Arbeits- 
zeitverordnung am 14. April 1927 erging und am 29. April 1927 durch 
Ausführungsbestimmungen ergänzt wurde. Die Einschränkung wirt- 
schaftlich nicht notwendiger Mehrarbeit wird danach unter Aufrecht- 
erhaltung der oben erwähnten Mehrarbeit durch vier Maßnahmen zu 
erreichen gesucht: Die dreimonatige Nachwirkung abgelaufener Tarif- 
verträge, den Ueberstundenzuschlag, die Genehmigungspflicht für Ar- 
beiten, die über Io Stunden hinausgehen, die Beseitigung der Straf- 
losigkeit bei Annahme freiwilliger Mehrarbeit. Der Kompromiß, dessen 
juristisch-technisch unzulängliche Fassung schon Anlaß zu Streitig- 
keiten gegeben hat, konnte keine der beiden Gruppen befriedigen. 
Eine planvolle, klare, bei sorgfältiger Abwägung der Interessen sozial- 
politisch entschlossene Regelung ist notwendiger denn je. Diese soll 
der dritte Abschnitt des Arbeitsschutzgesetzes bringen. 

Die Neugestaltung der Arbeitszeitvorschriften wird im Rahmen 
eines Arbeitsschutzgesetzes vorgenommen werden, weil einige Arbeits- 
schutzgebiete (z. B. Frauen- und Kinderschutz) mit der Arbeitszeit- 
regelung so eng verflochten sind, daß sie nicht gesondert behandelt 
werden können. Auch der Gefahrenschutz wird hineinbezogen, weil er 
in Zusammenhang mit dem hygienischen Maximalarbeitstag steht 
(§ 120 f. GO.). Der Entwurf erstreckt sich daher außer auf den Schutz 
der täglichen bzw. wöchentlichen Arbeitszeit, auch auf Schutz gegen 
Betriebsgefahren, Frauen-, Jugendlichen-, Kinderschutz, Nachtback- 
verbot, Sonntagsruhe, Ladenschluß, Arbeitsaufsicht, während das 
gesamte Arbeitsvertragsrecht, das zum Teil privatrechtlichen Cha- 
rakter trägt, gesondert geregelt werden soll. Der Gesetzentwurf 
gliedert sich in sieben Abschnitte. Der erste enthält Vorschriften über 
den Geltungsbereich, den Begriff des Arbeitnehmers und die für die 
Ausführung der Schutzvorschriften verantwortlichen Personen. Der 
zweite behandelt den Gefahrenschutz. Der dritte und wichtigste faBt 
unter der Ueberschrift »Arbeitszeit« die allgemeinen Vorschriften, 
den erhöhten Schutz für weibliche und jugendliche Arbeitnehmer, das 
Nachtbackverbot und die Durchführung der Vorschriften zusammen. 
Die Sonntagsruhe wird im vierten, der Ladenschluß im fünften Ab- 
schnitt, die Arbeitsaufsicht im sechsten, die Durchführung des Ge- 
setzes im siebenten geregelt. Die Gliederung ist nicht logisch: Be- 
schäftigungsverbote für Frauen und Kinder sind zur Arbeitszeit ge- 
rechnet worden, Sonntagsruhe und Ladenschluß nicht. 

Die folgendenAusführungen beschränken sich auf die Erörterung 
der für die Arbeitszeitregelung wesentlichen Bestimmungen (ein- 
schließlich des gesamten Kinderschutzes). 

Der Arbeitszeitschutz soll sich auf Arbeitnehmer aller Art 
erstrecken, soweit nicht im Entwurf selbst Ausnahmen vorgesehen 
sind. Der Begriff des Arbeitnehmers ist ganz weit gefaßt: Arbeiter, 
Angestellte, Lehrlinge, auch Kinder, die nicht auf Grund eines Arbeits- 
vertrages beschäftigt werden. Nicht als Arbeitnehmer gelten: I. Ge- 
schäftsführer, Betriebsleiter und andere höhere Angestellte, deren 
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Tätigkeit eine besondere Verantwortung erfordert, oder die in erheb- 
lichem Umfang zur selbständigen Entscheidung befugt sind, sowie 
Angestellte, die in Vertrauensstellung unmittelbar für eine leitende 
Persönlichkeit des Betriebs tätig sind; 2. Arbeitnehmer, die nur in 
ihrer eigenen Wohnung oder Werkstätte tätig sind (Heimarbeiter) ; 
3. Beamte des Reichs, der Deutschen Reichsbahngesellschaft, der 
Reichsbank, der Länder, der Gemeinden und Gemeindeverbände, 
sowie Arbeitnehmer, denen die Rechte und Pflichten von Reichs- oder 
Landesbeamten übertragen sind; den Beamten stehen Personen 
gleich, die in den Vorbereitungs- oder Probedienst als Beamtenanwärter 
einberufen sind; 4. Assistenten oder Praktikanten in Apotheken. 
($ 2). Von der Regelung der täglichen bzw. wöchentlichen Arbeitszeit 
sind außerdem die folgenden Gruppen ausgenommen ($ 16): 5. Arbeit- 
nehmer im Bergbau unter Tage, 6. Arbeitnehmer in Familienbetrieben, 
d.h. solchen Betrieben, in denen Mitglieder des Familienhaushalts 
des Betriebsunternehmers und nicht mehr als drei nicht verwandte 
oder verschwägerte Personen, beschäftigt sind. (Allerdings sollen der 
erhöhte Schutz für weibliche und jugendliche Arbeitnehmer sowie die 
Bestimmungen über die Durchführung der Vorschriften über die 
Arbeitszeit auf Betriebe, in denen nicht nur vorübergehend Arbeits- 
maschinen mit Motorantrieb verwendet werden und in Betrieben der 
Kleider- und Wäschekonfektion Anwendung finden, soweit der Unter- 
nehmer andere als mit ihm verwandte oder verschwägerte Personen 
beschäftigt.) 7. Arbeitnehmer, deren Arbeit nicht in erster Linie ihrem 
Erwerb, sondern überwiegend ihrer körperlichen Heilung, Wieder- 
eingewöhnung, sittlichen Besserung oder Erziehung dient, oder durch 
Beweggründe der Nächstenliebe oder der Religion bestimmt wird; 
8. Angestellte mit wissenschaftlicher, künstlerischer, unterrichtender 
oder erzieherischer Tätigkeit; 9. Pflegepersonal und hauswirtschaft- 
liches Personal in Kranken- und Pflegeanstalten und in Heimen, 
soweit sie nicht dem Gast- und Schankwirtsgewerbe zuzurechnen sind. 
Zur Klärung von Zweifelsfragen tritt dem Reichsarbeitsminister ein 
Reichsausschuß für Arbeitsschutz zur Seite, nach dessen Anhörung er 
Bestimmungen darüber erlassen kann, ob einzelne Gruppen von Be- 
schäftigten unter die Ausnahmen fallen. Der Ausschuß besteht aus 
vier, vom Reichsrat benannten Personen und je vier durch den Vor- 
läufigen Reichswirtschaftsrat benannten Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmern. Er kann mit Zustimmung des Reichsrats Bestimmungen 
über die Arbeitszeit der unter die Nummern 7 und 9 fallenden 
Arbeitnehmer erlassen. In den Betrieben und Verwaltungen des 
Reichs, der Länder, der Deutschen Reichsbahngesellschaft und 
der Reichsbank, sowie in den Verwaltungen der Gemeinden und 
Gemeindeverbände kann die Dienstbehörde, soweit nicht Ver- 
einbarungen entgegenstehen, die für Beamte gültigen Dienstvor- 
schriften über die Arbeitszeit auf die Arbeiter und Angestellten 
übertragen. Auch für die Tätigkeit selbständiger Gewerbetreibender 
werden gewisse Beschränkungen vorgesehen, soweit sie notwendig 
sind, um eine Umgehung des Gesetzes oder eine Schädigung von 
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Gewerbetreibenden durch solche, die ohne Arbeitnehmer arbeiten 
können, zu verhüten. 

Aus dem Geltungsbereich des gesamten Entwurfs sind die folgen- 
den Gewerbezweige und Beschäftigungsarten 
herausgenommen worden: Betriebe der Land- und Forstwirtschaft, 
der Tierzucht, der Fischerei, der See- und Binnenschiffahrt, der 
Flößerei und der Luftfahrt, auch wenn es sich um Nebenbetriebe von 
Betrieben handelt, die unter das Arbeitsschutzgesetz fallen, Neben- 
betriebe der ausgenommenen Betriebe, die ihrer Art nach unter das 
Arbeitsschutzgesetz fallen (z.B. landwirtschaftliche Nebenbetriebe) 
und Hauswirtschaft einschließlich der im Hausstand des Arbeitgebers 
geleisteten persönlichen Dienste. Der Reichsarbeitsminister kann nach 
Anhörung des Reichsausschusses für Arbeitsschutz Bestimmungen 
darüber erlassen, ob einzelne Arten von Betrieben oder Beschäf- 
tigungen unter diese Ausnahmen fallen oder nicht. Die Gärtnerei wird 
als landwirtschaftlicher Betrieb angesehen, soweit die Art ihrer Be- 
triebe mit der Landwirtschaft im engeren Sinne verwandt ist. »Dies 
trifft insbesondere für die feldmäßige Bestellung zu, wird im allge- 
meinen auch dann anzunehmen sein, wenn überwiegend Nährpflanzen 
gezogen werden. Im übrigen wird sie dem Gewerbe zugerechnet und 
unter das Arbeitsschutzgesetz fallen, auch dann, wenn sie nicht ge- 
werbsmäßig, z. B. von öffentlichen Verwaltungen ausgeübt wird. Die 
Abgrenzung der der Landwirtschaft zuzurechnenden Gärtnereibetriebe 
von der sonstigen Gärtnerei soll künftig durch Bestimmung des Reichs- 
arbeitsministers erfolgen« (Begründung S. 39). Abgesehen von diesen 
Ausnahmen sind die Besonderheiten der verschiedenen Gewerbezweige 
und Gruppen im Entwurf selbst berücksichtigt, z. B. für das Bäckerei- 
und Konditoreigewerbe, das Verkehrsgewerbe, die Bahnen des öffent- 
lichen Verkehrs, das Gast- und Schankwirtschaftsgewerbe, das Friseur- 
gewerbe, die Apotheken. 

Die Reichsregierung glaubte, die angeführten Gruppen heraus- 
lassen zu müssen, weil ihre Arbeitsverhältnisse zu ungleichartig sind, 
um gemeinsam mit denen der anderen Arbeitnehmer geregelt zu wer- 
den. Im Plan eines Arbeitsgesetzbuches sind Sonderregelungen für die 
verschiedenen Gruppen (Landarbeiter, Hausgehilfen, Heimarbeiter 
u.a.) bereits vorgesehen. Soweit schon Sondergesetze bestehen, wie 
z. B. das Hausarbeitsgesetz, sollen sie nach einer Nachprüfung des 
gegenwärtigen Inhalts in das Arbeitsgesetzbuch aufgenommen werden. 
Für andere (z. B. Hausgehilfen) wird ein Sonderrecht erst geschaffen 
werden. Für den Bergbau, der als solcher unter das Arbeitsschutzgesetz 
fällt, sollen eine Reihe von Vorschriften, zu denen auch die über die 
Arbeitszeit gehören, einem besonderen Bergarbeitsgesetz vorbehalten 
bleiben. Auch die Möglichkeit, für die einbezogenen Gruppen neben den 
Bestimmungen des Arbeitsschutzgesetzes Sondervorschriften zu er- 
lassen (z.B. für Bühnenangehörige in einem Bühnengesetz), bleibt 
bestehen. 

An die Spitze der allgemeinen Bestimmungen über die Arbeitszeit 
‘stellt der Entwurf den Grundsatz des Achtstunden- 


380 Frieda Wunderlich 


tages oder der 48-Stundenwoche, bezogen auf die sechstägige Ar- 
beitswoche, der die Sonntagsarbeit zugerechnet werden kann. Bei un- 
unterbrochenen Arbeiten wird der Achtstundentag auf die Siebentage- 
woche bezogen, so daß die Wochenarbeit 56 Stunden betragen darf. 
Als Arbeitszeit ist auch die Zeit anzurechnen, während derer der 
Arbeitgeber einen im übrigen im Betrieb tätigen Arbeitnehmer in dessen 
eigener Wohnung oder Werkstätte beschäftigt. (Dieser Schutz bestand 
bisher nur für Arbeiterinnen. $ 137 a, Abs. 2 GO.). Wird ein Arbeit- 
nehmer von mehreren Arbeitgebern ständig in erheblichem Maße 
beschäftigt, so ist die Dauer der hauptsächlichen Beschäftigung auf 
die Arbeitszeit bei den übrigen Arbeitgebern anzurechnen; ist von 
mehreren Beschäftigungen keine als Hauptbeschäftigung anzusehen, 
so wird die frühere auf die spätere angerechnet. 

Die vom Grundsatz des Achtstundentages zugelassenen Ab- 
weichungen gliedern sich nach sechs Gesichtspunkten: neben 
der bereits erwähnten ununterbrochenen Arbeit eine 
andere Verteilung der Arbeitszeit, sowie vier Fälle wirklicher Ver- 
längerung: Vorbereitungs- und Ergänzungsarbeiten, Arbeitsbereit- 
schaft, Mehrarbeit und außergewöhnliche Fälle. Eine andere Ver- 
teilung der Arbeitszeit (§ 10) ohne Erhöhung ihres 
durchschnittlichen Maßes, die bisher nur innerhalb zweier 
Wochen und darüber hinaus durch Tarifvertrag oder behördliche 
Genehmigung möglich war (AZV. §§ 1, 5, 6), ist in sieben Fällen 
zulässig, und zwar jeweils innerhalb einer Woche, zweier und dreier 
Wochen und go Tagen: ı. Bleibt die Arbeitszeit der Arbeitnehmer 
eines Betriebes, einer Betriebsabteilung oder einzelner Arbeit- 
nehmer an bestimmten Tagen regelmäßig unter der vorgesehenen 
Grenze, so darf an den übrigen Tagen der gleichen Woche entsprechend 
länger gearbeitet werden. 2. Ist es in einem Betrieb oder einer Betriebs- 
abteilung aus besonderen wirtschaftlichen Gründen notwendig, in 
einer Woche regelmäßig nur an fünf Tagen oder innerhalb zweier 
Wochen regelmäßig nur an elf Tagen zu arbeiten, so darf die dadurch 
ausfallende Arbeitszeit auf die Arbeitstage dieses Zeitraums verteilt 
werden. 3. Wird in mehreren Schichten gearbeitet, so darf die Arbeits- 
zeit der zur gleichen Schicht gehörenden Arbeitnehmer so geregelt 
werden, daß die zulässige Arbeitszeit im Durchschnitt von höchstens 
drei Wochen nicht überschritten wird. 4. Nötigt die Eigenschaft des 
Betriebes oder der Arbeit zu einer ungleichmäßigen Verteilung der 
Arbeitszeit, so darf diese für alle Arbeitnehmer oder für bestimmte 
Gruppen von ihnen so verteilt werden, daß die zulässige Arbeitszeit 
im Durchschnitt von höchstens go Tagen nicht überschritten wird. 
Die Schichtzeit darf 16 Stunden nicht überschreiten. 5. Fällt wegen 
eines nicht gesetzlichen Festtages in einem Betrieb oder einer Betriebs- 
abteilung Arbeit aus, so darf der Ausfall binnen 2 Wochen vor oder 
nach dem Festtag ausgeglichen werden; wird infolgedessen in einer 
Woche länger als 48 Stunden gearbeitet, so ist ein Lohnzuschlag zu 
zahlen. 6. Ist infolge außergewöhnlicher Ereignisse (Ueberschwem- 
mungen, Streiks) in einem Betrieb oder in einer Betriebsabteilung 
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Arbeit ausgefallen, so darf sie bei einem Ausfall bis zu einem Arbeitstag 
binnen einem Monat, bei einem Ausfall von mehr als einem Arbeitstag 
binnen drei Monaten und bei einem Ausfall von mehr als einer Woche 
binnen 6 Monaten nach dem Ausfall nachgeholt werden. 7. Nötigt die 
Art eines Gewerbes in gewissen Zeiten des Jahres regelmäßig zu einer 
erheblich verstärkten Tätigkeit, so darf die Arbeitszeit für alle Arbeit- 
nehmer oder für bestimmte Gruppen von ihnen so geregelt werden, 
daß die zulässige Arbeitszeit im Durchschnitt von höchstens einem 
Jahre nicht überschritten wird. 

In dem Falle von Nr. ı darf die Verlängerung der Arbeitszeit © 
I Stunde täglich, in den übrigen Fällen 2 Stunden täglich und 12 Stun- 
den wöchentlich nicht überschreiten. Im Falle der Nr. 4 kann jedoch 
das Arbeitsaufsichtsamt eine Ueberschreitung zulassen, wenn sie aus 
betriebstechnischen Gründen dringend erforderlich ist. Eine Ver- 
längerung der Arbeitszeit über I bis 2 Stunden hinaus beim Zusammen- 
treffen mehrerer Ausnahmen ist nur aus besonderen Gründen und nur 
mit Genehmigung des Arbeitsaufsichtsamtes zulässig. Die Verteilung 
der Arbeitszeit kann in Saisongewerben (Nr.7) nur durch Tarifvertrag, 
in den übrigen Fällen mangels einer tarifvertraglichen Regelung auch 
durch die Arbeitsordnung oder eine sonstige Betriebsvereinbarung 
vorgenommen oder zugelassen werden. Im Falle der Nr. 6 darf sie nur 
dann durch Betriebsvereinbarung erfolgen, falls die außergewöhnlichen 
Ereignisse sich auf einzelne Betriebe beschränken. In den Fällen der 
Nr.ı, 5 und 6 ist die Verteilung mangels einer tarifvertraglichen 
Regelung auch durch Arbeitsvertrag zulässig, wenn für den Betrieb 
keine Arbeitsordnung vorgeschrieben ist und auch keine Betriebs- 
vertretung besteht. In den Fällen der Nr. 2 und 4, im Falle der Nr. 6, 
wenn die Nachholung die Dauer einer Woche überschreitet und im 
Falle der Nr. 7 ist die Vereinbarung, soweit sie nicht in einem allgemein 
verbindlichen Tarifvertrag getroffen ist, der Landesbehörde oder, 
wenn sich der Geltungsbereich der Vereinbarung über das Gebiet 
eines Landes hinaus erstreckt, dem Reichsarbeitsminister unverzüglich 
einzureichen. Die Landesbehörde oder der Reichsarbeitsminister kann 
die Vereinbarung außer Kraft setzen, wenn sie mit den Anforderungen 
des Arbeitsschutzes unvereinbar ist. 

Zu den Vorbereitungs- und Ergänzungsarbei- 
ten ($ 12), mit denen einzelne Arbeitnehmer über die für den Betrieb 
allgemein zulässige Arbeitszeit hinaus beschäftigt werden dürfen, ge- 
hören u.a.: die Bedienung von Kraft-, Beleuchtungs- und Heizungs- 
anlagen, die Vorbereitung von Hilfsstoffen, die Reinigung und In- 
standhaltung von Betriebsräumen und Betriebseinrichtungen, die 
Arbeit von Aufsichtspersonen oder zum Abschluß der unter ihrer Auf- 
sicht stehenden Arbeiten und die Arbeiten zur Verbindung der Arbeit 
zweier Schichten. Die Zulässigkeit von Mehrarbeit für diese Arbeiten 
ist bereits im geltenden Rechte anerkannt, das eine Ueberschreitung 
der für den Gesamtbetrieb zulässigen Arbeitszeit in der Regel bis zu 
2 Stunden gestattet. Der Entwurf behält die zweistündige Dauer als 
Höchstgrenze der Ueberschreitung grundsätzlich bei, setzt jedoch für 
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einzelne der zugelassenen Arbeiten die Höchstgrenze niedriger fest. 
Für das Zuendebedienen der Kundschaft werden 20 Minuten be- 
willigt. Die tägliche Arbeitszeit einschließlich der Vorbereitungs- und 
Ergänzungsarbeiten soll im allgemeinen Io Stunden nicht überschrei- 
ten. Eine Ueberschreitung ist — wie schon im Gesetz vom 14. April 
1927 festgelegt wurde —, wenn Vorbereitungs- und Ergänzungsarbeiten 
mit Ausnahmen auf Grund anderer Verteilung der Arbeitszeit, mit 
Arbeitsbereitschaft oder mit Mehrarbeit zusammentreffen, nur für 
beschränkte Zeit und nur dann zulässig, wenn eine Vertretung des 
Arbeitnehmers durch andere Arbeitnehmer des Betriebs nicht möglich 
ist und die Heranziehung betriebsfremder Arbeitnehmer dem Arbeit- 
geber nicht zugemutet werden kann. 

Eine Verlängerung der Arbeitszeit bis zu Io Stunden ist für den 
Fall der Arbeitsbereitschaft (§ 13) vorgesehen, d.h. in den 
Fallen, in denen die Unterbrechung in dem Wesen der zu leistenden 
Arbeit begriindet ist. Wahrend das bisherige Recht nur eine allge- 
meine Bestimmung traf, zahlt der Entwurf die Personengruppen auf, 
bei denen regelmäßig Arbeitsbereitschaft vorliegt: Feuerwehrleute, 
Heilgehilfen und Personal in Speise-, Bade- und Aufenthaltsräumen, 
soweit diese Personen nur eine Hilfstätigkeit in dem Betriebe 
ausüben und dieser in der Hauptsache auf andere Zwecke gerichtet 
ist, ferner Wächter, Pförtner, Ausläufer, Führer und Begleiter von 
Kraftfahrzeugen und Fuhrwerken, Wärter an Maschinen und son- 
stigen technischen Anlagen, die nicht unmittelbar der Gütererzeu- 
gung dienen, wenn die Arbeit hauptsächlich in Beobachtung be- 
steht und nicht eine dauernde angestrengte Aufmerksamkeit verlangt. 
Arbeitsbereitschaft liegt nicht bei Heizern von Dampfkesseln vor. Der 
Reichsarbeitsminister kann nach Anhörung des Reichsausschusses für 
Arbeitsschutz Bestimmungen darüber erlassen, ob bei einzelnen Grup- 
pen von Arbeitnehmern Arbeitsbereitschaft vorliegt. Für sonstige 
Gruppen von Arbeitnehmern, deren Arbeit ihrem Wesen nach Unter- 
brechungen erfährt, kann der Reichsarbeitsminister mit Zustimmung 
des Reichsrats durch Verordnung, die auch die Höchstgrenze der 
Schichtdauer bestimmen muß, eine Verlängerung der Arbeitszeit bis 
auf Io Stunden täglich und 60 Stunden wöchentlich zulassen. 

Bei dieser Verlängerung der Arbeitszeit darf die Schichtdauer 
(Arbeitszeit zuzüglich der Ruhepausen) 12 Stunden täglich nicht über- 
schreiten. Durch Tarifvertrag kann vereinbart werden, daß als Ruhe- 
pausen auch Zeiten angerechnet werden, in denen dem Arbeitnehmer 
geringfügige Beobachtungspflichten obliegen, wenn eine andere Rege- 
lung das Arbeitserzeugnis gefährden oder das Unternehmen unver- 
hältnismäßig belasten würde. 

Mehrarbeit (§ 14) der gesamten Belegschaft ist entsprechend 
der bisherigen Regelung bei dringendem Bedarf bis zu 2 Stunden 
täglich, jedoch höchstens bis zu 60 Stunden im Jahr zulässig. Eine 
darüber hinausgehende Mehrarbeit setzt tarifvertragliche Einigung 
oder behördliche Genehmigung voraus. Neu ist die Festsetzung einer 
Höchstgrenze von 240 Tagen im Jahr für tariflich zu vereinbarende 
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oder behördlich zu genehmigende Mehrarbeit. Die gesamte Mehrarbeit 
ist mithin auf 300 Tage, d. h. eine Stunde werktäglich begrenzt. Diese 
Zahl entspricht, wie in der Begründung (S. 53) ausgeführt wird, un- 
gefähr der in zahlreichen deutschen Tarifverträgen und in den wich- 
tigsten ausländischen Staaten zugelassenen Ueberstundenzahl. Der 
Reichsarbeitsminister kann auf bestimmte Zeit zulassen, daß für 
einzelne Gewerbezweige, in denen dies aus Gründen des Gemeinwohls 
erforderlich ist, die zulässige Mehrarbeit durch Tarifvertrag über die 
für das Jahr vorgesehene Höchstgrenze hinaus ausgedehnt wird. Für 
einzelne Gewerbezweige oder für bestimmte Arbeiten, die mit beson- 
deren Gefahren für Leben oder Gesundheit verbunden sind, kann er 
die Mehrarbeit beschränken oder ausschließen. Beim Entladen oder 
Beladen von Schiffen kann täglich 3 Stunden Mehrarbeit bis zu wöchen- 
tlich 12 Stunden zugelassen werden. Für die Mehrarbeit (ebenso wie für 
Nachholen von Festtagsarbeit) ist ein angemessener Lohnzuschlag 
vorgesehen, der mangels abweichender Vereinbarung 25% beträgt. 

Als außergewöhnliche Fälle (§ 15), in denen Arbeit- 
nehmer über die sonst zulässige Arbeitszeit hinaus ausnahmsweise 
beschäftigt werden dürfen, gelten: unaufschiebbare Arbeiten an Ma- 
schinen, Oefen und anderen Betriebseinrichtungen, die sich während 
des regelmäßigen Ganges des Betriebes nicht ohne ernstliche Störung 
oder Unterbrechung ausführen lassen, Beendigung von Arbeiten, wenn 
deren Unterbrechung das Arbeitsergebnis gefährden oder einen un- 
verhältnismäßigen wirtschaftlichen Schaden zur Folge haben würde 
und schließlich sonstige Notfälle oder außergewöhnliche Fälle, die nicht 
auf andere Weise zu beseitigen sind, besonders wenn Rohstoffe oder 
Lebensmittel zu verderben oder Arbeitserzeugnisse zu miBlingen drohen. 

Ein zweiter Unterabschnitt behandelt den erhöhten Schutz 
für weibliche und jugendliche Arbeitnehmer, 
dessen einheitliche Zusammenstellung durch das Uebereinandergreifen 
der Arbeitszeitverordnungen, der Gewerbeordnung und des Kinder- 
schutzgesetzes notwendig geworden war. Der Geltungsbereich ist hier 
ein weiterer als bei den anderen Arbeitszeitbestimmungen, insofern 
die Bestimmungen über den Mutterschutz auch für das Gebiet der 
Schiffahrt, für Familienbetriebe und das Hausgewerbe gelten, die Vor- 
schriften über den Kinderschutz auch für Familienbetriebe. Eine Er- 
weiterung der bisherigen Gesetzgebung ist insofern erfolgt, als die 
bisher nur für jugendliche und weibliche Arbeiter geltenden Schutz- 
bestimmungen auch auf Angestellte ausgedehnt werden. 

Das Schutzalter der Jugendlichen ist von I6 auf 18 Jahre erhöht 
worden; doch sind von dem allgemeinen Verbot der Nachtarbeit, das 
für Frauen und Jugendliche besteht, für männliche Arbeitskräfte 
zwischen 16 und 18 Jahren Ueberschreitungen durch Verordnung des 
Reichsarbeitsministers bei ununterbrochenen Arbeiten oder, soweit das 
Gemeinwohl, insbesondere die Rücksicht auf die Heranbildung eines ge- 
eigneten Nachwuchses, es dringend erfordert, für Arbeitnehmer unter 
16 Jahren nur in Glashütten, Walz- und Hammerwerken für Eisen 
und Stahl zugelassen. Für Arbeiterinnen über 18 Jahre kann der 
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Reichsarbeitsminister Nachtarbeit im Nahrungsmittelgewerbe zulas- 
sen, wenn sonst ein Verderben von Rohstoffen oder Lebensmitteln zu 
befürchten ist ($ 17). Die Einbeziehung weiblicher Angestellter in das 
Nachtarbeitsverbot ist nicht erfolgt, weil die Beteiligten selbst sie nicht 
wünschten. Die Bestimmungen über eine ununterbrochene Ruhezeit 
von II Stunden für Frauen und Jugendliche, den freien Sonnabend- 
nachmittag für Frauen, die Regelung der Pausen (die erst bei einer 
Dauer von 15 Minuten als solche gerechnet werden), Freistellung zur 
Erfüllung der Berufsschulpflichten sind sinnentsprechend übernom- 
men worden ($ 18, 19). Die §§ 17—ıg über Nachtarbeit, arbeitsfreie 
Zeiten und Ruhepausen gelten nicht für die Beschäftigung in den 
unter das Arbeitsschutzgesetz fallenden Gärtnereien, im Verkehrs- 
gewerbe, im Gast- und Schankwirtschaftsgewerbe und in Betrieben, 
deren *Hauptzweck Musikaufführungen, Theatervorstellungen und 
andere Schaustellungen oder Darbietungen für die Allgemeinheit 
bilden. 

Die im Gesetz vorgesehenen Arbeitszeitverlängerungen dürfen für 
männliche Arbeitnehmer unter ı8 Jahren und für weibliche Arbeit- 
nehmer, soweit nicht dadurch der Schichtwechsel für männliche 
Arbeitnehmer ermöglicht werden soll, weder einzeln noch zusammen 
zu einer täglichen Arbeitszeit von mehr als ro Stunden führen. Die 
Wochenarbeitszeit einschließlich einer zulässigen Sonntagsarbeit darf 
für männliche Arbeitnehmer zwischen 16 und 18 Jahren und für weib- 
liche Arbeitnehmer über 16 Jahren vorbehaltlich des § 28 Abs. 2 
(s. unten) höchstens 58 Stunden betragen. Für Arbeitnehmer unter 
16 Jahren darf sie 48 Stunden nicht überschreiten; in Betrieben, in 
denen in der Regel nicht mehr als 4 Arbeitnehmer beschäftigt werden, 
ist jedoch darüber hinaus die Beschäftigung mit Vorbereitungs- und 
Ergänzungsarbeiten bis zur Dauer von 3 Stunden wöchentlich zulässig. 
Die Arbeitszeit darf zusammen mit der auf gesetzlicher Verpflichtung 
beruhenden Unterrichtszeit für Arbeitnehmer unter 16 Jahren die 
Dauer von 52 Stunden, zwischen 16 und 18 Jahren von 56 Stunden in 
der Woche nicht überschreiten. 

Der Washingtoner Entwurf eines Ueberein- 
kommensbetreffend die NachtarbeitderFrauen, 
von dem sich die bisherige gesetzliche Regelung in Deutschland nur 
durch den engeren Geltungsbereich, der durch die Gewerbeordnung 
gegeben war, unterschied, kann bei unveränderter Annahme des Ar- 
beitsschutzgesetzentwurfs ratifiziert werden. Die Einbeziehung der 
Kleinbetriebe, die jetzt erfolgen soll, räumt die bisher bestehenden 
Schwierigkeiten weg. Allerdings sieht der deutsche Entwurf die Zu- 
lassung der Beschäftigung bis ıı Uhr abends bei späterem Arbeits- 
beginn am Morgen vor; doch wird diese, dem Geist des Ueberein- 
kommens nicht widersprechende Abänderung der Ratifikation nicht 
im Wege stehen. 

Dagegen bietet der Entwurf nicht die Grundlagen für die Rati- 
fizierung ds Washingtoner Uebereinkommensüber 
die Nachtarbeit Jugendlicher, obwohl er die wesent- 
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lichsten Forderungen mit dem erhöhten Schutzalter und dem Nacht- 
arbeitsverbot erfüllt. Die Ausnahmen vom Verbot der Nachtarbeit, 
die für Jugendliche unter 16 Jahren vorgesehen sind (Arbeit in Glas- 
hütten, Walz- und Hammerwerken für Eisen und Stahl), fügen sich 
jedoch nicht den internationalen Bestimmungen ein. 

Die Bestimmungen über den Mutterschutz, die eigentlich 
nicht in die Arbeitszeitvorschriften gehören, sind bereits am 1. 8. 1927 
in Kraft getreten. Sie entsprechen dem in Washington angenommenen 
Entwurf eines Uebereinkommens, betreffend 
die Beschäftigung der Frauen vorund nach der 
Niederkunft« dessen Ratifizierung demnächst vorgenommen 
werden soll. 

Die Bestimmungen über den Kinderschutz ($ 23) fassen 
die in der Gewerbeordnung und in dem Gesetz über Kinderarbeit in 
gewerblichen Betrieben getroffene Regelung zusammen, gehen jedoch 
in einzelnen Punkten darüber hinaus. So ist die verschiedene Behand- 
lung eigener und fremder Kinder aufgegeben worden. Neu ist auch, 
daß schulentlassene Kinder, ebenso wie alle anderen Kinder von 
12 bis 14 Jahren, nur noch in Familienbetrieben oder mit Botengängen 
für Betriebe mit nicht mehr als 4 Arbeitnehmern beschäftigt werden 
dürfen. Nach $ 135, Abs. ı, Satz 2 GO. war ihre Beschäftigung all- 
gemein zugelassen. Infolge der Beschränkung auf diese ungefährlichen 
Arbeiten ist die Begrenzung der Beschäftigung auf 6 Stunden auf- 
gehoben worden. Für schulentlassene Dreizehnjährige gelten außerdem 
die gleichen Schutzbestimmungen wie für Vierzehn- bis Sechzehn- 
jährige. Eine Reihe ergänzender Bestimmungen über den Kinder- 
schutz sind den Ausführungsbestimmungen überlassen. Nicht in den 
Entwurf mit aufgenommen sind die Vorschriften über die Arbeits- 
bücher für minderjährige Personen. Hier bleiben die Bestimmungen 
der Gewerbeordnung §§ 107—112 bestehen. 

Mit der Neuregelung wird dm Entwurf eines Ueber- 
einkommens betreffend das Mindestalter für 
die Zulassung von Kindern zur gewerblichen 
Arbeit, dem bisher die Möglichkeit, dreizehnjährige nicht mehr 
schulpflichtige Kinder in Fabriken zu beschäftigen ($ 135 Abs. ı 
Satz 2 GO.), entgegenstand, in vollem Umfang Rechnung getragen. 

Im dritten Unterabschnitt folgt das Nachtbackverbot, 
das aus der Verordnung über die Arbeitszeit in Bäckereien und Kon- 
ditoreien vom 23. November 1918 übernommen worden ist. Die Nacht 
rechnet von 9 Uhr abends bis 5 Uhr morgens (bisher ro bis 6). Die 
Beschränkung auf Arbeiten zur Herstellung von Bäcker- und Kon- 
ditorwaren ist ausdrücklich ausgesprochen worden. Zulässig sind Ar- 
beiten, die in Notfällen vorgenommen werden müssen, um eine ernst- 
liche Gefährdung des Unternehmens oder des von ihm zu versorgenden 
Personenkreises zu verhüten oder zu beseitigen. Weitere Ausnahmen 
kann die Landesbehörde zulassen, soweit sie zur Deckung eines be- 
sonderen Bedarfs infolge von Messen, Jahrmärkten oder öffentlichen 
Festen erforderlich sind. 
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Das Genfer Uebereinkommen über die Nacht- 
arbeit in Bäckereien vom Jahre 1925 wird ratifiziert 
werden können, da schon die Verordnung über die Arbeitszeit in den 
Bäckereien und Konditoreien vom 23. November 1918 allen An- 
forderungen gerecht wurde. Die für Märkte, Messen, Jahrmärkte oder 
öffentliche Feste vorgesehenen Ausnahmen fallen unter die im Art. 3 d 
des Uebereinkommens vorgesehenen Fälle außerg:wöhnlicher Arbeits- 
häufung. 

Die im 4. Abschnitt zusammengefaßten Vorschriften über die 
Sonntagsruhe erstrecken sich nicht auf hauswirtschaftliches 
Personal, Arbeitnehmer, deren Arbeit überwiegend ihrer körperlichen 
Heilung, Wiedereingewöhnung, sittlichen Besserung oder Erziehung 
dient oder durch Beweggründe der Nächstenliebe oder der Religion 
bestimmt wird, Angestellte mit wissenschaftlicher, künstlerischer, 
unterrichtender oder erzieherischer Tätigkeit, Pflegepersonal in 
Kranken- und Pflegeanstalten. Auf Arbeiter und Angestellte von 
öffentlichen Betrieben und Verwaltungen können die für Beamte 
geltenden Bestimmungen übertragen werden. Die 24stündige Sonn- 
tagsruhe wird als Grundsatz aufgestellt, aber durch zahlreiche Aus- 
nahmen durchbrochen. Kraft Gesetzes sind solche u.a. vorgesehen 
für ununterbrochene Arbeiten, außerdem für das Verkehrsgewerbe, 
Gast- und Schankwirtschaften, Theatervorstellungen, Marktverkehr, 
Bewachungs-, Pförtner-, Feuerwehrarbeiten, Tierversorgung, Vor- 
bereitungs- und Ergänzungsarbeiten, Arbeiten in außergewöhnlichen 
Fällen, Arbeiten zur Aufnahme einer gesetzlich vorgeschriebenen In- 
ventur im Jahr ($ 28 Abs. 2). Im Verkehrsgewerbe, in Gast- und 
Schankwirtschaften und bei Aufführungen bzw. Darbietungen ist die 
Sonntagsarbeit nur noch zulässig, wenn die Verlegung auf einen Werk- 
tag den Betrieb schädigen würde. Darüber hinaus können durch Ver- 
ordnung bzw. Verfügung Ausnahmen für das Saison-, Bedürfnis-, 
Speditionsgewerbe sowie für überwiegend Wind und Wasser benutzende 
Betriebe und für den Fall der Schadenverhütung zugelassen werden. 
Die wöchentliche Maximalarbeitszeit beträgt 60 Stunden. Selbstän- 
digen Gewerbetreibenden kann im Bedürfnisgewerbe auf Wunsch 
von zwei Dritteln der beteiligten Gewerbetreibenden oder auf Grund 
eines Tarifvertrages die Tätigkeit außerhalb der für Arbeitnehmer 
bewilligten Arbeitszeit auch für solche Betriebe, die keine Arbeitnehmer 
beschäftigen, verboten werden. 

Die Sondervorschriften über Sonntagsruhe in Bäckereien und 
Konditoreien sind ohne wesentliche Aenderung aus der Verordnung 
vom 23. November 1918 übernommen worden. Die Sonntagsruhe in 
offenen Verkaufsstellen ist eingehender geregelt worden als bisher, da 
sich auf Grund des geltenden Rechts große Verschiedenheiten in der 
Handhabung durch die Länder ergeben hatten. Ausnahmen können 
zugelassen werden: I. während eines ununterbrochenen Zeitraumes 
von höchstens 2 Stunden für bestimmte Arten von Verkaufsstellen, 
die ganz oder überwiegend den Verkauf von Waren zur Befriedigung 
täglicher oder an Sonn- und Festtagen besonders hervortretender Be- 
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dürfnisse der Bevölkerung dienen. Der Reichsarbeitsminister be- 
stimmt, mit Zustimmung des Reichsrats, welche Arten von Verkaufs- 
stellen und welche Waren unter diese Vorschrift fallen. Für den Ver- 
kauf von Milch und Roheis und von Blumen und Kränzen zum 
Schmuck von Gräbern kann er eine Beschäftigungsdauer bis zu 
5 Stunden zulassen. 2. In Gemeinden bis zu 5000 Einwohnern an 
höchstens 26 Sonntagen während eines ununterbrochenen Zeitraums 
von höchstens 2 Stunden für Verkaufsstellen aller Art, wenn der Ver- 
kauf infolge weitläufiger Siedelung und schwieriger Verkehrsverhält- 
nisse zur Versorgung der Landbevölkerung notwendig ist. Die oberste 
Landesbehörde bestimmt die Bezirke, in denen diese Voraussetzungen 
vorliegen, und die Sonntage, an denen die Beschäftigung zulässig ist; 
sie ist dabei an die Grundsätze gebunden, die der Reichsarbeits- 
minister mit Zustimmung des Reichsrats erläßt. 3. Während eines 
Zeitraums von höchstens 6 Stunden für Verkaufsstellen aller Art an 
höchstens 6 Sonn- und Festtagen, an denen die Landesbehörde die 
Beschäftigung zugelassen hat, weil besondere Verhältnisse einen er- 
weiterten Geschäftsverkehr erfordern. Für Wallfahrtsorte und sonstige 
Orte mit ähnlichen Verhältnissen, wo ein an Sonn- und Festtagen be- 
sonders gesteigerter Verkehr eine weitergehende Offenhaltung der 
Verkaufsstellen zwingend erfordert und sie einer langjährigen Uebung 
entspricht, kann die oberste Landesbehörde weitere Ausnahmen zu- 
lassen. Treffen mehrere Ausnahmebestimmungen über Sonntagsarbeit 
zusammen, so ist die Vorschrift maßgebend, die die längste Arbeitszeit 
zuläßt. 

Für Gewerbetreibende im Umherziehen bleibt das Verbot der 
Sonntagsarbeit bestehen. Vom Beschäftigungsverbot für Jugendliche 
unter 16 Jahren sind im Rahmen des allgemeinen Jugendlichen- 
schutzes Ausnahmen im Verkehrsgeweibe, in Gastwirtschaften, bei 
Aufführungen und im Marktverkehr, sowie in offenen Verkaufsstellen 
zulässig. Der Reichsarbeitsminister kann wie bisher für einzelne Ge- 
werbe die Beschäftigung von Arbeitnehmern unter 16 Jahren mit 
ununterbrochenen Aıbeiten zulassen. Von einem Sonderschutz der 
Jugendlichen von 16 bis 18 Jahren ist hier abgesehen worden. 

Arbeitnehmer, die an Sonn- und Festtagen mehr als 3 Stunden 
beschäftigt werden, sollen in der Regel am nächsten Sonntag von 
6 Uhr morgens bis 6 Uhr abends von der Arbeit freigelassen werden. 
Die Regelung des Verhältnisses der Sonntagsarbeit zur Wochen- 
arbeitszeit ist in Abweichung vom geltenden Recht, das die zugelassene 
Sonntagsarbeit regelmäßig zur Wochenarbeitszeit hinzutreten läßt, 
je nach Zweck und Umfang der Sonntagsarbeit verschieden getroffen. 
In einigen Fällen soll die Anrechnung der Sonntagsarbeit durch die 
sie zulassende Behörde bestimmt werden. 

Das Genfer Uebereinkommen betreffend den 
wöchentlichen Ruhetagingewerblichen Betrie- 
ben gibt mit der Bestimmung des Art. 4, daß aus Erwägungen der 
Menschlichkeit und Wirtschaftlichkeit gänzlich oder teilweise Aus- 
nahmen gewährt werden können, einen so weiten Spielraum für Ab- 
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weichungen, daß auch die Ausnahmen des Entwurfs gedeckt würden. 
Die Ratifizierung dieses Uebereinkommens wäre also bei unver- 
änderter Annahme des Entwurfs möglich. 

Die LadenschluBzeiten an Werktagen sollen wie bisher 
von 7 Uhr abends bis 7 Uhr morgens bleiben, gleichgültig, ob in dem 
Geschäft Arbeitnehmer beschäftigt werden oder nicht. Die vorge- 
sehenen Ausnahmen entsprechen dem geltenden Recht. Darüber 
hinaus ist jedoch für Gemeinden bis zu 2000 Einwohnern die Möglich- 
keit einer Herausschiebung des Geschäftsschlusses bis 8 Uhr an 
höchstens 100 Tagen im Jahr neu gegeben worden. Andererseits soll 
ein Geschäftsschluß um 6 Uhr angeordnet werden können, wenn min- 
destens zwei Drittel der beteiligten Gewerbetreibenden ihm zustim- 
men oder ein allgemein verbindlicher Tarifvertrag den frühen Laden- 
schluß vorsieht. Hinsichtlich des Ladenschlusses an Sonntagen soll 
es bei der bisherigen Regelung verbleiben, nach der auch Verkaufs- 
stellen, in denen keine Arbeitnehmer beschäftigt werden, nur soweit 
geöffnet sein dürfen, als die Beschäftigung von Arbeitnehmern zu- 
lässig wäre. 

Die Durchführung des Gesetzes wird durch Ar- 
beitsaufsichtsämter überwacht, die im wesentlichen der bestehenden 
Gewerbeaufsicht entsprechen. Träger bleiben die Länder. Zur einheit- 
lichen Handhabung der Arbeitsaufsicht kann der Reichsarbeitsminister 
mit Zustimmung des Reichsrats Richtlinien über die Tätigkeit der 
Arbeitsaufsichtsämter aufstellen und allgemeine Bestimmungen über 
die Vorbildung und Ausbildung der zur Ausübung der Arbeitsaufsicht 
zu bestellenden Personen, über die Zuziehung der genannten Personen 
und über die Uebertragung bestimmter Aufgaben der Arbeitsaufsicht 
auf Frauen treffen. Die Vorschriften über die Auskunftspflicht der 
Unternehmer und Arbeitnehmer, über die Stellung der Aufsichts- 
personen und über die zu erstattenden Tätigkeitsberichte sind im 
wesentlichen die gleichen geblieben. Neu ist die Anordnung über das 
Zusammenarbeiten der Aufsichtsämter mit anderen Stellen, insbe- 
sondere mit den Trägern der reichsgesetzlichen Unfallversicherung 
und den gesetzlichen Betriebsvertretungen. 

Die Durchführung soll in enger Fühlung mit den betroffenen 
Kreisen erfolgen. Soweit auf Grund des Arbeitsschutzgesetzes Ver- 
ordnungen allgemeinen Inhalts erlassen werden, die ausschließlich oder 
überwiegend einzelne Gewerbezweige betreffen, soll vor ihrem Erlaß 
den wirtschaftlichen Vereinigungen der Arbeitgeber und der Arbeit- 
nehmer dieser Gewerbezweige Gelegenheit zur Aeußerung gegeben 
werden. Werden in einem Gewerbezweig die Interessen der Arbeitgeber 
überwiegend von Fachvereinigungen wahrgenommen, so sollen diese 
gehört werden. 

Werden durch behördliche Verordnung oder Verfügung Aus- 
nahmen von einzelnen Vorschriften des Arbeitsschutzgesetzes oder der 
auf Grund des Arbeitsschutzgesetzes erlassenen Verordnungen ange- 
ordnet oder genehmigt, so kann die Zulassung der Ausnahmen von der 
Erfüllung bestimmter, jedoch nicht auf dem Gebiete der Entlohnung 
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liegender Bedingungen zum Schutz der Arbeitnehmer abhängig ge- 
macht werden. Bei Erlaß der Verordnungen oder Verfügungen ist auf 
tarifliche Vereinbarungen nach Möglichkeit Rücksicht zu nehmen. 

Entsprechend dem § 14 des Washingtoner Arbeitszeitüberein- 
kommens sieht der Entwurf vor, daß die Vorschriften des Arbeits- 
schutzgesetzes und der auf ihm beruhenden Verordnungen im Falle 
eines Krieges oder anderer Ereignisse, welche die Landessicherheit 
gefährden, durch Verordnung der Reichsregierung für das Reichs- 
gebiet oder Teile davon vorübergehend außer Kraft gesetzt werden 
können. Als die Landessicherheit gefährdend gelten auch Krisen, 
welche die deutsche Volkswirtschaft so stark treffen, daß die Lebens- 
möglichkeiten der Bevölkerung bedroht sind. 

Damit die durch das Gesetz notwendig werdende Umstellung 
sich reibungslos vollziehen könne, sieht das Gesetz vor, das Inkraft- 
treten der allgemeinen Arbeitszeitvorschriften für einzelne in beson- 
derer Notlage befindliche Gewerbezweige bis zur Dauer von 3 Jahren 
hinauszuschieben. 

Aus den Einwirkungen auf das bestehende Recht ist hervor- 
zuheben, daß dem Reichsarbeits- und dem Reichswirtschaftsminister 
die Vollmacht zur Neufassung der Gewerbeordnung gegeben werden. 
Bestimmungen von Tarifverträgen, die vor dem Inkrafttreten der 
allgemeinen Vorschriften über die Arbeitszeit (§§ g—16) abgeschlossen 
sind und eine nach diesem Gesetz nicht mehr zulässige Arbeitszeit 
vorsehen, bleiben nach dem Inkrafttreten noch bis zu dem verein- 
barten Ablauf oder bis zu dem Zeitpunkte, zu dem erstmalig die Kün- 
digung zulässig wäre, längstens jedoch bis zum Ablauf eines Jahres 
nach dem Inkrafttreten in Geltung. 
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Wenn es einer der Zwecke des Arbeitsschutzgesetzes sein soll, 
durch Zusammenfassung der verstreuten Bestimmungen Uebersicht- 
lichkeit und Klarheit zu schaffen, so wird dieses Ziel durch die Arbeits- 
zeitregelung nicht erreicht. Der Wunsch nach genauer Umschreibung 
der Ausnahmen hat hier eine solche Fülle von Bestimmungen gezeitigt, 
daß die Orientierung erschwert wird. Ebenso wie das Arbeitszeit- 
notgesetz vom 14. April ıg27 läßt die Fassung der Kompromisse 
Streitfragen auftauchen, die in der Praxis zu Konflikten führen 
werden. Der Gesamteindruck, den das Studium des Entwurfs hervor- 
ruft, ist der, daß auch hier wieder eine Notregelung getroffen wird, 
die keinen Ruhezustand für längere Zeit schaffen kann. Die Kritik, 
die bisher an dem Entwurf geübt wurde, richtet sich im wesentlichen 
gegen Art und Ausmaß der Ausnahmen und gegen die Abgrenzung 
des Geltungsbereichs. 

Von seiten der Gewerkschaften wird die Einbeziehung fast aller 
Betriebs- und Arbeitnehmergruppen verlangt. Nur 
gegen die Sonderregelung des Hausgehilfenrechts scheint kein Wider- 
spruch laut geworden zu sein. Die Landarbeiter erklären, daß zum 
mindesten im Weinbau und in der Forstwirtschaft der Achtstundentag 
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mit den vorgesehenen Ausnahmen durchgeführt werden könnte. Auch 
die Gärtner fordern die Einbeziehung ihres ganzen »Gewerbes«, wollen 
jedoch für Betriebe mit überwiegender Eigenproduktion für acht 
Monate im Jahr eine neunstündige Arbeitszeit und außerdem Aus- 
führung naturnotwendiger Arbeiten an Sonntagen zugestehen 3). Da- 
gegen verlangen die Arbeitgeber die Einbeziehung auch solcher Be- 
triebe, die mit den ausgenommenen Gewerbezweigen in enger Zu- 
sammenarbeit stehen (z. B. der Hafenumschlags-, Lösch- und Lade- 
betriebe, der Hafenbahnen, des Speditionsgewerbes, der Landmiillerei). 
Die Herausnahme der einzelnen Personengruppen und Gewerbe- 
zweige trägt sicher zur Vereinfachung und Uebersichtlichkeit der 
rechtlichen Regelung bei. Es wäre sinnlos gewesen, eine Vereinheit- 
lichung der Arbeitszeitregelung von Fabrikarbeitern, Hausgewerbe- 
treibenden und Hausgehilfen zu versuchen. Es besteht jedoch die Be- 
fürchtung, daß für manche der vom Gesetz nicht erfaßten Gruppen 
(z. B. für die Landwirtschaft und ihre Nebenbetriebe) die endgültige 
gesetzliche Regelung noch in weiter Ferne liegt. Daß Nebenbetriebe 
solcher Betriebe, die nicht unter das Arbeitsschutzgesetz fallen (z. B. 
Brennereien, Molkereien, Ziegeleien) ausgenommen sind, entspringt 
der Ueberlegung, daß die Arbeitnehmer oft abwechselnd im Haupt- 
und Nebenbetrieb arbeiten, so daß eine abweichende Regelung den 
Beteiligten unverständlich und schwer zu überwachen sein würde. 
Das ist ohne weiteres zuzugestehen. Es müßte jedoch verhindert 
werden, daß als Nebenbetriebe landwirtschaftlicher Betriebe, für die 
die Begriffsbestimmung des $ 918 RVO. herangezogen werden kann, 
auch industrielle Unternehmungen bezeichnet werden, wenn sie sich 
in der Hand eines Inhabers befinden, der gleichzeitig Landwirtschaft 
betreibt und seinen Betrieb als Nebenbetrieb der Landwirtschaft ange- 
sehen wissen will. Nur Betriebe, die mit dem Hauptbetrieb in engstem 
wirtschaftlichen und lokalen Zusammenhang stehen, dürften als 
Nebenbetriebe gelten. Ob der Reichsausschuß für Arbeitsschutz, der 
in diesen und ähnlichen Fällen über die Ausnahmen gehört werden 
muß, unparteiisch und mit wirtschaftlichem Verständnis arbeitet, wird 
von den vier vom Reichsrat benannten Personen abhängen, die ihn 
neben den je vier Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertretern bilden. Die 
Gefahr eines Ueberwiegens der Produktionsinteressen gegenüber dem 
Schutzinteresse der Arbeitnehmer ist nicht ganz von der Hand zu 
weisen. Beider Neigung, die zur Zeit in Arbeitgeber- und Arbeitnehmer- 
kreisen zur reinen Selbstverwaltung besteht, ist anzunehmen, daß 
der Reichstag die vier vom Reichsrat bestimmten Personen streichen 
und eine paritätische Besetzung des Ausschusses beschließen wird. 
Die Festlegung der geschützten Arbeitnehmergruppen ist weniger 
klar gefaßt als nach dem geltenden Recht. Nach der Demobilmachungs- 
verordnung vom 18. März IgIg sind neben den in der Landwirtschaft 
und in Apotheken Beschäftigten Generalbevollmächtigte und die im 
Handels- oder Genossenschaftsregister eingetragenen Vertreter eines 
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Unternehmens, sowie sonstige Angestellte in leitender Stellung, die 
Vorgesetzte von in der Regel mindestens 20 Angestellten oder 50 Ar- 
beitnehmern sind, oder deren Jahresarbeitsverdienst die Angestellten- 
versicherungsgrenze übersteigt, ausgenommen. Die Dehnbarkeit der 
neuen Bestimmungen des § 2 Abs. 2 Nr. ı, die besonders durch den 
Fortfall der Gehaltsgrenze gegeben ist, läßt Gesetzesumgehungen an 
dieser Stelle befürchten. Nach dem Wortlaut des Entwurfs fällt jede 
Stenotypistin, die für den Chef eines noch so kleinen Betriebes »in 
Vertrauensstellung« tätig ist, nicht unter das Gesetz. 

Ein von den betroffenen Arbeitnehmergruppen peinlich empfun- 
denes Ausnahmerecht schafft die schon in der geltenden Arbeitszeit- 
verordnung enthaltene Bestimmung, die die Uebertragung der für 
Beamte gültigen Vorschriften über die Arbeitszeit auf Arbeiter und 
Angestellte zuläßt. Um die notwendige Gleichartigkeit der Arbeits- 
zeiten beim Zusammenarbeiten von Beamten mit Arbeitern und An- 
gestellten zu gewährleisten, werden diese von den Schutzbestimmungen 
ausgeschlossen. Allerdings ist nicht anzunehmen, daß der öffentliche 
Arbeitgeber zum Ausbeuter wird. 

Die weite Definition der Familienbetriebe (die bis zu 
3 fremde Arbeitnehmer beschäftigen dürfen) bringt auf der einen Seite 
den Zwergbetrieben die für sie dringend erforderliche Beweglichkeit, 
schafft aber auf der anderen die Gefahr der Aufnahme fremder Arbeits- 
kräfte in Kost und Logis zum Zwecke der Umgehung der Arbeitszeit- 
bestimmungen. Fast zwei Drittel aller Arbeitnehmer des Gastwirt- 
gewerbes werden, wie der Genfer Verband der Hotel- und Restaurant- 
angestellten Deutschlands in einer Eingabe an den Reichswirtschafts- 
rat anführt, durch die weite Fassung des Begriffs »Familienbetriebe« 
auf Grund von $ 16 des Entwurfs von der allgemeinen Arbeitszeit- 
regelung ausgeschlossen. Infolge dieser Fassung würde ferner die zeit- 
lich unbeschränkte Beschäftigung von Kindern über 12 Jahren in 
Familienbetrieben eine Verschlechterung gegenüber dem geltenden 
Recht bedeuten, 

So zeigt die Prüfung des Geltungsbereichs die innere Schwierig- 
keit, die bei jeder gesetzlichen Regelung der Arbeitszeit in Erscheinung 
tritt: die elastische Gestaltung der Vorschriften, die den Bedürfnissen 
der Wirtschaft Rechnung trägt, bietet Möglichkeiten der Gesetzes- 
umgehung und gefährdet den Schutz der Arbeitnehmer. Noch viel 
größer wird dieses Dilemma für den Gesetzgeber, wenn es sich 
darum handelt, die Länge der Arbeitszeit so zu be- 
stimmen, daß zwischen den Produktionsinteressen und dem Schutz- 
bedürfnis der Arbeitnehmer ein Ausgleich gefunden wird. 

Nachdem die Verordnung vom 14. April 1927 die beiden wichtig- 
sten Verbesserungen gegenüber dem geltenden Recht, den Ausschluß 
der Straffreiheit bei freiwilliger Mehrarbeit und den angemessenen 
Lohnzuschlag für Mehrarbeit vorweggenommen hat, bleibt als wesent- 
lichster Fortschritt die Einschränkung der Vereinbarung einer täg- 
lichen Mehrarbeit auf ı Stunde ($ 14), während bisher 2 Stunden 
bewilligt werden konnten. Diese Verbesserung wird durch eine Reihe 
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von Aenderungen erkauft, die sich für die Arbeitnehmerschaft un- 
günstig auswirken können. 

Zunächst die Beschränkung der Arbeitswoche auf die 6 Wochen- 
tage, während im Vorentwurf der Sonntag einbezogen war. Dann die 
weitgehende Verteilung der Arbeitszeit, die nach dem geltenden Recht 
nicht möglich ist und die u.a. den Ausgleich für Arbeitszeit, die an 
nicht gesetzlichen Feiertagen (Schützenfest u. 4.) ausgefallen ist, zu- 
läßt. Daß auch Streiks und Aussperrungen als außergewöhnliche 
Ereignisse aufzufassen sind, wird zweifellos vielfach zu Unzuträglich- 
keiten führen. Hat z. B. die Arbeiterschaft durch Streik eine Arbeits- 
zeitverkürzung erreicht, so kann ihr keine Nacharbeit zugemutet 
werden. Oder es werden nach Beendigung des Arbeitskampfes andere 
Arbeitnehmer eingestellt und müssen eine Arbeit nachholen, die für 
sie gar nicht ausgefallen ist. Die Verteilung der Arbeitszeit auf einen 
längeren Zeitraum bedeutet wohl für das Gewerbe Einhaltung des 
durchschnittlichen Achtstundentages, nicht aber für die Arbeiter. 
Man denke an Konservenfabriken, die in der stillen Zeit IO Arbeiter, 
in der Saison mehrere Hundert beschäftigen. Hier muß Minderarbeit 
von Io Personen durch die Mehrarbeit von Hunderten ausgeglichen 
werden. Auch der Bauarbeiter wird, wenn es ihm gelingt, regelmäßig 
Beschäftigung zu finden, zu erheblicher Ueberarbeit gezwungen sein. 

Allein die Durchführung des $ 10 des Entwurfs, der Verteilungs- 
möglichkeiten von einer Woche bis zu einem Jahr aufführt, würde 
die völlige Aufhebung des Achtstundentages ermöglichen und ein un- 
übersehbares Durcheinander schaffen. Wie soll der einzelne Unter- 
nehmer oder Arbeitnehmer sich in der Fülle dieser Bestimmungen, 
zu denen dann noch die anderen Ausnahmen kommen, herausfinden ? 
Das Rechtsbewußtsein muß erschüttert werden, wenn niemand mehr 
weiß, was erlaubt und was verboten ist. 

Bei den Bestimmungen über die Arbeitsbereitschaft stellt die 
Begrenzung der Arbeitszeitverlängerung auf die Schichtdauer insofern 
eine Sicherung der Arbeiter dar, als sie einen übermäßig langen Aufent- 
halt im Betriebe verhindern soll. Zu Schwierigkeiten kann die Ein- 
beziehung der Wärter an Maschinen Anlaß geben. Hier hat der Gesetz- 
geber nur an Kraftmaschinen und sonstige technische Anlagen, wic 
z. B. Schleusen, gedacht, die häufig nur geringe Beobachtung erfordern. 
In der Praxis wird es nicht immer leicht zu entscheiden sein, welche 
Beaufsichtigung dauernde Aufmerksamkeit, welche nur Beobachtung 
verlangt. Die Grenzen zwischen Arbeitsruhe, Arbeitsbereitschaft und 
voller Arbeit sind oft so unscharf, daß der Gesetzgeber hier keine 
endgültige Klarheit schaffen kann. Die Bestimmung, daß eine Mehr- 
arbeit dem »einzelnen Arbeiter« angerechnet werden soll (§14 Abs. 1), 
erschwert die Kontrolle bis zur Unmöglichkeit; ganz abgesehen von 
dem Streit, der über den Begriff des »einzelnen Arbeiters« entstehen 
würde. 

Von der Aufrechterhaltung des Achtstundentages kann bei der 
Häufung von Ausnahmen, trotz der offensichtlichen Anlehnung an 
die Londoner Beschlüsse, nicht mehr gesprochen werden. Allein 
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auf Grund der Mehrarbeit des $ 14 kann der Neunstundentag einge- 
führt werden, dessen Ueberschreitung auf Grund der anderen Aus- 
nahmebestimmungen möglich ist. Selbst die zehnstündige Arbeitszeit 
bildet keine Höchstgrenze. Vorbereitungs- und Ergänzungsarbeiten 
können beim Zusammentreffen mit ununterbrochener Arbeit oder 
mit Arbeitsbereitschaft oder mit Notarbeiten zur Ueberschreitung 
des Zehnstundentages führen. Für das Baugewerbe z. B., für das auf 
Grund von § Io Nr. 7 eine tarifliche Regelung möglich ist, nach der die 
zulässige Arbeitszeit im Jahresdurchschnitt nicht überschritten wird, 
würde der Achtstundentag ganz verschwinden, wenn man die infolge 
des Saisoncharakters ausfallenden Arbeitszeiten auf die Beschäftigungs- 
tage verteilt. Damit würde an die Stelle der 48-Stundenwoche das 
52 x 48-Stundenjahr treten, bei dem aber die Mehrarbeit noch nicht 
berücksichtigt ist. Auch sonst gewinnt man den Eindruck, daß die 
Aufzählung der Ausnahmen nicht immer zu ihrer Begrenzung führen 
wird. 

Der Entwurf sucht dem Mißbrauch der Mehrarbeit dadurch vor- 
zubeugen, daß er ihre Bewilligung überwiegend an tarifliche Verein- 
barung bindet. Gewiß ist die Verwertung des Tarifvertrages ein ge- 
eignetes Mittel, die Arbeitszeit den Bedürfnissen der verschiedenen 
Industrien anzupassen, ob jedoch auch den Bedürfnissen wechselnder 
Konjunkturen, ist mehr als zweifelhaft. Jede Selbstverwaltung in der 
Sozialpolitik schiebt die Entscheidung dem jeweils Mächtigen zu, in 
der Hochkonjunktur demnach den Arbeitnehmern, in der Krise den 
Arbeitgebern. Cerade wenn der Bedarf an Arbeit steigt, wird die 
Arbeiterschaft mächtig genug sein, die Mehrarbeit zum Teil zu ver- 
weigern, während bei einem Ueberangebot von Arbeitskraft die Unter- 
nehmungen mit ihrem Verlangen nach Arbeitszeitverlängerung, durch 
die sie eine Senkung der Generalspesen zu erreichen hoffen, Erfolg haben 
werden. Angst vor Entlassung, Schwäche der Gewerkschaften, Interesse 
des einzelnen am Einkommenszuschlag lassen, wie die Erfahrungen der 
letzten Krise beweisen, die Auswertung aller gesetzlichen Arbeitszeitver- 
längerungen geradeim Augenblick des übergroßen Arbeitsangebots zu. 

Von der für den Hauptfall der Mehrarbeit ($ 14) bestehenden 
Verpflichtung zur Zahlung des Ueberstundenzuschlags kann man eine 
Beschränkung der Mehrarbeit erwarten, insoweit die Verteuerung des 
Produkts, die durch den Lohnzuschlag eintritt, nicht durch die Senkung 
des Anteils an den Generalspesen oder anderer Vorteile der schnellen 
Auftragserledigung ausgeglichen werden. Für den Arbeitnehmer wird 
der Lohnzuschlag in vielen Fällen ein Anreiz sein, freiwillig Ueber- 
stunden zu leisten. 

Im Jugendschutz wird die Heraufsetzung des Schutzalters 
auf 18 Jahre allgemein als Fortschritt begrüßt. Leider wird durch 
Ausnahmebestimmungen erneut eine Sonderstellung der 16—18- 
jährigen in der Praxis geschaffen. Im Interesse einer gesunden Ent- 
wicklung, die zur größtmöglichen Leistungsfähigkeit in der Vollreife 
führt, hätte man den Jugendlichen den Achtstundentag, den freien 
Sonnabendnachmittag und eine längere ununterbrochene Nachtruhe 


394 Frieda Wunderlich 


garantieren sollen. Von Arbeitgeberseite wird geltend gemacht, daß 
das notwendige, enge Ineinandergreifen der Arbeiten, die von Jugend- 
lichen und denen, die von Erwachsenen ausgeführt werden, ein völliges 
Verbot der Nachtarbeit unmöglich mache. Der Kampf um die auch 
den Jugendlichen unter 16 Jahren freigegebene Nachtarbeit in Glas- 
hütten, Walz- und Hammerwerken ist, seitdem der Bundesrat 1902 
und 1903 die Ausnahmen zuließ, nicht zur Ruhe gekommen ®). Als 
1908 die Internationale Vereinigung für gesetzlichen Arbeiterschutz 
auf ihrer Luzerner Tagung diesen Ausnahmen zustimmte, regte ihre 
deutsche Sektion, die Gesellschaft für soziale Reform, die Reichs- 
regierung an, die Gewerbeaufsicht mit einer besonderen Untersuchung 
über diese Fragen zu betrauen. Der Anregung wurde stattgegeben, 
und die Berichte der deutschen Gewerbeaufsichtsbeamten für 1909 
veröffentlichten das Ergebnis. Danach erwies es sich als notwendig, 
die zukünftigen Glasmacher möglichst früh zu den Arbeiten am Ofen 
heranzuziehen, und ihre Arbeitszeit nach der der Lehrmeister zu 
richten. Während in der Glasindustrie gerade die modernen Betriebe 
(mit Wannenöfen und ununterbrochener Verarbeitung) einer Besei- 
tigung der Nachtarbeit besondere technische Schwierigkeiten be- 
reiteten, wurden in Walz- und Hammerwerken die Jugendlichen 
nachts mehr in den technisch rückständigen Betrieben beschäftigt. 
Hier schien bereits damals ein zwingendes Bedürfnis zur Nachtarbeit 
Jugendlicher nicht vorzuliegen. Das völlige Verbot, das Keßler vor- 
schlug, ist in den seither verflossenen 17 Jahren nicht erreicht worden 
und wird auch im Arbeitsschutzgesetz nicht vorgeschlagen. Auch in 
den Jahresberichten der Gewerbeaufsichtsbeamten für das Jahr 1926 
wird die Frage eingehend besprochen, welche Wahrnehmungen bei der 
Heranziehung von Arbeitern im Alter von 16—18 Jahren zur Nacht- 
arbeit gemacht worden sind. Wie im Jahre Igog wird wiederholt er- 
wähnt, daß man in den Glashütten ein Verbot der Nachtarbeit für 
kaum durchführbar und für die Ausbildung des Nachwuchses für un- 
zuträglich hält. Während ungünstige Einflüsse meist nicht beobachtet 
worden sind, lehnen einige Berichterstatter die Nachtarbeit grund- 
sätzlich ab. So führt z. B. der Kölner Berichterstatter aus: »Selbst 
unter der Voraussetzung, daß die den jungen Leuten übertragenen 
Arbeiten körperlich nicht anstrengend sind, kann die Nachtarbeit für 
junge, noch in der Entwicklung stehende Menschen nicht als zuträglich 
angesehen werden. Hierbei muß besonders berücksichtigt werden, daß 
an ausreichenden Schlaf während des Tages in den meisten Fällen nicht 
zu denken ist. In den dichtbewohnten Arbeitervierteln steht den von der 
Nachtschicht heimkehrenden jungen Leuten nur selten ein Raum 
zur Verfügung, in dem ein ungestörter Schlaf möglich ist. Nachteilige 
Folgen der Nachtarbeit der jungen Leute ergeben sich auch in Hinsicht 
auf das Familienleben und die Erziehung. Die jungen Arbeiter sind 
dem Einfluß ihres Erziehers oft ganz entzogen. So konnte ein Fall 


4) Die Nachtarbeit jugendlicher Arbeiter in Glashütten, Walz- und Ham- 
merwerken von Dr. Gerhard KeBler, Soziale Praxis XIX. Jahrgang, Nr. 49 und 50. 
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festgestellt werden, in dem sich Vater und Sohn während der Woche 
überhaupt nicht sahen, da beide abwechselnd Tag- und Nachtschichten 
verfahren mußten. Daß darunter das Familienleben erheblich leiden 
muß, bedarf keiner näheren Erläuterung. In den Fällen, in denen der 
Vater mit seinen Söhnen in demselben Betriebe beschäftigt ist, wird 
deshalb möglichst darauf Rücksicht genommen, daß die Familien- 
angehörigen in derselben Schicht arbeiten« 5). Gelingt es nicht, die 
Nachtarbeit Jugendlicher in Walz- und Hammerwerken zu verbieten, 
so sollte man wenigstens von den fakultativ vorgesehenen, vorherigen 
ärztlichen Untersuchungen in weitem Umfange Gebrauch machen. 

Ein Widerspruch, der noch beseitigt werden muß, ist bei der 
Regelung der Einbeziehung der Berufsschulzeit in die Arbeitszeit 
unterlaufen: hier wird die wöchentliche Höchstarbeitszeit der 14—16- 
jährigen höher angesetzt als die der 16— ı8jährigen. 

Mit der Regelung des Urlaubs für Jugendliche hat sich der Ent- 
wurf nicht befaßt, weil es sich bei dieser Frage, wie in der Begründung 
(S. 35) ausgeführt wird, nicht um öffentlich-rechtlichen Arbeiterschutz, 
sondern um Vertragsrecht handele. Die im Entwurf eines Berufs- 
ausbildungsgesetzes vorgesehene Regelung, die bindende Festsetzungen 
durch die gesetzlichen Berufsvertretungen vorsieht, ist unzulänglich. 
Erhebungen, die die Gewerbeaufsichtsbeamten im Jahre 1926 über 
die Gewährung von bezahltem Urlaub an Jugendliche gemacht haben, 
zeigen, daß in örtlicher und beruflicher Beziehung große Verschieden- 
heiten bestehen und durchaus noch nicht allen Jugendlichen ein 
Anspruch auf Urlaub durch den Lehr- oder Tarifvertrag gewährleistet 
wird. Da das Kleinhandwerk sich völlig ablehnend verhält, wird eine 
gesetzliche Regelung noch nicht erfolgen können. 

Wenn auch die Vorschriften über Nachtarbeit, arbeitsfreie Zeiten 
und Ruhepausen nicht ohne weiteres auf das Gast- und Schankwirt- 
schaftsgewerbe übertragen werden können, so muß doch auch den 
hier beschäftigten weiblichen und jugendlichen Arbeitnehmern ein 
ausreichender Schutz gesichert werden. 

Die Beschränkung der Vorschriften über die elfstündige Ruhezeit 
und über die Ruhepausen auf Frauen und Jugendliche bedeutet eine 
Verschlechterung für die männlichen Angestellten, die nach der 
Demobilmachungsverordnung im Gegensatz zu den Arbeitern heute 
an diesen Vergünstigungen teilnehmen. 


Obwohl die Kinderschutzbestimmungen die er- 
wähnten wesentlichen Fortschritte bringen, gibt die Art ihrer Formu- 
lierung zu Beanstandungen Anlaß. So soll für das Beschäftigungs- 
verbot nur das Lebensalter, nicht wie bisher im Kinderschutzgesetz 
undin der Gewerbeordnung die Schulpflicht maßgebend sein. Danach 
könnten I4jährige gelegentlich mit Schule und Erwerbsarbeit be- 
lastet werden. Daß die weite Fassung des Begriffs »Familienbetrieb« 
($ 16) zur vermehrten Beschäftigung der ı2zjährigen führen: könnte, 


5) Jahresberichte der Preußischen Gewerbeaufsichtsbeamten und Bergbau- 
behörden für das Jahr 1926. Berlin 1927, S. 655. 
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da die Motor- und Konfektionswerkstätten-Verordnung nur die Be- 
schäftigung über 13 Jahre alter, nicht mehr schulpflichtiger Kinder 
gestattet, wurde schon erwähnt. Jedenfalls sollte die Beschäftigung 
von Kindern in Räumen, in denen Maschinen gebraucht werden, 
verboten werden. Auch erscheint eine achtstündige Arbeitszeit, wie 
sie für die nicht mehr schulpflichtigen Kinder, die in Familienbetrieben 
arbeiten, zugelassen ist, als zu hoch. Durch das Beschäftigungsverbot 
der Dreizehnjährigen wird es denjenigen Kindern, die vor Vollendung 
des 14. Lebensjahrs aus der Schule entlassen werden, zunächst unmög- 
lich gemacht, einen Lehrvertrag einzugehen. Aus berufspolitischen und 
pädagogischen Gründen wäre es erwünscht, sie nicht vorübergehend in 
Familienbetrieben oder in der Land- und Hauswirtschaft zu beschäf- 
tigen, sondern sie gleich in ihre Berufsausbildung zu bringen. Bis zum 
entsprechenden Ausbau der Schulgesetzgebung wären für diese Kinder 
Ausnahmebestimmungen notwendig. Die Regelung der Kinderbeschäf- 
tigung bei Theatervorstellungen, Filmaufnahmen usw. bedeutet in 
ihrer neuen Formulierung eine Verringerung des Schutzes. Die bis- 
herige Fassung, nach der ein Beschäftigungsverbot mit Erlaubnis- 
vorbehalt bestand, war eindeutiger als die vorgesehene, die die Zu- 
lassungsmöglichkeit an den Anfang stellt. Ebenso ist die Voraussetzung 
des Entwurfs, daB »künstlerische oder wissenschaftliche Bedürfnisse 
oder die Berufsausbildung des Kindes« seine Beschäftigung erfordern 
müssen, schwächer als die bisherige, »wenn ein höheres Interesse der 
Kunst oder Wissenschaft« obwaltet. Die Zulassung von Kindern unter 
3 Jahren sollte verboten werden; sie könnten durch ältere Kinder oder 
Puppen ersetzt werden. Bei der Durchführung des Kinderschutzes 
sollte die Mitwirkung der Jugendämter sichergestellt werden. 

Das Nachtbackverbot soll sich entsprechend seinem 
Zweck nur auf die menschliche Arbeit, nicht auf die der ohne Aufsicht 
tätigen Maschinen erstrecken. Der Kleinbetrieb wird darin zwar eine 
Stärkung des Großbetriebes sehen; eine solche Bestimmung kann 
jedoch die Einführung der Teigbereitungsmaschinen, die selbsttätig 
in Gang kommen, und damit die Weiterentwicklung der Technik 
fördern. Neu ist die Möglichkeit, die Nachtruhe für zweischichtig 
arbeitende Betriebe um höchstens eine Stunde zu verkürzen, sowie 
das Verbot des Verkaufs und des Austragens von Bäcker- und von 
Konditorwaren während der ersten zwei Stunden nach Betriebsbeginn. 
Die letzte Bestimmung, die von den obersten Landesbehörden nach 
Prüfung der örtlichen Verhältnisse erlassen werden soll, wird hoffent- 
lich dazu beitragen, die zahlreichen Ucbertretungen des Nachtback- 
verbotes zu verringern. 

Hinsichtlich der Sonntagsruhe ist die grundsätzliche 
Schutzbestimmung zwar zum allgemeinen Verbot erweitert worden, 
während bisher nur bestimmte Betriebe aufgezählt wurden; aber wie 
alle Arbeitszeitbestimmungen, sind auch die über die Sonntagsruhe 
nach den Ausnahmen zu beurteilen. Neu ist die Anrechnung etwaiger 
Sonntagsarbeit auf die Wochenarbeitszeit und die schärfere Abgren- 
zung einzelner Ausnahmemöglichkeiten. Während die übrigen Vor- 
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schläge des Entwurfs der heutigen Regelung im wesentlichen ent- 
sprechen, bedeuten einige Sonderbestimmungen für offene Verkaufs- 
stellen, die oben unter 2 und 3 erwähnt wurden, eine weitere Einschrän- 
kung der Sonntagsruhe. Dem Fortschritt, der in der Beschränkung 
der Zahl der Ausnahmesonntage auf sechs liegt, steht die Erweiterung 
der Verkaufszeit auf 7 Uhr abends an drei Sonntagen, die Zulassung 
von Ausnahmen für Wallfahrtsorte und die gesetzliche Festlegung der 
Ausnahmemöglichkeiten für Gemeinden bis zu 5000 Einwohnern in 
Gegenden mit weitläufiger Siedelung gegenüber. Die Tatsache, daß 
Bayern erst im April 1926 seine Ausführungsbestimmungen zu den 
Richtlinien des Reichsarbeitsministers, die für Gegenden mit weit- 
läufiger Siedelung Ausnahmen vorsahen, erließ, also fast zwei Jahre 
nach dem Erscheinen, während gerade Bayern die treibende Kraft 
zu dieser Regelung gewesen sein soll, zeigt deutlich, daß das Bedürfnis 
nach Sonntagskäufen nicht allzu groß gewesen sein kann. Der Bauer 
benutzt vielfach den Besuch des Wochenmarktes zur Erledigung seiner 
Einkäufe und ist infolge der Verkehrsverbesserung der letzten Jahre 
nicht mehr auf den Sonntagskauf angewiesen. 

Im Bedürfnisgewerbe sollten Ausnahmen nur für Milch, Roheis 
und Blumen gegeben werden, da alle anderen Bedarfsmittel auch an 
Wochentagen beschafft werden können. 

Eine weitere Bestimmung, gegen die die Angestellten sich auf- 
lehnen, ist die Ausnahmemöglichkeit, in Gemeinden bis zu 2000 
Einwohnern Verkaufsstellen bis zu 100 Tagen im Jahr bis 8 Uhr 
abends geöffnet zu halten. Wenn auch nicht verkannt werden 
darf, daß in Gegenden, in denen Fabriken isoliert auf dem Lande 
liegen, während die Arbeiter in weit entfernten Ortschaften wohnen, 
auch das Kaufbedürfnis der Arbeiter berücksichtigt werden muß, so 
dürfte eine so umfassende Verschiebung des Ladenschlusses 
(bisher war sie nur an 20 Tagen bis 9 Uhr möglich) der Berechtigung 
entbehren. 

Auffallend ist, daß die Reichsregierung den Arbeitsschutz bei 
Gefährdung der Landessicherheit außer Kraft setzen darf. Es ist kaum 
anzunehmen, daß der Reichstag einer solchen dauernden Ausschaltung, 
die das Schutzgesetz dem Ermessen der jeweiligen Regierung aus- 
liefert, zustimmen wird. Eine Notwendigkeit zu so weitgehender Voll- 
macht dürfte kaum vorliegen, da selbst im Kriegsfalle der Reichstag 
Beschlüsse fassen könnte. 

Der Entwurf eines Arbeitsschutzgesetzes stellt denVersuch dar, zwi- 
schen den Produktionsinteressen und dem Schutzbedürfnis der Arbeit- 
nehmer einen Ausgleich zu finden. Eine schwierige Aufgabe, wenn 
man bedenkt, daß der Schutz der Schwachen durch eindeutige, klar 
übersehbare, leicht zu kontrollierende Vorschriften geregelt werden 
muß, wenn er sich auswirken soll, daß auf der anderen Seite aber die 
Träger der Produktion »starre«, »schematische« Anordnungen ablehnen, 
um die Beweglichkeit, die Anpassungsfähigkeit an wechselnde Konjunk- 
turen zu behalten. Das Schutzinteresse des Arbeitnehmers braucht 
kaum begründet zu werden. Für ihn hängen Gesundheit und Bildungs- 
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möglichkeiten, Teilnahme am kulturellen Leben und vernünftige 
Lebensführung von der Gestaltung der Arbeitszeit ab. Er führt den 
Kampf um den Achtstundentag für Persönlichkeitswerte, führt ihn 
um Menschenwürde, Freiheit und Macht. Schwierig dagegen ist es, 
die Produktionsinteressen zu bestimmen. Schwierig schon deshalb, 
weil wir allenfalls Messungen privatwirtschaftlicher Erfolge, nicht 
jedoch volkswirtschaftlicher vornehmen können. Rentabilität und 
Produktivität pflegen sich, gerade bei der Verwendung menschlicher 
Arbeitskraft, häufig nicht zu decken. Verstärkte Inanspruchnahme 
in einzelnen Wirtschaftsperioden kann zum vorzeitigen Kraftverbrauch 
führen, den der die Belegschaft wechselnde Betrieb nicht verbucht. 
So ist hinter jede Wirtschaftsrechnung, die sich auf das Produktions- 
ergebnis verschieden langer Arbeitszeiten bezieht, ein Fragezeichen 
zu setzen. 

Aber auch privatwirtschaftlich ist noch wenig geklärt. Unsere 
Erfahrungen mit dem gesetzlich vorgeschriebenen Achtstundentag 
stammen aus dem Chaos der Uebergangszeit und der Inflation, als ge- 
schwächter Produktionsapparat, verelendete Arbeiterschaft und 
mangelhafte Kalkulation jede Bewährung unmöglich machten. Die 
von den Interessentengruppen veröffentlichten Erfahrungen sind — 
selbst wenn man die Richtigkeit der Beobachtung unterstellt — des- 
halb nicht zu verwenden, weil sie die Fülle der anderen Faktoren, 
die neben der Länge der Arbeitszeit die Leistung beeinflussen, in ihren 
Veränderungen nicht in die Rechnung einsetzen. Die Erkenntnis von 
der Schwierigkeit, Leistungsänderungen den Aenderungen der Arbeits- 
zeit zuzuordnen, hat den Untersuchungsausschuß für Arbeitsleistung 
des Ausschusses zur Untersuchung der Erzeugungs- und Absatz- 
bedingungen in der deutschen Wirtschaft ®), der die Beziehungen zwi- 
schen Arbeitszeit, Arbeitslohn und Arbeitsleistung erforschen soll, 
dazu veranlaßt, sämtliche möglichen Bedingungen der Arbeitsleistung 
systematisch zu untersuchen, um nach ihrer Absonderung die Arbeits- 
zeit isoliert der Leistung zuzuordnen. Die Verschiedenheit der Faktoren 
von Betrieb zu Betrieb, ihr Wechsel mit der Entwicklung der Technik 
machen ein generelles Ergebnis unmöglich. Ob die einzelnen Feststel- 
lungen, zu denen man auf Grund der mit möglichster Exaktheit durch- 
geführten Erhebungen gelangen wird, für die Gesetzgebung praktisch 
verwertbar sein werden, erscheint höchst zweifelhaft. Wahrscheinlich 
wird die Erhebung nicht nur die alte Beobachtung, daß die optimale 
Arbeitsdauer bei den einzelnen Industrien und Arbeitsarten eine ver- 
schiedene ist, bestätigen, sondern auch die Verschiedenheit des Op- 
timums für die einzelnen Betriebe feststellen. Und würde sie ihre Unter- 
suchungen auf die einzelnen Mitglieder der Belegschaft erstrecken, 
so müßte sie beim individuellen Optimum jedes Arbeitenden enden. 
Damit wäre wohl erwiesen, daß jede Arbeitszeitregelung eine sche- 
matische ist, und doch kein Beweis gegen die Notwendigkeit der Rege- 
lung erbracht; denn die moderne Technik, die eine gleichzeitige Be- 


*) Verhandlungen und Berichte des Unterausschusses für Arbeitsleistung, 
Bd. I, Berlin 1927. 
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nutzung der Arbeitsmittel voraussetzt, läßt eine individuelle Regelung 
nicht zu. Mit Recht hat daher der Ausschuß die Verbindung mit der 
Gesetzgebungsarbeit abgelehnt. 

So bleiben wir — bis Erfahrungen in normalen Wirtschaftszeiten 
gemacht sein werden — auf die Feststellung einzelner Zusammenhänge 
angewiesen. Unbestritten ist als solcher, daß es ein allerdings noch 
kaum erforschtes physiologisches Optimum gibt, dessen Ueberschrei- 
tung vorschnellen Verbrauch der Arbeitskraft zur Folge hat. Unbe- 
stritten ist ferner, daß die Verlängerung der Arbeitszeit oft zur 
Schwächung des Leistungswillens führt. Diesen verteuernden Momen- 
ten stehen die relative Senkung der Generalspesen des Betriebs, eine 
Verringerung der Soziallasten, wenn sich die gleiche Lohnsumme auf 
eine geringere Arbeiterzahl verteilt, und die Möglichkeit schneller Auf- 
tragserledigung bei kurzen Lieferfristen gegenüber. Ungewiß ist, obwohl 
der Zusammenhang von kurzer Arbeitszeit und fortschrittlicher Technik 
unverkennbar ist, ob ein Rationalisierungsanreiz von der Arbeitszeit- 
verkürzung ausgehen wird, ob im Zeitpunkt ihrer Einführung unaus- 
genutzte Rationalisierungsmöglichkeiten vorhanden sein werden. 

Abgesehen von den zahlreichen unsicheren oder unmeßbaren 
Faktoren ist die Kalkulation der Auswirkung dieser Zusammenhänge 
unmöglich. 

Innere Unsicherheit, Sorge, durch sozialpolitische Entschiedenheit 
die Konkurrenzfähigkeit der Industrie zu schädigen, kennzeichnen 
die Arbeitszeitregelung im Arbeitsschutzgesetzentwurf. Der weite 
Spielraum, den sie den Unternehmungen zur Arbeitszeitverlängerung 
gewährt, wäre vom Standpunkt der Wirtschaft aus unter zwei Voraus- 
setzungen zu begrüßen: 

Es müßten erstens Rentabilität und Produktivität sich decken, 
was nicht der Fall sein wird, solange die Unternehmungen die Amorti- 
sationskosten der Arbeitskraft nicht tragen und die Gesamtheit den 
Raubbau bezahlt, und zweitens müßte jeder Unternehmer ein homo 
oeconomicus der Theorie sein und die wirtschaftlichen Wirkungen der 
Arbeitszeitveränderung richtig erkennen. Daran hindert ihn, wie 
Heimann ausführt ?), das irrationale Vorurteil gegen den Achtstunden- 
tag und die Unfähigkeit, psvchische Hemmungen und Antriebe der 
Arbeiterschaft richtig zu erkennen. Solange keine Gewähr für die 
volkswirtschaftlich rationellste Auswertung der gesetzlichen Möglich- 
keiten gegeben ist, besteht die Gefahr ihrer Ausnutzung auf Kosten 
jener kulturellen Werte, deren Voraussetzung der Arbeitnehmer im 
Achtstundentag verteidigt. 


7) Prof. Dr. Eduard Heimann, Die Problematik der Arbeitszeitfrage. 
Schmollers Jahrbuch, 50. Jahrgang, S. 104, München und Leipzig 1926. Der 
Aufsatz entwickelt verschiedene theoretisch wertvolle Gedankenreihen zum Ar- 
beitszeitproblem. 
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Neuere amerikanische Literatur unter besonderer Be- 
rücksichtigung der Veröffentlichungen des Instituts 
of Economics. 


Von 


S. P. ALTMANN. 


Die nachfolgenden Werke sind sämtlich bei der Macmillan Com- 
pany, New York, erschienen und Veröffentlichungen des Institute of 
Economics. Es muß an dieser Stelle darauf aufmerksam gemacht 
werden, daß die Carnegie Corporation von New York bei der Er- 
richtung des Institute of Economics ausdrücklich erklärt hat, daß 
sie das Institut in bezug auf die Forschung absolut unabhängig ge- 
stalten wird und daß die Verwaltungsratsmitglieder ohne Rücksicht 
auf Politik, soziale oder ökonomische Interessen ihre Aufgaben aus- 
üben sollen. Ihre Hauptaufgabe soll es sein, die wissenschaftliche Arbeit 
unter den günstigsten Bedingungen zu fördern. An der Spitze der 
Verwaltung stehen u. a. der Präsident Brookings und der auch im 
Ausland besonders bekannte Harold G. Moulton. Unter den Trustees 
ist in Deutschland Paul M. Warburg der bekannteste. Im Council 
sind Mr. Page und Mr. Willoughby u. a. gerade auch der deutschen 
Forschung besonders freundlich entgegengekommen. 

Andrew W.Mellon, Taxation: the Peoples Business. 
229 S. 1,25 Dollar. Dieses Buch erschien bereits 1924. Manches von dem, 
was darin gesagt ist, war schon vorher in Zeitschriften erschienen. 
Was ein Mann wie Mellon über Grundfragen der Besteuerung zu sagen 
hat, ist wesentlich, unabhängig von der Frage der Zustimmung. Der 
»Mellon Plan« ist in Amerika bekannt genug. Mellon gibt nicht nur 
sein eigenes Programm, sondern die Grundideen seiner Politik und 
die Unterlagen für die ganze Kontroverse über das Gedeihen des 
Staates in Beziehung zum Finanzwesen. Das Buch behandelt nach 
vielleicht etwas allzu kurzer allgemeiner Grundlegung die Politik des 
Schatzamts unter den beiden gegensätzlichen Betrachtungsweisen, 
der Balancierung des Budgets und der Schuldentilgung. Es knüpft in 
vielen Punkten an Hamilton an. Gerade die Kriegsproblematik ist 
deutlich herausgeschält. Es folgen Kapitel über Steuerreformen, Er- 
gänzungssteuern (surtaxes) als Kriegsfolge, über Steuerenergie und 
-initiative, über Bodenbesteuerung, über die Vorteile der Steuerlast- 
verminderung und über steuerfreie Wertpapiere. In verschiedenen 
Anhängen hat Mellon allerlei wichtiges Material beigegeben, so Briefe 
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des Schatzsekretärs an den Vorsitzenden des Haushaltsausschusses 
und andere für die neuere Finanzpolitik der Vereinigten Staaten wich- 
tige Briefe und Ansprachen. Aufschlußreiche, heute allerdings über- 
holte, Tabellen sind beigegeben. 

Harold G. Moulton and Cleona Lewis, The 
French Debt Problem. 1925. 459 S. 2 Dollar. An der Abfassung 
dieses Buches haben verschiedene Mitarbeiter mitgewirkt. Es ist 
naturgemäß heute in vielen Dingen überholt, aber seine Grundfrage- 
stellung, nämlich die Untersuchung der wahren Finanzlage Frank- 
reichs und die Aufstellung eines Plans für die Wiederherstellung ge- 
sunder finanzieller und ökonomischer Bedingungen, hat heute noch 
positiven Wert, obgleich die Frankenstabilisierung nicht immer den 
gleichen Weg, der ihr vorgezeichnet ist, ging. Rein referierend mag 
hervorgehoben werden, daß nach einer Einleitung Betrachtungen 
über internationales Einkommen, über die französische Verschuldung 
von 1814 bis 1918, über die Nachkriegs-Budgetdefizite, über die 
Entwicklung der Nachkriegsschuld, über die Währungs- und Valuta- 
situation, über Produktion und Handel, über den französischen Stand- 
punkt und allgemeine Betrachtungen über Auslandsschulden gegeben 
sind. Sorgfältige Anhänge behandeln den internationalen Handel, 
Finanzstatistiken, das französische Budgetsystem, den Wohlstand und 
das Einkommen Frankreichs, und enthalten eine Beurteilung der 
Caillauxschen Politik und zahlreiche die Bourgeoisie charakterisie- 
rende Daten. Ein gutes Register. macht das Buch besonders nützlich. 

RichardN.OwensandCharlesO.Hardy, Interest Rates 
and Stock Speculations. 1925. 197 S: 2 Dollar. Die Verfasser haben in 
diesem Buche versucht, Zusammenhänge des Geldmarktes mit dem 
Wertpapiermarkte zu prüfen. Nach landläufiger Anschauung steigern 
niedrige Zinssätze das Aufnehmen von Geld für Wertpapierspekulation, 
während hohe Zinssätze die Spekulation eindämmen und die Wert- 
papierkurse senken. Es handelt sich hierbei nicht um eine bloße 
akademische Frage, sondern um eine Anschauung, die von Praktikern 
wie Theoretikern geteilt wird. Das vorliegende Buch will nun diese 
Theorie auf der Grundlage fünfzigjähriger Beobachtung des New 
Yorker Geldmarktes nachprüfen, und die Untersuchung kommt zu 
dem Ergebnis, daß weder ökonomische Analyse noch historische 
Forschung diese Begründung als berechtigt erscheinen läßt. Für 
unsere Konjunkturtheoretiker hat diese Arbeit, die in 10 Kapitel 
zerfällt und 1z Anhänge enthält, großes Interesse. 

MarkA.Smith, The Tariff on Wool. 1926. 350 S. 2,50 Dollar. 
Dieser Band gehört in den Untersuchungskreis der internationalen 
Handelspolitik. Auch hier haben viele Persönlichkeiten aus dem Insti- 
tute of Economics, dann aber auch Professor Cole von Harvard, 
Dr. Louis G. Connor von Washington und Mitarbeiter der Tarif- 
kommission, wie Graham Clark und Mr. Youngman mitgewirkt. Das 
Buch ist zurückzuführen auf die Erhöhung des amerikanischen Woll- 
zolls, die in weiten Kreisen große Erregung hervorgerufen hat. Man 
findet darin ungewöhnlich umfassendes Material über Schafzucht, 
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über die Geschichte der Wollzölle, über den Einfluß der Zollerhöhung 
auf die Schafzucht u. a. Das Problem, ob die amerikanische Woll- 
produktion ohne Schutzzoll auskommen könnte, wird sorgfältig geprüft. 
Niemand, der über ökonomische Fragen der Wollproduktion arbeitet, 
wird an diesem inhalts- wie quellenreichen Werk vorübergehen dürfen. 

Claude L. Benner, The Federal Intermediate Credit System. 
1926. 371 S. 2,50 Dollar. Auch um dieses Werk, das in die Serie der 
landwirtschaftlichen Forschungen gehört, hat sich Dr. Moulton be- 
sondere Verdienste erworben. Das Buch beschränkt sich bewußt auf 
die Behandlung des Federal Intermediate Credit System. Wir haben 
in Deutschland gerade durch die Reform der Rentenbank zur Renten- 
bankkreditanstalt und im Hinblick auf die Problematik des land- 
wirtschaftlichen Kredits alles Interesse daran, ausländische landwirt- 
schaftliche Kreditwirtschaft zu studieren. 

Lynn Ramsay Edminster, The Cattle Industry and 
the Tariff. 1926. 331 S. 2,50 Dollar. Das zusammenfassende Er- 
gebnis dieses Buches ist die Feststellung, daß die Viehzucht in 
den letzten zwei oder drei Jahrzehnten für die amerikanische 
Landwirtschaft an Bedeutung verloren hat. Seit Kriegsausbruch 
mußten Fleischwaren eingeführt werden. Das änderte sich nach 
dem Kriege. Zur Zeit halten sich Ein- und Ausfuhr die Wage. 
Die Verringerung der Bedeutung der Viehzucht steht in engstem 
Zusammenhang mit der Verrückung der amerikanischen Grenze und 
der Unfähigkeit der Viehzüchter, mit den Ackerbauern in aussichts- 
reichen Wettbewerb zu treten. Wie weit die Vieh- und Fleischzölle 
mit der Krise in Zusammenhang stehen, wird eingehend untersucht. 
Der Verfasser kommt zu dem Ergebnis, daß der gegenwärtige Stand 
der Viehzucht nicht von den Viehzöllen, dagegen in gewissem Maße 
von bestimmten Fleischzöllen abhängig ist. Er ist ferner der Meinung, 
daß Zölle auf Vieh und Fleisch in der Richtung wirksam sein können, 
daß sie die Preise erhöhen und die Produktion nur unter ganz be- 
stimmten Umständen verbessern. Schließlich meint er, daß jeder 
Schutzzoll eine unverhältnismäßig große Last auf die Schultern des 
Volkes legt, die in diesem Fall im Mißverhältnis zu den Vorteilen 
steht. Wir haben in Deutschland, trotz der Schwierigkeit des Ver- 
gleichs allen Anlaß, uns auch mit diesen amerikanischen Feststellungen 
zu beschäftigen. | 

Charles O. Hardy, Tax-Exempt Securities and the Sur- 
tax. 1926. 216 S. 2 Dollar. Zwei Fragen werden in diesem Buche er- 
örtert: soll die Steuerbefreiung bei Wertpapieren abgeschafft und 
soll die Ergänzungssteuer (surtax) scharf heruntergesetzt werden ? 
Beide Fragen haben in Amerika die Oeffentlichkeit lebhaft beschäftigt. 
An der Hand umfangreichen statistischen Materials wird festgestellt, 
daß die steuerfreien Wertpapiere in Amerika sehr weit verbreitet 
sind, daß aber die höheren Einkommensgruppen an ihrem Besitz 
weniger stark beteiligt sind, als man anzunehmen pflegte. Ferner 
wird festgestellt, daß durch die Steuerbefreiung an Zinsen etwas mehr 
gespart worden ist, als der Betrag an Einkommensteuer ergeben 
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hätte, der durch die Steuerbefreiung verloren ging. Auch ist der 
Industrie aus dem Bestehen dieser Wertpapiere kein nennenswerter 
Nachteil erwachsen. Schließlich kann nicht behauptet werden, daß 
Ergänzungssteuern und Steuerbefreiungen einen erheblichen Einfluß 
auf die geschäftliche Aktivität gehabt haben, und die wirkliche Be- 
deutung der Ergänzungssteuern liegt mehr auf dem Boden der Ge- 
rechtigkeit als im Rahmen ökonomischer Problematik. Ungewöhnlich 
viel statistisches Material ist zweckvoll verarbeitet. 

HaroldG.Moultonand Leo Pasvolsky, War Debt Sett- 
lements. 1926. 484 S. 2 Dollar. Es gibt in der internationalen Literatur 
kein Werk, das in so übersichtlicher Weise den Schuldenstand und die 
Reparationstatsachen schildert wie das vorliegende. Das Buch handelt 
nur von Staatsschulden. Es behandelt getrennt die einzelnen euro- 
päischen Schuldner: Deutschland, Großbritannien, Frankreich, Italien, 
die kleineren Länder, und beschäftigt sich mit der Frage, wie die 
einzelnen Länder, vor allem die Vereinigten Staaten von Amerika, 
sich mit den Schuldproblemen auseinandergesetzt haben. Als Beigabe 
findet man alle wichtigen Urkunden, die sich bis zum Termin der 
Fertigstellung des Buches zusammenstellen ließen, so das Protokoll 
von Spaa, den Londoner Zahlungsplan von 1921, die Vorschläge von 
Hughes, das Londoner Schlußprotokoll, Lord Curzons Telegramm, 
das Ungarische Reparationsprogramm. Daran schließen sich 17 Schul- 
denabmachungen der Vereinigten Staaten von Nordamerika mit ihren 
Schuldnern, sowie 4 britische Abmachungen, nämlich die Balfour- 
Note, der britisch-russische Vertrag, das britisch-italienische und das 
britisch-französische Schuldenabkommen. 

In Deutschland sollte man nicht vergessen, daß das Institute 
of Economics in Washington D.C. mit zu den Wegbereitern von 
Locarno und Thoiry gehört. Wenn seine Veröffentlichungen hier nur 
ganz kurz wiedergegeben sind, so deshalb, weil hier nicht Kritiken 
geschrieben, sondern den Lesern des Archivs Hinweise gegeben werden 
sollten, wo sie wichtiges Material finden. 
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Zur Problematik des Nationalitätenbegrifts. 
Von 
HANS VON ECKARDT. 


L'Europe fédéraliste. Aspirations et réalités. Conferences faites au Collège 
libre des Sciences Sociales par Charles Brun, Jean Hennesy, 
E. Poitevin, R.Colleye, F. Nitti, P. Milioukow etc. Paris, 
Libraire Editeur Marcel Giard, 1927. 238 S. 

Nation und Nationalitat. Jahrbuch fir Soziologie. Herausgegeben 
von Professor Gottfried Salomon. Erster Ergänzungsband. Beiträge 
vonF.Hertz (Wien), G. R. Steinmetz (Amsterdam), M. H. Boehm 
(Berlin), G. Roffenstein (Wien), E. v. Karman (Budapest). Karls- 
ruhe, Verlag G. Braun, 1927. 217 S. Brosch. M. 8.—. 

Nation und Staat. Deutsche Zeitschrift für das europäische Minoritäts- 
problem. Herausgegeben von Jacob Bleyer, RudolfBrandsch, 
PaulSchiemann, Johannes Schmidt-Wodder. Wien, 


Univ.-Verlagsbuchhandlung Wilh. Braumüller, 1927. 


»Ein Manifest der wissenschaftlichen Gesinnung« nennt der Verlag 
den ersten Ergänzungsband des Jahrbuchs für Soziologie, der einer 
der politisch umstrittensten, verworrensten Fragen, dem Nationalis- 
mus und der Nationalität, gewidmet ist. Die Problematik dieses 
Fragenkomplexes vordringlichster Aktualität liegt nicht nur darin, 
daß eine brauchbare Darstellung und Analyse desselben — geschweige 
denn eine befriedigende Definition des Nationalitätenbegriffs! — bisher 
nicht gegeben werden konnte, sondern liegt viel tiefer in dem Wider- 
spruch begründet, der beijedemwissenschaftlichen Lösungs- 
versuche einer politischen Frage auftaucht. Was die Wissen- 
schaft hier geben könnte, wäre eine auf Grund geschichtlicher Ein- 
sichten erarbeitete Formel, während die Politik diese anwenden, d. h. 
ihre vielfältige Wirkung erproben und vorausberechnen müßte. Mit 
den bisher bekannt gewordenen Begriffen einer Nationalität kann 
politisch nicht gut gearbeitet, jedenfalls keine allgemeingültige Ord- 
nung geschaffen werden, da die vorgeschlagenen Formulierungen nur 
auf Einzelfälle passen, sich nur mit den engeren Interessen einzelner 
Gruppen decken. Der politische Praktiker wird sich deshalb damit 
begnügen müssen, von Fall zu Fall auf Klärung zu dringen, die eine 
gegebene Frage so und eine andere, unter bestimmten Umständen, 
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anders anzusehen. Diese Inkonsequenz — deren sich die große Be- 
wegung der’ organisierten nationalen Gruppen in den Staaten Europas, 
auf ihren drei Kongressen in Genf 1925, 1926, 1927 fraglos schuldig 
gemacht hat — verwirrt den Zeitgenossen, auch wenn sie in aller- 
letzter Zeit unbezweifelbare Teillösungen erzielen konnte. In der 
Politik der Minderheiten kam es eben auf rechtgläubige Gradlinigkeit 
nicht an; wichtiger war, vitale Interessen zu schützen, wie dies von 
den Schweden in Finnland, den Minderheiten in Estland und z. T. 
auch in Lettland durch die Schaffung einer Kulturautonomie 
geschehen ist. Wie der Arzt nicht konsequent sein darf, wenn die 
individuelle Eigenart des Patienten es nicht zuläßt, so konnten die 
Führer dieser (viel zu wenig beachteten) Minderheitenbewegung, die 
40 Millionen Menschen umschließt, nicht nach Grundsätzen, gerad- 
linig handeln. Diese Politik des Vorwaltens rein praktischer und 
taktischer Gesichtspunkte führte schließlich zum Konflikt. Der 3. Kon- 
greß, der Ende August d. J. in Genf tagte, ist durch den Austritt 
aller Minderheiten Deutschlands (Polen, Wenden, Dänen) schwer ge- 
fährdet worden, weil die Mehrheit derselben die Aufnahme weiterer 
nationaler Gruppen von der Abfassung eines Statuts abhängig machte. 
Es hatte sich neben zahlreichen anderen eine friesische Gruppe 
gemeldet !). Nach der Auffassung der Deutschen, Katalanen, Ungarn 
usw. sind die Friesen Deutschlands aber keine Nationalität 
ın dem Sinne wie dies etwa die Slowenen Italiens, die Russen Est- 
lands u. a. m. es sind. Die Dänen und Polen sind anderer Meinung 
— und deshalb mußte der Vorschlag des slowenischen Präsidenten 
Dr. Wilfan (Triest), ein Statut über die Bedingungen der Aufnahme 
vorzubereiten, als geeigneter Kompromiß erscheinen. Dieses Statut 
wird natürlich nicht ohne nähere Begriffsbestimmungen auskommen 
können, also auf den Ergebnissen wissenschaftlicher Untersuchungen 
aufgebaut werden müssen. Diese letzteren sind aber doch wohl, so 
objektiv sie sicherlich gedacht sein mögen, aus dem nationalen Inter- 
essenkomplex und der gegebenen Lage der betreffenden Wissen- 
schaftler herausgeboren — die eben nicht nur Forscher, sondern 
unbedingt auch Vertreter einer bestimmten nationalen Anschauung, 
eines Wertungsprinzips sind. Darüber hinaus sind die meisten dieser 
Untersuchungen als eine Art von Rezept geplant und sollen Ent- 
scheidungen gewünschter Art beeinflussen oder hervorrufen. Stellt 
man die Arbeiten verschiedener Autoren, etwa der Deutschen M.H. 
Boehm, F. Hertz, den Franzosen R. Johannet, Poitevin, Hennessy, 
dem Zionisten E. Sadinsky oder den Russen B. Stankewitsch oder 
P. Miliukow gegenüber, so wird dies ohne weiteres deutlich. Ueberall 
der Anspruch, übernationale, allgemeingültige Klärungen zu geben — 
und überall nationale Einstellungen entsprechend dem eigenen, be- 
sonderen Ziel! Was z. B. Francesco Nitti in seinem Aufsatz, in einem 
neuen, höchst bezeichnenden französischen Sammelwerk über den 
Föderalismus als Lösung der nationalen Spannungen und Gegensätze 


1) Ferner haben sich neben den Ukrainern Polens, Mazedoniern und 
Basken z. B. auch eine Gruppe Wiener Juden angemeldet. 
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über Le fédéralisme, la paix et l’avenir de l’Europe (L’Europe fédéra- 
liste, S. 223—38) als einzigen Weg zum Frieden bezeichnet, ist für 
viele andere, in logischer Konsequenz, nicht die Erhaltung der kultur- 
fahigen groBen Nationen, sondern die Aufteilung derselben in sprach- 
lich, historisch und traditionell verschiedene Teilgebiete, die vielleicht 
in einer großen Föderation gebunden, aber doch nicht mehr so or- 
ganisch verbunden, verschmolzen erscheinen, wie dies die großen 
Staatsvölker Spaniens, Frankreichs, Deutschlands, Englands heute 
noch sind — ehe die Idee der »Befreiung« der »Nationalitäten« sie 
zersetzt haben wird. Nitti geht aus von der Tatsache, daß es vor 
dem Kriege 25, heute aber in Europa 35 Staaten gibt, wobei noch 
hinzukommt, wie weitgehend das einige und unteilbare, von den 
Großrussen beherrschte Rußland sich in die Union der Sozialistischen 
Sowjet-Republiken aufgelöst hat. Das Habsburger Reich des alten 
Oesterreich-Ungarn konnte nicht weiterbestehen, weil es seinen Natio- 
nalitäten keine politisch wirklich befriedigenden, innere Abschließung 
ermöglichenden autonomen Rechte gab; das heutige Großrumänien, 
Südslawien, Griechenland, die Tschechoslowakei und Spanien werden, 
nach Nittis Auffassung, ihre Politik der Denationalisierung der Deut- 
schen, Magyaren, Mazedonier, Katalanen usw. nicht weitertreiben 
können. Föderationen werden an Stelle dieser fiktiven National- 
staaten entstehen müssen. Was diese „Verschweizerung‘ aber 
in der Folge bedeuten dürfte, kann man den Andeutungen Charles 
Bruns entnehmen, der die Tradition der Girondisten heraufbe- 
schwört und für Frankreich in Zukunft eine Föderation »sautonomer 
Staaten« herbeizuwiinschen scheint (a. a. O. S. 3 ff.). Diesen franzö- 
sischen Föderalismus will E. Poitevin (Begründer der Zeitschriften: 
»Le federaliste«, »La Journée fédéraliste Internationalee, »Le Foyer 
federaliste de France«) auf Proudhon zurückgeführt sehen, um durch 
dessen syndikalistische Maximen gleichzeitig die sozialen Schwierigkeiten 
der Gegenwart zu beheben. Jean Bonnafous will die Iberische 
Halbinsel in eine Föderation von 5 Staaten: I. Die Länder der Basken, 
2.der Nord-Katalanen, 3. der Süd-Katalanen, 4.der Portugiesen und 
5. der Aragonesen aufgeteilt sehen, wie dies ja auch, z. T. wenigstens, 
dem Programm der in der Minderheitenbewegung vertretenen Kata- 
lanen entspricht. (Vgl. auch G. Dwelshauvers: La Catalogne et le 
problème catalan, Paris 1926.) R. Colleye tritt für eine Umge- 
staltung Belgiens im föderalistischen Sinne, im Interesse der Flamen 
ein, der Ungar PaulSzende propagiert die Donau-Konföderation 
und der Litauer Turauskas diejenige Estlands, Lettlands und 
Litauens — genug der Stimmen, um die Herausgeber dieser außer- 
ordentlich bedeutsamen Publikation des College libre des Sciences 
Sociales davon zu überzeugen, daß Europa in eine Epoche der inneren 
Umbildung eingetreten sei. Nach französischer Auffassung handelt 
es sich hierbei um notwendige Konsequenzen des zur Herrschaft ge- 
langten Republikanismus. Da der Weltkrieg die Monarchien der hl. 
Allianz vernichtet hat, ist ein Weg beschritten, der nunmehr not- 
wendig weiter führt; ohne einen Föderalismus könne es keine 
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Freiheit und keine Republik geben. Der Satz Proudhons: »Qui dit 
liberté, dit {édération, ou ne dit rien; qui dit république, dit fédération, 
ou ne dit rien¢ wird als Grundsatz proklamiert. Das Ziel soll dann 
in einer großen europäischen Föderation föderativer Republiken be- 
stehen, die den Völkerbund auf der gleichen föderativen Basis 
umzugestalten hätten. Die Schaffung der Vereinigten Staaten von 
Europa sei von Herrn Briand in Locarno bereits weitsichtig vor- 
gesehen — und, möchte man hinzufügen, durch die Minderheiten- 
bewegung praktisch im kleinen vorbereitet worden. Nimmt man noch 
weitere Tatsachen hinzu, wie das charakteristischerweise von J. 
Hennessy hervorgehobene Interesse Italiens oder Ungarns an ihren 
in anderen Staaten wohnhaften Landsleuten — als Zeichen der Ent- 
stehung einer nationalen Volksgemeinschaft über die Staatsgrenzen 
hinaus — und die Bildung der elsaß-lothringischen Autonomisten- 
partei (Ende September d. J. in Straßburg), dann wird man all diese 
Planungen und Bestrebungen nicht ohne weiteres als utopisch ab- 
lehnen können. Der Autonomistenpartei der wiedergewonnenen Pro- 
vinzen des sich bisher als Nationalstaat empfindenden Frankreich 
haben die Basken, Bretonen und Korsikaner Glückwünsche über- 
sandt — ohne sich von den sehr weitgehenden Forderungen der StraB- 
burger Föderalisten abgestoßen zu fühlen. »C’est du fédéralisme, de 
son application intelligente et mesurée, que nous attendons la solu- 
tion des graves problèmes, que posent pour l Europe surpeuplée les 
rapports de la consommation et de la production« — war ja kurz 
vorher in Paris von Poitevin programmatisch verkündet worden. 
Womit eine ideelle Uebereinstimmung sowohl mit den Grundsätzen 
der Minderheitenbewegung, wie mit den Auffassungen aller jener 
Deutschen, die für eine rechtliche Sicherung der vom Reich ab- 
getrennten Volksgenossen eintreten — generell gesehen — angebahnt 
wäre. Unklar bleibt nur, was die Franzosen unter einem Volk und 
einer Nation verstehen. F. Nitti stellt in dem genannten Buch aus- 
drücklich fest: »Que l’idee de la nation, n’est pas un fait ethnique et 
quelle ne dépend pas de la communauté de langue et de religion, 
mais quelle est le produit du sentiment et quelle 
est surtout une formation historique« (a. a. O. 
S. 236). Diese Formulierungen können natürlich nicht befriedigen; die 
Letten etwa oder die Esten konnten weder auf eine eigene Geschichte, 
noch auf eine historisch eindeutige Tradition zurückblicken. Man 
wird sich somit nicht damit begnügen können, wie die Franzosen 
Forderungen und Thesen aufzustellen, sondern versuchen müssen, 
wie Prof. Gottfried Salomon dies im ersten Ergänzungsband des 
Jahrbuchs für Soziologie veranlaßt hat, den Dingen tiefer auf den 
Grund zu: gehen. Bei den genannten französischen Autoren (Wissen- 
schaftler, Deputierte, Botschafter usw.) spürt man deutlich die poli- 
tische Scheu gar zu klar und eindeutig zu werden, um augen- 
scheinlich nicht offensichtlich destruktiv — im national-staatlichen 
Sinne — zu wirken. Einige Sätze unverbindlicher Sympathie für die 
Girondisten und Proudhon müssen genügen — worauf den Aus- 
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ländern das Wort erteilt wird! Bei den deutschen Mitarbeitern am 
Jahrbuch, besonders bei Dr. Max Hildebert Boehm, dem 
die weitaus zentralsten, das Problem im Kern berührenden Aus- 
führungen zu danken sind, herrscht dieses Bedenken nicht, dafür 
wird wieder zu wenig an politischer Zielsetzung gegeben. DieFran- 
zosen haben fraglos etwas wie eine Visiondesneuen Eu- 
ropa... ihnen ist es gegeben, die möglichen Konturen der zu- 
künftigen nach außen gerundeten, nach innen neugegliederten Ge- 
stalt unseres Kontinents zu sehen, während die deutschen Soziologen, 
in dem Bestreben sachlich und wissenschaftlich zu bleiben, kein so 
klares Gefühl dafür haben, wohin die Dinge treiben. In der Furcht 
vor dem Chaos und der Zersetzung will M. H. Boehm ein »Aufzüchten« 
lebensunfähiger »Minderheiten« vermieden sehen. Subpolitisches Hei- 
mat- und Stammestum von nur bedingter kultureller Bedeutung, 
nicht fähig zu eigenständiger Kultur, kann nicht als Nationalität 
angesprochen werden, kann also die Rechte nicht beanspruchen, die 
dieser in jedem Staate zuzubilligen sind. Was aber soll nun unter 
einer Nationalität verstanden werden? Boehm, der die Problemlage 
in ganz ungewöhnlich tiefgründiger Weise erfaßt hat, der es wirklich 
gesehen hat, wie diese Dinge, vom deutschen Standpunkt aus, schick- 
salsvoll geworden sind, bietet leider nur begriffliche Ansätze, aber 
keine Lösung. Da er eine Nation einem Staatsvolk gleichsetzt, wobei 
Idee und Sinn dieses Staates, seine Mission und seine geistige Gestalt 
hineinbezogen sein müssen, so sagt er von einer Nationalität, sie sei 
»wesensmäßig ein volkhaftes Teilganzes im schicksalsnotwendigen 
Element der Teilhaftigkeit«. Eine Nationalität wäre also keine kleine 
oder zurückgebliebene Nation, die nach staatlicher Selbständigkeit 
strebt, sondern eben ein Teil, der seine Kraft von der Nation, von 
außerhalb bezieht. Notwendig wäre hier, wie Hertz es tut (siehe unten) 
Renans Grundsatz zur Voraussetzung zu nehmen, der Wille zur 
Nation sei es, der entscheide, die täglich wiederholte Volksabstimmung, 
dazu zu gehören, schafft erst ihre Existenz, die primär geistig, nicht 
wirtschaftlich religiös usw. gedacht werden muß. Diejenigen »Natio- 
nalitäten«, die aber nicht in der Bezogenheit auf eine Nation leben, 
will Boehm mit seinem Begriff »von der Schwelle der Nationalität« 
abtun (Nation und Nationalität, S. 143 ff.). Die hier gegebenen Formu- 
lierungen verlieren sich in dem vom Autor beliebten, aber leider nicht 
erreichten Wortschöpfertum. Die notwendige Grenze, welches 
Teilganze nun noch Nationalität ist, welches nicht, wird nicht ge- 
zogen... und damit die notwendige Tat dieser dringlichen Formu- 
lierung nicht geleistet. So bedauerlich es ist, daß gerade hier, an der 
entscheidenden Stelle, eine Lücke klafft, so dankenswert sind die 
in einer Auseinandersetzung mit Dr. Paul Schiemann, dem 
bekannten Führer der deutschen Minderheiten Europas, gegebenen 
Feststellungen über den Charakter des neuen polynationalen 
Staates. Boehm ist sich dessen bewußt, daß vom Nationalstaat als 
der »zeitgemäßen Ausprägung der Staatsidee schlechthin« (Gerber) 
heute nicht die Rede sein kann. In der Erkenntnis des Siegeszuges 
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des modernen Autonomiegedankens sieht Boehm jeden einzelnen 
Staat vor die historisch-politische Sonderaufgabe gestellt, sseine Staat- 
lichkeit auf die in ihm vereinigten und verwurzelten Volkstümer 
synthetisch zu begründen«. Dr. Schiemann will weitergehen und postu- 
liert den anationalen Staat. In der den europäischen Minoritäten- 
problemen gewidmeten Zeitschrift »Nation und Staat« geht Schiemann, 
in Fortführung seiner in Genf im vorigen Jahr bereits vertretenen 
Auffassungen, so weit, eine Trennung der Rechtssphären von Staats- 
und Volksgemeinschaft zu fordern. Seine Postulate lauten: ı. Der 
Staat als solcher gehört zu keiner Nationalität. 2. Das Bekenntnis 
der nationalen Zugehörigkeit ist frei ?) (Nation und Staat, Heft 1 S. 39). 
Jeder Bürger soll sich nicht nur zu jeder beliebigen Volksgemein- 
schaft bekennen, sondern auch erklären können, zu gar keiner Volks- 
gemeinschaft gehören zu wollen. Schiemanns politische Ziele, den 
Minderheiten denkbar bequeme Lebensmöglichkeiten im Wohnstaate 
zu erkämpfen, verführen ihn hier dazu, analog der Trennung von 
Kirche und Staat, den letzteren seines tiefsten inneren Sinnes be- 
rauben zu wollen. Gewiß ist seine große Perspektive — eine Gesamt- 
nation über alle staatlichen Grenzen hinaus als völkerrechtliches 
Subjekt, belastet mit der Verantwortung für die Kulturentwicklung 
ihrer gesamten Gemeinschaft, inmitten anationaler Staaten, die ihre 
Machtmittel den Volksgemeinschaften, für deren kulturelle Zwecke 
zur Verfügung stellen — kühn und in vielfacher Hinsicht bestrickend. 
Schiemanns rigorose Postulate sind aber trotzdem unannehmbar, da 
sie einen Umbau der Staaten verlangen, unter dem gerade die Kul- 
t ur am meisten leiden würde. Ist es denn nicht Tatsache, daß irgend- 
eine befruchtende Beziehung zwischen der Staatsmacht und -gr ö Be 
und der Kultur besteht? Kann eine Kultur die Machtmittel des 
Staates nicht entbehren, wie Schiemann es selbst zugibt, geht es 


23) Vgl.auch: ElijahuBen-ZionSadinsky: Die nationale 
Sozietät, Verlag der »Freien zionistischen Blätter«, Heidelberg 1921 und 
von demselben Verfasser: »Nachschriften« Zürich 1926. Schiemann stimmt mit 
Sadinsky in vielen Punkten überein, geht jedoch natürlich nicht so weit wie dieser 
zionistische Autor, der in den Juden der Gegenwart einen fortgeschritteneren 
soziologischen Typus als die anderen Völker sieht, weil die Juden den Staat 
überwunden haben und aus dem Stadium der Territorialität herausgewachsen 
sind. S. strebt die interterritoriale nationale Gemeinschaft, der in kulturellen 
Fragen Souveränität zu verleihen ist, an. Nicht so weitgehend, aber in mancher- 
lei tieferer Beziehung sich in ähnlichen Gedanken einer geistigen Volksgemein- 
schaft über das Staatliche hinaus bewegend, sind die überaus interessanten 
Ausführungen des deutschen Diplomaten Gerhard von Mutius zu 
nennen. (»Staat und Volkstum«, Europäische Revue, September 1927). Von 
der Ueberschätzung des Staates kommen wir in eine Zeit der Schaffung des 
umfassenden Gesamt-Volkstums — einer fraglos ganz neuen, kulturgegebenen, 
eminent erfüllten und fruchtbaren geschichtlichen Erscheinung, die berufen 
wäre, die staatlichen politischen Spannungen der Gegenwart zu mildern... 
Diese Ideen setzen allerdings eine Toleranz im engeren nationalen Sinne voraus, 
der z.B. die Russen noch nicht gewachsen sind. Vergl. B. Stankewitsch: 
Die Schicksale der Völker Rußlands (Sudjby narodow Rossii). Berlin 1921. 
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denn dann an, den Staat, nur um jedes Volkstum sich entwickeln zu las- 
sen, aller seiner geistigen kulturellen, also nationalen Krafte zu berau- 
ben ? Und wozu denn überhaupt Theorien aufstellen, die nur einen ein- 
zigen Staatstypus kennen und vorsehen ? Wäre es nicht fruchtbarer, zwi- 
schen dem polynationalen Staat (wie die Tschechoslowakei, Schweiz, Po- 
len, Großrumänien) und dem vorwiegend nationalen Reich, wie 
Deutschland, Frankreich, Italien zu unterscheiden ? Der tiefe und alte 
Gedanke des Reiches als der Gestalt gewordenen nationalen Macht 
der Deutschen sollte überhaupt nicht außer acht gelassen werden... 

In dem Aufsatz von M. H. Boehm wird schließlich noch ein Pro- 
blem gestreift — über das auch Dr. Friedrich Hertz (Wien) in seinem 
geschichtlich außerordentlich lehrreichen Beitrag vom »Wesen und 
Werden der Nation«, mancherlei zu sagen hat — daß in der offiziellen 
Geschichtsschreibung aber bisher immer zu kurz gekommen oder, was 
noch schlimmer ist, in falscher, verzerrender Wertung behandelt worden 
ist. Es ist dies die Tatsache des Untergehens der Völker, Stämme und 
Nationen. Der Vorgang der Assimilation wird mit Vorliebe in Verruf 
getan. Ein solcher »Untergang« kann tragisch sein, wird jedoch meistens 
ebenso wünschenswert und gerade im kulturellen Sinne erstrebenswert 
erscheinen müssen. Gewiß ist es Pflicht der wahren Demokratie, die 
Sache der Minderheiten zu schützen, trifft es aber wirklich zu, was 
der Genfer Kongreß behauptet hat: »Die Erhebung einer Rasse oder 
einer Nationalität ist keine persönliche Angelegenheit, sondern ein 
allgemeines Interesse, denn die höheren Völker arbeiten viel erfolg- 
reicher an den Interessen der Menschheit mit.« Handelt es sich wirklich 
um die Erhebung jedes Volkes, die Erhaltung jeder Mutter- 
sprache ? (vgl. Nation u. Staat, S. 53). Gewisse Bedenken, die berech- 
tigt erscheinen, wenn man sich vergegenwärtigt, daß wir im Zeitalter 
des Weltverkehrs, ungeheuerer Massenwanderungen, des Eindringens 
der Technik, also der internationalisierten Arbeitsmethoden, gerade 
aufs Land, ins Dorf usw., leben, wird man doch nicht unterdrücken 
können. Will Rußland sich z. B. in großem Stile von Ausländern helfen 
lassen, um den Industrialisierungs- und Elektrifizierungsprozeß zu be- 
schleunigen, dann wird der Rückgang der gemeinsamen Kenntnis des 
Großrussischen und die Pflege des Tatarischen, Armenischen, Samojedi- 
schen usw. entschieden als Hemmnis erscheinen. Und ebenso dürfte 
Frankreichs besonderer Vorzug nationaler Einheitlichkeit verschwinden 
und z.B. die staunenswerte Assimilierungskraft der Franzosen, die 
einwandernde Italiener, Polen, Deutsche unerhört schnell französieren 
zu können, erheblich nachlassen, wenn die bretonische, baskische oder 
normannische Sprache gepflegt werden. Wenn unsere Seeleute aus 
Ostfriesland und Oldenburg im friesischen und plattdeutschen Heimats- 
idiom auch von der Schule aus herangebildet werden sollten, dürfte sich 
dies in sehr praktischer und realer Weise als Schädigung der 
Volkskraft,der wirtschaftlichen Beweglichkeit und Eignung 
der Deutschen auswirken 3). Dieser Gesichtspunkt in seiner inneren 


3) Es sei hier u. a. auch auf die Lausitzer Wenden (oder Serben) hinge- 
wiesen, die gegenwärtig auf Ausbau ihres Volksschulwesens drängen und sich 
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Bezogenheit auf das nationale Ganze, im Zeitalter der Internationalität 
und Weltwirtschaft, ist im Jahrbuch leider gar nicht berücksichtigt 
worden. Das Problem der Nation und Nationalität ist soziologisch, be- 
sonders von Hertz und Steinmetz, kritisch durchleuchtet, aber isoliert, 
aus unserer Zeit gerissen, vom Hintergrund: Völkerbund, Weltwirt- 
schaft, Imperialismus, Befreiungstendenz der Kolonialvölker, künst- 
lich gelöst. (Was in Europa vorgeht, findet in den anderen Kontinenten 
nicht etwa einen Widerhall, wie man gewöhnlich meint, sondern einen 
Gegenstoß. Die Asiaten differenzieren sich nicht so sehr als daß sie zu- 
sammenrücken; die Mohammedaner, besonders Türken und Perser 
suchen innere Verbindungen, nicht Lockerungen.) Diese Isolierung des 
Problems gibt Hertz allerdings die Möglichkeit, reichhaltiges geschicht- 
liches Material heranzuziehen, in vielfacher Hinsicht klärend zu wirken, 
innere Verbindungen im Volkstum, in Sprache und Sitte zu suchen 
und die Formulierungen der Idee der Nation im Laufe der letzten Jahr- 
hunderte kritisch durchzugehen, — läßt aber doch jene letzte Heraus- 
arbeitung der Grundidee vermissen, die gerade bei diesem Thema nur 
ungern entbehrt wird. Sebald Rudolf Steinmetz’ Beitrag über »Natio- 
nalität und ihr Wille«, Gaston Roffensteins Arbeit »Zur Soziologie des 
Nationalismus und der nationalen Parteien« und Elemir von Kärmäns 
»Psychologie des Internationalismus«, — würden, falls man ihnen ge- 
recht werden wollte, eine sehr eingehende und umfassende Auseinander- 
setzung verlangen. Das ganze Buch ist gerade in dieser Form der Spie- 
gelung des gleichen Problems in sehr verschiedenen Anschauungswelten, 
eminent lehrreich — wenn es auch nicht das Letzte ist, das zu diesem 
Thema geschrieben werden sollte. 


damit aus dem Gros der deutschen Bauern- und Arbeiterschaft kurzsichtig heraus- 
lösen. Vgl. »Kulturwehre, Zeitschrift für Minderheitenkultur und Politik. 
Organ des Verbandes der nat. Minderheiten Deutschlands. Berlin. 3. Jahrgang. 
1927. Heft 8. 
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I. Sozial-, Kultur- und Rechtsphilosophie. 


Verdroß, Alfred: Die Verfassung der Völker- 
vechtsgemeinschaft. Wien, Julius Springer, 1926. VIII 
und 228 S. 

Die von Kelsen!) begründete Wiener Schule hat durch die 
Lehre von der Normativität des Rechtes zur Abgrenzung der empi- 
rischen und rationalen Elemente von Rechtsordnungen grundlegend 
beigetragen. Diese Lehre läßt sich in dem Satze aussprechen, daß 
Normen und Tatsachen (bzw. Naturgesetze) nicht aufeinander redu- 
zierbar seien, und daß also von Rechtsverbindlichkeit eines Satzungs- 
systems nur unter der Voraussetzung seiner Normgemäßheit gespro- 
chen werden könne. Da nun Kelsen — als Neukantianer und daher 
Logizist — die rechtliche »Grundnorm« als notwendig-inhaltslos vor- 
aussetzt, ergibt sich ihm zugleich die Lehre von dem nur hypotheti- 
schen Charakter der Gültigkeit aller Rechtsordnungen überhaupt; 
denn eine inhaltsleere Grundnorm schließt die Ableitbarkeit bestimm- 
ter Rechtspostulate aus und gestattet daher nur die Fiktion der Ver- 
bindlichkeit einer Ordnung, deren Inhalt selbst sich aller Theorie ent- 
zieht. 

Diese von ihrer logizistischen Voraussetzung aus ganz konsequent 
entwickelte Lehre bildet den rechtstheoretischen Ausgangspunkt und 
die methodische Grundidee für VerdroB’ »Verfassung der Völker- 
rechtsgemeinschaft«. Den Ausgangspunkt, indem Verdroß mit 
Kelsen »den Rechtsempirismus ablehnt« (2), die methodische 
Grundidee, indem er gleichfalls mit Kelsen die rein-normative 
Natur der völkerrechtlichen Grundbeziehungen nachzuweisen sucht. 
Allerdings bleibt Verdroß bei der logizistisch-hypothetischen Position 
Kelsens nicht stehen, sondern stellt das Postulat auf, »das Sollen 


1) Vergleiche hierzu meine Abhandlung: Furchtbare Lehren oder Kampf 
ums Recht ?, Zeitschrift für vergleichende Rechtswissenschaft, Bd. 43. 
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des Rechts in einem absoluten Wert zu verankern« (3, 7, 9, 32). In- 
sofern sich hierin das Streben nach wissenschaftlicher Bestimmung 
kategorischer, inhaltlich erfüllter Rechtsprinzipien ausdrückt, ist diese 
Anregung zur Fortbildung des normlogischen Standpunktes nur zu 
begrüßen, denn es bleibt die unverrückbare Aufgabe der Wissenschaft, 
rechtliche Existentialurteile abzugeben, zu denen man mittels bloßer 
»Hypothesen« nie gelangen kann. Wenn jedoch Verdroß darauf 
abzielt, den »Kulturbereich« des positiven Rechtes in die sallumfassende 
Ordnung des Kosmos« (32) einzufügen, gibt er die von Kelsen fest 
begründete Lehre von der nur hypothetischen Gültigkeit positiver 
Satzungen als solcher preis und gelangt dann konsequent zu einer 
(der Phänomenologie sich nähernden) neuen, religiösen Naturrechts- 
theorie. Hiermit wäre ein moderner, rechtstheoretischer Supranaturalis- 
mus proklamiert, der mit der gesicherten Lehre von der Normativität 
echtes und seiner daraus folgenden Selbständigkeit unverein- 
ar ist. 

Der wesentliche Gehalt der Untersuchung Verdro 8’ ruht in 
der Anwendung seiner rechtsphilosophischen Grundansichten auf eine 
»allgemeine Völkerrechtslehre«, als Theorie der »Verfassung der Völ- 
kerrechtsgemeinschaft« (V). Dabei soll der Ausdruck »Verfassung« 
darauf hinweisen, »daB auch das Völkerrecht« ... »in einer ein- 
heitlichen Grundordnung verankerte (V) ist. Diese ein- 
heitliche Grundordnung aufzufinden, bildet das Problem der sogenann- 
ten »völkerrechtlichen Ursprungshypothese«. VerdroB löst dieses 
Problem im monistischen Sinne d. h. er behauptet den Primat des 
Völkerrechts (16 ff.) und bestimmt den Inhalt der völkerrechtlichen 
Ursprungshypothese durch den Satz: pacta sunt servanda (32 ff.). 
Mit seinem Monismus tritt er in Gegensatz zu der Auffassung K el- 
sens?) von der juristischen Gleichwertigkeit der Hypothesen des 
staatsrechtlichen, bzw. völkerrechtlichen Primates. 

Eine Beurteilung dieser Fundamentierungsversuche des Völker- 
rechts muß von einer Betrachtung der ihnen zugrunde liegenden Vor- 
aussetzungen ausgehen. Erkennt man mit Kelsen den hypotheti- 
schen Charakter eines jeden rechtlichen Satzungssystems als solchem, 
dann kommt es nur darauf an, eine geeignete Rechtsformel zu finden, 
unter die sich der jeweilige Satzungsinbegriff subsumieren läßt. Dem 
gesuchten Subsumtionszweck sind aber in der Tat beide »juristische« 
Grundhypothesen angemessen. Vertritt man dagegen mit Verdroß 
die Auffassung einer kategorischen Verbindlichkeit der positiven 
Satzungssysteme, dann wird man geneigt sein, ihre rechtliche Deutung 
auch nach kategorischen Rechtsprinzipien vorzunehmen. Und da ver- 
hält es sich allerdings so, daß ein Primat des Völkerrechts besteht. 
Gibt es überhaupt ein kategorisch verbindliches Völkerrecht, dann 
muß es sich N auf ein (unabhängig und selbst gegen den Willen 
der Staatsorgane relevantes) Rechtsgesetz gründen. 

Diese Voraussetzungen liegen als leitende Ideen jenem völker- 
rechtlichen Methodenstreit zugrunde, der daher als Konsequenz einer 
noch nicht hinreichend exakten Grenzziehung zwischen den ratio- 
nalen und empirisch-historischen Elementen von Rechtsordnungen 
zu betrachten ist. Vom Standpunkt einer streng positivistischen Ex- 
position der Voraussetzungen gegebener Satzungssysteme ist Kelsen 


23) Vgl. Allgem. Staatslehre, Berlin 1925, S. 128 ff. 
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im Recht (wobei jedoch die Anzahl der juristischen Grundhypothesen 
einer beliebigen Vermehrung fähig ist). Vom Standpunkt einer kate- 
gorischen Rechtstheorie, die Existenzialurteile abzugeben beabsichtigt, 
ist dagegen Verdroß im Recht (wenn auch sein e ee 
aus dem Prinzip des Fortbestehens völkerrechtlicher Verbindlichkeiten 
trotz revolutionärer Verfassungsänderungen infolge der historischen 
Wandelbarkeit und auch anderweitiger Begründbarkeit dieser Satzung 
nicht zwingend ist (17 ff.) ). 

Für seine Inhaltsbestimmung der völkerrechtlichen Grundnorm 
entscheidet er sich aus folgender Erwägung: »DaB die Norm »pacta 
sunt servanda« die vélkerrechtliche Grundnorm bildet, wird auch durch 
die Erfahrung der Staatenpraxis bezeugt« (32). Durch die Erfahrung 
der Staatenpraxis wird aber auch das Gegenteil bezeugt, z. B. die An- 
wendung der sogenannten »clausula rebus sic stantibus« 3). Als die 
(auch nur a Grundnorm jenes Gesetz zu bezeichnen, geht 
also sicher zu weit, sie bildet eine unter anderm angewandte Ver- 
kehrsform, wie auch Verdroß gezwungen ist Gewohnheitsrecht, 
allgemeine Rechtsgrundsätze, Judikatur und Völkerrechtsdoktrin in 
Form der alten Fiktion stillschweigender Verträge als Rechtsquellen 
einzuführen (47 ff.). Kategorisch betrachtet pb! es nun überhaupt 
kein Prinzip der Vertragstreue schlechthin, dies auf eine Sank- 
tionierung zweiseitig-kombinierter Willkür hinauslaufen würde und 
daher im Grunde mit der schon aus logischen Gründen unhaltbaren 
Willenstheorie übereinkommt. Die völkerrechtliche Grundnorm ergibt 
sich vielmehr ihrer Form nach aus dem Prinzip der Allgemeingültig- 
keit des Rechtes, die aus seinem Charakter als normativem Gesetz 
folgt. Ein Gesetz läßt nämlich keine Ausnahmen zu und bezieht sich 
also als Rechtsgesetz auch auf die Form der Wechselwirkung zwischen 
staatlich organisierten Völkern (sofern sie durch deren Organe ver- 
mittelt wird) und darüber hinaus im sogenannten Weltbürgerrecht 
zwischen allen Rechts- und Pflichtsubjekten überhaupt. Ihrem Inhalt 
nach aber bestimmt sich die völkerrechtliche Grundnorm durch das 
Gesetz der Gerechtigkeit, das z. B. nur solchen Verträgen Rechts- 
verbindlichkeit zuerkennt, die nicht nur juristisch verkleidete Unter- 
werfungsformen darstellen. 

Diese Unterwerfungsformen als soziale Erscheinung in ihrer rein 
faktischen Natur zu verkennen, ist die unvermeidliche Konsequenz 
einer Theorie, die mit einer rechtlichen Deutung des historischen 
Satzungsmaterials wirklich Ernst macht. 

Dies zeigen die weiteren Abschnitte der völkerrechtlichen Theorie 
Verdroß',d.h. die Erörterungen über »die Gliederung der Völker- 
rechtsordnung« (42 ff.), sowie über »die völkerrechtliche Zuständig- 
keitsordnung« (163 ff.). Hierfür als Beispiel die Lehre von der »Ent- 
stehung der Staaten« (125 ff.): »Nach herrschender Lehre ist der Staat 
eine außerrechtliche Tatsache . . ., die Staatsentstehung ein schlecht- 
hin tatsächlicher, auBerrechtlicher Vorgang« (125). Demgegenüber 
betont VerdroB, daß schon die Einheit der einzelnen Staatsgewalt 
nur mit Hilfe eines rechtlichen Kriteriums erkannt werden könne, und 
ebenso verhalte es sich bezüglich der Einheit der Staatengesellschaft. 
Versteht man hier unter »Einheit« »rechtliche Geltung« (125), so ist 
die Darlegung Verdroß'’ richtig, aber auch bereits analytisch fest- 


3) Vgl.z. BHatschek, Völkerrecht, Leipzig und Erlangen 1923, S. 238. 
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stehend, d. h. sie widerlegt nicht die entgegenstehende »herrschende 
Meinung«; vielmehr setzt alle rechtliche Einheit als Bedingung ihrer 
Anwendbarkeit sogar eine faktische, soziale Einheit, z. B. den Staats 
beginn voraus, an den sie dann allerdings ihre Rechtsfolgen knüpft, 
ohne daß sie damit jedoch »die Tatbestände selbst in Recht verwan- 
delt« (127). Soziologisch betrachtet (und dies ist, wenn auch nicht 
methodisch deutlich, der Gesichtspunkt der herrschenden Lehre ô), 
sind die Staaten in der Tat keine »Ausgliederungen der Völkerrechts- 
ordnung«, sondern die Völkerrechtsordnung ist vielmehr ein allerdings 
relativ-selbständiges Kräfteparallelogramm des staatlichen Verkehrs. 
Dennoch bleibt die völkerrechtliche Grundnorm das »Prius« gegenüber 
den Staaten: Ein Gesichtspunkt rechtstheoretischer Betrachtung, den 
man allerdings nur bei exakter Scheidung von bloBer Satzung und 
Recht konsequent festhalten kann 5). 

Zusammenfassend betrachtet, gebührt VerdroBß zunächst das 
methodische Verdienst, die rechtsphilosophische Problematik der 
Völkerrechtstheorie energisch betont und ihre Lösung gefördert zu 
haben; diese Förderung besteht in der Abwendung von dem Rechts- 
empirismus und in der Einsicht in die Unvermeidlichkeit kategorischer 
Rechtsurteile. Weiter ist sein im Anschluß an die naturrechtlichen 
Völkerrechtsdoktrinen von Suarez und Grotius entwickelter 
Gedanke eines völkerrechtlichen Verfassungsrechtes ein durchaus 
fruchtbarer, insofern er ihn zur Ausscheidung des augenfällig historisch 
Wandelbaren aus dem Gegenstandsbereich seiner Darstellung anleitet 
und damit zur rechtstheoretischen Entwicklung grundlegender, völker- 
rechtlicher Beziehungen gelangen läßt. Besonders gelungen sind hier 
die Ausführungen über den Völkerbund (111 ff.), die Völkerrechts- 
subjektivität (mit der Ablehnung des einseitigen Staatenrechtes) 
(156 ff.), sowie über die sachliche und räumliche Zuständigkeitsord- 
nung (163 ff.), wenn auch das Fehlen einer Erörterung des sogenannten 
»Kriegsrechts« als ein allerdings für die Normlogisierungstendenz 
typischer Mangel festgestellt werden muß. (Julius Kraft.) 


II. Soziologie und Sozialgeschichte. 
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Dietzel,HeinrichDieBedeutungdes»Naltionalen 
Systems« für die Vergangenheit und die Gegen- 
wart. Kieler Vorträge, hrsg. von Prof. Dr. B. Harms, Heft 12. 
Im Kommissionsverlag von G. Fischer, Jena 1925. 

Das Argument dieses Vortrags glänzt, trifft und schneidet in 
so vielen Punkten, daß man bedauert, gleich sagen zu müssen, daß 
es sich durch Outrieren schadet. Freilich lag dafür Provokation vor. 
List war ein Kämpfer sowohl in dem Sinn, daß er für praktische Ziele, 


4) Vgl. z.B. die Polemik gegen Triepel, S. 40. 
5) Aehnlich verhält es sich mit der Lehre vom Staatenuntergang, S. 145 ff. 
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als auch in dem Sinn, daß er für Selbstdurchsetzung kämpfte. Zur 
Technik solchen Kampfes scheint nun einmal zu gehören, daß man 
die Worte nicht auf die Goldwage legt, weder die eigenen, noch die 
der Gegner, welche letzteren, will man die schlagkräftigen Gegensätze 
herausbekommen, nicht immer mit der liebevollen Sorgfalt behandelt 
werden können, die — auf unserem Gebiet übrigens meist nicht er- 
füllte — Pflicht des Forschers ist. Das erleichtert die Kritik natürlich 
sehr. Und sehr wirkungsvoll wird denn auch dargelegt, wie wenig 
durchschlagend Lists Angriffe auf die »Schule« sind, wie seine handels- 
politischen Thesen in den Freihandel münden, wie sie ihren Erfolg 
ee verdanken, denen es sehr wenig um »Erziehung« und desto 
mehr um dauernden Genuß einer Rente zu tun war, ferner — was wir 
ja schon oft hörten — wie wenig originell der Gedanke der Erziehungs- 
politik bei ihm ist usw. 1). 

Aber im Gesamteindruck wirkt das entworfene Bild ungerecht. 
Lists Bedeutung für die Wissenschaft erschöpft sich nicht in prak- 
tischen Stellungnahmen und weder in den »Erziehungszöllen«, noch 
den »Produktivkräften«, noch im »nationalen« Standpunkt und in 
der Gegnerschaft zum »kosmopolitischene Man kann diese Dinge 
zwar aus seinem Lebenswerk nicht fortlassen, wie man etwa bei 
Smith den ganzen »Smithianismus« fortstreichen könnte, ohne die 
wissenschaftliche Bedeutung seines Werkes zu berühren, aber er hat 
immerhin auch anderes aufzuweisen — nämlich seine (sagen wir der 
Kürze halber) historische Auffassung nicht nur der handelspolitischen 
Systeme, sondern der Produktions- und Lebensform der Gesellschaft 
überhaupt, die zwar auch nicht toto coelo neu war — das ist eine 

oBe Leistung nie: Vor Charles kommt immer ein Erasmus 
arwin, übrigens in diesem Fall auch Buffon —, aber mit so betonter 
Klarheit sich vor ihm nicht findet. 

Dieser Gesichtspunkt kommt zu kurz, wenngleich ein Ausläufer 
davon in Dietzels These impliziert ist: daß List heute Freihändler 
wäre und den exportierenden, in die Weltwirtschaft verflochtenen 
Industriestaat predigen würde. Und daß diese These — die ja übrigens 
unter dem Gesichtspunkt eines »Gegengiftes« zu interpretieren ist 
gegenüber manchen Versuchen, List zu verphilosophieren — mit 
Temperament und Geist verfochten wird, ist im Falle Dietzels selbst- 
verständlich. Wohl möglich, daß List heute versuchen würde, uns 
ein Denken in Kontinenten zu lehren. Aber wissenschaftlich wäre 
auch das Nebensache. (Schumpeter.) 


Hermann,FriedrichBen.Wilh.:Staatswirtschaflt- 
licheUntersuchungen. 3. Auflage mit einer Einleitung von 
Prof. Dr. Karl Diehl. Leipzig, Alfred Lorentz, 1924. 

Unter den nicht zu zahlreichen Autoren, die Marshall zu zitieren 
pflegte, war auch Hermann, der dabei nicht ganz auf das Piedestal 
von Thünen und Cournot, aber auf ein nicht viel niedrigeres zu stehen 
kam. Der Meister hat sich nicht getäuscht: Wirklich ist, wie Diehl 


1) In manchen Punkten läßt übrigens Dietzel passieren, was weitere Kritik 
herausfordern würde, so z. B., daß List, wo er sich für Freihandel erklärt, 
ausdrücklich betont, daß ihm nur allseitiger Freihandel vertretbar scheine, wäh- 
rend die wesentlichen Freihandelsargumente, soweit überhaupt, auch bei bloß 
einseitigem Freihandel zutreffen. Er war insoweit überhaupt ein »fair traders, 
wie viele Handelspolitiker. 
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in seiner pietät- und verständnisvollen Vorrede sagt, »das Hermannsche 
Buch ... wohl das beste Werk der theoretischen Nationalökonomie 
aus der ältern deutschen Literatur«. Freilich liegt sein Verdienst »nur« 
im Reiche der Erkenntnis und weder im Propagieren irgendwelcher 
Wirtschaftspolitik noch in außerwissenschaftlicher Phraseologie — 
ruhig, ernst und bescheiden, überflüssigem Streiten abgeneigt, legt 
es die Früchte tiefschürfender Gedankenarbeit dar. Konsequenz: Man 
nennt es mit Achtung und kennt es nicht. Denn was hat es den »philo- 
sophischen« und »praktischen« Schlagworten des Tages zu bieten? 
Welche Partei hätte ein Interesse es auf den Schild zu erheben ? So 
teilt Hermann eben das Schicksal von Mangoldts. 

Aber um so mehr hat er dem zu bieten, der überhaupt Interesse 
für einzelwissenschaftliche Erkenntnis hat. Kaum ein anderes Werk 
der Vergangenheit kann man auch dem Werdenden mit so gutem 
Gewissen zum Studium empfehlen. Gerade vom Standpunkt der 
Brauchbarkeit für den Studierenden ist der Verzicht auf eine kritische 
Ausgabe jedes Wortes, das wir von Hermann beschaffen können, zu 
billigen — wenngleich wir hoffen wollen, daß sie einmal kommt: Der 
einfache Abdruck der ersten Auflage von 1832 ist handlich und billig 
und gibt ja alles Wesentliche — ist jedenfalls einem Abdruck der 
zweiten von I869 weit vorzuziehen. Als Grundlage für Uebungen 
‘ und Proseminare ist der Band vortrefflich geeignet. (Schumpeter) 


Seligman, Edwin R. A: Essaysin Economics. New 
York, The Macmillan Co., 1925. Preis 7 sh. 
Fs sind, glaube ich, wohl fiinfzehn A her, daß Freunde und 
Schüler Professor Seligmans eine Medaille prägen ließen, welche um 
sein Bild die Aufschrift trug: Scholar, Teacher, Citizen. Diese Legende 
drückt in der Tat treffend die Richtungen der unermüdlichen Lebens- 
arbeit dieser hervorragenden und liebenswerten Persönlichkeit aus, 
einer Lebensarbeit, die nur Anerkennung, einer Persönlichkeit, die 
nur Freunde findet. Dieser Band, der, zusammen mit einem zweiten 
finanzwissenschaftlichen Inhalts, Parerga vereint, welche keinen Raum 
in den großen Arbeiten des Autors fanden, spiegelt jene Richtungen 
ei wider und ist eine willkommene Gabe, die wir dankbar be- 
en. 
u Da finden wir zunächst, in den ersten vier Kapiteln, die »dogmen- 
historischen« Arbeiten des Autors, darunter jene Früchte von Studien 
in seiner eigenen Bibliothek — auf diesem Gebiet der besten der Welt — 
über die ältere englische Nationalökonomie. Auf vieles wäre hier hinzu- 
weisen. Begnügen wir uns jedoch mit der Hervorhebung des dritten 
— on some neglected British Economists —, das für den Spezialisten 
von besonderer Bedeutung ist. Den ursprünglichen Artikeln, die im 
Jahre 1903 erschienen, dürften die meisten von uns erst die Bekannt- 
schaft mit Rooke und Longfield verdanken. 

Dann folgt, nach einem Kapitel über die ökonomische Inter- 
pretation des Weltkriegs aus dem Jahre 1915, das sich tapfer der un- 
populären Aufgabe unterzieht, dem Leser Vernunft und Verständnis 
aller Standpunkte zu predigen, die große Arbeit über Eisenbahntarife 
und das Interstate Commerce Law, die 1887 erschien, noch heute 
einer der führenden Beiträge zum Tarifproblem und dem Theoretiker 
besonders durch die Kontroverse mit Taussig über verbundene Kosten 
in Erinnerung, die sich daran schloß. Auch das Kapitel über die Krise 
von 1907 hat nichts von seinem Interesse eingebüßt. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 58. 2. 27 
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In andern Kapiteln spricht mehr der Lehrer als der Forscher, 
in noch andern der Bürger, dessen Sympathien und Interessen an 
öffentlichen Fragen kaum Grenzen kennen. (Schumpeter.) 


Hermberg, Dr. phil. P: Volkswirtschaftliche Bi- 
lanzen. V. Band der von Prof. Moll herausgegebenen Probleme 
des Geld- und Finanzwesens. Leipzig, Akademische Verlagsgesell- 
schaft, 1927. 72 S. 

Der Zweck, den der Verfasser in dieser Schrift verfolgt, ist, 
an dem Beispiel der Bilanzen zu zeigen, daß die Verwendung privat- 
wirtschaftlicher Maßstäbe zu volkswirtschaftlichen Messungen grund- 
sätzlich fragwürdig ist. 

Die Handelsbilanz ist bekanntlich nur ein Teil der Zah- 
lungsbilanz. Nach Hermberg genügt es jedoch nicht, auf die Zahlungs- 
bilanz zu verweisen, sondern man aß die merkantilistische Grund- 
vorstellung, wonach die Staaten wie Handelsgesellschaften einander 
gegenüberstehen und aus den Handelsgeschäften, die sie miteinander 
machen, Geldgewinne ziehen, überhaupt ablehnen, da jeder zwischen- 
staatliche Güteraustausch und damit auch jede diesbezügliche Bilanz 
»günstig« sein muß. So sehr auch der Grundgedanke richtig ist, so 
ist doch zu betonen, daß sich unter regelmäßigen Verhältnissen die 
Wirtschaft der Staaten in einem Gleichgewicht befindet und daß 
eine Verschlechterung der einzelnen Teilposten, deren einer auch die 
Handelsbilanz ist, das Gleichgewicht stören und als ungünstig be- 
trachtet werden kann. 

Die Zahlungsbilanz als »Erfolgsermittlungsbilanz« hat 
seine Gegenüberstellung der gesamten während eines Jahres ent- 
standenen, in Geld geschätzten Guthaben und Verpflichtungen eines 
Landes zu geben«. Zu beanstanden ist nach Hermberg grundsätzlich 
die Beschränkung der Bilanz auf die tatsächlich ausgelösten Forde- 
rungen und Verpflichtungen. Soll die Forderungsbilanz vollständig 
sein, so muß sie auch die unausgelösten Posten aufnehmen (z. B. 
Verpflichtung für Einfuhr von Baumwolle, die später zur Forderung 
für Ausfuhr von Textilwaren führt, oder Aufnahme einer Anleihe 
zum Bau einer Bahn zur Erschließung neuer Rohstoffquellen u. ä.). 
Aber die richtige Erfassung dieser unausgelösten Posten ist nach 
Hermberg schon in der Privatwirtschaft schwierig, für die volks- 
wirtschaftliche Bilanz entstehen jedoch an diesem Punkte unüber- 
windliche Schwierigkeiten, weil die Volkswirtschaft keine einheitliche 
Erwerbswirtschaft ist. Damit werde eine vollständige Bilanz der 
Außenwirtschaft hinfällig. Die Einwendung, die da gegen die Zahlungs- 
bilanz gemacht wird, ist ohne Zweifel sehr wichtig, sie ist jedoch keines- 
wegs von solcher Beschaffenheit, daß sie die Zahlungsbilanz über- 
haupt wertlos oder unbenützbar machen würde; man kann ja die 
Menge der Rohstoffe und ihre Aenderung während des beobachteten 
Jahres feststellen, man kann auch die sonstigen »unausgelösten« 
Posten abschätzen usw. 

Volksvermögen und Wirtschaftsbilanz. Es ist 
naheliegend, die Zahlungsbilanz als äußere Wirtschaftsbilanz noch 
durch die innere Wirtschaftsbilanz zu ergänzen, so daß sich beide 
zusammen zu einem Nachweis der Vermehrung der Summe der Ver- 
mögen aller Staatsbürger, des Staats und der öffentlichen Körper- 
schaften vereinigen würden. Hat eine solche Bilanz das Recht, sich 
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als Maßstab der volkswirtschaftlichen Erfolgsrechnung auszugeben ? 
Hermberg verneint diese Frage, denn die Vermögenssteigerung kann 
auch bloß eine verstärkte Möglichkeit bedeuten, ein aus fremder 
Arbeit stammendes Einkommen auf sich zu ziehen. Lexis hat ver- 
sucht, die volkswirtschaftlich verschieden zu bewertenden Vermögens- 
posten voneinander zu scheiden. Aber in der Notlage, die einzelnen 
Vermögensposten zusammenfassen zu müssen, mußte er doch die 
Güter »nach ihrem gegenwärtigen Geldwert schätzen«, »da nur auf 
diese Art eine Summierung möglich ist«. 

Hermberg nimmt daran Anstoß und fragt, ob sich überhaupt das 
Bilanzschema zum Maßstab volkswirtschaftlichen Erfolges eignet, 
oder ob nicht letzten Endes der sich bei Anwendung dieses Schemas 
immer wiederholende Mißerfolg darauf zurückzuführen ist, daB man 
ın grundsätzlich falscher Richtung sucht ? Die Aufgabe der Volks- 
wirtschaft sei möglichst weitgehende Deckung des Bedarfs in Gegen- 
wart und Zukunft, und ihr Erfolg sei nur daran zu messen, wieweit 
sie diese Aufgabe erfüllt. Mit dem Bilanzschema sei er daher über- 
haupt nicht zu fassen. Denkt man sich diese Volkswirtschaft als 
Wirtschaftseinheit, so trete an die Stelle der Bilanz der Haushaltungs- 
plan, der ersichtlich macht, wieweit mit den vorhandenen Mitteln 
der Bedarf gedeckt worden ist oder gedeckt werden wird. 

Darauf ist folgendes zu bemerken: Setzen wir 
den Fall voraus, daß die Volkswirtschaft eine einheitlich geleitete 
Gesamtwirtschaft wäre, so wäre ein Hauptzweck des Haushaltungs- 
planes zu verhindern, daß das Kapital aufgezehrt würde. Zu diesem 
Zwecke wäre es notwendig, eine Vermögensaufstellung zu Anfang 
und zu Ende der beobachteten Zeitperiode aufzustellen und miteinander 
zu vergleichen. Aber das ist nichts anderes als die verpönte Bilanz. 

Das Volkseinkommen. Das Volkseinkommen enthält 
alles das, was in einem Staat sowohl für Bedarfsdeckung wie für Neu- 
bildung von Vermögen zur Verfügung steht. Ist nun diese Summe 
ein eindeutiger Maßstab volkswirtschaftlichen Erfolges? Auch gegen 
sie erheben sich nach Hermberg Bedenken ganz ähnlich denen, die 
gegen das Volksvermögen laut werden. So weist er vor allem darauf 
hin, daß ein Steigen dieser Summe nicht stets eine Ver- 
mehrung der Bedarfsdeckungs- und Vermögensbildungsmöglichkeit 
bedeutet. Das Steigen könnte z. B. herbeigeführt sein durch Ein- 
schaltung neuer Zwischenglieder in die Reihe der Einkommenbezieher, 
ohne daß die Summe der durchlaufenden Güter größer geworden 
wäre. Auch eine Verschiebung in der Summe »Volksein- 
kommen« lasse keinen zwingenden Schluß auf eine gleichartige Ver- 
schiebung in der Summe der Bedarfsdeckung des Volkes zu. Die 
Steigerung eines großen Einkommens um Iooo Mark könne bereits 
durch die Senkung kleiner Einkommen um 100 Mark in ihrer bedarfs- 
deckenden Wirkung ausgeglichen sein. Die volkswirtschaftliche Ge- 
samtbedeutung der Summe der Einkommen sei durch die Summe 
ihrer Geldbeträge nicht vertretbar. Angesichts dieser Ergebnisse müsse 
die Frage auftauchen, ob es nicht richtiger sei, bei der Suche nach 
einem Maßstab volkswirtschaftlichen Erfolges jenen anderen Weg 
der Wirtschaftsstatistik einzuschlagen und statt eine Gesamtgröße 
zu formen, die diesen Erfolg ausdrückt, zu versuchen, festzustellen, 
wie sich die wirtschaftliche Entwicklung typisch in der Einzelwirtschaft 
widerspiegelt. 

27* 
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Gegenüber diesen Ausführungen kann mit 
Weyermann darauf hingewiesen werden, daß es 
behufs Lösung der Wirtschaftsprobleme nicht genügt, sich auf die 
Verhältnisse einzelner, wenn auch typischer, Wirtschaften zu be- 
schränken, sondern daß »für eine breite nationalökonomische Problem- 
reihe die Fähigkeit zu einer bestimmten Gesamtwirkung auf Grund 
der Verfügung über einen Komplex von Wirtschaftsgütern das Funda- 
mentale bildet und daß es daher notwendigerweise einer gemein- 
samen Ausdruckseinheit für den Ansatz der Partialgegenstände im 
Totale bedarf. Diese Einheit liegt praktisch einzig in den Verkehrs- 
wertgrößen und wird heute in Geld ausgedrückt.« Es folgt von selbst, 
daß auf die Unterschiede in der subjektiven Bewertung dabei nicht 
eingegangen werden kann. Objektive Kaufkraftänderungen können 
mittelst der Preisindexnummern ausgeschaltet werden. 

Wir gelangen zu dem Schlusse, daß es Hermberg durchaus nicht 
gelungen ist, zu beweisen, daB die Anwendung des Bilanzgedankens 
zu volkswirtschaftlichen Messungen unzulässig sei. Es ist wiederum 
ein Beleg für den übergroßen Skeptizismus, der in den wissenschaft- 
lichen Kreisen vielfach obwaltet. (W. Mildschuh.) 


Lampe, Dr. Adolf, Zur Theorse des le 
und der Kreditschopfung. Jena, Gustav Fischer, 1926. 
176 S. M. 7,50. 

Als theoretische Grundlage der eingehenden Analyse des Spar- 

rozesses und der Untersuchung der Möglichkeiten freier Kreditschöp- 
ung — die Hauptaufgaben der vorliegenden Arbeit — hat Lampe es 
unternommen, die Friktionserscheinungen im Prozeß des Wirtschafts- 
ablaufes zu untersuchen. Bewußt an die Klassiker der Nationalökono- 
mie anknüpfend, sucht er eine Lücke der klassischen Theorie aus- 
zufüllen, indemer über die bloße Betrachtung a la longue hinausgeht, 
und gerade die Störungserscheinungen, die in der freien Konkurrenz- 
wirtschaft auftreten, zum Gegenstand eingehender Untersuchung 
macht. 

Man wird die Aufmerksamkeit, die Lampe gerade den Friktionen 
zuwendet, als einen Versuch deuten müssen, an das Objekt seiner 
Untersuchungen, das im Grunde eine stationäre Wirtschaft darstellt, 
das Phänomen des Zinses und des Sparens, beides Erscheinungen einer 
ausgesprochen dynamischen Wirtschaft, heranzutragen. Notwendig 
taucht hier das Problem der wirtschaftlichen Entwicklung auf; und aus 
der zentralen Stellung des Preismechanismus bei Lampe ergibt sich, 
daß er die Entwicklung als eine statisierende Bewegung sehen muß, 
hervorgerufen durch Störungen, die auf die wirtschaftliche Ruhelage 
treffen. 

Friktionen ergeben sich für Lampe aus der Unvollkommenheit der 
privatwirtschaftlichen Kalkulation; sie ergeben sich ferner da, wo zur 
Ermöglichung der Produktionserweiterung über den vorhandenen 
Sparmittelfonds hinausgegriffen werden muß; endlich ergeben sie sich 
bei jeder Steigerung der technischen Produktivität, da infolge der 
gleichbleibend gedachten Geldmenge der Preismechanismus auf eine 
Vermehrung des Sozialproduktes notwendig mit einer Deflationskrise 
antworten muß. 

In seinen theoretischen Untersuchungen kommt Lampe über die 
Ergebnisse der klassischen Nationalökonomie nicht wesentlich hinaus 
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und arbeitet auch stets mit deren unelastischen, starren Kategorien. 
Die Lohnfondstheorie in voller Schärfe taucht in etwas abgewandelter 
Form wieder auf, wenn Lampe behauptet (S. 62/3), daß bei der Ein- 
gliederung neuer Arbeitskräfte durch die vorerst notwendige Spar- 
tätigkeit gerade diejenigen Güter freigesetzt werden müssen, die den 
Konsum der neuen Arbeitskräfte darstellen. Damit ist gesagt, daß ein 
unelastischer Lohnfonds die Grundlage des Arbeiterkonsums bildet, so 
daß Produktionserweiterung, Einstellung neuer Arbeitskräfte, nur auf 
dem Weg über Lohnsenkung möglich ist. Malthusianische Gedanken- 
gänge scheinen hier in der neu-klassischen Theorie in »unerbittlicher 
Objektivität« wieder aufzuleben. 

Die gleiche Art ökonomischen Denkens bestimmt auch die Theorie 
des Sparprozesses; auch hier tritt die »starre Kategorie« auf: der Spar- 
mittelfonds ist gegeben, und auf der Basis dieses Sparmittelfonds, auf 
Grund der jeweils »b :reitgestellten« Subsistenz- und Produktionsmittel 
ist bei Lampe reibungslose Produktionserweiterung möglich. Hier 
scheint im Idealfall die Möglichkeit einer konjunkturlosen Wirtschafts- 
entwicklung aufzutauchen. Im Grunde kommt Lampe aber auch hier 
nicht über das Bild einer statisierenden Wirtschaft hinaus. Sind die Pro- 
duktionserweiterungen einmal in das volkswirtschaftliche Ganze ein- 
gegliedert, durch Amortisationsquoten von der Abhängigkeit vom 
Kredit befreit, so ist nicht zu sehen, wenn man die Erscheinungen auf 
der güterwirtschaftlichen Seite betrachtet, wo die Subsistenz- und 
Produktionsmittel für neue Produktionserweiterungen herkommen 
sollen. Die Möglichkeit einer gleichmäßig fortschreitenden Wirtschaft 
ist hier nicht gegeben. 

Eine Erweiterung des Produktionsapparates kann aber im Bereich 
des Lampeschen Systems überhaupt nicht möglich werden, denn die 
Deflationskrise, die, wie oben erwähnt, infolge der Annahme einer 
ebenfalls stabilen Geldmenge — wieder eine Voraussetzung, die dem 
Bild stationärer Wirtschaft entnommen ist — notwendige Auswirkung 
einer Vermehrung des Sozialproduktes sein würde, müßte auf dem Weg 
über privatwirtschaftliche Betriebseinstellungen und Verluste zur 
Vernichtung eines Teiles des Produktionsapparates führen. Eine Ge- 
währ dafür, daß nach einer derartigen Krise der Produktionsapparat in 
neuen Relationen erweitert fortbesteht, scheint mir nicht ge- 
geben zu sein. Streng theoretisch — im Sinne Lampes — gesehen 
könnte die Kontinuität der wirtschaftlichen Entwicklung nur in dauern- 
den Umwälzungen im Produktionsapparat, nicht aber in Erweiterungen 
desselben bestehen. Bezeichnend für die Begrenztheit der Erkenntnis- 
möglichkeiten aus dem Lampeschen System ist es, daß andere Er- 
scheinungen der Dynamik, wie das Problem von Konjunktur und De- 
pression als einer zyklischen Bewegung überhaupt nicht auftreten 
können. 

Wesentliche Zielsetzung der Lampeschen Arbeit ist die Stellung- 
nahme zu dem Problem der freien Kreditschöpfung, vor allem zu der 
»Volkswirtschaftlichen Theorie des Bankkredites« von Hahn. Aus 
seinem theoretischen System heraus sucht er die Möglichkeiten der 
freien Kreditschöpfung kritisch zu verneinen. Die Kreditschöpfung 
führt zu Auswirkungen, die in die Inflation führen, und in eine Krise, 
hervorgerufen durch die Disproportionalität der Produktionszweige 
infolge der Ueberspannung der Produktionsmittelproduktion. Aus dem 
Gesamtbild der Lampeschen Anschauungen ist die Beurteilung der 
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freien Kreditschöpfung verständlich. Die Kategorien der Statik in 
ihrer geringen Elastizität müssen hier, wo die Wirtschaft in Entwicklung 
gesehen werden muß zu Schlußfolgerungen von geringer Wirklich- 
keitsnähe führen. Auch ist es selbstverständlich, daß die zusätzlichen 
Kredite nicht wahllos, wie Lampe es annimmt, an die Privatwirtschaft 
gegeben würden, sondern in Verbindung mit Elementen verwaltungs- 
mäßiger Wirtschaftsregulierung, so daß die Gefahr der Disproportio- 
nalität weitgehend vermieden wird. Daß eine sinnlose Vermehrung der 
Umlaufsmittel durch kreditmäßige Kaufkraftschöpfung, eine Vermeh- 
rung, die nicht durch eine bald erscheinende zusätzliche Gütermenge 
ausbalanciert wird, inflationistisch wirken muß, wird kein Theoretiker 
bestreiten. Es handelt sich hier um das Maß der Dinge. Lampe aber sieht 
nicht das reale Wirtschaftsleben in voller Elastizität und damit auch 
nicht die belebende Wirkung, die freie Kreditschöpfung, soweit sie 
den Möglichkeiten der Produktivkräfte angepaßt bleibt, mitteilen kann. 

Erstaunlich ist, daß Lampe in der Sehlußbetrachtung wo er sich 
von der »reinen Theorie« freimacht, der kreditmäßigen Beeinflussung 
der wirtschaftlichen Entwicklung eine nicht geringe Bedeutung als 
Ausgleichstendenz gegenüber den Friktionserscheinungen beimißt, 
eine wirtschaftspolitische Möglichkeit, für deren Grundlegung in seinem 
theoretischen System kein Raum war. Man kann der Lampeschen 
Theorie zum mindesten den Vorwurf der Wirklichkeitsfremdheit nicht 
ersparen; was bei den weitgehenden wirtschaftspolitischen Folgerungen, 
die aus dieser Theorie gezogen werden, bedenklich erscheint. 

(Svend Riemer.) 


Mannstaedt, Prof. Dr. Heinrich: Ein kritischer Beż- 
trag zur Theorie des Bankkredites. Jena, Gustav 
Fischer, 1927. 36 S. Preis: RM. 1.80. 

Die ebenso geistreichen und anregenden wie zu Widerspruch 
reizenden Arbeiten Albert Hahn s über die Theorie des Bankkredites 
und die damit unmittelbar zusammenhängenden Probleme der Ur- 
sachen des Konjunkturablaufes haben sich in Deutschland überaus 
fruchtbar erwiesen. Sie haben eines der wichtigsten Probleme wieder 
erkennen gelehrt und in den Mittelpunkt einer ausgedehnten Dis- 
kussion gestellt, das die Organisation der Verkehrswirtschaft der 
ökonomischen Theorie bietet. Unter den kritischen Auseinander- 
setzungen mit den Hauptpunkten der Hahnschen Theorie gehört 
der vorliegende Aufsatz Professor Mannstaedts, der ausschließlich 
einer Kritik dieser Lehre gewidmet ist und den man daher auch eher 
in einer Zeitschrift denn als selbständige Broschüre zu begegnen 
erwarten würde, zu den besten. Er zeichnet sich vor allem dadurch 
aus, daß er die Ansichten Hahns in dem streng theoretischen Sinn 
nimmt, in dem sie ihr Verfasser zweifellos verstanden wissen wollte, 
und sie nicht etwa durch Anführung widersprechender Tatsachen, 
sondern durch konsequentere Durchführung der gleichen Gedanken- 
gänge zu widerlegen sucht. Namentlich die scharfe Herausarbeitung 
des von Hahn ständig verwendeten, aber keineswegs konsequent 
durchgeführten Unterschiedes zwischen bargeldloser Wirtschaft und 
reiner Bargeldwirtschaft bildet die wirksamste Widerlegung des von 
diesem behaupteten Gegensatzes im Wesen des Bankkredites unter 
den beiden Wirtschaftstormen. Die Ausführungen Mannstaedts in 
diesem Punkt wären freilich noch durch einen Hinweis zu ergänzen, 
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daß die von Hahn gebrauchte Unterscheidung von Primärbanken 

und Sekundärbanken in einer bargeldlosen Wirtschaft prinzipiell un- 

durchführbar ist, da keine Vermehrung der Kreditgewährung den 

Banken (zum Unterschied von der einzelnen Bank) Depositen ent- 

ziehen kann und daher der Fonds, aus dem sie Kredite gewähren, 

DT pA ist, jede von ihnen also auch »neue Kredite schaffen« 
nn. 

Wichtiger als diese mehr den Ausgangspunkt als den Kern der 
Lehre Hahns treffenden Ausführungen ist die Kritik Mannstaedts an 
den beiden Hauptthesen Hahns: der Behauptung über die produktive 
Wirkung einer Kreditexpansion und der Erklärung des Zinses als 
Risikoprämie. Wenn die Darlegungen des Verfassers auch durchaus 
auf den besonderen theoretischen Grundauffassungen G. Cassels 
fußen, so sind doch die Einwendungen, die sich daraus gegen die 
kredit- und zinstheoretischen Auffassungen Hahns ergeben, nicht 
verschieden von denen, die vom Standpunkt irgendeiner der anderen 
modernen theoretischen Schulen vorzubringen wären. Namentlich die 
nachdrückliche Darlegung, daß Kreditschaffung nie die Spartätigkeit 
als Grundbedingung der Realkapitalbildung ersetzen, sondern höch- 
stens einen Anstoß dazu geben kann, der nur unter gewissen Be- 
dingungen diesen Erfolg erzielen wird, sollte nirgends auf Wider- 
spruch stoßen. Daß einem nationalökonomischen Theoretiker die 
Zinstheorie Hahns nicht genügen kann, braucht kaum erwähnt zu 
werden. (F. A. Hayek.) 


Pantaleoni, M.: La Crist del 1905—07, erschienen in 
den »Annali di Economia«, Band I, Heft 2, Milano 1925, Universitä 
Bocconi Editrice, p. 301 — 542. 

Maffeo Pantaleoni, einer der bedeutendsten Nationalökonomen 
Italiens, ist in Deutschland — vielleicht infolge seiner mathematischen 
Einstellung — wenig bekannt. Seine älteren Arbeiten finanzwissen- 
schaftlichen Inhalts (über Steuerdruck und Steuerüberwälzung) werden 
gelegentlich noch genannt. Man hat es aber anscheinend völlig über- 
sehen, daß er der Verfasser einer sehr beachtenswerten Untersuchung 
über das jetzt so aktuell gewordene Problem der Konjunktur- 
voraussage ist. Allerdings handelt es sich hierbei nicht um eine 
systematische Studie, wie es etwa die ersten Veröffentlichungen des 
Harvard University Committee on Economic Research« waren. Sie 
enthält aber programmatische Gedanken, die im Prinzip und zum Teil 
sogar in Einzelheiten die Ideen des Harvard-Instituts vorwegnehmen. 

Die Untersuchung von Pantaleoni stellt ein Gutachten dar, 
das der Verfasser in einem Streitfalle zwischen der italienischen Regie- 
rung und der französischen Eisenkonstruktionsfirma »Arbel« (aus den 
Jahren 1906/07) ausgearbeitet hatte. Das Gutachten ist breiteren 
Kreisen erst nach dem (im Oktober 1924 erfolgten) Tode des Verfassers 
durch Veröffentlichung seiner nachgelassenen Schriften zugänglich 
gemacht worden. 

Pantaleonis Aufgabe bestand darin, zu untersuchen, ob ein In- 
dustrieller den Verlauf einer Konjunktur voraussagen kann (wie das die 
italienische Regierung in ihren Schadenersatzansprüchen gegenüber 
der infolge falscher Konjunktureinstellung in Verzug geratenen Lie- 
ferantin annahm). Um das Ergebnis vorwegzunehmen: Pantaleoni ist 
hinsichtlich der Möglichkeit einer zuverlässigen Konjunkturvoraussage 
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sehr skeptisch. Als vorsichtig urteilender, mathematisch ge- 
schulter Forscher untersucht er zunächst mit größter Eindringlichkeit 
die Voraussetzungen für eine Konjunkturprognose. Heute, da die Be- 
dingungen für eine Konjunkturvoraussage wissenschaftlich in hohem 
Maße geklärt sind, erscheinen die von Pantaleoni gestellten Forderun- 
gen, nämlich: I. zur Charakteristik des Konjunkturverlaufs möglichst 
wenige Symptome, denen konstante. Ursachen zugrunde 
liegen, zu wählen und 2. die Wahl der Symptome derart zu treffen, daß 
ihre Auswirkung sich nicht gegenseitig aufhebt, als etwas ganz selbst- 
verständliches. Der Verlauf der symptomatischen Reihen läßt sich 
aber nach Pantaleoni, selbst wenn diese Grundbedingungen erfüllt sind, 
nur dann voraussagen, wenn die Beobachtungsperiode lange genug ist, 
damit die variablen und zufälligen Ursachen die Auswirkung der kon- 
stanten Ursachen nicht überlagern. Die Periode darf aber auch nicht 
zu lange sein, da sich sonst die Anzahl der konstanten Ursachen, die 
relative Intensität ihrer Wirkung oder der Sinn, in dem sie wirken, sich 
ändern kann. In der Terminologie des Harvardinstituts könnte man 
den Gedanken auch so ausdrücken: die Beobachtungsperiode dart 
nicht so lange sein, daß innerhalb dieser Zeit eine wesentliche Ver- 
änderung im Verlaufe des Trends eingetreten sein kann. 

In bezug auf die Methoden der statistischen Verarbeitung der 
symptomatischen Reihen hat Pantaleoni Gedanken von prinzipieller 
Bedeutung ausgesprochen, die bei dem viele Jahre später konstruierten 
Barometer des Harvard-Instituts sich wieder finden. Auch Pantaleoni 
hält es für notwendig, die verschiedenen Schwankungen entsprechend 
ihrer Eigenart streng zu sondern und die Konjunkturdiagnose wie 
Prognose auf dem Phasenabstand der einzelnen Wirtschaftskurven 
aufzubauen. Gleich dem Harvard-Institut unterscheidet hierbei Pan- 
taleoni Säkularschwankungen, periodische Schwankungen, Saison- 
schwankungen und zufällige Schwankungen. Als säkulare Schwankun- 
gen bezeichnet er solche, die längere Zeiträume umfassen, in denen die 
Wirtschaftsstruktur annähernd dieselbe bleibt. Die Konjunktur- 
schwankungen, die sich nur über eine relativ kurze Zeitspanne er- 
strecken, kann man nach Pantaleoni nur bedingt als Zyklen bezeichnen, 
weilihr Endpunkt nie auf dem gleichen Niveau liegt, 
wieder Ausgangspunkt. Mit anderen Worten, die Konjunktur- 
wellen schwanken nicht umeine horizontale Achse, sondern 
schließen so aneinander an, daß sie jeweils auf die Kurve der Säkular- 
schwankungen zurückkehren. 

Auf die Charakteristik der Saisonschwankungen geht Pantaleoni 
nicht näher ein, beschränkt sich vielmehr auf die Bemerkung, daß diese 
relativ leicht feststellbar sind, soweit sie nicht mit periodischen oder 
zufälligen Schwankungen zusammenfallen. 

Bei einer Prognose muß man sich nun nach Pantaleoni stets Klar- 
heit darüber verschaffen, welche Schwankungen vorliegen. Relativ 
am einfachsten ist die Voraussage bei den Säkularschwankungen, am 
schwierigsten bei den zyklischen. 

Im Unterschied von Harvard geht Pantaleoni bei der Analyse der 
Phasenabstände nicht symptomatologisch, sondem 
kausal-deutend vor. Wiewohl er in der Aufeinanderfolge eine 
gewisse Gesetzmäßigkeit erblickt, so warnt er doch, hierauf allein eine 
Konjunkturprognose aufzubauen, weil den statistisch erfaßbaren Zu- 
sammenhängen nur ein Wahrscheinlichkeitsgrad beizumessen ist. Die 
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Untersuchung der Phasenabstände im einzelnen führt Pantaleoni sehr 
eingehend durch, besonders soweit der Geld- und Kapitalmarkt in 
Frage kommt. Hier unterscheidet er in der zeitlichen Aufeinander- 
folge: den Geldsatz (Report und Taggeld), den Zinssatz für kurzfristige 
Anleihen und den Lombardsatz, den Kurs festverzinslicher Werte, 
den Kurs von Großbankaktien und den Kurs von Industrieaktien. In 
einem weiteren Abstand folgt die Entwicklung des Eisenbahnverkehrs 
und der Schiffahrt, auf diese die Schwankungen am Immobilienmarkt, 
Es würde zu weit führen, auf die seitenlangen Ausführungen von 
Pantaleoni näher einzugehen. Erwähnt sei nur, daß er bei der Betrach- 
tung des Montanmarktes nicht nur die Preisentwicklung be- 
achtet, sondern auch die Intensität der Nachfrage, wie 
sie in dem Grad, in dem sich die Lagerbestände erschöpfen, in dem Be- 
schäftigungsgrad und in der Zahl der für die Arbeiter günstig verlaufen- 
den Streiks zum Ausdruck kommt. 

Die Methoden zur Berechnung der einzelnen Schwankungen gibt 
Pantaleoni nicht an, weil das nicht im Rahmen seiner Aufgabe lag, er 
hat sich aber zur Illustration seiner Ausführungen des Kon- 
junkturdiagramms von Babson bedient. Die Uebereinstimmung 
seiner Untersuchungsergebnisse mit den Kurven von Babson mag ihn 
dazu veranlaßt haben, die mathematisch keineswegs einwandfreie 
und auch wirtschaftstheoretisch recht unklare Konstruktion von 
Babson heranzuziehen. 

Bei der Betrachtung der aufsteigenden Konjunkturwelle der Jahre 
1905—07 fällt kurz vor Erreichung des Maximums im Jahre 1906 
ein tiefer Einschnitt auf. Pantaleoni behauptet, daß diese Eigentüm- 
lichkeit sich wiederholt bei Konjunkturwellen zeigt. Seiner Ansicht 
nach entsteht der Einschnitt aus dem Zusammenwirken zweier Wellen, 
er faßt ihn also als eine Interferenzerscheinung auf. 
Pantaleoni sucht diese folgendermaßen zu erklären: in der Regel wird 
die Liquidation bei einem Konjunkturrückschlag (der Einfachheit 
halber und mit Rücksicht auf den konkreten Fall des Gutachtens wird 
diese Konjunkturphase gewählt) nicht vollständig zu Ende geführt. 
Die Folge ist, daß die bereits im Rückgang befindliche Konjunktur- 
bewegung, wie sie in der scharf abnehmenden Kapitalanlage zum Aus- 
druck kommt, einen Auftrieb durch neueinsetzende Kapitalanlage 
erfährt. Die ursprüngliche Konjunkturwelle pflanzt sich nun in die 
anderen Länder fort. Findet sie in einem Lande konjunkturell gleich- 
geartete Umstände vor, so entsteht zunächst eine neue verstärkte 
Welle. Geht diese, wie im Ursprungslande, weil die objektiven Bedin- 
gungen für einen dauernden Konjunkturaufstieg nicht vorhanden 
sind, sehr bald in eine rückläufige Bewegung über, so tritt im Ursprungs- 
lande durch Reflexion eine Wechselwirkung zwischen den gleichge- 
richteten Wellen ein, und zwar derart, daß sich letzten Endes der Rück- 
schlag bei beiden Wellenzügen verstärkt. 

Mit Hilfe der Hypothese von unterbrochener Liqui- 
dation läßt sich die Tatsache erklären, daß zu Beginn des Jahres 
1906 die Kurve der Kapitalanlage deutlich eine nahe Depression an- 
zeigte — eine Depression, die faktisch eintrat, schr bald aber wieder 
in einen kurzen Aufschwung überging — während die übrigen Kon- 
junktursymptome auf eine Fortsetzung der Hausse schließen ließen. 

ie Kurve der zeitlich nachfolgenden Konjunktursymptome wurde 
von der Einbuchtung, die die Kurve der Kapitalanlage erlitt, kaum 
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oder gar nicht berührt. Die isolierte Betrachtung des Kapital- 
marktes mußte also Anlaß zu Trugschlüssen geben. 

Pantaleonis Versuch, die Einbuchtungen in gleichgerichteten Kon- 
junkturwellen, deren mangelnde Beachtung jede Voraussage illu- 
sorisch machen muß, nicht nur zu erklären, sondern auch bewußt in den 
Dienst einer Prognose zu stellen, ist von der Konjunkturforschung noch 
gar nicht beachtet, geschweige denn weiter ausgebaut worden. Und 
doch handelt es sich bei diesen scheinbar zufälligen Einbuchtungen 
offenbar um eine gesetzmäßige Erscheinung. 

Pantaleoni sah nur zu deutlich die schier unüberwindbaren Klip- 
pen einer Konjunkturprognose und kam daher in seinem Gutachten 
zu dem Ergebnis, daß eine Konjunkturvoraussage mit den Hilfsmitteln, 
über die damals die Wissenschaft verfügte, unmöglich sei. Die wich- 
tigsten Symptome stimmten in ihren gegenseitigen Beziehungen nicht 
mit den theoretisch gemachten Annahmen überein, oder genauer ge- 
sagt, die Phasenabstände waren zu variabel, um eine zuverlässige 
Basis für eine Prognose zu bieten. 

Vergleicht man die Untersuchung Pantaleonis mit den Forschungs- 
ergebnissen des Harvard-Institutes, so läßt sich in grundlegenden 
Fragen eine große Uebereinstimmung feststellen. Diese besteht vor 
allem hinsichtlich der Erkenntnis von der Notwendigkeit, die Schwan- 
kungen der Wirtschaftskurven (durch Aussonderung der säkularen, 
zyklischen und saisonmäßigen Schwankungen) in ihre Komponenten 
zu zerlegen und eine Konjunkturdiagnose wie -prognose auf dem Prin- 
zip des Phasenabstandes aufzubauen. Abweichend vom Harvard- 
Institut, bedient sich jedoch Pantaleoni nicht mathematischer Metho- 
den zur Aussonderung der verschiedenen Bewegungsarten. Wie man 
säkulare Schwankungen eliminieren, d. h. den Trend ausschalten kann, 
wird Pantaleoni als Mathematiker im Prinzip wohl gewußt haben; 
handelt es sich dabei doch um nichts anderes, als um die relativ ein- 
fache Ausgleichung einer empirisch gegebenen Kurve nach der Methode 
der kleinsten Quadrate. Diese Annahme wird auch dadurch bestärkt, 
daß er sich der Babsonschen Konstruktion bedient hat, der ja eine, 
wenn auch mathematisch unzureichend begründete und durchgeführte 
Kurvenzerlegung zugrunde liegt.. 

Bei der Untersuchung der gegenseitigen Beziehungen von Wirt- 
schaftskurven wendet Pantaleoni, ebenfalls abweichend vom Harvard- 
Institut, die Korrelationsrechnung nicht an), 

In der mathematisch-statistischen Durchführung der Gedanken 
ist das Harvard-Institut weit über Pantaleoni hinausgegangen. Trotz- 
dem ist Pantaleoni in manchen Fragen, wenn man das Gesamtgebiet 


1) Warum Pantaleoni die Korrelationsrechnung vermied, ist schwer zu 
sagen. Beachtenswert ist immerhin, daß auch Pareto, der Schüler Panta- 
leonis, bei der Untersuchung von Wirtschaftskurven, die einander vorauseilen, 
sich mit einer rein graphischen Analyse der Kurven begnügt. Pareto hat, 
worauf Mortara mit besonderem Nachdruck hinweist, die jetzt namentlich 
in Amerika so bevorzugte Korrelationsrechnung in diesen Fällen für überflüssig 
gehalten. Wahrscheinlich war das auch die Ansicht von Pantaleoni. Vgl. 
Giorgio Mortara, Pareto Statistico, Giornale degli Economisti, 1924, S. 123 
bis 124. Dogmenhistorisch ist bemerkenswert, daß Pareto in seinem 1896/97 
erschienenen »Cours d’economie politique« bereits andeutet, daß man mit Hilfe 
einer Parabel die Grundrichtung einer Kurve und dann die zyklische Be- 
wegung durch Bezugnahme auf diese rechnerisch bestimmen kann. 
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der Konjunkturforschung ins Auge faßt, Harvard überlegen, vor allem 
durch die tiefere wirtschaftstheoretische Analyse. Trotz seiner mathe- 
matischen Einstellung ist daher Pantaleoni keineswegs als Repräsen- 
tant einer rein statistischen Betrachtungsweise anzusehen. Seine Skep- 
sis hinsichtlich der Zuverlässigkeit der Konjunkturprognose erklärt 
sich gerade durch sein feineres Verständnis für volkswirtschaftliche 
Zusammenhänge. Er ist jedoch nicht grundsätzlich Skeptiker, sondern 
vermeidet, wie es Mortara ihm in einem Nachrufe mit Recht als 
Verdienst anrechnet, die apodiktische Form einer Aussage über den 
Konjunkturverlauf, weil zu seiner Zeit die Voraussetzungen hierfür 
noch nicht vorhanden waren. Ein Fortschritt in der Konjunktur- 
forschung dürfte nur dann zu erreichen sein, wenn man Pantaleoni 
folgend der Konjunkturbeobachtung nicht die Statistik, sondern die 
wirtschaftstheoretische Einsicht zugrunde legt. Eine statistische Ver- 
arbeitung symptomatischer Reihen nach den vom Harvard-Institut 
angewandten Methoden ist allerdings notwendig, weil diese sonst gar 
nicht miteinander vergleichbar sind; sie entbehrt aber jeder Grundlage, 
wenn sie ohne Bezugnahme auf die Wirtschaftstheorie erfolgt. 
(Ellen Quittner-Bertolasi.) 


Schäfer,Erich:DieWirtschaftsbeobachtung. Nürn- 
berger Beiträge zu den Wirtschaftswissenschaften. Heft 2. Bamberg, 
Keramos-Verlag A.G., 1925. 

Die undankbare Arbeit des wissenschaftlichen Bücherrezensenten 
wird dadurch besonders unerquicklich, daß er immer wieder Schriften 
begegnet, die, wenn sie in etwas bescheidenerem Gewande aufträten, 
als nützliche Behelfe für den völligen Laien angesehen werden Könnten, 
in einer »wissenschaftlichene Aufmachung aber eine Kühnheit des 
Verfassers bedeuten, die mit aller Schärfe zurückgewiesen werden 
muß. Die vorliegende Arbeit gehört leider in diese Gruppe, so daß 
es Pflicht des Berichterstatters ist, offen zu sagen, daß es für ihre 
Veröffentlichung in der vorliegenden Form keinerlei Rechtfertigung 
gibt. Wie der Verfasser im Vorwort seiner Schrift anführt, gründen 
sich die im wesentlichen archivtechnischen Darlegungen auf die Er- 
fahrungen, die er im gemeinsamen Wirtschaftsarchiv der Verbände 
der deutschen Porzellanindustrie zu machen Gelegenheit hatte. Er 
glaubt jedoch, daß er »die Frage der Wirtschaftsbeobachtung so 
grundsätzlich behandelt, daß der allgemein gehaltene Titel der Schrift 
berechtigt erscheint«. Diese grundsätzliche Behandlung äußert sich 
in schlimmster Weise darin, daß die Hälfte der 78 Seiten umfassenden 
Schrift einer sogenannten »Theorie der Wirtschaftsbeobachtung«, dar- 
unter ihren erkenntnistheoretischen Grundlagen (!) gewidmet ist, um 
daran in durchaus unvermittelter Weise in dem zweiten Teil die 
gewöhnlichsten Gemeinplätze über die Organisation und Praxis der 
Archivtätigkeit zu fügen. Die Naivität, mit der dabei der wissen- 
schaftliche Aufputz dem nichtssagenden tatsächlichen Teil angefügt 
ist, läßt es nicht überraschend erscheinen, wenn in jenem auch grobe 
Unkenntnis und schwere Mißverständnisse zutage kommen. Auch im 
Jahre 1925 gehörte z. B. schon eine ziemliche Unverfrorenheit dazu, 
die symptomatologische Betrachtungsweise der Wirtschaftsentwicklung 
als Neuentdeckung vorzutragen. 

Nur zur Rechtfertigung des über den zweiten Teil der Schrift 
Gesagten sei hier ein kurzer Abschnitt daraus wiedergegeben, der 
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deutlich genug zeigt, welchen hohen Zielen die’»erkenntnistheoretischen 
Grundlagen« dienen mußten. Ueber die bürotechnische Einrichtung 
des Archivs heißt es unter anderem (S. 46): »Neben dem allgemein 
in einem Büro benötigten Gerät wie Arbeitstische, Stühle, Schreib- 
maschinen und Schreibzeug, ist das wichtigste Mobiliar das Regal 
für die Aufnahme des eigentlichen ‚Archivs‘. In dieses werden die 
Mappen nach bestimmten Gesichtspunkten eingeordnet. Die Anord- 
nung und Einteilung der Fächer wird nach dem jeweiligen Bedürfnis 
vorgenommen. Der untere Teil des Regals wird zweckmäßig für die 
Aufnahme der alten Zeitschriften, soweit sie gebunden werden, frei- 
gehalten. Wenn man überhaupt En nee Gesichtspunkte geben 
kann, so ist es vor allem der eine, daß das Regal so gebaut sein soll, 
daß das gesamte Material übersichtlich und leicht zugänglich darin 
untergebracht werden kann. Die Uebersichtlichkeit wird durch An- 
bringung von Aufschriften oder sonstigen Kennzeichen wesentlich 
gefördert.« Der Leser des Buches wird sich schnell überzeugen, daß 
der Rest des Buches nicht weit über dem Niveau dieser besonders 
krassen Stelle steht, an der sich sechs völlig nichtssagende Sätze 
aneinanderreihen. (F. A. Hayek.) 


IV. Wirtschafts- und Sozialpolitik. 


Das Handbuch der Kohlenwirtschaft. Ein Nach- 
schlagewerk für Kohlenerzeuger, Kohlenhändler und Kohlenver- 
braucher. Herausgeber: Karl Borchardt. Schriftleitung: 
Dr. Käte Bonikowsky. 866 Seiten. Berlin, »Die Kohlenwirtschaft« 
Verlagsgesellschaft m. b. H., 1926. geb. 45 M. 

Ueber das Handbuch der Kohlenwirtschaft berichten, hieBe 
eigentlich über die Kohlenwirtschaft selbst berichten und erforderte 
einen Raum, der dem Umfang des Kohlenhandbuchs (866 Seiten) 
nahekommt. 

Was dieses Buch auszeichnet, ist seine Vielseitigkeit, da es die 
Geologie, die Technik, die chemischen und warmewirtschaftlichen 
Grundlagen der Kohlenwirtschaft behandelt, an den Grenzfragen, die 
die Wirtschaft des Erdöls und die allgemeine Energiewirtschaft be- 
rühren, nicht vorbeigeht, ausführliche Einzeldarstellungen über die 
deutschen Kohlenreviere bringt und außerdem die rechtlichen Grund- 
lagen der Kohlenwirtschaft behandelt. Endlich gibt es eine Uebersicht 
über die Kohlenwirtschaft des Auslandes und in einem besonderen 
Abschnitt orientiert es über einzelne Kohlenwirtschaftsfragen, über 
die Interessenvertretungen des Kohlenbergbaus, die Arbeitnehmer- 
verbände, den Kohlenabsatz und Kohlenverbrauch, die Marktlage, 
Preise und Gestehungskosten der Kohle, über den Kohlenhandel, die 
Kohlenfrachten und den Kohlentransport. 

Es hat keinen Sinn, im Rahmen einer kurzen Besprechung Einzel- 
heiten aus der Fülle des Materials herauszuheben, da das ganze Koh- 
lenwirtschaftsproblem aufgerollt wird. Trotzdem fehlt dem Buche 
etwas, nämlich die innere Geschlossenheit, die z. B. den englischen 
Kohlenbericht dem »Report of the Royal Commission on the Coal 
Industry« (1925) auszeichnet. Die durchgehend einheitliche stilistische 
und sachliche Behandlung der ganzen Kohlenwirtschaft konnte bei 
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einem Handbuch, das aus einzelnen Beiträgen zusammengesetzt ist, 
natürlich nicht erreicht werden, obwohl im Vorwort das Eingehen der 
Verfasser auf die Wünsche der Herausgeber hervorgehoben wird. 

Diejenigen Kapitel, die in den Kreisen, die der Schriftleitung nahe- 
stehen, geschrieben wurden, gehören wohl zu den besten und interes- 
santesten. Der Aufsatz über den »Steinkohlenhandel«, der von dem 
Herausgeber des Handbuches Karl Borchardt und seinem Mitarbeiter 
Dr. Werner Piltz verfaßt wurde, gibt eine sehr wertvolle Uebersicht 
über das deutsche Kohlenhandelsproblem. Die Angaben, die Dr. Käte 
Bonikowsky über »Kohlenabsatz und Kohlenverbrauch in Deutsch- 
land« macht, gestatten einen guten Ueberblick über die Entwicklung 
der Kohlenwirtschaft seit der Beendigung des Krieges, der durch 
eine Reihe von Tabellen unterstützt wird und auf dem engen Raum 
von 28 Seiten eine Fülle von Material bietet. 

Ebenso werden die kurzen Aufsätze von Bergassessor Hölling 
über »die Interessenvertretungen des Kohlenbergbaues« und von H. 
Löffler über »die Arbeitnehmerverbände« von allgemeinem Interesse 
sein. 

Der Bericht von Dr. Hugo Bonikowsky über »die öffentliche Be- 
wirtschaftung der Kohle« enthält in gedrängter Form alles, was über 
dieses Thema zu sagen ist, so daB mit Recht auch die Denkschrift der 
Weltwirtschaftskonferenz auf diesen Artikel zurückgreift. 

Durch klare Darstellungsweise zeichnen sich zwei Aufsätze von 
Dipl.-Ing. zur Nedden aus, der eine über »die moderne Oelsynthese«, 
der andere über »Wärmewirtschaft«e. Insbesondere was zur Nedden 
über Wärmewirtschaft zu sagen hat, ist so klar und einleuchtend ge- 
schrieben, daß jeder Laie sich darin kurz über das wichtige Problem 
orientieren kann. 

Die übrigen Aufsätze wenden sich mehr oder weniger an den schon 
einigermaßen orientierten Fachmann. Nur die beiden Aufsätze von 
Dr. H. Broche, Mülheim, »Die Kohlenforschungsinstitute, Uebersicht 
über Inland und Ausland« und von Dr. H. Tropsch über »Kohlen- 
chemie« versuchen den Außenseiter mit ihren Arbeitsgebieten bekannt 
zu machen. 

Während die Aufzählung der Kohlenforschungsinstitute wohl 
lückenlos erfolgt ist, kann man dem Verfasser des Artikels über »Koh- 
lenchemie« den Vorwurf der Einseitigkeit nicht ersparen. Wenn es 
auch begreiflich ist, daß Tropsch, der durch die Mitteilungen über die 
Oelsynthese aus Wassergas nach Fischer-Tropsch weiteren Kreisen 
bekannt wurde, vorwiegend über Arbeiten aus dem Mülheimer Kaiser- 
Wilhelm-Institut für Kohlenforschung berichtet, so muß doch ein- 
gewandt werden, daß sehr viel wertvolle Arbeit auf diesem noch so 
wenig geklärten Gebiet sich an Namen knüpft, die in dem Artikel 
keine Erwähnung finden. Diese Tatsache muß um so mehr beanstandet 
werden, als die Beispiele, die Tropsch für die Arbeitsweise der Kohlen- 
Chemie bringt, keineswegs repräsentativ und auch in ihren Resultaten 
nicht sonderlich interessant sind. Es ist zu bedauern, daß nicht der 
Leiter des Kohlenforschungsinstituts selbst, nämlich Franz Fischer, 
das Wort ergriffen hat, da die Uebersicht, die Franz Fischer z. B. in 
dem Wirtschaftsheft »Kohle« der Frankfurter Zeitung über die Kohlen- 
veredlung gibt, die Aufgabe, die Allgemeinheit über die Probleme der 
Kohlenchemie zu unterrichten, bei weitem besser erfüllt. 

‚. Solche Einzelheiten können aber den Gesamtwert des Werkes 
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nicht mindern. Dazu ist sein Inhalt zu vielseitig und reichhaltig. Wenn 
man bedenkt, daB der Kohlenwirtschaft des Auslandes beinahe roo 
Seiten gewidmet sind, daß eine Bibliographie der Kohlenwirtschaft 
das Eindringen in einzelne Gebiete erleichtert, und endlich ein voll- 
kommenes Verzeichnis der deutschen Gruben beigefügt ist, so kann 
man sich von der Reichhaltigkeit einen Begriff machen. 

Besonders wertvoll ist übrigens ein alphabetisches Verzeichnis 
der Bezeichnungen der verschiedenen Kohlen- und Kokssorten in den 
drei Sprachen: deutsch, französisch und englisch. Ausführliche Stati- 
stiken liefern überdies ein reiches Zahlenmaterial, instruktive Bilder 
erläutern die technischen Ausführungen, so daß eigentlich nichts an 
diesem Werke auszusetzen wäre, als daß es kein Sachregister enthält, 
um den Gebrauch des Buches einfacher zu gestalten, denn es ist ein 
Nachschlagewerk, eine Enzyklopädie der Kohle. (Otto Jellinek.) 


Faber, Dr. Alfred: Die neueste Entwicklung der 
Welterdölwirtschaft und die Mineralöllage 
Deutschlands. gı Seiten mit 17 Abbildungen und 58 Ta 
bellen. Halle a.d. Saale, Verlag Wilhelm Knapp, 1926. Ä 


Die kleine Schrift ist eine wertvolle Bereicherung der deutschen 
Erdölliteratur. Sie ist kurz, übersichtlich, in vieler Beziehung in- 
haltsreich und ermöglicht es dem Leser, der sich von diesem Buche 
in die Erdölwirtschaft einführen läßt, durch ein gut ausgewähltes 
Literaturverzeichnis einzelnen Problemen näher nachzugehen. Ein 
alphabetisches Sachregister, dies sei vorweggenommen, macht die 
kleine Schrift in gewisser Weise sogar zu einem Nachschlagewerk. 

Die Darstellung geht von der Technik und der Statistik aus; 
unter Benutzung amtlicher amerikanischer Quellen entsteht vor dem 
Leser ein anschauliches Bild der Quantitäten. Die Entwicklung der 
Erdölindustrie und ihre politische Bedeutung werden kurz ge- 
streift und wertvoll ergänzt durch die sehr sachverständigen tech- 
nischen Ausführungen über Oelfeuerung, Motorschiffe und Kraftfahr- 
wesen. Die Diskussion über die Schätzung der Erdölvorräte der Welt 
ist nach dem Stand der Herausgabe der Schrift (Oktober 1925) dar- 
gestellt. Produktion, Konsum, Vorräte, Transport und Preise werden 
teils tabellarisch, teils graphisch vorgeführt. Wer die Erdölliteratur 
kennt und weiß, wie mühselig es ist, die einzelnen Zahlen aus den ver- 
schiedenen Standardwerken und Zeitschriften zusammenzusuchen, 
muß dem Verfasser aufrichtig dankbar sein, insbesondere da es ihm 
gelungen ist, die vielfältigen Daten zu einer inneren Einheit zusammen- 
zu schmelzen, so daß die Schrift als bequem lesbare erste Einführung 
in das schwierige Gebiet der Erdölwirtschaft gelten darf. 

Neu und wertvoll sind die Angaben, die Verfasser über die Wirt- 
schaftlichkeit von Motorschiffen im Vergleich zu den mit Oel- und 
Kohle geheizten Schiffen macht und das ausführliche Kapitel über 
Deutschlands Teerölerzeugung aus Kohle, da die Beschaffung des hierzu 
nötigen Zahlenmaterials besonders schwierig ist. Daß auf dem engen 
Raum die Gliederung der ausländischen Mineralölwirtschaft nur ganz 
kurz aufgezeichnet werden konnte, ist selbstverständlich. Die Angaben 
über die Gliederung der deutschen Mineralölgesellschaften geben ein 
getreues Augenblicksbild; mehr als das wird ein Buc h auch niemals 
leisten können. Um diese Zusammenhänge zu übersehen, ist man wohl 


IV. Wirtschafts- und Sozialpolitik. 431 


immer auf das fortlaufende Studium der Fachzeitschriften angewiesen. 
(Otto Jellinek.) 


Gitermann, Marcus: Lactioncollectivecontrela 
crisedulogement en Allemagne. Niort, Imprimerie Th. 
Martin, 1926. 183 S. 8°. 

Derselbe, Konzesstonterteroderkommunaler Be- 
trieb von monopolistischen Unternehmungen 
öffentlichen Charakters? (Zürcher Volkswirtschaftliche 
Studien, Neue Folge, Heft 8.) Zürich, Rascher & Cie., 1927. IX u. 
642 S. 8°. Preis geb. RM. 17,50. 

Recaredo Fernandez de Velasco, Los contratos 
administrativos, doctrina general, legislacion espanola, con 
inclusión de los Estatutos municipal y provincial y disposiciones 
complementarias, jurisprudencia de los tribunales y resoluciones de 
los centros directivos. (Biblioteca de la Revista de Derecho Privado, 
Serie B, Tomo IV.) Madrid, Libreria general de Victoriano Suarez, 
1927. XI u. 426 S. 8°. 

Seit dem Weltkrieg und den Revolutionen hat sich der Stand 
der Sozialisierungsdebatte fast umgekehrt: Der damals gegen die 
Privatwirtschaft so siegreich vorgehende öffentliche Betrieb ist heute 
nicht nur selbst auf dem Boden des freihändigen Erwerbs von Unter- 
nehmungen, der »kalten Sozialisierung«, hart belagert, sondern auch 
in sich, vor allem durch den Gegensatz der Hoheitsträger im Finanz- 
ausgleich, zerspalten und erschüttert. Bücher wie die des Zürcherischen 
Kommunalingenieurs Gitermann, voll überzeugter wirtschaftsethischer 
Parteinahme für einen Staats- und Kommunalkapitalismus der öffent- 
lichen Interessen, gehören inmitten der allgemeinen Defensive dieser 
Gedanken fast schon der Vergangenheit an. Man braucht deshalb 
nicht ihr Gegner zu sein, um heute gegen ihre so weitgehende Ver- 
tretung doch allerhand kritische Bedenken zu fühlen und auszuspre- 
chen. Das ist noch weniger der Fall bei dem Buch über die Wohnungs- 
zwangswirtschaft in Deutschland, einer Sammlung von Artikeln für 
die Genfer sozialistische Zeitschrift »Annales de l Economie Collective« 
(früher Annales de la Regie Directe), also einem für das Ausland be- 
stimmten Rechenschaftsbericht. Man kann, so widerspruchsvoll das 
klingen mag, dem Verfasser sowohl darin beistimmen, daß die neuere 
deutsche Wohnungswirtschaft sich ganz systemlos entwickelt hat, 
als darin, daß sie tatsächlich einen großen Schritt auf dem Wege 
des Staats- und Munizipalsozialismus bedeutet. Denn nach Giter- 
manns richtiger Verallgemeinerung folgt sie nur dem allgemeinen 
Zug der vom nie: betroffenen Volkswirtschaften, der von der 
Preisregelung über die Bedarfsrationierung zur Mitwirkung der öffent- 
lichen Körper bei der Produktion führt. Für den deutschen Leser 
könnte die ausländische Beurteilung besonderes Interesse gewinnen, 
wenn sie ausführlicher auch auf Vorkriegserfahrungen und Zukunfts- 
aussichten des deutschen Wohnungswesens einginge. Denn dann könnte 
man Stoff zur Beantwortung der wirtschafts- und finanzpolitisch 
belangreichsten Frage erhoffen, inwiefern etwa schon früher die private 
Bauindustrie zur Befriedigung eines normalen Wohnungsbedarfs auf 
der Grundlage unserer Volkswirtschaft unfähig gewesen ist und was für 
Forderungen an die öffentliche Wohnungsfürsorge in Eigenbau, Unter- 
stützung oder Beleihung von Genossenschafts- oder Privatbau bei 
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der gegenwärtigen Lockerung der Zwangswirtschaft zu stellen wären. 
Dazu holt aber das Buch lange nicht weit genug aus, und auch nach 
der Gegenwart hin bleibt es allzu früh bei den jetzt überwundenen 
Erscheinungen der Inflation stehen. 

Die Frage, was für ein Maß von kommunalwirtschaftlichem 
Egoismus oder sogar oligarchischer Cliquenkorruption auch mit der 
sozialistischen Staats- und Gemeindeunternehmung verbunden sein 
könnte, liegt der Denkart des Verfassers natürlich fern und war im 
Rahmen eines Auslandsreferats wohl auch kaum zu stellen. Das so 
gewichtige Buch über Konzessions- und Kommunalbetrieb aber, das 
dies allgemeine Thema am Beispiel der Kommunalisierung der Gas- 
versorgung und der Straßenbahn von Zürich behandelt, hätte wohl 
neben den sehr drastischen Erläuterungen der Machtpolitik nament- 
lich der großen Elektrizitätskonzerne, auch in Deutschland, jener Frage 
mindestens einige Beachtung schenken sollen. Obwohl sicherlich in 
den deutschen Gemeinden der Antrieb der allgemeinen Finanznot zur 
Ueberschußwirtschaft und entsprechenden (pseudosteuerlichen) Preis- 
erhöhung der kommunalen Betriebe noch stärker ist als in den schweize- 
rischen Gemeinden, zeigt doch die Stellungnahme Gitermanns für 
eine solche Ueberschußpolitik (für die er S. 521 mit Recht die sozia- 
listische communis opinio, im Unterschied von der der Vorkriegszeit, 
in Anspruch nimmt) bereits die Aufgabe des ursprünglichen Stand- 
punkts, von dem die kommunale Versorgung allemal als Verbilligung 
gegenüber der privaten erschien. Dort, wo wie bei den Gaspreisen 
S. 264 ff. dieser alte Standpunkt noch beibehalten ist, würde selbst- 
verständlich nicht allein der hypothetische Vergleich mit früheren 
Preisen des Konzessionsbetriebes, sondern erst etwa ein Vergleich 
privater und kommunaler Preisgestaltung in verschiedenen Kom- 
munen zur selben Zeit entscheiden. 

Von dem Boden wirtschaftspolitischer Gegensätze leitet das Buch 
des Professors Velasco von der Universität Murcia über die Ver- 
waltungsverträge fort zu den Grundsätzen jenes Zwischengebiets von 
Wirtschafts- und Rechtswissenschaften, wo sich heute die Finanz- 
wissenschaft Adolf Wagners (auch er wird hier angerufen) zu erneuern 
beginnt. Nach einer auch für den deutschen Leser sehr lehrreichen 
Einleitung über die dogmatische Mittelstellung des Begriffs zwischen 
öffentlichem und Privatrecht behandelt ein zweiter Teil die allen 
verwaltungsrechtlichen Verträgen gemeinsamen Grundsätze, besonders 
den so charakteristisch romanischen Begriff der »öffentlichen Arbeitene; 
ein dritter die für die spanische Praxis wichtigsten Vertragsarten: 
Eisenbahnkonzessionen (mit interessanter Skizze und Literatur des 
spanischen Eisenbahnwesens, S. 245 f.), Staatsanleihen, Posttanfe, 
Beamtungen (nebst Steuerpacht und sogar Denunziantenauftrag!) 
und Lotterien; ein vierter die Wirkungen gegen Dritte, z. B. Ent- 
eignungen; ein fünfter die Rechtsprechung nach Zuständigkeiten und 
Instanzenzug mit hier besonders ergiebigem vergleichendem Seiten- 
blick auf Deutschland, Frankreich, Italien und Argentinien; wiewohl 
zunächst an den Verwaltungsjuristen gerichtet, sind alle diese Aus- 
führungen doch auch für die internationale Finanzpolitik sehr belang- 
voll und teilweise, wie z. B. die Kasuistik der Staatsschulden oder 
der Eisenbahnkonzessionen, sogar besonders willkommen. 

(C. Brinkmann.) 
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Helpenstein, Dr. jur. Franz: Stellung und Wesen 
der Gewerbesteuer im Deutschen Steuersystem. 
(Ein Beitrag zur preußischen Gewerbesteuerreform.) Kölner wirt- 
schafts- und sozialwissenschaftliche Studien. Zweite Folge, 2. Heft. 
Leipzig, Glöckner, 1926. 59 S. 

Der Verfasser verteidigt Zunächst die Gewerbesteuern bzw. die 
Ertragsteuern gegen einige Einwände und weist ihnen dann einen 
bestimmten Platz im Rahmen des Steuersystems neben der Ver- 
mögen- und Einkommensteuer zu, und zwar, kurz zusammengefaßt, 
folgendermaßen: ge die Vermögensteuer die durch die 
Vermögensobjekte gegebene erhöhte Leistungsfähigkeit des Steuer- 

flichtigen in Bausch und Bogen, die Ertragssteuern teilen diese 

Vermö ensobjekte hinwiederum und beurteilen die Steuerkraft nach 

der Schaffung der Werte. Die Einkommensteuer faßt alle Erträge 

im Einkommen einheitlich zusammen, besteuert diese Summe der 

Erträge aus einem einheitlichen Gesichtspunkt heraus nach der persön- 

lichen Leistungsfähigkeit, ohne erst untersuchen zu müssen, worauf 

diese Erträge, ob aus fundierter oder nicht fundierter Quelle fließend, 
fußen; denn die erhöhte Leistungsfähigkeit ist bereits durch die Be- 

steuerung des Vermögens bzw. der Erträge aus diesem erfaßt« (S. 6). 

Dann wird die Frage behandelt, ob für die Gewerbesteuer das Prinzip 

der Leistungsfähigkeit oder der Leistung und Gegenleistung maß- 

gebend sein solle, der Verfasser kommt hier zu ähnlichen Ergebnissen 
wie Schanz in seinem bekannten Aufsatz (Finanzarchiv, 32. Band, 

1915), nämlich Ablehnung des Prinzips Leistung und Gegenleistung. 

Dann untersucht er das Wesen der Gewerbesteuer unter dem Ge- 

sichtspunkt der Gewerbesteuer als Ertragsteuer und als Objektsteuer, 

wobei er zu einer schärferen Ausprägung des Begriffs der Objekt- 
steuer kommt (S. 32). Schließlich zieht er die Folgerungen aus dem 

Wesen der Gewerbesteuer, indem er fordert: Bemessung der Steuer 

nach dem Reinertrag unter Berücksichtigung der Schuldzinsen und 

eines Betrages für die persönliche Arbeit der Gesellschafter. 

Man mag dem von Helpenstein verwerteten Verfahren ein anderes 
gegenüberstellen, das beispielsweise von Bräuer (Ertragsteuern, Hand- 
buch der Finanzwissenschaft, II. Band) angewandt ist, nämlich die 
bei der allmählichen Entfaltung der Steuer auftauchenden Probleme 
zu behandeln und das Für und Wider dieser oder jener Regelung 
möglichst allseitig zu beleuchten. Helpenstein hingegen wählt seinen 
Standpunkt und betrachtet die Dinge dann von ihm aus durchaus 
einseitig, unter Ausschaltung aller Probleme, die für eine solche Be- 
trachtung ungeeignet sind. DaB dies Verfahren zu Erkenntnissen 
führt — und im vorliegenden Falle auch dazu geführt hat —, ist 
zweifellos richtig. Aber können wir uns mit dem gewählten Stand- 
punkt und den Ergebnissen der Untersuchung voll und ganz ein- 
verstanden erklären und müssen wir sie akzeptieren? Der Ver- 
fasser läßt seinen Standpunkt schlechthin als den einzig möglichen 
erscheinen, indem er das Prinzip der Besteuerung nach der Leistungs- 
fähigkeit wie ein absolutes Prinzip und die Forderung nach klarer 
Abgrenzung der Wirkungsgebiete der einzelnen Steuern als selbst- 
verständliches Postulat behandelt. Aber darin kann man durchaus 
anderer Meinung sein, man kann sagen, daß wesentliche Gesamt- 
interessen es zweckmäßig erscheinen lassen, von der einen wie von 
der anderen Forderung beim Aufbau des Steuersystems abzuweichen; 
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z. B. im Gegensatz zum Prinzip der Besteuerung nach der Leistungs- 
fahigkeit den Abzug von Schuldzinsen zu verbieten (z. B. bei der 
Grundsteuer) oder im Gegensatz zur Forderung nach klarer Ab- 
grenzung der einzelnen Steuern Teilvermögensteuern neben allgemeine 
Vermögensteuern treten zu lassen, um den Kommunen für sie brauch- 
bare Steuern in die Hand zu geben. Uebrigens führen die beiden 
Grundforderungen Helpensteins möglicherweise zu verschiedenen Er- 
gebnissen: zum Zwecke klarer Abgrenzung der einzelnen Steuern will 
Helpenstein, daß ertraglose Vermögensobjekte nicht zu den Ertrag- 
steuern herangezogen werden; aber entspricht das tatsächlich der 
Forderung nach Berücksichtigung der Leistungsfähigkeit, daß der- 
jenige, der sich den Luxus ertragloser Objekte wie Parks, Golfplätze 
u. dgl. leistet, relativ gering zu Steuerleistungen herangezogen wird ? 
Und ferner, wie ist beispielsweise Bauland zu behandeln ? Nach Helpen- 
steins Ausführungen muß man schließen, daß auch dies nur dann 
zur Steuer herangezogen werden darf, wenn ein Ertrag vorliegt, und 
zwar ein Ertrag nach Abzug der aufgewandten Schuldzinsen, wie 
er sich beim Grundstücksverkauf gelegentlich ergibt und ohne Schuld- 
zinsenabzug heute schon meist von der Wertzuwachssteuer getroffen 
wird; wie würde das in Einklang zu bringen sein mit dem Gesamt- 
interesse an gesunder Wohnweise der Bevölkerung ? 

Bei aller Anerkennung für die Konsequenz in der Behandlung 
des Themas wird man doch bezüglich der Ergebnisse Zweifel anmelden 
können. Unseres Erachtens ist es auch nicht möglich, die Frage der 
zweckmäßigen Ordnung der Gewerbesteuer ohne Rücksicht auf die 
Grundsteuer isoliert zu betrachten, wir halten es vielmehr für er- 
forderlich, die Ertragsteuern hierbei als einheitliches Ganzes zu be- 
handeln, so wie es in der Arbeit zunächst auch geschieht. Eine kleine 
Aeußerlichkeit sei noch erwähnt: nicht alle zitierten Schriften sind 
so allgemein bekannt, daß man bei ihnen Erscheinungsort und -jahr 
oder die Sammlung, in der sie erschienen sind (z. B. Schriften des 
Vereins für Sozialpolitik) weglassen dürfte. 

(Rudolf Stucken.) 


Löffler, Dr. Werner: Diemoderne Konzernierung. 
Das Konzentrationsproblem in der deutschen Großunternehmung 
unter besonderer Berücksichtigung der Spät- und Nachinflations- 
zeit. en E. Philipps Buchhandlung G. m. b. H., 1926. 
142 

Das mit einem reichlich prätentiösen Vorwort versehene Büchlein, 
in dem der Verfasser sich die Aufgabe stellt, das »gesamte Problem, 
wie es sich zur Zeit darbietet, und die Projizierung des Problems an 
einer großen Anzahl von Behandlungsstellen auf die deutsche Wirt- 
schaft in den Jahren 1923/24« zu behandeln, will in seinen beiden 
ersten Teilen die modernen Konzentrationsformen wirtschaftspolitisch 
allgemein und deren praktisch-politischen Maßnahmen (Preisbildung 
und Marktbeherrschung) insbesondere erklären und rechtfertigen. In 
einem Schlußkapitel stellt Verfasser seine für Konzernierung sprechen- 
den Argumente zusammen. 

Haltung und Stellungnahme des Verfassers sind die des un- 
geistigen Interessenten, der die Ideologie des Liberalismus, daß der 

»Egoismus sich in Segnungen für die Allgemeinheit auswirkee (S. 16), 
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auch auf die Selbstorganisation der Wirtschaft anwenden zu können 
glaubt und der vom Glauben an den Fortschritt lebt. Stilblüten und 
nen Druckfehler sind für das allgemeine Niveau charakte- 
ristisch. 

Der Abschnitt über die »Systematik in der Kartellierung« bringt 
an Hand von Beispielen die begriffliche Abgrenzung einzelner Kar- 
tellierungsformen, die jedoch weder inhaltlich noch in der Formu- 
lierung über die üblichen Kenntnisse des Wirtschaftspraktikers hinaus- 
gehen. Literarisch brauchbar ist dagegen der Abschnitt über die 
»Konzentrationsbewegung in verschiedenen Zweigen der deutschen 
Großindustrie«, der die Tatsachen vertraglicher Abmachungen über- 
sichtlich zusammenstellt, und das Kapitel über die »Kartellgesetz- 
gebung«, das das sog. Kartellgesetz von 1923 und die Kartellgerichts- 
praxis behandelt und die bisherigen prinzipiell wichtigen Entschei- 
dungen des Kartellgerichts nach allgemein wirtschaftspolitischen Ge- 
sichtspunkten ordnet. (Käthe Bauer-Mengelberg.) 


Lütgen,Dr. Helmuth (Diplomvolkswirt): Das Rheinisch- 
WestfälischeKohlensyndikatinderVorkrıegs-, 
Kriegs- und Nachkriegszeit und seine Haupt- 
p? obleme. 69. Bd. der Wirtschafts- und Verwaltungsstudien, 

sg. v. G. v. Schanz. Leipzig, Erlangen, A. Deichertsche Verlags- 

buchhandlung Dr. Werner Scholl, 1926. 238 S. 

Diese Würzburger Dissertation gibt eine ausführliche Geschichte 
der Entwicklung des Kohlensyndikats und eine Zusammenfassung 
der Probleme nach sachlichen Gesichtspunkten. (Die Bezeichnung 
dieser Abschnitte als sallgemein« und »speziell« dürfte nicht ganz 
einwandfrei sein.) 

Verfasser schildert die Entstehung der Kartellierungsbestrebungen 
aus Ueberproduktion, ihre Entwicklung von der loseren Verbindung 
zum Syndikat, dessen rechtlicher Aufbau und wirtschaftliche Funk- 
tionen analysiert werden; es folgt eine eingehende Behandlung der 
wirtschaftlichen Revolutionierung der Produktions- und Absatzver- 
hältnisse durch den Krieg und der grundsätzlichen Wandlung der 
Stellungnahme des Staates zur Kartellierungsfrage. Der historisch- 
sallgemeine« Teil bringt dann als letzten und eigentlichen Haupt- 
abschnitt eine genaue Darstellung der heutigen staatlichen Grund- 
lagen (insbesondere Kohlenwirtschaftsgesetz), sowie der verschiedenen 
privatrechtlichen Abwandlungen des Rheinisch-Westfälischen Kohlen- 
syndikats seit dem Ruhrkrieg. 

In dem »speziellen« Teil werden die Hauptprobleme unter sach- 
lichen Gesichtspunkten behandelt: die Produktion, d. h. in erster 
Linie die Beteiligungsziffer, die immer noch nicht zu allseitiger Zu- 
friedenheit gelöste Frage der Organisation des Handels, Preisfragen 
und Hüttenzechenfragen werden eingehend besprochen und an zahl- 
reichen Spezialtabellen erläutert. 

Natürlich ist durch diese doppelseitige Betrachtung des Objekts 
eine gelegentliche Wiederholung nicht zu vermeiden. Die Schrift ist 
insbesondere zu begrüßen, weil sie die gesamte diesbezügliche Literatur, 
die, was die Entwicklung der letzten Jahre anbetrifft, in Zeitschriften 
und einzelnen Aufsätzen verstreut ist, zusammenfassend wiedergibt 
und vor den Augen des Lesers ein klares Bild des Aufbaus und der 
Problematik dieses riesigen Wirtschaftskörpers erscheinen läßt. Die 
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vorwiegend episch-darstellerische Aufgabe hat der Verfasser aus- 
gezeichnet gelöst. (Käthe Bauer-Mengelberg.) 


Schlesinger, Dr. Rudi: Die Zollpolitik der Ver- 

einigten Staaten von Amerika von der Beendi- 

ung des Weltkriegesbiszum Fordney-McCumber- 

T ar 1f. Finanzwissenschaftliche und volkswirtschaftliche Studien, 
H. 6. Jena, Gustav Fischer, 1926. X, 106 S. RM. 4,50. 


Diese erste größere auf deutsch herausgekommene Arbeit über 
den Fordney-Tarıf ist eine gute historische, von einem beachtlichen 
Fleiß und einer gewissenhaften Durcharbeitung eines umfangreichen 
Materials zeugende, interessant, aber nicht immer genügend über- 
sichtlich geschriebene Darstellung. Nach einer etwas zu kurzen Ein- 
leitung über die allgemeinen Entwicklungstendenzen der amerikani- 
schen Zollpolitik (vermißt wird hier besonders ein Hinweis auf die 
Zeit der napoleonischen Kriege und die des Bürgerkrieges als Ver- 

leich für die Weltkriegsverhältnisse) und die Zollpolitik während des 

rieges wird chronologisch das Werden des Fordney-Tarifes geschildert, 
und zwar im ersten Teil die nach dem Kriege neu erstarkte Schutzzoll- 
bewegung und der von ihr zur Annahme gebrachte Notstandstarif. 
Der zweite Teil ist ohne Zweifel der beste; hier schildert der Verfasser, 
mit einem durch keine Illusionen getrübten sicheren Blick, Argumente 
und Gegenargumente jeweilig objektiv anführend, das Ringen der 
Interessenten um den Tarif. Das Ergebnis dieses Interessentenkampfes, 
den Fordney-Tarif, sowohl die Zollschutzbestimmungen wie die Ver- 
waltungsvorschriften, behandelt der Verfasser in einem dritten Teil. 

Der dritte Teil der Arbeit hätte übersichtlicher gestaltet werden 
müssen. Nach der umfangreichen Schilderung des Auf und Ab der 
zollpolitischen Bestrebungen der Nachkriegszeit verliert der Leser 
etwas den Blick für das Neue, was der Fordney-Tarif gebracht hat. 
Solche Uebersichten, wie die über die Wollzölle (S. 73) und die Zölle 
auf optische Erzeugnisse (S. 77 f.), hätten erweitert und auch für 
andere Warengruppen aufgestellt werden sollen. Am besten wäre 
diesem Uebelstand durch einige das Wichtigste bringende Tabellen- 
seiten abzuhelfen. 

Der Versuch des Verfassers, die wirtschaftlichen Bedingtheiten 
und Auswirkungen des Tarifes darzulegen, ist ein Versuch geblieben 
und muBte es wohl auch bleiben. Zwar wird im Vorwort von der 
Absicht gesprochen, diese wirtschaftlichen Bedingtheiten zu berück- 
sichtigen, aber dieser Wille kommt doch nur gelegentlich in etwas 
allgemein gehaltenen Sätzen zur Geltung. Die Ausführungen über 
die Auswirkungen des Fordney-Tarifes sind mit so vielen »Wenn und 
Aber« versehen und beweisen so wenig, daß an ihre Stelle lieber das 
durchaus verständlich gewesene Geständnis hätte treten sollen: Zwar 
lassen die Zahlen über den Außenhandel der U.S.A. einige interessante 
Tendenzen erkennen, aber das vorliegende Material läßt es nicht zu, 
beachtliche Schlüsse über die volks- und weltwirtschaftlichen Aus- 
wirkungen des Fordney-Tarifes zu ziehen. — Nützlicher wäre es 
deswegen wohl gewesen, rückblickend einiges über die Stellung des 
Fordney-Tarifes im Gesamtrahmen der amerikanischen Zollpolitik zu 
sagen, was sicherlich zu wertvollen Ergebnissen geführt hätte. Diese 
kritischen Bemerkungen mögen jedoch nicht das Gesamturteil trüben, 
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daß diese Studie, die erste über diese Spezialfrage, eine beachtliche 
und saubere Arbeit ist. (Wilhelm Grotkopp.) 


DieVolkswirtschaftUngarnsim Jahre 1926. Unter 
Mitwirkung von LudwigLeopoldund Josef Vago heraus- 
gegeben von Dr.Georg Kemény, mit einem Geleitwort von 
Dr. Alexander Popovtcs. Wien, Verlag Moritz Perles, 1927. 
224 S. 

Diese reichhaltige Veröffentlichung ist nicht nur für jeden Volks- 
wirt und Wirtschaftsgeographen von hohem Werte, der die gegen- 
wärtigen Wirtschaftsverhältnisse Ungarns, im Rahmen der großen 
weltwirtschaftlichen Vorgänge, kennenzulernen wünscht. Sie schneidet 
noch überdies eine Reihe grundsätzlicher Fragen an oder liefert 
wenigstens planmäßig Stoff zu ihrer Beantwortung, so daß sie auch 
über den genannten engeren Kreis hinaus gekannt zu werden ver- 
dient. In dieser Beziehung sei namentlich auf die mit Tatsachen 
wohl belegten Ausführungen Vagos (S. 43—53) hingewiesen, worin 
die derzeitige, noch immer unter großen Schwierigkeiten vor sich 
gehende wirtschaftliche Entwicklung Ungarns — und Ungarn ist nur 
ein Beispiel für eine Reihe anderer in ähnlicher Lage befindlicher 
europäischer und namentlich mitteleuropäischer Staaten — als »An- 
passung« an die durch den Weltkrieg und den Trianoner Friedens- 
vertrag herbeigeführten »Strukturwandlungen« bezeichnet wird; diese 
mehr oder weniger schmerzliche Anpassung wird den weit regelmäßiger 
verlaufenden und daher vom Anfang bis zum Ende weit leichter zu 
überblickenden Krisen (Erholung — Hochkonjunktur — Krise — 
Depression — wieder Erholung) der ruhigeren Vorkriegszeit von 1815 
bis 1914 gegenübergestellt. Im Zusammenhang mit der Anpassungs- 
frage wird (S. 75—85) mittels eingehender statistischer Begründung 
nachgewiesen, daß zwar der Umfang des ungarischen Handels, und 
zwar sowohl des Binnen- als auch des Außenhandels, im Jahre 1926 
namhaft zugenommen habe, daß aber nichtsdestoweniger die Lage 
der ungarischen Kaufmannschaft, infolge einer durch die Nachkriegs- 
entwicklung vorläufig noch obwaltenden Ueberfüllung dieses Standes, 
als keineswegs günstig zu bezeichnen sei. In einem auffälligen Gegen- 
satz zu den Beschlußanträgen der meisten internationalen Wirt- 
schaftstagungen der letzten Zeit, aber im Einklang mit dem indu- 
striellen Hochschutzzöllnertum, das in Ungarn besonders seit 1922 
zur Macht gelangt ist, steht (S. 86—89) die unfreundliche Haltung 
gegenüber der unbedingten, unbeschränkten Meistbegünstigung, statt 
welcher die Wechselseitigkeit (bedingte Meistbegünstigung) oder wenig- 
a der starre Doppeltarif nach französischem Muster empfohlen 
wird. 

Besonders ausführlich (83 Seiten) und in mehrfacher Beziehung 
für weiteste Kreise anregend sind die statistisch reich belegten Dar- 
legungen von L. Leopold über die ungarische Landwirtschaft im Jahre 
1926, namentlich jene über die »Bodenstatik«, worin ausgeführt wird, 
inwiefern die Landwirte Ungarns gewillt und in der Lage waren, die 
dem Boden entnommenen Nährstoffe diesem wieder zuzuführen; über 
die Möglichkeiten einer gesteigerten Leistungsfähigkeit der ungarischen 
Landwirtschaft durch Bodenverbesserungen, eine der Nachkriegslage 
Ungarns besser angepaßte Viehhaltung, Ersatz der Ochsenarbeit durch 
Pferdearbeit, Verbesserung des Molkereiwesens; über die Aufteilung 
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des Rohertrags der Landwirtschaft an die einzelnen Schichten der 
Landbevölkerung und an außenstehende Kreise (»betriebsfremder Auf- 
wands); über die größere Tragweite des landwirtschaftlichen Zoll- 
schutzes in Deutschland, wo sich dieser Zollschutz völlig auswirken 
kann, im Vergleich zu Ungarn, das, als Ausfuhrland für landwirt- 
schaftliche Erzeugnisse, durch Agrarzölle die Preise der landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse wenig zu heben vermag. 
Merkwürdig berührt aber Leopolds feindseliges Verhalten gegen 
die sogenannte Badener, d. h. gegen die Erweiterung des Klein- 
ndbesitzes durch Aufteilung des Großgrundeigentums. Dieses Ver- 
Iten ist wohl nur aus einer einseitigen klassenmäßigen Einstellung 
zu erklären. Er übertreibt die unleugbaren Uebergangsschwierigkeiten 
ungeheuer, macht die hiebei in den Balkanstaaten und Osteuropa zu 
verzeichnenden Auswüchse kultureller Rückständigkeit, völkischer Ge- 
hässigkeit, schlechter Verwaltung, wirtschaftspolitischer Ungeschult- 
heit und Lässigkeit zu Fehlern der Sache selbst und übersieht völlig, 
daß in Gebieten des Großgrundbesitzes die Landbevölkerung ohne 
heutzutage unmögliche Schollenbindung vor beständigem, kläglichen 
Dahinschwinden nicht zu bewahren ist. Wie seine meisten anderen 
Ausführungen sucht er auch jene über die Bodenreform durch eine 
reichhaltige Statistik zu beweisen. Aber seine Ziffern selbst sprechen 
gegen ihn. Darnach sollen die Durchschnittsleistungen des Klein- 
grundbesitzes auf die Flächeneinheit in den »sieben Hauptprodukten« 
(Weizen, Roggen, Gerste, Hafer, Mais, Kartoffel, Zuckerrüben) um 
etwas über ein Achtel hinter jenen des Großgrundbesitzes zurück- 
geblieben sein (S. 141—44). Wer aber den ungeheuren politischen 
und wirtschaftlichen Druck kennt, unter dem die Bauern und Land- 
arbeiter Ungarns von den seit jeher dem Großgrundbesitz unbedingt 
zur Verfügung stehenden ungarischen Regierungen in wirtschaftlicher 
und kultureller Beengung gehalten wurden, wird jene derzeitige Rück- 
ständigkeit wohl nur für eine bald vorübergehende Uebergangs- 
erscheinung halten, falls die gegenwärtige ungarische Regierung die 
Bodenreform ernstlich fördern wollte; diese Regierung hat aber seit 
Ende 1925 mit jeder derartigen Förderung völlig Schluß gemacht. 
Dagegen ist aus Leopolds eigenen Ausführungen 8. 204—05) zu ent- 
nehmen, welch groBen Aufschwung in den letzten Jahren, bei auch 
nur eingeschrankter Durchfiihrung der Bodenreform, eine so besondere 
Leistung des Kleinbetriebes wie die Geflügelzucht (und Eiergewin- 
nung) genommen hat. Daß in Ungarn, trotz Weltkrieg und Umsturz, 
era ein Drittel der Ackerfläche in den Händen des Großgrund- 
esitzes verblieben ist, dürfte dem Lande, bei weiterer Andauer der 
auf ungeschmälerte Erhaltung des Großgrundbesitzes bedachten Wirt- 
schaftspolitik, noch mancherlei ernste wirtschaftliche und politische 
Schwierigkeiten bringen. (S. Schilder.) 


Cassau, Dr. Jeanette: Die Arbeitergewerkschaf- 
ten. Eine Einführung. Halberstadt, H. Meyers Buchdruckerei, 1927. 
XIII u. 121 S. u. 38 S. Tabellen. 

Man merkt an der Sorgfalt der Darstellung, daß die Verfasserin 
mit Liebe und Interesse ihrer Zielsetzung nachgegangen ist, für 
Studenten, junge Arbeiter und alle die, die an ein Spezialstudium 
nicht denken können, eine Einführung in die Arbeitergewerkschaften 
zu schreiben. Die Verfasserin beschränkt sich im wesentlichen auf 
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die Schilderung der Tatsachen, zeigt im allgemeinen nur die histo- 
rische Entwicklung auf, ohne zu sehr in das Problematische zu gehen, 
verarbeitet aber in interessanter Form eine Fülle von Material, arbeitet 
stets das Wesentliche klar heraus und kommt zu manchem wertvollen 
Einzelergebnis und Werturteil, so daß auch der »Spezialist« mit Ge- 
winn diese Schrift liest. Besonders wertvoll sind die Teile über die 
neueste Entwicklung der Gewerkschaften, denn dank ihrer praktischen 
Tätigkeit, ihrer theoretischen Schulung und ihrem flüssigen Stil ge- 
lingt es der Verfasserin, ein plastisches und objektives Bild der Ent- 
wicklung der letzten Jahre zu geben. In einem besonderen Abschnitt 
werden die brennendsten Gewerkschaftsprobleme der Gegenwart — Or- 
ganisationsfragen, Masse und Führer, Gewerkschaften und Wirtschaft — 
prinzipiell und in ihrem historischen Werden behandelt. Eine umfang- 
reiche, übersichtlich geordnete Statistik bildet eine wertvolle Er- 
änzung der Darstellung der Kämpfe der Gewerkschaften. Wenn die 
chrift auch eine besondere Sympathie der Verfasserin für die Freien 
Gewerkschaften erkennen läßt, so wirkt es doch keineswegs störend, 
denn die Darstellung der christlichen Gewerkschaftsbewegung und 
die der Hirsch-Dunckerschen Gewerkvereine ist ebenfalls objektiv 
und ausführlich und wird der Bedeutung dieser Arbeitergewerkschaften 
durchaus gerecht. (Wilhelm Grotkopp). 


Die wirtschaftliche Lage der en Arbeiter 
Deuischlands. Von Martha Eva Prochnownik. 
(Heft 8 der Schriften der Deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit.) Berlin, Reimar Hobbing. 106 S. 

Die Erhebung über die Lage der geistigen Arbeiter Deutschlands, 
die der vorliegenden Schrift zugrunde liegt, erstreckt sich auf alle 
Gruppen von Erwerbstätigen, die ihren Unterhalt überwiegend durch 
geistige Tätigkeit — im freien Berufe oder im öffentlichen oder privaten 
Arbeitsverhältnisse — erwerben. Auch die Berufsoffiziere fehlen nicht. 
Ausgenommen wurden nur kaufmännische, technische und Büro- 
angestellte, die in den Berufsverbänden der Angestellten zusammen- 
geschlossen sind. Es werden daher Angehörige aller Klassen erfaßt, 
was — bei dieser Anlage der Schrift — unvermeidlich war, da geistige 
Arbeit eben in allen Klassen geleistet wird. Allein es ist auch begreif- 
lich, daß für dieses so weit gesteckte Gebiet nicht genügendes und 
vor allem nicht gleichwertiges Material zu beschaffen war. Mangel 
an Organisation bei vielen Gruppen der geistigen Arbeiter und die 
Abneigung gerade der auf Geistiges Eingestellten vor der Beschäfti- 
gung mit materiellen Fragen schufen hier unüberwindbare Hinder- 
nisse. So konnte auch das Gesamtbild der Lage der geistigen Arbeiter, 
das hier geboten werden sollte, im allgemeinen bloß Umrisse zeigen. 
Nur wo Vorarbeiten — etwa die Schriften des Vereins für Sozial- 
politik — reichlicheres Material zur Verfügung stellten, war genauere 
Ausführung möglich. Auch die Darlegungen über die Berufsverbände 
der geistigen Arbeiter sowie über die Maßnahmen zur Bekämpfung 
der Erwerbslosigkeit enthalten wenig Wissenswertes, da sie von dem 
Wichtigsten — dem tatsächlich Geleisteten — nicht viel berichten. 
Das allenthalben rege Interesse für die Lage der geistigen Arbeiter 
wird daher durch das vorliegende Büchlein leider nur ungenügend 
befriedigt. (Julius Bunzel.) 
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V. Rechtswesen. 


Mayer, Dr.Josef: Gesetzliche Unfruchtbarmachung 
Gesisteskranker. Studien zur katholischen Sozial- und Wirt- 
schaftsethik. Freiburg i. B., Herder & Co., 1927. XLIV. 466 S. 


Ein ganz ausgezeichnetes Buch. Ausgezeichnet nicht nur durch die 
Fülle und übersichtliche Anordnung des Materials und die Lückenlosig- 
keit des gedanklichen Aufbaues. Ausgezeichnet noch mehr durch die 
Sachlichkeit und mutige Gründlichkeit, mit der eines der schwierig- 
sten, verantwortlichsten und sowohl im Sinne der Laien- wie der kirch- 
lichen Moral gefährlichsten und umstrittensten Probleme von allen 
Seiten her erörtert wird. Dies uneingeschränkte Lob hat Gültigkeit 
trotz der von anderer Warte aus zu machenden Einwendung, daß auch 
dieser Autor sich nicht, frei von überkommenen Moralvorstellungen, 
zu einer völlig voraussetzungslosen biologischen und insbesondere 
sozialpolitischen Würdigung seines Gegenstandes erheben kann. 

emerkenswert ist gleich zu Eingang die Stellungnahme Mayers 
zur Eugenik, in der er nicht eine neue »höhere Ethik« anerkennt, son- 
dern die ihm »eine willkommene Vorstufe, vielleicht sogar die natür- 
liche Grundlage zu dem höheren christlichen Sittengesetz« (S. 20) be- 
deutet. 

Danach haben »die Geisteskranken, die moralisch Irren und an- 
dere Minderwertige so wenig ein Recht, Kinder zu erzeugen, als sie ein 
Recht haben Brand zu stiften« (S. 26). In dem gleichen Sinne äußert 
sich Muckermann dahin, daß es Aufgabe der Rassenhygiene sei, die 
»biologische Rasse zu vervollkommnen und die kranken Anlagen mög- 
lichst auszuschalten« (S. 38). 

Zu demselben Ergebnis kommt unser Autor bei einer Betrachtung 
der Frage vom Standpunkt der Karitas. Eine Fülle von Material 
eröffnet einen furchtbaren Blick auf das durch falsche Karitas bei 
gleichzeitig ungeordneter Zeugung angerichtete Unheil. So muß die 
»Karitas ein Zeugungsrecht der Minderwertigen grundsätzlich ab- 
lehnen« (S. 48). 

Aus alledem ergibt sich für unseren Autor ein Notrecht für Staat 
und Kirche, sich gegen die Ueberhandnahme minderwertiger und 
lebensuntauglicher Elemente durch Verbot der Eheschließung zu 
schützen, wobei unseres Erachtens übersehen wird, daß Eheschlie- 
Bungsverbote höchstens die Erzeugung legitimen Nachwuchses ver- 
hindern und dafür der illegitimen sexuellen Anarchie Tür und Tor 
öffnen werden. Trotzdem ist M. durchaus beizupflichten, wenn er sagt: 
»Der Staat muß ein Recht haben, seine und seiner Untertanen Zu- 
kunft, soweit es Menschen möglich ist, sicherzustellen und seinen Un- 
tergang zu verhindern oder doch aufzuhalten« (S. 59). Ganz wesentlich 
ist aber eine andere Anführung (Thomsen: Der Völker Vergehen und 
Werden, 1925): »Ich halte es für ein Verbrechen, Kinder in die Welt 
zu setzen, von denen man weiß, daß sie sofort wieder sterben müssen, 
oder daß sie sich noch eine Zeitlang hinquälen und dann in der Blüte 
der Jahre aus dem Kreise ihrer Lieben abberufen werden. Ebenso 
halte ich ein gesetzliches Eheverbot oder auch Sterilisation für an- 
gebracht da, wo die Biologie eine Nachkommenschaft voraussagt, 
welche zum größten Teile aus Geisteskranken, Schwachsinnigen, 
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Epileptikern usw. oder aus Verbrechern, Trinkern, Prostituierten usw. 
bestehen wird.« 

Von ausschlaggebender Bedeutung für den vorliegenden Aufgaben- 
komplex ist die Entscheidung darüber, ob wir bereits sichere wissen- 
schaftlich fundierte Grundlagen dafür haben, ob und wann die Un- 
fruchtbarmachung auch außerhalb der offensichtlichen Fälle geistiger 
Erkrankung oder krimineller Entartung geboten sei? Damit eben 
wir uns in das noch durchaus weglose Land der Erblichkeitsforschung, 
von dem M. sagt: »Selbst wenn man von den Vererbungsvorgängen 
millionenfach mehr wüßte als kümmerliches Ahnen einiger Wahrheits- 
bröckchen, so würde alles, was darüber in eugenischer Beziehung ge- 
schrieben oder gesagt worden ist, immer noch in allgemein praktischer 
Beziehung eine Absurdität bleiben.« Die Schwierigkeiten, die sich 
naturgemäß auf einem Gebiet ergeben müssen, dessen Wesenheiten 
durchaus imponderabiler und individueller, jeder konkreten Formu- 
lierung und Erkenntnis sich entziehender Art sind, sind fast unüber- 
windbar und jedenfalls heute noch nicht überwunden. Um so bemer- 
kenswerter ist es, wenn unser so überaus vorsichtig abwägender Autor 
sich zu dem Schluß genötigt sieht: »Es dürften etwa 50—60% aller 
Insassen von Verbrecheranstalten und etwa 40—50% aller inhaftier- 
ten Geisteskranken nicht durch Erbanlage, sondern durch andere Ur- 
sachen in ihre traurige Lage gekommen sein.« Was wir aber unter 
sandere Umstände« zu verstehen haben, wird unsausder Klassifikation 
der Anlage- und der Umweltverbrecher und Geisteskranken klar. 

Man sollte meinen, daß sich aus so klarer und allseitig gut fundier- 
ter Anschauung mit Notwendigkeit eine Reihe von biologischen, 
rassepolitischen, sozialen, wirtschaftlichen und gesetzlichen Forde- 
rungen ableiten müsse, durch die die wirtschaftlichen und Milieu- 
schädigungen ausgeschaltet werden könnten. Diese Folgerichtigkeit 
läßt unser Autor vermissen. Zwar verlangt er positive Maßnahmen der 
Rassenhygiene, insbesondere Wohnungs- und Siedelungspläne. Es 
kommt aber im Zusammenhang damit zu nicht mehr als der Fest- 
stellung: »die Ausführung dieser Pläne scheint doch in den meisten 
Ländern auf unüberwindliche Schwierigkeiten zu stoßen und ent- 
weder praktisch unmöglich oder doch erst in absehbarer Zeit realisier- 
bar zu sein.« Auch die Fragen der Bekämpfung des Alkoholismus, der 
Eheberatung, der Gesundheitszeugnisse, der Eheverbote, der Asylie- 
rung usw. werden gestreift und auf die unerschwingliche Kostenhöhe der 
Asylierung mit Recht aufmerksam gemacht. Aber trotz der Unmöglich- 
keit, auf allen diesen Wegen durchgreifend zu helfen und trotz anderer 
zwingender Gründe für die Empfehlung der Sterilisation in bestimmt 
gearteten Fällen kommt Mayer zu dem Schluß: »Wenn ich im Voraus- 
gehenden eine rein theoretische und prinzipielle Ansicht zugunsten 
der Erlaubtheit der gesetzlichen Unfruchtbarmachung Anormaler aus- 
sprach, so sollte damit nicht eine praktische Lösung der Frage im be- 
jahenden Sinne gegeben werden; mein Buch will vielmehr eine Reihe 
von Beweisen erbringen, daß die gesetzliche Unfruchtbarmachung 
Geisteskranker derzeit jedenfalls praktisch unbegrün- 
det, zweckwidrig und undurchführbar, also 
einstweilen sittlich unerlaubt ist« (?) 

Dies in solcher Absolutheit ausgesprochene und mit sittlichen 
Postulaten beschwerte Endurteil kann nicht unwidersprochen bleiben 
und wir können uns bei unserem Widerspruch auf unsern Autor selbst 
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berufen, wenn er, der soeben noch von der sittlichen Unerlaubtheit der 
gesetzlich festgelegten Unfruchtbarmachung gesprochen hat, weiterhin 
die Auffassung vertritt, daß im Notstand dem Staat das Recht 
nicht abgesprochen werden kann, die Zeugungsmöglichkeit der Anor- 
malen mit Gewaltmaßnahmen zu verhindern, um das Endziel, die 
Rettung der Gesellschaft zu erreichen. Und er führt begründend an: 
sDie Gesellschaft darf ja zu ihrem Schutze noch ganz andere Eingriffe 
in Leib und Leben unschuldiger Einzelglieder machen. Lepra- oder 
Pestkranke sind gewiß unschuldig; dennoch darf die Gesellschaft 
sichernde Maßnahmen gegen sie ergreifen. Oder wenn dem Staate im 
Verteidigungskrieg die Befugnis zusteht, Millionen von jungen, blühen- 
den Menschenleben und Abermillionen von Verwundungen und Ver- 
stümmelungen der schuldlosen Söhne des Volkes als Opfer zu seinem 
Schutze zu verlangen, dann erwächst ihm aus dem Notstand ebenso 
das Recht, zur Sicherung seiner Existenz die gemeingefährlichen Keim- 
träger, mit oder ohne deren Einwilligung, ihrer Zeugungsfähigkeit zu 
berauben, falls sie auf eine andere, weniger gewaltsame Weise nicht 
an der Zeugung verhindert werden können.« 

Wenn nun einschränkend immer wieder darauf aufmerksam 
gemacht wird, daß der heutige Stand der Wissenschaft nur in ganz 
besonders gearteten Ausnahmefällen so schwere Eingriffe wie die 
Sterilisation sie bedingt, rechtfertige, so ist dem durchaus beizu- 
pflichten. Ebenso wenn auf die noch nicht allseitig bestimmten und in 
ihrer Tragweite erkannten Schädigungsmöglichkeiten des Samen- und 
Eileiterschnittes, der Röntgentherapie usw. aufmerksam gemacht 
wird. Endlich kann es keinem Zweifel unterliegen, daß neben der Un- 
sicherheit des Erfolges und der Zweischneidigkeit des Eingriffs die zur 
Stunde noch vorliegende Unerforschtheit auch der eugenischen Indi- 
kation eine umfassende bzw. die eugenische Indikation einschlieBende 
en Regelung unserer Frage einstweilen untunlich erscheinen 
abt. 

Mayer ist entschiedener Gegner der Unfruchtbarmachung aus 
wirtschaftlichen und sozialen Gründen. Auch hier schließen wir uns 
unbedingt an. Ein so bedenklicher, immerhin nicht ungefährlicher und 
unwiderruflicher Eingriff sollte niemals aus Gründen gestattet sein, 
die vorübergehender Art sein können. Er ist nur zu rechtfertigen, wenn 
Be rassepolitische und die öffentliche Sicherheit und 

rdnung berührende Gründe das gebieterisch verlangen, wenn eben 
der von Mayer gekennzeichnete »Notstand« we 

Gerade an diesem Punkt hat aber unsere Kritik des verdienst- 
lichen Buches einzusetzen. Sie verdichtet sich zu der Frage: Warum 
erhebt unser Autor nicht die Forderung, die sich, soll das Buch mehr 
sein als eine Gewissensforschung und akademische Auseinandersetzung 
mit unvermeidbarer Folgerichtigkeit aufdrängt ? Soll hier nachdrück- 
lich geholfen werden, so genügt auch das vollkommenste Verwahrungs- 
gesetz nicht, sondern es müssen Veranstaltungen sozialer und wirt- 
schaftlicher Art getroffen werden, die dem Verbrechen und der Geistes- 
gestörtheit aus solchen Quellgründen ein Ziel setzen. So wäre die not- 
wendige Ergänzung dieses sonst so tapferen Buches ein rückhaltloses 
Eintreten für eine wahrhaft soziale Regelung der Lohn- und Wohn- 
frage, der Arbeitszeit, des Mutter- und Kinderschutzes, des Schutzes 
der Unehelichen usw. gewesen. Da das fehlt, bleibt als Quintessenz 
eigentlich nur ein Negatives. Eine Gefahr ist vorhanden. Bis zur Stunde 
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ist kein Mittel gefunden, ihr therapeutisch, gesetzlich oder soziologisch 
zu begegnen. Ganz klar ist die Sachlage nur, soweit es sich um zwei- 
felsfrei nachweisbare Geisteskrankheit oder Schwerverbrechertum 
handelt. 

Aber auch hier versagt unser Autor, indem er als Quintessenz 
seiner ganzen Untersuchungen ausspricht, sdaß praktisch eine 
gesetzliche Regelung des Herieu Gei- 
steskranker gegenwärtig sicher verfrüht, un- 
zweckmäßig und undurchführbar, infolgedes- 
sen auch raktisch unerlaubt und sittlich 
verwerflich wäre.« 

Hier können wir ihm nicht folgen, sondern müssen in logischer 
Fortführung seiner eigenen Gedankenreihen die Forderung erheben, 
daß in Fällen pee Minderwertigkeit und Geistesgestörtheit 
dem Staate auch heute schon das mit allen Kautelen versehene gesetz- 
liche Recht des vorbeugenden Eingriffs durch Unfruchtbarmachung 
gegeben werde. Wichtiger noch sind, wie wir noch einmal wiederholen 
wollen, die sozialen, wirtschaftlichen und sozialpolitischen Forderungen, 
die der sachliche Inhalt dieses Werkes dem Gesetzgeber geradezu auf- 
zwingt und gerade darum sollte dieses Quellenbuch von jedem auf- 
merksam durchgearbeitet werden, der in irgendeinem Sinne mit die- 
sem Fragenkomplex befaßt ist. (Henriette Fürth.) 
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Hönig, Dr. Fritz: Zur Liquidation der altoster- 
reichischen Staatsschuld. Wien, Verband österreichi- 
scher Banken und Bankiers, 1926. 82 S. RM. 3,50. 

Vorliegende Schrift unterrichtet über die Auseinandersetzungen 
betreffend die Staatsschulden der bis November 1918 bestandenen 
österreichischen Monarchie, wie sie, gemäß dem Staatsvertrag von 
St. Germain und den an diesen Vertrag anknüpfenden späteren Ver- 
einbarungen, zwischen der Republik Oesterreich und den anderen 
sechs Nachfolgestaaten stattfanden. Die wichtigsten dieser Verein- 
barungen werden sogar im Wortlaut gebracht, und zum Schlusse 
geben noch acht Seiten tabellarischer Darstellung über die öster- 
reichischen (und die an Zahl weit geringeren ungarischen) Einzelfälle 
staatlicher Verschuldung, samt ihrer Aufteilung unter die sieben 
Nachfolgestaaten, Auskunft. Der Verfasser bemüht sich zwar, diese 
schuldrechtliche Staatennachfolge an der Hand älterer Beispiele zu 
behandeln, gesteht aber zu, daß man es hier mit einem Ausnahmsfall 
zu tun habe, wofür sich, von einigen ganz allgemeinen Grundsätzen 
abgesehen, kaum ein Vorläufer in Geschichte und Schrifttum findet. 
Doch ist seiner Behauptung zuzustimmen, dieser Sonderfall sei, nament- 
lich im Vertrag von St. Germain selbst, zum nicht geringen Teile 
aber auch in den nachfolgenden Durchführungsvereinbarungen, so un- 
zulänglich und verfehlt behandelt worden, daß diese Behandlungs- 
weise für künftige ähnliche Fälle höchstens als abschreckendes Bei- 
spiel dienen könnte. 

Zu diesem unersprießlichen Ergebnis großer Mühen hat, wie 
Hönig ausführt, sicherlich auch die zu Mißverständnissen Anlaß 
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gebende Undurchsichtigkeit des verwickelten staatsrechtlichen Baues 
der alten österreichisch-ungarischen Monarchie nicht wenig beigetragen. 
.„ Weit wirksamer war aber der von vornherein feststehende und ganz 
bedenkenlos verwirklichte Wunsch, den der Entente nahestehenden 
fünf Nachfolgestaaten hinsichtlich der altösterreichischen Staatsschul- 
den möglichst viel Erleichterung zukommen zu lassen. Dies gilt nament- 
lich für ihre vollständige Befreiung von jeder Haftung für die Kriegs- 
anleihen von 1914—18 im Betrage von 63 Milliarden damaliger Kronen. 
Hiefür wurden eben der Republik Oesterreich (und auch Ungarn) 
um so schwerere Lasten aufgebürdet. Hiezu kam noch, daß man im 
Sommer IgIg im Pariser Ententelager den völligen Währungs- und 
Wirtschaftsverfall, wie er sich in Oesterreich bis Sommer 1922 vollzog, 
nicht voraussah und ihn auch, trotz allen damaligen Warnungen 
von amtlicher und privater österreichischer Seite, nicht in Rechnung 
stellen wollte. Eben durch diesen Verfall der Republik Oesterreich ist 
die Verwirklichung jener ihr so unfreundlichen Absichten zum großen 
Teile derart vereitelt worden, daß die Ententeregierungen durch die 
beunruhigten Gläubiger des altösterreichischen Staates aus ihren 
eigenen Ländern veranlaßt wurden, die anderen Nachfolgestaaten 
stärker heranzuziehen. 

Die staatsfinanzielle Ueberlastung der Republik Oesterreich hin- 
sichtlich der altösterreichischen Schulden sowie ihr Währungs- und 
Wirtschaftsverfall sind aber nicht nur gleichzeitige Vorgänge, wie 
Hönig anzunehmen scheint, sondern stehen zueinander noch überdies 
im Verhältnis von Ursache und Wirkung, wozu freilich noch die 
anfangs in Oesterreich sehr ernstlichen Sorgen betreffend die auch 
im St. Germainer Vertrag enthaltenen Gutmachungslasten beitrugen. 
Da die Republik Oesterreich durch diesen Vertrag mit einer ganz 
unerträglichen Bürde beschwert wurde, konnten ihre leitenden Per- 
sonen (Minister, Parteipolitiker, Wirtschaftsführer) nicht den harten 
Mut aufbringen, dem Währungs- und Wirtschaftsverfall mit allem 
Nachdruck entgegenzuarbeiten, da ihnen dies nur einer Bereicherung 
der alt- und neuausländischen Gläubiger und Mitverantwortlichen 
gleichzukommen schien. Erst als diese Gläubiger fast alle Hoffnung 
verloren hatten und die Rettung der österreichischen Währung und 
Staatsfinanzen mehr eine Tat großzügiger Armenpflege als ein rein 
währungs- und finanzpolitisches Unternehmen geworden zu sein schien, 
kam es zu den Genfer Protokollen vom Oktober 1922, zur sogenannten 
Sanierung. (S. Schilder.) 


Staatslexikon. Im Auftrag der Görresgesellschaft, unter Mit- 
wirkung zahlreicher Fachleute, herausgegeben von Hermann 
Sacher. Fünfte, von Grund aus neu bearbeitete Auflage. Erster 
Band: Abel bis Fideikommiß. Mit Bildern und Kärtchen. X u. 
1863 S. Freiburg i. Br., Herder & Co., 1926. Geb. RM. 35,—. 

Nach dem Vorwort erscheint das Staatslexikon, dessen neue 

Auflage auch durch die zwischen den Jahren 1912 und 1926 erfolgten 

geisteswissenschaftlichen Kämpfe, zeitgeschichtlichen Ereignisse und 

staatlich-politischen Umstellungen notwendig geworden ist, »im neuen 

Gewande und mit neuem Inhalt, aber im alten Geistes. Das Werk 

soll der Sprach-, Bluts- und Kulturgemeinschaft des gesamten Deutsch- 

tums dienen und die christlichen Gemeinschaftsideale aller Völker 
pflegen. Die für die Mitarbeiter hinausgegebenen Richtlinien zeigen 
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aber, daß das Staatslexikon keiner bestimmten Richtung oder Mode- 
strömung dienen will, und ausdrücklich wird dort bemerkt, daß aus 
der Form der Ablehnung anderer wissenschaftlicher oder politischer 
Auffassungen nicht der Eindruck entstehen dürfe, daß eine gegensätz- 
liche Auffassung die christlichen Grundsätze verletze. Nun heißt es 
aber in dem im Vorwort wiederum abgedruckten und nach der Mei- 
nung des Herausgebers »ewig jungen« Programme von 1878, daß 
das Staatslexikon das Hauptgewicht auf die Erörterung der funda- 
mentalen Begriffe von Religion und Moral, Recht und Gesetz, natür- 
lichem und positivem Recht, von Staat und Kirche, Familie und Eigen- 
tum legen werden. »Das Recht ist auf seinen ewigen Urgrund, den 
Schöpfer selbst, zurückzuführen, das Naturrecht als Grundlage und 
Norm der positiven Rechtsbildung zur Anerkennung zu bringen; es 
sind die sittlich-rechtlichen Momente zu betonen, welche die Ver- 
bindlichkeit menschlicher Gesetze für das Gewissen der Individuen 
bedingen. Staat und Gesellschaft sind als die von Gott gewollte 
Ordnung mit dem Zwecke des Menschen und der Menschheit in Ver- 
bindung zu bringen; die Familie ist als die Grund- und Unterlage 
aller staatlichen und gesellschaftlichen Organisation und Entwicklung 
zu verteidigen.« Ferner heißt es dort, daß für die Darlegung der Be- 
ziehungen zwischen Kirche und Staat »selbstverständlich« die fest- 
stehenden Prinzipien der kirchlichen Lehre und der katholi- 
schen Wissenschaft maßgebend sein werden, wie auch der gleich 
folgende Absatz des Programms von 1878 von der »strengen Wahrung 
des katholischen Standpunkts« spricht. Diese programmatischen Grund- 
sätze von 1878 sollen nun in der vorliegenden neuen Auflage nach 
den Worten des Herausgebers an die »Zeiterfordernissec angepaBt 
werden. Das ist meines Erachtens ein sehr unklarer und vieldeutiger 
Ausdruck, weil die Zeiterfordernisse selbst doch keinen Wertmaßstab 
für die wissenschaftliche Betrachtung eines Objekts bilden können, 
und eine Norm wiederum, ein Prinzip, welchem man mit Absicht unter 
geränderten Verhältnissen Anerkennung zu verschaffen bestrebt ist, 
vielfach nur in verwaschener, seines ursprünglichen Sinngehalts ent- 
kleideter äußerer Form ein Scheindasein fristet. Tritt man aber 
an das Studium des Buches selbst heran, so sieht man, daß die Ver- 
fasser, unter welchen man die besten Namen wie Carl Schmitt, Thendor 
Brauer, G. v. Hertling, Götz Briefs, H. Muckermann, W. Koppers 
u. a. m. findet, ihre schwierige Aufgabe mit großem Geschick und 
Taktgefühl gelöst haben. Ein besonderer, nicht genug zu rühmender 
Vorzug des Lexikons ist die Reichhaltigkeit des Inhalts und die 
überall auf wenigen Spalten eine Fülle von Material in ee: Fas- 
sung zusammendrängende Form der Darstellung. Selbst die Ein- 
schaltung besonderer Artikel über Afrika, Abessynien, Danzig usf. 
wird man unter die den Wert des Lexikons erhöhenden Eigenschaften 
zu buchen haben, weil diese Artikel bei völkerrechtlichen, wirtschafts- 
geschichtlichen und wirtschaftsgeographischen Studien eine leichte 
und schnelle Orientierung über zahlreiche, dem Gedächtnisse viel- 
leicht bereits entfallene oder überhaupt unbekannte Tatsachen er- 
möglichen. Auch heiklen Themen ist man nicht aus dem Wege ge- 
gangen, z. B. jenem über den Antisemitismus, und der Versuch ist 
gemacht worden, auch diese Frage nach wissenschaftlichen Gesichts- 
punkten und ohne Leidenschaftlichkeit zu erörtern. Unter den bio- 
graphischen Aufsätzen möchte ich jene über Aristoteles von Dyroff, 
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über Augustinus von Schilling und über Fichte von Baeumker be- 
sonders hervorheben. In schlichten, jeder einseitigen Parteipolitik 
fernestehenden Worten ehrt das Staatslexikon das Andenken des 
ersten Reichspräsidenten Ebert und bezeichnet ihn als einen Mann 
von politischen Fähigkeiten, von Pflichtgefühl und Vaterlandsliebe. 
Dagegen heißt es in dem Nachruf an Erzberger, daß sich seine »natur- 
burschenhafte Unbekümmertheit« über smanche« Dinge hinwegsetzte 
und daß sein größter Fehler ein gewisser Mangel an innerer Kultur 
und Takt war, um schiefe Situationen und unvorsichtige Handlungen 
zu vermeiden. Auch der Oesterreicher wird an Artikeln über die ihm 
aus der politischen Bewegung bekannten Männer, wie den Staats- 
minister Grafen Richard Belcredi, den bekannten Sozialpolitiker 
Gustav Grafen Blome und den Vorläufer der heutigen christlich- 
demokratischen Bewegung, den urwüchsigen Schriftsteller Sebastian 
Brunner, Interesse finden. In dem Aufsatz: »Deutsche Geschichtes 
wird der ehrliche Versuch unternommen, auch dem österreichischen 
Standpunkt in diesen hart umstrittenen Fragen mit tunlichster Ob- 
jektivität Rechnung zu tragen; es heißt dort mit Beziehung auf die 

reignisse des Jahres 1866, daß die Trennung von den Großdeutschen 
schmerzlich empfunden wurde, zumal sie die Stellung der Deutschen 
in der Donaumonarchie gegenüber den Slaven und Ungarn schwächte, 
und sie werde heute der von neuem bedauert, wo die Wieder- 
vereinigung mit den Stammesbrüdern möglich wäre, wenn die Mächte 
sie nicht verhinderten. »Damals war es vielleicht die einzig mögliche 
Lösung.« M. E. dürfte es wohl auch in Zukunft unmöglich sein, über 
solche beim ersten Handeln in ihren späteren Folgen gar nicht zu 
übersehende Ereignisse ein völlig unbefangenes, »wertfreies« Urteil 
abzugeben, da wir geschichtliche Ereignisse eben bewußt oder un- 
bewußt an unseren subjektiven Wertmaßstäben zu prüfen pflegen. 
Vielleicht wird man auch sagen dürfen, daß auf beiden Seiten schwere 
Fehler geschehen sind, und die Intransigenz Oesterreichs auf der 
einen Seite, sich mit dem damals voranstrebenden Preußen in den 
Fragen des Deutschen Bundes auf eine den preußischen Forderungen 
nach Schaffung einer festen deutschen Zentralgewalt entgegenkommen- 
den Weise zu verständigen, und der Fehler Preußens andererseits, 
diese Forderungen gegen den deutschen Bundesgenossen auch mit 
stammesfremder, die deutschvolklichen Interessen beider Teile letzten 
Endes schwer schädigenden Waffenhilfe zu erreichen, die Ursache 
der noch heute fortbestehenden Trennung des deutschen Volkes ge- 
wesen sind. — Mit diesen wenigen Andeutungen müssen wir leider 
diese kurze Besprechung des Staatslexikons schließen. Auch wer nicht 
der Weltanschauung seiner Herausgeber huldigt, wird sich freuen, 
daß hier wiederum ein neues Meisterwerk deutscher Wissenschaft in 
mustergültiger, auch dem deutschen Gewerbefleiß ein Ehrenzeugnis 
ausstellender Form seiner Vollendung zugeführt wird. 

(Otto Weinberger.) 


VII. Nebengebiete. 


Griinbaum-Sachs, Hildegard: Tiefenpsychologie 
und Berufsberatung. Schriften zur Psychologie der Berufs- 
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eignung und des Wirtschaftslebens, herausgegeben von Otto Li 
mann und William Stern, H. 33. Leipzig, Johann Ambrosius Barth, 
1926. 49 S. RM. 2,25. 

Unter Tiefenpsychologie versteht die Verfasserin Einsichten, 
welche wir Freud und seinen Schülern, namentlich Adler, Jung, 
Stekel und anderen verdanken. 

Bei dem Versuch, manche Sonderleistungen und andererseits 
Ausfälle der Leistung kausal zu verstehen, stellte es sich auch für 
den Berufspsychologen und Berufsberater heraus, was schon seit 
langem für die Kenntnis des abnormen Menschen bekannt ist, näm- 
lich, daß affektive Geschehnisse von außerordentlichem Einfluß sind. 
Es stellte sich auch weiterhin heraus, daß die Kenntnis der Affekt- 
gesetze, der Verdrängung, der Sublimierung des Sicherungsstrebens, 
der Identifikation von großem Wert für das Verständnis der auf- 
tretenden bewußten Berufswünsche ist. Und das um so mehr, je 
mehr der Berufsberater seine Aufgabe darin sieht, dem Ratsuchenden 
»zu einer selbständigen Entscheidung aus seiner Natur heraus 
zu helfen«. 

Damit verändert sich die Betrachtungsweise im üblichen Text- 
experiment. Nicht das Was der Leistung, ob sie gekonnt ist oder 
nicht, wird beachtet, sondern das Wie, aus welchem Grunde sie etwa 
zustande kommt und nicht zustande kommt, die Psychologie des 
Fehlers tritt in den Vordergrund. (Uebrigens auch in Untersuchungen, 
die mit psychoanalytischen gar nichts zu tun haben, wie z. B. in 
tierpsychologischen Untersuchungen Köhlers. Ref.) 

Daß die bisher üblichen Hilfsmittel für den Berufsberater, z. B. 
Anlage und Inhalt des in der Schule üblichen Fragebogens, nach der 
kausal dynamischen Seite vertieft werden müssen, wird im einzelnen 
dargetan. Schließlich wird gezeigt, welch außerordentlicher Leistungen 
im Interesse des Berufswunsches die Kompensation von Defekten 
fähig ist. Das Demosthenes-Beispiel! Die Verfasserin, getragen von 
starkem Optimismus, macht sich das Wort Thalbergs, eines Anhängers 
Adlers zu eigen: »Die moderne Psychologie ist der Ansicht, daß der 
Mensch intuitiv seine Lage erfaßt, daß er zu einer Lebensarbeit ge- 
langen will, die ihm Sicherheit, Befriedigung und Inhalt gewähren 
wird. Der junge Mensch ist von Natur ausgerüstet, unter allen Be- 
tätigungsmöglichkeiten die Tätigkeit herauszufinden, die er nie wieder 
aufgeben möchte.« 

Zweifellos ist es verdienstlich, die tiefenpsychologischen Gesichts- 
punkte dem Berufsberater nahe zu rücken. Allerdings ist die Gefahr 
der Kurpfuscherei größer, als die Verfasserin sie einschätzt. Sobald 
mit der kausalen Betrachtung Ernst gemacht wird, muß eben nicht 
nur die Tiefenpsychologie, sondern die Biologie und evtl. die Medizin 
herangezogen werden. Es geht nicht an, bei der Affektdynamik Halt 
zu machen. Die endogen biologischen Faktoren im weitesten Sinne 
des Wortes müssen studiert werden. Das ist ja auch gerade die neueste 
Entwicklung im Kreise Freuds selbst. Weiterhin fehlt es, wie die 
Verfasserin selbst ganz richtig sagt, noch sehr sozusagen an einer 
Kritik der Urteilskraft für die Verwendung der tiefenpsychologischen 
Einsichten für das Berufsleben, für die Berufsprognose. Die spärlichen 
Ansätze z. B. bei Giese bedürfen, soweit sie Positives bringen, starker 
Kritik (siehe Besprechung über Fritz Giese, Berufspsychologische 
Beobachtung im Reichstelegraphendienst, und derselbe: Psychoanaly- 
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tische Psychotechnik, Arch. f. Sozw., Bd. 52, S. 252, und Bd. 54, 
S. 540). Endlich ist immer wieder der Ausgleich mit der Soziologie, 
mit der Berufsberatungspolitik, mit dem Arbeitsmarkt zu versuchen. 
Mit diesen Einschränkungen sind die Ausführungen der Verfasserin 
als programmatisch wertvoll zu bezeichnen. (W. Eliasberg.) 
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Industrielle Schwankungen. 
Bankkredite und Warenpreise. 


Von 


MENTOR BOUNIATIAN. 


Das Problem der periodischen wirtschaftlichen Schwan- 
kungen hat in der letzten Zeit die besondere Aufmerksamkeit 
der englischen und amerikanischen Nationalökonomen auf sich 
gezogen und mehrere Spezialinstitute haben sich ihr Studium 
zur Aufgabe gemacht. Die große Wirtschaftskrisis des Jahres 
1920 und die chronische Arbeitslosigkeit in England haben diesen 
Studien eine neue Anregung gegeben und ihnen ein Aktualitäts- 
interesse gesichert. Das Buch von Prof. A.C. Pigou über die 
industriellen Schwankungen !) kann als Resultat und vorläufiger 
Abschluß der Untersuchungen auf diesem Gebiet der englisch- 
amerikanischen Literatur betrachtet werden und als solches 
verdient es eine besondere Beachtung. Einige Kapitel dieses 
Buches waren zwar schon früher aus dem Hauptwerk von Prof. 
Pigou: »Economics of Wellfare« bekannt, doch erscheinen sie 
jetzt völlig verarbeitet und beträchtlich erweitert, so daß wir es 
mit einem neuen Werk zu tun haben, das als Ergänzung des 
Hauptwerks des Autors dienen soll. 

Prof. Pigou bezeichnet als die Aufgabe dieses Werkes, eine 
positive Lehre von periodischen Schwankungen der Industrie 
zu geben, ihre Ursachen aufzuklären und die Mittel zu ihrer 
Vorbeugung oder Milderung zu untersuchen. Demgemäß zer- 
fällt das Buch in zwei Teile, die die »Ursachen« bzw. die 
»Hilfsmittele zum Gegenstand haben. Im ersten Teil, der 
uns hier besonders interessiert, analysiert er alle die Erschei- 

1) A.C. Pigou (Professor der Politischen Oekonomie an der Universität von 


Cambridge): Industrial Fluctuations. London, Mac Millan and Co., 1927, 371 p. 
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nungen des Wirtschaftslebens, die die Entstehung und die Ent- 
wickelung der Wirtschaftsschwankungen begünstigen. Diese 
Analysen werden mitunter mit großem Scharfsinn und Gründ- 
lichkeit durchgeführt. Die Betrachtungen des Autors sind nicht 
immer neu, sie bilden vielmehr eine kritisch geprüfte Synthese 
von Ergebnissen speziell der englisch-amerikanischen Literatur 
über die Wirtschaftskrisen der letzten Zeit. Im folgenden beab- 
sichtigen wir, die theoretischen Ergebnisse des Werkes von Prof. 
Pigou durchzusehen, und das wird uns zugleich die Gelegenheit 
geben, die wichtigsten Thesen der neuesten englisch-amerika- 
nischen Krisenliteratur einer kritischen Prüfung zu unterziehen. 


Bemerken wir zuerst, daß die Schlüsse von Pigou sich nicht 
immer durch ihre Bestimmtheit auszeichnen und daß er es öfters 
vorzieht, eine Kompromißstellung zwischen verschiedenen Er- 
klärungen von in Frage kommenden Erscheinungen einzunehmen. 
Dies erklärt sich hauptsächlich durch seine Forschungsmethode. 
Pigou sucht in seinen Studien, gleich anderen englischen und 
amerikanischen Krisentheoretikern, von statistischen Angaben 
unter Benutzung der Korrelationsmethode auszugehen. Die 
statistische Methode ist ohne Zweifel ein sehr wertvolles Mittel 
der wirtschaftlichen Forschung. Insbesondere in bezug auf die 
Schwankungen des Wirtschaftslebens gibt diese Methode die 
Möglichkeit, den Tatsachen näherzukommen und die Entwicke- 
lung und den Zusammenhang einzelner Elemente des komplizier- 
ten Mechanismus des Wirtschaftslebens genauer zu verfolgen. 
Die amerikanische Literatur und speziell das Konjunkturinstitut 
der Harvard-Universität haben bekanntlich sehr wertvolles 
Material auf diesem Gebiet zusammengebracht. Aber gerade 
diese Kompliziertheit des Wirtschaftslebens und die immerhin 
bestehende Unzulänglichkeit des verfügbaren statistischen Mate- 
rials beschränken die Anwendungsmöglichkeiten dieser Me- 
thode. Und wir sehen in der Tat, daß in den meisten Fällen auch 
Pigou sich genötigt sieht, zu gestehen, daß das verfügbare Mate- 
rial nicht ausreicht oder allein nicht genügt, um den tatsächlichen 
Zusammenhang der Erscheinungen zu bestimmen, und daß wir 
dafür »letzten Endes keinen anderen Wegweiser haben als den ge- 
sunden Menschenverstand und mehr oder weniger gut informiert e 
Vermutung (guesswork)«. Wenn dieses Geständnis der wissen - 
schaftlichen Gewissenhaftigkeit und der Vorsicht des Autors auch 


Industrielle Schwankungen. 451 


Ehre macht, so kann es anderseits nicht umhin, den Leser etwas 
zu enttäuschen, der natürlicherweise von einer so umfangreichen 
Monographie bestimmtere Ergebnisse erwartet. Diese »Methode 
des Ratens« so mannigfaltigen Erscheinungen gegenüber, wie 
diejenigen es sind, die bei der Erklärung der periodischen Wirt- 
schaftsschwankungen in Frage kommen, ist auch nicht ohne 
Gefahr und kann sicherlich zu keinen zuverlässigen Resultaten 
führen. Und da entsteht die Frage, ob es hier nicht richtiger wäre, 
auf Grund des ganzen verfügbaren historischen wie statisti- 
schen Materials und der theoretischen Analyse des Mechanismus 
des Wirtschaftslebens sich ein Urteil zu bilden, das die gesamten 
in Frage kommenden Erscheinungen eindeutig zu erklären im- 
stande wäre. 


Die erste Frage, vor die sich der Krisentheoretiker gestellt 
sieht, ist die Frage, nach welchen Anzeichen man die Schwin- 
gungen der industriellen Schwankungen erkennen — und wo- 
möglich messen — kann. Pigou nimmt als statistisches Kriterium 
der industriellen Tätigkeit den Beschäftigungsgrad der Mit- 
glieder der englischen Gewerkschaften an. In meinen Arbeiten 
über die Wirtschaftskrisen ?) habe ich, um ein schematisches 
Bild der industriellen Entwicklungszyklen zu geben, als solches 
Kriterium den Grad der Anspannung der Produktivkräfte Arbeit 
und Kapital angenommen, indem ich die Abspannung dieser 
Kräfte zu 150% der Arbeitslosigkeit der englischen Gewerk- 
schaften einschätzte, in Anbetracht dessen, daß die Beschäf- 
tigung der Mitglieder der Trade Unions im allgemeinen weniger 
schwankt, als dies für die Gesamtheit der Arbeiterschaft der 
Fall ist, und daß die Intensität der Ausnutzung des Kapitals 
stärker zurückgeht als diejenige der Arbeitskräfte. Die Angaben, 
die Pigou aus der Statistik der industriellen Produktion in Eng- 
land und in den Vereinigten Staaten anführt, bestätigen diese 
Schätzung. Dennoch begnügt er sich mit dem Beschäftigungs- 
grad der Mitglieder der Gewerkschaften als Kriterium der Be- 
urteilung der industriellen Tätigkeit, obgleich infolge dieser Un- 
genauigkeit sich bei seinen Vergleichen der Arbeitskurve mit 
den Entwicklungskurven der anderen wirtschaftlichen Erschei- 


2) Wirtschaftskrisen und Ueberkapitalisation. München 1908, S. 10—12. 
Les Crises Economiques. Paris 1922, S. 45—50. 
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nungen beträchtliche Abweichungen vom tatsächlichen Hergang 
der Dinge ergeben müssen. 

Die Schwankungen in der Ausnutzung der Produktivkräfte 
und in der Produktion bilden eine Seite der Schwankungen 
der wirtschaftlichen Tätigkeit. Sie werden begleitet von paral- 
lelen Wandlungen in dem Niveau der Warenpreise, dieses wich- 
tigen Faktors der Produktion und der Verteilung der wirtschaft- 
lichen Güter. Insbesondere der Umschwung der Preisbewegung 
zur Baisse zieht eine scharfe Verschiebung in der gesellschaft- 
lichen Verteilung des Kapitals nach sich, begleitet von einer 
Störung der Produktion, einen Zustand, den man als »Wirt- 
schaftskrisis« bezeichnet. Diese Seite des Problems findet in- 
dessen in Pigous Werk eine relativ geringe Beachtung. Wir 
werden später sehen, daß dies der allgemeinen Auffassung des 
Verfassers vom Krisenproblem entspricht, denn während manche 
Krisenforscher den Wert- und Preisbewegungen der Güter be- 
sondere Aufmerksamkeit zuwenden und sie als die unmittel- 
baren Träger der Wirtschaftsschwankungen ansehen, mißt er 
ihnen nur eine untergeordnete Bedeutung bei. 


Zu welchen Ergebnissen gelangt nun Pigou über die Ur- 
sachen der industriellen Schwankungen ? Versuchen wir es kurz 
zu resümieren. 

Pigou ist der Ansicht, daß die industriellen Schwankungen 
nicht auf Veränderungen in der Gütermenge — ob diese durch 
vermehrte oder verminderte industrielle Produktion oder als 
Folge guter oder schlechter Ernten entstanden sind — zurück- 
geführt werden können. Er meint vielmehr, daß nur die »Ver- 
änderungen in der Stimmung der Geschäftsleute, die zu irr- 
tümlichen Geschäftserwartungen von ungebührlichem Optimis- 
mus oder von ungebiihrlichem Pessimismus ausarten, und 
nichts anderes die unmittelbaren und direkten Ursachen der 
industriellen Schwankungen bilden« Wenn diese Erwartungen 
günstig sind, veranlassen sie die Unternehmer ihre Kapital- 
anlagen zu vermehren und zu diesem Zwecke auch mehr fremdes 
freies Kapital heranzuziehen. Diese Kapitalanlagen können den 
Schwung der industriellen Tätigkeit beträchtlich erweitern; ihre 
Wirkung wird aber nach Pigou bis auf das Dreifache verstärkt 
durch das Hinzukommen eines neuen Faktors, nämlich durch 
die »Kreditschöpfungen« der Banken zugunsten der Industriellen 
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und Händler. Es handelt sich hier um Kredite, welche die Ban- 
ken über ihr eigenes Kapital oder über die von den Klienten 
eingebrachten Depositen hinaus gewähren und über welche die 
Kreditnehmer durch Schecks verfügen. Diese »Kreditschépfungen« 
sind »die bestimmenden Faktoren« der Preiserhöhung der Güter 
und der Verminderung des Wertes der Geldeinheit, mittels deren 
die Unternehmer, die diese Kredite erhalten haben, die Mög- 
lichkeit bekommen, mehr freies Kapital in ihre Hände zu kon- 
zentrieren und mehr Arbeiter als bisher zu beschäftigen. Bei un- 
günstiger Perspektive dagegen schränken die Unternehmer ihre 
Investierungen ein und vermindern ihre Anleihen bei den Kapi- 
talisten oder den Banken. Eine bestimmte Bewegung, wenn sie 
einmal eingesetzt hat, pflanzt sich gleich wie mechanisch fort: 
die optimistischen Erwartungen der Geschäftsleute veranlassen 
immer neue Kreditschöpfungen seitens der Banken und erhöhen 
damit die Preise, und die erhöhten Preise unterhalten und steigern 
ihrerseits den Optimismus; die pessimistischen Erwartungen 
dagegen werden unterhalten und verstärkt durch parallele Preis- 
senkungen. 

Was bringt nun die einmal in Gang gesetzten steigenden oder 
sinkenden Bewegungen in der Intensität der industriellen Tätig- 
keit zum Stillstand? Pigou findet keine organische Ursachen, 
welche diese Bewegungen automatisch hemmen und zum Still- 
stand bringen müßten. Er erkennt zwar an, daß die »Irrtümer« 
des Optimismus und des Pessimismus, die die Aufwärts- und 
Abwärtsbewegungen erzeugen, nach dem Ablauf der Produk- 
tionsperiode eine Berichtigung erfahren und eine Reaktion her- 
vorrufen müssen. Aber er hebt selbst hervor, daß die Produk- 
tionsperiode jeder Güterart verschieden ist und daß man keinen 
Grund hat anzunehmen, daß es eine mehr oder weniger allgemein 
vorherrschende Produktionsperiode gäbe, die mit den Schwan- 
kungen der industriellen Tätigkeit zusammenfiele. Er meint 
ebenfalls, daß die Anspannung des Kredits in der Kreditorgani- 
sation selbst eine Schranke finden müsse, die sie nicht über- 
schreiten kann; doch könne es nicht nachgewiesen werden, daß 
der Umschwung der industriellen Tätigkeit mit der Erreichung 
dieser Schranke zusammentrifft oder gerade dadurch hervor- 
gerufen wird. Manche Theoretiker sehen in der Ueberproduktion 
am Ende der Aufschwungsperiode den Grund des plötzlichen 
Preisfalls und des Umschwungs der Konjunkturtätigkeit. Diese 
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Frage nach der Ueberproduktion wird jedoch von Pigou nicht 
berührt, denn er erklärt ja von Anfang an, daß die Aenderungen 
im Gütervorrat nicht die Ursachen der Wirtschaftsschwankungen 
sein können. Es folgt aus dem Vorstehenden, daß der industrielle 
Aufschwung bzw. die industrielle Depression nicht in sich selbst 
den Samen ihres eigenen Umschwungs tragen. Der Uebergang 
von optimistischer Stimmung zur pessimistischen und umgekehrt 
und der Umschwung der mit diesen Stimmungen verbundenen 
Phasen der Wirtschaftszyklen können somit nur durchäußere 
Ursachen veranlaßt werden. 

Solcher äußeren, vom immanenten Verlauf des Wirtschafts- 
lebens selbst unabhängigen Faktoren, die den Umschwung der 
industriellen Tätigkeit herbeiführen können, nennt Pigou eine 
ganze Reihe. Es sind: Erfindungen, Industriekämpfe, Mode- 
wechsel, Kriege, auswärtige Nachfrage, die Höhe der Ernte- 
erträge, endlich ein Faktor technischer Natur — die Lebens- 
dauer der Produktionsmittel. Er meint jedoch, daB für die 
periodischen Schwankungen in der Industrie nur die letzten 
zwei Faktoren in Betracht kommen. Die Maschinen, Werk- 
zeuge und Geräte nützen sich allmählich ab und müssen von Zeit 
zu Zeit erneuert werden; und obgleich die Lebensdauer dieser 
Werkzeuge schr verschieden ist, nimmt Pigou, auf Grund des 
Zeugnisses des Direktors des British Census of Production, die 
zehnjährige Lebenszeit als die vorherrschende an. Er legt jedoch 
diesem Umstand »keine große Bedeutung« bei wegen der unver- 
meidlichen inneren Hemmnisse, denen jeder von innen wirkender 
Faktor begegnen müsse und die ihn schließlich neutralisieren 
müssen. Es sei nun dazu bemerkt, daß, wenn auch die etwas 
gewagte Behauptung von der vorherrschenden zehnjährigen 
Lebenszeit der industriellen Ausrüstung der Wirklichkeit ent- 
spräche, man doch nicht vergessen soll, daß diese Ausrüstung 
nicht jedesmal und überall gleichzeitig vorgenommen wird, son- 
dern sich auf die ganze Aufschwungsperiode von 4—5 Jahren 
verteilt und dann in derselben Weise erneuert werden muß. 
Außerdem entspricht die hier vorausgesetzte zehnjährige Periode 
nicht der mittleren Dauer der industriellen Zyklen, die ver- 
schieden ist und durchschnittlich für die letzten 60 Jahre, nach 
der Berechnung von Pigou, 74/, Jahre beträgt. 

Es bleibt nun der andere Faktor, die Höhe der Ernteertrage. 
Erkennt Pigou die Periodizität von guten und schlechten Ernten 


Industrielle Schwankungen. 455 


an, wie sie W. Stanley Jevons behauptet hat und wie sie noch 
bis jetzt einige Anhänger dieser Theorie behaupten ? Pigou hält 
diese Periodizität für noch nicht bewiesen und betrachtet im 
übrigen diese Frage als »von sekundärer Bedeutung« für das 
Problem der Wirtschaftszyklen. Er meint ferner, daß die Korre- 
lation, welche die Anhänger der Theorie von Jevons zwischen 
den Schwankungen der Ernteerträge und den Schwankungen der 
industriellen Tätigkeit festgestellt zu haben glauben, »sehr 
mangelhaft« ist und daß die Erklärung der industriellen Zyklen 
lediglich durch die angebliche Periodizität der Ernteerträge als 
unbesonnen (»extravagant«) zu betrachten ist. Es sei dazu be- 
merkt, daß in der Tat die Versuche, die seit 1909 von Henry 
Stanley Jevons unternommen wurden, um die Theorie seines 
Vaters wieder in Schwung zu bringen, und die von anderen An- 
hängern unterstützt wurden, bis jetzt keine greifbaren Resultate 
ergeben und oft zugewagten Behauptungen geführt haben, die mit 
den Tatsachen in offenbarem Widerspruch stehen (wie in dem oft 
zitierten Buche von Henry Moore: »Economic Cycles«). Dennoch 
sieht Pigou in den Schwankungen der Ernteerträge »einen wichtigen 
und bedeutsamen Faktor« der industriellen Schwankungen. 

Es fragt sich nun, ob der Leser sich mit diesem unbestimmten 
und z. T. widerspruchsvollen Schluß zufriedengeben wird. 
Denn es bleibt bei Pigou kein anderer äußerer Faktor des Stim- 
mungswechsels der Geschäftsleute übrig als die Ernteerträge; 
ın diesem Falle wäre aber ein Synchronismus der Schwankungen 
der Ernteerträge und der Schwankungen der industriellen Tätig- 
keit eine notwendige Voraussetzung für die Abhängigkeit der 
Wirtschaftsschwankungen von äußeren Faktoren. 


Im vorstehenden haben wir die Krisentheorie von Pigou 
kurz skizziert. Mehrere Elemente dieser Theorie bedürfen einer 
näheren Prüfung. 

Bleiben wir zuerst bei der Einwirkung der Ernteerträge auf 
die industrielle Tätigkeit. Pigou schreibt den guten Ernten 
eine stimulierende und den schlechten Ernten eine deprimierende 
Wirkung auf die Industrie zu, ungeachtet der von Tugan-Bara- 
nowsky gemachten Feststellung, daß in England die Perioden 
des industriellen Aufschwungs eher mit den Perioden von schlech- 
ten Ernten und die Perioden der Depression mit den Perioden 
von guten Ernten zusammenfallen. Er stützt seinen Schluß auf 
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Beobachtungen, die angeblich in den Vereinigten Staaten ge- 
macht worden sind, ohne dabei darauf zu achten, daß die Wir- 
kung der Ernten in Ländern, die landwirtschaftliche Produkte 
ausführen, und in Ländern, die solche einführen, nicht gleich- 
artig sein kann. Seine Angaben lassen aber diesen angeblichen 
Zusammenhang selbst in den Vereinigten Staaten nicht klar er- 
kennen. So nimmt er an, daß bei äußerst seltenem Ernteertrag 
sämtlicher landwirtschaftlichen Produkte von 10% über dem 
normalen Stand, bei angenommener Elastizität der Nachfrage 
nach landwirtschaftlichen Produkten von 1,2 und dem Verhält- 
nis der landwirtschaftlichen Produktion zur gesamten Produk- 
tion der Vereinigten Staaten von 22 zu 100, der gesamte Wert 
der landwirtschaftlichen Produkte und folglich die Kaufkraft der 
landwirtschaftlichen Bevölkerung um 2%, zunehmen und eine 
Vermehrung der industriellen Produktion um %%, veranlassen 
müssen. Dies ist nun allerdings eine sehr mäßige Anregung für 
die Industrie, besonders wenn man bedenkt, daß es sich hier um 
einen maximalen und sehr seltenen Emteausfall handelt (der 
von 1879—1920 nur einmal erreicht wurde). 

Jedoch ist die Annahme, daß die Elastizität der Nachfrage 
nach landwirtschaftlichen Produkten dabei 1,2 betragen wird, 
d. h., daß die Preise dieser Produkte langsamer fallen werden, als 
ihr Vorrat sich vermehrt, durch nichts gerechtfertigt, besonders 
wenn es sich um einen äußerst günstigen Gesamtertrag der Land- 
wirtschaft handelt, wie hier. In der Tat, wenn wir uns zu den 
letzten Untersuchungen von Prof. Persons 3) wenden, so sehen 
wir, daß die Preise der zwölf wichtigsten landwirtschaftlichen 
Produkte in den Vereinigten Staaten beinahe immer (in 30 von 
34 Jahren von 1879—1913) in entgegengesetzter Richtung als 
die Schwankungen der Ernteertrage sich bewegen (mit einem 
Koeffizient der Korrelation von —0,88, wo —I eine beständige 
Divergenz bezeichnet) und daß der Gesamtwert des Ertrags 
dieser Produkte mehr durch die Preise als durch die Menge der 
Produkte beeinflußt wird und im ganzen sich gleichfalls eher in 
entgegengesetzter Richtung bewegt (Koeffizient der Korrelation 
—,04, wo —I eine beständige Divergenz, + I eine beständige 
Uebereinstimmung bedeuten). Es muß aber bemerkt werden, 
daß in der Wertbewegung dieser zwölf Produkte sich die direkte 
Wirkung der Ernteerträge dieser Produkte aut den Gesamtwert 


3) Review of Economic Statistics, 1921, S. 34—36. 
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der nationalen Produktion nicht erschöpft, denn die Preiserhöhung 
oder der Preisfall dieser Produkte wird begleitet von übereinstim- 
menden Preisveränderungen einer Reihe anderer Produkte der 
Landwirtschaft und der Industrie, die in irgendeinem Sinne 
mit jenen zwölf Produktenarten konkurrieren, auch wenn ihre 
Produktion oder ihr Vorrat unverändert geblieben ist. Die Aende- 
rung der nominellen Kaufkraft der landwirtschaftlichen Bevölke- 
rung in entgegengesetztem Sinne wird folglich noch größer sein, 
als der Wert der Ernteerträge der zwölf erwähnten Produkte 
allein es angibt. 

Nach den Angaben von Henry Moore), den Pigou öfters zitiert, 
drückt ferner ein Mehrertrag von 10% von Mais, dem wichtig- 
sten Produkt der Landwirtschaft der Vereinigten Staaten, den 
Preis durchschnittlich um 8% herab, was eine Werterhöhung 
des Ertrags um 1,2% bedeutet; eine Verminderung des Ertrags 
um 10% führt dagegen eine Preiserhöhung von 15% und folg- 
lich eine Steigerung des Ertragswerts um 31, % herbei. In dem 
derart verschiedenen Schwung der Preisschwankungen bei guten 
und schlechten Ernten kommt die besondere Lage der Vereinig- 
ten Staaten als eines Landes zum Ausdruck, das landwirtschaft- 
liche Produkte ausführt: bei guten Ernten variieren die Preise 
weniger wegen der Möglichkeit eines organisierten Exports. 

Aus diesen Angaben folgt jedenfalls, daß wenn man schon 
von der Beeinflussung der industriellen Produktion durch die 
landwirtschaftliche reden soll, so wäre es mehr angezeigt, von 
einer Beeinflussung in entgegengesetztem Sinne zu sprechen, als 
es Pigou tut. Pigou macht auch keinen Versuch, den Zusammen- 
hang der Wendepunkte der industriellen Konjunktur mit den 
Schwankungen in den Ernteerträgen an einzelnen Beispielen 
darzutun. Dagegen kommt Persons in der schon zitierten Unter- 
suchung zu dem bestimmten Schluß, daß »die Produktion und 
die Preise der landwirtschaftlichen Produkte keine zyklische oder 
Wellenbewegung hervortreten lassen, die man in der Geschäfts- 
konjunktur und im allgemeinen Niveau der Preise beobachtet, 
sondern eher jährliche schwingende Schwankungen zeigen«. 

Die oben angeführten Angaben über das Verhältnis der 
Preise zu Ernteerträgen beruhen auf Durchschnittsziffern für 
lange Perioden (von mehreren Dezennien), wobei alle anderen 
Faktoren, die auf die Preise jedes einzelnen Jahres eingewirkt 

t) Economic Cycles, 1914, S. 73. 


458 Mentor Bouniatian 


haben mögen, außer acht gelassen sind. Die Ziffern für einzelne 
Jahre sind indessen oft besser geeignet, dieses Verhältnis zu prä- 
zisieren. Nehmen wir beispielsweise drei folgende Fälle aus dem 
Wirtschaftsleben des vergangenen Jahres. Die Weinernte in 
Frankreich war im Jahre 1926 besonders schlecht ausgefallen 
und wies eine Verminderung von 35% gegen das Vorjahr auf 
(40 788 000 hl gegen 62 767 000 oder 52 598 000 hl gegen 80 064 000 
mit Algerien); der Preis des gewöhnlichen Weines von g—10° 
stieg darauf von 7 Franken für den Grad im Dezember 1925 und 
Januar 1926 auf 20—22 Franken im Dezember 1926 und Januar 
1927, d.h. um 300%, — trotz der inzwischen eingetretenen 
Kurssteigerung des Franken von etwa 5%. Desgleichen die 
Baumwollernte des Jahres 1926 in den Vereinigten Staaten 
wurde im November dieses Jahres offiziell auf 18 399 ooo Ballen 
gegen eine Ernte von I6 104 000 Ballen im Vorjahre geschätzt; 
der Preis der Baumwolle fiel darauf auf den Durchschnittsstand 
von 13,05 Cents im Dezember gegen 20,45 Cents vor einem Jahre. 
Hier haben wir eine Vermehrung des Ernteertrags um 14,2% 
und eine Preissenkung um 36,2% bei unveränderter allgemeiner 
Geschäftskonjunktur. Endlich, die Erdölproduktion in den Ver- 
einigten Staaten stieg von 2010 500 Barils Ende Mai 1926 auf 
2 498 300 Barils Ende Mai 1927, d.h. um 25%; der Preis des 
Rohöls ging in der gleichen Zeit, bei unveränderter allgemeiner 
Konjunktur, von 2,37 $ auf 1,32 $, d.h. um 45,1% zurück. 
Die Wirkung der Quantitätsänderungen eines Gutes auf 
seinen Preis wird in den meisten Fällen durch das Vorhandensein 
von Konkurrenzgütern eingeschränkt, die mehr oder weniger 
gut der Befriedigung derselben Bedürfnisse dienen können. 
Wenn zwei in gleicher Menge vorhandene Güter A und B einem 
und demselben Bedürfnis dienen und A sich um die Hälfte ver- 
mindert, so wird sein Preis nicht in derselben Weise steigen, als 
wenn es als einziges Befriedigungsmittel des betreffenden Be- 
dürfnisses fungierte, denn der Bedarf wird ja nur mit 25%, un- 
gedeckt bleiben. Vielmehr werden die Preise der beiden Güter 
steigen, als ob sich die verfügbaren Mengen der beiden um 25% 
vermindert hätten: auf diese Weise wird die Wirkung der Quan- 
tıtätsänderung von A sich in den Preisen von A und B verteilt 
äußern und den Gesamtwert der Gütermengen A und B um die- 
selbe Summe erhöhen. In Wirklichkeit ist die Wechselwirkung 
der Konkurrenzgüter und ihr Einfluß auf die Preise viel kompli- 
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zierter infolge der Verschiedenheit ihrer spezifischen Eigenschaf- 
ten und der Mengen, in denen sie vorkommen, auch infolge des 
Umstands, daß die meisten Güter zur Befriedigung einer Reihe 
von Bedürfnissen von verschiedener Wichtigkeit und in ihren 
verschiedenen Intensitätsgraden zur Verwendung kommen. Dies 
bringt mit sich, daß der naturgemäße Zusammenhang zwischen 
den Quantitäts- und Wertverschiebungen eines Gutes in der 
Regel mehr oder weniger verwischt wird und daß ihre Einwir- 
kung auf den Gesamtwert der Güter und auf die nominelle 
Kaufkraft der Gesellschaft schwer erkennbar und leicht über- 
sehbar wird. Dieser naturgemäße Zusammenhang tritt jedoch 
deutlicher zutage, wenn die Menge eines wichtigen Gutes solch 
beträchtliche Schwankungen erleidet, daß die sekundären stören- 
den Momente mehr in den Hintergrund treten. Die drei angeführ- 
ten Fälle können als Beleg dafür dienen. In diesen Fällen ent- 
spricht die Progression der Preisschwankungen derjenigen, die 
das sog. Gesetz von Gregory King für die Gestaltung der Korn- 
preise in Abhängigkeit von Ernteerträgen behauptet und die ich 
an anderer Stelle ®) als typischen Ausdruck des Zusammenhangs 
zwischen den Wertschwankungen und Aenderungen der Quanti- 
tät von wichtigen Gütern bezeichnete, wenn dieser Zusammen- 
hang durch die Einwirkung von Konkurrenzgütern und eventuell 
des internationalen Güteraustausches nicht verdeckt wird. Man 
kann die Wirkung der Quantitätsschwankungen der Güter, und 
in diesem Falle der Ernteerträge, auf das Wirtschaftsleben im 
allgemeinen und die industrielle Konjunktur im besonderen nicht 
richtig einschätzen, ohne den dargelegten Sachverhalt im Auge zu 
behalten. Tut man das, so gelangt man, wie wir sahen, zu Er- 
gebnissen, die sehr verschieden von denjenigen Pigous sind. 


Wir sahen oben, daß Pigou, im Anschluß an die sog. 
psychologische Schule der englisch-amerikanischen Krisen- 
theoretiker, als Grundursachen der industriellen Schwankungen 
die Veränderungen in der Stimmung der Geschäftsleute bezeich- 
nete. Es sind diese Geschäftserwartungen optimistischer oder 
pessimistischer Art, die die industrielle Tätigkeit regulieren 
und Aufwärts- und Abwärtsbewegungen der Preise hervor- 
rufen, um nachträglich selbst von diesen Preisbewegungen 


$) La loi de variation de la valeur et les mouvements généraux des prix. 
Panis 1927, M. Giard ed. 
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wieder verstärkt zu werden. Wenn wir uns aber fragen, was nun 
hinter diesen wechselnden Geschäftserwartungen steckt, so er- 
fahren wir, daß »Geschäftsoptimismus die Erwartung meint, 
daß die Preise in die Höhe.gehen oder weitergehen werden, und 
Geschäftspessimismus die Erwartung meint, daß die Preise fallen 
oder weiter fallen werden«. 

Aus dieser Definition ersieht man ja, daß der Wechsel der 
Geschäftsstimmung durch die auf Grund gewisser realen Ver- 
hältnisse zu erwartenden und eintretenden Preisbewegungen ver- 
anlaßt wird und daß folglich diese Preisbewegungen als die 
eigentlichen Ursachen der industriellen Schwankungen betrach- 
tet werden müssen. Was aber die realen Verhältnisse betrifft, 
die diesen Preisbewegungen zugrunde liegen können, so sind es 
nach Pigou, wenigstens in den meisten Fällen, die Schwankungen 
der Ernteerträge, d. h. Veränderungen in der Gütermenge, die er 
früher als ohne Belang für die industriellen Schwankungen er- 
klärt hatte. Die guten Ernten erhöhen seiner Auffassung nach 
den Wert der landwirtschaftlichen Produkte und die Kaufkraft 
der Landwirte, vermehren ihre Nachfrage nach Erzeugnissen der 
Industrie, steigern die Preise der letzteren und erweitern die 
industrielle Tätigkeit. Das Umgekehrte geschieht bei schlechten 
Ernten. Wenn nun Pigou sagt, daß »die guten Ernten nicht durch 
ihre Einwirkung auf den Gütervorrat einen Aufschwung in der 
Industrie hervorbringen, sondern dadurch, daß sie erhöhte Ge- 
schäftserwartungen bei den Industriellen hervorrufen, deren 
Produkte bei den Landwirten Absatz finden«, so ist darauf zu 
antworten, daß die aus bestimmten realen Verhältnissen (hier 
also Ernteerträgen oder sogar nur Ernteaussichten) resultieren- 
den Geschäftserwartungen und die darauf beruhenden Geschäfts- 
entscheidungen der Wirtschaftenden, m. a. W. wirtschaftliche 
Voraussicht und Vorsorge, die normalen, sozusagen technischen 
Elemente des Prozesses der Wertbildung und der wirtschaftlichen 
Tätigkeit überhaupt sind, die jedoch nicht zu besonderen »Fak- 
toren« der industriellen Schwankungen erhoben werden dürfen. 
Das Besondere indessen, das hier hinzukommt, sind wirkliche Ver- 
änderungen der Gütermengen, die auf die Preise der betreffenden 
Güter selbst dadurch direkt wirken, daß sie den Befriedigungs- 
grad der betreffenden Bedürfnisse bestimmen, und auf die Preise 
anderer Güter dadurch, daß sie die Kaufkraft der Besitzer der 
ersteren (also der Landwirte) und ihre Nachfrage nach anderen 
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Gütern modifizieren. Die Erklärung der Preisbewegungen bleibt 
also im Grunde auch für Pigou, wie für jeden Krisentheoretiker, 
das Zentralproblem. Indem er nun von »Geschäftserwartungen« 
ausgeht, die nur eine Reflexerscheinung der Preisbewegungen 
sind, stellt er seine Krisentheorie auf eine falsche Basis, was zu 
keinem befriedigenden Resultat führen kann. 

Was nun die Auswüchse der Spekulation, die »Irrtümer von 
ungebührlichem Optimismus oder von ungebührlichem Pessimis- 
mus«, wie sie Pigou nennt, anbelangt, so könnten sie höchstens 
solche Krisentheoretiker interessieren, welche meinen, daß jene 
»Auswüchse« die Produktion in falsche Bahnen lenken und bald 
zu einer Ueberproduktion, bald zu einer starken Unterproduk- 
tion führen, die nun eine Krisis bzw. eine Aufwärtsbewegung 
der wirtschaftlichen Tätigkeit zur Folge haben müssen. Doch 
wir wissen, daß bei Pigou die Frage der Ueberproduktion bzw. 
Unterproduktion keine Rolle spielte und daß nach ihm der An- 
laß zum Umschwung der wirtschaftlichen Tätigkeit von außen 
kommen muß. Es ist daher nicht begreiflich, worin diese »Irr- 
tümer« eigentlich bestehen sollen und in welcher Weise z.B. 
der wirtschaftliche Aufschwung als Folge eines »Irrtums« betrach- 
tet werden kann. 


Es ist aber kein Zufall, daß Pigou die Geschäftserwartungen 
der Geschäftsleute zum Eckstein seiner Krisentheorie und zum 
Ausgangspunkt der Erklärung der Preisbewegungen macht. 
Dies ist die Konsequenz seiner Auffassung von dem Mechanis- 
mus der Preisbewegungen. Er ist nämlich ein Anhänger der strik- 
ten Quantitätstheorie und kann die Preisbewegungen nicht anders 
als von der Geld- und Kreditsphäre aus erklären. Die »Geschäfts- 
erwartungen« braucht er eben, um den monetären Faktor in 
Gang zu setzen. Denn die wechselnden Geschäftsaussichten, 
die doch, wie wir sahen, nur Reflexerscheinungen der Preisbe- 
wegungen oder von realen Verhältnissen sind, die unabweisbar 
zu Preisbewegungen führen müssen, sollen nun den Geschäfts- 
leuten die Veranlassung geben, ihre Darlehen bei den Banken 
zu vermehren resp. zu vermindern, und so den Bankkredit auf 
die Preise wirken lassen. Denn der »bestimmende Faktor« der 
Preisbewegungen ist nach Pigou nichts anderes als die von den 
Banken »geschaffenene Depositenkredite. Man sieht den circu- 
lum vitiosum. 
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Die Möglichkeit der »Kreditschöpfungen« durch die Banken 
wird von Pigou folgendermaßen dargestellt. Die Banken leihen 
nicht nur die eigenen und die von den Klienten deponierten Gel- 
der aus, sie können, dank der Scheckzirkulation, auch darüber 
hinaus für ihre Klienten »neue Kredite schaffen« Die Banken 
haben nämlich die Möglichkeit, gegen ein Depositum, sagen wir, 
von einer Million Pfund Sterling für drei Millionen Kredit zu 
eröffnen, über welche die Kreditnehmer meistens mit Schecks 
verfügen. In diesem Falle wird die deponierte Million ausreichen, 
um den etwaigen Forderungen nach barem Gelde sowohl seitens 
der Deponenten der Million als seitens der Kreditnehmer oder 
Scheckinhaber zu genügen. Die drei Millionen sind eben die 
meu geschaffenen Kredite«, welche um dieselbe Summe die nomi- 
nelle Kaufkraft der Gesellschaft und die Scheckzirkulation des 
Landes vermehren. Die »Schöpfung« dieses Kredites stellt sich 
Pigou offenbar so vor, wie die Emission von Banknoten seitens 
einer Emissionsbank, die auf Grund einer Barreserve von einer 
Million einlösbare Noten für mehrere Millionen ausgeben kann. 

Hier haben wir vor uns die in der letzten Zeit besonders 
unter den englischen und amerikanischen Nationalökonomen 
sehr populär gewordene Zirkulationstheorie, die den äußersten 
Ausdruck der Quantitatstheorie darstellt. Wir haben zu dieser 
Theorie teilweise an anderem Orte Stellung genommen und so- 
weit brauchen wir hier nicht darauf zurückzukommen. Bemerken 
wir nur, daß diese Theoretiker die Argumentation der Anhänger 
der currency school wiederholen, die in der ersten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts die Schwankungen des Wirtschaftslebens 
auf die Schwankungen der Notenemission der englischen Privat- 
banken zurückführen wollten. Man sollte glauben, daß diese 
Theorie von Thomas Tooke in seinem berühmten Werke: »History 
of Prices« endgültig widerlegt worden ist und daß er zur Evidenz 
nachgewiesen hat, daß nicht die Schwankungen der Noten- 
emission die Schwankungen des Preisstands und der wirtschaft- 
lichen Tätigkeit herbeiführten, sondern umgekehrt, die Wand- 
lungen im Preisniveau und in der wirtschaftlichen Tätigkeit die 
Höhe der Notenemission bestimmen. Mit noch größerem Recht 
sollten seine Einwände gegen die Erklärungen der Preisschwan- 
kungen durch die Kreditgewährungen der Banken gelten. Neue 
Angaben, die ihre These dartun sollten, haben diese Theoretiker 
bisher nicht gebracht, und Pigou gesteht selbst, daß, wenn auch 
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die Wendepunkte der Kreditzyklen mit denjenigen der industriel- 
len Zyklen zusammenfallen, es doch »keinen Beweis« gibt und 
skeine Möglichkeit existiert zu schließen«, daß die ersteren dic 
Ursache der letzteren seien. Ihre Argumentation beruht auf der 
Annahme a priori, daß die von den Banken eröffneten Depositen- 
kredite eine zusätzliche Kaufkraft darstellen, die wie eine zu- 
sätzliche Geldmenge die Nachfrage nach Waren vermehren und 
die Preise in die Höhe treiben m u B. 

Ist nun dieser Schluß berechtigt ? Die Frage der »Kredit- 
schöpfungen« der Banken spielt in der letzten Zeit in der Litera- 
tur über die Wirtschaftsschwankungen eine solche Rolle, sowohl 
bei der Erklärung dieser Schwankungen als auch als Ausgangs- 
punkt für Vorschläge zu ihrer Verhütung, daß ich es hier für 
nötig halte, dabei etwas zu verweilen und zu versuchen, einige 
Klarheit darüber zu schaffen. 

Die These von Pigou, daß die Preisschwankungen, die 
den zyklischen Wirtschaftsschwankungen zugrunde liegen, durch 
die Depositenkredite der Banken hervorgerufen werden, wird 
schon durch die Tatsache widerlegt, daß diese Kredite eine 
Eigentümlichkeit der englischen und amerikanischen Banken 
bilden und, nach der Ansicht der englisch-amerikanischen 
Theoretiker selbst, auf dem europäischen Kontinent noch in 
»sembryonalem Zustand« sich befinden (Fisher); indessen beob- 
achten wir bekanntlich periodische Schwankungen des Preis- 
standes und der wirtschaftlichen Tätigkeit, oft von heftigen 
Krisen begleitet, ebensogut auf dem europäischen Kontinent, 
wie in England oder in den Vereinigten Staaten. Dies ist 
auch ganz natürlich. Pigou bemerkt mit Recht, daß jene 
Kredite kein neues Kapital schaffen, wie einige Autoren es zu 
glauben scheinen, sondern wie jede andere Kreditart, nur das 
schon vorhandene Kapital in die Hände der Unternehmer über- 
führen. Er erkennt auch ferner, daß sie teilweise andere 
Kreditarten ersetzen. Doch verkennt er immerhin die Natur 
dieser Kredite und schreibt ihnen eine Bedeutung zu, die sie 
sicherlich nicht haben. 

Was die Depositenkredite unter anderen Kreditarten aus- 
zeichnet, ist der Umstand, daß ihre Benefizienten meistens durch 
Scheckausgabe über sie verfügen. Dies ist die Folge der Ent- 
wickelung der Scheckzirkulation in den betreffenden Ländern. Die 
Banken bleiben jedoch verpflichtet, bei entsprechender Forderung 
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bares Geld zu zahlen; sie miissen denn auch ihre Kredite nach 
ihren liquiden Mitteln bemessen und eine entsprechende Bar- 
reserve halten. Die Entwickelung der Scheckzirkulation gibt 
allerdings die Möglichkeit, mit einer relativ kleinen Minimal- 
reserve auszukommen (in England bis auf 10% der Verbindlich- 
keiten herab). Dies bedeutet im Grunde eine Beschleunigung der 
Geldzirkulation, indem die Scheckzirkulation eine bessere Aus- 
nutzung des vorhandenen Geldvorrats ermöglicht. Die Länder 
mit entwickelter Scheckzirkulation kommen denn auch mit 
einem kleineren Geldvorrat aus. Die Ausdehnung der Scheck- 
zirkulation beeinflußt die Verteilung der Metallreserven auf die 
einzelnen Länder und die Wertbeziehung der Güter zu den Edel- 
metallen. Sie hat aber mit den periodischen Wirtschaftsschwan- 
kungen nichts zu tun. 

Dabei geschieht aber folgendes. Da die durch die Scheck- 
zirkulation herbeigeführte Beschleunigung des Geldumlaufs durch 
die Vermittlung der Banken vor sich geht, so ziehen die Banken 
einen Nutzen daraus, indem sie die Vorteile der aus dieser Be- 
schleunigung des Geldumlaufs sich ergebenden volkswirtschaft- 
lichen Ersparnis sich zu eigen machen, ziemlich in derselben 
Weise, wie die Emissionsbanken aus der durch die Ersetzung 
von Metallgeld durch die Banknoten geschaffenen Ersparnis Vor- 
teil ziehen. Der letzte Umstand erweckt den Schein, daß die 
Banken »Kapital« oder »neue Kaufkraft« in Geldform »schaffen« 
können. In Wirklichkeit stellt die durch die Entwickelung der 
Scheckzirkulation auf die Banken übertragene Kaufkraft die- 
jenige früher in Geld investierte Kautkraft dar, die infolge der 
Metallausfuhr im Lande nicht mehr figuriert. M. a. W., es wird 
dabei keine zusätzliche freie Kaufkraft geschaffen, sondern ein Teil 
der durch Geldzeichen repräsentierten Kaufkraft in andere Hände 
übertragen. Aus dem Vorstehenden ergibt sich, daß wenn Pigou 
behauptet, die Banken haben die Macht, »Kredite zu schaffen« 
und die Geldzirkulation zu vermehren, so betrachtet er offenbar 
die individuellen Fälle ohne Zusammenhang mit dem Ganzen, 
dessen Elemente sie sind. 

Die Depositenkredite bilden die übliche Form der Bank- 
kredite in England und in den Vereinigten Staaten. Pigou stellt 
fest, daß diese Kredite in England regelmäßig wachsen, in De- 
pressionsperioden sowohl wie in Aufschwungsperioden, mit dem 
Unterschied, daß sie in den letzteren stärker zunehmen. Wenn 
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man die Säkularbewegung eliminiert, so bekommt man für die 
Aufschwungsperioden eine durchschnittliche Zunahme von 5% 
über die Depressionsperioden. 

Wo schöpfen die Banken die Möglichkeit dieser zusätzlichen 
Kredite her? Sie schöpfen sie aus der Marge, die das Verhältnis 
der Barreserven zu Verbindlichkeiten über das mindestmögliche 
Verhältnis (10%) hinaus noch übrig läßt. Eine solche Marge exi- 
stiert bei jeder Kreditorganisation während der Depressions- 
perioden, als die -Bankdepositen bei geringer Nachfrage nach 
Kredit anschwellen. In den letzten 75 Jahren beobachten wir 
bei dem Verhältnis der Barreserve zu Verbindlichkeiten der Bank 
von England im Rahmen von Wirtschaftszyklen regelmäßige 
Schwankungen von 15—100%. Aehnliche Schwankungen, in 
etwas geringerem Maßstab, weisen auch die Privatbanken auf. 
Diese Schwankungen der flüssigen Mittel der Banken, ihr An- 
schwellen während der Depressionsperioden — trotz der Be- 
mühungen der Banken, durch kulante Darlehensbedingungen sie 
fruchtbringend zu investieren, — ist ein Beweis dafür, daß es 
nicht von den Banken abhängt, ihre Kredithergabe zu erweitern, 
sondern von der Nachfrage seitens des Handels und der Industrie. 
Und wir sehen, daß diese Nachfrage in den Aufschwungsperioden 
steigt — trotz des progressiven Steigens der Leihsätze. 

Pigou bestätigt unwillkürlich diesen Sachverhalt. Er meint, 
daß »psychologische Motive«, wie optimistische oder pessimisti- 
sche Erwartungen, den Anstoß zur Vermehrung oder Verminde- 
rung der Bankkredite geben. Wir wissen aber, daß hinter »optimi- 
stischen und pessimistischen Erwartungen« Preisbewegungen 
stehen. Wäre es dann nicht richtiger, von diesem Faktor aus- 
zugehen und ihn als Ursache der nachfolgenden Erscheinungen 
des Aufschwungs zu betrachten ? Wäre es, z. B. nicht mehr an- 
gezeigt, zu sagen, daß die Preiserhöhung oder die Erhöhung des 
Güterwerts und die darauf folgende Belebung der wirtschaft- 
lichen Tätigkeit, — indem sie einerseits die Kaufkraft der freien 
Mittel der Unternehmer vermindern und anderseits ihre Ver- 
größerung wünschenswert machen, — eine Erweiterung der 
Kreditgewährungen seitens der Banken wie seitens der privaten 
Kapitalisten nach sich ziehen ®). Und wäre es nicht richtiger, 


°) Bemerken wir, daß trotz des Steigens um 5%, die Bankkredite während 
der Aufschwungsperioden eine geringere Kaufkraft repräsentieren, denn die 
Preise steigen in diesen Perioden durchschnittlich um 10%. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 58. 3. 30 
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in der Ausdehnung der Scheckzirkulation eine Folge des ver- 
mehrten Bedarfs an Umlaufsmitteln nach erfolgter Preiserhöhung 
und Belebung der wirtschaftlichen Tätigkeit zu sehen? 

Ein Umstand besonders scheint jedoch Pigou dazu zu ver- 
leiten, die Steigerung der Bankkredite als die Ursache der Preis- 
erhöhung zu betrachten. Pigou bemerkt mit Recht, daß die Depo- 
sitenkredite eines der Mittel sind, durch die ein Teil der in der 
Gesellschaft vorhandenen Kaufkraft an die Unternehmer über- 
tragen wird. Im vorliegenden Fall wird nach ihm diese Ueber- 
tragung dadurch erreicht, daß die neuen Kredite, indem sie die 
Preise erhöhen, automatisch die reale Kaufkraft der Konsumen- 
ten vermindern, den letzteren sozusagen eine Auflage zugunsten 
der neuen Kreditnehmer aufzuerlegen. Man stellt sich hier offen- 
bar den Vorgang analog dem, was bei der Emission von (unein- 
lösbarem) Papiergeld geschieht, bei welcher der Staat einen Teil 
der Kaufkraft der Bevölkerung bei gleichzeitiger Erhöhung der 
Preise sich aneignet. 

Die Analogie ist hier indessen nur eine scheinbare. Das Papier- 
geld wird für Finanzbedürfnisse emittiert und es wird dem Geld- 
mittelbestand des Landes dauernd einverleibt. Der Inhaber 
solchen Papiergeldes, wenn er seiner für seinen Kassenbestand 
nicht bedarf, wird bestrebt sein, es in Umlauf zu bringen, um 
keinen Verlust an Zinsen zu erleiden. Die damit gegebene In- 
flation muß daher eine allgemeine Preissteigerung zur Folge haben. 
Anders steht es mit einlösbaren Banknoten und Bankkrediten. 
Man läßt sich einen Bankkredit eröffnen oder läßt ihn stehen 
und ist bereit, Zinsen dafür zu zahlen, wenn man dessen für seine 
Operationen bedarf. Anderseits können die Banken ihre Scheck- 
zirkulation und ihre Kreditgewährungen nur erweitern, wenn 
die Steigerung des Güterwerts eine Ausdehnung der Scheck- 
zirkulation möglich macht und erheischt. Denn man soll nicht 
vergessen, daß die Möglichkeit solcher Erweiterung der Depo- 
sitenkredite der Banken nur auf solcher Ausdehnung der Scheck- 
zirkulation beruht und durch sie beschränkt ist. Die Kaufkraft, 
die auf diese Weise auf die neuen Kreditnehmer der Banken 
übertragen wird, ist somit diejenige Kaufkraft, die die übrigen 
Besitzer von Geldmitteln und Geldforderungen durch die schon 
eingetretene Preiserhöhung bereits verloren haben. Sollten daher 
die Banken ihre Depositenkredite nicht vermehren und so zur 
Ausdehnung der Scheckzirkulation keine neue Grundlage schaf- 
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fen, so würde die Werterhöhung der Güter eine Beschleunigung 
der Zirkulation der schon vorhandenen Umlaufsmittel eine bessere 
Ausnutzung der vorhandenen Depositen und eine Ausdehnung 
anderer Kreditarten und Kompensationsverfahren zur Folge haben. 
Daß in den Aufschwungsperioden dies schon zum Teil geschieht, 
sieht man aus den Angaben von Irving Fisher 7), wonach in der 
Aufschwungsperiode 1903—07 in den Vereinigten Staaten die 
Zirkulation der auf dieselbe Depositensumme gezogenen Schecks 
sich um 20% vermehrt hatte, bei einer gesamten Vermehrung der 
Scheckzirkulation um 43%, während die Metallgeldzirkulation 
sich gleichzeitig um 10% beschleunigt hatte. Wie enorm aber die 
potenzielle Elastizität der Geldzirkulation ist, das hat man in den 
Inflationsperioden nach dem Krieg in Deutschland, Rußland, Polen 
und andern Ländern zur Genüge gesehen. Die Ausdehnung der 
Scheckzirkulation auf Grund neu eröffneter Bankkredite anti- 
zipiert, sozusagen, die weitere Ausnutzung und Beschleunigung 
des Umlaufs der vorhandenen Zirkulationsmittel zugunsten der 
Banken. 

Wir gelangen zu dem Schluß, daß die Uebertragung der in der 
Gesellschaft vorhandenen Kaufkraft in die Hände der Kredit- 
nehmer der Banken nicht auf die Weise geschieht, daß diese 
Kredite die Preise erhöhen, sondern so, daß die Banken die aus 
anderen Gründen schon eingetretene Preiserhöhung ausnutzen 
und sie zur Grundlage einer Ausdehnung der Scheckzirkulation 
seitens einer Anzahl neuer Klienten machen. Dies ist die Natur 
der Depositenkredite und der »Kreditschöpfungen« der Banken, 
die bei der Erklärung der Preisbewegungen oder bei kredit- 
politischen Maßnahmen nicht verkannt werden sollte. 

Pigou verkennt nicht ganz die Bedeutung der Elastizität 
der Geldzirkulation. Nachdem er die Schwankungen der Depo- 
sitenkredite als die »direkten und bestimmenden Faktoren« der 
Preisschwankungen bezeichnet hatte, findet er später selbst, in 
einigem Widerspruch mit dieser Erklärung, in der Beschleuni- 
gung oder Verlangsamung der Geldzirkulation eine neue Ursache 
der Preisschwankungen. Er konstatiert nämlich, daß die Schwan- 
kungen des allgemeinen Preisstands durchschnittlich eine Am- 
plitude von 10% aufweisen, während die Amplitude der Schwan- 
kungen der Bankkredite und der Arbeitslosigkeit nur 5% be- 


7) The purchasing power of money. ıgıı, S. 63, 68, 284—285, 290. 
30* 
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trägt, und folgert daraus, daß die Schwankungen der Bank- 
kredite, sowohl in ihrer Richtung und Amplitude, als in ihrer 
absoluten Höhe, durch die Schwankungen im Bedarf an flüs- 
sigen Mitteln zur Bezahlung von Arbeitslöhinen kompensiert 
werden, und daß somit die Schwankungen in der Umlaufs- 
geschwindigkeit des Geldes, als der einzige nicht neutralisierte 
Faktor, für die Preisschwankungen »verantwortlich sein müssen.«. 

Die Erklärung, die Pigou diesem Zusammenhange gibt, ist 
aber besonders charakteristisch. Pigou versucht auch hier, sich 
der Sache vom psychologischen Standpunkt aus zu nähern. 
Nehmen wir an, daß eine gewisse Steigerung des Preisstands 
stattgefunden hat, und sehen wir von widersprechenden Er- 
klärungen dieser ursprünglichen Preissteigerung ab. In der Folge 
muß, nach Pigou die daraus sich ergebende Wertverminderung des 
Geldes im Verhältnis zu den Gütern die Geldbesitzer dazu be- 
wegen, ihre Geldbestände zu vermindern und sie durch Güter 
zu ersetzen, was seinerseits die Preise weiter erhöhen muß usw. 
M. a. W., die Erkenntnis des progressiven Fallens des Geldwerts 
und die »Flucht vom Gelde«, die in den Inflationsperioden in 
Deutschland, RuBland, Oesterreich und anderen Landern mit 
solcher Intensitat sich fiihlbar machte, sind auch hier die Fak- 
toren der progressiven Preissteigerung. 

Ich habe selbst an anderer Stelle auf das Beispiel der 
Inflationsperioden in den genannten Landern hingewiesen, um 
die auBerordentliche pontenzielle Elastizitat der Zirkulations- 
geschwindigkeit des Geldes zu demonstrieren. Jedoch nichts be- 
rechtigt uns, die »Flucht vom Gelde« nicht nur als die Grund- 
ursache, sondern auch nur als einen irgendwie beträchtlichen 
Faktor der Schwankungen in der Zirkulationsgeschwindigkeit 
des Geldes und der Schwankungen des Preisniveaus im Rahmen 
der periodischen Wirtschaftszyklen anzusehen. In den genann- 
ten Ländern verging eine gute Weile, bis die Geschäftsleute die 
eigentliche Ursache der schon beträchtlichen Preiserhöhung er- 
kannten und sich schließlich bewußt wurden, daß, ungeachtet 
außerordentlicher scheinbarer Gewinne ihrer Geschäftsoperatio- 
nen, sie immer ärmer wurden, und daß die Realwerte in ihren 
Händen allmählich schmolzen. Bei den periodischen Konjunk- 
turschwankungen steigt das Preisniveau während der Auf- 
schwungsperiode jährlich um durchschnittlich 2% und nur 
wenige Geschäftsleute denken über diese mäßige und vorüber- 
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gehende Wertverminderung des Geldes nach oder werden ihrer 
überhaupt bewußt. Was sie in ihren Operationen leitet, sind die 
Preise dieser oder jener Waren, welche einzeln beträchtliche 
Schwankungen erleiden können. Jedenfalls kommt die Wert- 
verminderung des Geldes als ein Element der Gewinnberechnung 
erst nach einer Weile von andauernder Preissteigerung, die andere 
Gründe haben muß, überhaupt in Betracht. 


Im vorstehenden haben wir die Theorie der Preisschwan- 
kungen von Pigou dargestellt. Außer dem schon erwähnten 
Schwächen leidet diese Theorie an einem Grundmangel. Sie be- 
ruht auf der in der englisch-amerikanischen Literatur allgemein 
vertretenen Anschauung, daß in der Austauschgleichung: MV + 
M,V, = PT, wo M die Geldmenge, M, die Bankkredite, V und 
V, ihre Zirkulationsgeschwindigkeit, P das Preisniveau und T 
die Gütermenge bezeichnen, P., d.h. das Preisniveau, ein ab- 
solut passives Element bildet und sich unabhängig von anderen 
Elementen der Gleichung nicht ändern kann. So kann nach 
dieser Anschauung das allgemeine Preisniveau durch Preis- 
änderungen einzelner Güter nicht affiziert werden, denn die 
letzteren müssen notwendigerweise durch Preisänderungen ande- 
rer Güter in entgegengesetzter Richtung kompensiert werden, 
solange die anderen Elemente der Gleichung unverändert bleiben. 
Nur unabhängige Veränderungen anderer Elemente der Gleichung, 
so Vermehrung oder Verminderung der Geldmenge, der Depo- 
sitenmasse oder der Gütermenge, Beschleunigung oder Verlang- 
samung der Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes oder der Schecks, 
können nachträglich verhältnismäßige Veränderungen des 
allgemeinen Preisstandes herbeiführen. Diese Anschauung ist es, 
was Pigou veranlaßt, die Ursachen der Preisbewegungen in 
»Kreditschöpfungen« der Banken oder in den Veränderungen der 
Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes zu suchen und zur Erklärung 
der letzteren die Willensimpulse der Unternehmer in den Vorder- 
grund zu stellen. 

Ich hatte schon an anderer Stelle 8) die Gelegenheit, dar- 
zulegen, wie grundfalsch diese Anschauung ist. Ich bin der 
Ansicht, daß, — abgesehen von Schwankungen der Edelmetall- 
produktion, die nur für lange Zeitperioden von Bedeutung sein 


8) La loi de variation de la valeur et les mouvements généraux des prix, 
Paris 1927, M. Giard ed. 
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können, und von Papiergeldemissionen für finanzielle Bedürf- 
nisse —, das Preisniveau im Rahmen der Wirtschaftszyklen 
nicht nur kein passives Element der Austauschgleichung ist, 
sondern umgekehrt, deren aktivstes Element bildet und zwar, 
abgesehen von zufälligen Veränderungen in der Gütermasse, das 
einzig aktive Element, von welchem die Aenderungen anderer 
Elemente ausgehen. 

Der Satz, daß das Preisniveau ohne eine vorhergehende 
und von ihm unabhängige verhältnismäßige Veränderung der 
Gütermasse oder der Menge und der Umlaufsgeschwindigkeit 
des Geldes nicht variieren kann, ist die Folge einer Verkennung 
der Natur der Güterwertschwankungen und einer ungenügenden 
Berücksichtigung der Elastizität der Geld- und Kreditzirku- 
lation. Er steht aber in vollständiger Uebereinstimmung mit der 
klassischen Werttheorie, auf welche ja die Quantitätstheorie 
zurückgeht. Sieht man den Grund des Güterwerts (einschließlich 
des Metallgeldes) in den Produktionskosten oder in aufgewandtem 
Arbeitsquantum, so muß, nach dieser Auffassung, der Wert je 
nach den Kosten variieren«. Der Preis ist das quantitative 
Verhältnis, in welchem Güter gegen Geld auf Grund ihrer Wert- 
verhältnisse, d.h. hier der Kosten, ausgetauscht werden. Da- 
nach ist es natürlich, daß, wenn ein Glied der Tauschrelation 
sich ändert, das andere Glied eine proportionelle Aenderung in 
entgegengesetztem Sinne erfährt: hat z. B. die Gütermasse in- 
folge der Vervollkommnung der Produktionstechnik um !/,, zu- 
genommen, so muß das Austauschverhältnis gegen das Geld, 
d.h. der Preis, um !/,, sinken, und der Gesamtwert der Güter- 
masse bleibt unverändert. Hiernach ist es auch verständlich, 
daß das zweite Glied der Austauschgleichung, nämlich PT, durch 
Aenderungen der Gütermasse nicht affiziert werden kann. Aus 
demselben Grunde können die Preisänderungen einzelner Güter 
auf den Wert von PT keinen Einfluß haben. In der Tat können 
diese Preisänderungen auf zwei Ursachen zurückgeführt werden: 
entweder auf eine Veränderung der Menge, und diesen Fall haben 
wir schon eben behandelt; oder auf Verschiebungen der Nach- 
frage, d. h. der Kaufkraft, von einzelnen Gütern auf andere, und 
dies scheint, aus demselben Grunde wie vorher, den Gesamt- 
wert der Güter nicht affizieren zu können; denn der Gesamt- 
wert einer Güterart, dem sich ein bestimmter Teil der Kauf- 
‘kraft neu zugewandt hat, wird nach dieser Anschauung um die- 
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selbe Summe sich erhöhen, um welche der Gesamtwert der Güter- 
art, von welcher diese Kaufkraft sich abgewandt hat, sich ver- 
mindert hat. Man begreift denn, daß J. St. Mill die Idee, daß 
alle Güter gleichzeitig im Werte steigen oder sinken können, als 
contradictio in adjecto bezeichnete. 

Stellen wir uns aber auf den Standpunkt der subjektiven 
Wertlehre, die den Wert als die Bedeutung, die die Giiter fiir 
unsere Bediirfnisbefriedigung haben, ansieht. Die psychologische 
Analyse unserer Empfindungen und die alltägliche Erfahrung 
wirtschaftlicher Erscheinungen zeigen uns, daß bei Mengen- 
veränderungen der Güter ihr subjektiver Wert nicht im Ver- 
hältnis zu diesen Veränderungen, sondern in stärkerem Maße 
schwankt. In meiner schon erwähnten Arbeit ?) habe ich ge- 
zeigt, daß das Gesetz von King, wonach bei Verminderung der 
Ernteerträge in arithmetischer Progression die Kornpreise in 
geometrischer Progression steigen (und umgekehrt bei steigen- 
dem Ernteertrag), die eigentliche Natur der Wertschwankungen 
richtig ausdrückt und für die Wertbildung aller wichtigen Güter, 
wenn man alle Konkurrenzgüter mit berücksichtigt, typisch 
ist. Infolge dieser Natur der Wertschwankungen muß bei Ver- 
minderung der Quantität wichtiger Güter ihr Gesamtwert 
steigen, ohne daß dabei die Preise anderer Güter gleichzeitig 
entsprechend sinken müssen, und die Zunahme des Gesamtwerts 
aller Güter ist hier der Ausdruck dafür, daß ihre Bedeutung 
für unsere Bedürfnisbefriedigung infolge ihrer Mengenabnahme 
gewachsen ist. Der Wert ist ja nur ein Ausdruck des Mangels. 

Diese Steigerung des absoluten Werts der Güter findet ihren 
Ausdruck in der Steigerung der Preise und des Gesamtwerts der 
Güter dank dem Umstand, daß die Geschwindigkeit der Geld- 
und Kreditzirkulation, infolge ihrer großen Elastizität, sich dem 
erweiterten Wertumsatz anpaßt und so die Stabilität des Geld- 
werts einigermaßen bewahrt bleibt. Dies geschieht freilich unter 
Umständen nicht ohne eine starke Anpassung der Geld- und 
Kreditzirkulation, die den Geldwert allmählich erhöht. Die Er- 
fahrung zeigt, aber, daß die Geld- und Kreditorganisation eine 
genügende Elastizität besitzt, um beträchtliche Schwankungen 
des Gesamtwerts der Güter im Rahmen der Wirtschaftszyklen 
zuzulassen. Ich habe an derselben anderen Stelle auch gezeigt 


*) La loi de variation de la valeur et les mouvements généraux des prix, 
Paris 1927. . a 
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(und darauf werden wir hier etwas weiter noch zuriickkommen), 
daB das allgemeine Preisniveau auch infolge einer Verschiebung 
der Nachfrage schwanken kann: so führt eine Konzentration 
der Nachfrage auf ein Gut oder eine kleine Anzahl wichtiger 
Güter, auf Grund desselben Gesetzes der Wertbildung, zu einer 
Erhöhung des Preisstands, und eine Diffusion der Nachfrage 
von einem oder einer Anzahl wichtiger Güter auf eine größere 
Anzahl muß eine Senkung des allgemeinen Preisstands zur Folge 
haben. 

Auf diese Weise können das Preisniveau und der Gesamt- 
wert der Güter sich unabhängig von anderen Elementen der 
Austauschgleichung, sozusagen von innen her, ändern. Bei den 
Aenderungen des Gesamtwerts der Güter PT wird die Austausch- 
gleichung dadurch aufrecht erhalten, daß die Geschwindigkeit 
der Geld- und Kreditzirkulation (V und V,) als Folge der 
ersteren eine gleichzeitige und entsprechende Aenderung erfährt. 
Man kann sogar sagen, daß die eigentümliche Natur der Güter- 
wertschwankungen, ihre größere Amplitude im Vergleich mit 
den Schwankungen der Gütermenge oder der Nachfrage, sie als 
einen beständig wirkenden Faktor der Veränderung der Ge- 
schwindigkeit der Geld- und Kreditzirkulation erscheinen läßt. 

Wir kommen also zu dem Schluß, daß, wenn das Bestreben 
Pigous, die Grundursachen der periodischen Wirtschaftsschwan- 
kungen in der Psychologie der Wirtschaftenden überhaupt zu 
suchen, gerechtfertigt ist, es um so weniger angebracht ist. sie 
in den »Geschäftserwartungen der Unternehmers allein zu sehen. 
Eine solche Erklärung ist zu eng und zu oberflächlich. Wenn es 
auch richtig ist, daß die Unternehmer das Wirtschaftsleben 
leiten, so ist es nicht weniger einleuchtend, daß sie selbst durch 
die Preise geleitet werden, die sowohl die Bestrebungen der Unter- 
nehmer, als auch die Bedürfnisse der Konsumenten und Sparcr 
und all die äußeren Verhältnisse, die auf diese Bedürfnisse und 
ihren Befriedigungsstand einwirken, wiedergeben. Der Güter- 
wert und die Güterpreise sind und bleiben die Grunderschei- 
nungen des Wirtschaftslebens, die Grundfaktoren, welche Pro- 
duktion, Verteilung, Konsumtion und Kapitalisation bestimmen. 
Die psychologische Analyse der Ursachen der industriellen 
Schwankungen muß eben bei ihnen ansetzen und sich dabei auf 
eine richtige Erkenntnis der Natur der Wertschwankungen 
stützen. Ohne eine verständige Anwendung der subjektiven Wert- 
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lehre sind die dynamischen Erscheinungen des Wirtschaftslebens 
eben nicht zu verstehen. 


Schließlich wollen wir einige Worte einer interessanten 
Frage widmen, welcher Pigou eine große Bedeutung beimißt, 
nämlich der Frage der Rückwirkungen wirtschaftlicher Erschei- 
nungen, die ihre Einwirkung auf das Wirtschaftsleben bedeutend 
verstärken. Wir sahen, daß sogar ein sehr reicher Ertrag land- 
wirtschaftlicher Produkte von 10% über dem normalen in den 
Vereinigten Staaten nach der Ansicht von Pigou die Tätigkeit 
der Industrie nur um 1,% zu verstärken vermag. Pigou meint 
aber, daß in der Tat diese unmittelbare Wirkung eine bedeutende 
Verstärkung erfahren muß durch indirekte Einflüsse, die in der 
arbeitsteiligen Organisation der Volkswirtschaft ihren Ursprung 
haben. Seine Argumentation ist die folgende: 

Nehmen wir an, daß es in der Volkswirtschaft nur zwei 
homogene Gruppen von Produzenten A und B gibt, die unter 
sich die Produkte ihrer Arbeit austauschen, und daß nach diesen 
Produkten eine vollkommen elastische Nachfrage besteht. In 
diesem Falle wird eine Zunahme der Produktion der Gruppe A, 
sagen wir um 20%, als Folge seiner guten Ernte, Vervollkomm- 
nung der Produktionstechnik oder anderer Umstände«, eine 
gleiche Produktionserweiterung der Gruppe B nach sich ziehen. 
Wenn aber die Gruppe A einer Reihe von spezialisierten Pro- 
duktionsgruppen B, C, D, E usw. gegenübersteht, so kann die 
Sache einen anderen Verlauf nehmen. Wollte die Gruppe A ihre 
Konsumtion der Produkte anderer Gruppen gleichmäßig er- 
weitern und wären diese Gruppen bereit, in derselben Weise die 
Mehrproduktion der Gruppe A aufzunehmen, so ginge alles wie 
im ersten Fall vor sich. Die Gruppe A kann aber geneigt sein, 
ihre zusätzlichen Produkte nur mit den Produkten der Gruppe B 
zu vertauschen, und die Gruppe B kann den Wunsch haben, 
nur die Konsumtion der Produkte der Gruppe C zu vermehren, 
und diese wiederum nur nach Produkten der Gruppe D ein Ver- 
langen haben usw., so daß nur die Gruppe Z gewillt ist, die Pro- 
dukte der Gruppe A aufzunehmen. In diesem Falle wäre jede 
Gruppe gezwungen, ihre Produktion in demselben Maße zu ver- 
größern, wie die Gruppe A, und so würde die Produktionsver- 
mehrung der Gruppe A der Ausgangspunkt einer Steigerung 
der gesamten Produktion, die die ursprüngliche Vermehrung um 
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das Vielfache übertrifft. Pigou meint aber, es sei viel wahr- 
scheinlicher, daß die Gesamtzunahme »sunendlich kleiner« (enor- 
mously small) ausfallen wird, als es theoretisch möglich ist. Er 
meint offenbar, daß der Produzent, der seine Produktion ver- 
größert hat, die daraus erwachsene Kaufkraft nicht zur An- 
schaffung einer einzigen Güterart, sondern dazu verwenden 
wird, seine Konsumtion mehr oder weniger gleichmäßig nach 
allen Richtungen hin zu erweitern. Man könnte mehr sagen. 
Da Pigou auf keine Momente hinweist, die einer normal schei- 
nenden gleichmäßigen Entwicklung der Nachfrage entgegen- 
wiiken sollten, so sieht man nicht ein, warum die Vermehrung 
der Produkte der Gruppe A beträchtlich mehr als eine gleich- 
wertige Vermehrung der Produkte anderer Gruppen (alle zu- 
sammen genommen) zur Folge haben sollte. 

Das Operieren mit schematischen Beispielen des unmittel- 
baren Güteraustausches kann oft den tatsächlichen Vorgang 
nur verdunkeln. In der Tat, das angeführte Schema weicht in 
mehr als einer Hinsicht von der Wirklichkeit ab. Bei der Geld- 
wirtschaft werden die zusätzlichen Produkte der Gruppe A 
nicht von einer Gruppe von Produzenten zur anderen wandern 
bis sie den endgültigen Konsumenten erreichen, sondern sie 
werden auf den Markt gebracht, von welchem sie direkt in die 
Hände des Konsumenten gelangen, wobei alle in Betracht kom- 
menden Momente des Güteraustausches in den Preisen zum 
Ausdruck kommen. Wie würden sich nun dabei die Preise ver- 
halten ? Pigou nimmt an, es genüge, daß eine spezialisierte Pro- 
duzentengruppe ihre Produktion erhöht, um bei anderen Grup- 
pen den Wunsch zu erwecken, ihre Konsumtion an diesem Gute 
auszudehnen und zu diesem Zwecke auch ihre Produktion zu 
erweitern. Man sollte jedoch eher annehmen, daß in normalen 
Verhältnissen jede Gruppe ihre Produktion bis zur maximalen 
Höhe ausdehnt, die mit dem Grenznutzen der konsumierten 
Güter vereinbar ist. Die Tatsache allein, daß die Gruppe A dank 
günstigen meteorologischen Verhältnissen oder der Entdeckung 
neuer Produktionsmethoden mehr Produkte auf den Markt ge- 
bracht hat, wird die anderen Gruppen keineswegs dazu bewegen, 
ihre Anstrengungen noch zu steigern. Im Gegenteil, die Ver- 
mehrung der Produkte der Gruppe A muß auf ihren Preis drücken 
und wird somit die anderen Gruppen instandsetzen, ohne zu- 
sätzliche Anstrengung von diesen Gütern mehr zu konsumieren: 
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Eher muß man erwarten, daß das Sinken des Grenznutzens 
dieser Güter sie geneigter machen wird, ihre eigene Produktion 
einzuschränken. Auf dem Markt wird diese Situation darin ihren 
Ausdruck finden, daß der Preis der Produkte der Gruppe A 
stärker fallen wird, als ihre Menge sich vergrößert hat, und daß 
ihr Gesamtwert einen Rückgang erfahren wird. Dies ist gerade 
das, was man in normalen Verhältnissen nach guten Ernten bei 
den landwirtschaftlichen Produkten beobachtet und was, wie 
wir es schon früher ausführten, bei allen wichtigen Gütern er- 
wartet werden muß, wenn man die Rückwirkungen der Mengen- 
zunahme auf alle Konkurrenzgüter mitberücksichtigt. Auf diese 
Weise würde das von Pigou angeführte Beispiel eine entgegen- 
gesetzte Wirkung offenbaren als die, die er erwartet; die Ver- 
mehrung der Produkte der Gruppe A würde nämlich die Kauf- 
kraft dieser Gruppe vermindern und die Produktion anderer 
Gruppen einschränken, denn seine Annahme, daß die Elastizität 
der Güternachfrage als Regel höher als ı oder gar unendlich ist, 
entspricht nicht den Tatsachen, wenn man diese Nachfrage nicht 
vom Standpunkte dieser oder jener einzelnen Güter, sondern 
vom Standpunkte der Gesamtheit der Güter betrachtet. 

Wenn wir somit dem Schema von Pigou nicht beistimmen 
können, so halten wird doch die Frage der Rückwirkungen wirt- 
schaftlicher Erscheinungen für eine der wichtigsten in der Wirt- 
schaftstheorie. Im Wirtschaftsleben sind die einzelnen Erschei- 
nungen so eng verflochten und stehen in solch kompliziertem 
Zusammenhang miteinander, daß die wirtschaftlichen Prozesse 
nicht erfaßt werden können ohne die genaue Berücksichtigung 
ihrer vielseitigen Rückwirkungen und Wechselwirkungen. 

Setzten wir nun die Analyse der von Pigou vorgebrachten 
Erscheinungen fort und nehmen wir der Einfachheit halber an, 
daß die Produktion der Güter der Gruppe A, die zur ausschlieB- 
lichen Befriedigung eines wichtigen Bedürfnisses dienen, plötz- 
lich abgenommen hat (z. B. infolge einer schlechten Ernte oder 
der Desorganisation der Produktion) oder daß die Nachfrage 
nach diesen Produkten plötzlich zugenommen hat. Was wird 
-dann in Wirklichkeit geschehen ? Aus dem früher Ausgeführten 
folgt, daß sowohl im ersten, wie im zweiten Falle der Gesamt- 
wert der Produkte der Gruppe A steigen wird. Dies bedeutet, 
daß der Ankauf dieser Produkte seitens der anderen Gruppen 
einen größeren Aufwand der Kaufkraft erfordern wird, die nun- 
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mehr von einer Reihe anderer Güter zurückgezogen werden muß. 
Soll dies bedeuten, daß die Preise der letzteren eine entsprechende 
Senkung erfahren müssen? Keineswegs, denn die zusätzliche 
Kaufkraft, die jetzt auf die Produzenten des Gutes A über- 
gegangen ist, kann von diesen auf die Güter B, C, D, E usw. 
auf dieselbe Weise verteilt werden, wie es vorher von anderen 
Konsumenten getan wurde. In diesem Falle werden wir als Er- 
gebnis dieser Verschiebungen der Kaufkraft eine Preiserhöhung 
des Gutes A und eine Steigerung seines Gesamtwerts vor uns 
haben, ohne daß die Preise und der Gesamtwert anderer Güter 
eine Aenderung erfahren. Wenn wir aber annehmen, daß die Pro- 
duzenten des Gutes A nicht geneigt sein werden, ihre (zusätz- 
liche) Kaufkraft in derselben Weise wie die ursprünglichen 
Träger der letzteren auf die Güter B, C, D, E usw. zu verteilen, 
m. a. W. die Befriedigung aller ihrer Bedürfnisse gleichmäßig 
zu steigern, sondern einen beträchtlichen Teil dieser zusätzlichen 
Kaufkraft auf ein Gut B (oder eine beschränkte Anzahl von 
Gütern) konzentrieren werden, so wird der Grenznutzen und 
folglich der Preise und der Gesamtwert dieses Gutes bzw. dieser 
Güter ebenfalls eine Steigerung erfahren. Daraus folgt wieder 
keineswegs, daß andere Güter C, D, E usw. im Preise fallen müs- 
sen, denn die Produzenten des Gutes B können ihrerseits ihre 
zusätzliche Kaufkraft auf diese Güter verteilen, wie es vorher 
von anderen getan wurde. Wenn wir aber weiter annehmen, 
daß jede Steigerung der Kaufkraft einer Gruppe der Produzenten 
notwendigerweise eine organische Veränderung in der Zusammen- 
setzung ihrer Nachfrage zugunsten eines bestimmten Gutes oder 
einer kleinen Anzahl von Gütern nach sich ziehen muß, so haben 
wir hier einen Faktor der allgemeinen und progressiven Preis- 
steigerung mit begleitender Aufwärtsbewegung der wirtschaft- 
lichen Tätigkeit vor uns. 

In meinen Arbeiten über die Wirtschaftskrisen 1°) habe 
ich gezeigt, daß die Zentralisation der Kaufkraft (Vermögens- 
und Einkommenskonzentration) ein Bedürfnis in besonderem 
Maße steigert, nämlich das Sparbedürfnis, welches im volkswirt- 
schaftlichen Sinne eine Steigerung der Nachfrage nach Produk- 


10) Wirtschaftskrisen und Ueberkapitalisation. 1908, S. 96—106, 147—152. 
Les Crises économiques, Paris 1922, S. 184—250, 315—323. Oben ist das Schema 
der allgemeinen progressiven Preissteigerung freilich nur in ganz allgemeinen 
Strichen skizziert. 
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tionsmitteln bedeutet. Die Zentralisation der Kaufkraft muß 
daher eine Konzentration der Nachfrage auf eine relativ kleine 
Anzahl von Gütern, die zur Herstellung von Produktionsmitteln 
dienen, nach sich ziehen. Auf diese Weise muß jede Verschiebung 
in der gesellschaftlichen Verteilung der Güter zugunsten einer 
Minorität der Produzenten, jede beträchtliche Steigerung der 
Preise einer wichtigen Gütergruppe, eine progressive Preis- 
steigerung in Gang bringen, die, wenn nicht durch Gegentenden- 
zen neutralisiert, eine Erhöhung des allgemeinen Preisstands und 
eine Verstärkung der gesellschaftlichen Produktion herbeiführen 
muß. Umgekehrt, bei einer beträchtlichen Steigerung der Pro- 
duktion eines wichtigen Gutes oder einer Verminderung der 
Nachfrage und nachfolgender Preissenkung dieses Gutes müssen 
wir den entgegengesetzten Prozeß vor uns haben: wenn nicht 
durch Gegentendenzen kompensiert, müssen sie eine allgemeine 
progressive Preissenkung und eine Verminderung der Produktion 
anderer Güter herbeiführen. 

Es ist nicht schwer zu bemerken, daß zwischen beiden 
Schemen (dem unserigen und demjenigen von Pigou) eine be- 
stimmte Analogie besteht. Wir meinen jedoch, daß in unserem 
Schema der Prozeß der Preisbildung richtiger erfaßt ist und daß 
in ihm der Faktor der progressiven Preisbewegungen mit den 
begleitenden Bewegungen der Wirtschaftstätigkeit zur Geltung 
kommt, der in dem Schema von Pigou fehlt. 


Wir müssen uns mit diesen Betrachtungen über das Buch 
von Prof. Pigou begnügen. Sein Werk wird wegen des Reichtums 
seines Inhalts, des ständigen Bestrebens des Autors, die be- 
handelten Fragen theoretisch zu vertiefen, und der Fülle feiner 
Analysen einen wichtigen Platz in der Krisenliteratur einnehmen. 
Aber eben deshalb hielten wir es für nützlich, auf seine sehr 
wesentlichen Mängel hinzuweisen. Denn es sind gerade Werke 
solch hohen Standes, die geeignet sind, Irrtümer zu verbreiten 
bzw. einzuwurzeln, die die Erkenntnis des Krisenproblems 
wesentlich erschweren können. 
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Einleitung. 


Das Agrarproblem gehört seit der Depression, die in den 
Jahren 1920 und 1921 der Kriegs- und Nachkriegskonjunktur 
der amerikanischen Landwirtschaft ein jähes Ende bereitete, zu 
denjenigen Wirtschaftsproblemen, die in den Vereinigten Staa- 
ten am meisten und lebhaftesten diskutiert werden und ohne 
Zweifel am nachhaltigsten auf die soziale und politische Ent- 
wicklung des Landes einwirken. Zu zeigen, was es mit diesem 
Problem auf sich hat, und was es für die Vereinigten Staaten 
bedeutet, ist das Ziel dieses Aufsatzes. Aber auch für die nicht 
unmittelbar beteiligte europäische Welt ist es von so hohem und 
vielseitigem Interesse, daß man sich wundern muß über die Ver- 
nachlässigung und oberflächliche Behandlung, die es, von der 
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betriebswirtschaftlich-technischen Spezialliteratur abgesehen }), 
bisher in der so üppig ins Kraut geschossenen allgemeinen Ame- 
rikaliteratur erfahren hat. Agrarfragen zu studieren, ist un- 
bequem, zeitraubend und schwierig, und das Ergebnis des Stu- 
diums meistens nicht sensationell genug, um ein weiteres Leser- 
publikum anzulocken. Nur Spärliches hören wir von dem, was 
hinter den großen Städten und fern von den Fabriken auf den 
61, Millionen Farmen des Landes vor sich geht. Nur selten tauchte 
bisher die Frage auf, was das Wohl und Wehe der amerikanischen 
Landwirtschaft für alle jene Dinge zu bedeuten hat, die uns an 
den Vereinigten Staaten in erster Linie interessieren: für die 
wirtschaftliche, die soziale und die politische Entwicklung dieses 
Landes. Inwieweit nimmt die amerikanische Landwirtschaft an 
der wirtschaftlichen Prosperität des Landes teil? Ist diese Pro- 
sperität gar etwas, was sich auf Kosten der Landwirtschaft ab- 
spielt ? Wie fügt sich die Landwirtschaft in das Ganze der ameri- 
kanischen Volkswirtschaft ein, und welche Rolle spielt sie in ihr ? 
Wie ist das Verhältnis von Stadt und Land? Wem gehört der 
Boden? Wer bewirtschaftet ihn? Wie spiegeln sich die aus alle- 
dem ergebenden Probleme in der Agrarpolitik der Bundes- 
regierung und der Einzelstaaten wider? Diese und viele ver- 
wandte Fragen harren auf Antwort. 

Eine Kenntnis des Agrarproblems der Vereinigten Staaten 
ist aber nicht bloß zur Abrundung und Richtigstellung des euro- 
päischen Gesamtbildes dieses Landes unerläßlich, sondern auch 
noch nach anderen Richtungen hin höchst wünschenswert und 
aufschlußreich. Zunächst unter dem Gesichtspunkte, der das 
europäische Interesse am industriellen Amerika so stark leitet: 
dem Gesichtspunkte dessen, was wir auch auf dem Gebiete der 
Landwirtschaft von den Vereinigten Staaten lernen können. Hat 
man allerdings in Europa bereits die technisch-organisatorischen 
Erfolge der amerikanischen Industrie und noch mehr den 
Grad der Uebertragbarkeit der industriellen Erfolgsmethoden 
bisher stark überschätzt, so gilt erst recht für die amerikanische 
Landwirtschaft, daß die Zahl der unmittelbar abzuschreibenden 
Erfolgsrezepte sehr gering ist. Gewiß ist die menschenarme 
amerikanische Landwirtschaft von jeher das beste Keim- und 


1) Vgl. z. B. die von Th. Brinkmann u. a. verfaßten Sonderhefte 
der vom Reichsministerium für Ernährung und Landwirtschaft herausgegebenen 
»Berichte über Landwirtschafte, Berlin 1927. 
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Experimentierfeld des landwirtschaftlichen Maschinenwesens, von 
der alten McCormick-Mähmaschine bis zum modernen Traktor, 
gewesen, gewiß hat die Psyche des amerikanischen Farmers eine 
Fortschrittlichkeit der Betriebsführung begünstigt, die gegen 
europäischen Konservatismus oft sehr vorteilhaft absticht, und 
sicherlich hat die frühzeitig kommerzialisierte amerikanische 
Landwirtschaft dem Problem der Anpassung der Produktion an 
den Markt und der vorteilhaftesten Gestaltung des Absatzes 
früher ihre Aufmerksamkeit gewidmet als im Durchschnitt die 
europäische. Die Höchstleistungen amerikanischen Genossen- 
schaftswesens, wie sie unter den kalifornischen Fruchtfarmern 
zu finden sind, der durch Zuchtwahl, vorbildliche sanitäre Ueber- 
wachung, geeignete Fütterung (Silage!) und rationelle Absatz- 
politik zu erklärende Stand der Milchwirtschaften Wisconsins 
und Minnesotas, — hier und auf manchen anderen Gebieten 
haben wir es mit Entwicklungen zu tun, die die europäischen 
Vorbilder z. T. bereits hinter sich lassen. Im übrigen aber ent- 
spricht es der besonderen Eigenart der landwirtschaftlichen Pro- 
duktion, daß die besonderen Qualitäten des amerikanischen 
Wirtschaftsgeistes hier nicht die himmelstürmenden Leistungen 
wie in der Industrie vollbringen und der aus Erfahrungen der 
alten und der neuen Welt kombinierten Tradition der Produk- 
tionstechnik nichts völlig Neues entgegensetzen konnten. Ja, 
die Zeit kommt näher und näher, wo das Zurückgreifen auf die 
europäischen Methoden der Bodenpflege zu einer Lebensfrage 
der amerikanischen Landwirtschaft wird. Freilich zeigt sich ge- 
rade hier auf dem Gebiete der Landwirtschaft am deutlichsten, 
wie begrenzt das Feld des »Voneinander-Lernens« ist, und wie 
sehr die Struktur eines Produktionszweiges im Rahmen des 
Ganzen verstanden werden muß. So sind hüben und drüben 
viele Mißverständnisse dadurch entstanden, daß in den Vereinig- 
ten Staaten der Ertrag pro Flächeneinheit ebenso notorisch 
niedrig wie der Ertrag pro Kopf der landwirtschaftlichen Be- 
völkerung notorisch hoch ist ?). Man hat daraus je nach Laune 
gefolgert, daß sich die amerikanische Landwirtschaft an der 
4) Der Ertrag pro Acre in Bushels betrug 1922 für Weizen in den Ver- 
einigten Staaten 13,9, in Holland 41,1, in Dänemark 39, in Belgien 35,4, in 
England 31,2 und in Deutschland 20,5 (nach »Fertilizer Review«, herausgegeben 
von der National Fertilizer Association, Januar 1926). Hingegen ist berechnet 


worden, daß der Gesamtertrag pro Kopf in der amerikanischen Landwirtschaft 
das 2,3fache des englischen, das 2,5fache des belgischen und deutschen, das 
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europäischen oder aber die europäische an der amerikanischen 
ein Muster zu nehmen habe, und übersehen, daß die Rationalität 
des Intensitätsgrades der Produktionsweise sich nach dem 
Mengenverhältnis des Landes zu den darauf verteilten Menschen 
bestimmt, mithin durchaus relativ ist. Daß schließlich ein Land, 
dessen landwirtschaftlich tätige Bevölkerung 4% derjenigen der ge- 
samten Erde ausmacht, aber — nach einer Berechnung des ame- 
rikanischen Department of Agriculture?) — nahezu 70% der 
Weltmaisernte, 60% der Weltbaumwollernte, 50% der Welt- 
tabakernte, 25%, der Hafer- und Heuernte, 20%, der Weizen- 
und Flachsernte, 13% der Gerstenernte und 7% der Kartoffel- 
ernte der Welt produziert, als verkaufendes und kaufendes 
Glied der Weltwirtschaft in seiner landwirtschaftlichen Ent- 
wicklung die allergrößte Aufmerksamkeit verdient, bedarf um 
so weniger der Hervorhebung, als gerade diese Seite des amerika- 
nischen Agrarproblems bei der Erörterung der weltwirtschaft- 
lichen Lage der deutschen Landwirtschaft nach dem Kriege bei 
uns eine hervorragende Rolle gespielt hat 4). Das führt uns zu 
dem wichtigsten Gesichtspunkt, unter dem das Agrarproblem 
der Union uns erst in seiner ganzen Bedeutung entgegentritt. 
Es hat nicht erst der Weltwirtschaftskonferenz in Genf be- 
durft, um die Tatsache ans Licht zu ziehen, daß sich die Land- 
wirtschaft eines großen Teiles der zivilisierten Welt in einer 
Lage befindet, die sehr viele Gemeinsamkeiten aufweist und sich 
noch immer, wenn nicht als Krise, so doch als Depression kenn- 
zeichnen läßt. Wie auch immer die Natur, die Ursachen und die 
schließlichen Folgen dieser Depression zu beurteilen sind — und 
diese Studie soll in einem geographischen Ausschnitt einiges 
Licht auf diese Frage werfen —, sicher ist, daß sie nicht voll 
verstanden werden kann, wenn sie lediglich als eine kurzfristige 
Verschiebung des Gleichgewichts innerhalb der landwirtschaft- 
lichen Produktion selbst oder zwischen landwirtschaftlicher und 
nichtlandwirtschaftlicher Produktion interpretiert wird. Gerade 
die Lage der amerikanischen Landwirtschaft lehrt mit aller Deut- 


3,2fache des französischen und das 6fache des italienischen Gesamtertrages 
beträgt, was allerdings nur illustrativ zu werten ist (nach Carl C. Taylor, 
Rural Sociology, New York 1926, S. 13). 
3) O. E. Baker, A Graphic Summary of American Agriculture, 1921, S. 2. 
4 M. Sering, Agrarkrisen und Agrarzölle, Berlin 1925; F. Beck- 
mann, Die internationale Lage der Landwirtschaft, Schriften des Vereins 
für Sozialpolitik, Bd. ı7ı/Il, 1925, u. a. 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 58. 3. 31 
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lichkeit, daß das Problem ein viel weiteres und tieferes ist: daß 
alles auf die große Frage zudrängt, wie sich auf die 
Dauer die marktwirtschaftliche Landwirt- 
schaft in den Gesamtprozeß der hochkapi- 
talistischen Volkswirtschaften einfügt, in- 
wieweit sie in diese Ordnung des Wirt- 
schaftslebens hineinpaßt, ob und inwie- 
weit sie auf die Dauer zu kurz kommt, und 
welche Aufgaben sich daraus fiir eine ratio- 
nelle Agrarpolitik ergeben, — Fragen, deren 
kaum erst begonnene Durchdenkung die ehrwiirdige »Agrar- 
politike der deutschen volkswirtschaftlichen Systematik mit 
ganz neuem ökonomischen Leben erfüllen würde. Der unselige 
Dualismus der deutschen Agrarverfassung mit seinen politischen 
und sozialen Folgen hat es fraglos mitverschuldet, daß eine Er- 
örterung dieser Fragen selbst in wissenschaftlichen Kreisen kaum 
ohne politische Obertöne möglich ist, ja, daß sie kaum gestellt 
werden können, ohne den Verdacht an eine agrarische »persön- 
liche Gleichung« hervorzurufen. Um so heilsamer ist das Para- 
digma der Vereinigten Staaten, wo sich das Problem in größerer 
politischer und auch wirtschaftlicher Reinheit darbietet, da die 
kapitalistische Entwicklung nicht nur der Industrie, der Finanz, 
des Handels und des Verkehrs, sondern auch die der Landwirt- 
schaft dort von allen Ländern bisher am weitesten gediehen ist. 

Diese Stellung der Landwirtschaft des Musterlandes des 
Kapitalismus wird reflektiert in der Stellung, die sie als den 
nichtlandwirtschaftlichen Erwerbszweigen gleichwertiges Objekt 
der politischen Oekonomie und ihrer Schwester- und Hilfswissen- 
schaften in den Vereinigten Staaten einnimmt, ein Umstand, der 
das Studium des amerikanischen Agrarproblems nicht unwesent- 
lich erleichtert. Aus kleinen, meist auf den Einfluß der deutschen 
realistischen« Schule zurückgehenden Anfängen ist dort in der 
Agrarökonomik (Agricultural Economics) ein Sonderzweig der 
Wirtschaftswissenschaften entstanden, der — einstweilen das 
Sozialökonomische noch stark mit dem Betriebswirtschaftlichen 
vermischend — bereits eine erstaunliche und vorbildliche Inten- 
sität aufweist. Es gibt kaum noch eine Universität, in der er 
nicht selbständig und mit einem beneidenswerten äußeren Appa- 
rat vertreten wäre. Dazu kommen die in ihren Anfängen in die 
70er Jahre des vorigen Jahrhunderts zurückreichenden Agri- 
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cultural Experiment Stations, deren Tätigkeit keineswegs auf 
das Technisch-Betriebswirtschaftliche beschränkt ist, und die 
seit 1862 mit Unterstützung der Bundesregierung gegründeten 
Agricultural Colleges. Die Bedeutung, die der Agrarökonomik 
in den Vereinigten Staaten beigemessen wird, kommt weiterhin 
darin zum Ausdruck, daß im Jahre 1910 neben der Hauptorgani- 
sation der amerikanischen Nationalökonomen, der American 
Economic Association, als besondere Organisation der Agrar- 
ökonomen die American Farm Economic Association ins Leben 
gerufen wurde, deren Organ, das » Journal of Farm Economics«, 
einen guten Begriff der gesteckten Ziele und des bisher Geleiste- 
ten vermittelt. Brennpunkte dieser Arbeit sind eine Reihe von 
Sonderinstituten, unter denen neben dem auch auf diesem Ge- 
biete verdienstvoll tätigen »Institute of Economics« in Washing- 
ton das »Food Research Institute« der Stanford-Universität 
(seit 1921) und das seit 1925 mit der Northwestern University 
in Chicago verbundene, von Ely und H.C. Taylor geleitete 
»Institute for Research in Land Economics and Public Utilities« 
hervorragen, dessen Hauptorgan das » Journal of Land and Public 
Utility Economics« ist. Nicht nur ein Organ der Regierungs- 
politik, sondern zugleich eine wissenschaftliche Arbeitsstätte 
ersten Ranges ist das Department of Agriculture in Washing- 
ton, das, im Jahre 1889 zum gleichberechtigten und selbständigen 
Regierungsdepartement erhoben, heute mit einem Jahresetat 
von 45 Mill. Dollars und einem Gesamtpersonal von 20 700 Be- 
amten und Angestellten vor allem durch seine Unterabteilung, 
das Bureau of Agricultural Economics, in der Tatsachenerfor- 
schung und Materialsammlung unschätzbare Dienste leistet. 
Daß bei alledem die Statistik eine hervorragende, aber oft in 
gefährliches Zahlenspiel ausartende Rolle spielt, ist bei dem Hange 
des Amerikaners für alles Wäg- und MeBbare verständlich. Erwäh- 
nung verdient schließlich auch noch, daß sich in der Rural Sociology 
neuerdings eine selbständige und emsig gepflegte Disziplin heraus- 
gebildet hat, die, stark an den praktischen Zielen orientiert, die 
von der 1907 durch Roosevelt entfachten »Rural Movement« ent- 
wickelt wurden, sich den soziologischen Problemen des flachen 
Landes mit vorbildlichem Ernst und Eifer widmet °). 


5) Eine gute Uebersicht gibt Carl C. Taylor, Rural Sociology. A 
Study of Rural Problems. New York 1926. Vgl. auchAndreas Walther, 
Soziologie und Sozialwissenschaften in Amerika. Karlsruhe 1927, S. 65 ff. 
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A. Die Grundlagen der amerikanischen Landwirtschaft. 
I. Geographische Gliederung. 


Wenn von dem Agrarproblem der Vereinigten Staaten die 
Rede ist, so kann das selbstverständlich nicht heißen, daß sich 
die gesamte Landwirtschaft in einer gleichmäßig fragwürdigen 
Lage befindet. Vielmehr bestehen räumliche Differenzen und 
zeitliche Schwankungen in einem Grade, der denjenigen nicht 
überrascht, der weiß, daß die Vereinigten Staaten trotz der 
sprichwörtlichen Standardisierung der Denk- und Lebensformen 
zugleich ein Land der größten Gegensätze sind. Es gibt ganze 
Zweige der Landwirtschaft, die ohne wesentliche Verluste durch 
das Gewitter der Krise hindurchgegangen sind, wie die Milch-, 
Butter- und Käsewirtschaften Wisconsins und Minnesotas, die 
intensiv betriebenen Gemüse- und Obstfarmen in der Nähe der 
großen Städte oder die Citrusfruchtproduktion Südkaliforniens 
und Floridas, was nicht ausschließt, daß auch hier von Zeit zu 
Zeit eine Marktpressung eintritt. Selbstverständlich sind weiter- 
hin die individuellen Unterschiede, die auf Glück der Konjunk- 
tur, Geschick, Umsicht, Sparsamkeit und Arbeitswillen zurück- 
zuführen sind, Unterschiede, bei denen offenbar auch die Ver- 
schiedenheit der Nationalität eine gewisse Rolle spielt. Der die 
Arbeitskraft seiner weiblichen Familienmitglieder schonende, 
leicht zur Extravaganz und vor allem zur Landspekulation 
neigende Yankee-Farmer ist ärger mitgenommen worden als 
der Deutsche ®), der Tscheche, der Skandinavier, die oft als Elite 
der amerikanischen Farmer bezeichnet werden. 

Auch zeitlich ist das Bild dauernd kurzen Schwankungen 
unterworfen. In den Jahren 1920 und Ig2I wurde nahezu die 
gesamte amerikanische Landwirtschaft von der bekannten Krise 
ergriffen. Sehr schnell erholte sich jedoch die Baumwollwirt- 
schaft, um dann nach einigen Jahren guter Preise (wenn auch 

*) »Thanks partly to good farming and frugal living, and partly to the 
un-American practice of working their women in the fields, the German farmers 
made money, bought choice acres from under their neighbour’s feet, and so 
kept other nationalities on the move. This is the reason why a German settle- 
ment spreads on fat soil and why in time the best land in the region is likely 
to come into German hands. Unlike the restless American, with his ears ever 
pricked to the hail of distant opportunity, the phlegmatic German identifies 


himself with his farm, and feels pride in keeping it in the family generation after 
generation.e E. A. Ross, The Old World in the New, New York 1914, S. 52/53. 
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weiterer örtlicher Krisen, vor allem in den alten Baumwolldistrik- 
ten in Georgia und Alabama) im Jahre 1926 durch eine unvorher- 
gesehene, beispiellose Ueberproduktion in die schwerste Be- 
drängnis zu kommen“). Die Preislage der Weizenwirtschaft er- 
reicht erst im Jahre 1923 mit einem Farmpreis bis zu 75 Cts. 
pro Bushel (gegenüber 21, Dollars im Juni 1920!) ihren tiefsten 
Stand, um sich dann bereits im folgenden Jahre dank dem Zu- 
sammentreffen einer knappen Welternte mit einer reichlichen 
amerikanischen Ernte merklich zu erholen. Die Maiswirtschaft 
erreicht Ende des Jahres 1921 ihren tiefsten Punkt mit einem 
Farmpreis von 41 Cts. pro Bushel (gegenüber dem Höchststand 
von IQI Cts. im August IgIg), um dann aus einer langsamen 
Erholung im Jahre 1925 dank einer Rekordernte in eine Depres- 
sion zurückzufallen, die noch nicht überwunden ist und sich deut- 
lich in der Deroute des Schweinemarktes widerspiegelt. Aehnliche 
Unterschiede und Schwankungen lassen sich leicht für die anderen 
Agrarprodukte nachweisen 8). 

Diese Schwankungen und Unterschiede in der Lage der 
einzelnen Agrarmärkte werden dadurch zu regionalen Differenzen, 
daß geschichtliche Entwicklung, Klima, Bodenqualität, Markt- 
nähe und Arbeitskosten eine geographisch ziemlich klar hervor- 
tretende Standortsverteilung der amerikanischen Landwirtschaft 
bewirkt haben. Wenn man berücksichtigt, daß die Grenzen in- 
einander verfließen, und daß es sich nicht um eine strenge Spezia- 
lisierung, sondern nur um ein Ueberwiegen der einen Bebauungs- 
weise über die andere handelt, so lassen sich nach einem ein- 
gebürgerten Brauche der amerikanischen Wirtschaftsgeographen °), 
dem auch die Veröffentlichungen des Department of Agricul- 
ture und der Sprachgebrauch folgen, nachstehende Sektionen 
unterscheiden 1°): 

1. Das Wiesen- und Weidengebiet (Hay and 
Pasture Region), das die Neu-Englandstaaten, die Staaten 
New York, Pennsylvanien, Michigan und Wisconsin und Teile 
der Staaten Minnesota und Teile der Staaten Ohio und West- 


7) Vgl. Röpke, Die Südstaaten der Union. Frankfurter Zeitung 1927, 
Nr. 370, 373 und 380. 

8) Die beste Quelle hierfür sind die Agricultural Yearbooks des U. S. De- 
partement of Agriculture, in denen jeweils alle Daten zusammengestellt sind. 

*) Vgl. z. B. J. Russell Smith, North America. New York 1925. 

10) Für Einzelheiten siehe O. E. Baker, A Graphic Summary of Ameri- 
can Agriculture. Agricultural Yearbook 1921. 
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Virginia umfaßt. Hier ist selbstverständlich das Hauptgebiet der 
Milchwirtschaften, vor allem in Wisconsin und im östlichen 
Minnesota. 

2. Das Sommerweizengebiet (Spring Wheat 
Area), das den westlichen Teil von Minnesota, den nordöst- 
lichen von Süd-Dakota und den östlichen Teil von Nord-Dakota 
umfaßt und sich dann nach Norden weit in die kanadischen 
Provinzen Manitoba, Alberta und Saskatchewan hin fortsetzt. 

3. Der Maisgürtel (Corn Belt), der sich vom 100. 
Längengrad her über die Staaten Süd-Dakota, Nebraska, Iowa, 
Missouri, Illinois, Indiana und Ohio hin erstreckt und nach 
Süden übergeht in den 

4. Mais- und Winterweizengürtel (Corn and 
Winter Wheat Belt), der sich südlich des Maisgürtels vom Ioo. 
Längengrad als schmales Band zum Atlantischen Ozean hin 
erstreckt. 

5.DerBaumwollgürtel (Cotton Belt), der, gleich- 
falls im Westen vom Ioo. Längengrad begrenzt, die Hauptmasse 
der sog. Südstaaten einschließlich des östlichen Texas und des 
südlichen Teils von Oklahoma, ausschließlich des feucht-schwülen 
Kiistenstreifens von Galveston bis Florida umfaßt, der als 

6. Subtropische Küste (Subtropical Coast) wegen 
seiner Spezialkulturen (Reis, Zucker, Siidfriichte) als Sonder- 
gebiet gerechnet wird. 

Alle diese östlich des 100. Längengrades liegenden Sektionen 
haben das eine gemeinsam, daß sie sämtlich geniigende, z. T. 
reichliche Niederschlagsmengen haben, zum Unterschiede von 
dem westlich des 100. Langengrades beginnenden Gebiete, in 
dem die Niederschlagsmenge mit Ausnahme der nordpazifi- 
schen Küste, nördlicher Teile des Felsengebirges und einiger 
Distrikte Kaliforniens gering ist, was den ganzen »Westene 
deutlich vom »Osten« abhebt. Man unterscheidet hier: 

7. Die »Great Plains Regions, reichend vom 
100. Längengrad bis zum Felsengebirge, mit nach Westen lang- 
sam abnehmenden Niederschlagsmengen, was steigende Exten- 
sitat der Bewirtschaftung und steigende Betriebsgrößen zur Folge 
hat. In den Gebieten der größten Trockenheit bleiben nur die 
drei Möglichkeiten der extensiven Viehwirtschaft, des sog. 
»Dry Farming« (einer von den Indianern erlernten, die vorhan- 
dene Feuchtigkeit geschickt ausnutzenden Bewirtschaftungs- 
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methode) oder der Irrigation. Das gilt noch mehr für die west- 
wärts folgenden Distrikte: 

8. Das Felsengebirgsgebiet (Rocky Mountain 
Region) und vor allem für die 

9. ~AridIntermountain Plateaus«. 

10o. Die nordpazifische Küste (das Küstenland 
von Washington, Oregon und Nordkalifornien), die dank ge- 
niigenden Niederschlagsmengen und einem milden Klima zu 
einem wichtigen Zentrum gewisser Spezialkulturen, vor allem 
der Apfelkultur, geworden ist. 

Ir. Die südpazifische Küste, die durch ihre 
irrigierten Obstkulturen (Wein und Südfrüchte) weithin bekannt 
geworden ist. 

12. Die California-Arizona-Wüste, das trok- 
kenste Gebiet der Vereinigten Staaten, wo es allerdings an 
zwei Stellen, im Imperial Valley in Südkalifornien und im Salt 
River Valley um Phoenix in Arizona, durch Irrigation gelungen 
ist, Oasen zu schaffen, in denen üppige Obst- und Gemüsefelder 
in seltsamem Kontrast zu der umgebenden Sand- und Kaktus- 
wüste stehen. 

Selbstverständlich sind diese Landwirtschaftsdistrikte der 
Union untereinander von sehr ungleichem ökonomischen Ge- 
wicht. Wenn man die Statistik der landwirtschaftlichen Bevölke- 
rung, der Landpreise und der Erntewerte zu Rate zieht, so zeigt 
sich, daß die Neu-England-Staaten, die mittelatlantische Küste 
und der »Westen« an Bedeutung ganz zurücktreten hinter dem 
sog. »Mittelwesten«, der dem Maisgürtel, der Sommerweizen- 
region und dem Winterweizengebiet unter Einschluß von Wis- 
consin und Michigan entspricht, und den Südstaaten. Von diesen 
beiden Distrikten hat wiederum der Mittelwesten, der »Brot- 
korb der Nation«, die größere wirtschaftliche Bedeutung, dank 
seinem Boden, seinem Klima und seinen Menschen. Hier ist in 
der Tat das Schwergewicht der Landwirtschaft der Vereinigten 
Staaten. Hier liegt mehr als die Hälfte der gesamten Anbau- 
fläche der Union und mehr als die Hälfte des Gesamtwertes der 
amerikanischen Farmen. Der Staat Iowa hat die höchsten 
Bodenpreise der Vereinigten Staaten. 

Um schließlich noch eine Vorstellung von der verschiedenen 
Bedeutung der einzelnen Agrarprodukte zu ermöglichen, seien 
folgende Zahlen mitgeteilt. Nach dem Zensus von 1920 wurden 
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im Jahre 1919 von der Gesamtanbaufläche bebaut: 25,2%, mit 
Mais, 23,4% mit Heu und Grünfutter, 21%, mit Weizen, 10,9% 
mit Hafer, 9,7%, mit Baumwolle, 5,7%, mit Roggen, Gerste und 
anderem Getreide und 1,6%, mit Gemüse “). Daraus ergibt sich, 
daß Mais, Heu und Grünfutter, Weizen, Hafer und Baumwolle 
unter Einschluß der Viehwirtschaft bei weitem das Gros der 
landwirtschaftlichen Erzeugung der Union darstellen, was für 
das Verständnis vieler Seiten des amerikanischen Agrarproblems 
von besonderer Wichtigkeit ist. Ein noch deutlicheres Bild er- 
gibt sich, wenn man den prozentualen Anteil der einzelnen Agrar- 
produkte am Gesamtwert der landwirtschaftlichen Produktion 
betrachtet 12). Es ergeben sich dann für Feldfrüchte folgende 
Werte für das Jahr 1926: Mais 20,1%, Heu und Grünfutter 
16,1%, Baumwolle 14%, Gemüse (einschl. Kartoffeln) 12,1%, 
Weizen 11%, Früchte 7,2% und Hafer 5,5% des Gesamtwertes 
der Feldfrüchte. Unter den animalischen Erzeugnissen nahmen 
Milchprodukte 40,3%, Schweine 22,8%, Geflügel 16,2%, Rind- 
vieh 14,8%, und Schafe 2,4% des Gesamtwertes ein. Was hin 
gegen den prozentualen Anteil der einzelnen Produkte am Ge- 
samtwerte der verkauften Produkte angeht, so steht hier 
obenan die Baumwolle (nebst Baumwollsamen) ; es folgen Schweine 
Rindvieh, Weizen, Milch und Mais. Wiederum verschieden 
hiervon ist die Reihenfolge der Agrarprodukte nach den Wer- 
ten der ausgeführten Mengen, bei der Baumwolle bei weitem 
an der Spitze marschiert, während nacheinander im weiten Ab- 
stande Weizen, Fleisch und Fleischprodukte, Tabak und Früchte 
folgen. | 


2. Historische Entwicklung. Farmtypen. 


Es wurde bereits erwähnt, daß die soeben beschriebene 
wirtschaftsgeographische Gliederung der amerikanischen Land- 
wirtschaft neben dem überwiegenden Einfluß anderer Stand- 
ortsfaktoren zu einem gewissen, wenn auch mit europäischen 
Parallelen nicht vergleichbaren Teile das Produkt historischer 


11) Statistical Abstract of the U. S., 1926, S. 634. 

13) Nach der vom Department of Agriculture herausgegebenen Zeitschrift 
sCrops and Markets« 1927, Nr.7, S. 250 f. Wegen der Verfütterung eines Teiles 
der Feldfrüchte sind die Prozentsätze getrennt nach dem Gesamtwert der Feld- 
früchte einerseits und der animalischen Erzeugnisse andererseits berechnet 
worden. 
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Entwicklung ist, vornehmlich in dem Sinne, daß bei dem noch 
längst nicht völlig überwundenen Raubbau der amerikanischen 
Landwirtschaft der Zeitpunkt der Erstbebauung auf dem Um- 
wege über die mit der Bebauungsdauer zunehmende Boden- 
erschöpfung zu einem wichtigen Standortsfaktor wurde. Daraus 
und aus anderen Gründen allgemeinerer Art (Verlagerung der 
Konsumzentren, Aenderung der technischen, organisatorischen 
oder sozialen Verhältnisse usw.) sind Veränderungen 
der Standortsverteilung entstanden, die bis in die 
Gegenwart fortdauern und auch in der Zukunft noch Verände- 
rungen bringen werden. Einer Revolution gleich war die Stand- 
ortsverschiebung, die die Erschließung des Mittelwestens, des 
märchenhaft fruchtbaren Mississippitales, im letzten Drittel des 
vorigen Jahrhunderts mit sich brachte. Die Wucht, mit der die 
Konkurrenz des jungfräulichen Bodens Neu-England und die 
Seengebiete traf, war eher noch größer als die Auswirkung dieses 
Vorgangs auf die europäische Landwirtschaft. Ein großer Teil 
der Landwirtschaft im Osten, vor allem im steinig-hügeligen 
Neu-England, sank unter die bebauungswürdige Grenze, wurde 
submarginal. Mit interessantem Anklang an die europäischen 
Parallelvorgänge »anglisierte« sich damals Neu-England, indem 
es Ackerland in Weiden verwandelte, während sich Wisconsin 
und Minnesota »danisierten«. Seit jenen Tagen, als im Mittel- 
westen Mais für Io Cts. und Weizen für 35 Cts. pro Bushel ver- 
kauft wurde, sind Neu-England und zahlreiche andere Gebiete 
des Ostens Regionen einer stagnierenden, an Erschöpfung des 
Bodens wie des Menschenschlags leidenden Landwirtschaft ge- 
blieben, was nicht unwesentlich dazu beiträgt, diejenigen euro- 
päischen Reisenden, die nicht bis zum Mittelwesten vordringen, 
in ihrem Urteil über amerikanische »efficiency« zu verwirren. 
Aber die amerikanische Landwirtschaft befindet sich noch immer, 
wenn auch in bedächtigerem Tempo, auf der Wanderschaft gen 
Westen 38), Die Statistik läßt keinen Zweifel darüber, daß der 
Anbau von Feldfrüchten in der »Great Plains Region« und im 
südwestlichen Minnesota ebenso zugenommen, wie hier im Gegen- 
satz zur östlichen Hälfte der Union die Fläche des Weidelandes 
abgenommen hat, m.a. W., daß eine weitere Westwanderung 
der Intensitätszone stattgefunden hat, was sich auch in stati- 


13) W. E. Grimes, Our Shifting Agriculture. Journal of Farm Eco- 
nomics, Juli 1927, S. 333 ff. 
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stisch noch nicht genügend erhärteten Tendenzen der Bevölke- 
rungsentwicklung auszuprägen scheint. Es ist eine offene, vom 
Verfasser nicht zu entscheidende Frage, inwieweit hierbei die 
Bodenerschöpfung im östlichen Teile der Union eine Rolle spielt, 
und inwieweit die agrarische Depression der Vereinigten Staaten 
sich in eine Standortsverschiebung größeren Stiles auflösen läßt. 
Daß die Verwendung natürlichen und künstlichen Düngers, die 
Anwendung rationeller Fruchtfolgen und der Anbau von Legu- 
minosen viel zu langsam fortschreitet, um die Erschöpfung des 
älteren Kulturbodens aufzuhalten, kann allerdings nicht be- 
zweifelt werden. Es gibt zu denken, wenn aus zuverlässiger Quelle 
mitgeteilt wird, daß selbst auf einem so jungen Kulturboden wie 
in Nord-Dakota der Durchschnittsertrag pro Acre für Weizen 
in den letzten Io Jahren um fast die Hälfte gefallen ist (von 15 
bis 20 auf 10 Bushels) 4). Am schlimmsten steht es in den Süd- 
staaten, wo das Ein-Frucht-System, die Kreditverhältnisse und 
die traurige Agrarverfassung sich zu einer mörderischen Wirkung 
auf den Boden vereinigt haben 15), so daß sich hier die West- 
wanderung der Baumwollproduktion von den Staaten östlich 
des Mississippi nach Texas und Oklahoma ganz besonders deut- 
lich ausprägt. Allerdings setzt hier wie im Norden die semi-arıde 
Zone der Westwanderung bald ein Ziel, woraus sich für die Zu- 
kunft der amerikanischen Landwirtschaft Folgerungen ergeben, 
die später noch zu erörtern sein werden. Die Ueberwindung 
dieser semi-ariden Zone durch Irrigation setzt jedenfalls, um 
rentabel zu sein, eine Preislage voraus, die auch dem Osten eine 
größere Intensität erlauben würde. 

Mit all diesen Wanderungen und Standortsverschiebungen 
ist nun eine Abwandlung der Farm- und Farmertypen Hand in 
Hand gegangen 18). Der älteste Farmtyp ist die Waldfarm, 
die im Osten durch Lichtung und Rodung gewonnen wurde und 
heute noch in ihrer ursprünglichen primitiven Form unter den 
»Mountaineers« der Appalachian Mountains studiert werden 
kann. Als die weiße Expansion die weiten baumlosen Ebenen 
des Mississippitales erreichte, entstand hier unter völlig anderen 
Bedingungen die Präriefarm und nach ihr weiter westwärts ın 

14) The Agricultural Problem in the United States, herausgegeben vom 
National Industrial Conference Board, New York 1926, S. 137. 

18) Röpke, a.a. 0O. 


16) Vgl. zum folgenden N. S. B. Gras, A History of Agriculture in Europe 
and America. New York 1925, S. 338 ff. 
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der semi-ariden Zone der extensive Weidebetrieb, die »Ranch« 
mit ihrer Cowboy-Romantik und ihren »Cattle Kings«, wie wir 
sie noch heute in Texas, New Mexiko, Utah, Wyoming oder 
Montana finden. Ihr folgt, zuerst von den Mormonen in Utah 
entwickelt, die Irrigationsfarm, bei der die Eindruckskraft des 
Technischen so oft die ökonomische Rationalität verdunkelt hat. 
Sind wir bis hierher der historischen Entwicklung vom Atlan- 
tischen zum Stillen Ozean gefolgt, so bleiben als letzte Etappen 
noch zu erwähnen die sog. »Dry Farm«, die sich seit den 8oer 
Jahren in den Ranchgebieten als Grenzbetrieb des Ackerbaus 
entwickelt hat, und die in allen Teilen der Union zu findende 
sog. »Left-over Farm« als letzte Zufluchtsstätte der zu spät Ge- 
kommenen, die auf billigem Abfallboden ihr Heil versuchen, 
aber ebenso oft wie unsere deutschen Oedlandsiedler Schiffbruch 
erleiden, selbst wenn sie das Glück gehabt haben, halsabschneide- 
rischen Landjobbern zu entgehen. Ein Sondergebiet für sich 
bilden wie immer die Südstaaten, wo sich unter den Bedingungen 
der Negersklaverei die der demokratischen Farm entgegen- 
gesetzte feudale Plantage entwickelt hat, ein System, das dann 
nach dem Bürgerkriege zu dem noch näher zu beschreibenden 
»Croppersystem« umgebildet wurde. 

Was die Verschiedenheit der Farmertypen angeht, so 
bilden der Pflanzer des Südens und der Farmer des Nordens 
nicht den einzigen Gegensatz. Auch der Farmer des Nordens hat 
seinerseits nacheinander verschiedene Typen entwickelt: 1. den 
durch Bild, Wort und Film verherrlichten »Pioneer«, der, stets 
an der äußersten Front der westwärts vordringenden weißen 
Zivilisation und daher unstet, nomadenhaft und spekulativ, den 
Weg für die folgenden Farmertypen bereitet hat’). 2. Den 
»Cultivator«, der sich vom Pioneer durch seine SeBhaftigkeit 
unterschied, aber noch einem mehr oder weniger primitiven 
Betriebssystem folgte, zum mindesten aber die Marktzusammen- 
hänge über dem Gesichtspunkt des Rohertrages vernachlässigte. 
3. Den »Business Farmer«, eine Mischung von »Cultivator« und 
»Businessman«: der rechnende, kommerzialisierte Landwirt statt 
des am Boden und seinen Gesetzen haftenden Bauern. Er ist es, 
um den es in erster Linie geht, wenn von der Psyche des amerika- 
nischen Farmers die Rede ist. 


1) L. J. Turner, The Frontier in American History. New York 1921. 
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3. Die Psyche des Farmers. Stadt und Land 


Schon die Tatsache, daß der »Business Farmer« sich zum vor- 
herrschenden Typus der amerikanischen Landwirtschaft ent- 
wickelt, zeigt, daß sie trotz aller ewig bäuerlichen Züge ganz den 
Stempel der amerikanischen Umwelt trägt. Seit der Bürgerkrieg 
den Feudalismus des Südens mit seiner Pflanzeraristokratie zer- 
trümmert hat, ist auch hier siegreich der Homo Americanus 
eingezogen. Was bedeutet er in seiner agraren Spielart ? Zunächst 
und vor allem, daß er eben nur eine Spielart ist, nicht allzu 
verschieden von dem Amerikaner der Städte, daß ihn dieselben 
Impulse bewegen, daß er von fast den gleichen Denk- und 
Lebensformen beherrscht wird. Er ist Landwirt, nicht aus Tradi- 
tion, aus unwiderstehlicher Neigung, sondern in erster Linie aus 
Erwerbsabsicht, kurzum ein mehr und mehr kommerzialisierter 
Typus, der kommerziell-industrialistischen Zivilisation nicht als 
etwas Bodenständig-Gewachsenes entgegengesetzt, sondern ein 
Teil von ihr. Er hat keine starken Hemmungen, eine städtische 
mit einer landwirtschaftlichen Tätigkeit oder umgekehrt zu ver- 
tauschen, wenn ihm die Erwerbsaussichten hier oder dort besser 
zu sein scheinen, seine Farm mit Gewinn zu verkaufen, sobald 
ihm ein Gebot verlockend erscheint, und sich anderswo anzu- 
siedeln oder in die Stadt zu ziehen und dort eine Autoreparatur- 
werkstätte zu eröffnen oder seine Farm zu verpachten in einem 
Alter, wo der deutsche Bauer nicht daran denken würde, sich 
von seinem Hofe zurückzuziehen, — alles Züge der amerika- 
nischen Farmerpsyche, die für die Beurteilung vieler Seiten des 
Agrarproblems wie der Landflucht oder des Pachtproblems von 
Wichtigkeit sind. Gewiß nicht typisch, aber nur in diesem Lande 
möglich ist es, wenn z. B. aus einem typischen Landwirtschafts- 
distrikt in Montana im Jahre 1923 berichtet wird, daß von 
69 Siedlern nur 23 bereits irgendwelche landwirtschaftliche Er- 
fahrung hatten, und daß sich unter den übrigen 46 Farmern 
2 Zirkusmusikanten, 3 Schmiede, 2 Taucher, 2 Zimmerleute, 
2 Schlachter, 3 Kuhhirten, 1 Schiffsmaschinist, 3 Kneipwirte 
und 3 alte Jungfern befanden 18). Diese Stichprobe paßt zu der 
Angabe, daß vom April 1924 bis April 1925 30,5% der Pacht- 


18) Proceedings of the American Academy of Political Science, Januar 
1925, S. 47. 
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betriebe und 3,9% der Eigenbetriebe ihre Inhaber wechselten 19), 
daß nach stichprobenartigen Untersuchungen in verschiedenen 
Teilen der Union 79% der Farmfläche durch Kauf erworben 
war 2°), und daß während des Spekulationsfiebers in Iowa im 
Jahre 1919 nach vorsichtiger Schätzung rund 9% aller Farmen 
— oft mehrmals nacheinander — in andere Hände übergingen 21). 
Was diese mit Recht als einer der Wesenszüge des Amerikaners 
betrachtete nomadenhafte Unrast für die Landwirtschaft be- 
deutet, ist leicht abzusehen. Das Unfertige und Unaufgeräumte, 
die Häßlichkeit, Nüchternheit und Einförmigkeit eines großen 
Teils des flachen Landes, dem man es ansieht, daß die Menschen 
in ihm keine geistigen Wurzeln geschlagen haben, seine schreieride 
Kulturlosigkeit, die mit ihren altbackenen Produkten der städti- 
schen Zivilisation die literarische Opposition des Amerikanismus 
immer stärker herausfordert (vollends seit dem Verfall der länd- 
lichen Kultur Neu-Englands und des Südens), die Neigung 
eines großen Teils der Farmer zur Spekulation und zum Spiel, auf 
der anderen Seite aber auch die Neigung zum Praktischen, die 
Freiheit von falscher Pietät und Sentimentalität, in der man vor 
keinen neuen Aufgaben zurückschreckt, — dies und vieles andere 
könnte hier angeführt werden. Eng verknüpft hiermit ist das 
Vordringen des »Go-Getter«-Geistes auch auf dem Lande: jenes 
rastlosen Strebens, höher hinauszukommen (»To get ahead of 
the Joneses«), jener geschäftlichen Besessenheit, denen die innere 
Ruhe und die Behaglichkeit des Heims geopfert wird. Dazu kommt, 
daß das Vorherrschen der Einzelsiedlung gegenüber dem Dorf- 
verbande ein über religiöse Erweckungsversammlungen hinaus- 
gehendes Gemeinschaftsleben des Landes in demselben Maße 
erschwert, wie sie die rationelle Bewirtschaftung des Bodens 
erleichtert 22). 

Aus alledem ergibt sich bereits, daß in den Vereinigten 


19) Neuere Angabe des U. S. Department of Agriculture. 

230) Agricultural Yearbook 1923, S. 561. 

sı) Farm Land Values in Iowa. Bulletin des U. S. Department of Agri- 
culture, Nr. 874, 1923, S. 8. 

33) Vgl. das harte Urteil von Gras (a. a. O. S. 429 f.): »In material aspects, 
American agriculture has been a success, though not an unqualified success; 
in higher things, it has been a failure, and an almost unqualified failure.e Das 
eigentliche Dorfsystem findet sich nur unter den Mormonen in Utah. Im übrigen 
sind die amerikanischen »Villagese durchweg sekundär als Geschäfts- und soziale 
Zentren der Einzelfarmen entstanden. Vgl. L. Nelson, A Social Survey of 
Escalante, Utah. Brigham Young University Studies, Nr. 1, 1925. 
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Staaten Stadt und Land nicht durch einen tiefen Graben 
wie in Europa geschieden sind. Gerade das fast völlige Fehlen 
des Dorfes rückt den Farmer dicht an die Stadt heran, an das 
Landstädtchen (town) als das Zentrum des Gemeinschaftslebens, 
an die größere Stadt (city) als das Zentrum des Geschäftslebens 
und des Vergnügens für die Anspruchsvolleren. Oft ist er Mit- 
glied irgendeines kaufmännischen Klubs der Stadt, wie sich die 
Geschäftswelt der Stadt für den Fortschritt der Landwirtschaft 
der Umgebung interessiert. Automobil, Radio, Telephon und 
Kino haben das ihrige getan. Am wichtigsten aber ist, daß Farmer 
und Städter, wie bemerkt, aus dem gleichen seelischen Stoff 
geformt, beide Repräsentanten einer kommerziellen Zivilisation 
sind, mit deren Fortschritt sie sich solidarisch verbunden fühlen. 
Das erklärt es, daß die beiderseitige Animosität für europäische 
Begriffe wohltuend schwach entwickelt ist, erklärt aber auch, daß 
alle Versuche, die landwirtschaftlichen Interessen gegen die 
städtischen im politischen Kampfe aufzurufen, bisher keinen 
durchschlagenden und dauernden Erfolg gehabt haben. Es scheint 
aber, als ob sich in dem Verhältnis zwischen Stadt und Land 
langsam ein Umschwung vollzöge, in dem Maße, wie sich die 
Grundlagen der amerikanischen Gesellschaft verändern und die 
agrarische Depression ihre Wirkung tut. Das Zweiparteiensystem 
steht unerschüttert, aber immer deutlicher wird der Riß, der 
durch beide Parteien hindurchgeht und sie in eine ländliche 
und eine städtische Gruppe spaltet, am stärksten in der demo- 
kratischen Partei, hier repräsentiert durch den Antagonismus der 
führenden Persönlichkeiten, Gouverneur Smith und McAdoo. 
Die großen innerpolitischen Fragen, die die Union bewegen, 
Prohibition, Ku-Klux-Klan, Fundamentalismus und Einwande- 
rungsgesetzgebung, — sie alle verkörpern mehr oder weniger das 
Aufeinanderprallen der Anschauungen von Stadt und Land *). 


4. Die ökonomische Eigenart der amerika- 
nischen Landwirtschaft. 
Dem kapitalistischen Geiste des amerikanischen Farmers 


entspricht es, daß die Landwirtschaft in demselben Geiste be- 
trieben wird. Das äußert sich in mehrfacher Richtung. Zunächst 


3) W. Lippmann, The Causes of Political Indifference today. Atlantic 
Monthly, Februar 1927. 
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in der beschriebenen Auffassung des Landwirtsberufes als einer 
bloßen Erwerbsquelle, die dazu führt, daß den Farmer mit dem 
Boden nur noch praktische Beziehungen verbinden, die jeder- 
zeit gelöst werden können, woraus die ungewöhnliche Mobili- 
tät des Bodens folgt. Weiterhin aber darin, daß die Land- 
wirtschaft in einem für europäische Begriffe unvorstellbaren 
Grade in die Marktwirtschaft hineinragt und daher von ihren 
Gesetzen beherrscht wird. Die Produktion für den 
Markt hat die Eigenproduktion ganz in den Hintergrund ge- 
drängt, was durch die Angabe ins rechte Licht gesetzt wird, daß 
vom Bruttowerte der gesamten landwirtschaftlichen Erzeugung 
im Durchschnitt der Jahre 1919—1927 nur etwa 20,6%, unmittel- 
bar auf den Farmen verzehrt wurden *), eine Ziffer, die sich durch 
Hinzurechnung von Futter, Saat und Schwund allerdings auf 
etwa 40% erhöht. Daraus folgt nun als weiteres ein ungewöhnlich 
hoher Grad der Spezialisierung der amerika- 
nischen Landwirtschaft, die von jeher als ihre 
besondere Eigenart hervorgehoben wurde. Es ist oft beschrieben 
worden, zu welchen bizarren Auswüchsen dieses »One-Crop- 
System« geführt hat. Tatsächlich sind die Fälle nicht selten, 
in denen fast alle auf der Farm verzehrten Lebensmittel in der 
nächsten Stadt gekauft werden müssen, wo es selbst an Hühnern 
für den täglichen Eierbedarf fehlt, die Butter von Wisconsin, 
der Käse aus Minnesota und das Fleisch von den Chicagoer 
Schlachthäusern bezogen werden müssen, da der Farmbetrieb 
auf eine oder mehrere »money crops« abgestellt und jegliche 
Verarbeitung der Produkte von der Farm verbannt ist. Ein solches 
System führt nun zu vielem weiteren: 1. vermehrt es das Bedürf- 
nis nach Betriebskredit, womit das Band, das den Betrieb mit 
dem Markte verbindet, noch enger geknüpft wird, 2. setzt es 
engste Fühlungnahme mit dem Markte und ein promptes Rea- 
gieren auf seine Schwankungen voraus, 3. setzt es die Produk- 
tion weit größeren Schwankungen aus, woraus sich für die später 
zu studierende Preisbildung besondere Konsequenzen ergeben, 
4. durchtränkt es den ganzen Farmbetrieb mit geldwirtschaft- 
lichem Geiste. Die Vorteile und Nachteile dieses Systems liegen 
auf der Hand. Die Vorteile bestehen darin, daß die Bewirtschaf- 
tung einfacher und rationeller gestaltet wird, und daß bei gün- 


24) Crops and Markets, 1927, Nr. 7, S. 254. 
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stiger Konjunktur ein überdurchschnittlicher Gewinn erzielt 
werden kann. Die Kehrseite ist, daß der Boden ausgemergelt 
wird, und daß der technische Nutzen der Arbeitsteilung in der 
Landwirtschaft sehr oft durch den sozialökonomischen Schaden 
aufgewogen wird, wenn der Farmer »alle Eier in einen Korb 
tut« und sich mit der Nußschale seines Betriebes auf den Ozean 
des Marktes begibt. Gerade hierin lehrt die amerikanische Land- 
wirtschaft, wie problematisch ihre Lage wird, wenn sie die ver- 
kehrswirtschaftliche Orientierung und Eingliederung zu weit 
treibt, und es ist bezeichnend, daß drüben bereits seit geraumer 
Zeit eine lebhafte Propaganda für die Abkehr vom One-Crop- 
System unter dem Schlachtruf »Diversification« mit den soeben 
angeführten Gründen geführt wird, — wie sich zeigt, mit gutem 
Erfolge. Daß dabei allerdings neue Schwierigkeiten entstehen 
können, ergibt sich aus der Erwägung, daß eine Verminderung 
der Anbaufläche der Haupternten zugunsten des vermehrten 
Anbaus von Nebenernten den Markt der letzteren deroutieren 
kann, ohne den Markt der ersteren wesentlich zu entlasten. So 
erklärt es sich, daß viele Autoritäten der Diversifikationspropa- 
ganda einen Dämpfer aufsetzen zu müssen glauben *). 

Es liegt ganz auf der Linie des bisher Gesagten, daß der 
Farmbetrieb von nüchterner, geldwirtschaftlicher Kalkulation 
getragen wird. Man hat keine sentimentalen Hemmungen, die 
Anbaufläche in diesem Jahre erheblich zu kontrahieren, um sie 
im nächsten Jahre wieder auszudehnen, woraus sich die charakte- 
ristische Elastizität derlandwirtschaftlichen 
Produktion in den Vereinigten Staaten ergibt, von der 
noch die Rede sein muß. Man hat auch ebensowenig Hemmungen, 
einen Teil der Ernte auf den Feldern stehen und verkommen 
zu lassen, wenn die Rentabilitätsberechnung der Einbringung 
entgegensteht. Im Jahre 1919 blieben — teils aus wirtschaft- 
lichen Gründen, teils wegen Mißwachs — 5% der gesamten 
Anbaufläche ungeerntet, während der Hundertsatz für Weizen 
in manchen Jahren 30 beträgt 2%). Noch lebendiger als diese Zah- 
len wirkt der Geruch von unter den Bäumen verfaulenden 
Obsternten oder der Anblick ungepflückter Baumwollfelder. 


25) So z. B. der verstorbene Landwirtschaftssekretär der Vereinigten 
Staaten, H.C. Wallace, in seinem Buch: Our Debt and Duty to the Farmer, 
New York 1925, S. 144 ff. 

36) The Agricultural Problem, a. a. O. S. 75. 
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Blicken wir zurück auf das bisher Ausgeführte, so ergibt 
sich, daß der amerikanische Farmer neben den in diesem Lande 
wahrlich nicht geringen Natureinflüssen — vor allem im Westen 
mit seinen unregelmäßigen Niederschlägen — dank seiner weit- 
gehenden Einordnung in die kapitalistische Umwelt den Wechsel- 
fällen des Marktes mehr ausgesetzt ist als die Landwirtschaft 
an irgendeiner anderen Stelle des Erdballs. Nirgendwo sonst 
kann daher auch so deutlich und rein studiert werden, inwieweit 
eine solche Landwirtschaft dieser kapitalistischen Umwelt ge- 
wachsen und inwieweit sie im Nachteile ist. 


B. Die Bodenfrage. 
I. Entwicklung und heutiger Stand. 


Als die ersten Siedler auf dem steinigen Waldboden Neu- 
Englands die ersten Früchte mit solcher Mühe gewannen, daß 
sie das Ueberstehen des ersten Jahres mit einem heute noch 
als nationaler Festtag geltenden »Thanksgiving Day« feierten, 
da ahnten sie nicht, daß vor ihnen eine so ungeheure Fläche 
fruchtbaren Landes lag, wie sie sich in der Geschichte der euro- 
päischen Expansion niemals wieder dargeboten hat. Noch im 
Jahre 1790, z.Z. des ersten Zensus der Vereinigten Staaten, 
wohnte nahezu die gesamte Landbevölkerung östlich der Alle- 
ghanies. 1820 waren die weißen Eindringlinge bereits bis zum 
Mississippi vorgedrungen, aber noch im Jahre 1832 äußerte der 
Präsident Jackson, daß das freie Land noch für 700 Jahre 
reichen würde. Aus den 700 Jahren sind knapp 70 Jahre ge- 
worden: 1850 begann die Besiedlung des fruchtbaren Prärie- 
landes im Mittelwesten, 1880 wurde Denver bereits Etappe, 
noch einige letzte Indianerkämpfe in den 80er und goer Jahren, 
und im Jahre Igoo war mit der raschen Besiedlung der Pazifi- 
schen Küste das Ende erreicht. Das Land war weggegeben. An 
wen? Die Antwort gibt die Geschichte der amerika- 
nischenLandpolitik, die hier nur in wenigen Worten 
skizziert werden kann 2’). Sie zerfällt in zwei große Abschnitte, 
die Zeit vor und nach dem Heimstättengesetz von 1862. Bis 
1862 beschränkte sich die Bodenpolitik der Union darauf, das 


37) Eine eingehende Schilderung neuerdings bei B. H. Hibbard, A 
History of the Public Land Policies, New York 1926. Vgl. auch Gras, a.a. 0O. 
S. 252 ff. 

Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 58. 3. 32 
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Domanium Stück für Stück zu verkaufen, um Einnahmen daraus 
zu erzielen, aber immer stärker wurde die Forderung erhoben, 
daß das verfügbare Land an ernsthafte Siedler unentgeltlich 
ausgeteilt werden sollte, eine Forderung, die den lebhaftesten 
Widerspruch der beati possidentes nicht nur im Nordosten, son- 
dern vor allem auch in den Südstaaten erweckte. Es wird im 
allgemeinen viel zu wenig berücksichtigt, wie stark dieser von 
der Bodenfrage ausgehende Gegensatz die Geschichte der Ver- 
einigten Staaten bestimmt hat, wie sehr sich in ihm nicht nur der 
Gegensatz zwischen dem alten und dem neuen Amerika, sondern 
vor allem auch der zwischen dem Norden und dem Süden aus- 
prägt, der dann im Bürgerkrieg endgültig zugunsten des Nordens, 
zugunsten der Freiland begehrenden demokratischen Farmer ent- 
schieden wurde, womit dann auch alle Ansätze zu einer feudalen 
Agrarverfassung im Nordosten hinweggefegt wurden #). Nach 
hartem Kampfe — »Vote yourself a farm« war die wirksame Parole 
— konnte Lincoln im Jahr 1862 das erste Heimstättengesetz 
unterzeichnen, das jedem Siedler nach fünf Jahren der Residenz 
den freien und unentgeltlichen Besitz von 160 Acres zusicherte. 
Als die Kolonisation mehr und mehr in die semi-ariden Gebiete 
des Westens vordrang, erwies sich diese Farmgröße für den Unter- 
halt einer Familie als zu klein, so daß sie nacheinander auf 320 
Acres für »Dry« Farmen (1909) und auf 640 Acres für die exten- 
siven Viehranches (1916) festgesetzt wurde. Es wird zugegeben, 
daß diese nach 1900 praktisch allein übrig bleibenden Heimstätten- 
kategorien nur unter den allergünstigsten Verhältnissen für den 
angemessenen Unterhalt einer Familie ausreichen. Dazu kommen 
die nach den sog. Reclamation Acts (zuletzt 1902) verfügbaren 
Heimstätten, die durch Drainage, Irrigation oder Hochwasser- 
schutz gewonnen werden, aber natürlich mit den Kosten dieser 
Anlagen belastet sind. Eine oft ähnliche, oft sehr viel weisere *°) 
Landpolitik der Einzelstaaten ergänzt das Bild. 

Bis hierher sieht die amerikanische Landpolitik nach einem 


— — 


38) Es ist kein Geheimnis, daß damals zwischen den Industriellen des 
Nordostens und den Farmern ein Gegenseitigkeitsvertrag abgeschlossen wurde, 
in dem den ersteren die gewünschten Zölle und den letzteren die Freilandpolitik 
konzediert wurde. Welche Seite auf die Dauer den kürzeren gezogen hat, ist 
nicht schwer zu entscheiden. 

29) Wie im Staate Utah. Vgl. L. Nelson, Early Land Holding Practices 
in Utah, and Problems Arising From Them. Journal of Farm Economics, Vol. IX, 
1927, S. 352 ff. 
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vollen Erfolge aus. Ist sie nicht eine weise demokratische Bauern- 
politik gewesen ? Es gibt keinen Sachkenner, der das annimmt. 
Da sind zunächst die riesenhaften Landschenkungen an die 
Eisenbahn-, Holz- und Bergwerksgesellschaften, die heute zu 
den größten Bodenbesitzern der Union gehören, — eine »ur- 
sprüngliche Akkumulation«, die sich unter den Augen der Gegen- 
wart, wenn auch nicht gerade im vollsten Lichte, vollzogen hat. 
Vor allem aber hat man gänzlich unterlassen, irgendwelche 
Schranken gegen mißbräuchliche weitere Verfügungen über die 
Heimstättenfarmen aufzurichten, so daß man heute vor recht 
ernsthaften Fragen steht, von denen noch die Rede sein muß. 
Wie dem auch sei, von dem Domanium der Union, das ursprüng- 
lich 75,8%, der gesamten Fläche der Union ausmachte, ist nicht 
viel übrig geblieben, nicht mehr als 22,5%, von denen 10,8% 
Bundeswaldungen, Nationalparks und Indianerreservationen und 
nur 11,7% noch verfügbar sind; von diesen 11,7% sind aber nur 27 
(142,1 Mill. Acres) fiir noch so bescheidene Kulturzwecke verwend- 
bar. Der Rest ist — von Landzuwendungen an die Einzelstaaten ab- 
gesehen — in private Hände gewandert, zum großen Teile im 
Wege der Schenkung 8°). Was diese Tatsache allein für die Wal- 
dungen der Union bedeutet, geht daraus hervor, daß die öffent- 
lichen Forsten nur noch ein Fünftel der Waldfläche betragen, 
und daß die privaten Holzgesellschaften eine Exploitationspolitik 
betrieben haben, die im Verein mit dem Feuer und in Ermange- 
lung irgendeiner nennenswerten Forstwirtschaft nur noch ein 
Sechstel des ursprünglichen Waldbestandes übrig gelassen hat. 
Hier wie überall hat man aus dem Vollen gewirtschaftet, nicht 
ohne den Protest weitblickender Staatsmänner wie Carl Schurz, 
der sich dadurch den Spitznamen des »amerikanischen Ober- 
försters« zuzog, und später des Präsidenten Roosevelt, der ım 
Jahr 1908 zur Konservierung der Naturreserven des Landes 
aufrief. 

Wenn wir jetzt zunächst einmal noch die Frage des Boden- 
eigentums aus dem Spiel lassen und uns fragen, welchen Stand 
die Bodennutzung heute erreicht hat, und welche Reserven 
für die Zukunft übrig bleiben, so ergibt eine solche 
Generalinventur nach einer ausgezeichneten Untersuchung des 


2) Mackaye, Employment and Natural Resources, U. S. Department 
of Labor, 1919 (nach C. C. Taylor, Rural Sociology, a. a. O. S. 92). 
32* 
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Department of Agriculture 3!) folgendes Bild. Von der Gesamt- 
fläche der Vereinigten Staaten sind nicht ganz 88%, Ackerland, 
Weide und Wald. Davon besteht fast ein Drittel aus aridem 
oder semi-aridem Land westlich des 100. Längengrades, also aus 
Land, das zum großen Teile nur für extensive Viehwirtschaft 
verwendbar ist, wobei auf ein Stück Vieh im Durchschnitt etwa 
10 ha gerechnet werden. Es herrscht kein Zweifel darüber, daß 
ein Teil dieses in Benutzung genommenen Landes bereits sub- 
marginaler Boden ist, d. h. unter der bei der heutigen Preislage 
rentablen Grenze liegt. A fortiori gilt, daß die noch verbleiben- 
den 12% der Landreserven nur bei steigenden Preisen und wach- 
sendem Bevölkerungsdruck in Angriff genommen werden können, 
ja ein Teil dieser Reserven — man berechnet ihn auf fast die 
Hälfte — scheidet, entweder weil das Land bereits zu nicht- 
landwirtschaftlichen Zwecken benutzt wird, oder weil es physi- 
kalisch völlig unbrauchbar ist, aus jeder Kultivierungsmöglich- 
keit aus. Was äußerstenfalls bleibt, sind also etwa 54 000 qkm, 
etwas über 24 des Areals von Bayern. Selbstverständlich be- 
steht ein elastischer Faktor darin, daß das Ackerland auf Kosten 
von Wald und Weide vermehrt werden kann, aber diese Um- 
wandlung zu intensiverer Benutzung ist eben eine Frage der 
Preissteigerung und des Bevölkerungsdruckes. 

Daß der Boden der Vereinigten Staaten knapper und knapper 
geworden ist, ergibt sich auch daraus, daß der auf den Kopf der 
Bevölkerung entfallende Anteil der landwirtschaftlichen Fläche 
von einem bei Ausbruch des Bürgerkrieges erreichten Maximal- 
punkte ab mit zeitweiligen Unterbrechungen (bis 1900) gefallen 
ist, nach dem Weltkriege wahrscheinlich schneller als zu irgend- 
einer Zeit bevor. DaB das Bestehen eines »Exportüberschusses« 
zu dieser Feststellung nicht im Widerspruche steht, wird später 
noch zu zeigen sein. In der erwähnten Denkschrift des Depart- 
ment of Agriculture wird in sehr sorgfältiger Weise berechnet, 
daß, wenn die Vereinigten Staaten im Jahr 1950 den nach der 
heutigen Zuwachsrate wahrscheinlichen Bevölkerungsstand von 
150 Millionen erreicht haben, nur folgende Alternative bleibt: 
entweder Abhängigkeit von ausländischen Zufuhren oder aber 
Erhöhung des Ertrages pro Flächeneinheit und Ausnutzung der 


3) Gray, Bakeru.a., The Utilization of our Lands for Crops, Pasture 
and Forest. Agricultural Yearbook 1923, S. 415 ff. (auch Separatdruck Nr. 896). 
Die Angaben beziehen sich zumeist auf das Jahr 1919. 
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noch verbleibenden Landreserven, was aber nur bei steigenden 
Kosten, mithin bei Einschränkung der durchschnittlichen Lebens- 
haltung möglich ist 3). Für irgendwelchen landläufigen Optimis- 
mus wird kein Raum gelassen. Konkreter ist die Feststellung, 
daß die Agrarproduktion pro Kopf der Bevölkerung seit 1900 
mit selbstverständlichen Schwankungen gesunken ist, daß das 
Verhältnis der Aus- und Einfuhr landwirtschaftlicher Produkte, 
auf den Kopf der Bevölkerung gerechnet, sich zugunsten der 
Einfuhr seit 1900 bis zum Kriege verschoben hat, und daß der 
Fleischverbrauch pro Kopf sich seit 1907 nicht zuletzt wegen der 
mit steigenden Kosten einhergehenden steigenden Preise vermin- 
dert hat 33). 

Zu allem übrigen kommt die zunehmende Bodenknappheit 
in den steigenden Bodenpreisen zum Ausdruck. 


2. Bodenpreise, Bodenspekulation und Ver- 
schuldung. 


Auch hier bedeutet das Jahr 1900 eine deutliche Zäsur, da 
das Ende der Freilandperiode den Bodenpreis natürlich von Jahr 
zu Jahr steigern mußte. Schon bis zum Jahre 1g10 hatte sich 
der Preis für Farmland in den Vereinigten Staaten verdoppelt, 
während er in der Zeit von 1860— 1900 um nicht ganz 20% ge- 
stiegen war. Der Zensus von 1920 zeigte, daß der Preis wiederum 
beinahe verdoppelt worden war (1910: 39,60 $ pro Acre; 1920: 
69,38 $). Dabei war die Entwicklung in den einzelnen Teilen der 
Union sehr verschieden. Am untersten Ende der Skala stehen 
Staaten wie Montana und New Mexico und ein großer Teil von 
Neu-England, wo der Farmpreis seit 1860 nur um 2 $ pro Acre 
gestiegen ist 3%). An der Spitze marschiert der Staat Iowa, wo 
der Farmpreis (für kultivierten Boden) pro Acre von 6,09 $ im 
Jahre 1850 auf 255 $ im Jahre 1920 hinaufschnellte, in Einzel- 
fällen weit darüber hinaus bis zu 600 $. Dies ist nicht nur ein 
Gradmesser für die Fruchtbarkeit und Verkehrslage dieses Bodens, 
sondern zugleich für die Aktivität der Bodenspekulation, die in 
den Jahren 1919 und 1920 ihren Höhepunkt in Iowa erreichte 
und viel zur Verschärfung der Agrarkrise beitrug. 


32) Ebenda S. 462 f.’ 

33) The Agricultural Problem, a. a. O. S. 34 ff. 

3) Wehrwein, The Trend in Land Values and Land Utilization. 
Annals of the American Academy of Political and Social Science, Januar 1925, 


S. 47. 
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Schon der Umstand, daß in demselben Zeitraum 1900—1910, 
in dem sich der Bodenpreis verdoppelte, der Wert der Agrar- 
produkte pro Flächeneinheit nur um 66,8% stieg ®), deutet auf 
eine spekulative Diskontierung der künftigen Wertsteigerung, 
die bei dem zu einem »nationalen Komplex« gewordenen Hange 
des Amerikaners zur Bodenspekulation die in allen 
Ländern zu beobachtende Tendenz des Hinaustreibens des Ver- 
kaufswertes über den Ertragswert noch gewaltig gesteigert hat. 
Wenn sich sogar ein solcher »Boom« wie in Iowa nach dem Kriege 
entwickelt, so beginnt ein Taumel, von dem man sich schwer 
eine Vorstellung machen kann. Alles beteiligt sich daran: die 
Farmer selbst, gewerbsmäßige Grundstücksmakler, Bankiers, 
Kaufleute, Aerzte, Rechtsanwälte und Beamte. »The best secu- 
rity on earth is the earth itself, and right here is the best part of 
the earth«, so und ähnlich lautet die Reklame der »Boosterse. 
In noch unentwickelten Distrikten wie den Abholzungsgebieten 
an den großen Seen vollzieht sich der Bodenhandel in anderen 
Formen. Das Land befindet sich hier zum großen Teil in den 
Händen der Holzgesellschaften, die es direkt oder auf dem Um- 
wege über Bodengroßhändler, Landjobbers und Bodenklein- 
händler zu hohen Preisen und oft unter betrügerischen Machen- 
schaften verkaufen 36). 

Die starke Beteiligung des Farmers an der Spekulation 
hängt u.a. auch damit zusammen, daß es für ihn das Nächst- 
liegende ist, die in solchen Zeiten aufsteigender Agrarkonjunktur 
erzielten Gewinne in einem Vermögenstitel anzulegen, den er 
kennt und der seinen sozialen Rang erhöht: in Land. Zur Ver- 
schärfung trägt der bekannte Umstand bei, daß es, weil die 
Eigenschaft der Fungibilität fehlt, keine Spekulation a la baisse 
in Land geben kann. | | | 

Die Folgen des notwendigen und inzwischen auch prompt 
eingetretenen Zusammenbruchs eines solchen Bodenspekulations- 
fiebers wären nun für die Farmer erträglich, wenn es sich nicht 
zum großen Teile um Kreditkäufe handeln würde, die von den 
Lokalbanken und anderen Geldgebern zu hohen Zinsen finan- 
ziert werden. Verengung des Landspielraums, Bodenspekulation, 


3) HenryC.Taylor, Agricultural Economics. New York 1922, S. 212. 

36) Ueber das Schicksal der Siedler vgl. Black-Gray, Land Settle- 
ment and Colonization in the Great Lake States. Department of Agriculture, 
Bulletin Nr. 1295, 1925. 
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Preissteigerung des Bodens und Verschuldung der 
Landwirtschaft bilden so ein untrennbares Ganzes, wäh- 
rend die in Europa so wohlbekannte Verschuldungsquelle, die 
Vererbung, in den Vereinigten Staaten an Bedeutung zurück- 
tritt. Daß die Verschuldung der amerikanischen Landwirtschaft 
— das alte Problem der europäischen Agrarpolitik — gerade in 
neuester Zeit im Zusammenhang mit der Bodenpreissteigerung 
und der Bodenspekulation beängstigend angewachsen und nach 
dem Zusammenbruch der Agrarkonjunktur durch ihre drückende 
Last zu einem Hauptmerkmal der Depression geworden ist, 
zeigen deutlich alle verfügbaren Angaben, trotz der notorischen 
Fallstricke einer Verschuldungsstatistik. Nach dem Zensus stieg 
die hypothekarische Verschuldung der Eigenbetriebe von rund 
1,086 Milliarden $ im Jahre 1890 über 1,726 Milliarden im Jahre 
IgIo auf etwas über 4 Milliarden $ im Jahre 1920. Die Totalver- 
schuldung der amerikanischen Landwirtschaft im Jahre 1920 
wurde auf 8 Milliarden $ geschätzt 37). Sie erreichte im Jahre 1925 
in vielen Staaten bis zu 45% der Farmwerte 38). 

Im Jahre 1924 war der Bodenpreis für den Durchschnitt 
der Vereinigten Staaten auf etwa 71% der Preise von 1920 ge- 
fallen, in Iowa gar auf 65%. Das bedeutete für die in die Boden- 
spekulation verstrickten Farmer z. T. den Ruin, zumal der Zu- 
sammenbruch vieler Lokalbanken hinzutrat. Viele hielten sich 
mit Hilfe neuer Kredite über Wasser, viele überließen die gekaufte 
Farm mitsamt den Anzahlungen ihrem Schicksal, darunter viele 
aufstrebende Pächter, der Rest verlor die Farm in Zwangsver- 
steigerungen, wanderte in die Stadt oder begab sich in den 
Pächterstand zurück. Dies sind die realen Vorgänge, die hinter 
der nackten Feststellung stehen, daß die Zahl der Konkurse von 
Farmern vom I. Juli 1919 bis zum r. Juli 1925 auf fast das Acht- 
fache gestiegen ist 3%), daß die Nettowanderung nach der Stadt im 
Jahre 1922 I 120 000 Personen betrug, und daß im gleichen Jahre 
7,3% der Farmhäuser leer standen *°). 

37) B. M. Anderson, The Weakest Point in the Farmer’s Financial 
Policy. The Chase Economic Bulletin vom 23. Oktober 1924. 

38) Ch. J. Brand in Journal of Farm Economies, Vol. IX, 1927, S. 39. 

39) The Agricultural Problem, a. a. O. S. 63. 

40) G. F. Warren and F. A. Pearson, The Agricultural Situation. 
New York 1924, S. 5. — Nach einer Repräsentativuntersuchung des Departement 
of Agriculture verloren von Januar 1920 bis März 1923 von 68 ooo Eigenfarmern 


4%, ihre Farm durch Zwangsversteigerung und Konkurs, 4,5% ohne gericht- 
liches Verfahren, während 15% den Fortbesitz ihrer Farm nur der Nachsicht 
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3. Besitz- und Betriebsgrößen. 


Sind die Vereinigten Staaten ein Land des familienwirt- 
schaftlichen Bauernbetriebes, des demokratischen Farmtypus ? 
Wem gehört das Land ? Wohin geht die Entwicklung ? Auf diese 
Fragen Antwort zu erhalten, muß von um so größerem Interesse 
sein, als hierbei auch die Frage hineinspielt, wie die durch die 
Einwanderungsbeschränkung erzielte relative Menschenverknap- 
pung auf die Agrarverfassung einwirkt, damit also auch Licht 
auf das noch ziemlich dunkle Problem der Beziehung zwi- 
schen Landwirtschaft und Bevölkerungs- 
entwicklung geworfen wird. Leider ist die landwirtschaft- 
liche Besitz- und Betriebsstatistik der Union recht lückenhaft, 
vor allem wegen mangelnder Differenzierung von Besitz und 
Betrieb. Immerhin lassen sich einige Grundzüge doch mit hin- 
reichender Deutlichkeit erkennen. 

Was die Besitzverteilung angeht, so geht aus den 
dürftigen Angaben zunächst hervor, daß die Bundesregierung 
noch immer der größte Bodenbesitzer der Union ist (19%, unter 
Ausschluß von Alaska); rechnet man den Landbesitz der Staaten 
und der Städte hinzu, so ergibt sich, daß die öffentliche Hand 
rund 21,5%, des Gesamtareals besitzt #1). Das weitere Bild der 
Besitzverteilung ist statistisch recht undurchsichtig. Die gesamte 
Farmfläche (die nicht notwendig im Eigentum der Farmer zu 
stehen braucht) wird im Zensus von 1920 auf 50,2%, (1925: 
48,6%) des Gesamtareals angegeben, die Zahl aller Farmen — 
mögen es eigenbewirtschaftete, verwaltete oder verpachtete sein 
— auf 6448 343 (1925: 6 371 617). Anzahl und Gesamtareal ver- 


Tabelle I. 


Fläche d. Betriebe (in Mill. Acres) 
1900 | % | 1910 | % | 1920 | % | 1900 |% | 1910 | % | 1920 | % 
I—1g Acres | 673,8!11,8| 839,2!13,2, 790,5|12,4} 7,18| 0,9l 8,79! 1,0! 8,69| 0,9 
20—49  » -11257,5/21,9/1414,4/22,2 1503,7/23,3] 41.54) 5,0| 45,38] 5,2] 48,46] 5,1 


GroBenklassen 


50—99 » 11366,0/23,8/1438,1/22,6 1474,7/22,9] 98,59'11,8/103,12/11,7/105,63/11,F 
100—174 » [1422,3/24,8/1516,3 23,8.1449,6 22,51192,68 23,0/205,48 23,4|194,68| 20,4 
175—499 » | 868,1l15,1| 977,9|15,4|1006,5|15,6|232,95|27,8|265,29,30,2|276,81]29,0 
500—999 > 102,5| 1,8] 125,3} 2,0} 149,8] 2,3] 67,86) 8,1) 83,65) 9,5/100,98|10,6 


1000 Acres u. m. 47,2 0,8) 50,1 0,8) 67,4) 1,01197,78'23,6 167,08,19,0 220,64 23,1 


l 
ihrer Gläubiger verdankten. Bei den Pachtfarmern lagen die Prozentsätze noch 
beträchtlich höher. H. C. Wallace, Report on Wheat Situation, 1923, S. 35, 

41) Berechnet nach Ely, Elements of Land Economics, New York 1926, 
S. 175. 


Das Agrarproblem der Vereinigten Staaten. 505 


teilte sich auf die einzelnen Betriebsgrößen — nochmals: 
Angaben über Besitzgrößen fehlen! — folgendermaßen #2): 
(s. Tabelle I). Neben dieser Betriebsstatistik besteht noch eine 
Statistik, die — leider unklassifiziert nach Größenklassen — 
zeigt, wie sich sowohl die Zahl der Betriebe als die bewirt- 
schaftete Fläche auf eigenbewirtschaftete, verwaltete und ver- 
pachtete Betriebe verteilt. Diese zeigt folgendes Bild: 


Tabelle II. 


Prozentualer Anteil an der 


Zahl der Betriebe in % 


Betriebsform Gesamtfarmfläche 
1900 | ı910 | 1920 1900 | 1910 | 1920 
Eigenbewirtschaftete 
Betriebe . . . . 63,7 62,1 60,9 66,3 68,1 66,6 
Verwaltete Betriebe . 1,0 0,9 I,I 10,4 6,1 5,7 


Pachtbetriebe . . ¢ | 35,3 37,0 38,1 23,3 25,8 27,7 


Diese Statistik ist in doppelter Hinsicht aufschlußreich. Sie 
zeigt nämlich erstens durch die Zahl der (durch »Manager«) 
verwalteten Betriebe den Umfang des Absentismus und 
seine hinsichtlich der Zahl der Betriebe zunehmende, hinsichtlich 
des Areals leicht abnehmende Bedeutung, zweitens aber den 
zunehmenden Umfang des Pachtwesens, ein Problem von 
ernstester Bedeutung, von dem sogleich noch gesondert die Rede 
sein soll. Der Umfang des Pachtsystems, der durch die in den 
Eigenwirtschaften enthaltenen Zupachtungen noch größer wird 
und bei einem Vergleich mit dem Prozentsatz der deutschen 
Pachtfläche (11%) erst ins rechte Licht rückt, interessiert hier 
vor allem deshalb, weil er den Schluß nahelegt, daß der Anteil 
der höheren Besitzklassen an der Gesamtfläche noch höher ist, 
als es die Betriebsstatistik zeigt. Der Schluß wird überzeugender, 
wenn man sich die große Zahl der in viele Pachtstellen aus- 
getanen Latifundien, z. B. den ungeheuren Landbesitz der Fami- 
lie Scully (über 200 000 Acres in den fruchtbaren Staaten Illinois, 
Missouri, Kansas und Nebraska) und die Plantagen der Süd- 


43) Statistical Abstract, 1925, S. 590 f. Die Größenklassen sind von Io 
auf 7 zusammengezogen. Die amerikanische Statistik unterscheidet noch zwi- 
schen »Farm lande und simproved land«. Die Angaben für letzteres sind hier 
der Uebersicht halber fortgelassen, zumal sie im ganzen dieselbe Tendenz auf- 
weisen. Allerdings ist zu beachten, daß bei den Betrieben von 175 Acres und 
mehr die Fläche des bearbeiteten Bodens zugenommen, hingegen bei den klei- 
neren Betrieben abgenommen hat. 
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staaten und der Landkorporationen nach Art der Amenia & Sha- 
ron Land Co. in Nord-Dakota “), vor Augen hält. 

Nun kann man aus all diesen Angaben nur mit äußerster 
Vorsicht irgendwelche bestimmten Schlüsse auf den Grundcha- 
rakter der amerikanischen Agrarverfassung ziehen. So wäre es 
durchaus voreilig, aus der nach Tab. I erkennbaren Tatsache, 
daß die Größenklassen von 175 Acres und mehr 1920 zusammen 
62,7% der Gesamtfläche ausmachten, zu folgern, daß die Ver- 
einigten Staaten, durchaus im Widerspruch zum Ideal der Fami- 
lienwirtschaft, ein Land der Großlandwirtschaft geworden sind *). 
Ein Blick auf die Regenkarte der Union genügt zur sofortigen 
Korrektur dieses Schlusses; nicht umsonst war ja, wie wir sahen, 
die Heimstättengröße für die trockenen Gebiete des Westens auf 
320 und später auf 640 Acres statt der ursprünglichen 160 Acres 
festgesetzt worden, und wir sahen bereits, daß diese »Hufen- 
größe« kaum für den Unterhalt einer Familie ausreicht. In der 
Tat steigt die durchschnittliche Farmgröße in den trockenen 
Gebieten bis auf über 1000 Acres in Wyoming, Arizona und 
Nevada. Auf der anderen Seite ist es durchaus unangebracht, 
wie es oft auf amerikanischer Seite geschieht, sich dabei zu be- 
ruhigen, daß die durchschnittliche Farmgröße in den Vereinigten 
Staaten im Jahre 1920 148,2 Acres betrug und bis 1925 gar auf 
145,2 Acres gesunken ist. Gegenüber dieser Ziffer ist zu beachten, 
daß die große Zahl der als selbständige Farmen gerechneten, 
aber eigentlich nur ein Naturallohnverhältnis darstellenden 
kleinen Teilpachtbetriebe in den Südstaaten den Durchschnitt 
erheblich drückt; tatsächlich weisen Virginia, Süd-Karolina 
und Mississippi die niedrigsten Durchschnittsfarmgrößen der 
Union auf, während der Mittelwesten — z. T. erheblich — über 
dem Durchschnitt liegt. Aber man kann trotzdem alles in allem 
annehmen, daß in den Vereinigten Staaten noch immer der 
mittelbäuerliche Familienbetrieb vorherrscht, nur immer mit 
der Einschränkung, daß die Entwicklung des Pachtwesens be- 
reits einen tiefen Keil zwischen Besitz und Betrieb getrieben 
hat. Daß dabei diese Betriebe größer sind als die entsprechen- 

43) Beschreibung dieser amerikanischen Kuriosität bei W. H. Baum- 
gartel, Centralized Management of a Large Corporate Estate operated by 
Tenants in the Wheat Belt, U. S. Department of Agriculture, 1925. 

44) Wie das z. B. N. Ossinski (Die Bodenverhältnisse in den Ver- 


einigten Staaten, Unter dem Banner des Marxismus, Jahrg. 1, 1925, S. 339 ff.) 
tut. ; 
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den in Europa, erklärt sich aus zwei Umständen: aus der größeren 
Extensität der Bewirtschaftung und aus der damit zusammen- 
hängenden stärkeren Maschinenverwendung. Daraus ergibt sich 
ein höheres Einkommen und ein höherer Lebensstandard, als 
wir sie unter europäischen Verhältnissen für im wesentlichen 
auf Familienhilfe angewiesene Bauernwirtschaften annehmen, 
aber diese Betriebe bleiben — immer mit dem Kriterium der 
Arbeitsverfassung gemessen — unter amerikanischen Verhält- 
nissen durchaus Bauernbetriebe. Wenn die amerikanischen Far- 
mer unter dem Eindrucke der Depression heute fürchten, »pea- 
sants« zu werden, so meinen sie die Einkommenslage, nicht die 
Arbeitsverfassung. | 
Wenn wir nunmehr die Gegenwart im Lichte der Zukunft 
betrachten und die Tendenz in der Entwicklung 
der amerikanischen Agrarverfassung bestim- 
men wollen, so lassen sich Anhaltspunkte nur auf zwei Wegen 
finden:. durch eine Prüfung der auf die Betriebsgröße einwirken- 
den Umstände und durch eine Untersuchung des Pacht- und 
Sukzessionssystems. Das erstere soll in diesem Abschnitt noch 
mit wenigen Worten geschehen. Es ist also zu prüfen, welche 
Faktoren die Betriebsgröße ohne Rücksicht auf eine bestimmte 
Bodenpolitik in den Vereinigten Staaten in der einen oder in 
der anderen Richtung verändern. Dabei stellt sich sofort die 
ländliche Arbeiterfrage als das Entscheidende heraus. Hier wissen 
wir, daß die amerikanische Landwirtschaft mehr noch als die 
Industrie stets im Zeichen der Arbeiterknappheit gestanden hat, 
daß vor allem aber die Einwanderungsbeschränkung und die mit 
ihr im engen Zusammenhang stehende industrielle Lohnsteige- 
rung diesen Arbeitermangel noch weiter verschärfen. Wie wirkt 
eine solche Entwicklung auf die Betriebsgröße? Eine bevölke- 
rungspolitisch höchst bedeutsame Frage, die auch für Deutsch- 
land mit seiner unvermeidlichen Tendenz der Verschärfung des 
ländlichen Arbeiterproblems von weittragender Bedeutung, leider 
aber bisher noch wenig geklärt ist. Aereboe hat sich unter 
Berufung auf die amerikanischen Verhältnisse mit aller Ent- 
schiedenheit für die Unverträglichkeit von GroBbetrieb und 
hohen Landarbeiterlöhnen alias Landarbeiterknappheit aus- 
gesprochen #). Diese Meinung findet unter den amerikanischen 


45) Verhandlungen des Vereins für Sozialpolitik in Wien 1926, Schriften 
des Vereins für Sozialpolitik, Bd. 172, S. 148 ff. 
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Autoritäten nicht ungeteilte Zustimmung. Es gibt Stimmen, die 
gerade das Umgekehrte geltend machen: die Arbeiterknappheit 
führe nicht zur Verkleinerung, sondern zur Vergrößerung der 
Betriebe, da ganz entsprechend der Entwicklung in der Indu- 
strie die Verknappung der Menschen zu ihrer Oekonomisierung 
im arbeitsteiligen und maschinisierten Großbetriebe zwinge. 
Man verweist auch darauf, daß der Gebrauch des Traktors im 
Maisbau, der kombinierten Mäh- und Dreschmaschine im Weizen- 
bau und neuestens der Pflückmaschine im Baumwollbau — 
Entwicklungen, hinter denen die Arbeiterfrage als Impuls steht 
— bereits zu einer Vergrößerung der Betriebseinheiten geführt 
habe, und Phantasten reden bereits von der kommenden fordi- 
sierten »factory farm«. Es bedarf keiner tiefen betriebswirtschaft- 
lichen Kenntnis, um die Grenzen dieser Argumentation zu er- 
kennen *). Im Durchschnitt der Fälle gilt vielmehr auch in den 
Vereinigten Staaten, daß der Großbetrieb dem Familienbetrieb 
hinsichtlich des Leistungseffektes der Arbeit unterlegen ist %7), 
um so mehr, je stärker sich in der amerikanischen Landwirtschaft 
unter dem Druck der Verhältnisse eine mit regelmäßigem Frucht- 
wechsel und stärkerer Viehhaltung verbundene Bodenanreiche- 
rungswirtschaft durchsetzt. Selbstverständlich liegt der kritische 
Punkt bei den einzelnen Zweigen der Landwirtschaft ganz ver- 
schieden: in der Milchwirtschaft bestimmt durch den Arbeits- 
bedarf für das Melken, in der Weizenwirtschaft durch die Pro- 
duktionskapazität einer Maschineneinheit, in der Baumwoll- 
industrie durch den für das Pflücken erforderten Arbeitsbedarf. 
Es ist kein Grund vorhanden für die Annahme, daß die Rich- 
tung, in der die Menschenknappheit in der ganzen bisherigen 
Geschichte der amerikanischen Landwirtschaft gewirkt hat, 
nämlich in der Richtung einer nicht vorzugsweise auf fremde 
Arbeitshilfe angewiesenen Familienwirtschaft, sich jetzt ver- 
ändern sollte, wo die Einwanderungsbeschränkung die die Be- 
völkerung relativ knapp haltende Funktion übernommen hat, 
die bis 1900 der freie Boden ausgeübt hatte 48). Eine weitere 
Verlangsamung des Bevölkerungszuwachses der Vereinigten 
4) Vgl. das klassische Buch von E. David, Sozialismus und Landwirt- 
schaft, 2. Aufl. 1924. 

47) Warren, Journal of Farm Economics, Bd. IX, 1927, S. 35. 

48) Natürlich gibt es viele intensiv bewirtschaftete Großbetriebe (40 000 


Acres und mehr), sog. »bonanza farms«, aber ihre Bedeutung hat eher zu- als 
abgenommen. 
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Staaten dürfte also zum mindesten keine Tendenz zur Ver- 
größerung der durchschnittlichen Betriebsgröße auslösen, aller 
Wahrscheinlichkeit nach vielmehr das Gegenteil bewirken, zumal 
ceteris paribus in einer Gesellschaft mit wachsendem Reichtum 
und stationärer Bevölkerung die Bodenpreise die Tendenz zeigen 
müssen, zu sinken ®). 


4. Das Pachtproblem. 


Das Pachtsystem hatte in den Vereinigten Staaten bereits 
während der Freilandperiode beträchtlichen Umfang angenom- 
men. Im Jahre 1880, in dem der Umfang des Pachtwesens zum 
ersten Male statistisch ermittelt wurde, wurde ein Viertel (25,56%) 
aller Farmen von Pächtern bewirtschaftet, nicht nur in den Plan- 
tagendistrikten des Südens, sondern selbst im soeben erst er- 
schlossenen Mittelwesten 5°). Die seitherige Entwicklung zeigt 
folgende Statistik 5): 


Anwachsen der Pacht in den Vereinigten Staaten 
in Prozentsätzen. 


Zahl Farmflache 5?) 
d rt 53 
der Farmen Insgesamt |Bearbeit.Boden ie 
1900 35,3 34,2 37.5 35:4 
I9IO 37,0 35,6 41,0 39,5 
1920 38,1 39,3 43,8 43,6 
1925 38,6 = Zu > 


Wie man sieht, ein für die relative Zahl der Pachtfarmen 
gleichmäßiges, für ihre relative Fläche und noch mehr für ihren 
relativen Grundwert in stärkeren Sprüngen ansteigendes Wach- 
sen des Pachtsystems in den Vereinigten Staaten. Die Fest- 
stellung, daß im Jahre 1920 schon fast die Hälfte des Grund- 
wertes der amerikanischen Farmen und der bearbeiteten Farm- 
fläche verpachtet war, ist allerdings alarmierend genug, um die 
Aufmerksamkeit auf sich zu ziehen. Zugleich bietet sich hier eine 
ausgezeichnete Gelegenheit, die theoretische Seite des Pacht- 

49) Ely, Elements of Land Economics, New York 1926, S. 262. 

§0) Für die Gründe vgl. H. C. Taylor, Agricultural Economics, a. a. O. 
ae Statistical Abstract 1925, S. 590 f. und Material des Department of 
Agriculture. 

52) Unter Einschluß der Zupachtungen, aber unter Ausscheidung der 


von »Managers« verwalteten Betriebe aus der Gesamtfläche. Farm Ownership 
and Tenancy, U. S. Department of Agriculture 1913, S. 515. 
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problems in aller Reinheit zu studieren. Zu diesem Zwecke ist 
jedoch noch eine geographische Detaillierung der obigen Ziffern 
nötig, und da zeigt sich denn sofort eine auffallende Unregel- 
mäßigkeit in der Verbreitung der Pacht in den einzelnen Ge- 
bieten der Union. Zunächst heben sich deutlich zwei Gebiete der 
größten »Pachtdichte« heraus: der Baumwollgürtel im Süden 
und ein großer Teil des Maisgürtels. Was den ersteren angeht, 
so beträgt in allen Südstaaten außer Florida, Nord-Karolina, 
Virginia, Kentucky und Tennessee die Zahl der Pachtfarmen 
mehr als die Hälfte aller Farmen und erreicht in Georgia den 
Höchstsatz von 66,6%. Daß es sich hier um einen Sonderfall 
der Pacht handelt, ist bekannt. Ein großer Teil der ehemaligen 
Plantagen konnte nach dem Bürgerkriege teils wegen des Kapital- 
mangels der Pflanzer, die in den Sklaven die Hauptmasse ihres 
Vermögens verloren hatten und dann durch die grauenhaften 
Kriegsverwüstungen ungeheuer geschädigt waren, teils wegen der 
seelischen Einwirkung der Befreiung auf die ehemaligen Sklaven 
nicht mehr als Ganzes bewirtschaftet werden, sondern wurde 
in kleine Teilpachtstellen aufgeteilt. Die Teilbaupächter — die 
sog. »Croppers« — sind aber, da sie unter strenger Aufsicht stehen 
und keinerlei Betriebskapital besitzen, nichts anderes als wirt- 
schaftlich und sozial außerordentlich gedrückte Arbeiter im 
Naturallohn 53). Haben wir es hier mit einem im wesentlichen 
historischen Bestimmungsgrund zu tun, so bestätigt das Dichte- 
gebiet im Corn Belt den alten Satz, daß Pacht und Bodenfrucht- 
barkeit auf dem Umwege über die Bodenpreise in allerengster 
Beziehung zueinander stehen. Dem entspricht es, daß, während 
im größeren Teile von Iowa, im nördlichen Illinois, im östlichen 
Süd-Dakota und Nebraska und im mittleren Kansas fast die 
Hälfte aller Farmen in Pacht stehen, der Prozentsatz in Neu- 
England ständig gefallen ist und heute stellenweise nur noch 
5% beträgt; hingegen nimmt die Pacht in den Irrigationsgebieten 
ständig zu. Daß die Pachtdichte im Cotton Belt und im Corn 
Belt am größten ist, hängt wesentlich auch damit zusammen, 
daß beides Gebiete des vorherrschenden One-Crop-Systems sind, 
das das Pachtwesen allem Anschein nach begünstigt. Nun spielen 
zweifellos noch viele andere Momente mit hinein, so unter anderem 


83) „The Cropper works like any wage laborer; and the daily routine has 
a distinct flavor of the ante-bellum plantation regime.« Taylor, Agricultural 
Economics, S. 299. 
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die Nationalität ®). Es ist charakteristisch, daß sich die größte 
Dichte der Eigenwirtschaften unter den Deutschen im Südosten 
Pennsylvaniens und im Osten von Wisconsin, daneben unter den 
altangelsächsischen »Mountaineers« in den Appalachischen Bergen 
und unter den Pionierfarmern des fernen Westens findet. 

Freilich wissen wir nach alledem noch nicht, welche Motive 
und Verhältnisse in concreto das Pachtverhältnis herbeiführen 
und für das neuerliche weitere Anwachsen verantwortlich ge- 
macht werden müssen. Hier wäre auf folgende Hauptpunkte 
hinzuweisen: I. Auf seiten der Verpächter das Bestreben, das 
Land in Erwartung weiterer Bodenpreissteigerung zu behalten 
und es statt durch Verkauf durch Verpachtung zu verwerten. 
2. Auf seiten der Pächter das Bestreben, durch Pachtung statt 
durch Kauf einer Farm freie Hand zu behalten, ein Bestreben, 
in dem sich noch der alte Nomadengeist des amerikanischen 
Farmers erhält. 3. Die Wirkung des ländlichen Arbeiterproblems, 
das in vielen Fällen zur Aufteilung von Großbetrieben in Pacht- 
stellen auch außerhalb des Cotton Belt geführt hat. Das geht auch 
daraus hervor, daß, während der prozentuale Anteil der Pächter 
an der gesamten landwirtschaftlich tätigen Bevölkerung in der 
Zeit von I9IO—I920 von 19% auf 23,1% stieg, der Anteil der 
Landarbeiter (meist Lohnarbeiter) von 48,6%, auf 39,4% fiel 55). 
4. Die Wirkung der Agrardepression nach dem Kriege. Daß in 
den Vereinigten Staaten die Tragödie des »Büttnerbauern« — 
die Verwandlung des unter seinen Schulden zusammenbrechen- 
den Eigentümers in einen Pächter des Gläubigers — während 
der akuten Depression zu einer Massenerscheinung wurde, ist 
bereits erwähnt worden. Daß die Wirkung der Depression aber 
auch eine umgekehrte sein kann, zeigt die Entwicklung in den 
Südstaaten von 1920—1925, wo gerade in dieser Zeit eine Ab- 
nahme der Pächter erfolgt ist, freilich auch eine Abnahme der 
Eigenbetriebe 5%), so daß die Abnahme der Pacht nur eine all- 
gemeine Degenerierung der Landwirtschaft anzeigt. 5. Das beson- 

5) Wie denn ja auch die Ausbreitung des Pachtsystems in England unter 
anderem auch in nationalen Eigentümlichkeiten, vor allem in einer überraschend 
geringen Wertung des Eigenbesitzes wurzelt. Vgl. C. v. Dietze, Entwicklung 
und Lage der englischen Landwirtschaft in ihrer Beziehung zum Weltmarkt. 
Berichte über Landwirtschaft, Bd. III, 1925, S. 292 f. 

55) In Wirklichkeit ist die Abnahme der Landarbeiter nicht so groß ge- 
wesen, da die Aufnahme 1910 im April, die Aufnahme 1920 dagegen am 1. Januar 


vorgenommen wurde. 
56) Allein in Georgia sind 1920—25 rund 61 ooo Farmen verlassen worden. 
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dere amerikanische Sukzessionssystem im Zusammenhang mit 
der sog. »agricultural ladder«. Dies bedarf einer ausführlichen 
Erklärung. 

Die Eigenart des Sukzessionssystems in der ameri- 
kanischen Landwirtschaft besteht darin, daß die Nachfolge in 
die Farm sich nur zu einem geringen Teile durch Erbschaft, 
Schenkung oder Heirat in Verbindung mit Altenteil (bond of 
maintenance) 5°) vollzieht, in der Mehrzahl der Fälle vielmehr 
durch Verkauf oder Verpachtung an den zukünftigen Erben. 
Es ist dies eine typisch amerikanische Gewohnheit, die ganz auf 
der Linie jener weitverbreiteten anderen Sitte der Eltern liegt, 
sich die Ausbildungskosten von den Kindern auf Heller und 
Pfennig zurückzahlen zu lassen. Die Sukzession durch Verpach- 
tung ist ein äußerst häufiger Fall, so daß die so zustandekommen- 
den Veıwandtschaftspachten, wenigstens im Norden, einen er- 
heblichen Teil der Gesamtpachtungen ausmachen, und ihre 
soziale und ökonomische Bedeutung damit verringern 5). Die 
Pacht stellt sich danach in den Vereinigten Staaten zu einem 
großen Teile als eine Stufe auf dem Wege zum Eigentum, als eine 
Sprosse der »agricultural ladder« heraus, auf der nach der vor- 
herrschenden Theorie ganz allgemein die Landlosen in die land- 
besitzende Klasse aufsteigen sollen. Die Sprossen einer solchen 
idealen »Stufenleiter« wären: Farmjunge — Lohnarbeiter — 
Pächter — Eigentümer. Die mittleren Stufen dienen dazu, um 
den aufstrebenden Farmer mit den nötigen Erfahrungen und 
dem Kapital für die nächstfolgende Stufe auszurüsten. Es be- 
steht kein Zweifel darüber, daß sich ein solcher oft abgekürzter 
Aufstieg noch immer in weitem Umfange trotz des Steigens der 
Bodenwerte vollzieht, mit Ausnahme der Südstaaten, deren be- 
sondere Verhältnisse das statistische Gesamtbild immer wieder 
trüben. Wie sich das im Pachtwesen widerspiegelt, zeigt einmal 
die Statistik des Alters der Pächter, wonach 1920 ıund 70% 
aller Pächter unter 44 Jahren alt waren und, wenn man die 


57) Rechtlich besteht Freiteilbarkeit, sie wird aber in praxi oft durch- 
brochen. Der Prozentsatz der Nachfolge durch Erbschaft ist seit 1880—89 von 
50% aller Farmen auf 18% in den Jahren 1910— 20 gesunken. Vgl.G.S.Wehr- 
wein, The Problem of Inheritance in American Land Tenure, Journal of Farm 
Economics, Bd. IX, 1927, S. 167. 

58) Der Anteil der Verwandtschaftspachten an der Gesamtzahl der Pächter 
wird auf 23% berechnet (12% im Süden, 36% im Mittelwesten). Farm Owner- 
ship and Tenancy, a. a. O. S. 527 ff. 
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»Croppersé« im Süden ausscheidet, weniger als 2% aller Pächter 
älter als 55 Jahre waren 5°). Hingegen betrug das durchschnitt- 
liche Alter der Verpächter im Dichtegebiet der weißen Pächter, 
im Mittelwesten, im Jahre 1919 nicht ganz 60 Jahre 69). 

Alle diese Erwägungen sind eine Bestätigung des Satzes, 
daß Wert oder Unwert der Pacht nur durch eine Prüfung der 
jeweiligen Verhältnisse ermittelt werden können, und daß das 
Vorhandensein eines nicht zu hohen Prozentsatzes von Pächtern 
noch nichts Pathologisches an sich zu haben braucht *). So 
verliert der hohe Prozentsatz von Pächtern in den Vereinigten 
Staaten, wie wir sahen, sehr viel von seinem alarmierenden Cha- 
rakter, wenn wir die »Croppers« der Südstaaten, die 23% der 
Gesamtzahl ausmachen, mit all ihren Sonderproblemen aus- 
scheiden. Die Welt der Armut, Ignoranz und Bedrückung, die 
sich hinter der Zahl der Croppers verbirgt, ist wahrlich erschüt- 
ternd genug, aber doch ein rassemäßig isolierter Herd. Für den 
Rest der Vereinigten Staaten gilt durchaus nicht, daß Pächter- 
tum und Pauperismus einander gleichzusetzen wären. Im Gegen- 
teil, die Pächterklasse in gewissen Teilen der Union ist wohl- 
habender als die Eigentümerklasse in anderen; vor allem gilt 
das von Iowa. Immerhin wurde im Jahre 1920 das Durchschnitts- 
vermögen der einzelnen Klassen auf folgende Beträge geschätzt: 
Croppers 354 $, andere Pächter 4315 $, Teileigentümer 12 829 $, 
Volleigentümer 13 476 $ 2). Mildernd wirkt auch der Umstand, 
daß die Vereinigung des Eigentums mehrerer verpachteter Far- 
men in einer Hand und der Absentismus für das Ganze der Union 
— Ausnahme für das erstere ist z. B. Nebraska, für das letztere 
Nord-Dakota — kaum zugenommen haben. Und schließlich 
sahen wir, daß für einen großen Teil der Farmer Pacht und 
Eigentum keine Klassen, sondern nur Stufen bezeichnen, die 
der aufstrebende Landwirt auf der »landwirtschaftlichen Leiter« 
zurücklegt. Nun kann allerdings, obwohl die gegenteilige Ansicht 
vertreten wird ®), kein Zweifel darüber bestehen, daß mit steigen- 


5) A. M. Loomis, The Trend in Tenancy and Ownership. The Annals 
of the American Academy of Political and Social Science, Januar 1925, S. 64. 

6%) Turner, The Ownership of Tenant Farms in the North Central 
States. U. S. Department of Agriculture, Bulletin Nr. 1433, 1926, S. 40. 

6) Vgl. A. Skalweit, Das Pachtproblem. Bonn 1922, S. 2 ff. 

e2) Farm Ownership and Tenancy, a. a. O. S. 548. 

es), Z. B. von Tungeln, Some Observations on the so-called Agricul- 
tural Ladder. Journal of Farm Economics, Bd. IX, 1927, S. 94 ff. 

Archiv fir Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 58. 3. 33 
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den Bodenpreisen die Stufen dieser Leiter die Tendenz haben, 
weiter auseinanderzurücken, so daß es schwerer und schwerer 
wird, aus der Pächterstellung sich in die Eigentümerklasse hin- 
aufzuschwingen, was sich darin äußert, daß sich eine Auslese 
der Erfolgreichsten vollzieht und das Durchschnittsalter der 
Pächter und die Zahl der lebenslangen Pächter zunehmen. Es 
ist allerdings schwierig, das statistisch zu erweisen, da die hohen 
Löhne der Industriearbeiter den Siedlungslustigen unter ihnen 
den Aufstieg erleichtern. Die Zeiten, in denen es möglich war, 
mit einer geringen Anzahlung eine rentable Farm zu eıwerben 
und die Kaufschuld aus den Erträgen in wenigen Jahren ab- 
zutragen, sind in aller Regel vorbei; Ausnahmen, wie sie dem 
Verfasser begegnet sind, können daran nichts ändern. Selbst für 
den Siedler auf dem kärgsten Boden wird ein eigenes Anfangs- 
kapital von 1500—3000 $ vorausgesetzt *). In den guten Distrik- 
ten des Maisgürtels bedeutet eine normale Farm die Investierung 
von 50—I00 000 $, im Weizengürtel von 30—50 000 $. Wie soll 
es heute für den Kapitallosen möglich sein, sich aus den Erträgen 
der mit niedriger Anzahlung gekauften oder gepachteten Wirt- 
schaft zu diesen luftigen Höhen emporzuschwingen ? Wie schwie- 
rig es ist, zeigt die lapidare Feststellung der schon mehrfach 
herangezogenen Denkschrift des Department of Agriculture 65), 
daß es in keinem der untersuchten Distrikte, mit Ausnahme von 
Pennsylvanien, möglich war, außer 600 $ pro Jahr für den Lebens- 
unterhalt noch die Abzahlung des Kaufpreises in 10 Jahren ohne 
eine ungewöhnlich hohe Anzahlung herauszuwirtschaften. Noch 
schwerer hat es der Pächter. Hier zeigte sich, daß es in allen 
Distrikten außer Pennsylvanien unter durchschnittlichen Be- 
dingungen — vor allem der Bedingung der völligen Mittellosigkeit 
— unmöglich war, außer der in Höhe der Hypothekenzinsen 
für den Farmwert angenommenen Pachtrente und 600 $ für den 
Lebensunterhalt ein Kapital zu akkumulieren. Das Bild erscheint 
wegen der vielen vorsichtigen Annahmen trüber als die Wirk- 
lichkeit, die die »agricultural ladder« noch durchaus in Funktion 
zeigt, aber daß der Durchschnitt esohne außerhalb der 
Landwirtschaft gewonnene Mittel schwerer 


“) Agricultural Yearbook 1920, S. 274. 

$$) Farm Ownership and Tenancy, a. a. O. S. 565. Die Bodenpreise sind 
seit 1920 zwar erheblich gesunken, aber mit ihnen das Farmereinkommen, so 
daß das Ergebnis sich kaum verändert. 
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und schwerer findet, aufzusteigen, unterliegt keinem Zweifel. 
Es ist daher, wenn sich die Nachfolgesitten in den Vereinigten 
Staaten nicht ändern, wahrscheinlich mit einem weiteren An- 
wachsen des Pachtwesens in Amerika zu rechnen. Der Zensus 
von 1930 muß erweisen, ob diese Prognose zutrifft. 

Mit alledem ist freilich die Erörterung des Pachtproblems 
in den Vereinigten Staaten bei weitem nicht erschöpft. So bilden 
die mannigfachen Pachtformen ein vor allem durch die 
Teilbaupacht anziehendes Problem für sich, das hier nicht er- 
örtert werden kann *). Besondere Hervorhebung verdient jedoch 
noch ein Umstand, der wiederum eine charakteristische Eigen- 
art der amerikanischen Landwirtschaft bildet und mit über- 
wiegenden Nachteilen verbunden ist: die mit der immer wieder 
zu betonenden Fluidität des amerikanischen Lebens zusammen- 
hängende Kurzfristigkeit der Pachtverträge. Noch immer über- 
wiegt der auf ein Jahr abgeschlossene Pachtvertrag, wenn die 
Vertragsfrist neuerdings auch zuzunehmen scheint. Daß das im 
ganzen nachteilig auf die Bodenergiebigkeit wirken muß, liegt 
auf der Hand. In dieselbe Richtung weist ja auch der erwähnte 
Umstand, daß besonders die Gebiete des One-Crop-Systems zur 
Verpachtung neigen. Vorzüglich gilt das wiederum von den Süd- 
staaten, wo One-Crop-System ohne nennenswerte Viehhaltung 
und Pachtsystem sich weitgehend decken. Damit hängt es zu- 
sammen, daß das Pachtsystem die Neigung zur Ueberproduk- 
tion in diesem oder jenem Zweige der Landwirtschaft verstärkt. 
Hinzu kommt noch, daß das fluktuierende Pächterelement sich 
am schwersten zur Angliederung an Genossenschaften bewegen 
läßt. 

Zum Schluß verdient noch die Frage gestreift zu werden, 
wie die Landpolitik in den Vereinigten Staaten auf alle 
diese Probleme der Agrarverfassung reagiert. Hier lassen sich 
verschiedene Tendenzen erkennen. Zunächst das Bestreben, den 
Uebergang des Pächters zum Eigentümer durch Bereitstellung 
von Besitzkredit zu erleichtern. Hierfür kommen vor allem das 
1916 geschaffene Federal Farm Loan-System, außerdem noch 
verschiedene von Einzelstaaten geschaffene Kreditinstitutionen 


66) Vgl. H. C. Taylor, Agricultural Economics, a. a. O. S. 270 ff.; A. 
Skalweit, Der kapitalintensive Teilbau, Berichte über Landwirtschaft, 
Bd. II, 1924; V. J. Petterson, Die Theorie des Teilbaus und die Thünen- 
sche Formel 4/ap, Landwirtschaftl. Jahrbücher, 59. Bd., 1924, S. 585 ff. 
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in Betracht. Bestrebungen, die Pachtbedingungen zu verbessern, 
sind gleichfalls im Gange, ohne bisher zu gesetzlichen Maß- 
nahmen geführt zu haben. Eine klare Politik, der Bodenpreis- 
steigerung und der Bodenspekulation wirksam entgegenzutreten, 
ist bisher noch nicht sichtbar geworden; es wird auch nur ganz 
langsam möglich sein, der Bodenspekulationsmanie der Ameri- 
kaner, die mit dem kommerzialisierten Lokalpatriotismus der 
»Boosters« eng verbunden ist, einen Dämpfer aufzusetzen. Damit 
hängt es auch zusammen, daß die Landbesiedlung in den Ver- 
einigten Staaten immer die Neigung hat, über die bebauungs- 
würdige Grenze hinauszuschießen. Nur der Staat Michigan ist 
dazu übergegangen, durch eine Bodenklassifikation das sub- 
marginale Land zu ermitteln und von unbesonnener Besiedlung 
freizuhalten. In Wisconsin überwacht eine besondere Behörde 
den Grundstücksmarkt, sorgt für korrekte Taxierung und hilft 
dem aufstrebenden Farmer mit Rat und Geld. Eine beratende 
Funktion übt auch das Washingtoner Department of Agricul- 
ture aus. In positiver Siedlungspolitik hat der Staat Kalifornien 
durch staatlich ins Werk geleitete, finanzierte und überwachte 
Siedlungen einen entscheidenden und z.T. erfolgreichen Schritt 
getan. Der Rest der Siedlungspolitik in den Vereinigten Staaten 
liegt in privaten Händen: Eisenbahngesellschaften, Holzgesell- 
schaften und Landjobber wetteifern in einer Geschäftspraxis, 
von der das mindeste zu sagen ist, daß sie oft mit unverant- 
wortlichen Uebertreibungen und verlockenden Photographien 
arbeitet. Daß nicht alles leichtfertige Gewinnpolitik ist, zeigt 
das Beispiel einzelner mit Geschick und Verantwortungsbewußt- 
sein betriebener privater Siedlungsunternehmungen wie die 
McRae’sche in Nord-Karolina. (Teil II folgt.) 
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Seit Böhm-Bawerks großem Werk ist die von ihm ein- 
geführte Fassung des Kapitalzinsproblems fast ausnahmslos über- 
nommen worden, soweit dessen Lösung im Bereich der Wert- 
theorie versucht wird. Böhm-Bawerk geht bei seinen Unter- 
suchungen bekanntlich von der Frage aus, warum zwischen dem 
Wert des aufgewendeten Kapitals und dem seines Ertrages eine 
ständige Differenz besteht !) oder, in einer etwas allgemeineren 
Fassung, warum bei jedem Zeit in Anspruch nehmenden Pro- 
duktionsprozeB der Wert des Produktes den der Produktivgüter, 
aus denen es erzeugt wird, übersteigt. Diese Wertdifferenz, »die 
Falte, in der der Kapitalzins steckt« ?), bildet für ihn und seit 
seiner Arbeit für die Mehrzahl moderner Zinstheoretiker den Aus- 
gangspunkt für die Erklärung des Zinses. Böhm-Bawerk und die 
meisten anderen »Agiotheoretiker« des Zinses glauben dabei den 
Widerspruch zwischen dem tatsächlichen ständigen Vorkommen 
einer solchen Wertdifferenz und der aus der elementaren Wert- 
theorie sich ergebenden Regel, daß der Wert der Produktivmittel 
mit dem der daraus erzeugten Produkte übereinstimmen müsse, 
nur durch die ad hoc eingeführte Annahme erklären zu können, 
daß künftige Bedürfnisse regelmäßig geringer eingeschätzt wer- 
den als gleiche gegenwärtige. Nur aus diesem Grunde finde keine 
solche Verteilung der verfügbaren Produktionsmittel auf die ver- 
schieden langen Produktionszweige statt, daß die Grenznutzen 
der darin aus der gleichen Produktivmittelmenge erzeugten 
Produkte gleich werden. Erst die Minderschätzung künftiger 
Bedürfnisse ermögliche also einen Gleichgewichtszustand, ohne 
daß zwischen dem Wert der Produktivgüter und dem der daraus 


1) Vgl. z.B.: Geschichte und Kritik der Kapitalzinstheorien (3. Aufl.), 


S. 137. 
2) Positive Theorie des Kapitals (3. Aufl.), S. 294. 
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erzeugten Produkte Uebereinstimmung besteht, und diese Wert- 
differenz schaffe im statischen System Raum fir den Kapital- 
zins 8). 

Während nun aber die besondere Lösung, zu der sich Böhm- 
Bawerk durch seine Art der Problemstellung gedrangt sah, 
keineswegs allgemeine Zustimmung fand und gerade die Behaup- 
tung einer regelmäßigen Minderschätzung künftiger Bedürfnisse 
scharfe Angriffe erfuhr, wurde dennoch seine Problemstellung 
als scheinbar notwendige Konsequenz der modernen Wertlehre 
allgemein übernommen *). Dies hatte aber zur Folge, daß einer- 
seits für die näherliegenden Erklärungen des Kapitalzinses, ins- 
besondere die Produktivitätstheorie, der Weg versperrt war, 
anderseits der scheinbar allein noch mögliche Ausweg, den 
Böhm-Bawerk gewählt hatte, mit den Tatsachen in Wider- 
spruch geriet. Es soll nun hier die Frage gestellt werden, ob 
tatsächlich die Fassung, die Böhm-Bawerk dem Kapitalzins- 
problem gegeben hat, die Annahme einer regelmäßigen Minder- 
schätzung künftiger Bedürfnisse in dem Sinn unvermeidlich 
macht, daß ohne sie das Bestehen der erwähnten Wertdifferenz 
nicht denkbar wäre. Müßte wirklich sonst die Produktion von 


3) Ich übersehe dabei keineswegs, daß Böhm-Bawerk als Erklärung der 
Wertdifferenz zwischen gegenwärtigen und künftigen Gütern drei Gründe an- 
gibt, von denen sich nur die ersten beiden unmittelbar auf die Minderschätzung 
künftiger Bedürfnisse beziehen, während den dritten die bekannte Mehrergiebig- 
keit der Produktionsumwege bildet. Wenn man jedoch auch ganz davon absieht, 
daß die Berechtigung dieses »dritten Grundes« im System Böhm-Bawerks be- 
stritten ist, so ließe sich doch leicht zeigen, daß ihm zumindest keine selbständige 
Bedeutung zukommt, sondern er für seine Wirksamkeit in der von Böhm-Ba- 
werk dargelegten Weise das Bestehen der beiden anderen Gründe, also der Minder- 
schätzung künftiger Bedürfnisse, voraussetzt. Von einem solchen Beweis kann 
ich jedoch hier absehen, da wohl kein Zweifel besteht, daß die Annahme der 
Minderschätzung künftiger Bedürfnisse der wesentliche Teil der Böhm-Bawerk- 
schen Theorie ist, und im übrigen bezüglich der Untergeordnetheit des sdritten 
Grundese auf Böhm-Bawerks eigene Darstellung in dem auf S. 460 der Posi- 
tiven Theorie (3. Aufl.) beginnenden Absatz verweisen. Zu diesem Punkt ist 
nunmehr auch die mir erst während der Korrektur dieses Aufsatzes bekannt 
gewordene letzte Abhandlung K. Wicksells »Zur Zinstheorie. (Böhm-Bawerks 
Dritter Grund« im dritten Band des Sammelwerkes »Die Wirtschaftstheorie 
der Gegenwarte Wien 1927, zu erwähnen. 

4) Vgl. z.B. Schumpeter (Theorie der wirtschaftlichen Entwicklung, 
Leipzig 1912, S. 324): »Die werttheoretischen Anforderungen, die er (Böhm- 
Bawerk) an jede Zinstheorie stellt, werden hier voll akzeptiert, und unseren 
Ausgangspunkt bildet die Ansicht, daß keine Zinstheorie, die ihnen nicht genügt 
und einer der von ihm formulierten Einwendungen ausgesetzt ist, heute noch 
vorgetragen werden darf«. 
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Zukunftsgütern bis zu dem Grade ausgedehnt werden, daß ihr 
Wert bis auf den der Produktivgüter, aus denen sie hervorgehen, 
sinkt oder ist nicht vielleicht schon aus anderen Gründen eine 
solche Ausdehnung der Produktion unmöglich und daher die 
Annahme einer allgemeinen Minderschätzung künftiger Bedürf- 
nisse zur Erklärung der Wertdifferenz überflüssig? Kurz gefaßt 
lautet die Frage also: macht die Böhm-Bawerksche Formulie- 
rung des Kapitalzinsproblemes die Annahme einer Minder- 
schätzung künftiger Bedürfnisse unvermeidlich? Daß Böhm- 
Bawerk selbst der Ansicht war, daß ohne dieses besondere, von 
ihm eingeführte Moment ein Zins nicht bestehen könnte, ist 
kaum zu bezweifeln. Diese seine Auffassung ergibt sich unver- 
meidlich aus der konsequenten Fortführung der überverein- 
fachten Werttheorie Böhm-Bawerks; es läßt sich aber m. E. 
ohne Schwierigkeiten zeigen, daß sie nicht zutreffend ist. 

Für eine solche Untersuchung bedarf die Böhm-Bawerksche 
Problemstellung jedoch einer teilweisen Modifikation, die im 
vorhergehenden schon angedeutet wurde. Bekanntlich lehrt 
nämlich die subjektive Werttheorie die prinzipielle Ueberein- 
stimmung des Wertes der Produktivgüter mit dem der Produkte, 
die aus ihnen erzeugt werden, nur für ganz bestimmte 
Voraussetzungen. Diese Voraussetzungen, das Be- 
stehen eines Gleichgewichtszustandes, sind 
aber in dem Fall der produzierten Güter nur dann gegeben, wenn 
die unter Verwendung gegebener Produktivgüter durchgeführten 
Produktionen (soweit dies technisch möglich ist) gerade so 
weit ausgedehnt werden, daß der Wert der Produkte 
auf den Wert der Produktivgüter, aus denen sie erzeugt werden, 
herabsinkt. Da mit dieser Annahme aber auch die Wertgleich- 
heit zwischen Produkten und Produktivgütern schon notwendig 
gegeben ist, hat sich die Hauptfrage in erster Linie nicht nach den 
Wertverhältnissen, sondern nach dem Grund zu richten, aus dem 
in den fraglichen Fällen die Produktion nicht so eingerichtet 
wird, daß sich die Bedingungen für die Wertgleichheit ergeben. 
Wir haben also zu fragen: warum wird die Produktion von den 
in längeren und kürzeren Zeiträumen herstellbaren Gütern nicht 
überall so weit ausgedehnt, daß die Produkte aus den gleichen 
Produktivgütern den gleichen Wert erhalten. Wir rücken damit 
von der Betrachtungsweise Böhm-Bawerks, dem der gegebene 
Aufbau der Produkticn im allgemeinen als nicht näher zu unter- 
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suchendes Datum galt, etwas ab, und nähern uns der Betrach- 
tungsweise Wiesers, der seine Erklärung der Wertverhält- 
nisse der Produkte und Produktivgüter in weiterem Maße auf 
eine Untersuchung der Gründe stützte, aus denen ein bestimmter 
Aufbau der Produktion wirtschaftlich notwendig ist 5). 

Die bekannte Erscheinung, die in unserm Falle die Beant- 
wortung der Frage nach den durch die fundamentalen Daten 
der Wirtschaft bedingten Verfügungen über gegebene Güter er- 
schwert, ist die von Böhm-Bawerk als Mehrergiebigkeit der Pro- 
duktionsumwege bezeichnete höhere Produktivität, die die ge- 
gebenen Produktivgüter bei Verwendung in länger dauernden 
Produktionsumwegen erzielen können ®). Diese Erscheinung hat 
notwendigerweise zur Folge, daß der Entscheidung, ob gegebene 
Produktivgüter für eine Produktion mit längerer oder kürzerer 
Dauer verwendet werden sollen, der Vergleich des Nutzens 
größerer und geringerer Mengen des gleichen 7) Produktes zu 


5) Vgl. dazu die Ausführungen in meinem Aufsatz »Bemerkungen zum 
Zurechnungsproblem«, Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik, 124. Bd. 
(III. Folge 69. Bd.) Jena 1926, S. 13 ff., sowie in meinem Nachruf für Friedrich 
v. Wieser in derselben Zeitschrift 125. Bd. Jena 1926, S. 517. Die Wiesersche 
Problemstellung wird neuerdings von Hans Mayer in seinen verschiedenen 
Aufsätzen in der vierten Auflage des Handwörterbuches der Staatswissenschaf- 
ten (siehe insbesondere unter »Produktion«e) und seiner Aufsatzfolge »Unter- 
suchungen zu dem Grundgesetz der wirtschaftlichen Wertrechnunge, Zeitschrift 
für Volkswirtschaft und Sozialpolitik, Neue Folge, Bd. ı ff. und von Leo S c h ō n- 
feld (Grenznutzen und Wirtschaftsrechnung, Wien 1924) besonders konse- 
quent und erfolgreich zum Ausgangspunkt genommen. 

®) Die vielfach mißverstandene These von der Mehrergiebigkeit der Produk- 
tionsumwege dürfte kaum anfechtbar sein, wenn man sie exakt so faßt, daß 
längere Produktionsprozesse wirtschaftlich nur dann in Frage kommen, wenn sie 
für gleichen Einsatz ein größeres Ergebnis oder das gleiche Ergebnis für einen 
kleineren Aufwand bieten, also ein längerer Produktionsprozeß, der wirtschaft- 
lich zulässig ist, immer ein größeres Produkt erzielen muß. Man hat dabei davon 
auszugehen, daß es grundsätzlich beliebig viele Möglichkeiten gibt, innerhalb 
einer gegebenen Produktionszeit ein Produkt zu erzielen. Die innerhalb jeder 
Produktionsfrist gegebenen Möglichkeiten sind aber verschieden ertragreich und 
innerhalb jeder kommt nur die erträgnisreichste in Betracht. Jede Ausdehnung 
der in Betracht kommenden Produktionszeit vermehrt die Zahl der in Betracht 
kommenden Produktionsumwege und kann dadurch bisher nicht in Betracht 
gekommene, erträgnisreichere Produktionsmethoden in das Bereich der Mög- 
lichkeit ziehen. 

7) Ich vernachlässige hier bewußt den berechtigten Einwand von F. X. 
Weiß (Produktionsumwege und Kapitalzins, Zeitschrift für Volkswirtschaft 
und Sozialpolitik, N. F., 1. Band, Wien 1921), daß die Mehrproduktivität der 
gleichen Produktivgüter bei Verwendung für längere Produktionsumwege in 
der Regel nicht zur Erzeugung desselben Produktes in größerer Menge, sondern 
nur zur Erzeugung einer größeren Wertmenge eines anderen Produktes führen 
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verschiedenen Zeitpunkten zugrunde liegen muß. Wenn wir nun, 
wie wir dies unter der Voraussetzung der Unveränderlichkeit der 
Daten zu tun haben, annehmen, daß entweder, abgesehen von 
den Folgen der in Frage stehenden Verwendung der gegebenen 
Produktionsmittel, die Versorgung mit den daraus zu erzeugen- 
den Produkten in den beiden ins Auge zu fassenden Zeitpunkten 
die gleiche ist, oder es sich um die Verfügung über den ganzen 
erlangbaren Vorrat des Produktionsmittels handelt, so hat dieser 
Umstand nach dem Grenznutzengesetz zur Folge, daß der Nutzen 
einer geringeren Anzahl von Einheiten mit höherem Grenznutzen 
mit dem Nutzen einer größeren Anzahl von Einheiten desselben 
Produktes mit kleinerem Grenznutzen zu vergleichen ist./ Nur 
wenn auf diese Weise die größere Anzahl geringer bewerteter 
Produkteinheiten die geringere Anzahl höher bewerteter Pro- 
dukteinheiten nach ihrem Gesamtwert aufwiegt, ist nach der 
Böhm-Bawerkschen Annahme bei der Möglichkeit der Verwen- 
dung ergiebigerer Produktionsumwege das Eintreten eines Gleich- 
gewichtszustandes denkbar. 

Danach sollte die Böhm-Bawerksche Fragestellung richtig 
lauten: Warum wird tatsächlich die Produktion von Zukunfts- 
gütern nicht noch weiter, als dies schon geschieht, und zwar bis 
zu dem Grade ausgedehnt, daß der Wert der Produkte aus ge- 
gebenen Produktionsmitteln bis auf den Wert der aus ihnen auf 
dem kürzesten Wege hergestellten Produkte (also eventuell 
den Wert ihrer unmittelbaren Verwendung als Genußgüter) 
herabsinkt ? Wie sich gezeigt hat, müßte eine solche Ausdehnung 
der Produktion zur Folge haben, daß der Grenznutzen der Ein- 
heit der in dem länger dauernden ProduktionsprozeB hergestell- 
ten Produkte tiefer sinkt als der Grenznutzen derselben Einheit 
der gleichen, aus ihnen auf kürzerem Wege hergestellten Pro- 
dukte. Nur so könnte das Verschwinden der Nutzendifferenz 
zwischen gegenwärtigen und künftigen Produkten herbeigeführt 
werden, das nach Böhm-Bawerk als notwendige Folge des Stre- 
bens nach völligem Ausgleich der aus einem Produktivgut auch 
zu verschiedenen Zeitpunkten erzielbaren Grenznutzen eintreten 
müßte, wenn nicht die allgemeine UPEETA AE künftiger 
Bedürfnisse stattfände. 


können, da die Berücksichtigung dieses Einwandes nur die Darstellung ver- 
wickelter machen, am Ergebnis aber nichts ändern würde. 
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Das Verschwinden dieser Wertdifferenz, die bei einer auf 
gleichmäßige Versorgung von Gegenwart und Zukunft bedach- 
ten Einrichtung der Produktion, bei der die Grenznutzen der 
fraglichen Produkte in beiden Zeitpunkten gleich groß sein 
müssen, notwendig bestehen muß, würde also voraussetzen, 
daß in solchem Ausmaß Produktionsmittel für zeitraubende 
Produktionsprozesse bestimmt werden, daß die Gesamtversor- 
gung eine zunehmend bessere werden, d.h. der Grenznutzen 
aller unter Verwendung von Kapital erzeugten (und da dadurch 
Produktionsmittel für andere Zwecke frei werden, auch der aller 
anderen Güter) ständig sinken müßte 8). Es müßte also ständig 
die Befriedigung der gegenwärtigen Bedürfnisse abgebrochen 
werden, wenn die Einheit der zu ihrer Befriedigung dienenden 
Genußgüter noch einen Grenznutzen hervorbringt, der größer 
ist als jener, der von der gleichen Einheit der aus den so erspar- 
ten Gütern erzeugten Produkte in der Zukunft erzielt werden 
kann. 

Daß dies gar nicht anders sein kann, da ja die aus der gleichen 
Menge des Produktivgutes bei Einschlagen von Produktions- 
umwegen erzeugte größere Menge des Produktes nur dann von 
gleichem Wert sein kann wie die aus ihr in kürzer dauernden 
Verfahren hergestellte geringere Menge des gleichen Produktes, 
wenn die gleiche Einheit der zu dem späteren Zeitpunkt verfüg- 
baren größeren Menge des Produktes einen geringeren Grenz- 
nutzen hat als die Einheit der früher verfügbaren (geringeren) 
Menge, läßt sich besonders anschaulich unter Verwendung der 
von der mathematischen Nationalökonomie gebrauchten graphi- 
schen Darstellungsweise zeigen. Wir haben dabei von der Alter- 
native auszugehen, daß wir aus einer gegebenen Produktions- 
mittelmenge entweder eine größere Menge von Produkten in 
einem ferneren Zeitpunkt oder eine geringere Menge desselben 
Produktes in einem näheren Zeitpunkt erhalten können und dabei 
gemäß der den Böhm-Bawerkschen Untersuchungen zweifellos 
zugrunde liegenden Auffassung des Statikbegriffes anzunehmen, 
daß die Kurven des Bedürfnisses nach dem Produkt in beiden 
ins Auge gefaßten Zeitpunkten gleich verlaufen. Es seien daher 


8) Vgl. dazu und zum folgenden die interessanten Ausführungen von 
R. Striglin seiner aufschlußreichen, bisher viel zu wenig beachteten Arbeit 
» Die ökonomischen Kategorien und die Organisation der Wirtschaft«, Jena 1923, 
insbesondere S. 135 ff. 
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die beiden Kurven der nachstehenden Zeichnung ein Ausdruck der 
abnehmenden Bedürfnisintensität bei zunehmender Sättigung 
des Bedürfnisses mit den auf der Abszissenachse aufgetragenen 
Einheiten des Produktes im Zeitpunkt I und II. Es sei weiters 
angenommen, daß in dem früheren Zeitpunkt I aus der gegebenen 
Produktivmittelmenge zwei Einheiten des Produktes erzeugt 
werden können, die durch das Abszissenstück x’, dargestellt 
werden, während bis zu dem späteren Zeitpunkt II aus dergleichen 
Produktivmittelmenge drei Einheiten des Produktes hergestellt 
werden können, die durch das entsprechende Abszissenstiick x’, 


y y 


xX 


aeb 
une 2:3 
A7% 
Bedingungen für den Eintritt des Gleichgewichts- 
zustandes zwischen der Verwendung eines Produktionsmittels in (I.) einem 
kürzeren, weniger erträgnisreichen und (II.) einem längeren, erträgnisreicheren 
Produktionsumweg nach der älteren Auffassung der Bedeu- 
tung isolierter Einzelnutzenvergleiche. Die Abschnitte der 
Abszissenachse stellen gleiche Einheiten des Produktes, die mit x’, und x’, be- 
zeichneten Abschnitte die aus der gleichen Produktionsmittelmenge erzeugte 
Anzahl Einheiten des Produktes dar. 


vorgestellt werden. Wir haben nun festzustellen, unter welchen 
Bedingungen ohne Minderschätzung der künftigen Bedürf- 
nisse die Aufteilung der Produktionsmittel auf die beiden 
in Betracht kommenden Produktionswege einen den Regeln der 
elementaren Wertlehre entsprechenden Gleichgewichtszustand 
herbeiführt, und dabei im Auge zu behalten, daß mit dem Nutzen 
einer jeden Teilmenge des im kürzeren ProduktionsprozeB er- 
zeugten Produktes der Nutzen einer größeren Menge des im 
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zeitraubenderen ProduktionsprozeB zu erzeugenden Gutes zu 
vergleichen ist, also einem gegebenen Abszissenstück in Figur I 
ein größeres Abszissenstück in Figur II entsprechen muß. Die 
Antwort kann hier nur sein, daß der Inhalt der Flächen, die 
von den die verschiedenen Mengen des Produktes darstellenden 
Abszissenstücken und dem zugehörigen Abschnitt der Nutzen- 
kurve (Wertfunktion) eingeschlossen werden und die den Ge- 
samtnutzen des aus der gegebenen Produktionsmittelmenge her- 
gestellten Produktes darstellen, nur dann gleich groß werden kann, 
wie dies bei Gleichheit des Gesamtnutzens der auf den ver- 
schiedenen Wegen hergestellten Mengen des Produktes erforder- 
lich ist, wenn die Ordinate der Nutzenkurve bei Abbruch der 
Bedürfnisbefriedigung (also der Grenznutzen) bei dem im zeit- 
raubenderen Produktionsumweg hergestellten Produkte ent- 
sprechend kleiner als bei dem anderen Produkte ist. 

Wir müssen nun weiter fragen: Ist der Umstand, daß keine 
solche zu einer ständigen Senkung ihres Grenznutzens führende 
Ausdehnung der Produktion an Zukunftsgütern stattfindet und 
dieser daher regelmäßig den unmittelbaren Nutzen der Produk- 
tionsmittelmengen, aus denen sie erzeugt wurden, übersteigt, 
einer besonderen Begründung durch die Annahme der Minder- 
schätzung künftiger Bedürfnisse bedürftig, wie Böhm-Bawerk 
zu meinen scheint ? Oder ist eine solche Ausdehnung der Pro- 
duktion nicht schon aus anderen Gründen unmöglich, etwa weil 
die Menschen nicht so sehr nach der Erzielung des höchsten 
Nutzens für jede Gütereinheit wie nach einem zeitlichen Aus- 
gleich der gesamten Bedürfnisbefriedigung streben und daher 
ein Gleichgewichtszustand auch ohne Uebereinstimmung des 
Nutzens der gegenwärtigen Produktionsmittel und der künf- 
tigen Produkte eintreten kann? Ist letzteres der Fall — und 
daran ist von vornherein kaum zu zweifeln, die Ansätze zu einer 
Beweisführung sollen im folgenden gegeben werden — genügt 
schon die bloße Mehrergiebigkeit der Produktionsumwege, um 
die Notwendigkeit des Kapitalzinses zu zeigen. Wohl läßt sich 
so allein noch nicht seine Höhe erklären, da hierfür naturgemäß 
konkrete Daten über die Bedürfnisse und die Versorgung der 
einzelnen Wirtschaftssubjekte erforderlich wären. Sicher ist aber, 
sobald wir die Frage bejahen, daß — und das genügt der Theorie 
— sich je nach der Art dieser individuellen Schätzung eine ganz 
bestimmte Höhe des Kapitalzinses ergeben muß und dieser nicht 
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verschwinden kann, solange unausgenützte Produktionsum- 
wege eine Steigerung des Ertrages möglich machen. 

Wenn es auch erstaunlich bleiben muß, daß die Betrachtung 
des Problems von diesem Gesichtspunkt in der umfangreichen 
Literatur, die sich mit dem Kapitalzinsproblem befaßt, schein- 
bar nie versucht worden ist, so muß doch erwähnt werden, daß 
die theoretischen Grundanschauungen, in deren Rahmen sich die 
Beantwortung unserer Frage einfügt, erst in jüngster Zeit aus- 
gearbeitet wurden. Es ist schon erwähnt worden, daß nament- 
lich Böhm-Bawerk die Tatsache des Stattfindens einer gewissen 
Verwendung eines Gutes durchaus unproblematisch erschien und 
er, sofern er sie nicht recht inkonsequent überhaupt als »Datum« 
ansehen wollte °), sie als durchaus selbstverständliche Konse- 
quenz der den Ausgangspunkt bildenden Rangordnung der Be- 
dürfnisse (Bedürfnisregungen) betrachtete. Soweit er sich für 
die in der Aufstellung eines Wirtschaftsplanes gelegenen Pro- 
bleme überhaupt interessierte, schien es ihm wohl außer Zweifel 
zu stehen, daß der isolierte Vergleich der Nutzen der für ein Gut 
in Betracht kommenden Verwendungen in allen Fällen eine aus- 
reichende und eindeutige Entscheidung ermöglichen müsse. 
Neuere Arbeiten, namentlich von Hans Mayer!) und 
L.Schönfeld!!) haben aber gezeigt, daß dem nicht so ist, 
sondern sich hier schwierige Probleme ergeben. Der Zweit- 


°) Es ist wohl nicht notwendig, hier den inneren Widerspruch eingehender 
darzulegen, den es beinhaltet, wenn man einerseits bei der ganzen Erklärung der 
Wertgestaltung davon ausgeht, daß die einzelnen Verfügungen über Güter in 
ganz bestimmter Weise von Ueberlegungen über die günstigste Gestaltung der 
Bedürfnisversorgung (Ausgleich der Grenznutzen u. dgl.) bestimmt wird und 
daher jedem System von bestimmten Güterwerten auch notwendigerweise ein 
ganz bestimmter Aufbau der Wirtschaft entspricht, und anderseits die Verwen- 
dungen der Güter als Daten betrachten will, wie dies Böhm-Bawerk tatsächlich 
gelegentlich ausspricht (Positive Theorie, 3. Aufl., Exk. VII, S. 209). Da mit 
dem Nachweis der Notwendigkeit einer bestimmten Verwendung eines Gutes 
auch schon die Notwendigkeit eines bestimmten Wertes desselben erklärt ist 
und alle Umstände, die den Wert beeinflussen, auch die Verwendung beeinflussen 
und umgekehrt, würde das Zugeständnis, daß wir das Stattfinden der Güter- 
verwendungen als nicht weiter zu erklärendes Datum anzusehen haben, nicht 
weniger als eine Bankerotterklärung der ganzen Wertlehre bedeuten. 

10) Siehe die Artikel »Produktion« und »Bedürfnis« im Handwörterbuch 
der Staatswissenschaften, 4. Auflage, sowie die noch nicht abgeschlossene Auf- 
satzfolge »Untersuchungen zum Grundgesetz der wirtschaftlichen Wertrechnunge, 
Zeitschrift für Volkswirtschaft und Sozialpolitik, N. F., Bd. 1 ff. 

11) Grenznutzen und Wirtschaftsrechnung, Wien 1924. Vgl. auch den Art, 
»Grenznutzen« von P.N. Rosenstein-Rodan in der vierten Auflage des 
Handwörterbuches der Staatswissenschaften und die dort angegebene neuere 
Literatur. 
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genannte hat insbesondere dargelegt, daß grundsätzlich nicht 
Vergleiche von isolierten Einzelnutzen als solchen über den ein- 
zuhaltenden Wirtschaftsplan entscheiden, sondern immer nur 
der Vergleich der alternativ verwirklichbaren Gesamtwirtschafts- 
nutzen ausschlaggebend sein kann und erstere nur deshalb und 
insoweit in einer Art abgekürzten Verfahren diese ersetzen kön- 
nen, als sie notwendig dasselbe Ergebnis liefern (was allerdings 
nach seiner Ansicht immer der Fall ist). 

Es ist nicht notwendig, hier diesen Unterschied allgemein 
zu entwickeln. Es genügt zu zeigen, daß unter den uns in diesem 
Zusammenhang interessierenden Bedingungen Einzelnutzen- 
vergleiche keine hinreichende Grundlage für die Bestimmung 
der zu treffenden wirtschaftlichen Verfügung bieten. Dieser 
Nachweis ist deshalb von besonderem Interesse, weil nicht 
bloß auf dem engeren Gebiet der Kapitalzinstheorie die Böhm- 
Bawerksche Fassung der Grundlagen der Werttheorie sich 
als unzureichend erweist und noch mehr die gerade unter 
seinen direkten Schülern herrschenden Bestrebungen nach weit- 
gehender Formalisierung und Entpsychologisierung der Grund- 
lagen der Wirtschaftstheorie versagen müssen, sondern zumindest 
noch zwei andere Hauptprobleme der ökonomischen Theorie 
die gleichen Schwierigkeiten bieten. In der Kapitalzinstheorie 
sind dabei die Schwierigkeiten deshalb besonders groß, weil sich 
hier zwei Probleme kombinieren, für die eine befriedigende Lösung 
bisher noch nicht geboten wurde und die namentlich jeder Be- 
antwortung trotzen, wenn man in der heute so beliebten Weise 
eine fixe Rangordnung der einzelnen in Betracht kommen- 
den Ziele als zutreffende und ausreichende Grundlage für die Ab- 
leitung des Gleichgewichtssystemes betrachtet. Das eine dieser 
Probleme ist, wie schon gezeigt wurde, der Vergleich des Nutzens 
einer kleineren Gütermenge aus Einheiten größeren Grenznutzens 
mit dem Nutzen einer größeren Gütermenge aus Einheiten 
kleineren Grenznutzens. Während es klar ist, daß in einem ge- 
wissen Moment bei einem solchen Vergleich sich ein Gleichge- 
gewichtszustand ergeben muß, lassen sich die Bedingungen eines 
solchen Gleichgewichtszustandes in diesem Fall aus der bloßen 
Annahme einer gegebenen Rangordnung, der einzelnen Verwen- 
dungen nicht ableiten 12). Das zweite Problem ist das Zeitproblem, 


12) Das Kapitalzinsproblem ist einer von drei Fällen, in denen die Beant- 
wortung fundamentaler nationalökonomischer Probleme diese bisher nicht be- 
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das hier das erste zurücktreten läßt, da in seinem Bereich, wie 
sich zeigen wird, die Bedeutung des Einzelnutzenvergleiches ver- 
schwindet. Von Böhm-Bawerk außerordentlich eng gefaßt, wurde 
dieses Problem in seiner vollen Tragweite von ihm wie den übrigen 
älteren Vertretern der Grenznutzenlehre nicht gesehen. Erst 
Hans Mayer hat in seinen verschiedenen schon erwähnten 
Arbeiten in jüngster Zeit gezeigt, daß ein Wirtschaftsplan über- 
haupt nur unter Berücksichtigung des Zeitablaufes sinnvoll auf- 
gestellt werden kann, und daher die Berücksichtigung der Dis- 
position über die Güter in der Zeit zum Verständnis der Gesetze 
der Wertbildung unerläßlich ist. 

Wie auf anderen Gebieten!?) ist aber auch hier die zu- 
erst für einfachere Bedingungen gefundene einfache Lösung bis- 
her ohne weiteres auf neue Tatbestände übertragen worden, 
ohne daß das Bestehen der Voraussetzungen für ihre Anwendbar- 
keit auch nur Problem geworden ware. Daß die Frage der 
zeitlichen Einrichtung der Bedürfnisversorgung mit der Beant- 
wortung der Frage nach ihrer Gestaltung in einem Zeitpunkt 
(eigentlich einer zeitlos gedachten »Wirtschaftsperiode«) auch 
schon beantwortet war, schien so selbstverständlich, daß sie 
gar nicht erst gestellt wurde. Nun ist es aber psychologisch ganz 
etwas anderes, ob ein Verzicht auf einen Nutzen an einer Stelle 
gleichzeitig oder ganz kurz darauf einen höheren Nutzen an einer 
anderen Stelle ermöglicht und so die Verlustempfindung durch 
einen gleichzeitigen stärkeren Nutzenzuwachs aufgewogen und 
die Verfügung per Saldo als Erhöhung eines als Einheit 
empfundenen Gesamtnutzens eines kurzen Zeitabschnittes ge- 
fühlt wird, oder ob der Zeitpunkt des Verzichtes und der eines 
dafür erzielbaren höheren Nutzens weit auseinanderliegen und 
deshalb die Vereinigung der beiden Empfindungen zu einer Ein- 
heit nicht stattfinden kann. Während uns die Erfahrung zweifel- 
los berechtigt, anzunehmen, daß die Verfügungen innerhalb 
eines kurzen Zeitraumes nach Maßgabe des mit den Gütern in 
den verschiedenen Verwendungen erzielbaren Einzelnutzens vor- 


antwortete Frage aufwirft. Die beiden andern sind die Preistheorie und die Zu- 
rechnungstheorie. Der Verfasser behält sich vor, alle drei in einem späteren Zeit- 
punkt systematisch zu behandeln. Die vorliegende Skizze dient nur dazu, das 
Problem in seinem wichtigsten Anwendungsfall, solange der Verfasser an seiner 
allgemeinen Ausarbeitung durch andere Arbeiten verhindert ist, kurz zu um- 
reißen. 

13) Vgl. meinen schon erwähnten Aufsatz über das Zurechnungsproblem, S.3. 
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genommen werden, gibt es keine allgemeine Erfahrung, die uns 
berechtigen würde zu behaupten, daß in bestimmter Weise 
zwischen zwei erkannten in weit auseinanderliegenden Zeitpunk- 
ten verwirklichbaren Nutzen gegebener Größe entschieden und ins- 
besondere ein höherer künftiger Nutzen, der als solcher geschätzt 
wird, deshalb schon einem gegenwärtigen vorgezogen würde 14). 

Einzelnutzenvergleiche können vielmehr immer nur dort als 
sabgekiirztes Verfahren« (Schönfeld) für die endgültig entschei- 
denden Gesamtnutzenvergleiche angewendet werden, wo die 
beiden alternativ für ein Gut in Frage kommenden Verwendungen 
gleichmäßig durchführbar sind, ohne daß dazu in den äußeren 
Bedingungen des Wirtschaftens eine Aenderung vor sich ge- 
gangen sein muß. Dieses sceteris paribus« ist aber bei Verwen- 
dungen nicht gegeben, von denen die eine nur in einem weiter 
abliegenden Zeitpunkt verwirklicht werden kann. Diese Be- 
dingung ist aber insbesondere auch dann nicht gegeben, wenn 


14) Um einen Einwand auszuschalten, der durch meine Ausdrucksweise 
veranlaBt werden könnte, das Wesentliche der Behauptung aber nicht trifft, sei 
der Tatbestand, um den es sich dabei handelt, noch einmal etwas konkreter 
dargestellt. Man stelle sich vor, daß in einer von zwei aufeinanderfolgenden 
Wirtschaftsperioden, in denen genau die gleichen Bedürfnisse zu befriedigen 
sind, das Produkt einer gegebenen Produktionsmittelmenge verwendet werden 
könne, abgesehen davon aber bereits für die genau gleiche Bedürfnisbefriedigung 
in beiden Perioden vorgesorgt sei und das Produkt aus den Produktionsmitteln, 
über die noch zu verfügen ist, in der späteren Wirtschaftsperiode größer sei als 
in der früheren. Es sind daher die Nutzen verschiedener Mengen des Produktes, 
die aus der gleichen Produktionsmittelmenge erzeugt werden können, mitein- 
ander zu vergleichen, wobei die Grenznutzen der gleichen physischen Einheit des 
Produkts in der Periode, in der aus der gleichen Produktionsmittelmenge mehr 
davon erzeugt werden kann, im Verhältnis zum sonstigen, mit 
der anderen betrachteten Periode völlig gleichen Versorgungsstand klei- 
ner sein mußals in dieser. Nur im Hinblick darauf, daß bei gleichem sonstigen 
Versorgungsstand in beiden Perioden der Grenznutzen des Produktes in einem Fall 
verhältnismäßig größer, im anderen Fall verhältnismäßig kleiner sein kann als der 
der anderen, unverändert gebliebenen Güter, sprechen wir davon, daß der Grenz- 
nutzen der einen Produktenmenge größer sei als der der anderen und tatsächlich 
die getroffenen Verfügungen hier nicht den in diesem Sinn größeren Nutzen 
vorziehen. Es ist aber nur eine Frage der Terminologie, ob man statt dessen um- 
gekehrt die Bezeichnung eines Nutzens als größer oder kleiner aus den tatsäch- 
lich vorgenommenen Verfügungen ableiten und daraus schließen will, daß trotz 
gleichem Versorgungsstand der Nutzen aller anderen Güter sich von Periode zu 
Periode ändert. Die Böhm-Bawerksche Ausdrucksform von der Minderschätzung 
künftiger Bedürfnisse zeigt jedenfalls, daß er selbst das Wort Nutzen im ersteren 
Sinn gebrauchte und eine immanente Kritik wird sich daher gleichfalls daran 
zu halten haben. Nur aus dieser Auffassung des Nutzenbegriffes läßt sich über- 
haupt die Böhm’sche Problemstellung ableiten, da eine der tatsächlichen Ver- 
fügung widersprechende Wertschätzung sonst nicht möglich wäre. 
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der Gleichgewichtszustand zwischen den beiden Verwendungen 
nur dann hergestellt werden kann, wenn, wie ein Blick auf das 
früher gegebene Diagramm zeigt, schon unabhängig von der in 
Frage stehenden Verwendung dasselbe Bedürfnis in dem ferneren 
Zeitpunkt in höherem Maße befriedigt ist, als in dem näher- 
liegenden. Die der Böhm-Bawerkschen Problemstellung zugrunde 
liegende Annahme, daß die Möglichkeit, aus gegebenen Produk- 
tionsmitteln in länger dauernden Produktionsprozessen größere 
Mengen des Produktes zu erzeugen, zur Folge haben müsse, 
daß die Produktion künftiger Güter so weit ausgedehnt werden 
müßte, daß der Nutzen der aus der Produktionsmitteleinheit 
erzeugten größeren Produktenmenge auf den Nutzen der ge- 
ringeren, daraus in kürzerer Zeit erzeugbaren Menge sinken 
müßte, beruht jedoch auf der irrigen Annahme, daß tatsächlich 
auch bei Ueberlegungen über die zeitliche Gestaltung der Bedürf- 
nisversorgung die Vergleiche der isolierten, mit gegebenen Pro- 
duktionsmittelmengen in verschiedenen Zeitpunkten erzielbaren 
Nutzen ausschlaggebend seien. Demgegenüber wird man jedoch 
davon auszugehen haben, daß nicht isolierte Einzelnutzen- 
vergleiche in dem hier gebrauchten Sinn, sondern das Bestreben 
nach einer ganz bestimmten Gestaltung bzw. Abstufung der 
Bedürfnisversorgung in der Zeit für derartige Entscheidungen 
bestimmend sind 15). Darüber aber, wie die einzelnen Individuen 
die Bedürfnisversorgung in den einzelnen Zeitpunkten zu ge- 
stalten wünschen, läßt sich allgemein nichts sagen. Es ist 
gerade so wenig angängig, allgemein zu behaupten, daß die Wirt- 
schaftssubjekte bereit sind, sich für eine künftige Verbesserung ihrer 
Versorgung heute Opfer aufzuerlegen, wie daß allgemein die Ver- 
sorgung in der Gegenwart bevorzugt würde. Die Theorie hat aber 
auch hier ebenso bloß den Rahmen zu schaffen, in den sich jede 
beliebige konkrete Annahme über die individuelle Rangordnung 
des verschiedenartigen Versorgungsgrades in verschiedenen Zeit- 
räumen einfügen läßt, wie sie bisher Gesetze über die Wert- 
bildung in einem Zeitpunkt abgeleitet hat, ohne konkrete An- 
nahmen über die Rangordnung der in ihm bestehenden Bedürf- 


15) Sobald nämlich in den beiden in Frage kommenden Zeitpunkten das 
gleiche Produktionsmittel ganz verschiedene Leistungen bzw. verschiedene 
Mengen desselben die gleiche Leistung vollbringen können, bedeutet es etwas 
ganz anderes, ob man aus gleichen Einheiten des Produktionsmittels in bei- 
den Zeitpunkten gleichen Nutzen oder die gleichen Bedürfnisse in gleichem 
Maß befriedigen will. 
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nisse zu machen. Den größten Gesamtwirtschaftsnutzen in einer 
zeitlich erstreckten Wirtschaft bietet eben jene »Verfügungs- 
kombination« (Schönfeld), die zwar nicht notwendigerweise die 
größte Summe von Einzelnutzen, sondern die vollkommenste 
Annäherung an die vom Wirtschaftssubjekt angestrebte zeit- 
liche Verteilung der Bedürfnisbefriedigung bietet. 

Diese wenigen Andeutungen, in welcher Richtung die Be- 
antwortung der hier aufgeworfenen Frage zu suchen ist, mögen 
vorläufig genügen. Es hat sich in diesem Aufsatz in erster Linie 
darum gehandelt, zu untersuchen, ob die Voraussetzung der 
Böhm-Bawerkschen Fragestellung richtig sind und ob darum 
auch die von ihm gegebene Antwort, die dann der einzige 
Ausweg erscheint, notwendig ist. Ich glaube, daß, wenn 
auch die vorstehenden Ausführungen noch nicht genügend er- 
scheinen mögen, sich auf dem darin skizzierten Wege hinreichend 
nachweisen läßt, daß der Tatbestand, auf den sich die Böhm- 
Bawerksche Problemstellung bezieht, von den von ihm an- 
gewendeten elementaren Regeln der Wertbestimmung nicht ge- 
deckt ist; daß es daher auch keine Regel gibt, nach der der Wert 
von Produktionsmitteln und Produkten, die in verschiedenen 
Perioden zur Verfügung stehen, übereinstimmen »sollte« und 
daher das Bestehen einer solchen Wertdifferenz keiner besonde- 
ren, ad hoc konstruierten Erklärung bedarf. Der Grund dafür 
ist, daß durch die Böhm-Bawerksche Fragestellung der einfache 
Tatbestand verdunkelt wird, daß es sich bei der Verwendung 
von Kapital nicht um den Verzicht auf die Befriedigung einer 
intensiveren Bedürfnisregung zum Zweck der Befriedigung einer 
weniger intensiven, sondern darum handelt, durch 
umfassendere Befriedigung weniger intensiver Abschnitte 
eines künftigen Bedürfnisses auf Kosten der Befriedigung eines 
kleinern Abschnittes eines gegenwärtigen Bedürfnisses einen 
gröBeren künftigen Wohlstand zu erzielen. 

Nur in einer Beziehung sei das Gesagte hier noch ergänzt. 
Wenn wir auch feststellen mußten, daß eine verallgemeinernde 
Annahme über den in verschiedenen Zeitpunkten angestrebten 
relativen Grad der Bedürfnisversorgung in den Tatsachen nicht 
begründet ist, so schließt dies doch nicht aus, daß wir eine solche 
fiktive Annahme als methodischen Behelf in unseren Unter- 
suchungen benötigen. Wie nämlich Strigl!®) ausführlich ge- 


—— 


18) A a. O. S. 136 ff. 
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zeigt hat, nach dem bisher Gesagten aber ohne weiteres verstand- 
lich sein diirfte, ist eine Anwendung des unentbehrlichen theore- 
tischen Werkzeuges der statischen Betrachtungsweise nur so- 
lange möglich, als wir von der Annahme ausgehen, daß die Wirt- 
schaftssubjekte in den aufeinanderfolgenden Wirtschaftsperioden 
die gleiche Versorgung anstreben. Nur so ist ein Wirtschafts- 
ablauf denkbar, auf den das Bild der statischen Theorie paßt, 
da dessen wichtigste Voraussetzung neben der Unveränderlich- 
keit der Bedürfnisse ja die Unveränderlichkeit der in den aufein- 
anderfolgenden Wirtschaftsperioden zur Verfügung stehenden 
Produktionsmittel ist. Will man daher nicht überhaupt, wie dies 
ja auch geschehen ist 1), die statische Betrachtungsweise auf 
eine zeitlos gedachte Wirtschaft beschränken, sondern auch die 
in der Zeit ablaufende Wirtschaft mit den Methoden der Statik 
behandeln, so ist dies nur möglich, wenn wir uns durch diese 
Annahme künstlich die Daten schaffen, die einen gleichmäßigen Ab- 
lauf ermöglichen. Die schon erwähnten Arbeiten von Hans 
Mayer, die sich so ziemlich zum erstenmal mit dem Problem 
der wirtschaftlichen Verfügungen in der Zeit ernstlich befassen, 
ohne aber bisher dabei das Zinsproblem zu berühren, gehen 
offensichtlich aus diesem Grund auch von der Annahme aus, daß 
das Bestreben nach gleicher Versorgung in den aufeinander- 
folgenden Wirtschaftsperioden eine der wesentlichen Voraus- 
setzungen der statischen Betrachtungsweise ist ?8). 


17) Vgl. Rudolf Streller, Statik und Dynamik in der theoretischen 
Nationalökonomie, Leipzig 1926, insbesondere S. 100 ff. und die dort angeführ- 
ten Schriften. 

18) Grundsätzlich sind drei empirische Typen denkbar: das Streben nach 
besserer, gleicher und geringerer Versorgung in der Zukunft. Nur aus metho- 
dischen Gründen ist in der ersten, allgemeinsten Stufe der theoretischen Dar- 
legung die zweite Annahme zu machen. Es wäre eine interessante Aufgabe, an 
Hand von Haushaltungsrechnungen induktiv festzustellen, welcher Typ der 
vorherrschende ist. Um den Einfluß dieser verschiedenen Einschätzung gegen- 
wärtiger und künftiger Versorgung auf die Höhe des Zinses feststellen zu 
können, müßte auch die Steigerung der physischen Produktivität bekannt 
sein, die durch eine Ausdehnung der Produktionsumwege erzielbar ist. Nur theo- 
retisch wäre denkbar, daß bei einem starken Streben nach immer besserer Ver- 
sorgung in der Zukunft der Zins ganz verschwände. Jedes Streben nach 
verhältnismäßig besserer Versorgung in der Gegenwart müßte ihn über das Maß 
der physischen Produktivität des Kapitals hinaus steigern. Angesichts des großen 
Umfanges, in dem gespart wird, ist anzunehmen, daß faktisch der fortschreitende 
Typus, der eine bessere Versorgung in der Zukunft anstrebt, die Regel ist, und 
daher normalerweise der Zins geringer ist als die physische Mehrproduktivität 
der kapitalistischen Produktionsweise. Vgl. dazu den schon erwähnten Aufsatz 
von P.N. Rosenstein-Rodan, S. 1197f. 
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Nimmt man einen so vorgestellten statischen Zustand zum 
Ausgangspunkt der Darstellung und sucht nun die einzelnen 
Einflüsse, die auf die Höhe des Zinses wirken, zu zeigen, so 
ergibt sich ein wesentlich plausibleres Bild als in der Böhm- 
Bawerkschen Ableitung. Während in dieser von einem angeblich 
aus den Grundsätzen der allgemeinen Wertlehre sich ergeben- 
den »Normalzustand« ausgegangen wird, in dem der Wert der 
Produkte sich stets mit dem der Produktivgüter decken sollte, 
und dann nach den besonderen Gründen gesucht wird, die dies 
verhindern und damit eine bestimmte Höhe des ZinsfuBes be- 
dingen, haben wir von einem aus der allgemeinen Wertlehre und 
dem Begriff der Statik gegebenen Normalzustand auszugehen, 
in dem der Wert der Produkte und der der Produktivgüter um 
die volle Höhe der nur durch die zwischen ihnen liegende Zeit 
ermöglichte Mehrproduktivität differieren, der Zins sich also 
völlig mit der physischen Produktivität des Kapitales deckt, und 
nur für die Abweichungen des Zinses von dieser physischen 
Produktivität die Erklärung in nichtstatischen Momenten, wie 
dem Bemühen um eine bessere Versorgung in der Zukunft (Sparen) 
oder der Vernachlässigung einer zur Sicherung der gleichen Ver- 
sorgung in der Zukunft notwendigen Verfügung, zu suchen. Mit 
dieser Erkenntnis, daß eine statische Wirtschaft ohne Bestehen 
der im Zins zum Ausdruck kommenden Wertdifferenz zwi- 
schen Gegenwarts- und Zukunftsgütern undenkbar ist, werden 
aber auch die »dynamischen Zinstheorien« hinfällig, die ihre 
Entstehung zum Teil (vgl. z. B. Schumpeter a. a. O.) ge 
rade dem Umstand verdanken, daß die Böhm-Bawerksche 
Problemstellung den Zins im statischen System als eine Art 
Abnormität darstellt. 
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Zur Frage der Bestimmung und Messung der Intensität 
der Landwirtschaft. 


Von 


G. A. STUDENSKY. 


Das Problem der landwirtschaftlichen Intensität gehört zu 
den interessantesten in der landwirtschaftlichen Betriebslehre 
und es kommt ihm eine große Bedeutung zu sowohl in der 
wirtschaftlichen Praxis als in der ökonomischen Theorie. 

In der Praxis setzt die richtige Bestimmung des Intensitäts- 
grades der landwirtschaftlichen Produktion eine günstige Aus- 
wahl und Kombinierung der Elemente des betreffenden Be- 
triebes voraus. Daß diese Elemente nicht in beliebigem Ver- 
hältnis kombiniert werden dürfen, leuchtet von selbst ein. In 
jedem einzelnen Falle muß eine derartige Kombination der 
verschiedenen Elemente der Produktionseinheit vorgenommen 
werden, welche die höchste Kostenersparnis und Produktivität 
verbürgt. Je nach der Größe des Kostenaufwandes pro Boden- 
einheit wird die Bodenbenutzung intensiv oder extensiv genannt, 
woraus die völlige Relativität dieser Begriffe hervorgeht. Man 
darf sich freilich die Dinge nicht so vorstellen, als ob der Land- 
wirt in der Praxis unmittelbar vom abstrakten Begriff der 
Intensität sich leiten ließe. Die Behauptung von Professor 
Th. Brinkmann, daß »alle Rentabilitätsfragen der Landwirt- 
schaft im Grunde genommen nur Intensitätsfragen sind« !) muß 
als übertrieben angesehen werden. Die praktische Organisation 
des Betriebes ist ganz konkreter Art und nichtsdestoweniger 
sehr kompliziert. Man muß vielfach erwägen, abwägen und aus 
zahlreichen verschiedenen Kombinationen und technischen Mög- 


1) Prof. Th. Brinkmann, »Grundriß der Sozialökonomik«, VII. Abt. S. 33, 
Tübingen 1922. 


534 G.A.Studensky 


lichkeiten nicht nur bezüglich der direkten Bodenbenutzung, 
sondern auch hinsichtlich aller kleinsten Zweige des Betriebes 
eine entsprechende Auswahl treffen. Nachdem die Struktur des 
Betriebes festgesetzt und in allen Teilen vom Prinzip des ge- 
ringsten Kostenaufwandes bestimmt worden ist, hat man als 
Resultat den richtigen Grad der Intensität des landwirtschaft- 
lichen Betriebes erzielt, der in dem Aufwand pro Einheit der 
wirtschaftlichen Fläche zum Ausdruck kommt. Professor Aereboe 
faßt die Dinge praktisch genug auf, wenn er ausführt: »Nicht 
die Frage, ob der Landwirt intensiv oder extensiv wirtschaften 
soll, ist also vornehmlich wichtig, und nicht irgendein Intensitäts- 
grad an sich verbürgt ihm den Erfolg, sondern es hängt dieser 
in erster Linie davon ab, wieweit es dem Landwirt gelingt, das 
günstigste Wirkungsverhältnis aller seiner Aufwendungen und 
Maßnahmen zueinander zu erreichen« ?). In der Tat kann ein 
und derselbe durchschnittliche Kostenaufwand pro Bodeneinheit 
bei einer gegebenen konkreten Struktur der Wirtschaft optimal, 
bei einer anderen — völlig ruinös sein. Daß man auf die richtige 
Intensität gerade der Bodenbenutzung besonders achten muß, 
hängt damit zusammen, daß der Boden gewöhnlich langsamer 
zunimmt, als die anderen Elemente des landwirtschaftlichen 
Betriebes. »Das Problem der richtigen Proportionen, bei dem 
die Intensität nur ein Teilproblem bildete — führt Prof. H. Tay- 
lor aus, — »umfaßt alle Faktoren in gleichem Maße; nichts- 
destoweniger wird die Aufmerksamkeit hauptsächlich auf die 
Bodenbenutzung gelenkt. Das kommt daher, daß der Boden 
gewöhnlich einen Faktor darstellt, der langsamer zunimmt und 
daher im Laufe der Zeit immer intensiver ausgenutzt werden 
muß. Infolgedessen wird die Intensität der Bodenkultur zum 
Zentralproblem der Forschung nach dem Verhältnis der ver- 
schiedenen Produktionsfaktoren, obwohl das Verhältnis zwischen 
Arbeit und Kapital ebenfalls von Wichtigkeit ist und im Laufe 
des vergangenen Jahrhunderts schnellen Wandlungen unter- 
lag« 3). 

In der theoretischen landwirtschaftlichen Oekonomik ist 
die Intensität der landwirtschaftlichen Produktion von Wichtig- 
keit als deutlichstes Unterschiedsmerkmal der verschiedenen 

2) Prof. Aereboe, »Allgemeine landwirtschaftliche Betriebslehree, 6. Aufl. 


S. 192. 
3) Taylor, »Agricultural economics«e 1920, S. 133. 
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geographischen Typen der Landwirtschaft. Die Berücksichtigung 
der Intensität ist auch beim Studium der dynamischen Prozesse 
der Landwirtschaft von großer Bedeutung, denn die Intensi- 
vierung wird hier mit dem bekannten Gesetz des abnehmenden 
Bodenertrages in Verbindung gebracht und bildet in diesem 
Zusammenhange eines der Grundprobleme der landwirtschaft- 
lichen ökonomischen Theorie. 

Aeußerlich stimmen die Auffassungen der verschiedenen 
Autoren über den Begriff der Intensität überein. Man kann 
z. B. die Definition, die seinerzeit von dem russischen National- 
ökonomen Ludogowsky wie folgt formuliert wurde, als allge- 
mein anerkannt betrachten: »Intensität des Wirtschaftssystems 
ist das Quantum von Arbeit und Kapital, das auf einer ge- 
gebenen Bodenfläche aufgewandt wird« 4). 

Allein diese Uebereinstimmung ist formell und bleibt nur 
solange bestehen, als man sich auf die rein formelle Definition 
der Intensitat beschrankt und die Frage nicht aufwirft, wie 
denn der Aufwand von Kapital und Arbeit, der das Niveau der 
Intensität ausdrückt, aufgefaBt werden soll, ob wertmäßig oder 
in Naturalform, und wie die Kosten zu bemessen sind. Die 
Frage der Messung der Intensität taucht fast gar nicht auf in 
dem Entwicklungsstadium der landwirtschaftlichen Oekonomik, 
in welchem die ganze Analyse der Teilprozesse der landwirtschaft- 
lichen Produktion sich in einfachen qualitativen Kennzeich- 
nungen erschöpfte und man in bezug auf das Quantitative über 
unbestimmte Vergleiche — mehr, weniger usw. — nicht hinaus- 
ging. Im Gegensatz dazu gewinnt heute, wo die moderne öko- 
nomische Theorie die rein quantitative Analyse der wirtschaft- 
lichen Erscheinungen bewußt anstrebt, die Frage der Messung 
der letzteren eine enorme Bedeutung. Das Problem der Messung 
der Intensität führt zur oben erwähnten Alternative — Be- 
rechnung des Aufwandes an Arbeit und Kapital in natura oder 
dem Werte nach. Es ist sowohl eine naturale, als eine wert- 
mäßige Erfassung der Elemente der landwirtschaftlichen Pro- 
duktion denkbar und beide gewähren die Möglichkeit der Mes- 
sung — mit dem Unterschied bloß, daß bei der wertmäßigen 
Berechnung die A ddier u n g der Kosten möglich ist und deren 
Kommensurabilität gegeben ist, während bei der 


4) Ludogowsky, »Die Grundlagen der landwirtschaftlichen Oekonomik und 
der landwirtschaftlichen Buchführung«, 1875 S.78 (russ.). 
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naturalen Berechnung diese Möglichkeit ausgeschlossen ist. 
Infolgedessen wird die wertmäßige Berechnung bei der Messung 
der Intensität um so mehr vorgezogen, als man ja vielfach unter 
Intensität gerade die Summe der Kosten pro Bodeneinheit 
versteht. Trotz dieser wichtigen Funktion der Addierung und 
Kommensurabilität der Kosten kann aber die wertmäßige Be- 
rechnung die naturale nicht voll ersetzen. Einige wichtige Merk- 
male der Struktur der landwirtschaftlichen Produktion lassen sich 
nur durch die naturale Gegenüberstellung ihrer einzelnen Ele- 
mente feststellen, wie man an einem einfachen Beispiel sehen 
kann. 

Stellen wir uns vor, daß zwei Betriebe A und B (oder zwei 
Gebiete) durchschnittlich pro Bodeneinheit den gleichen Betrag 
von Ioo M. aufbringen. Davon entfallen 50% auf die Entlohnung 
der Arbeiter, und da der Arbeitslohn in beiden Fällen der gleiche 
ist und zwar 2 M pro Tag, so wenden beide Betriebe pro Boden- 
einheit 25 Arbeitstage auf. Wir erhalten dann folgendes ver- 
gleichende Bild: 


A B 
Die Summe aller Kosten pro Bodeneinheit . . . 100 M. 100 M. 
Davon entfallen auf Arbeitsliöhne . . . . . . 50M. 50o M. 
Der Arbeitslohn . . . aoa a a a a’ 2 M. 2 M. 
Die Zahl der Arbeitstage pro Bodeneinheit . . . 25 25 


Addieren wir die Kosten, so finden wir in beiden Betrieben das 
gleiche Niveau der Intensität und auch dieselbe »Arbeits- 
intensität« dank dem gleichen Arbeitslohn. Stellen wir uns nun 
vor, daß beim gleichen Niveau der Gesamtkosten und des Auf- 
wandes für die Arbeitskraft der Arbeitslohn in dem zweiten 
Betrieb das Doppelte oder die Hälfte des Arbeitslohnes A be- 
tragen würde. Es ist einleuchtend, daß dies eine Verschiebung 
des Grades der »Arbeitsintensität« in dem Betriebe B nach 
sich zieht, wie aus folgender Tabelle hervorgeht: 


A B, B, 
Die Summe aller Kosten pro Bodeneinheit 100 M. 100 M. 100 M. 
Davon entfallen auf Arbeitslöhne.. . . 50M. 50 M. 50M. 
Der Arbeitslohn . . . . 2 2202. 2 M. 4 M. r M. 
Die Zahl der Arbeitstage pro Bodeneinheit 25 12,5 50 


Das Niveau der Intensität, gemessen an der wertmäßigen 
Summe aller Kosten, ist in allen drei Fällen dasselbe; auch 
der Aufwand für die Arbeitskraft bleibt der gleiche. Die wert- 
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mäßige Berechnung offenbart keine Unterschiede in der Struktur 
dieser drei Betriebe, während die naturale Berechnung einen 
wesentlichen Unterschied in dem Aufwand an Arbeit pro 
Flächeneinheit ergibt. Bei einem verschiedenen Niveau der 
Löhne entfällt auf die Fläche ein verschiedenes Arbeitsquantum. 
Da das Lohnniveau und das Quantum der Arbeit sich dabei in 
entgegengesetzter Richtung bewegen, so bleiben bei der wert- 
mäßigen Bemessung diese wichtigen Unterschiede in der Struk- 
tur des landwirtschaftlichen Betriebes entweder ganz verhüllt, 
wie es im oben angeführten Beispiel der Fall ist, oder sie kom- 
men zwar zum Vorschein, aber bei weitem nicht mit der Klar- 
heit, wie bei der Naturalbemessung. 

Versteht man unter Intensität den Aufwand an Arbeit 
und Kapital pro Flächeneinheit, so will man durch die Begriffe 
»Arbeitsintensität« und »Kapitalintensität« gewöhnlich zum Aus- 
druck bringen, worin eben der Aufwand zum überwiegenden 
Teil besteht. »Zwei Betriebe — schreibt Ludogowsky — können 
bei gleichem Grad der Intensität, d.h. bei demselben summa- 
rischen Aufwand an Arbeit und Kapital pro Desjatine Boden 
(Q), ganz verschieden sein hinsichtlich des relativen Aufwandes 
von Kapital und Arbeit, d. h. im Bezug auf den Anteil derselben 
an der Gesamtsumme Q: in einem Betriebe verhält sich der 
Wert des Kapitals zum Wert der aufgewandten Arbeit wie 
I: 3, im anderen aber umgekehrt wie 3: 1 bei derselben Gesamt- 
summe«°). Wir sehen also, daß die wertmäßige Zusammen- 
setzung der Kostenelemente sämtliche Unterschiede in der 
Struktur des Betriebes bei weitem nicht wiederzuspiegeln ver- 
mag. Bei dem gleichen Niveau und derselben wertmäßigen 
Zusammensetzung der Kosten können z.B. die Anteile der 
lebendigen Arbeitskraft in der Produktion stark voneinander 
abweichen. Das ist auch begreiflich, wenn man bedenkt, daß 
der Wert der Einheit irgendeines Produktionselementes und der 
Grad seines Anteils an der Produktion sich gewöhnlich in ent- 
gegengesetzter Richtung verändern. Je billiger die Einheit 
irgendeines Elementes ist, desto mehr Einheiten desselben ist 
man bestrebt, in einem bestimmten Betriebe zu verwenden. 
Daraus erklärt sich die Zweideutigkeit und Unbestimmtheit 
der Begriffe »Arbeitsintensität« und »Kapitalintensität«. FaBt 


8) Ibid. S. 86. 
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man sie im wertmäßigen Sinne auf, so entsprechen sie meisten- 
teils nicht ihrer Bestimmung, bei einer naturalen Definition 
dieser Begriffe aber ist offenbar die ganze Terminologie unge- 
schickt. 

Während die Oekonomik der Landwirtschaft gewöhnlich 
übersieht, daß die wertmäßige und die technische Zusammen- 
setzung der Betriebskosten inadäquat sind, hat die allgemeine 
ökonomische Literatur diese Frage in ausreichendem Maße in 
Erwägung gezogen. Karl Marx war es, der im besonderen Maße 
die Aufmerksamkeit auf diese Frage lenkte. »Kapitale« — sagt 
er, — »die, technologisch betrachtet, gleichmäßig zusammen- 
gesetzt sind, d. h. gleich viel Arbeit in Bewegung setzen im 
Verhältnis zu Maschinen und Rohstoff, können dennoch durch 
die verschiedenen Werte der konstanten Kapitalteile verschieden 
zusammengesetzt sein«®) Indem Marx den organischen Bau 
des Kapitals dessen technischem Bau gegenüberstellte, wollte 
er eben hervorheben, daß die wertmäßige und technische Zu- 
sammensetzung der Betriebskosten inadäquat sind. 

Die moderne landwirtschaftliche Oekonomik zieht aus dieser 
Tatsache verschiedene Schlüsse in bezug auf das Problem der 
Intensität, das uns beschäftigt. Th. Brinkmann erblickt hier ein 
ernstes Hindernis, das nur kompromißweise be- 
seitigt werden könne. »Nicht leicht«, — sagt er, — »ist es, in 
einem gegebenen Fall für den Intensitätsgrad einen zutreffenden, 
d.h. zu Vergleichszwecken brauchbaren zahlenmäßigen 
Ausdruck zu gewinnen. Zwar haben Arbeit und Kapital 
und die verschiedenen Kapitalsformen in ihrem Geldwert einen 
gemeinsamen Nenner, aber die Höhe des Geldwertes des pro ha 
eingesetzten Arbeits- und Kapitalaufwandes, der in Geld ge- 
messene Wirtschaftsaufwand, ist insofern kein einwandfreier 
Maßstab für die Beurteilung der Betriebsintensität, als auch 
bei gegebenem Geldaufwand das Maß der Arbeitsleistung und 
der Kapitalsinanspruchnahme recht erheblich schwanken kann. 
Man wird nicht einen Betrieb schon deshalb im Vergleich zu 
andern als arbeitsintensiv bezeichnen können, weil in ihm die 
Lohnaufwendung verhältnismäßig hoch ist, sondern erst dann, 
wenn mit den hohen Lohnzahlungen auch entsprechend hohe 
Arbeitsleistungen zusammengehen, erstere also nicht lediglich 


*) Karl Marx, »Das Kapitale; III, 2, 2. Aufl. Hamburg 1907, S. 298. 
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in hohen Tagelohnsätzen oder geringer Leistungsfähigkeit der 
Arbeitskräfte ihre Ursache haben. Aehnlich, wenn es sich um 
den Aufwand für Gespanne und andere sachliche Betriebsmittel 
handelt. Immerhin aber bietet der Geldwert von Arbeit und 
Kapital noch den verhältnismäßig sichersten Maßstab für die 
Beurteilung der Betriebsintensität, einen besseren als andere 
Kriterien, die man wohl herangezogen hat« 7). Brinkmann sieht 
wohl ein, daß die wertmäßige Berechnung bei der Feststellung 
der tatsächlichen Wechselbeziehungen zwischen den konkreten 
Kosten unzulänglich ist, er zieht aber diese Methode doch vor 
und läßt somit alles, was auf diese Weise nicht gekennzeichnet 
und berechnet werden kann, beiseite. Die Möglichkeit des gegen- 
seitigen Vergleiches der Kosten scheint ihm das Wichtigste im 
Problem der Intensität und er entscheidet sich daher für die 
wertmäßige Bemessung der letzteren, indem er folgende Formel 
empfiehlt 8): 
I A+K+Z 
u F 

wo I den Grad der Intensität, A — die Auslagen für Arbeits- 
löhne, K — den Kapitalaufwand, Z — die Zinsen für das in- 
vestierte Kapital und F — die bebaute Fläche bedeuten. 

Den entgegengesetzten Standpunkt vertritt in dieser Frage 
F. Aereboe, der entschieden für die naturale Bemessung der 
Intensität eintritt. »Extensiv ist ein Betrieb, wenn auf den 
einzelnen in ihm beschäftigten Menschen, auf den einzelnen 
benützten Pflug, auf das einzelne Stück Zug- und Nutzvieh usw. 
viel Land entfällt. Intensiv ist ein Betrieb, wenn diese Land- 
fläche klein ist. Entscheidend für den Intensitätsgrad ist also 
der Naturalaufwand und nicht der Aufwand an Geldwerten, 
welcher auf den Hektar Landes entfällt«°). Werden die Kosten 
in Geld ausgedrückt, so wird ihre tatsächliche konkrete Wechsel- 
beziehung vertuscht, diese aber ist es gerade, die Aereboe ganz 
besonders vom betriebstechnischen Standpunkt aus interessiert. 
Das Kapital eines Betriebes kann in Geld und in Natura aus- 
gedrückt werden, deshalb lehnt Aereboe in diesem Falle den 
Ausdruck »Kapital« ab und ersetzt ihn durch den Ausdruck 
»Inventar«, er spricht von arbeitsintensiven und inventar- 

7) »Grundriß der Sozialdkonomike, VII. Abt. S. 29. 


8) Ibidem, S. 30. 
% A.a.O. S. 88. 
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intensiven Betrieben. Diesem Standpunkte schließt sich auch 
Laur an. Wir werden weiter sehen, ob man diesen Standpunkt 
so ohne weiteres verwerfen darf, wie es Brinkmann tut. Vor- 
läufig sei festgestellt, daß man auf diesem Wege zu keiner 
Möglichkeit der gegenseitigen Bemessung und der Addierung 
der Kosten gelangen kann. Man ist nicht in der Lage, festzu- 
stellen, um wieviel ein Betrieb intensiver ist als der andere. Der 
Vergleich kann nur in bezug auf jeden konkreten Kostenaufwand 
im einzelnen gezogen werden, ohne daß ein gemeinsamer Maßstab 
gegeben wäre. 

Weiter faßt die Frage H. Taylor auf, der in ganz richtiger 
Weise den Begriff der Intensität als Teilproblem auf die allge- 
meinere Frage des Verhältnisses der Kosten zueinander zurück- 
führt. Taylor führt drei verschiedene Begriffe an: die Kapazität 
(capacity), die Produktivität (productivity) und die Rentabilität 
(efficiency). Unter Kapazität versteht er die jeweilige Fähigkeit 
der Einheit eines Produktionsfaktors, die anderen Faktoren zu 
absorbieren; unter Produktivität — die Ergiebigkeit einer Ein- 
heit irgendeines Faktors und unter Rentabilität — den Ertrag 
des Produktionsfaktors pro Einheit des Kostenaufwandes auf 
ihn. Die Rentabilität läßt offenbar nur eine wertmäßige Be- 
messung zu und kann durch das Verhältnis der pro Einheit des 
Faktors erzielten Dollarzahl zu der von ihm absorbierten Dollar- 
zahl ausgedrückt werden. Im Gegenteil können die Kapazität 
und die Produktivität sowohl wertmäßig als natural ausgedrückt 
werden. Indem Taylor diese Möglichkeit feststellt, operiert er 
selbst hauptsächlich mit den wertmäßigen Begriffen der Kapazi- 
tät und der Produktivität. An einem konkreten Beispiel zeigt 
er, welche Bedeutung den von ihm angeführten Begriffen in 
Wirklichkeit zukommt, indem er einen Vergleich zwischen 
einigen von den 398 Kühen zieht, die in den Jahren 1909—11 
am Konkurs in Visconsin beteiligt waren. Hier mögen einige 
dieser Zahlen folgen (s. nächste Seite oben 2%): 

Wie man sieht, weichen diese Zahlen in bezug auf jedes der 
untersuchten Momente ziemlich stark voneinander ab. Der 
privatwirtschaftliche Zweck des landwirtschaftlichen Betriebes 
besteht in der Erzielung der größtmöglichen Rentabilität eines 
jeden Produktionselementes, der Zweck der Agrarpolitik ist 


10) »Agricultural economics«. S. 122. 
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Fünf der besten Die Futterkosten 


Der Milchertrag 


Der Milchertrag pro 


Dollar 
Kühe pro Kopf pro Kopf -Futterauslagen 
I 75,32 Doll. 204,11 Doll. 2,71 Doll. 
2 88,56 Doll. 200,33 Doll. 2,62 Doll. 
3 64,62 Doll. 167,94 Doll. 2,60 Doll. 
4 72,60 Doll. 180,60 Doll. 2,49 Doll. 
5 99,83 Doll. 246,10 Doll. 2,46 Doll. 
Fünf der schlech- 
testen Kühe 
I 82,47 Doll. 91,72 Doll. ı,ıı Doll. 
2 75,12 Doll. 82,66 Doll. 1,10 Doll. 
3 84,85 Doll. 90,26 Doll. 1,06 Doll. 
4 76,38 Doll. 75,14 Doll. 0,98 Doll. 
5 80,26 Doll. 74,16 Doll. 0,92 Doll. 


die Erzielung der größtmöglichen Produktivität pro Menschen- 
einheit, d.h. des größtmöglichen Ertrages pro Kopf der Be- 
völkerung. 

Für das Problem der Intensität der Produktion und des 
gegenseitigen Verhältnisses der Kosten im allgemeinen ist die 
Möglichkeit des zahlenmäßigen Vergleiches und der Summierung 
der Betriebskosten von ausschlaggebender Bedeutung. Da diese 
Summierung nur mit Hilfe der wertmäßigen Bemessung der 
Kosten möglich ist, so muß die wertmäßige Berech- 
nung die Grundlage der Messung der Intensität bilden. Mit 
Hilfe dieser Methode läßt sich feststellen, wieviel die Einheit 
eines jeden Produktionselementes summarisch an verschiedenen 
Kosten verschlingt und es läßt sich somit das bemessen, was 
manalswirtschaftlicheKapazität des betreffenden 
Elementes bezeichnen kann. Mit Hilfe einer derartigen Messung 
kann man leicht den Vergleich zwischen der wirtschaftlichen 
Kapazität der Einheiten eines bestimmten Faktors in verschie- 
denen Betrieben oder Gegenden ziehen. Daß eine derartige 
Messung nicht nur auf den Boden anwendbar ist, zeigte Taylor 
am Beispiel der Kühe. Prinzipiell ist es denkbar, daß die wirt- 
schaftliche Kapazität der Einheit eines beliebigen Produktions- 
elementes sich feststellen läßt. Spricht man vom Boden, 
so muß man die landläufige Bezeichnung behalten und unter 
Intensität der landwirtschaftlichen Produktion eben die 
ökonomische Kapazität der Einheit der landwirtschaftlichen 
Fläche, die Summe der Kosten, die sie verschlingt, verstehen. 

Die wirtschaftliche Kapazität der Einheit eines Produktions- 
elementes kann sowohl durch die Summe aller Kosten, die dieses 
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Element verschlingt, als auch durch die Summierung irgendeiner 
bestimmten Kostengruppe ausgedrückt werden. Taylor z.B. 
hat die Messungen bei den Kühen a. d. H. lediglich der Futter- 
mittel, als der hauptsächlichsten Kostengruppe bei der Vieh- 
zucht vorgenommen. Auf diese Weise läßt sich die ökonomische 
Kapazität eines jeden Faktors hinsichtlich einer bestimmten 
Kostengruppe feststellen. Beim Boden z.B. kann man im 
einzelnen die Summe der Auslagen für die Arbeitskraft und die 
sonstigen Auslagen pro Hektar berechnen und somit in Mark 
oder in Prozenten die wertmäßige Zusammen- 
setzung der Summe der Kosten ausdrücken, die die 
wirtschaftliche Kapazität, d.h. die Intensität der Bodenbe- 
nutzung bemißt. Es wurde oben bereits hervorgehoben, daß man 
auf diese Weise unmöglich die wirkliche Kombination der kon- 
kreten Kosten, desjenigen z. B., was man mit den Begriffen 
»Arbeitsintensität« und »Kapitalintensität« bezeichnet, feststellen 
kann, da die wertmäßige und technische Zusammensetzung der 
Betriebskosten inadäquat sind, woraus die Zweideutigkeit dieser 
Bezeichnungen selbst hervorgeht. 

Die Notwendigkeit der quantitativen Erfassung und der 
ökonomischen Deutung der technischen Struktur des Betriebes 
läßt die diesbezüglichen Ausführungen von Aereboe besonders 
beachtenswert erscheinen. Man muß bloß von Anfang an fest- 
halten, daß alles, was Aereboe über dieses Thema ausführt, 
in keiner Beziehung zu dem Problem der Intensität im oben 
angeführten Sinne steht. In der Tat, die naturale Berechnung, 
die Aereboe vorschlägt, schließt die Möglichkeit der gegen- 
seitigen Bemessung der Betriebskosten und der Bestimmung 
der wirtschaftlichen Kapazität des Bodens, d.h. der Summe 
aller Kosten, die ein ha verschlingt, aus. Wir haben aber eben 
in diesem Sinne den Begriff der landwirtschaftlichen Intensität 
gefaßt. Dafür aber bietet die Methode von Aereboe die Möglich- 
keit einer exakten Beschreibung der konkreten Kombinationen 
der Kosten und der Bemessung dessen, was man als tech- 
nische Kapazität der Einheit eines jeden Produktions- 
elementes bezeichnen kann. Im Interesse der Klarheit muß man 
sowohl sprachlich als auch dem Wesen nach dieses Problem 
der technischen Kapazität und der technischen Kombination der 
Produktionselemente dem Problem der ökonomischen Kapazität 
und der Intensität im oben angeführten Sinne entgegenhalten. 
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Die wertmäßige Berechnung gestattet die Summierung der 
Betriebskosten zum Zwecke der Messung und des Vergleiches der 
wirtschaftlichen Kapazität des einen oder anderen Produktions- 
elementes, namentlich zum Zwecke der Messung der Intensität 
der Bodenbenutzung. Die naturale Berechnung, die für die Be- 
messung der Kosten unbrauchbar ist, ist unersetzlich bei der 
Beschreibung der konkreten Zusammensetzung der Kosten und 
der Bemessung der technischen Kapazität des gegebenen Pro- 
duktionselementes in bezug auf die mit ihm kombinierten Ele- 
mente. Einsummarischer Vergleich der technischen Ka- 
pazität stellt eine unlösbare Aufgabe dar, der quantitative Ver- 
gleich ist im gegebenen Falle nur bei jedem konkreten Kosten- 
aufwand im einzelnen durchführbar. Nimmt man je zwei kombi- 
nierte Produktionselemente und bemißt die technische Kapazität 
der Einheit des einen in bezug auf das andere in verschiedenen 
Betrieben oder Gegenden, so kann man einen quantitativen 
Vergleich der technischen Kapazität in verschiedenen Fällen 
erhalten. Auf diese Weise erreicht man eine nähere Kenntnis 
des Zustandes der landwirtschaftlichen Technik, dessen öko- 
nomische Deutung eine der Aufgaben der landwirtschaftlichen 
Betriebslehre bildet. 

Wie in vielen anderen Fällen muß man bei der Untersuchung 
der Kombination und der Intensität ihrer Ausnutzung parallel 
sowohl zur wertmäßigen als auch zur naturalen Berechnung Zu- 
flucht nehmen. Die erste kommt in Betracht beim ökonomischen 
Vergleich, die andere für die exakte Beschreibung der technischen 
Verbindung der Produktionselemente. Man kann aus der land- 
wirtschaftlichen Oekonomik viele Beispiele für die Notwendigkeit 
einer derartigen doppelten Berechnung anführen, doch möchte 
ich mich im gegebenen Falle nur auf ein Beispiel beschränken. 

Die Methode der statistischen Erfassung der Landbauzonen, 
die von Dr. Th. Engelbrecht "!) ausgearbeitet und in Rußland 
von Prof. A. N. Tschelinzew 12) mit großem Geschick vervoll- 
kommnet wurde, gewährt die Möglichkeit, mit Hilfe eines Systems 
betriebstechnischer Indexe die landwirtschaftlichen Gebiete er- 


11) »Die Landbauzonen der außertropischen Länder«, 1899. 

12) »Die landwirtschaftlichen Gebiete als Stadien der landwirtschaftlichen 
Evolution und das landwirtschaftliche Kulturniveau derselben«, 1911. »Der 
Stand und die Entwicklung der russischen Landwirtschaft nach der Zählung 
von 1916 und der Statistik des l:isenbahnverkehrse, 1918 (russ.). 
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folgreich voneinander zu unterscheiden und in ihre organisations- 
technische Besonderheiten tief einzudringen. Es wäre jedoch 
verfehlt, wollte man auf diesem Wege mehr zu erreichen suchen, 
als die naturaltechnische Berechnung bieten kann. Um die völlige 
quantitative Vergleichbarkeit der einzelnen Teile der Landwirt- 
schaft zu erreichen und um eine erschöpfende Charakteristik 
der Struktur und des ökonomischen Standes der verschiedenen 
Zweige der Landwirtschaft zu bieten, muß man zur wertmäßigen 
Berechnung Zuflucht nehmen und sich dabei auf die Unter- 
suchung der Struktur des landwirtschaftlichen 
Rohertrages stützen. Dieser muß dann als Wertsum- 
me der landwirtschaftlichen Gesamtproduktion genommen 
werden 13). 

Ist die landwirtschaftliche ökonomische Theorie bestrebt, 
den quantitativen Zusammenhang der Erscheinungen zu er- 
forschen, so darf sie sich mit der Aufstellung bloß formeller Be- 
griffe, mögen sie noch so sehr der realen Natur der landwirt- 
schaftlichen Produktion entsprechen, nicht begnügen, ohne den 
Versuch zu unternehmen, empirische Maßstäbe für diese Begriffe 
zu gewinnen. Man dürfte sich z. B. nicht mit der Feststellung 
der Begriffe der Intensität und der Kapazität begnügen, die im 
oben angeführten Sinne das gegenseitige Verhältnis der Kosten 
in der Landwirtschaft kennzeichnen, ohne in der Praxis der 
empirischen Forschung über eine Methode für den quantitativen 
Ausdruck dieser Begriffe zu verfügen. Aber gerade dieses Moment 
wurde bisher wenig beachtet. In der russischen Literatur ist mir 
nur ein Versuch bekannt, die Intensität der landwirtschaftlichen 
Produktion vermittels seines quantitativen Maßstabes zu messen. 
Dieser Versuch wurde seinerzeit von Prof. A.N. Tschelinzew 
unternommen. Tschelinzew hat in den verschiedenen landwirt- 
schaftlichen Gebieten, die er auf Grund der Zählung von 1916 
feststellte, das Niveau der Intensität, mit Hilfe von Zensuren 
gemessen, indem er die organisationstechnischen Merkmale der 
einzelnen Gebiete »zensierte« und in jedem Gebiete alle Zensuren 
addierte. »Um den Unterschied im Grad ihrer (der einzelnen Ge- 
biete) Intensität auszudrücken«, — lesen wir bei Tschelinzew, — 
»haben wir der Kürze halber zu einem System der Zensuren ge- 
griffen. Indem wir jedes der angeführten Merkmale mit I, 2 oder 3 


13) Die Methode ist in meinem russischen Werke »Grundriß der landwirt- 
schaftlichen Oekonomik«, erschienen im Jahre 1925, dargelegt. 


Zur Frage der Bestimmung und Messung der Intensität der Landwirtschaft. 545 


zensierten, wobei I eben den höchsten Grad der Intensität, 2 
den mittleren und 3 den tiefsten Grad ausdrückten, müßten wir 
für alle 5 Merkmale insgesamt als die Höchstziffer der Intensität 5 
erhalten, während der höchste Grad der Extensität mit 15 aus- 
gedrückt wäre. In Wirklichkeit aber erhielten wir folgende 
Zahlenreihe der Intensität der landwirtschaftlichen Gebiete 1$): 


Landwirtschaftliche Gebiete des Europäischen Rußlands. 


In der Richtung wachsender Zensuren 
Intensität der Intensität 
Orenburg-Ufa-Gebiet . . . . . 2 2 22020020. .140 
Wolga-Gebiet . . . ie a ee Re. ie ED 
Nordöstliches Humus-Gebiet e 2 27, Jel ey ee ee TES 
Bessarabisches Gebiet. . . ........ . 117 
Noworossijsk-Gebiet . . . ....... . +. 116 
Wijatka-Permer-Gebiet . . . . 2 2 2 2 20.00. ILI 
Nördliches Gebiet . ......... .. . 10,8 
Zentral-Humus-Gebiet . . ........ . .~ 9,6 
Moskauer Gebiet . . Dee a ee en 288 
N owgorod-Pskower-Gebiet we at Ue et ea a OA 
Baltisches Gebiet . . . E Uh He uk: a ee wh. ES 
Littauer-WeiBrussisches Gebiet” Be Sas ee ee S 
Leningrader Gebiet . ........ 2... 49,0 
Südwestliches Gebiet . . . . ...... . . «6,4 


Es entsteht nun die Frage, wie es denn Prof. Tschelinzew ge- 
lungen ist, die unlösbare Aufgabe des Vergleiches und der Sum- 
mierung der technischen Merkmale zu lösen? Diese Frage muß 
dahin beantwortet werden, daß die Aufgabe tatsächlich ungelöst 
blieb. Tschelinzew stützte sich bei seiner Einschätzung der pro- 
duktionstechnischen Merkmale mit Hilfe von Zensuren lediglich 
auf seine Intuition, die ihn vielfach nicht trügte. Aber Tschelinzew 
hat kein objektives Kriterium, das die Wertung der technischen 
Merkmale mit Hilfe von Zensuren begründet hätte, geboten und 
konnte es freilich auch nicht bieten. 

Kehren wir zur Frage der Methode der empirischen Messung 
der Größen zurück, die das Verhältnis der Kosten in der Land- 
wirtschaft kennzeichnen, so muß man vor allem hervorheben, 
daß es in diesem und in ähnlichen Fällen nicht einerlei ist, ob 
wir mit Einzelbetrieben oder mit Wirtschaftstypen zu tun haben. 
Es handelt sich dabei nicht um den einfachen Unterschied des 
empirischen Quellenmaterials, der Monographien in dem einen 
und der Massenstatistik in dem anderen Falle. Bei einer aus- 

14) Tschelinzew, »Der Zustand und die Entwicklung der russischen Land- 


wirtschafte, S. 19— 50 (russ.). 
Archiv für Sosialwissenschaft und Sosialpolitik. 58. 3. 35 
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reichend großen Anzahl statistisch verarbeiteter Monographien 
können die letzteren auch zur Feststellung von Wirtschafts- 
typen verwertet werden. Der Unterschied liegt in der Natur 
der Einzel- und der Massenwirtschaft selbst. Im Einzelbetrieb 
walten zufällige Faktoren und individuelle Ursachen und in- 
folgedessen wäre es nicht möglich, am Beispiel des Einzel- 
betriebes die ökonomische Gesetzmäßigkeit volkswirtschaft- 
licher Art empirisch festzustellen. In der Massenwirtschaft 
dagegen verschwinden die zufälligen Faktoren in mehr oder 
minder starkem Maße und dem Beobachter offenbaren sich 
die konstant wirkenden Faktoren und Prinzipien. Die Thesen 
der ökonomischen Theorie stützen sich meistenteils deutlich 
auf statistisches Material und beziehen sich nicht auf den 
Einzelbetrieb, sondern auf Wirtschaftstypen. Das ist von großer 
Bedeutung auch für die Methoden der quantitativen Messung 
der wirtschaftlichen Kategorien. 

Werden Einzelbetriebe untersucht, so entstehen keine be- 
sonderen Schwierigkeiten bei der Feststellung der quantitativen 
Zusammensetzung der Kosten und deren gegenseitigem Ver- 
gleich. Gestützt auf genügend ausführliche Monographien kann 
man stets sowohl die technische als auch die wertmäßige Zu- 
sammensetzung der Kosten feststellen, dieselben vergleichen und 
den Grad der Intensität nach der oben angeführten Formel 
von Brinkmann oder irgendeiner anderen einfacheren Formel 
messen. Allein die Untersuchung der Einzelbetriebe bietet kein 
besonderes Interesse für die empirische Theorie, da man auf 
diesem Wege nicht viel Material für theoretische Verallgemeine- 
rungen ermitteln kann. Der Theoretiker muß sich hauptsächlich 
auf die Erforschung von Massenerscheinungen stützen, indem er 
sie nach bestimmten Merkmalen in Typen einteilt. 

In der statistischen Praxis der landwirtschaftlichen Oeko- 
nomik bietet sich häufig die Gelegenheit, die Erforschung der 
Typen der landwirtschaftlichen Produktion auf die Angaben der 
Buchführung zu basieren, vorausgesetzt, daß dieses Ma- 
terial umfassend genug ist, um eine statistische Verarbeitung zu 
gestatten. In derartigen Fällen stößt die quantitative Bestim- 
mung der technischen und der wertmäßigen Zusammensetzung 
der Kosten auf keine besonderen Schwierigkeiten. Man kann dann 
in den betreffenden Wirtschaftsgruppen den Grad der Intensität, 
also den Aufwand an Arbeit, Maschinen, Dünger und die sonstigen 
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Elemente der organisationstechnischen Struktur vergleichen und 
messen. Hier mögen einige Illustrationen folgen. Gemäß den 
Angaben der Wirtschaftsetats von 85 Betrieben im Gouverne- 
ment Tambow, die die Expedition von Prof. Tschelinzew im 
Jahre 1915 sammelte, war der Aufwand an Arbeit in den ver- 
schiedenen Betriebszweigen wie folgt: 


Es wurde aufgewandt an Arbeitstagen (ausgedrückt in männlichen Arbeitstagen) 
in den verschiedenen Teilen des Gouvernements: 


nördlicher mittlerer südlicher 


Teil Teil Teil 
Im Ackerbau pro Desjatina Fläche . . . . 21,7 19,0 16,7 
Pro Kopf einer Kuh im Jahre. . . . . . 35,3 37,4 46,6 
Pro Kopf eines Schafes im Jahre eo © ee 55 2,1 2,9 
Pro Kopf eines Schweines im Jahre . . . 6,8 15,8 17,2 


Die Summe aller Kosten (auBer der Amortisation), die eine 
Desjatina der landwirtschaftlichen Fläche verschlingt und die 
die jeweilige Intensität anzeigt, wird in der Gesamtheit dieser 
Wirtschaftsetats durch den Betrag von 77,8 Rubel ausgedrückt. 
Der Koeffizient der Korrelation zwischen der Intensität und der 
Arbeitskapazität wird durch den Bruch + 0,643 ausgedrückt. 
Das offenbart einen erheblichen Zusammenhang zwischen die- 
sen Größen, beweist aber gleichzeitig, daß selbst im Rahmen 
eines und desselben Gouvernements kein völliger Parallelismus 
derselben vorliegt. 

In vielen Fällen jedoch muß die Erforschung der Wirtschafts- 
typen sich auf die Angaben der Massenstatistik stützen. So muß 
man z. B. die Untersuchung der geographischen Typen der land- 
wirtschaftlichen Produktion hauptsächlich auf massenstatistische 
Quellen basieren. Ebenso sind die letzteren bei der Ergründung der 
Entwicklungstendenzen der Landwirtschaft unersetzlich. 

Die Massenstatistik gewährt in manchen Fällen direkten 
AufschluB über das Verhältnis der Kosten der Produktions- 
elemente in der Landwirtschaft zueinander. So kann die tech- 
nische Kombinierung der Elemente der landwirtschaftlichen Pro- 
duktion vielfach unmittelbar auf Grund massenstatistischen 
Quellenmaterials ausgerechnet werden, wie z.B. die Kapazität 
des Bodens hinsichtlich der Bevölkerungszahl, der Maschinen, 
des Viehs, dann das Wechselverhältnis der verschiedenen Vieh- 
arten, der Grad der Versorgung der Arbeitskraft mit Produktions- 
mitteln usw. Zur Illustration führen wir hier folgende verglei- 

35* 
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chende Angaben der Bevölkerungskapazität der landwirtschaft- . 
lichen Fläche in den verschiedenen Ländern 15): 


Aussaat plus Wiese pro Kopf der Be- 
völkerung in ha in den Jahren 191 1—13 


Die Vereinigten Staaten von Amerika f 3,5 
Rußland . . # < 2.0. 2 8 ca weh we: SB. 56 
Chinas. 2 i. &. > ee ee ae, 3 
Indien. . . 2 wo sk S eo ee 0 
Deutschland .......... 22.20... LO 
Oesterteich-Ungarn . . . . 2 2 nn 2 220.0. 24,3 
Argentinien. . . . .. ... . . 76 
Frankreich . . ....... +. 2 2 2 © « + LS 
Italien: «2 s a: ul: te ee) A> Se Gee: a cS Oe. Se I 
Kanada: = a oe xe: as Om cst ae ee ew a 
Großbritannien. . . . . . a . 1 ee ee 04 
Australien . . ...... 2. .2¢2 204 ee 3,0 


Aber selbst auf dem Gebiete der technischen Kombinierung der 
landwirtschaftlichen Kostenelemente ist bei weitem nicht alles 
der unmittelbaren statistischen Berechnung zugänglich. Man kann 
z. B. den Vergleich über die Arbeitskapazität der verschiedenen 
Wirtschaftstypen in der massenstatistischen Weise nicht ziehen, 
weil gewöhnlich die notwendigen statistischen Data fehlen. Auch 
einige andere Kategorien der konkreten Auslagen sind keiner 
direkten statistischen Erfassung zugänglich. In solchen Fällen 
muß man entweder aus indirekten Anzeichen schließen oder aber 
Extrapolation der buchführungsstatistischen Data vornehmen. 

Auf die größten Schwierigkeiten stößt die statistische 
Methode bei der Feststellung der wertmäßigen Zusammensetzung 
der landwirtschaftlichen Kosten und bei der Bemessung der 
wirtschaftlichen Kapazität der Produktionselemente. Die Haupt- 
aufgabe bildet dabei die Bemessung der Intensität der 
Landwirtschaft, d.h. der Summe der Kosten, die die Einheit 
der Bodenfläche verschlingt. Bedenkt man aber, daß die Haupt- 
gruppe der landwirtschaftlichen Kosten, die lebendige Arbeitskraft, 
als auch der Aufwand gewisser Stoffe nicht unmittelbar massen- 
statistisch erfaßt werden können, so wird man ohne weiteres ge- 
neigt sein, die Aufgabe des statistischen Vergleiches der Intensität 
in den verschiedenen geographischen Typen der landwirtschaft- 
lichen Produktion wie auch in deren Dynamik überhaupt als unlös- 
bar zu erklären. Wenn man z.B. die oben angeführte Formel 
der Intensität von Prof. Brinkmann ins Auge faßt, so sieht man, 


18) United States, Year Book of Department of Agriculture, 1916, S. 532. 
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wie sehr sie für die Praxis der empirischen Forschung, falls die 
letztere sich auf statistische Angaben stützen soll, unbrauchbar 
ist. Daraus folgt entweder der völlige Verzicht auf die statistische 
Messung der Intensität, oder aber die Notwendigkeit, irgendeinen 
indirekten Maßstab derselben ausfindig zu machen, der exakt 
genug wäre und gleichzeitig statistisch erfaßt werden könnte. 
Auf die quantitative Messung der Intensität zu verzichten hieße 
der Möglichkeit der empirischen Untersuchung eines der wich- 
tigsten Merkmale der Struktur der landwirtschaftlichen Pro- 
duktion zu entsagen. Eine realistisch aufgebaute Theorie kann 
sich indessen nicht auf formale Difinitionen und inhaltsleere 
Feststellungen, wie z. B. intensives, wenig intensives, sehr exten- 
sives Gebiet, Betrieb mittlerer Intensität usw.), beschränken. 
Man muß wenigstens über einen vielleicht nur annähernden, 
aber unbedingt quantitativen Maßstab der Intensität verfügen, 
um über das Stadium der bloßen Beschreibung der landwirtschaft- 
lichen Produktion hinauszukommen. 

Unter gewissen Voraussetzungen kann man eine ausreichend 
exakte Bemessung der Intensität vermittels der Angaben über 
den landwirtschaftlichen Rohertrag pro Fla- 
cheneinheit empirisch vornehmen. Daß dieser Maßstab 
für den Einzelbetrieb ganz unbrauchbar ist, leuchtet von selbst 
ein. In dem Einzelbetrieb besteht kein konstantes Verhältnis 
zwischen dem Rohertrag und den Selbstkosten. Als Regel ergibt 
sich eine Differenz zwischen den tatsächlichen Einnahmen und 
den normalen, d.h. denjenigen Einnahmen, die sämtliche Aus- 
lagen, inklusive die Zinsen auf das ganze aktive Kapital, genau 
decken, wobei diese Differenz in dem einen Betriebe positiv, 
in dem anderen mit derselben Wahrscheinlichkeit negativ aus- 
fallen kann. Allein im Einzelbetrieb ist es gar nicht nötig, irgend- 
einen indirekten Maßstab der Intensität zu verwenden, da man 
ja aus der Buchführung des Betriebes die Summe der Auslagen, 
die auf die Bodeneinheit entfällt, leicht feststellen kann. Ebenso 
kann in all den Fällen, wo die Buchhaltungsstatistik genug 
Unterlagen zur Beurteilung der Typen der landwirtschaftlichen 
Betriebe bietet, das Niveau der Intensität der letzteren durch 
unmittelbare Berechnung der Auslagen pro Bodeneinheit ver- 
glichen werden. Aber solche Fälle bilden in der statistischen 
Praxis nicht die Regel, sondern eher eine Ausnahme. Die Haupt- 
quelle zur Beurteilung der geographischen Typen und der Evo- 
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lution der Landwirtschaft bildet die landwirtschaftliche Massen- 
statistik. Diese statistischen Angaben gewähren aber nicht die 
Möglichkeit einer erschöpfenden Beurteilung sämtlicher Auslagen 
der landwirtschaftlichen Produktion. Dagegen kann der land- 
wirtschaftliche Rohertrag ohne besondere Schwierigkeiten sta- 
tistisch erfaßt werden und die amerikanische Statistik veröffent- 
licht sogar die Angaben über den Rohertrag in den Tabellen des 
landwirtschaftlichen Zensus. 

Während im Einzelbetrieb keine feste Relation zwischen den 
Unkosten und dem Rohertrag besteht, so liegen die Dinge in der 
Massenwirtschaft anders. Hier kann man theoretisch eine erheb- 
liche Korrelation zwischen den Einnahmen und dem Aufwand 
annehmen und die empirische Beobachtung bestätigt meisten- 
teils diese Annahme. In der Tat, wenn in den Einzelbetrieben 
das Verhältnis zwischen den Unkosten und den Einnahmen ge- 
wissermaßen chaotische Züge aufweist, so ist es lediglich die 
Folge jener zufälligen, individuellen, wechselnden Ursachen, die 
in solcher Fülle und Mannigfaltigkeit auf den Einzelbetrieb ein- 
wirken. In der Massenwirtschaft aber tritt der Einfluß der zu- 
fälligen, wechselnden Faktoren zurück und die Wirkung der 
wesentlichen, konstanten Gesetzmäßigkeit kommt zum Vor- 
schein. Worin besteht nun diese Wirkung? Das wesentliche 
Merkmal der Tauschwirtschaft bildet die Tendenz zur Herstellung 
des Gleichgewichtes zwischen den Preisen und den Selbstkosten. 
Um den Ausdruck von Prof. G. Kassel zu gebrauchen, kann man 
sagen, daß die Tauschwirtschaft durch das Kostenprinzip ge- 
regelt wird. Dieses Prinzip erfordert das Gleichgewicht zwischen 
den Einnahmen und den Kosten. Es sei nun noch einmal wieder- 
holt, daß dieses Gleichgewicht eine völlige Fiktion darstellt, 
sofern es sich um den Einzelbetrieb handelt. Anders ist es um die 
Massenwirtschaft bestellt, wo die Abweichungen vom Kosten- 
prinzip die Tendenz haben, sich gegenseitig auszugleichen, und 
sich tatsächlich um so mehr ausgleichen, je umfassender die 
Gesamtheit der Betriebe ist. Das Kostenprinzip hat somit, wie 
die meisten Prinzipien der ökonomischen Theorie, statistische 
Natur. 

Daraus folgt, daß überall da, wo kein Grund vorliegt, irgend- 
welche umwälzende Ursachen anzunehmen, wie z. B. den Einfluß 
einer Krise mit allen daraus resultierenden Folgen für die Ren- 
tabilitat, die durchschnittliche Rentabilität — bei einer aus- 
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reichend großen Anzahl von Betrieben — zum Gleichgewicht 
mit den durchschnittlichen Kosten tendiert. In einem mittleren, 
d.h. typischen Betrieb kann man theoretisch dieses Gleich- 
gewicht vermuten; es handelt sich freilich um ein labiles und 
dynamisch stets störbares Gleichgewicht. Es genügt aber, die 
Einkünfte für einen ganzen Zeitabschnitt zu errechnen, um diese 
dynamischen Abweichungen der Rentabilität vom Kostenprinzip 
gewissermaßen zu beseitigen. Errechnet man z. B. den landwirt- 
schaftlichen Rohertrag für größere Gruppen von Betrieben nicht 
bloß für ein Jahr, sondern im Durchschnitt eines Jahrfünfts, 
so kann mit großer Sicherheit dessen Gleichgewicht mit den 
Kosten angenommen werden. 

Der landwirtschaftliche Rohertrag bringt, falls dieses Gleich- 
gewicht gegeben ist, nicht nur die Kosten des Arbeits- und 
Kapitalaufwandes, sondern auch die Grundrente ein. Daraus 
erwachsen aber keine ernsten Schwierigkeiten für dessen Ver- 
wendung alsMittel der statistischen Messung der Intensität. Denn 
zwischen der Grundrente und den Auslagen pro ha muß ein be- 
stimmtes, gesetzmäßiges Verhältnis bestehen. Je höher die Grund- 
rente, desto höher ist jener Aufwand und umgekehrt. Auf teure- 
rem Boden muß auch eine intensivere Wirtschaft betrieben 
werden. Diese These darf nicht in dem Sinne aufgefaßt werden, 
als ob zwischen der Grundrente und der Intensität ein funktionel- 
ler Zusammenhang bestünde. Ein derartiger Zusammenhang 
wäre nur im Falle geographisch völlig gleichförmiger Prozesse 
der Preisgestaltung und der Produktion denkbar. Aber die geo- 
graphische Mannigfaltigkeit der Wirtschaft in bezug auf die 
Technik und die konkrete Zusammensetzung der preisbildenden 
Faktoren setzt überall an Stelle des funktionellen den korrelativen 
Zusammenhang. Infolgedessen schwankt der Anteil der Grund- 
rente am Rohertrag je nach der geographischen Lage. Allein 
dieser Anteil ist an sich unerheblich und seine Schwankungen 
ım Verhältnis zum Rohertrag sind um so mehr geringfügig. Für 
das Europäische Rußland schätze ich den Anteil der Grundrente 
am Rohertrag für den Zeitabschnitt ıgıı bis 1915 auf 16,5%, 
für die Vereinigten Staaten von Amerika — auf 15% nach dem 
Zensus von I920. Eliminiert man aus dem Rohertrag die normale 
Höhe der Grundrente, so bleibt als Rest jener Teil des Roh- 
ertrages, der, falls das Kostenprinzip gilt, gerade jene Auslagen 
deckt, die, auf den ha bezogen, den Grad der Intensität ergeben. 
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Indem ich den Rohertrag pro Desjatina in 50 Gouvernements 
des Europäischen Rußlands nach Abzug der Grundrente er- 
rechnete und dessen Verhältnis zum realen Rohertrag pro Desja- 
tina feststellte, erhielt ich den Koeffizienten + 0,925. In den 
Vereinigten Staaten belief sich der entsprechende Koeffizient 
auf + 0,854. Daraus kann man ersehen, wie unerheblich die 
Schwankungen des Anteils der Grundrente am gesamten land- 
wirtschaftlichen Rohertrag sind. 

Aus all diesen Ausführungen kann man den Schluß ziehen, 
daß der landwirtschaftliche Rohertrag pro Bodeneinheit als 
massenstatistischer Maßstab der Intensität gelten kann. Es sei 
nochmals hervorgehoben, daß es sich dabei nicht um ein unmittel- 
bares, sondern um ein indirektes Zeichen der Intensität handelt. 
Es ist aber besser über einen annähernden Maßstab, als über gar 
keinen zu verfügen. 

Zur Illustration seien hier einige vergleichende Angaben 
über die landwirtschaftliche Intensität in den verschiedenen 
Ländern auf Grund des hier empfohlenen statistischen Maßstabes 
der letzteren angeführt 1°). 


Der landwirtschaftliche Rohertrag pro ha 
in Rubel in relativen Zahlen 


Europäisches Rußland (1911—15). . . . 42,9 100 

Vereinigte Staaten von Amerika (1910) . . 45,1 105,1 
Schweiz (r910) . . ww ww ee 250,7 584,4 
Kanada (r910) . . . 2 2 .. . . . 36,8 85,6 
Frankreich (1910) . . . . . . 1. . 23,5 287,2 
Australien (1916). . . 2 2 2 . we 27,2 63,2 


Für die amerikanischen Länder war es möglich, durch Ab- 
zug der Reproduktionskosten aus dem Rohertrag das volkswirt- 
schaftliche » Einkommen« zu ermitteln und dasselbe zwischen dem 
Gewinn auf das Kapital (Zinsen für das Gesamtkapitalinklusive des 
Bodens) einerseits und den Löhnen anderseits zu verteilen. Indem 
die Lohnsumme durch das durchschnittliche Lohnniveau der Land- 
arbeiter dividiert wurde, war es möglich, annähernde verglei- 


16) Quellen: Für Europäisches Rußland das Werk des Verfassers »Grundriß 
der landwirtschaftlichen Oekonomik«, 1925. — Für die Vereinigten Staaten: 
Fourteenth Census of the United States, Vol. V. — Für die Schweiz: »Unter- 
suchungen betr. die Rentabilität der Schweizer Landwirtschafte, 1912. — Für 
Kanada: »Sixth Census of Canadae, 1921. — Für Frankreich sind sämtliche 
Berechnungen auf Grund des Werkes von D. Zolla, »L’agriculture modernes, 
1913, vorgenommen. — Für Australien: »Official Year-Book of the Common: 
wealthe of Australia«, Nr. 15, 1922. 
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chende Angaben über das Arbeitsquantum, das die Landwirt- 
schaft in folgenden Ländern erforderte, zu ermitteln 17): 


Der Aufwand an Arbeits- Dasselbe 
tagen (umgerechnet) in relativen 


pro ha Zahlen 
Europäisches Rußland sd Be te ET - 100 
Vereinigte Staaten von Amerika a s wia 0,2 31,4 
Schweiz . . u au ee a BO 445,8 
Kanada. = o s g m 00 we a ee QE 21,9 


Diese Zahlen illustrieren recht anschaulich die geographische 
Ungleichmäßigkeit der Intensität und der erforderlichen Arbeits- 
kapazität. Wenn im Gouvernement Tambow zwischen diesen 
beiden Größen in den einzelnen Betrieben unter gewissen Ab- 
weichungen immerhin eine erhebliche Korrelation bestand, so 
finden wir hier beim Vergleich ganzer Länder eine starke Differenz. 
Wertmäßig entfällt pro ha im europäischen Rußland und in den Ver- 
einigten Staaten ungefähr der gleiche Kostenbetrag, während das 
Arbeitsquantum, das der russische Betrieb erforderte, fast dreimal 
höher als in dem amerikanischen war. Die kanadische Landwirt- 
schaft ist extensiver als die russische um ca. das Doppelte, das Ar- 
beitsquantum aber, das der kanadische Betrieb erforderte, ist gleich- 
zeitig fünfmal geringer. Es ist nicht schwer, die Ursachen dieser 
Erscheinung zu begreifen, wenn man sich die verschiedene Lage 
des ländlichen Arbeitsmarktes und den starken Unterschied in 
dem Lohnniveau dieser Länder vergegenwärtigt. Das mag durch 
folgende Tabelle veranschaulicht werden: 


Der Tageslohn eines 
männlichen Land- 


arbeiters 
(ohne Naturalien) 
Vereinigte Staaten (1910) . . . .2,7 Rbl. (not harvest) 
Europ. Rußland (1911—15) . . .0,9 Rbl. (Durchschnitt des Frühjahrs- und 


Herbstlohnes) 
Se Se A . .1,2 Rbl. (Durchschnittslohn der gedungenen 
und eigenen Arbeitskraft) 


Schweiz (1910) 


Vergleichen wir nun die Intensitat und die Arbeitskapazitat 
in den genannten Ländern mit den Preisen der Produktions- 
elemente in denselben. Zunächst muß festgestellt werden, wie 

17) Die Angaben über den Arbeitsaufwand in der Schweiz wurden un- 
mittelbar aus dem Material des Bauernsekretariats entnommen, für 


Rußland stammen sie aus meinem »Grundriß der landwirtschaftlichen Oeko- 
nomike. | 
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sich die Bodenpreise, die das Niveau der Grundrente wider- 
spiegeln, zu dem Lohnniveau auf dem Lande verhalten: 


Wieviel männliche Arbeitstage Dasselbe 
kann man mit dem Preis eines in relativen 


ha Boden bezahlen ? Zahlen 
Europ. Rußland (1911 — 15) . . ..... 162 100 
Vereinigte Staaten (1910)... . . 2.2... 58,2 27,8 
Schweiz (1910)... 2.2.2202 00. 746,4 460,8 
Kanada (1910). . . 2.2.2 2 2 2 2 2 0.. 30,4 18,9 


Vergleicht man die relativen Zahlen dieser Tabelle mit den 
oben angeführten relativen Zahlen der Arbeitskapazität, so zeigt 
sich ein völliger Parallelismus in den entsprechenden Ländern. 
Dadurch wird der Mechanismus, der das Verhältnis der Kosten in 
der Landwirtschaft bestimmt, zur Genüge illustriert. Die Grund- 
lage dieses Mechanismus bildet stets das Wechselverhält- 
nis der Preise der Produktionsfaktoren.Bei 
verhältnismäßiger Steigerung der Grundrente ist man genöitgt, 
einen Teil der Auslagen für den Boden durch Auslagen für die 
Arbeitskraft und Werkzeuge zu ersetzen und infolgedessen steigen 
die Kosten pro Bodeneinheit; bei Lohnsteigerung wird die leben- 
dige Arbeitskraft zum Teil durch mechanische Kraft verdrängt. 
Die Herabsetzung des Diskontsatzes begünstigt ebenfalls die 
Mechanisierung und die Zunahme der maschinellen Ausrüstung. 
Eine derartige Auswahl der Aufwendungen, bei der die kost- 
spieligeren Produktionselemente durch die billigeren ersetzt 
werden, bis die sparsamste Kombination erzielt wird, kann man 
als das Prinzip des Wechselersatzes der Pro- 
duktionsfaktoren bezeichnen. Je höher das Niveau der Grund- 
rente im Verhältnis zu den Preisen der Arbeit und des Kapitals 
ist, um so mehr werden auf die Bodeneinheit verschiedene kon- 
krete Auslagen entfallen; welcher Art diese Auslagen sein werden, 
hängt in erster Linie von dem Preisverhältnis der einzelnen 
Produktionselemente untereinander als auch in gewissem Maße von 
der Art der Produktionstechnik ab. Dabei muß offenbar die Summe 
der Kosten, die auf die Bodeneinheit entfallen, in einer engen Wech- 
selbeziehung zur relativen Höhe der Bodenrente stehen. Der Be- 
trieb muß im Rahmen der Tauschwirtschaft um so intensiver be- 
wirtschaftet werden, je teuerer der Boden ist. Im folgenden sollen 
die Bodenpreise in den oben genannten Ländern verglichen 
werden: 
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in Rubel in relativen Zahlen 
Europ. Rußland (1911—15). .... 145,8 100 
Vereinigte Staaten (I9I0). . .... 157,1 107,6 
Schweiz (1910). . . 2 2 2 2 a 895,7 613,5 
Kanada (1910). . . . 2 2.2 220. 112,5 77.1 
Frankreich )tg10) . . .. 2.2.2... 440,0 301,4 
Australien (1916). . . . 2 2 220. 92,0 63,0 


Vergleicht man die relativen Zahlen dieser Tabelle mit den 
oben angeführten relativen Zahlen der landwirtschaftlichen In- 
tensität in denselben Ländern, so findet man auch hier einen 
völligen Parallelismus. Dadurch wird wiederum der Einfluß des 
Prinzips des Wechselersatzes der Kosten auf das Verhältnis der- 
selben in der landwirtschaftlichen Produktion illustriert. 


In der Oekonomik der Landwirtschaft wird gewöhnlich die 
Intensität in den verschiedenen Landbauzonen in ausschließliche 
Abhängigkeit von der Höhe der Preise der Agrarerzeugnisse im 
Verhältnis zu den Preisen der Arbeitskraft und der technischen 
Produktionsmittel gebracht. Von jeglichem aktiven Einfluß der 
Bodenrente wird dabei abgesehen, und die Bodenrente selbst 
wird als einfaches Ergebnis eines bestimmten Grades der Intensi- 
tät hingestellt. Diese Auffassung wurzelt in der Vorstellung der 
Begrenztheit der Bodenfläche und dem »Gesetz des abnehmenden 
Bodenertrags«. Der Preis der landwirtschaftlichen Erzeugnisse 
wird in dieser Auffassung stets »grenzmäßig« bedingt durch die 
letzten höchsten Unkosten exklusive die Bodenrente. Daraus 
folgt die Auffassung der Bodenrente lediglich als Differentialrente. 


Der Versuch, die Intensität in den einzelnen Landbauzonen 
ausschließlich vom relativen Niveau der landwirtschaftlichen 
Preise abzuleiten, ist schon vor allem deswegen unzureichend, 
weil ihm keine reale Bedeutung zukommt. Daß die Höhe der 
Preise der Agrarerzeugnisse dem Landwirt durchaus nicht gleich- 
gültig erscheint, leuchtet von selbst ein. Allein bei ein und dem- 
selben relativen Niveau der Preise können die Betriebe einen 
völlig verschiedenen Grad der Intensität aufweisen, wenn man 
eben die geographische Verschiedenheit der natürlichen Be- 
dingungen der Landwirtschaft in Betracht zieht. Nicht der 
Arbeitslohn und nicht der Preis der technischen Produktions- 
mittel an sich sind für den Landwirt von ausschlaggebender Be- 
deutung, sondern diejenigen Auslagen, die auf die Einheit des 
Produktes entfallen. Diese Auslagen hängen aber geographisch 
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nicht nur von den Preisen, sondern auch von der Ergiebigkeit, 
d. h. letzten Endes von den günstigen Naturbedingungen ab. 
Ferner erscheint die Konstruktion von abnehmendem Boden- 
ertrag bei fortgesetztem Aufwand von Kapital und Arbeit, wie 
sie im gegebenen Falle gedeutet wird, ungemein künstlich. Mit 
demselben logischen Rechte könnte man vom sinkenden Ertrag 
bei fortgesetztem Aufwand an Boden sprechen und auf diese 
Weise zum Schluß gelangen, daß der Preis des landwirtschaft- 
lichen Produktes durch den Grenzaufwand des Bodens bestimmt 
wird, exklusive die Auslagen für Arbeit und Kapital. Die Deutung 
der Bodenrente lediglich als Differentialrente ist völlig unbefrie- 
digend. Nicht deswegen wird für den guten Boden eine Rente 
gezahlt, weil schlechterer Boden vorhanden ist, sondern für beide 
Bodenarten wird in der Tauschwirtschaft eine Rente gezahlt, 
weil eine wirtschaftliche Nachfrage nach denselben besteht. Die 
geographische Differenzierung der Rente wird nicht nur durch 
die verschiedene natürliche Beschaffenheit, sondern auch durch 
die ökonomische Entfernung des betreffenden Ortes von den 
Absatzmärkten der Agrarerzeugnisse und von den Lieferungs- 
märkten der landwirtschaftlichen Produktionsmittel bedingt. 
Durch diese Bedingungen wird aber nur die geographische Ab- 
hängigkeit der Rente, aber nicht ihr Wesen, das absoluter Art 
ist, erklärt. Warum wird z.B. in der ausgebildeten Warenwirt- 
schaft eine Rente für den Boden in der Nähe der Städte gezahlt 
und wodurch wird die Höhe dieser Rente pro ha solchen Bodens 
bestimmt ? Es herrscht nämlich stets eine starke wirtschaftliche 
Nachfrage nach derartigem Boden vor. Alle Zweige der Land- 
wirtschaft sind bestrebt, in die Nähe des Absatzmarktes zu rücken, 
um keine Transportkosten tragen zu müssen. Insofern der Boden 
in Besitz genommen ist, kann der Grundbesitzer eine Rente 
erhalten, aber nicht in beliebiger, sondern nur in bestimmter 
Höhe. Ist diese Rente nicht hoch genug, so wird die Nachfrage 
nach derartigem Boden höher sein als die verfügbare Fläche. 
Bei kontinuierlich ansteigender Rente werden die konkurrierenden 
Zweige der Landwirtschaft allmählich ausscheiden in der Reihen- 
folge der Transportfähigkeit ihrer Erzeugnisse. Als zahlungs- 
fähigster wird im gegebenen Falle derjenige Zweig der Landwirt- 
schaft auftreten, dessen Erzeugnisse am wenigsten transportfähig 
sind. Denn auf diesem Zweig würden die gesteigerten Trans- 
portkosten bei zunehmender Entfernung des Standortes der Pro- 
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duktion von dem Absatzmarkt am drückendsten lasten. Allen 
anderen Zweigen wird es im Gegenteil rentabler erscheinen, die 
höheren Transportkosten zu tragen, als diejenige Rente zu zahlen, 
die der Zweig, der die transportunfähigsten Güter erzeugt, be- 
zahlen kann. Dieser letztere Zweig wird auch die Zone in der 
Nähe der Städte behalten. Aus diesem schematischen Beispiel 
geht hervor, daß man bei der Deutung der Grundrente stets 
deren absoluten Grund und nicht lediglich die Differenz in der 
Höhe derselben, also nicht bloß die »Differentialrente« berück- 
sichtigen muß. Ferner ist daraus auch zu entnehmen, daß im 
gegebenen Falle das künstliche Prinzip des abnehmenden Ertrages 
im oben erwähnten Sinne ganz überflüssig erscheint. Und endlich 
kann man aus dem angeführten Beispiel die aktive Rolle ersehen, 
die die Rentenbildung in der Geographie der landwirtschaftlichen 
Produktion spielt. Gerade die Entstehung der Rente bildet jenen 
Regulator, der die Verteilung der ländlichen Fläche auf die ver- 
schiedenen Zweige der Landwirtschaft regelt. Für jede Art 
Boden bildet sich nämlich in der Tauschwirtschaft eine derartig 
hohe Rente heraus, daß sie demjenigen Wirtschaftszweig die Be- 
nutzung des betreffenden Bodens gestattet, der aus diesem Boden 
den größten volkswirtschaftlichen Vorteil ziehen kann. Entspre- 
chend der relativen Höhe der Rente wird jede Bodengattung mit 
dem angemessenen Grad der Intensität bewirtschaftet. Als wesent- 
licher Regulator erscheint dabei das oben erwähnte Prinzip des 
Wechselersatzes der Kosten, d. h. die Auswahl der billigsten Kom- 
bination der Produktionselemente, und angesichts dieses Prinzips 
ist die Höhe der Rente von keiner anderen Bedeutung als die 
Preise der übrigen Produktionsfaktoren. 

Hinter dem oben angeführten Vergleich der landwirtschaft- 
lichen Intensität in den verschiedenen Ländern verbirgt sich 
freilich die außerordentliche Mannigfaltigkeit der Zonen der In- 
tensität innerhalb eines jeden Landes. Unter Anwendung unseres 
massenstatistischen Maßstabes der Intensität mag hier deren 
geographische Verteilung in zwei Ländern, im Europäischen 
Rußland zu Beginn des Krieges und in den Vereinigten Staaten 
nach dem Zensus von 1920 untersucht werden. Indem ich das 
gesamte Territorium der 50 Gouvernements, entsprechend dem 
Niveau der Intensität und der Zusammensetzung des landwirt- 
schaftlichen Rohertrages in jedem Gouvernement, in landwirt- 
schaftliche Gebiete einteilte, und das durchschnittliche Niveau 
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der Intensität in diesen Gebieten verglich, erhielt ich folgende 
Tabelle: 
Der landwirtschaftliche Roh- 


Die Gebiete des Europ. Rußlands ertragin Rubel pro Desjatina 
landwirtschaftliche Fläche 


1. Südöstliches. . . . 2.2.2 2 22 2020.0..179 
2. Nordliches, . . . 2. 22 2 2 22 nen. 24,0 
3. Uralgebiet . . . 2. 2 2 2 2 2 nn en. 30,9 
4. Niederwolga . . . 2. 2 2 2 2 nn nn. 32,0 
5. Oberwolga. . . 2. 2.2 2 2 2 2 nn nn. 446 
6. Südliches . . . 2.2 22 2 22 nn nn. 46,9 
7. Das Gebiet der Seen ote abn wk CAFES 
8. Tulagebiet. . 2 .. 2. 2 2 2 2 2 2222492 
9. Industriegebiet. . . . . 2 2 2 2 2 22.512 
10. Zentralhumusgebiet . . . . 2 2 2 22.256,11 
11. WeiBrussisches . . . 22 2 2 2 2 2.2. 717 
12. Smolensk . . 2.22 222020... 733 
13. Südwestliches . . . i 76,5 


Zieht man einen Vergleich zeschen dieser Stufenleiter der 
Intensitat und derjenigen, die Tschelinzew auf Grund seiner 
Einschätzung der organisationstechnischen Merkmale durch »Zen- 
suren« ermittelte, so merkt man einen wesentlichen Unterschied. 
Tschelinzew ist es wohl gelungen, die Reihenfolge der Gebiete 
auf der Stufenleiter der Intensitat ziemlich exakt festzustellen, 
allein der quantitative Vergleich der Intensitat der verschiedenen 
Gebiete ist bei ihm unrichtig ausgefallen. Es geniigt darauf zu 
verweisen, daß der Unterschied der Intensität in den äußerst 
entgegengesetzten Gebieten bei ihm lediglich das Doppelte aus- 
macht, während diese Differenz bei der wertmäßigen Messung 
der Intensität nach dem Rohgewinn mehr als das Vierfache 
beträgt. 

Wenden wir uns nun der Verteilung der landwirt- 
schaftlichen Intensität in den Vereinigten Staaten zu. Nachdem 
die Einteilung in Gebiete nach den angegebenen Merkmalen 
vorgenommen wurde, erhielten wir folgende Zahlen: 

Gebiete der Ver. Staaten von Der landwirtschaftliche Rohertrag pro 


Amerika acre in Dollar 
1. Milchgebiet . . . . Eee Veer 
2. Milch- Kornbäugebiet . ee a ke Je BIT 
3. Mais-Schweinezuchtgebiet. . . .... . 36,2 
4. Mais-Tabakgebiet . . . 2 2 2 2 2200. 22,8 
5. Baumwollgebiet . . . .....2.2.2. =. «19,0 
6. Weizengebiet . . . 2. 2 2 2 2 2 22.2 4 134 
7. Berggebiet . . . eth Gir SCG, 0 
8. Südwestliches Gebiet me fe Ta ae a ce ee a 4,5 
g. Pazifisches Gebiet . . . 2. 2 2 2 2 22 222,4 
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Hier ist die Differenzierung der Intensität nach einzelnen 
Gebieten noch erheblicher, als im europäischen Rußland, indem 
der Unterschied der Intensität in dem Mais- und dem südwest- 
lichen Gebiet das Achtfache beträgt. Gestützt auf die Zensus- 
schätzung der Bodenpreise und das Zinsniveau in den einzelnen 
Staaten, war es möglich, die Höhe der Rente pro acre in jedem 
Staate zu errechnen. Die Korrelation zwischen der Intensität 
und dem Niveau der Rente wurde durch den hohen Koeffizienten 
+ 0,636 ausgedrückt. Daß hier anstatt eines funktionellen ledig- 
lich ein korrelativer Zusammenhang vorliegt, ist nicht schwer 
zu erklären, wenn man die geographische Verschiedenheit der 
einzelnen Orte als Folge der spezifischen Bedingungen der Preis- 
bildung und der Produktivität der landwirtschaftlichen Faktoren 
in jedem Orte berücksichtigt. 

Neben dem Vergleich der Intensität in den verschiedenen 
Gegenden muß die empirische Forschung auch die Evolution der 
Intensität in ein- und demselben Gebiet untersuchen. Indem man 
dabei denselben massenstatistischen Maßstab der Intensität an- 
wendet, muß man bedenken, daß die Rentabilität der Landwirt- 
schaft von Jahr zu Jahr schwankt infolge des periodischen 
Wechsels der Ernteerträge und der Preise. Infolgedessen kann 
man dynamische Abweichungen vom Kostenprinzip, selbst wenn 
man eine größere Anzahl von Betrieben untersucht, feststellen, 
da ja die Ernteerträge nicht nur in den einzelnen Betrieben 
schwanken, sondern diese Wechselfälle gewöhnlich im Durch- 
schnitt in einem ganzen Gebiet zu beobachten sind. Man muB 
daher die jährlichen Schwankungen des Rohertrages mit Hilfe 
einer entsprechend ausgleichenden empirischen Kurve auszu- 
schalten suchen. Auf diese Weise kann man die wahre Entwick- 
lungstendenz des Rohertrages pro ha feststellen und gemäß dem 
Kostenprinzip annehmen, daß diese ausgeglichene Kurve die 
allgemeine Tendenz der erforderlichen Kosten, das heißt also der 
landwirtschaftlichen Intensität, ausdrückt. 

Den Versuch einer derartigen evolutionsmäßigen Messung 
der Intensität habe ich in bezug auf die Vereinigten Staaten von 
Amerika unternommen, sofern die landwirtschaftliche Statistik 
dieses Landes die Möglichkeit dazu bot. Nachdem ich den land- 
wirtschaftlichen Rohertrag pro acre in realen Dollars für den 
Zeitabschnitt 1866—1920 schätzungsweise errechnete, verwandelte 
ich diese Zahlenreihe in relative Zahlen und erhielt folgenden 
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Index des Rohertrags pro acre im Durchschnitt fiir das ganze 
Land 38). (Die empirische Kurve wurde sodann einem analytischen 
Ausgleich unterzogen.) Wir beschränken uns hier auf die Anfüh- 
rung der Indexzahlen des Rohgewinnes pro acre (1866 = 100): 


Jahre Jahre Jahre 
1866 — 100 1885 — 150 1904 — 180,2 
67 — 124,2 86 — 152,3 5— 183,3 
68 — 121,6 87 — 166,2 6 — 180,2 
69 — 119,9 88 — 166,8 7 — 185,1 
1870 — 124,8 89 — 174,2 8 — 199,2 
71 — 135,3 1890 — 176,7 9 — 195,5 
72 — 131,7 91 — 183,4 1910 — 191,6 
73 — 130,9 92 — 167,7 II — 194,7 
74 — 129,4 93 — 153,7 12 — 193,4 
1875 — 130,6 94 —- 161,4 13 — 201,8 
76 — 120,8 1895 — 140,7 14 — 202,9 
77 — 139,4 96 — 147,2 1915 — 210,7 
78 — 131,2 97 — 160,0 16 — 228,6 
79 — 183,5 98 — 156,4 17 — 239,4 
1880 — 164,4 99 — 142,3 18 — 219,7 
81 — 166,1 1900 — 149,1 19 — 220,9 
82 — 165,1 I — 167,7 1920 — 124,2 
83 — 144,0 2 — 165,2 
84 — 141,7 3 — 173,0 


Wie man sieht, hat sich die Landwirtschaft der Vereinigten 
Staaten im Laufe des letzten halben Jahrhunderts ziemlich 
schnell intensiviert. Durchschnittlich ist das Niveau der In- 
tensität im ganzen Lande auf das Doppelte gestiegen. Dieser 
Prozeß verlief freilich in den einzelnen Gegenden ziemlich un- 
gleichmäßig. Auf Grund der Angaben des Zensus von 1870 und 
1920 habe ich den Rohgewinn pro acre in realen Dollars in den 
einzelnen Staaten verglichen, um eine Vorstellung von den lokalen 
Verschiebungen des Grades der Intensität zu bekommen. 
Daraus konnte ich die Ungleichmäßigkeit der landwirt- 
schaftlichen Evolution in den verschiedenen Gegenden ersehen. 
Ueberall im Westen, mit Ausnahme des pazifischen Gebietes, 

18) Das Departement für Landwirtschaft in den Vereinigten Staaten ver- 
öffentlicht in seinen Jahrbüchern den Produktionswert der ro Hauptkulturen 
pro acre der auf sie entfallenden Fläche. Diese Kulturen liefern über 90% des 
Gesamtertrages der Ackerbaufläche. Die Angaben datieren vom Jahr 1866. 
Für jedes Jahr errechnete ich diesen Produktionswert pro acre der Gesamtfarm- 
fläche und dividierte die ganze Zahlenreihe durch den allgemeinen Index, um 
den realen Dollarwert zu erhalten. Da der Anteil der Viehzucht am Rohgewinn 
im Laufe dieser Periode ca. der gleiche blieb (Jahrb. 1920, S. 806), so verwan- 


delte ich die oben erwähnte Zahlenreihe in eine Serie von relativen Zahlen und 
erhielt somit eine Sonderzahl des Rohgewinns pro acre. 
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ist die Intensitat der Landwirtschaft im Laufe des halben Jahr- 
hunderts durchschnittlich sogar zurückgegangen. Diese Tatsache 
darf nicht so gedeutet werden, als ob der Westen allmählich das 
Kapital aus der Landwirtschaft zurückgezogen und den Kosten- 
aufwand absolut eingeschränkt hätte. In Wirklichkeit handelt 
es sich darum, daß die Erweiterung der Bodenfläche rascher vor 
sich ging als die Zunahme der Bevölkerung und des Kapitals. 
Ueberall in den anderen Gegenden lagen die Dinge umgekehrt, 
d. h. die landwirtschaftliche Intensität war in Zunahme begriffen. 
Die Weidenflächen des Westens ausgenommen stieg die Intensität 
überall in den Ackerbaugebieten. Hand in Hand damit ging auch 
die schnelle Erweiterung der landwirtschaftlichen Fläche. Der 
Zensus des Jahres 1870 verzeichnete 407,7 Millionen acre Farmer- 
boden, der Census von 1920 aber bereits — 955,9 Millionen acre. 
Im Laufe des halben Jahrhunderts ist die Bodenfläche der Farmen 
auf das Zweieinhalbfache gestiegen, gleichzeitig ist aber auch 
die Intensität ebenfalls durchschnittlich auf das Doppelte ge- 
stiegen. Diese Tatsache der gleichzeitigen und parallelen Er- 
weiterung der Landwirtschaft der Vereinigten Staaten sowohl 
in extensiver, als in intensiver Richtung, läßt den Prozeß der 
Intensivierung in anderem Lichte, als es bisher angenommen 
wurde, erscheinen. Daraus folgt vor allem, wie unbegründet die 
Einteilung der landwirtschaftlichen Evolution in extensive und 
intensive Phasen ist. Man darf eine derartige Einteilung schon 
deswegen nicht vornehmen, weil ja die Erweiterung der land- 
wirtschaftlichen Produktion stets parallel sowohl extensiv als 
auch intensiv vor sich geht. Worauf in dem einen oder anderen 
Zeitabschnitt das Schwergewicht ruht, hängt von den wirtschaft- 
lichen Bedingungen ab. Die Tatsache, daß beide Methoden in 
der Landwirtschaft der Vereinigten Staaten in gleichem Maße 
angewendet wurden, beweist, daß das Tempo des technischen 
Fortschrittes stark genug war, um die Intensivierung rentabel und 
notwendig zu machen, selbst wo noch ein großer Vorrat unbe- 
nutzter Ländereien vorhanden war. 

In der Oekonomik der Landwirtschaft wird die Intensivierung 
gewöhnlich in ausschließliche Abhängigkeit vom relativen Preis- 
niveau der Agrarerzeugnisse gebracht, in der Annahme, daß die 
Intensivierung geschichtlich nur auf Kosten der relativen Ver- 
teuerung der Agrarerzeugnisse oder aber der Verbilligung der 


Arbeitskraft und der technischen Produktionsmittel vor sich 
Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 58. 3. 36 
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gehen kann. Vom Standpunkte des einzelnen Landwirtes, der die 
Auswirkung der laufenden Konjunktur in Betracht zieht, mag 
diese These richtig sein. Allein bei einer weitergehenden theo- 
retischen Behandlung der Frage fällt es nicht schwer, den Fehler 
dieser Betrachtungsweise zu entdecken. Sowohl hier, als auch 
bei der geographischen Konzeption wurzelt der Fehler in der 
übertriebenen Anwendung des Prinzips der abnehmenden Pro- 
duktivität bei fortgesetztem Kostenaufwand. Für den Betrieb 
aber sind nicht die Preise der Erzeugnisse an sich, sondern das 
Verhältnis zwischen dem Preis des Erzeugnisses und dessen 
Selbstkosten von Wichtigkeit. Die letzteren hängen aber dyna- 
misch nicht nur von den Preisen der Produktionselemente, son- 
dern auch von deren Ergiebigkeit ab. Man braucht nur an eine 
produktionstechnische Umwandlung eines Betriebes zu denken, 
die eine Steigerung der Produktivität zur Folge hätte, um ein- 
zusehen, daß eine Intensivierung auch bei stabilen Preisen der 
Agrarerzeugnisse möglich ist. Zweifellos steigt dabei auch die 
Rente infolge der zunehmenden Ergiebigkeit des Bodens und der 
gesteigerten Nachfrage nach demselben. Aber die in Betracht 
kommende Auffassung leugnet den aktiven Einfluß der Rente 
auf die Wechselbeziehung der Produktionselemente in der Land- 
wirtschaft. Und doch muß man gerade hierin den wesent- 
lichen Grund der Intensivierung suchen. 

Am Beispiel der Vereinigten Staaten von Amerika kann man 
darlegen, daß die Intensivierung in der Tat auch ohne eine ent- 
sprechende Preissteigerung der Agrarerzeugnisse möglich ist. 
Hansen hat den Preis von 7 landwirtschaftlichen Haupterzeug- 
nissen für den Zeitabschnitt von 1791—1923 in realen Dollars 
(Kaufkraftparität) errechnet 1%). Indem ich den Durchschnitt 
dieser Indexe pro Jahrzehnt genommen habe, erhielt ich folgende 
Zahlenreihe (nächste Seite oben): 

Man kann im Laufe dieses Zeitabschnittes 4 verschiedene 
Perioden feststellen. In der ersten Periode, die die 4 ersten Jahr- 
zehnte umfaßt, bleiben die Preise stabil. In der zweiten Periode, 
im Laufe der drei nächsten Jahrzehnte, vollzieht sich eine stür- 
mische relative Preissteigerung der Agrarerzeugnisse. In dieser 
Periode, wo in derIndustrie der grandiose Fortschritt der maschi- 
nellen Produktion vor sich ging, wies die Landwirtschaft absolut 


18) Hansen, »Price fluctuations and agriculture« in »The Journal of Political 
Economye, April 1925. 


Zur Frage der Bestimmung und Messung der Intensität der Landwirtschaft. 56 3 
Die Kaufkraft der 7 landwirt- 


Jahre schaftlichen Hauptprodukte 
1913 =100 
1790—99. . 2: 2 2 nn 5I 
1800—1809. . . 2 2 2 2 2 nn ren 49 
1810—10. . 2 2 Coon 49 
182029... ek Sw ww a 43 
1830—39. . . en 56 
1840—49. . . 2 en 61 
1850—59. nen 84 
1860—69. ... 12... 1 ee ee 79 
1870—79. igi ke 0 a Ree a ER 84 
TBBO EG... a te de a SH AA QI 
1890—99. oa e 86 
1900—1909. oaa 2 ren gI 
IQ9IO— IQ. eas ok a te ee a 104 
1920 232. Woe a). eo Wie 89 


zwar keinen Rückschritt auf, sie blieb aber relativ hinter den 
Erfolgen der »industriellen Revolution« zurück. In der dritten 
Periode, im Laufe eines halben Jahrhunderts, bleiben die Agrar- 
preise annähernd auf der gleichen relativen Höhe, und die Land- 
wirtschaft arbeitet in dem gleichen Tempo wie die Industrie. 
In der letzten Periode endlich, vor dem Kriege, tritt neuerdings 
eine Preissteigerung der Agrarerzeugnisse in Erscheinung, die 
von der schweren Krise in den Nachkriegsjahren abgelöst wird. 
Die dritte Periode ist für uns von besonderem Interesse, da die 
oben angeführte Kurve des Rohertrages pro acre, die das Tempo 
der Intensität anzeigt, hauptsächlich auf diese Periode sich be- 
zieht. Wir sahen, daß gerade in diesem Zeitabschnitt ein ununter- 
brochenes Ansteigen der Intensität bei stabilen Agrarpreisen zu 
verzeichnen war. Vom Standpunkte derjenigen Theorie, welche 
die Intensität in unmittelbare Beziehung zu dem relativen Niveau 
der Agrarpreise bringt, erscheint diese Tatsache unbegreiflich. 
Sie ist dagegen leicht erklärlich, wenn man die ununterbrochene 
produktionstechnische Wandlung der Landwirtschaft und die 
Verschiebung der Produktivität berücksichtigt. Dabei wird der 
quantitative Zusammenhang zwischen den Preisen der Agrarer- 
zeugnisse und den Preisen der Produktionsmittel, die auf den 
Boden verwendet werden, allerdings gestört. Dazwischen wird 
nämlich eine ganze Reihe wechselnder technischer Koeffiziente 
hineingeschoben. Die Preise der Erzeugnisse können auf dem- 
selben realen Niveau bleiben oder sie können sogar herunter- 
gehen, während die Intensität der Landwirtschaft gleichzeitig stei- 
gen kann. 
36* 
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Als Hauptregulator erscheint aber in die- 
sem Falle derselbe Mechanisnius des gegensei- 
tigen Ersatzes der Produktionselemente, der auch 
die geographische Differenzierung der Intensität 
bestimmt. Das Preisverhältnis der Produktionselemente und 
die Dynamik der Preise bestimmen nämlich die Proporz der 
Kosten in der evolutionierenden Landwirtschaft. Der Boden als 
derjenige Produktionsfaktor, der am langsamsten zunimmt, er- 
fordert eine immer sorgfältigere Benutzung und absorbiert einen 
steigenden Kostenaufwand. Die Auswahl der Kostenelemente 
vollzieht sich in der Richtung der Verdrängung der kostspieligeren 
Produktionsmittel durch die billigeren: Für die Intensivierung 
gewinnt das Verhältnis der Rente zu den Löhnen der Land- 
arbeiter und den Preisen der technischen Produktionsmittel eine 
unmittelbare Bedeutung. Die Kapazität des Bodenshin- 
sichtlich der Arbeitskraft und der Kapitalmittel 
ist umsogrößer, jehöher das Niveau der Rente im 
Verhältnis zu den Preisen der Produktionsfakto- 
ren ist, die auf dem Boden verwendet werden. 
Zwischen der wertmäßigen Kapazität der Fläche und dem Niveau 
der Grundrente bildet sich ein gewisser Parallelismus heraus im 
Sinne einer korrelativen Wechselbeziehung. Man kann diesen 
Parallelismus zum Teil am Beispiel der Vereinigten Staaten be- 
obachten. Indem wir die Höhe der Rente auf Grund der Zensus- 
angaben über die Bodenpreise errechneten und den Anteil der 
Rente am landwirtschaftlichen Rohertrag feststellten, erhielten 
wir folgende Zahlen: 


Jahre 

18702 2% By Bedi aon a 18,7% 
ce ae 16,5% 

IOIO: urn eo RO 17,0% 
BO: eg es Bide: Sen sa GW 15,9% 


Die Stabilität dieser Zahlen offenbart einen gewissen Parallelis- 
mus zwischen dem Ansteigen der Intensität und der Höhe der 
Rente. Es erscheint auch von Interesse, die Entwickelung des 
Verhältnisses zwischen den Bodenpreisen und den Löhnen der 
Landarbeiter zu verfolgen. Für den Zeitabschnitt 1870—IgIo 
kann man dieses Wechselverhältnis nur in den Zensusjahren, für 
die folgende Periode aber jährlich errechnen. Setzt man das Ver- 
hältnis der Bodenpreise zu den Löhnen im Jahre 1870 = Ioo, 
so erhält man folgende Zahlenreihe, die die kontinuierliche Steige- 
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rung der Bodenpreise im Verhältnis zu den Löhnen der Land- 
arbeiter, kennzeichnet 2°): 


Jahre 

1870 oe ee eS 100 
BOT ee RSVR SG 161 
OO" Bet ie ek ek. oe a 166 

I900 a: we u eh 140 
ION an we Sk. ee 213 
© a ey a ee TE u 210 
I2 > ee ok a Oe u 213 
EI. os sp. wands Bee Begs. Ue ce 218 
27 eh Bap ek eee eo eae S 225 
| 0: ie ee ee eee 248 
TO? ee en G 250 
IR or teed.) aes ae 227 
ID ee a rs 189 


Bei einem Vergleich dieser Zahlenreihe mit den oben angeführten 
MeBzahlen der Intensität offenbart sich der enge Zusammenhang 
mit dem Index der Intensivierung. Die Löhne bilden das wich- 
tigste Element der landwirtschaftlichen Kosten, und daraus er- 
klärt sich der enge Zusammenhang zwischen dem Wechsel- 
verhältnis der Bodenpreise und der Löhne einerseits und der 
Dynamik der Intensität anderseits. 

Die Kurve der letzten Tabelle deutet auf die Notwendig- 
keit der Steigerung auch der Arbeitskapazität in der Landwirt- 
schaft der Vereinigten Staaten hin. Ein derartiger Prozeß vollzog 
sich in der Tat; um aber eine klare Vorstellung davon zu erhalten, 
muß man auch das wechselnde Verhältnis der Löhne zu den 
Preisen der technischen Produktionsmittel und die sinkende Ten- 
denz des Diskontsatzes berücksichtigen. Diese letzte Ursache 
als auch die Verbilligung der technischen Produktionsmittel be- 
dingte die steigende Mechanisierung der Landwirtschaft. Die 
landwirtschaftliche Intensivierung, die durch das Steigen der 
Rente angespornt wurde und die im nahen Zusammenhang mit 
der Dynamik der Wechselbeziehung der Renten und der Löhne 
stand, verbirgt also den weiteren Umgruppierungsvorgang der für 
den Boden verwandten Produktionsmittel, welcher sich im Sinne 
des Ersatzes der lebendigen Arbeitskraft durch die Maschinen 
vollzog. Die Zensusangaben illustrieren hinreichend diesen Vor- 


gang: 


20) Der Arbeitslohn und die Bodenpreise für den Zeitabschnitt 1911—20 
sind dem Jahrbuch des Departements für Landwirtschaft (1920) entnommen. 
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Landbevölkerung | Wert der Wert des Viehs 


: Dasselbe in ; 
| Maschinen 1 Dol in Mill. in relativen 
Jahre lin relativen und pee re oy 
in Mill. relativen 
Im Zahlen | Werkzeuge Zählen Doll. | Zahlen 


Mill. Doll. 


Im Laufe von 50 Jahren ist die Landbevölkerung um weniger 
als das Doppelte gestiegen; der reale Wert des Viehs stieg gleich- 
zeitig auf das Drei- bis Vierfache, der reale Wert der Maschinen 
und Werkzeuge stieg aber auf das Siebenfache. 

Alle von uns angeführten Zahlenillustrationen sollten die 
Bedeutung der quantitativen Messung der Intensität und einiger 
anderen Merkmale der Struktur der landwirtschaftlichen Pro- 
duktion vor Augen führen. Hier wie überall gewährt die quanti- 
tative Untersuchung die Möglichkeit, solche Besonderheiten der 
Landwirtschaft zu beleuchten, die bei einer lediglich formalen 
und qualitativen Beschreibung der Erscheinungen einer Analyse 
völlig unzugänglich sind. Man kann die konkreten Methoden und 
die Zahlen, die hier angeführt werden, anfechten, man kann aber 
den prinzipiellen Vorteil einer landwirtschaftlichen Oekonomik, 
die sich auf die quantitative Analyse der Erscheinungen stützt, 
nicht in Abrede stellen. 

Das Prinzip des Wechselersatzes der Ko- 
sten, das das Verhältnis der Produktionselemente und nament- 
lich die örtliche Verschiedenheit und die zeitliche Evolution der 
Intensität regelt, ist auf unserer Auffassung des Bodens gegründet 
als eines elastischen Faktors, der ebenfalls dem Vorgang des 
gegenseitigen Ersatzes unterliegt. Es fällt nicht schwer zu zeigen, 
daß eine derartige Auffassung den realen Bedingungen der Land- 
wirtschaft entspricht und keine abstrakte Konstruktion darstellt. 
Dagegen ist die entgegengesetzte Auffassung von der absoluten 
Knappheit der Bodenfläche — in Verbindung mit der theoreti- 
schen Anwendung des Prinzips des abnehmenden Bodenertrags 
bei fortgesetztem Aufwand von Arbeit und Kapital — wirklich- 
keitsfremd. 

Sogar vom volkswirtschaftlichen Standpunkte aus kann der 
Boden nicht als absolut fixiertes Element der landwirtschaftlichen 
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Produktion angesehen werden. Nach dem letzten Zensus umfaßt 
z. B. die Aussaatfläche in den Vereinigten Staaten 365 Millionen 
acre, während die zur Aussaat brauchbare Fläche gegenwärtig 
auf 937 Millionen acre geschätzt wird. Der Umstand, daß der 
Boden in langsamerem Tempo zunimmt, als die Bevölkerung und 
das Kapital, bedingt eine intensivere Nutzung desselben, macht 
aber den Boden nicht zu einem absolut fixierten Faktor. 

Im Einzelbetrieb erscheint der Boden sogar als ein vollkom- 
men elastisches Element. Man braucht nur daran zu denken, 
welchen Umfang die Bodenoperationen, die Veräußerung und 
der Erwerb von Boden, in der kapitalistischen Wirtschaft ange- 
nommen haben. In noch größerem Maße ist die Elastizität des 
Bodens mit dem Pachtverkehr verknüpft. Einige Zahlen mögen 
vor Augen führen, welcher Teil der landwirtschaftlichen Fläche 


verpachtet wird 21): 
Der Anteil der landwirtschaftlichen 
Fläche am Pachtverkehr 


Vereinigte Staaten (1920) ......2.. 45,9% 
Großbritannien (1914) ......... 90,2% 
Australien (1917)... . 2.2 2 2 2 2 20. 78,9% 
Neuseeland (1917) . . . 2 2 2 2 2 2... 58,5% 
Belgien (1910)... . 2.2. 2 22 2 ee 54,2% 
Frankreich (1892) ........... 47,2% 
Japan (1927) . . 2 2 2 2 2 2 2 nr rn 46,3% 


Deutschland (1907) 


Man kann angesichts dieser Zahlen kaum behaupten, daß es 
stets der Aufwand an Kapital und Arbeit ist, der sich der Boden- 
fläche anpasse. In gleichem Maße findet in der Wirklichkeit die 
entgegengesetzte Anpassung der Bodenfläche an den Kapital- 
und Arbeitsvorrat statt. Man ersetzt nicht nur den Boden durch 
verstärkten Aufwand anderer Produktionsmittel auf der verfüg- 
baren Fläche, sondern man kann nötigenfalls auch andere Kosten- 
elemente durch Boden ersetzen. In der Tat findet stets ein gegen- 
seitiger Ersatz der Produktionselemente, eine Auswahl der billig- 
sten Kombination statt. Für den Einzelbetrieb erscheint dabei 
als entscheidendes Kriterium die Höhe des Reingewinnes pro 
Kosteneinheit im Durchschnitt. Die billigste Kombination der 
Produktionselemente und die rentabelste Kombination der er- 
zeugten Produkte verschafft den höchsten Reingewinn pro 
Kosteneinheit. 

Als Kriterium der Rentabilität wird auch das Zusammenfallen 


21) Agriculture Year-Book, Un. States 1923, S. 508. 
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der Grenzkosten und des Grenzertrages hingestellt. Dabei geht 
man von der Vorstellung der Knappheit der Bodenfläche aus und 
betrachtet die auf den Boden aufgewandten Kosten als fort- 
laufend gleiche Dosen, denen sinkende Gewinnquoten entsprechen. 
Prof. Th. Brinkmann ist der Ansicht, daß der praktische Land- 
wirt bestrebt sei, durch Anwendung dieser Methode eine maximale 
Rente zu erzielen, sofern die Zinsen aufs Kapital als Ausgabe- 
posten gebucht werden. Eine derartige Konstruktion, selbst wenn 
man sie als formal richtig ansähe, erscheint ganz künstlich. Das 
Prinzip des abnehmenden Ertrages der fortlaufend vermehrten 
gleichen Auslagen findet in reiner Anwendung nur in einzelnen 
konkreten Maßnahmen, wie z. B. bei der Berechnung des Düngers, 
der Futtermittelusw. statt. Bei allen komplizierten Maßnahmen, die 
die Organisation des ganzen Betriebes umfassen, und namentlich 
bei der Bestimmung des allgemeinen Niveaus der Intensität, 
kann man von dieser Methode keinen Gebrauch machen. Wenn 
man größere Maßnahmen plant und erwägt, muß man sämtliche 
zusätzliche Auslagen mit sämtlichen zusätzlichen Einnahmen ver- 
gleichen. Entscheidend ist stets die Aussicht auf einen maximalen 
Reingewinn pro Kosteneinheit im Durchschnitt. Für das gegen- 
seitige Verhältnis der Produktionselemente aber und somit für 
das Niveau der Intensität ist, wie bereits hervorgehoben wurde, 
die Auswahl der Produktionselemente nach dem 
Substitutionsprinzip entscheidend, bei dem die 
billigeren Elemente auf Kosten der kostspieligeren sich ver- 
größern. Die Methode des abnehmenden Ertrages stellt in all den 
Fällen, wo sie anwendbar ist, lediglich einen konkreten Fall 
dieses allgemeinen Prinzips dar. 

Man kann alle diese Ueberlegungen, wie auch die oben ange- 
führten Methoden und Zahlen anfechten, aber man muß zugeben, 
daß eine allseitige theoretische Untersuchung des gegenseitigen 
Verhältnisses der Produktionselemente in der Landwirtschaft als 
auch eine erschöpfende Deutung des Mechanismus der Intensität 
nur auf dem Wege quantitativer Messung und des zahlenmäßigen 
Vergleiches zu erreichen ist. Man kann sich den künftigen Fort- 
schritt der landwirtschaftlichen Oekonomik kaum anders denken 
als auf der Grundlage rein quantitativer Methoden der Erfor- 
schung der Landwirtschaft. 
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Die soziale Grenze des subjektiven Rechts. 
Von 
FRIEDRICH DARMSTÄDTER. 


I. 


Der Begriff des subjektiven Rechtes ist in der zweiten Halfte des 
neunzehnten Jahrhunderts der Gegenstand einer grundlegenden und 
vielbeachteten Kontroverse gewesen. Es sind die erlauchtesten Namen 
der Zivilrechtslehre des neunzehnten Jahrhunderts, welche zu dieser 
Kontroverse in Beziehung stehen. Savigny, Puchta, Windscheid wer- 
den auf der einen, Jhering, Bekker auf der Gegenseite genannt. Die 
von den beiden Gruppen vertretenen Anschauungen hat man als die 
Willens- und die Interessentheorie von subjektivem Recht und Rechts- 
subjekt einander gegeniibergestellt. Die Auseinandersetzung zwischen 
diesen beiden Anschauungen ist von Jhering gegen Windscheid begon- 
nen worden. Jhering fiihrt in seinem »Geist des rémischen Rechts 
auf den verschiedenen Stufen seiner Entwicklung«!) aus, daß die 
subjektiven »Rechte rechtlich geschützte.... vom Gesetzgeber nach 
dem Standpunkte seiner Zeit für schutzfähig und schutzbedürftig an- 
erkannte Interessen« sind. Die Auffassung Jherings lehnt Windscheid 
in seinem »Lehrbuch des Pandekten-Rechts« ab, denn zwar verleihe 
die Rechtsordnung Rechte nur um der Interessenbefriedigung willen, 
»aber in die Definition des Rechts gehöre der Zweck, um dessen willen 
es verliehen wird, nicht«. Windscheid selbst sieht das Wesen des sub- 
jektiven Rechtes in einer »von der Rechtsordnung verliehenen Willens- 
macht oder Willensherrschaft«. 

Einer Stellungnahme zu dem Widerstreit, ob das Interesse oder 
der Wille das Wesen von subjektivem Recht und Rechtssubjekt dar- 
stellt, bedarf es fiir den Zweck unserer Untersuchung nicht. Erforder- 
lich fiir diese ist aber die Entscheidung in einem anderen das subjek- 
tive Recht betreffenden Gegensatze der Meinungen, der neben jenem 
in die Erörterung gezogenen unerörtert und weniger bemerkt neben- 


1) Im Interesse der Raumersparnis wurde auf die Beifügung fast samt- 
licher, den wissenschaftlichen Apparat enthaltender Anmerkungen verzichtet. 
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herlief. Er betrifft das Erfordernis ds Zwangsmomentes für 
das subjektive Recht 2). Auch in dieser Frage sind die Auffassungen 
von Jhering und Windscheid gegensätzlich. Jhering sagt im »Zweck 
im Recht«: »Recht ist der Inbegriff der in einem Staate geltenden 
Zwangsnormen .... Der vom Staate in Vollzug gesetzte Zwang bil- 
det das absolute Kriterium des Rechts, ein Rechtssatz ohne Rechts- 
zwang ist ein Widerspruch in sich selbst ....« Windscheids Ansicht 
dagegen geht dahin: »daß der Staat der (sc. von der Rechtsordnung 
verliehenen) Macht oder Herrschaft nötigenfalls durch Zwang Gel- 
tung verschafft, folgt unmittelbar aus seiner Aufgabe als Wächters der 
Rechtsordnung, aber gehört nicht notwendig zum Begriff des Rechtes«. 
Also auch in der Kontroverse über das Zwangsmoment im subjek- 
tiven Recht sind die Namen von Jhering und Windscheid als Gegner 
zu finden. Es knüpfen sich jedoch die Auseinandersetzungen über diese 
Frage nicht ebenso an die Persönlichkeit dieser beiden Gelehrten 
wie die zwischen Willens- und Interessentheorie. Im Sinne der Auf- 
fassung Windscheids sagt Ernst Rudolf Bierling bereits in einer seiner 
ersten Schriften, der »Kritik der juristischen Grundbegriffe ¢: »Gel- 
tungsbewährung ist in der Tat natürliches Merkmal alles Rechts, nicht 
aber der Zwang zur Befolgung. Letzterer ist nur eine besondere Form 
der Geltungsbewährung, die für eine Reihe von Rechtsnormen gar 
keine... Rolle... .spielt« Aehnlich weist auch heute noch Gustav 
Radbruch (» Rechtsphilosophie«) gegen die Ansicht von der Erzwingbar- 
keit als Unterscheidungsmerkmal des Rechts »auf die Fülle uner- 
zwingbarer und doch zweifellos rechtlicher Verpflichtungen« hin. Man 
spricht davon, daß der Zwang nur ein naturale nicht aber ein essentiale 
des Rechtes sei, Otto von Gierke (» Recht und Sittlichkeit«) nennt ihn 
nicht »Wesensmerkmal sondern nur Zutat« für das Recht, Fritz Be- 
rolzheimer (System der Rechts... philosophie«) sein »nicht wesent- 
liches sondern nur regelmäßiges Attribut« und Felix Somlo (» Juristische 
Grundlehre«) nicht sein »Begriffsmerkmal, sondern nur seine gewöhn- 
liche Begleiterscheinung«. 

Gegen diese Auffassung wendet sich nun Julius Binder (»Recht 
und Macht«) mit den Worten: »Wie soll, wenn der Zwang nicht begriff- 
lich zum Rechte gehört, dieser Zwang überhaupt rechtlich begründet 
werden? .... Entweder ist der Zwang rechtlich und dann gehört er 
zum Begriff des Rechtes, oder er gehört nicht zum Begriff und dann 
ist er im Rahmen des Rechtes überhaupt nicht zu begründen.« Diese 
rein logischen Erwägungen sind es offenbar, welche diesen Gelehrten 
zu dem Satze veranlaßten: »Der Zwang des Rechts muß schon in 
seiner Idee begründet sein« 3). Im übrigen ist es für die Geltung dieser 


2) Man darf die Frage nach dem Erfordernis des Zwangs für das Recht nicht 
verwechseln mit dem Problem »Gewalt und Recht (Adolf Menzel, Zum Problem 
»Recht und Machte in Zeitschr. f. öffentl. Recht, Bd. V, S. 1 ff. Wien und Ber- 
lin 1925). Denn es ist zunächst fraglich, ob und inwieweit der Rechtszwang 
überhaupt etwas mit Gewalt zu tun hat. 

3) Julius Binder bietet in seiner »Philosophie des Rechtse auf S. 242 ff. 
auch Wichtiges über die Geschichte dieser Frage. 
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Theorie von Bedeutung, daB ihr in Julius Binder gerade ein der ideali- 
stischen Richtung der Rechtslehre angehörender Gelehrter nunmehr 
beipflichtet. Daß auch Adolf Merkel diese Anschauung teilt, kann bei 
seinem Zusammenhang mit Jhering nicht wundernehmen. Ihr An- 
hänger ist aber auch Josef Kohler und Eugen Huber. Für das Ueber- 
gewicht dieser Anschauung spricht es, daß Paul Krückmann in seiner, 
im wesentlichen nur den Bestand der Forschung wiedergebenden 
»Einführung in das Recht« als feststehend den Satz wiedergibt: »Das 
Recht ist der organisierte Zwang und nur der organisierte Zwang ist 
das Recht.« 

Wichtiger noch aber ist es, daß diejenigen beiden Gelehrten, 
welche man heute wohl widerspruchslos als die Führer auf dem Ge- 
biete der Rechtsphilosophie bezeichnen darf, bei aller Gegensätzlich- 
keit im übrigen, die Zwangstheorie vom Recht sich zu eigen gemacht 
haben. Von dem einen, Hans Kelsen, gilt dies allerdings scheinbar nicht 
schlechthin. Er ist nämlich der Ansicht (»Hauptprobleme der Staats- 
rechtslehre«), »daß die Argumente, die gegen die Lehre von der ‚Er- 
zwingbarkeit‘ als wesentlichem Merkmale des objektiven Rechtes vor- 
gebracht wurden, zum großen Teile stichhaltig sind«. Aber dies be- 
deutet ihm nicht eigentlich einen Einwand gegen die »Zwangstheorie«. 
Vielmehr ist er der Ueberzeugung: »Die Garantie muß im Rechts- 
satze zum Ausdruck kommen, soll er überhaupt seinen Zweck er- 
füllen können .... Es ist die Sanktion, die wiederum entweder als 
Strafe oder als Exekution auftritt. In dieser lediglich mittelbaren 
Willensbeeinflussung liegt ein wesentlicher Unterschied zwischen der 
Wirkungsweise des heteronomen, sanktionierten Rechtssatzes und der 
unmittelbaren Motivation des autonomen, sanktionslosen Sittenge- 
setzes ....¢. Diesem Bekenntnis zur Zwangstheorie fügt Kelsen aller- 
dings nachträglich einen Zusatz bei, der als eine gewisse Einschränkung 
aufgefaßt werden kann. Er sieht es als Fehler an, daß »der soziale 
Zweck, der mit dem Rechtssatz verfolgt wird, nämlich die Herbei- 
führung der Motivation zum rechtmäßigen Verhalten, als wesentliches 
Element des formalen Rechtsbegriffes aufgestellt« wird. Man mag 
darüber streiten können, ob der Zwang als Zweck oder als Begriffs- 
element für den Rechtssatz wesentlich ist. Für uns genügt die Fest- 
stellung, daß nach Kelsens Ansicht der Zwang für den Rechtssatz über- 
haupt, gleichgültig in welcher Eigenschaft, Wesentlichkeit hat. Diese 
als solche ist das für unsere Untersuchung entscheidende, gleichgültig 
unter welcher Begründung sie aufgestellt wird. 

Vollkommen eindeutig ist die Stellung des anderen Meisters der 
modernen Rechtsphilosophie zur Frage des Rechtszwanges, diejenige 
von Rudolf Stammler. Stammler betont die Wesentlichkeit des Zwan- 
ges für den Rechtsbegriff mit aller Entschiedenheit und ohne jegliche 
Einschränkung. Bereits eine seiner ersten rechtsphilosophischen Un- 
tersuchungen galt dieser Frage. In der 1894 erschienenen Abhandlung 
über »Die Theorie des Anarchismus« ist die Frage, ob »für die Organi- 
sation menschlichen Zusammenlebens der rechtliche Zwang notwendig 
ist ?« bejahend beantwortet. In Stammlers erstem Hauptwerke »Wirt- 
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schaft und Recht« befindet sich alsdann seine bekannte, stets fest- 
gehaltene Definition des Rechtes als »des unverletzbaren selbstherr- 
lichen verbindenden Wollense. Es ist bereits hier ausdrücklich ge- 
sagt: »Der rechtliche Zwang muß sich.... mit seinem Anspruch 
auf selbstherrliche Geltung als Gewalt durchsetzen« und es ist be- 
reits hier eine ganz ausführliche und eingehende »Begründung des 
Rechtszwanges« gegeben, die mit den Worten schließt: »Der Rechts- 
zwang ist eine notwendige Bedingung für eine mögliche soziale Ge- 
setzmäßigkeit.« 

Man geht also nicht fehl, wenn man die sog. Zwangstheorie vom 
Recht als die heute herrschende Lehre bezeichnet. Bergbohm hat zwar 
im »Naturrecht der Gegenwart« noch zu Anfang der goer Jahre des 
vorigen Jahrhunderts erklärt, der Rechtszwang bilde ein »noch un- 
gelöstes Probleme und »die Frage nach dem Verhältnis des Zwanges 
zum Recht« sei ein »wahres Kreuz der Rechtsphilosophie«. Aber für 
unsere Tage kann diese Behauptung als zutreffend ebensowenig an- 
erkannt werden wie Georg Jellineks (» Allgemeine Staatslehre«) Anschau- 
ung, »daß die Lehre, welche die Erzwingbarkeit als essentiale des 
Rechtsbegriffes erklärt, heute bereits in eine schwer zu behauptende 
Defensive zurückgedrängt« sei. Man muß vielmehr sagen, daßin dieser 
Frage heute eine Entscheidung gefallen ist und daß diese gerade um- 
gekehrt zugunsten des Zwangsmomentes erfolgte. 

Unsere eigene Untersuchung geht davon aus, daB der Zwang ein 
wesentliches Erfordernis des subjektiven Rechtes ist. Sie stellt sich 
damit auf den Boden der herrschenden Lehre. Doch sind ihre Ergeb- 
nisse nicht davon abhängig, daß man den Zwang gerade als Begriffs- 
element des subjektiven Rechtes ansieht. Auch wenn man den Zwang 
als den »mit dem Rechtssatze verfolgten Zweck« bezeichnet, würde 
dies keinen Einwand gegen unsere Darlegungen bedeuten, ebensowenig, 
wenn man in ihm eine »nur gewöhnliche Begleiterscheinung« oder nur 
eine »Zutat« oder ein »nur regelmäßiges Attribut« des Rechtes sieht. 
Nur für die Auffassung, für welche der Zwang gar keine oder nur eine 
wesentlich beschränkte Rolle bei der rechtlichen Geltungsbewährung 
spielt, welche die »unerzwingbaren und doch zweifellos rechtlichen 
Verpflichtungen« in »Fülle« vorfindet, wären unsere Darlegungen be- 
deutungslos. Es kann aber diese nur ganz vereinzelt vertretene, mit 
der Wirklichkeit der Tatsachen kaum verträgliche Anschauung als 
ein entscheidender Einwand gegen unsere Untersuchung nicht an- 
erkannt werden. Deshalb soll dieser Einwand unser Beginnen nicht 
verhindern. 


IT. 


Der Gesichtspunkt, unter dem das Problem des Rechtszwanges 
in aller Regel zur Erörterung gestellt wird, ist die Frage nacb dem 
Verhaltnis des Rechtes zu Sitte und Sittlichkeit. 
Die Anhanger der Zwangstheorie folgern aus ihrer Auffassung regel- 
mäßig einen mehr oder weniger tiefen Gegensatz zwischen Recht und 
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Sitte sowie Sittlichkeit oder nehmen ihren Standpunkt gerade des- 
halb ein, weil sie einen solchen Gegensatz zugrunde legen. Ihre Geg- 
ner sind umgekehrt Anhänger eines näheren und innigeren Zusam- 
menhanges zwischen diesen mehreren sozialen Faktoren. So ist Rad- 
bruch auf Grund seiner Stellung zu der Zwangstheorie der Ueber- 
zeugung, »daB die Grenzziehung zwischen Sitte und Recht, wie zwi- 
schen Sitte und Sittlichkeit überhaupt unmöglich sei«. Und nicht viel 
anders erklärt Ernst Rudolf Bierling: »Sitte....ist identisch mit 
Rechtsgewohnheit.« Die unter den Anhänger der Zwangstheorie ge- 
läufige Ansicht gibt Eugen Huber (»Recht und Rechtsverwirklichung«) 
wieder, wenn er ausführt: zwischen den Geboten der Ethik und des 
Rechtes »steht die Sitte in der Mitte....Es ist einindirekter 
Zwang.... womit wir zur Beobachtung der Sitte angehalten wer- 
den....« Ja, diese Auffassung gilt über den Kreis der eigentlichen 
Zwangstheoretiker hinaus. Ihr huldigt beispielsweise auch Otto von 
Gierke: »Im Gegensatz zum Recht muß die Sitte, weil ihr die unbe- 
dingte Kraft des Rechtes fehlt, darauf verzichten, behufs Durch- 
setzung ihrer Normen die organisierte Zwangsgewalt zu Hilfe zu 
rufen. Die Ausstattung einer aus der Sitte stammenden Norm mit 


äußerer Erzwingbarkeit verwandelt sie in eine Rechtsnorm.... Mit 
der Sittlichkeit stimmt die Sitte darin überein, daß ihre Normen 
notwendig der staatlichen Erzwingbarkeit entbehren... .« 


Was in den Worten Hubers, noch deutlicher aber in denen Gier- 
kes zum Ausdruck kommt, ist nicht nur die Unterscheidung zwischen 
Recht und Sitte sowie Sittlichkeit. Es wird nicht schlechthin fest- 
gestellt, daß diese sozialen Faktoren Verschiedenheiten aufweisen. 
Es werden vielmehr diese Verschiedenheiten auch gewertet. Von 
Gierke wird der Unterschied zwischen Recht und Sitte als das »Fehlen 
einer unbedingten Kraft« zum Nachteil der Sitte bezeichnet, als ein 
»Verzicht auf die Hilfe des Staates«. Wenn die Sitte zum Recht wird, 
so bedeutet dies für sie eine Bereicherung, nämlich die »Ausstattung« 
mit äußerer Erzwingbarkeit. Deren Nichtvorhandensein ist ein »Ent- 
behren« für Sitte und Sittlichkeit. Die nämliche Auffassung kommt 
bei Huber zum Ausdruck, wenn er in — wohl bewußtem — Gegen- 
satze zu Bierling das Verhältnis der Aufeinanderfolge von Stufen 
zwischen Recht, Sitte und Sittlichkeit annimmt. Es liegt eigentlich 
schon in der Wortwahl, daß, wenn indirekter und direkter Zwang 
verschiedenen Stufen angehören, die höhere, wichtigere Stufe die des 
direkten Zwanges und damit des Rechts sein muß. Der gleiche Ge- 
danke kommt zweifellos auch in Kelsens Unterschied zwischen An- 
wendung und Befolgung der Rechtsnorm zum Ausdruck, von welchen 
beiden Verhaltungsweisen die Anwendung der Rechtsnorm allein eig- 
net. »In dieser doppelten Wirkungsmöglichkeit des Rechtssatzes, die 
neben dem Befolgtwerden auch in dem Angewendetwerden besteht, 
ist der spezifische Unterschied zwischen Rechts- und Sittengesetzen 
zu erblicken«, und zwar der Sittengesetze mit Einschluß der »Kon- 
ventionalregel« im Sinne Stammlers, also der Sitte, wie Kelsen in 
einer Anmerkung beifügt. | 
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Am schroffsten und nachdrücklichsten kommt diese Bewertung 
des Rechtes bei Rudolf Stammler zum Ausdruck. Von den rechtlichen 
Satzungen unterscheidet er als »Konventionalregeln« »die Masse jener 
Normen, die in den Weisungen von Anstand und Sitte, in den For- 
derungen der Etikette und den Formen des geselligen Verkehrs im 
engeren Sinne, in der Mode und den vielfachen äußeren Gebräuchen, 
wie in dem Kodex der ritterlichen Ehre uns entgegentreten« Den 
Unterschied im »Geltungsanspruch« dieser beiden Arten von »sozia- 
len Regeln« findet er darin, daß, während das Recht »formal als selbst- 
herrliches Gebot in Geltung steht», »die Konventionalregel in dem 
formalen Sinne einer bedingungsweisen Einladung besteht«. »Sie be- 
ansprucht selbst nur, zu gelten zufolge der Einwilligung der Unter- 
stelltene $). Auf Grund dieser Feststellung fragt Stammler, »ob dem 
rechtlichen Wollen nach seiner begrifflichen Eigenart ein allge- 
meiner Vorzug vor den übrigen Klassen der sozialen Normen, 
insbesondere den konventionellen Regeln, zukomme«, und gibt auf 
diese, den Autor ebenso wie uns grundlegend interessierende Frage 
eine bejahende Antwort. Denn »das Recht ist die Bedingung, unter der 
allein alles in der Erfahrung als möglich zu denkende soziale Leben 
.... einer sozialen Gesetzmäßigkeit entgegengeführt werden kann«. 
»Wegen seines selbstherrlichen Charakters hat das rechtliche Wollen 
ein Uebergewicht über die nur einladende konventionale Regel... «. 
Diese ist »dienend und beherrscht von den Gedanken, die in der Idee 
des Rechtes dem sozialen Dasein seinen richtigen Weg weisen. Hier- 
nach ist jedes Recht auch für die konventionalen Regeln in seinem 
Gebiete verantwortlich... «. 

Es ist wohl kein Zufall, daß gerade in der Person Rudolf Stamm- 
lers die Lehre von der begrifflichen Notwendigkeit des Zwangsmomentes 
für das Recht und insbesondere die Anschauung von der Ueberlegen- 
heit und Herrschaft des Rechtes gegenüber den anderen sozialen 
Faktoren der Sitte und Sittlichkeit einen so besonders eindringlichen 
und eifrigen Vertreter gefunden hat. Mehr als viele andere moderne 
Rechtsphilosophen ist gerade Stammler auf den Zusammenhang mit 
der klassischen Philosophie und Rechtsphilosophie bedacht und be- 
müht, seine Thesen auf die klassische Lehre zu gründen. Derjenige 
klassische Philosoph, auf den Stammlers soeben genannte Thesen zu- 
rückgehen, ist nun zweifellos: Georg Wilhelm Friedrich Hegel. Wie 
Franz Rosenzweig darlegt, ist bereits für den Hegel der früheren Zeit, 
d. h. während des Jenaer Aufenthaltes bis 1803 das, was die Philo- 
sophen jener Zeit Moralität nannten, nur die Sittlichkeit des Bour- 
geois oder des Privatmenschen. Das aber ist für den damaligen Hegel 
der zweite Stand. Neben dieser niedrigen Form der Sittlichkeit steht 
die absolute Erscheinung der Sittlichkeit im kriegerischen Stande. 
Die absolute Sittlichkeit aber »kann nur dann Seele des Einzelnen sein, 
wenn sie Geist eines Volkes ist...« Sie stellt sich als »System 


4) Ulpian definiert die mores als tacitus consensus populi, longa consue- 
tudine inveteratus. 
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der Gesetzgebung« dar »in der Form der Allgemeinheit und 
der Erkenntnis... «. Die wahrhaften Sitten werden »zu Gesetzen ver- 
geistigt«. »Sitten, Gesetze, Religion — in diesen drei übereinander- 
steigenden Formen«, sagt Rosenzweig, »erscheint Hegel die absolute 
Sittlichkeit als Geist eines Volkes«. Was hier bereits angedeutet ist, 
erhält seinen vollendeten Ausdruck in Hegels endgültiger Darlegung 
seiner Rechtsphilosophie in den 1821 erschienenen »Grundlinien der 
Philosophie des Rechts«. Zwar das formelle oder abstrakte Recht 
stellt Hegel zu unterst auf dem »Stufengange der Idee des an und für 
sich freien Willens. Sodann kommt die »Sphäre der Moralität«. Zu 
oberst aber steht »das Recht als Gesetz«. »Was an sich Recht ist, ist... 
als das, was Recht ist und gilt, bekannt, das Gesetz.... Die... . mo- 
ralischen Gebote, als welche den Willen nach seiner eigensten Sub- 
jektivität und Besonderheit betreffen, können nicht Gegenstand der 
positiven Gesetzgebung sein.« Gegen die Höherbewertung von Ge- 
wohnheit und Gewohnheitsrecht über das Gesetzesrecht wendet sich 
Hegel ausdrücklich, »da die geltenden Gesetze einer Nation dadurch, 
daß sie geschrieben und gesammelt sind, nicht aufhören, ihre Ge- 
wohnheiten zu sein... .4. 


III. 


Ein Unterschied besteht zwischen der modernen Rechtsphiloso- 
phie insbesondere Rudolf Stammler und der klassischen Lehre Hegels 
hinsichtlich ihrer Auffassung des Verhältnisses von Recht zu Sitte und 
Sittlichkeit. Hegels Denken ist charakterisiert durch die dialektische 
Methode. Diese gründet sich auf die logische Triplizität von Position, 
Negation und Aufhebung des Widerspruchs. Aber diese Aufhebung — 
und das ist charakteristisch für Hegels »Panlogismus« — wird nicht 
etwa so gedacht, daß sie allein die Wahrheit sei und die vorangegange- 
nen Momente der Thesis und Antithesis widerlege, sondern so, daß 
alle drei die notwendigen und realen Entwicklungsformen der Wahr- 
heit sind. Die Widersprüche sind das Wesen der Wirklichkeit, aber die 
Wirklichkeit enthält zugleich deren Versöhnung. Dadurch wird für 
Hegel die Wirklichkeit zu einer Entwicklung, die Welt wird ihm zu 
einer Entwicklungsgeschichte des absoluten Geistes und zwar zu einer 
Entwicklung, die sich in drei Gliedern vollzieht. Ueber den subjektiven 
Geist erhebt sich der objektive Geist und diesen überragt der absolute 
Geist. Die Stellung in diesem System bestimmt die Bedeutung der 
einzelnen Glieder schlechthin und absolut. Was dem objektiven Geiste 
angehört, ist allem, was dem subjektiven Geiste angehört, in jeder 
Richtung überlegen und ebenso alles von absolutem Geiste allem von 
objektivem Geist. Und das nämliche gilt von allen Einzelgebilden 
innerhalb einer jeden dieser drei Sphären. In diesem System hat nun 
aber das Recht als Gesetz, da es der Sittlichkeit angehört, den Platz 
über aller bloßen Moralität. Es ist also dem Recht von Hegel eine 
schlechthinige, absolute Ueberlegenheit über Sitte und Sittlichkeit zu- 
gewiesen worden. 


576 Friedrich Darmstädter 


Von einer solchen absoluten Ueberlegenheit des Rechtes weiß die 
moderne Rechtsphilosophie nichts. Dessen Ueberlegenheit liegt für sie 
vielmehr in einer ganz bestimmten einzelnen Richtung. Dies kommt 
besonders deutlich in den von uns wiedergegebenen Worten Stamm- 
lers zum Ausdruck. Stammler vergleicht Recht und Sitte nicht schlecht- 
hin sondern als soziale Regelne. Der Vorzug, welcher dem Recht 
zugesprochen wird, kommt ihm zu »vor den übrigen Klassen der so- 
zialen Regelne. Er kommt ihm zu um seiner Bedeutung für das »so- 
ziale Leben« willen, weil es »dem sozialen Dasein seinen richtigen Weg 
weist«, weil es das Mittel ist zu einer »Gesetzmäßigkeit des sozialen 
Lebense. Die Würdigung und Wertung des Rechts in Hinblick auf 
Sitte und Sittlichkeit durch die moderne Rechtsphilosophie ist also 
eine relative, sie erfolgt nur in Hinblick auf seine soziale Bedeutung. 
Die Frage, ob das Recht etwa mit der Sittlichkeit in seinem Wert 
für den einzelnen Menschen als vereinzelten überhaupt zu vergleichen 
ist oder ob es in dieser Beziehung auch nur irgendeine Wertigkeit und 
Bedeutung hat, ist ebensowenig gestellt wie die, ob die Ueberlegenheit 
des Rechtes auch aufrecchtzuhalten ist unter der Voraussetzung 
eines ethischen Kosmos, wo der Vergleich zwischen Recht, Sitte und 
Sittlichkeit lediglich aus immanenten, dem eigentlichen und eigensten 
Wesen dieser Gegebenheiten entnommenen Gesichtspunkten erfolgt. 


Die Wertung des Rechtes durch die moderne Rechtsphilosophie 
fordert also zu der Frage heraus: Ist die Ueberlegenheit des Rechtes 
gegenüber Sitte und Sittlichkeit gerade um deren sozialer Bedeutung 
willen gerechtfertigt ? Recht sowie Sitte und Sittlichkeit finden ihren 
Ausdruck in Normen 5) d. h. sin Sätzen, die ein Sollen statuierene. Mit 
der Norm ist also sogleich das Erfordernis von Pflicht und Verpflich- 
tetem gegeben. Dieser Zusammenhang ist so innig, daß Kelsen sogar 
die Ansicht vertreten konnte, von einer subjektiven Rechtspflicht 
könne neben dem objektiven Rechtssatze überhaupt nur insofern die 
Rede sein, als damit dessen Subjektivierungsfähigkeit d. h. seine An- 
wendbarkeit auf ein konkretes Subjekt zum Ausdruck komme. Der- 
art mag es naheliegen, daß man bei der Vergleichung des Rechtes 
mit Sitte und Sittlichkeit das Verhältnis von Norm und Pflicht zuerst 
ins Auge faßt. Hebt man nun hier auf die Nachdrücklichkeit und 
Eindringlichkeit der Pflicht ab, so kann man allerdings der Sitte vor der 
Sittlichkeit, welch letztere nur auf die »innere Willensbestimmung 
des Pflichtigen einwirkt« (Otto von Gierke), also alles avf dessen freien 
Willensentschluß abstellt, den Vorzug geben, ebenso wie man dem 
Recht mit seiner Selbstherrlichkeit gegenüber der bloß einladenden 
Konventionalregel der Sitte eine Ueberlegenheit zuerkennen mag. 

Aber, so müssen wir fragen, haben die genannten Normen ihre Be- 
deutung nur für die Pflicht und den Pflichtigen, steht ihnen nur 
der Verpflichtete gegenüber ? Für die Sittlichkeit ist diese Frage zu 


5) Ueber die Bedeutung dieses Begriffes für das Recht aber auch die anderen 
»Normwissenschaftene vgl. man vor allem Hans Kelsens »Hauptprobleme der 
Staatsrechtslehree. 
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bejahen. »Religion und Sittlichkeit lehren nur Pflichten und geben 
keine Rechte«, sagt mit Grund ausdrücklich Paul Krückmann. Anders 
aber steht es mit Sitte und Recht. Hier ist die gestellte Frage zu ver- 
neinen. Hier steht dem Pflichtigen der Berechtigte gegenüber. Man 
geht heute in der Rechtslehre energisch dagegen vor, daß das subjek- 
tive Recht den Kern des Rechtes überhaupt darstelle und lehnt diese 
Anschauung als Rest der naturrechtlichen Lehre von den Menschen- 
rechten ab. Man stellt demgegenüber heute gern für das Recht die 
Rechtspflicht als das ursprüngliche und wesentliche, das subjektive 
Recht dagegen als das sekundäre und nebensächliche dar (Hans 
Kelsen). Aber wie es bei derartigen polemischen Auseinandersetzungen 
häufig geschieht, neigt man auch hier dazu, ausdemeinen Extrem inein 
anderes zu verfallen. »Ein falscher Satz wird gewöhnlich durch einen 
ebenso falschen Gegensatz verdrängt; erst spät findet man die in der 
Mitte liegende Wahrheit. Dies ist das Schicksal der Wissenschafte, 
sagt Johann Gottlieb Fichte in »Dem geschlossenen Handelsstaate. 
Mag das Naturrecht über der zu nachdrücklichen Berücksichtigung 
des subjektiven Rechtes der Rechtspflicht überhaupt zu wenig gedacht 
haben, so darf man den umgekehrten Fehler der gegnerischen Lehre 
zur Last legen. Auf jeden Fall gehört dem Recht sowohl die Rechts- 
pflicht wie das subjektive Rechte an, müssen Rechtspflicht u n d sub- 
jektives Recht vorliegen, damit das Recht, die Rechtsgeltung gegeben 
sein kann. Das ist es ja gerade, was Recht und Sitte gegenüber der 
Sittlichkeit in ihrem sozialen Wesen charakterisiert, daß es hier nicht 
Pflichtige allein gibt, sondern daß hier den Pflichtigen Berechtigte 
gegenüberstehen, daß die Pflicht des einen andere berechtigt, zu einem 
subjektiven Recht für andere wird. 

Wenn wir also Recht und Sitte in ihrer sozialen Bedeutung mit- 
einander vergleichen, dann müssen wir auch das subjektive Recht und 
den Berechtigten mit in Betracht ziehen. Neben die Frage: Welche 
Bedeutung haben Recht und Sitte gegenüber dem Pflichtigen ? muß 
die Frage treten: Welche Bedeutung haben sie für den Berechtigten ? 
Nur auf Grund von Stellung und Beantwortung dieser beiden Fragen 
können wir Recht und Sitte auf ihren sozialen Wert prüfen und uns 
über die Ueberlegenheit des einen oder des anderen schlüssig werden. 
Diese Feststellung scheint so naheliegend und selbstverständlich zu 
sein, daß man glauben sollte, sie überall wiederholt und bestätigt zu 
finden. Trotzdem muß man lange suchen, bis man die Frage: Was 
bedeuten Recht und Sitte für den Berechtigten? ihrer Wichtigkeit 
entsprechend behandelt und gewürdigt findet. Wenn wir richtig sehen, 
ist der einzige Schriftsteller in der modernen Rechtsphilosophie, welcher 
dieser Forderung in extenso genügt: Rudoıt von Jhering. 

Rudolf von Jhering bekundet sich in seinem späteren Haupt- 
werke »Dem Zweck im Recht«, welches, wie wir bereits erwähnten, 
auf dem Boden der Zwangstheorie steht, zunächst als ein energischer 
Anhänger der Lehre von der hohen sozialen Bedeutung des Rechtes. 
Der Gegensatz von Recht und Sitte wird von ihm gegründet auf den 
Gegensatz von »Hebeln der sozialen Bewegung«. Die rechtlichen 
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sozialen Hebel sind Lohn und Zwang, ihnen stehen die sozialen Hebel 
von »Pflichtgefühl und Liebe« gegenüber, welche der Sitte und Sitt- 
lichkeit angehören. Indem nunmehr Jhering den Lohn der Liebe und 
Pflicht, die »Entgeltlichkeit« der » Unentgeltlichkeit« gegenüberstellt, 
vergleicht er Recht und Sitte selbst. In seiner gedankenreichen Sprache 
führt dieser Gelehrte aus: » Je mehr es dem Verkehr gelingt, in allen 
Lebensverhältnissen die Garantie der Befriedigung des menschlichen 
Bedürfnisses aus schließlich auf den Egoismus zu gründen, das Wohl- 
wollen und die Uneigennützigkeit durch den Eigennutz und den Er- 
werbstrieb zu ersetzen, um so vollkommener erfüllt er seine Aufgabe 
.... Mein Geld erspart mir ds Demütigende der Bitte, 
der empfangenen Wohltat, des Dankes — in meinem Geldbeutel steckt 
meine Freiheit und Unabhängigkeit.... Nur das Geld 
ist imstande .... das reale System der gesicherten Befrie- 
digung der menschlichen Bedürfnisse in vollendeter Weise herzustel- 
len....« Wir hören also bei Jhering genau die gleichen Argumente 
zugunsten der Ueberlegenheit des Rechtes über Sitte und Sittlichkeit 
wie bei den bisher zitierten Autoren. Dort steht der bloß »bedingungs- 
weisen Einladung der Konventionalregel«, die »Selbstherrlichkeit des 
Rechtes« hier dem »Demütigenden der Bitte« die »Freiheit und Unab- 
hängigkeit«, die durch das Recht »gesicherte Befriedigung« gegen- 
über. 

Aber bereits an dieser Stelle bemerken wir einen Unterschied 
zwischen der Argumentation Stammlers und seiner Zeitgenossen und 
derjenigen Jherings. Der Gesichtspunkt, aus dem heraus Jhering dem 
Recht vor der Sitte den Vorzug gibt, ist nicht mehr aus dem Wesen 
der Pflicht und des mit ihr verbundenen Zwanges als solchen ent- 
nommen. Jherings Zwecklehre führt ihn über diesen Standpunkt 
hinaus und auf den Platz derjenigen Person hin, deren Zwecken die 
Pflicht dient, zu deren Gunsten die Pflichterfüllung erfolgt, des Berech- 
tigten. In den wiedergegebenen Worten führt Jhering eine Person als 
von sich selbst redend ein und der Redende ist nicht der Verpflichtete, 
sondern der Berechtigte. Jhering spricht hier von dem Berechtigten 
und dem subjektiven Rechte her und für diese über den Wert von 
Recht und Sitte. 

Der Standpunkt des subjektiven Rechtes und des Berechtigten 
ist es, den er auch in der weiteren Untersuchung festhält. Hat dieser 
Standpunkt ihm bisher die soziale Wichtigkeit des Rechtes gezeigt, 
so zeigt er ihm jetzt auch die Beschränktheit und Einseitigkeit dieser 
These. Jhering begnügte sich nicht damit, »positiv gezeigt« zu haben, 
»was Lohn und Strafe vermögen«, er will sich auch »negativ davon 
überzeugen, was sie nicht vermögen, wo sie die Gesellschaft im Stiche 
lassen.« Er fragt: »Kann die Gesellschaft auskommen mit den- 
jenigen Handlungen oder Unterlassungen ihrer Mit- 
glieder, welche. sie imstande ist zu bezahlen oder zu erzwingen ?« 
Auch diese Frage wird also von Jhering im Sinne des Berechtigten und 
seines subjektiven Rechtes gestellt. Auf sie gibt der Autor klipp und 
klar die Antwort: »Die Verneinung kann nicht zweifelhait sein.e 
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Aus dieser Verneinung aber folgt für ihn »die Grenze der so- 
zialen Leistungsfähigkeit von Lohn und Zwang.« 
Hiermit kommt nun in die Lehre von der sozialen Wichtigkeit des 
Rechtes ein ganz anderer Gedanke, der eine sehr wesentliche Aenderung 
bedeutet. Während die mgglerne Auffassung von dieser Lehre, vor 
allem Stammler, im Rechte die Bedingung sieht, unter der allein 
alles soziale Leben gesetzmäßig werden kann, finden wir hier, daß 
der sozialen Leistungsfähigkeit des Rechtes eine Grenze zu 
setzen ist. Und während nach Stammler das Recht für die übrigen 
sozialen Normen »verantwortlich« ist und sie »beherrscht«, muß es 
jetzt von diesen Normen her eine »Grenze« empfangen, sich deren Be- 
grenzung fügen. Die soziale Ueberlegenheit des Rechtes ist also nicht 
mehr unbegrenzt, grenzenlos, sie wird in Grenzen und Schranken ein- 
geschlossen. Diese Grenze findet Jhering vom Standpunkte des sub- 
jektiven Rechtes aus, er stellt sie fest für das Recht in seiner Auswir- 
kung als subjektives Recht. 

Aber Jhering begnügt sich nicht mit der Aufweisung des Vor- 
handenseins dieser Grenze. Darüber hinaus will er »versuchen«, auch 
ihren Verlauf »prinzipiell abzustecken«. »Wir unterscheiden zwei 
Arten von Verhältnissen«, führt er zu diesem Ende aus, »die einen 
sind diejenigen, auf welche Lohn und Zwang überall keine Anwendung 
finden, die jenseits der Sphäre des Rechts und des Verkehrs liegen, 
zu fein geartet, um die unsanfte, rauhe Berührung des äußeren Zwanges, 
zu edel, um die Verunreinigung durch schnöden Lohn zu ertragen ®). 
Es sind die sittlichen Verhältnisse im engeren Sinne: die der Liebe 
und der Freundschaft. Ihre Gestaltung ist ausschließlich dem sitt- 
lichen Geiste überwiesen, Lohn und Zwang haben über sie keine Macht. 
Die zweite Art bilden diejenigen, welche auf Lohn und Zwang gebaut 
sind... .«. 

Aber diese Unterscheidung zweier Arten von sozialen Verhält- 
nissen genügt Jhering noch nicht zur Bestimmung »der Grenze der 
sozialen Leistungsfähigkeit« für das subjektive Recht. Die dem letz- 
teren zugewiesene Art des sozialen Verhältnisses soll nun ihrerseits 
weiter darauf hin untersucht werden, ob hier wenigstens Lohn und 
Zwang »vermögend sind, ....ihre Aufgabe erschöpfend zu regeln«. 
Auch diese Frage wird verneint und damit die Grenze der sozialen 
Leistungsfähigkeit für das subjektive Recht weiter verengert. In augen- 
fälligem Gegensatz zu Rudolf Stammler erklärt Jhering: »Zwang und 
Lohn reichen zur Vollbringung dessen, was sie für die Gesellschaft 
selbst innerhalb der ihnen eigentümlichen Sphäre zu be- 
schaffen haben, in keiner Weise aus.« »Gäbe es keine andern gesell- 
schaftlichen Triebfedern außer dem Lohn, so müßten die Armen 


*) Man muß sich diese Worte vor Augen halten, um eine andere Aeußerung 
Jherings zu würdigen und zu entschuldigen: »Das Geld befriedigt alle Bedürf- 
nisse, die edelsten wie die niedrigsten,« — eine Aeußerung, der Jhering selbst bei- 
fügt: »Es gibt Bemerkungen, die so platt scheinen, daß man sich fast scheut, 
sie zu machen.s Man hätte wohl den Wunsch, daß Jhering selbst dieser Scheu 
gegenüber der zitierten Bemerkung nachgegeben hätte. 
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und Arbeitsunfähigen verhungern, und die Reichen würden die Hände 
in den Schoß legen....ihre Arbeitskraft und ihr Talent würde der 
Welt verloren gehen....¢. Diese Triebfedern postulieren zu ihrer 
»Erganzung noch ein anderes M o t i v , das über sie hinausragt, es ist 
das sittliche des Pflicht- und Ehrgefühlg,. ...« Das Sittliche ist »die 
Macht, welche....dasdurch Lohn und Zwangnur unvollstän- 
dig gelöste Problem der gesellschaftlichen 
Ordnung zum Abschluß bringt und dem System des 
gesellschaftlichen Lebens diejenige Vollendung verleiht, 
die wir als ‚sittliche Weltordnung‘ bezeichnen«. Auf die Frage aber, 
wie das Sittliche, welches derart die soziale Leistungsfähigkeit des 
subjektiven Rechtes begrenzt und ergänzt, sich zu den uns bisher be- 
kannten sozialen Faktoren der Sitte und Sittlichkeit verhält, ant- 
wortet Jhering, daß das Sittliche sowohl Sitte wie Moral umfasse und 
daß seine Scheidung in diese beiden Gegebenheiten das Produkt histo- 
rischer Entwicklung sei. 


IV. 


Diese Ausführungen zeigen, daß es Rudolf von Jhering ist, welcher 
die moderne Behauptung von der Ueberlegenheit des Rechtes gegen- 
über Sitte und Sittlichkeit gerade im Hinblick auf ihre soziale Bedeu- 
tung verneint. Bei ihm hat derart der Gedanke von der sozialen 
Grenze des subjektiven Rechtes seine Anerkennung 
gefunden. Diese Anerkennung ist um so wichtiger, als sie von einer 
Persönlichkeit ausgeht, welche der Bedeutung von Recht und Rechts- 
zwang für die menschliche Gesellschaft eine volle Würdigung zuteil 
werden läßt. Sie zeigt, daß man im Zwang ein das Recht vor den 
übrigen sozialen Normen auszeichnendes Moment sehen und trotzdem 
die Behauptung von der Ueberlegenheit und Herrschaft des Rechts 
diesen Normen gegenüber skeptisch betrachten kann. Ist Jherings 
Standpunkt richtig, dann ist damit an die Stelle der modernen, vor 
allem Stammlerschen Lehre von der Ueberlegenheit und Herrschaft 
des Rechts gegenüber den anderen sozialen Normen die Lehre von 
der sozialen Grenze des subjektiven Rechtes getreten. 

Wie begründet Jhering nun diese soziale Begrenzung und Be- 
grenztheit des subjektiven Rechtes? Jhering geht zur Begründung 
seiner Lehre auf die durch das Recht vorausgesetzten sozialen Verhält- 
nisse selber zurück. Den Ausgangspunkt seiner Lehre bildet der Ge- 
danke, daß es mehrere Arten sozialer Verhältnisse gebe, daß nur für 
eine von diesen Arten das Recht Bedeutung habe, für die übrigen da- 
gegen ni ht, und daß ferner für diese eine Art die Bedeutung des Rech- 
tes ni.ht einmal ausschließlich sei. Es bedarf nun wohl keines Nach- 
weises, daß dann, wenn es im sozialen Leben Gebiete gibt, für welche 
das subjektive Recht nicht vorteilhaft, sondern ohne Vorteil oder gar 
schädlich ist, damit die soziale Grenze des subjektiven Rechtes sich ohne 
weiteres ergeben hat. Dies gilt dann, wenn der Mensch an die mensch- 
liche Gesellschaft mit Wünschen und Bedürfnissen herantritt und 
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die Gesellschaft dem Menschen deren Erfüllung in Aussicht stellt oder 
stellen kann, für die von seiten des Rechtes keine Förderung wohl 
aber Schädigung zu erwarten steht. Der Nachweis der sozialen Grenze 
des Rechtes wird aber bündig auch nicht anders zu erbringen sein, 
als durch Aufzeigung solchen, dem subjektiven Rechte fremden und 
gegensätzlichen Gebietes im sozialen Leben. 

Der Gedanke, daß es solches rechtfremde Gebiet gäbe und daß 
durch dieses dem Recht eine soziale Grenze gezogen sei, ist nicht Jhe- 
ring eigen. Er wurde auch vor ihm schon geäußert. So unterscheidet 
bereits Friedrich Carl von Savigny im »System des heutigen Römi- | 
schen Rechtes« 7) sin dieser Hinsicht dreierlei Fälle von menschlichen 
Verhältnissen, solche, die ganz, andere die gar nicht, noch andere, die 
nur teilweise dem Rechtsgebiet angehören oder durch Rechtsregeln 
beherrscht werden«. Als Beispiel für die erste Klasse nennt er das Eigen- 
tum, für die zweite die Freundschaft, für die dritte die Ehe, »da die 
Ehe zum Teil in das Rechtsgebiet fällt, teilweise aber außer demselben 
liegt«. Die von Savigny dargelegte dritte Art der menschlichen Ver- 
hältnisse soll vorerst außer Betracht bleiben, auf sie ist später noch 
einzugehen. Im übrigen entspricht der Grundgedanke von Savignys 
Einteilung durchaus dem, den wir bei Jhering wieder gefunden haben. 

Es geht Jhering aber, wie wir sehen, noch einen Schritt weiter. 
Er begnügt sich nicht damit zu zeigen, daß es überhaupt eine soziale 
Grenze für das subjektive Recht gibt. Er macht darüber hinausauch 
den Versuch, den »Verlauf« dieser Grenze »prinzipiell abzustecken«. 
Welche Gesichtspunkte sind nun für ihn bei dieser Grenzabsteckung 
maßgebend ? Jhering unterscheidet verschiedene »Hebel der sozialen 
Bewegung«, solche Hebel sind einerseits Lohn und Zwang, anderer- 
seits Pflichtgefühl und Liebe. Diese Hebel bezeichnet er auch als 
»Eigennutz« und »Erwerbstrieb« einerseits, »Wohlwollen« und sUn- 
eigennützigkeit« andererseits. Außer dem Ausdruck »Hebelk findet sich . 
weiter der der »Triebfeder«. Weiter wird von der »Macht« von Lohn 
und Zwang gesprochen, schließlich aber wird neben die Triebfedern: 
Lohn und Zwang noch ein anderes »Motiv« nämlich das sittliche des 
Pflicht- und Ehrgefühls gestellt. Es sind also die Hebel, Triebfedern 
oder, um den gebräuchlichsten Ausdruck zu wiederholen, deMotive, 
welche Jhering für seine Grenzabsteckung heranholt. Die Motive sollen 
zu »Handlungen und Unterlassungen der Mitglieder der menschlichen 
Gesellschafte führen, diese Handlungen und Unterlassungen ihrer- 
seits sollen die gesicherte Befriedigung der menschlichen Bedürfnisse 
bewirken. Sie sollen also Leistungen von Menschen an Menschen 
sein. Die Motive von Leistungen unter den Men- 


7) Auch Jhering spricht davon, daß »die sämtlichen Voraussetzungen, an 
welche das Bestehen der Gesellschaft geknüpft ist... sich in bezug auf das Ver- 
halten des Rechts zu ihnen in drei Klassen sondern: die außerrechtlichen, ge- 
mischtrechtlichen und reinrechtlichene. Diese Voraussetzungen der Ge- 
sellschaft sind aber selbst nichts Gesellschaftliches; die an sich nicht gliickliche 
Unterscheidung, aus der Jhering selbst keine Folgerungen zieht, betrifft also 
unsere Frage: gesellschaftliche Beziehung und Recht nicht. 
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schen geben derart für Jhering den Gesichtspunkt ab, unter welchem 
die »zwei Arten von sozialen Verhältnissen« unterschieden werden 
‘ und damit die soziale Grenze des subjektiven Rechtes abgesteckt 
wird. 

Es soll nun die Frage nicht gestellt werden, wie Jhering seinen 
Gesichtspunkt der Motive von Leistungen unter den Menschen im 
einzelnen dazu verwendet, die von ihm gesuchte Grenzlinie abzu- 
stecken. Wohl aber ist die Frage zu stellen, ob die Motive der 
Leistungen unter den Menschen überhaupt geeignet 
sind zur Verwendung als Gesichtspunkt für diese Grenzabsteckung. 

Zwei Einwendungen glauben wir hiergegen geltend machen zu 
müssen. Die erste von ihnen richtet sich gegen die Verwendung des 
Motivbegriffes zu einer Grenzziehung im Gebiete des sozialen Lebens. 
Das Motiv ist als solches überhaupt nicht ohne weiteres in der Lage, 
einen Bestandteil des sozialen Lebens, insbesondere das soziale Ver- 
hältnis zu charakterisieren. Denn das Motiv ist eine Angelegenheit des 
einzelnen Menschen als einzelnen. Man mag in ihm mit Alexander 
Pfänder (»Motive und Motivatione) den »fordernden Willensgrund« 
sehen und »demgemäß unter Motivation das eigentümliche Verhältnis 
verstehen, welches zwischen einem fordernden Willensgrund und dem 
darauf gestützten Willensakt besteht«. Oder man mag seine Wesens- 
bestimmung weniger klar und eindeutig vornehmen. Auf jeden Fall 
ist Motiv ein Etwas, das ganz und gar im Innern eines Menschen ver- 
läuft, von dem aus dem Innern dieses Menschen nichts heraustritt 
und dessen man von außen nicht habhaft werden kann. Das soziale 
Verhältnis dagegen ist etwas, das sich zunächst überhaupt nicht im 
Innern des einzelnen Menschen sondern zwischen einer Mehrzahl von 
Menschen, also von dem einen Menschen her bis zu dem anderen Men- 
schen hin abspielt. Was sich aber von dem einen bis zu dem anderen 
Menschen abspielt, das spielt sich eben um deswillen nicht im Innern 
dieser Menschen ab, das spielt sich jenseits dieses Innern des einen und 
des anderen Menschen ab, zwischen denen das soziale Verhältnis ver- 
läuft. Was sich im Innern dieser Menschen vollzieht, das gehört als 
solches nicht dem sozialen Verhältnisse an und was dem sozialen 
Verhältnisse zugehört, das braucht sich um eben deswillen nicht im 
Innern des Menschen zu vollziehen. Daraus aber folgt ohne weiteres, 
daß das Motiv als innere Angelegenheit des Menschen nicht als cha- 
rakterisierendes Unterscheidungsmerkmal über das Wesen des außer- 
halb sich vollzichenden sozialen Verhältnisses entscheidet, daß das 
soziale Verhältnis nicht das Motiv als solches Merkmal zu sich heran- 
ziehen und in sich aufnehmen kann. 

Diese Feststellungen besagen nun nicht, daß von dem Motiv her 
überhaupt nichts in die Außenwelt des sozialen Verhältnisses gelangen, 
von dem sozialen Verhältnisse aus nichts in das Innere des Menschen 
eindringen könne. Nichts wäre irriger. Vielmehr gelangt von dem Mo- 
tiv her der »A u s d r u c kea des Motives in die Außenwelt und von dem 
sozialen Verhältnisse finden sich »Auffassungen«im Innern des 
Menschen. Aber der Ausdruck des Motives ist nicht das Motiv selber 
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und die Auffassung des sozialen Verhältnisses ist nicht selbst das so- 
ziale Verhältnis. Das liegt schon im Worte selbst. Denn ein Ausdruck 
ist immer Ausdruck von etwas anderem und eine Auffassung ist stets 
Auffassung von etwas anderem. Zwischen beiden bestehen überdies 
grundlegende sachliche Unterschiede und Verschiedenheiten. Der Aus- 
druck kann in Beziehung auf das Motiv selbst eine Entstellung, Ver- 
unstaltung, Umgestaltung bedeuten. Die Auffassung kann von dem 
sozialen Verhältnisse durch Ungenauigkeiten, Irrtümer, Täuschungen 
unterschieden sein. 

Das Motiv selbst kann also zwar ein charakterisierendes Merk- 
mal abgeben für die gleich ihm im menschlichen Innern sich abspie- 
lenden Auffassungen des sozialen Verhältnisses, meine Motive können 
ebenso diese Auffassungen bestimmen wie sie von ihnen bestimmt 
werden. Aber mag zwischen diesen Motiven und Auffassungen ein 
Bestimmungszusammenhang bestehen wie immer, das soziale Ver- 
hältnis selbst wird hierdurch noch nicht ohne weiteres berührt. Es kann 
durch diesen Zusammenhang gerade umgekehrt erreicht werden, daß 
die Auffassungen erheblich den Ungenauigkeiten und Täuschungen 
unterliegen. Ein Zusammenhang mit dem sozialen Verhältnis ist da- 
gegen ohne weiteres denkbar für den Ausdruck der Motive, da 
beide ja sich in der nämlichen Sphäre außerhalb des Menschen ab- 
spielen. Und wirklich besteht hier ein höchst inniger Zusammenhang. 
Man braucht nur, den Begriff: soziales Verhältnis nicht in irgend- 
einem speziellen Sinne zu verstehen, sondern in der Bedeutung, welche 
ihm schon dem Wortsinne nach zukommt. Soziales Verhältnis ist 
alsdann »Orientiert-, Eingestellt-seine (Max Weber in »Wirtschaft und 
Gesellschaft«) des Verhaltens mehrerer Menschen aufeinander. Das Ver- 
halten des Menschen aber ist in sehr vielen, vielleicht den meisten 
Fällen nichts anderes als der Ausdruck seiner Motive, und seine Motive 
kann der Mensch nicht anders denn in seinem Verhalten ausdrücken. 
Es kann also der Ausdruck von Motiven des Menschen als mensch- 
liches Verhalten selbst zum sozialen Verhältnis werden, das soziale 
Verhältnis selbst aus dem Ausdruck von Motiven entstehen, in diesem 
Ausdruck bestehen. Zum sozialen Verhältnisse werden die Ausdrücke 
der Motive mehrerer Menschen eben dann, wenn sie aufeinander 
orientiert, eingestellt sind. 


Diese Orientierung unter dem Verhalten mehrerer Menschen liegt 
nun nicht in dem äußeren Ablauf dieser Verhalten. Wir sprechen von 
einem sozialen Verhältnis nicht etwa dann, wenn das Verhalten zweier 
oder mehrerer Menschen seinem äußeren Ablaufe nach also etwa 
räumlich oder zeitlich sich nicht stört, sondern nur dann, wenn es 
seinem inneren Sinn nach sich gegenseitig erfüllt und ergänzt (Max 
Weber) ®). Damit ergibt sich uns an dem sozialen Verhältnis ein Unter- 
schied, der in der modernen Philosophie eine große Rolle spielt, nämlich 
der zwischen »realem Sein« und »irrealem Sinn« dieses Seins (Heinrich 


$) Das nämliche meint wohl Othmar Spann (»sGesellschaftslehre«), wenn er 
sagt, »das Wesen der Gemeinschaft ist Widerhall, Reflex«. 
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Rickert). Ebenso wie die moderne Erkenntnistheorie an dem Urteilunter- 
scheidet zwischen dem realen Urteilsakt und dem irrealen Sinn dieses 
Aktes, so müssen wir an dem sozialen Verhältnis unterscheiden zwischen 
dessen realem Verlauf und dem irrealen Sinn, der diesem anhaftet. 
Und das Kriterium, das für jenen Unterschied in der Urteilslehre gilt, 
gilt genau ebenso für unsere Unterscheidung. Es ist das Moment der 
Zeit- und Raumbestimmtheit gegenüber dem der Zeit- und Raumlosig- 
keit. Der reale Akt, daß zwei bestimmte Menschen sich die Hand 
reichen, kann sich nur zu einer bestimmten Tageszeit an einem be- 
stimmten räumlichen Ort vollziehen. Der Sinn dieses Vorganges: die 
Begrüßung ist zeit- und raumlos. 

Aber nicht nur von dem realen Sein unterscheidet sich dieser 
irreale Sinn des sozialen Verhältnisses, er unterscheidet sich auch von 
den Motiven und Auffassungen der in diesem Verhältnisse stehenden 
Menschen und zwar steht er als objektiver, transzendenter Sinn diesen 
subjektiven, immanenten Momenten gegenüber, genau wie objek- 
tiver und subjektiver Urteilssinn sich gegenüberstehen °). Auch das 
Kriterium dieser beiden Unterscheidungen ist das gleiche. Subjektive 
Motive und Auffassungen gibt es zahlenmäßig ebensoviele als es Men- 
schen gibt, welche sie haben, ihnen allen steht der objektive Sinn als 
ein einziger und nämlicher für alle Menschen gegenüber. Der eine 
Mensch meint mit dem Händereichen als dem Ausdruck seines sub- 
jektiven Motives den nämlichen objektiven Sinn des Begrüßens, wel- 
chen die subjektive Auffassung des anderen meint, der die dargereichte 
Hand ergreift. Es ist möglich, daß die subjektiven Motive und Auf- 
fassungen den objektiven Sinn des sozialen Verhältnisses verkennen 
und nicht erfassen, sich über ihn irren und täuschen, ein objektiver 
Sinn dieses Verhältnisses ist stets erfaßbar vorhanden. Dieser ob- 
jektive Sinn, nicht jene subjektiven Motive und Auffassungen, ist es 
also, welcher Wesen und Art der sozialen Verhältnisse bestimmt. Er 
entscheidet folglich auch darüber, ob den subjektiven Motiven und 
Auffassungen überhaupt für das soziale Verhältnis irgendeine Be- 
deutung zukommt. Nach ihm bestimmt es sich, ob diese Motive und 
Auffassungen als Ergänzung und Vervollständigung des sozialen Ver- 
hältnisses heranzuziehen sind oder nicht. Ersteres gilt beispielsweise 
grundsätzlich für das soziale Verhältnis der Freundschaft, letzteres 
für das Rechtsverhältnis des Vertrages (Alfred Manigk »Irrtum und 
Auslegung«). Wenn innerhalb des sozialen Verhältnisses verschiedene 
Arten unterschieden werden sollen, dann kann also nur jener objektive 
Sinn nicht aber ein subjektives Moment wie das Motiv das charakteri- 
sierende Unterscheidungsmerkmal abgeben. 

Dies ist der erste Einwand, den wir gegen Jherings Unterschei- 
dung unter den sozialen Verhältnissen vorzubringen haben. War 
dieser methodologischer Natur, so ist der zweite sach- 


*) Diesen Unterschied leugnet bekanntermaßen Max Weber. In seiner 
sChance« ist der objektive Sinn wohl in den subjektiven Sinn einbezogen und 
in ihm aufgegangen. è 
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licher Art. Wir fragen, ob sachlich die Leistung von 
Mensch an Mensch und deren Sinn wirklich das Merkmal 
abgeben kann, nach welchem man Arten des sozialen Verhält- 
nisses zu unterscheiden hat. Um diese Frage bejahen zu können, ge- 
nügt es nicht, daß es überhaupt soziale Verhältnisse gibt, deren Sinn 
die Leistung von Mensch an Mensch ist. Daß dies zutrifft, ist nicht 
zu bestreiten und wird nicht in Frage gestellt. Erforderlich für eine 
solche Bejahung ist vielmehr, daß schlechthin jedes soziale Verhältnis 
diesen Sinn hat und haben muß. Nur wenn es überhaupt kein soziales 
Verhältnis gibt, dessen Sinn nicht der der Leistung von Mensch an 
Mensch ist, nur dann kann die Gestaltung dieser Leistung das grund- 
legende Einteilungsprinzip für Arten innerhalb des sozialen Verhält- 
nisses bilden. Wie steht es damit? Zur Beantwortung dieser Frage 
wollen wir untersuchen, welches die Grundelemente des sozialen Ver- 
hältnisses überhaupt sind. Wir wollen zu diesem Zweck ein bestimmtes 
einzelnes soziales Verhältnis analysieren. Und zwar wollen wir, um 
unserem Zweifel gegen Jherings Lehre die Begründung nicht allzu leicht 
zu machen, als Beispiel ein soziales Verhältnis nehmen, bei welchem 
das Moment der Leistung gerade nicht nebensächlich, sondern be- 
sonders bedeutsam erscheint. 

Wir denken etwa an einen Kauf oder Tausch. Der Käufer emp- 
fängt von dem Verkäufer eine Ware, der Verkäufer von dem Käufer 
Geld. Welche Faktoren finden sich in diesem sozialen Verhältnisse 
vor? Zunächst der eine und der andere Mensch, die beide ja schon 
begrifflich zu jedem sozialen Verhältnisse gehören, da dieses zwischen 
— mindestens zwei — Menschen besteht, und sodann die Leistung oder 
Leistungen, nämlich Geld und Ware. Diese drei Faktoren: der eine und 
der andere Mensch und die Leistung sind das, was für das soziale 
Verhältnis schlechthin erforderlich ist und zwar gerade dann, wenn man 
mit Jhering diese Leistung als das essentiale ansieht. Unter diesen drei 
Faktoren bestehen nun innerhalb des einen sozialen Verhältnisses 
mehrere Beziehungen. Es sind dies die Beziehung von Mensch zu Mensch 
und ferner die Beziehung von Mensch zu Leistung. Wie jede dieser Be- 
ziehungen sowohl von Käufer- wie von Verkäuferseite an und für sich 
gestaltet ist, bedarf keiner Erörterung. Es liegt dies ohne weiteres 
klar auf der Hand und ist für unseren Zusammenhang belanglos. 
Wichtig für diesen ist aber, wie sich diese mehreren Beziehungen in- 
nerhalb des sozialen Verhältnisses zueinanderstellen. Da zeigt es sich 
nun, daß in dem von uns gewählten Beispiele die Beziehung zu dem 
anderen Menschen nichts anderes als das Mittel ist für die Beziehung 
zu der Leistung als den Zweck. Sowohl der Käufer will die Beziehung 
zu dem Verkäufer, wie der Verkäufer diejenige zum Käufer nicht um 
ihrer selbst willen, sondern nur, um durch sie in Beziehung zu der 
Leistung: der Ware oder dem Gelde zu gelangen. Der Sinn des von 
uns als Beispiel gewählten sozialen Verhältnisses ist der, daß hier eine 
Beziehung unter Menschen besteht als Mittel zum Zwecke einer Be- 
ziehung von Mensch zu Leistung. Wenn also Jhering sagt, oder wenig- 
stens zur Begründung seines Einteilungsprinzipes für die sozialen 
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Verhältnisse sagen m u B: der Sinn jedes sozialen Verhältnisses ist die 
Leistung von Mensch an Mensch, so bedeutet dieser Satz in Wirk- 
lichkeit genauer: in jedem sozialen Verhältnisse ist die Beziehung von 
Mensch zu Mensch nur als Mittel zum Zwecke der Beziehung von 
Mensch zu Leistung denkbar und möglich. 

Wird aber Jherings Grundthese in dieser Weise formuliert, so 
werden sich ihr ohne weiteres die gewichtigsten Bedenken entgegen- 
stellen. Es ist zunächst einfach nicht einzusehen, weshalb im sozialen 
Verhältnisse die Beziehung unter den Menschen nur Mittel zum Zweck 
der Beziehung zur Leistung sein kann, weshalb nicht auch umgekehrt 
die Beziehung zur Leistung das Mittel zum Zwecke der Beziehung 
unter den Menschen bilden sollte. Wenn der Mensch an den anderen 
Menschen herantreten kann, um eine Leistung zu erlangen, weshalb 
soll da nicht auch die Leistung als Mittel in Frage kommen zu dem 
Zweck, um an den anderen Menschen heranzugelangen. Wenn wir 
nun aber noch einen Schritt weitergehen und gerade die zwei Arten 
von sozialen Verhältnissen betrachten, welche Jhering selbst unter- 
scheidet, nämlich diejenigen des Lohnes und Zwanges einerseits und 
der Liebe und Freundschaft andererseits, dann müssen wir alsbald 
sagen: hier sind nicht, wie Jhering selbst voraussetzt, zwei Arten 
gegeben, in denen die Beziehung unter den Menschen das Mittel bildet 
für die Beziehung zu der Leistung. Der Unterschied zwischen diesen 
beiden Arten ist vielmehr gerade der, daß nur bei Verhältnissen von 
Lohn und Zwang die Beziehung unter den Menschen als Mittel für die 
Beziehung zu der Leistung dient. Bei Liebe und Freundschaft da- 
gegen steht ganz offenbar die Beziehung unter den Menschen im 
Vordergrund und die Beziehung zur Leistung kommt hier nur als 
Mittel zum Zweck der ersteren in Betracht. Das ist ja gerade das 
Charakteristische von Liebe und Freundschaft, daß ihnen an der Lei- 
stung nichts gelegen ist, sondern der andere Mensch selbst das Ziel 
von Interesse und Streben bildet. Die Trennungslinie, welche Jhering 
selbst zwischen den von ihm unterschiedenen Arten sozialer Verhält- 
nisse zieht, läuft also in Wirklichkeit gar nicht zwischen zwei Arten, 
bei denen beiden die Beziehung zur Leistung den Zweck bildet. Bei 
Jhering selbst bildet diese Beziehung nur für eine Art das Charakteri- 
stikum. Für seine eigene andere Art dagegen, die der Liebe und Freund- 
schaft, ist die Beziehung zur Leistung gerade nicht das Entscheidende. 
Entscheidend ist hier vielmehr die Beziehung unter den Menschen und 
die Beziehung zur Leistung kommt dabei nur als Zweckmittel in Be- 
tracht. Wir glauben deshalb, eben weil wir mit Jhering die soziale 
Grenze des subjektiven Rechtes in der verschiedenen Artung der so- 
zialen Verhältnisse sehen, seinem Prinzip dieser Artung entgegen- 
treten zu müssen. Dieses liegt nicht innerhalb der Beziehung des Men- 
schen zur Leistung. Vielmehr liegt der grundlegende Artunterschied 
unter den sozialen Verhältnissen darin, ob überhaupt die Beziehung 
zur Leistung und nicht vielmehr die Beziehung unter den Menschen 
selbst ihren Sinn bestimmt. 

Es ist übrigens Jhering die von uns dargelegte Unterscheidung 
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innerhalb des sozialen Verhältnisses nicht vollständig fremd. Er hat 
sie gelegentlich einmal gestreift. »Im geschäftlichen Verkehr«, sagt er 
im »Zweck im Recht«, »bildet die persönliche Berührung das bloße 


Mittel zum Zweck, im geselligen dagegen den Zweck selber .... Beim 
Umgang....ist die persönliche Berührung Selbstzweck.... Die 
Person will im Umgange die fremde Person genießen....« Aber 


irgendwelche grundlegenden Folgerungen hat Jhering aus diesen 
Sätzen nicht gezogen, am wenigsten hat er sie für die Systematik des 
sozialen Verhältnisses als solchen nutzbar gemacht. Der Gedanke, 
daß es soziale Verhältnisse gibt, deren Sinn durch die Beziehung von 
Mensch zu Mensch bestimmt wird, hat auch einen anderen Rechts- 
philosophen beschäftigt. Wilhelm Schuppe (»Der Begriff des subjek- 
tiven Rechts¢) sagt: »Alle.... zur Ehe wesentlichen Stücke sind ent- 
halten in....einer psychischen, auf der Persönlichkeit beruhenden 
Zuneigung unter Geschlechtsverschiedenen. Die Ergänzungs- 
bedürftigkeit ist tief im Wesen des Menschen begründet ..... 
Das Erwachen dieser Bedürfnisse und Gefühle bezeichnet in der gei- 
stigen Entwicklung des Menschen den Punkt der Erhebung des Men- 
schen über die Tierheit, des Erwachsens des eigentlichen Menschen- 
tumes. Er ist zugleich derjenige, der Staat und Recht erst möglich 
macht ....«. Diese schönen und tiefen Worte lassen der Bedeutung, 
welche der Beziehung unter den Menschen innerhalb des sozialen 
Verhältnisses zukommt, eine gerechte Würdigung zuteil werden. Ihr 
Wert wird dadurch beeinträchtigt, daß diese Beziehung hier nur als 
eine solche unter Geschlechtsverschiedenen betrachtet wird und der- 
art ihre Bedeutung für die Systematik des sozialen Verhältnisses nicht 
zur Geltung kommt. 


V. 


Es soll nunmehr versucht werden, die innerhalb des sozialen 
Verhältnisses festgestellten beiden Beziehungen nämlich die Beziehungen 
unter den Menschen — die Personenbeziehung — und die 
Beziehung des Menschen zur begehrten Leistung — die Leistungs- 
beziehung — einander gegenüberzustellen und miteinander zu 
vergleichen. Bei dieser Vergleichung ist zunächst auf unsere frühere 
Unterscheidung zwischen realem Verlauf und irrealem Sinn des so- 
zialen Verhältnisses hinzuweisen. Es ist der eine einheitliche reale 
Verlauf des sozialen Verhältnisses, der sich von dem einen Menschen 
her sowohl zu der Leistung wie zu dem anderen Menschen hin erstreckt. 
Diese tatsächliche Erstreckung des Verlaufes bis an beide Stellen hin, 
sowohl bis zum anderen Menschen wie bis zu der Leistung, ist ge- 
radeso bei der Leistungsbeziehung wie bei der Personenbeziehung 
gegeben. Ein soziales Verhältnis als Leistungsbeziehung ist nicht mög- 
lich, ohne daß der Mensch sich um dieser Leistung willen an den an- 
deren Menschen wendet. Und bei dem sozialen Verhältnis als Personen- 
beziehung ist — wie noch zu zeigen sein wird — das Herangelangen zu 
dem anderen Menschen hin notwendig mit dem Vorliegen einer Lei- 
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stung verbunden. Nicht der verschiedene reale Ablauf, sondern der 
verschiedene irreale Sinn ist es, welcher Leistungsbeziehung und Perso- 
nenbeziehung voneinander unterscheidet. Ein nämlicher realer Ver- 
lauf etwa das Brechen, Zuteilen und Entgegennehmen eines Stückes 
Brot unter zwei Menschen kann den verschiedenen Sinn haben, daß 
entweder der eine Mensch von dem anderen Menschen hinweg eine 
Leistung nämlich das Stück Brot als Nahrungsmittel nimmt und an 
sich nimmt oder daß diese beiden Menschen das Brot miteinander 
brechen und teilen und sich so als Kumpane (cumpanes) mitein- 
ander verbinden und verbrüdern. Sie kann ferner von dem einen Men- 
schen in diesem von den anderen in jenem Sinne verstanden werden. 

Ebensowenig wie in dem realen Verlauf des sozialen Verhältnisses 
als Ganzem das Unterscheidungsmerkmal zwischen Personen- und 
Leistungsbeziehung zu suchen ist, ist sein Ort die Tatsächlichkeit von 
dessen einzelnen Teilen. Als Leistung der Leistungsbeziehung kommt 
grundsätzlich alles das in Betracht, was nicht Subjekt der Leistungs- 
beziehung ist, also alles Gegenständliche, Vergegenständlichte schlecht- 
hin. Es lassen sich nun wichtige Unterschiede zwischen den einzelnen 
möglichen Leistungen des sozialen Verhältnisses aufstellen. So hat 
Wilhelm Schuppe eine Einteilung unter den, den Gegenstand des sub- 
jektiven Rechtes bildenden »Giiterne vorgenommen, welche auch für 
die tatsächliche Unterscheidung unter den Leistungen des sozialen 
Verhältnisses von Interesse ist. Er unterscheidet Leistungen, welche 
nur an die Person des Berechtigten geknüpft sind und deren Wert 
an dem Verhältnis dieser zu der des Verpflichteten hängt, welche also 
ihrer Natur nach von keinem anderen genossen werden können... .¢ 
und solche, »welche von der Person des GenieBers abtrennbar ein 
relativ selbständiges Dasein führen . . . .«. Nehmen wir als Beispiel der 
letzteren die Nahrungsmittel, etwa das Brot, so hat unser soeben 
angeführtes Beispiel gezeigt, daB diese sich ebenso in einer Personen- 
wie in einer Leistungsbeziehung vorfinden können. Als Beispiel der 
ersteren Leistungen dagegen kommen etwa mündliche oder schrift- 
liche Nachrichten, Mitteilungen oder Belehrungen in Betracht. Auch 
diesen ist das Zugehören zu keiner der beiden Beziehungen versagt. 
Die Rechtsauskunft des Rechtskundigen an einen Menschen, der ihn 
darum angeht, gehört in die Leistungsbeziehung, ein Liebesgeständnis 
unter Liebenden gehört einer Personenbeziehung an. Damit man 
aber auch hier nicht annehme, daß wir den tatsächlichen Verlauf und 
nicht den irrealen Sinn mit unserer Unterscheidung unter den Lei- 
stungen meinen, seien als Gegenbeispiele die Fälle genannt, daß die 
Rechtsauskunft nicht von einem Rechtssuchenden sondern von einem 
Menschen begehrt wird, der durch sie dem Rechtskundigen persön- 
lich nahetreten will, und daß der Empfänger des Liebesgeständnisses 
dieses zu Erpressungen verwendet. 

Worin liegt nun aber die Bedeutung der Leistung in der Per- 
sonenbezichung? In der Leistungsbezichung wird die Leistung als 
solche, also um ihrer selbst willen begehrt. In der Personenbeziehung 
wird die Leistung nicht als solche begehrt. Folgt daraus, daß sie hier 
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überhaupt bedeutungslos ist, daß sie fehlen kann? Wie wir gesehen 
haben, will in der Personenbeziehung der eine Mensch zu dem an- 
deren selbst herangelangen, zu ihm herzufinden. Dieses Herzufinden 
ist natürlich nicht äußerlich, räumlich zu verstehen, sondern bedeu- 
tet ein innerliches, seelisches Zusammenfinden. Das, wozu der Mensch 
herangelangen will, ist — zunächst allgemein ausgedrückt — ein 
Etwas aus dem Innenleben. Das Innenleben des einen Menschen wird 
nun dem anderen Menschen nicht an sich und unmittelbar zuteil. 
Dieses Zuteilwerden erfolgt vielmehr mittelbar, durch Mittler. Solche 
Mittler müssen sehbare, hörbare, greifbare, kurz wahrnehmbare Ge- 
gebenheiten sein, nämlich »Ausdrucksbewegungen« oder »Ausdrucks- 
gebärden« (Theodor Lipps), in und durch welche das Etwas aus dem 
Innenleben des einen dem anderen Menschen dargebracht wird, von 
diesem Innenleben abgelöst, ihm gegenüber verselbständigt wird. Es 
muß also zu diesem, dem Innern angehörenden Etwas, damit es in 
die Personenbeziehung eingehen kann, eben die Gegenständlichkeit 
hinzutreten, welche wir gerade an der Leistung der Leistungsbeziehung 
kennengelernt haben. Aber diese »Leistung« hat in der Personen- 
beziehung eine ganz andere Bedeutung als in der Leistungsbeziehung. 
Sie bedeutet nichts als solche, nichts in sich selbst, sondern sie soll, 
wie Jhering sagt, »etwas verkünden, ohne dies an sich (direkt) zu tune, 
sie ist »äußeres Zeichene, »>Symbol« Sehr richtig führt Jhering 
weiter über das Symbol aus: »Es ist ein Gegenstand oder Vorgang, 
der zugleich etwas ist und etwas bedeutet.... Der Gegenstand des 
Symbols hat eine, von dem Gedanken, dem er dienen soll, unabhängige 
Existenz, er ist und er war bereits, bevor der Gedanke ihn zu seinem 
Dienste beschied.... Man kann den Gegenstand, der zum Symbole 
verwendet worden ist, noch so gut kennen, ohne von der symbolischen 
Bedeutung desselben die leiseste Ahnung zu haben... .. Bei dem Sym- 
bol ist das Deckungsverhältnis zwischen Sinn und Ausdruck ein unvoll- 
kommenes, es ließe sich auch eine andere Bedeutung denken... .«. 
Diese Ausführungen legen vollkommen dar, was die Symbolfunktion 
der Leistung in der Personenbeziehung bedeutet und weshalb diese 
an eben der Leistung vorliegen kann, welche in der Leistungsbeziehung 
nur durch sich selbst und um ihrer selbst willen Bedeutung zu haben 
vermag. Wer an die eingangs genannten Beispiele: das Zuteilen des 
Brotes als Nahrungsmittel und das Brechen des Brotes als Symbol 
inniger persönlicher Verbundenheit, sowie die schiiftliche Rechts- 
auskunft als Mittel zu einem ProzeBsieg und als persönliches Doku- 
ment denkt, der hat ausreichende Belege für die Art wie Leistungen 
bald wegen ihres Selbstwertes in der Leistungsbeziehung bald wegen 
ihres Symbolwertes in der Personenbeziehung sich vorfinden können. 

Während die Leistung in der Leistungsbeziehung im Vorder- 
grunde steht und in ihr der Sinn der Beziehung selbst liegt, tritt die 
Person des anderen Menschen in ihr zurück. Der andere Mensch ist es 
allerdings, an den man sich um der Leistung willen wendet. Aber man 
wendet sich an ihn auch nur um der Leistung willen. Man würde sich 
an ihn nicht wenden, wenn von ihm die Leistung nicht zu erwarten 
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wäre. In der Leistungsbeziehung ist die Zuwendung an den anderen 
Menschen bedingt durch die Erwartung der Leistung, sie dauert nur 
solange, wie diese Erwartung besteht, sie endigt, wenn diese aufhört, 
weil die Leistung unmöglich geworden oder erfolgt ist. Man wendet 
sich an den anderen Menschen auch nur, insoweit die Leistung von 
ihm abhängt und bis zu der Stelle, an welcher sie von ihm abhängt. 
Es kann nun die Leistung mit dem Menschen, von welchem sie əb- 
hängt, mehr oder weniger innig verknüpft sein und derart ihre Er- 
langung ein mehr oder weniger nahes Herantreten an diesen Menschen 
fordern. Man denke etwa an folgende Stufenfolge von Leistungen: 
diese bestehe in einem Stück Brot, das der Leistende bereits fertig 
in der Hand hält, oder sie bestehe in der Zubereitung eines noch nicht 
vorhandenen Brotes oder schließlich bestehe sie nicht in einer solchen 
mehr körperlichen sondern durchaus geistigen Leistung wie in der 
Abfassung eines Rechtsgutachtens. Aber stets dringt in der Leistungs- 
beziehung die Zuwendung nicht weiter in den anderen Menschen 
ein, als bis zur Stelle eben dieser Verknüpfung. Sie hat die Ten- 
denz, sich an der Wesensperipherie des anderen Menschen zu 
halten. Wer beim Bäcker ein Stück Brot kauft, dem ist das 
Seelenleben seines Verkäufers gleichgültig, wer sich von einem 
Rechtskundigen ein Rechtsgutachten ausarbeiten läßt, der will von 
dessen ästhetischen und religiösen Auffassungen und Erlebnissen 
nichts wissen. 

Gerade umgekehrt liegt es bei der Personenbeziehung. Mit ihr 
wenden wir uns an den anderen Menschen um seiner selbst willen, 
mit ihr wollen wir an das Innere und Innerste des Menschen heran- 
kommen, seines Innenlebens teilhaftig werden. Man denke nur an die 
wichtigsten Personenbeziehungen der Liebe und der Freundschaft. 
Die Leistung als Symbol würde offenbar ihren Zweck nicht erfüllen, 
wenn sie uns nur äußere Momente des anderen Menschen, etwa seine 
körperliche Größe und Gestalt oder körperliche Eigenschaften und 
Fähigkeiten mitteilen würde. Wir wollen in der Personenbeziehung 
den Wesenskern, die Gesinnung, den vollen Gehalt des anderen Men- 
schen erfahren und erfassen, dessen teilhaftig werden. Wenn Max 
Scheler (»Zur Phänomenologie und Theorie des Sympathiegefühls 
usw.«) die Liebe definiert als »eine Bewegung in der Richtung der 
Qualität ‚Höhersein des Wertes‘«, so ist damit das Wesen der ge- 
samten Personenbeziehung zutreffend charakterisiert. Der Wert aber, 
auf welchen wir uns derart hinbewegen, ist »der reine Personenwert, 
der Wert der Person selbst«. Alle übrigen, mehr peripheren Werte des 
anderen Menschen können wir lieben, indem wir sie »vergegenständ- 
lichen«, d. h. indem wir sie real oder irreal von der Person des anderen 
Menschen ablösen als Leistungen ergreifen und an uns nehmen. Der 
reine Personenwert dagegen ist »als rein sittlicher Wert« »selbst ur- 
sprünglich nur getragen vom Akte der Liebe: dieser allerletzte sitt- 
liche Personenwert ist uns daher nur im Mitvollzug des eigenen Liebes- 
aktes gegeben«. Für ihn kann alles Gegenständliche, Vergegenständ- 
lichte deshalb nicht die Selbstgegebenheit sondern nur bloßes Sym- 


Leistungsbeziehung und Personenbeziehung 591 


bol bedeuten !°). Darüber hinaus aber wird der Mensch hier des er- 
strebten höheren Wertes nur voll teilhaftig, wenn er sich selbst an 
diesen Wert hingibt, ein eigentliches und letztes Nehmen des Wertes 
gibt es hier nur durch Hingabe an diesen. Dieses ist es, was »die Ein- 
heit des einen Menschen mit dem anderen, die im Verstehen, in der 
Liebe, 1m gemeinsamen Werk liegt« (Georg Simmel) bedeutet. 

Wenn wir den von Schuppe gebrauchten tiefsinnigen Ausdruck 
sErganzungsbediirftigkeit« auf die Personenbeziehung anwenden diir- 
fen, so bezeichnet er also deren Gehalt nicht voll sondern nur dessen 
eine Seite. Zu ihr muß die Ergänzungs wılligkeit dem anderen 
gegeniiber hinzukommen. Der Mensch will von dem anderen nicht 
nur Ergänzung des eigenen Wesens erfahren, sondern auch von sich 
selbst oder vielmehr sich selbst dem anderen als Ergänzung bieten. 
Ja, diese Ergänzung ist unter den Menschen gar nicht anders möglich, 
als daß ihr Nehmen und Ergreifen zugleich ein Geben und Hingeben 
ist. Hier liegt ein grundsätzlicher Unterschied zwischen Personen- 
und Leistungsbeziehung. In dieser letzteren sind Nehmen und Geben 
durchaus geschieden und gegensätzlich. Hier reicht das Nehmen und 
Ergreifen nur so weit, als der Mensch des Gebens und Hingebens über- 
hoben ist. Wenn er hier von sich etwas gibt, sich hingibt, dann bedeu- 
tet dies kein Nehmen von Werten sondern deren Aufgabe und Ver- 
lust. Nehmen und Geben sind auf die beiden einander gegenüber- 
stehenden Menschen der Beziehung verteilt. Der eine Mensch nimmt 
an Leistung, was der andere Mensch gibt, und damit er nehmen kann, 
muß der andere geben. In der Personenbeziehung dagegen soll dieser 
Gegensatz von Geben und Nehmen aufgehoben werden. Die Personen- 
beziehung in ihrer höchsten Vollendung, die vollkommene Liebe und 
Freundschaft bedeutet ein vollständiges Einswerden und Sichaus- 
gleichen von Geben und Nehmen. Das höchste Nehmen der Liebe und 
Freundschaft ist die höchste Selbsthingabe. Und diese vollkommene 
Selbsthingabe der Liebe und Freundschaft bedeutet besten Gewinn, 
höchste Bereicherung von der Seite des anderen Menschen. 

Daneben stehen minder vollendete Personenbeziehungen, solche, 
bei denen Liebe und Freundschaft minder vollkommen ist, ferner solche 
von mehr oberflächlicher und gelegentlicher Berührung, wie die der 
Geselligkeit und schließlich die eines zufälligen, ganz vorübergehenden 
Zusammentreffens. Wenn es hier überbaupt zu einem Geben und 
Nehmen kommt, so mag im einzelnen Falle das Geben und Nehmen 
sich gegenseitig nicht ausgleichen, von seiten des einen oder anderen 
Menschen ein Ueberwiegen des Gebens oder Nehmens vorliegen. Aber 
der grundsätzliche Gegensatz von Nehmen und Gcben in der Leistungs- 
beziehung besteht in der Personenbeziehung nicht, diese tendiert viel- 
mehr zum Einswerden und Sichausgleichen beider. 

Damit zeigt sich uns zugleich ein weiterer Gegensatz zwischen 
Personenbeziehung und Leistungsbeziehung. Es gibt verschiedene 

10) Der Gedanke, daß das Persönliche das schlechthin Ungegenständliche, 


das »Unergrindlichee ist, hat seinen schärfsten Ausdruck im Buddhismus ge- 
funden. Vgl. Georg Grimm, »Die Lehre des Buddha«. 
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Arten der Personenbeziehung. Diese stehen in verschiedener Entfernung 
zu der vollkommenen Personenbeziehung, in welcher der reine »Per- 
sonenwert« vollendet gegeben wird. Wir haben derart eine Stufen- 
folge von Personenbeziehungen. Ihre Spitze bildet die vollendete 
Personenbeziehung und ihre Stufen nach unten hin entfernen sich 
immer mehr von dieser Spitze. Diese Stufenfolge bedeutet fiir den 
Menschen ein Ideal d. h. eine nie zu vollendende stets annähernd zu 
erfüllende Aufgabe, ein »Richtmaß unserer Handlungen... . womit 
wir uns vergleichen, beurteilen und dadurch uns bessern, obgleich 
es niemals erreichen können« (Immanuel Kant). Auch bei der Lei- 
stungsbeziehung kann man verschiedene Arten unterscheiden. Man 
kann hier insbesondere nach der Beschaffenheit der Leistung Unter- 
schiede machen, etwa danach ob die Leistung in Hingabe von Diensten 
oder Sachen, letzterenfalls von bereits fertigen oder noch herzustel- 
lenden, ferner in Handlungen oder Unterlassungen usw. besteht. Aber 
diese verschiedenen Arten stehen nicht in dem Verhältnis einer nach 
oben gehenden Stufenfolge zueinander. Sie liegen vielmehr alle neben- 
einander in einer und derselben Ebene. Ihnen allen fehlt der ideelle 
Charakter, denn in ihrer Erledigung ist ein über die menschlichen 
Fähigkeiten hinausragender absoluter Gehalt, der als »RichtmaB un- 
serer Handlungen« dienen könnte, nicht zu finden. 

Sehen wir uns einer Leistungsbeziehung gegenüber, so ist die 
Frage: Was muß ich tun, damit ich die begehrte Leistung erlangen 
und ergreifen kann? Tue ich das, was ich hiernach zur Erlangung der 
Leistung tun muß, nicht, dann bleibt mir diese Erlangung versagt, 
dann kommt eine Leistungsbeziehung zwischen mir und dem anderen 
Menschen nicht zustande. Es gibt hier nur die beiden Möglichkeiten: 
entweder ich tue das, was ich zur Erlangung der Leistung tun mu B 
und die Leistungsbeziehung tritt ein oder ich tue es nicht, dann tritt 
keine Leistungsbeziehung, es tritt überhaupt nichts ein. 

In der Personenbeziehung dagegen liegt für uns die Frage: Wie 
sollen wir uns dem anderen Menschen gegenüber benehmen, da- 
mit wir des reinen Personenwertes teilhaftig werden. Es ist die Frage, 
welche Immanuel Kant in der »Metaphysik der Sitten« als folgenden 
Grundsatz ausspricht: »Die Pflicht der Achtung meines Nächsten 
ist in der Maxime enthalten, keinen anderen Menschen bloß als Mit- 
tel zu meinen Zwecken abzuwürdigen, nicht zu verlangen, der an- 
dere soll sich selbst wegwerfen, um meinem Zwecke zu frénene¢ }4), 
einem Satz, der für uns gerade deshalb wertvoll ist, weil er den Gegen- 
satz von Personen- und Leistungsbeziehungen bereits implicite ganz 
in sich enthält. Dem Sollen gegenüber, welches hiermit an den Men- 
schen herantritt, gibt es nun nicht nur ein Genügen und Nichtge- 
nügen, sondern weiter auch verschiedene Grade des Genügens. Die 
Annäherung an den reinen Personenwert kann sich in verschiedenen 
Stufen vollziehen, wie wir dies bereits kurz dargelegt haben. Aber in 


11) Denn, sagt Kant an anderer Stelle: »Der Mensch ist zwar unheilig genug, 
aber die Menschheit in seiner Person muß ihm heilig sein.¢ 
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noch einer anderen Richtung unterscheidet sich das Sollen der Per- 
sonenbeziehung von dem Müssen der Leistungsbeziehung. Heinrich 
Rickert (»System«) hat gezeigt, daß zwar im Bereich der Wirklichkeit 
dem Sein nur das Nichtsein, das Nichts als Negation gegenübersteht, 
daß es im Bereiche der Werte dagegen außer dem Nichts der Nicht- 
werte auch die negativen Werte gibt. »Die negativen Güter sind ne- 
gativ nicht mit Rücksicht auf ihr reales Sein, sondern allein auf die 
Werte, die sie zu Uebeln machen. So stellen wir durch Negation der 
Lust die Unlust, dem Sinn den Unsinn oder allgemein gesprochen, 
dem Wert den Unwert gegenüber.« Und ebenso müssen auch wir der 
dem reinen Personenwert sich annähernden Personenbeziehung, die 
wertwidrige, diesen Wert beeinträchtigende oder zerstörende Per- 
sonenbeziehung gegenüberstellen, wie wir dies in den sozialen 
Verhältnissen des Hasses, der Feindschaft, der Mißachtung, Er- 
niedrigung finden können. Auch die Mildtätigkeit braucht nicht 
stets eine positiv zu wertende Personenbeziehung zu begründen, 
sondern kann mit einer Demütigung verbunden sein (Jhering). Wie 
unter den gesollten Personenbeziehungen, so gibt es auch unter 
diesen wertwidrigen Beziehungen gradweise Abstufungen der Wert- 
widrigkeit. 

Unsere Darlegungen sollten zeigen, daß die Unterschiede zwischen 
der Personen- und Leistungsbeziehung tiefgreifend und grundlegend 
sind. Ein soziales Verhältnis, dessen Sinn in der Leistung liegt, ist 
etwas durchaus anderes als ein solches, dessen Sinn der Personen- 
wert bildet. Insoweit ein soziales Verhältnis durch die Leistung 
bestimmt ist, kann es um eben deswillen nicht durch den Per- 
sonenwert bestimmt sein und das nämliche gilt für die Umkehrung. 
Auf der anderen Seite sind aber soziale Verhältnisse, welche ganz 
allein entweder durch die Leistung oder durch den Personen- 
wert bestimmt werden, als seltene tatsächliche Ausnahme oder sogar 
als ideelle Grenzfälle zu bezeichnen. Es ist kaum denkbar, daß ich 
zu dem Menschen, von dem ich eine Leistung empfange, mich über- 
haupt nicht in irgendeiner auch nur ganz oberflächlichen Weise per- 
sönlich stelle und ebenso muß ein Verhältnis unter Menschen, dem jeg- 
liches Interesse an irgendeiner von den Personen gegenständlich ab- 
zusondernden Leistung völlig fehlt, zum mindesten als eine große Selten- 
heit bezeichnet werden. In der ganz überwiegenden Zahl der Fälle 
sozialer Verhältnisse ist jeder der beiden Sinngehalte nicht in der 
Lage, den anderen aus deren wirklichem Verlaufe ganz hinauszu- 
drängen, sondern nur dazu, ihn innerhalb dieses Verlaufes als etwas 
sekundäres beiseitezuschieben. So ist tatsächlich in den allermeisten 
sozialen Verhältnissen nur ein Mehr oder Weniger von Leistungssinn 
und Personenwert, ein bloßes Ueberwiegen des einen oder des an- 
deren vorzufinden. Es mag alsdann sogar schwer sein, im einzelnen 
Falle zu entscheiden, auf welcher Seite dieses Ueberwiegen liegt, 
welcher Charakter nun eigentlich dem sozialen Verhältnisse wirklich 
zukommt, ob wir in ihm nun eine Leistungs- oder eine Personenbeziehung 
vor uns haben. Die Entscheidung mag alsdann abhängen, ebenso von 
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den persönlichen Auffassungen der einzelnen Menschen, wie von den 
kulturell bedingten Anschauungen ganzer Zeitalter. 


VI. 


Im Vorangegangenen haben wir Jherings Unterscheidung zweier 
Arten des sozialen Verhältnisses adoptiert. Aber den Gesichtspunkt, 
unter welchem Jhering diese Unterscheidung vorgenommen hat, haben 
wir abgelehnt. Das Geben und Nehmen einer Leistung ist nur für 
einen Teil der sozialen Verhältnisse charakteristisch, begründet also 
selbst bereits eine Unterart des sozialen Verhältnisses. Neben diese 
— wie wir sie nannten — Leistungsbeziehung tritt als die andere 
Unterart des sozialen Verhältnisses, die Personenbeziehung. 

Wir haben uns nun mit Jherings Unterscheidung unter den sozia- 
len Verhältnissen deshalb beschäftigt, weil Jhering aus ihr eine soziale 
Grenze des subjektiven Rechtes entnommen hat. Es frägt sich, ob 
auch unsere Unterscheidung zwischen Leistungsbeziehung und Per- 
sonenbeziehung für die soziale Grenze des subjektiven Rechtes zu 
verwenden ist, was sie für diese Grenzziehung bedeutet. 

Beginnen wir mit der Personenbeziehung. Wie verhält sie sich 
zum subjektiven Recht ? Was bedeutet das subjektive Recht für sie ? 
Die Personenbeziehung ist, wie wir gesehen haben, ihrem letzten Sinne 
nach Hingabe an das Innere und Innerste des Menschen und Hingabe 
dieses Innern und Innersten selbst, des reinen Personenwertes. Das 
subjektive Recht aber ist nach der von uns anerkannten herrschen- 
den Lehre zu definieren als das durch Zwang geschützte Interesse 
oder die durch Zwang gesicherte Willensherrschatt. Dem Wesen der 
Personenbeziehung ist um so mehr entsprochen, je mehr das, was in 
ihr gegeben und genommen wird, aus dem Innersten des Menschen 
herkommt, dieses Innerste selbst bedeutet. Zwangssicherung, Zwangs- 
schutz des Wollens und Interesses heißt nun aber, daß der Mensch 
für deren Erfüllung und Befriedigung von der Spontaneität des an- 
deren Menschen unabhängig ist, gerade dessen überhoben ist, ob der 
andere Mensch diesem Interesse auch spontan genügen will oder nicht. 
Das, was der Mensch unter dem Zwange des subjektiven Rechtes 
erlangt, wird ihm zuteil, gleichgültig, wie sich der andere Mensch 
letzten Endes innerlich zu der geforderten Hingabe und Abgabe stellt. 
Deshalb kann aber auch mit dem subjektiven Rechte niemals eine 
wirklich innere Gabe und Hingabe von seiten des anderen Menschen 
erlangt werden. Zwar ist nicht jede durch Zwang gesicherte Hingabe 
auch durch Zwang gegen den Willen des anderen bewirkt. 
Aber auch wenn sie von dem Willen des anderen ausgeht, steht dieser 
doch unter dem Druck des Zwanges und die Gabe ist durch den Zwang 
alsdann wenigstens bedingt, motiviert. Als solches Motiv des 
Gebens ist aber gerade der Rechtszwang nicht bloße abstrakte Mög- 
lichkeit. Vielmehr ist er als »Zwangsapparate (Max Weber) durchaus 
konkrete Wirklichkeit. Weil der Rechtszwang auch als bloße Bedingung 
des menschlichen Willens stets als konkrete Wirklichkeit vorliegt, der: 
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Gebenden wie dem Nehmenden stets augenfällig und gegenwärtig ist, 
schließt er das schlechthin spontane Geben und das Empfangen vom 
spontanen Geben aus. Das heißt aber: Je mehr in dem sozialen Ver- 
hältnisse das subjektive Recht zur Geltung kommt, desto unzugäng- 
licher wird das Verhältnis für das Nehmen und Geben des reinen 
Personenwertes, desto mehr entfernt es sich von der Personenbe- 
ziehung. Der Zwang des subjektiven Rechtes bedeutet in der Personen- 
beziehung nicht die Sicherung einer Erfüllung und Befriedigung von 
Wollen und Interesse, sondern er steht dieser Erfüllung hindernd im 
Wege und macht sie letzten Endes unmöglich. 

Das, was bei der Personenbeziehung dem subjektiven Rechte in 
seinem Wert entgegensteht, ja diesen in einen Unwert verkehrt, näm- 
lich das Hinstreben nach dem Innern und Innersten des anderen Men- 
schen, das fehlt der Leistungsbeziehung. Diese hält sich grundsätz- 
lich an der Wesensperipherie des anderen Menschen und möchte 
nicht weiter in dessen Wesen eindringen als bis zu der Stelle, an welcher 
die Leistung mit ihm verknüpft ist. Das Abtrennen der Leistung von 
dem anderen Menschen ist ja der eigentliche Sinn der Leistungsbezie- 
hung. Zu diesem Abtrennen ist in sehr vielen Fällen der bereitstehende 
Zwangsapparat des Rechtes viel besser befähigt, als der die Leistung 
begehrende einzelne Mensch selbst. Denn der Zwangsapparat ver- 
fügt hierfür über stärkere und wirksamere Kräfte als dieser. Um des- 
willen muß der Mensch wünschen, in der Leistungsbeziehung das Ab- 
trennen und Ergreifen der Leistung durch den Zwang des subjek- 
tiven Rechtes zu sichern. So hat das subjektive Recht mit seiner 
Zwangssicherung seinen Sitz in der Leistungsbeziehung. 

Es frägt sich nur, ob dieser Zwang befähigt ist, alle als Gegen- 
stand der Leistungsbeziehung möglichen Leistungen dem Menschen 
zu sichern. Entscheidend ist, ob die Innigkeit der Verknüpfung von 
Leistung und leistungspflichtigem Menschen nicht die Wirksamkeit 
des Rechtszwanges zuschanden macht. Da zeigt es sich nun, daß der 
direkte Rechtszwang nämlich das zwangsweise Wegnehmen der Lei- 
stung selbst nur einen beschränkten Spielraum hat. Er ist nur mög- 
lich, wenn die Leistung bereits fertig vorliegt und derart dem Lei- 
stungspflichtigen unmittelbar entfremdet werden kann. Er versagt 
dagegen, wenn die Leistung in der Herstellung einer körperlichen 
Sache besteht oder auf etwas Geistiges gerichtet ist. Doch findet hier 
der direkte Zwang seine Ergänzung in dem indirekten Zwange, der ent- 
weder den Pflichtigen durch Strafen leistungswillig macht oder dem 
Berechtigten eine Ersatzleistung verschafft. Ob allerdings die Strafe den 
Pflichtigen stets leistungswillig macht und die Ersatzleistung der ur- 
sprünglichen wirklich voll entspricht, das mag im einzelnen Falle 
fraglich sein. Doch spricht dies nicht dagegen, daß der Rechtszwang 
dem Menschen hinsichtlich aller Leistungen der Leistungsbeziehung 
wenigstens grundsätzlich Sicherheit zu geben vermag. Es untersteht 
also das gesamte Gebiet der Leistungsbeziehungen der Zwangssiche- 
rung des subjektiven Rechtes wenigstens grundsätzlich als Domäne. 
Hält man hiermit zusammen, daß die Personenbeziehung für diese 
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Zwangssicherung unzugänglich ist, so ergibt sich, daß wie Jhering 
auch wireinesozialeGrenze des subjektiven Rech- 
tes und seiner Zwangssicherung kennen und daß diese Grenze zu- 
sammenfällt mit der Scheidelinie, welche zwischen dem sozialen Ver- 
hältnis als Leistungsbeziehung und diesem als Personenbeziehung hin- 
durchläuft. 

Diese Feststellung bedarf in einigen Richtungen der Erläuterung. 
Bereits Jhering hat darauf abgehoben, daß das Recht innerhalb des 
ihm eigentlich zugewiesenen Gebietes der Ergänzung durch ein an- 
deres Motiv nämlich das des »Sittlichen« bedarf. Daß auch nach 
unserer Ueberzeugung das Recht innerhalb der Leistungsbeziehung 
der Ergänzung durch das Sittliche bedürftig ist, haben wir bereits 
kurz angedeutet. »Ohne Hinzukommen der sittlichen Gesinnung iste, 
um mit Jhering zu reden, »die ganze Rechtsordnung eine höchst un- 
vollkommene, unsichere. Lediglich auf den Zwang....gebaut.... 
ist sie nichts als die Ordnung des Bagno der Galeerenstratlinge: ge- 
sichert, solange die Peitsche in Sicht, aufgelöst, sowie sie aus den 
Augen ist«. Es hat nun weiter Jhering dem Sittlichen, gerade inso- 
weit es Sitte ist, eine besonders eingehende Untersuchung gewidmet 
und hat dessen Bedeutung gerade in den Gebieten des sozialen Lebens 
festgestellt, welche sich der Einwirkung des Rechtes versagen. Seiner 
Darlegung liegt der Gedanke zugrunde, daß die Sitte auf dem rechts- 
fremden Gebiete des sozialen Lebens eben die Bedeutung hat, welche 
dem Recht auf dem Rechtsgebiete zukommt. »Die empirische Be- 
trachtung der Gesellschaft hat ergeben«, erklärt unser Autor, »daßB 
drei Postulate innerhalb ihrer in doppelter Gestalt realisiert sind: in der 
des Rechts als Rechtsordnung, Rechtsgesetz, Rechtszwang — in der 
des Sittlichen als sittliche Ordnung, Sittengesetz, sozialer Zwang.« 
Die Darlegungen Jherings scheinen diese Parallelstellung zwischen 
Recht und Sitte zu rechtfertigen, und zwar auch dann, wenn man, 
wie wir dies tun, das rechtsfremde Gebiet als die Personenbeziehung 
charakterisiert 12). Das dokumentiert sich etwa in der Charakteri- 
sierung des »Umganges« eines Hauptgebietes der Sitte als des »Me- 
diums der Verbreitung des moralischen und intellektuellen Fluidums 
über der Menschheit« und in der Feststellung, daß den Umgang drei 
Begriffe kennzeichnen »Anstand, Höflichkeit, Takt«, ferner darin, daß 
die Sitte das Mitleid fordert, durch welches »wir dem Leidenden einen 
Teil seiner Last abnehmen (Teilnehmen, Anteilnehmen) und ihm sel- 
ber dadurch Erleichterung gewähren....e Auf die Sitte gründet 
Jhering die Höflichkeit, deren Regeln »ein Tun im Interesse der Per- 
son zum Inhalt haben: positive Anerkennung der Persönlichkeit .... 


12) Ob die Personenbezichung als solche insbesondere in ihrer Ausgestaltung 
als Liebe und Freundschaft bereits der Sittlichkeit im eigentlichen Sinne an- 
gehört, lassen wir hier dahingestellt. Bedeutsam für die Entscheidung dieser 
Frage ist es, wie man sich zu Immanuel Kants Lehre stellt, daß »Achtung fürs 
moralische Gesetz die einzige und zugleich unbezweifelte moralische Triebfedere 
ist. Dieser »Rigorismuse Kants hat aber, seitdem ihn Schiller zu einer aktuellen 
Frage gemacht hat, stets Gegner gefunden. 
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Erst auf dem Gebiet der Sitte gelangt die Idee der Persönlichkeit zur 
vollen d. h. positiven Anerkennung und in diesem Sinne kann man 
sagen: die Höflichkeit vervollständigt auf dem Gebiete der Sitte das 
Recht der Persönlichkeit... .« Die Höflichkeit nun wiederum um- 
faßt die Achtung. Diese ist »Anerkennung des Wertes der Person. Der 
Begriff des Wertes...findet auch auf Sachen Anwendung. Aber 
während die Sache .... nichts ist als Mittel für den menschlichen 
Zweck ist der Mensch... . zugleich Selbstzweck.... Damit ist ihm 
ein spezifischer Wert zuerkannt, der ihn unendlich hoch über die Sache 
erhebt und jede Zusammenstellung mit der Sache ausschließt... .«. 

Diese Ausführungen zeigen eine Bedeutung der Sitte für das 
rechtsfremde Gebiet des sozialen Lebens, welche geradezu auf dessen 
Eigenschaft als Personenbeziehung aufgebaut zu sein scheinen. Was 
besagt dies für das Verhältnis von Sitte und Recht? Heißt dies, daß 
in der sozialen Begrenzung des Rechtes durch die Personenbeziehung 
zugleich dessen Begrenzung durch die Sitte zum Ausdruck kommt ? 
Einigen Einwänden gegen diese Anschauung sei kurz begegnet: Wenn 
die Sitte nicht das gesamte Gebiet der Personenbeziehung umfaßt, 
sondern insbesondere für deren feinste und erhabenste Formen der 
Liebe und Freundschaft bedeutungslos ist, so teilt sie diese Einschrän- 
kung ihrer Bedeutung, wie wir sahen, mit dem Recht. Es spricht dies 
ebensowenig gegen die soeben aufgestellte These, wie die umgekehrte 
Feststellung, daß die Sitte nicht nur für die Personenbeziehung 
sondern neben ihrer »Fremdnützigkeit« als »selbständige«, »bevor- 
mundende« auch für den Menschen als einzelnen außerhalb jedes 
sozialen Verhältnisses Bedeutung hat. Schwerer schon wiegt der Ein- 
wand, daß die Sitte etwas AeuBerliches sei und deshalb für die voll- 
kommen auf das Innere und Innerste des Menschen gerichtete Perso- 
nenbeziehung keine Geltung haben können. Aber gerade diesem Ein- 
wand ist Jhering selbst mit ganz besonders feinsinniger und durch- 
schlagender Argumentation begegnet. »Das Wesen der Höflichkeit im 
Sinne der Sitte....ist.... dasselbe wie das des Rechts: AeuBerlich- 
keit. Darauf beruht ihr Unterschied von der Moral, deren Wesen die 
Innerlichkeit ist.... Die Aeußerlichkeit ist jedoch bei der Höflich- 
keit eine andere als beim Recht.... Das Aeußerliche trägt hier 
seinen Zweck nicht in sich selber, sondern es hat nur die Bestimmung, 
etwasInnerliches kundzugeben.... Das äußere Zeichen 
ist hier Symbol d. h. es soll verkünden, ohne dies an sich direkt zu 
tun....« Und später findet Jhering das schöne Wortvonder»l rans- 
parenz des Herzens im äußeren Benehmen«. 

Der wichtigste Einwand gegen die hiermit angeregte Frage nach 
der Bedeutung der Sitte für die soziale Begrenzung des subjektiven 
Rechtes dürfte die ihr von Jhering zugesprochene Ausstattung mit dem 
sozialen Zwange sein. Wir haben dem subjektiven Rechte die 
Bedeutung für die Personenbeziehung ja gerade um deswillen abge- 
sprochen, weil es mit Zwangssicherung, Zwangsschutz ausgestattet 
ist. Wenn aber Jhering der Sitte die Ausstattung mit dem sozialen 
Zwange zubilligt, so ist diese Behauptung wohl kaum zu widerlegen. 
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Allerdings hat Rudolf Stammler den Gegensatz zwischen Sitte und 
Recht eben in der vollständigen Zwangslosigkeit der ersteren, näm- 
lich in der Verdrängung der rechtlichen »Selbstherrlichkeit« durch 
die bloße »bedingungsweise Einladung« gesehen. Aber diese Lehre 
hat fast einmütige Ablehnung gefunden (Gustav Radbruch). Und 
diese Ablehnung ist nicht unbegründet. Denn in der schroffen Form, 
in welcher Stammler der Sitte den Zwang abspricht, ist diese Auf- 
fassung wohl kaum haltbar. Es frägt sich aber gerade dann, wenn man 
der Sitte einen Zwang zuerkennt, ob damit nicht Sitte und Recht 
hinsichtlich des Zwangs einander vollkommen gleichgesetzt werden, 
ob also der Zwang der Sitte genau der nämliche ist wie der Zwang 
des Rechtes. Wenn dies zutreffen würde, dann wäre allerdings die 
Geltung der Sitte für die Personenbeziehung bereits um deswillen zu ver- 
werfen, weil in ihr diejenige des Rechtes nicht anerkannt werden kann. 
Aber gerade diese Gleichsetzung von Rechtszwang und Sittenzwang 
hat Jhering verneint und zwar unseres Erachtens mit gutem Grund. 
Er sieht zwischen beiden einen wichtigen Unterschied. »An dem Mo- 
mente des Zwanges fehlt es der sittlichen Ordnung nicht«, führt er 
aus, »wie dem Rechtsgesetze die mechanische Zwangsgewalt des 
Staates, so korrespondiert dem Sittengesetz die psychologische 
Zwangsgewalt der Gesellschaft. Sie betätigt sich in der öffentlichen 
Meinung.... Beide Arten des Zwanges sind unvollkommen, beide 
haben ihre Vorzüge und ihre Mängel. Der Vorzug des mechanischen 
Zwanges der Staatsgewalt liegt in der Sicherheit seiner Wirkung ..... 
Der Vorzug des psychologischen Zwanges liegt darin, daß er vor kei- 
nem Lebensverhältnisse haltzumachen braucht .... Seine Schwäche 
liegt in der Unsicherheit seiner Wirkung. — Dem sittlichen Urteile 
der Gesellschaft, der öffentlichen Meinung kann man Trotz bieten... .«. 

Die Unterscheidung des Sittenzwanges als psychologischen von 
dem mechanischen Rechtszwang erachten auch wir für richtig, aber 
den Vorzug des Sittenzwanges sehen wir in etwas anderem, als in dem, 
worin ihn Jhering sieht. Wir sehen ihn — paradox gesprochen — ge- 
rade in dem, worin Jhering seine Schwäche sieht, eben in der »Un- 
sicherheit seiner Wirkunge, in der Möglichkeit, ihm »Trotz zu bieten«. 
Gerade weil der Rechtszwang in seiner Wirkung sicher ist, man ihm 
keinen Trotz bieten kann, gerade deshalb ist ihm die Personenbeziehung 
verschlossen. Gerade weil dem Sittenzwang diese Sicherheit fehlt, 
eben deshalb steht er der Spontaneität des menschlichen Willens, 
dem Geben und Nehmen des Innern und Innersten im Menschen nicht 
im Wege und deshalb kann er in der Personenbeziehung zur Geltung 
kommen. Während der Rechtszwang eine mechanische Wirkung gegen- 
über dem Willen des Menschen ausüben kann, kann dies der Sitten- 
zwang nicht. Der Sittenzwang kann nur, wie Jhering richtig sagt, 
psychologisch d. h. nur als Bedingung, als Motiv des menschlichen 
Willens wirken. Wenn also der Sittenzwang wirkt, dann wirkt er 
nie durch den menschlichen Willen hindurch, sondern es ist stets 
der menschliche Wille, welcher selbst wirkt, urd zwar auf Grund 
des Sittenzwanges. Das heißt, bildlich ausgedrückt, der Sittenzwang 
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bleibt bei diesem Wirken im Untergrunde oder Hintergrunde. Er 
ist als Bedingung des menschlichen Willens gerade nicht die kon- 
krete Wirklichkeit eines »Zwangsapparates«. Deshalb weil bei dem 
Wirken des Sittenzwanges es stets der menschliche Wille selber 
ist, der wirkt, kann in dem auf diesen Zwang gegründeten sozialen 
Verhältnisse das eigene Innere und Innerste des Menschen zur Gel- 
tung kommen, der reine Personenwert gegeben und genommen 
werden. Deshalb verträgt sich die Personenbeziehung mit dem Sitten- 
zwang, steht ihm diese Beziehung als Wirkungsfeld offen. Wenn wir 
in der Kontroverse über den Sittenzwang dessen radikaler Ablehnung 
durch Stammler entgegengetreten sind, so wollen wir zugleich für den 
berechtigten Kern seiner Lehre eintreten. Der Sittenzwang ist eben 
doch grundverschieden vom Rechtszwang und diese Verschiedenheit 
liegt gerade in dem für das soziale Verhältnis entscheidenden Momente 
nämlich darin, daß der Rechtszwang im Geben und Nehmen unter 
den Menschen die Spontaneität grundsätzlich ausschließt, der Sit- 
tenzwang sie zuläßt. Dieser richtige Satz hat bei Stammler lediglich 
eine überspitzte und deshalb unrichtige Formulierung erhalten. 

Aus dieser Erörterung der geltendgemachten Einwände folgt, 
daß auch nach unserer Ueberzeugung ebenso wie nach der Jherings 
die soziale Begrenzung des subjektiven Rechtes durch die Personen- 
beziehung zugleich dessen Begrenzung durch die Sitte bedeutet. Wir 
billigen die Anschauung Jherings, daß in dem sozialen Leben zwei wich- 
tige, nebeneinander bestehende Normensysteme herrschen, nämlich 
das Recht mit Rechtsordnung, Rechtsgesetz und Rechtszwang und 
das Sittliche mit sittlicher Ordnung, Sittengesetz und Sittenzwang. 

Schließlich soll in einer letzten Richtung die soziale Begrenzung 
des subjektiven Rechtes illustriert werden. Bereits Savigny bat, wie 
früher erwähnt, darauf hingewiesen, daß es neben den menschlichen 
Verhältnissen, die ganz und denen die gar nicht durch Rechtsregeln 
beherrscht werden, solche gibt, welche »nur teilweise dem Rechtsgebiet 
angehören« und hat als Beispiel der letzteren die Ehe genannt 23). 
Auch unsere Systematik läßt derartige Zwischengebilde zwischen der 
reinen Leistungsbeziehung und der reinen Personenbeziehung zu. Ja, 
sie weist auf deren Dasein recht eigentlich hin. Wir haben ja betont, 
daß die Entscheidung darüber, ob das soziale Verhältnis die eine oder 
andere Beziehung darstellt, nicht aus dessen realem und derart ein- 
deutigem Verlauf zu entnehmen ist, sondern lediglich aus dem Ueber- 
wiegen des einen oder anderen Sinnes folgt. Dieses Ueberwiegen 
schließt aber den anderen Sinngehalt nicht vollständig aus, sondern 
stellt ihn nur als etwas Sekundäres auf die Seite. Es enthält derart 


13) Uebrigens keineswegs unter allgemeiner Billigung. So bezeichnet z.B. 
Bernhard Windscheid es in einer, wohl auf Hegel zurückgehenden Formulierung 
als sAufgabe der Rechtsordnung... die von dem Sittengesetz geforderte Ge- 
staltung des ehelichen Verhältnisses... zur äußeren Erscheinung 
zu bringene ferner, »das sittliche Wesen des Verhältnisses« von Eltern und. 
Kindern zum Ausdruck zu bringen...+ eine wegen ihrer Vieldeutig- 
keit und Inhaltslosigkeit häufig getadelte Formulierung. 
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den Gedanken von gradweisen Abstufungen und weist auf die Mög- 
lichkeit einer Mittellage hin, in welcher sich die beiden entgegenge- 
setzten Sinngehalte nahezu die Wage halten. So können z.B. in der 
Anforderung und Erlangung einer Rechtsauskunft der Sinn der Siche- 
rung in dem zukünftigen Rechtsstreit und der der persönlichen Ver- 
bindung mit dem bedeutenden Rechtskundigen derart‘ miteinander 
konkurrieren, daß wir geradezu ein aus Leistungsbeziehung und Per- 
sonenbeziehung gemischtes und zusammengesetztes soziales Verhält- 
nis vor uns haben. Es gibt nun eine Reihe sozialer Verhältnisse, denen 
diese Zusammensetzung eigentümlich und notwendig ist. Hierzu ge- 
hört die von Savigny genannte Ehe 1$). Sie ist als Grundlage gegen- 
seitiger ehelicher Treue und als sittliche Lebens- und Liebesgemein- 
schaft Personenbeziehung. Insofern sie dagegen Leistungen unter Ehe- 
gatten bestimmt, wie Unterhaltsgewährung, Gewährung von persön- 
lichen Diensten, Zurverfügungstellung und Verwaltung des Vermögens, 
ist die Leistungsbeziehung. Besonders problematisch ist die Zuwei- 
sung des ehelichen geschlechtlichen Verkehres zu der einen oder an- 
deren Beziehung !°). Aehnlich wie bei der Ehe liegt der Zusammen- 
hang zwischen Leistungs- und Personenbeziehung bei dem Verwandt- 
schaftsverhältnis, insbesondere dem Eltern- und Kinderverhältnis. 
Auch hier stehen sich sittliche Lebensgemeinschaft einerseits und 
Unterhaltsgewährung, Gewährung persönlicher Dienste sowie Ver- 
mögensgestaltung andererseits gegenüber, während die Erziehung eine 
problematische Mittelstellung einnimmt. Von Interesse sind auch fol- 
gende aus Leistungs- und Personenbeziehung zusammengesetzten so- 
zialen Verhältnisse. Zunächst das geschlechtsvertrauliche Verhältnis 
zwischen Personen verschiedenen Geschlechts, das unter Umständen 
ein subjektives Recht auf Schadensersatz zu begründen vermag, ferner 
die Zugehörigkeit zu einem Verein, die neben der persönlichen Bezie- 
hung zu den Vereinsmitgliedern eine Bedeutung für das persönliche 
und wirtschaftliche Fortkommen haben und deshalb ein subjektives 
Recht darstellen kann !$), schließlich die Ehre, bei der das positive 
Moment der Anerkennung der Persönlichkeit eine Personenbeziehung 
ist, während das Negative der Unterlassung von Verletzungen und 
Beeinträchtigungen der Ehre auf eine Leistung gerichtet ist und sich 
als Gegenstand eines subjektiven Rechtes vorfindet 1?) (Jhering). 


14) Eine unter dem vorliegenden Gesichtspunkte verwertbare besonders 
ausführliche Darstellung gibt Schuppe, »Der Begriff des subjektiven Rechtese. 
Allerdings meint er, daß sdie Frage, warum der Staat nicht Zwangsmaßregeln 
anwendet, um das Zusammenleben wiederherzustellen.... kaum jemand im Ernst 
aufwerfen dürfte«. Doch würde gerade die Aufwerfung dieser Frage den für unsere 
Erörterung wesentlichen Gesichtspunkt ergeben. 

15) Man denke an Kants Eherecht und Auffassung von der Ehe. 

16) Hierüber eine umfangreiche Rechtsprechung des Reichsgerichts. 

17) Vor allem Wilhelm Sauer (»Das Wesen der Ehre«), der gerade den Ge- 
sichtspunkt des »Personenwertes« heranzieht und erklärt, die Ehre schaffe »per- 
sonale Wertgrößen«, aber dann über den Zusammenhang von Ehre und Recht 
die Auskunft schuldig bleibt. 
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VII. 


Unsere Auffassung steht im Gegensatz zu der modernen ins- 
besondere Stammlerschen Lehre, welche von einer Begrenzung der 
sozialen Leistungsfähigkeit des subjektiven Rechtes nichts wissen 
will, diesem vielmehr eine unbegrenzte Bedeutung für das soziale 
Leben und soziale Verhältnis zuerkennt. Der Lehre Jherings folgend, 
stellten wir bei aller Anerkennung der Bedeutung des Rechtes für den 
gesellschaftlichen Zusammenhang gerade um seines Zwangscharakters 
willen doch eine »Grenze seiner sozialen Leistungsfähigkeit« fest und 
sahen diese in einem ganzen Artkomplex von dem Rechte unzugäng- 
lichen sozialen Verhältnissen. Nur insofern scheint es, daß wir von 
Jhering abweichen, als wir die soziale Grenze des subjektiven Rechtes 
etwas anders ziehen und dem rechtsfremden sozialen Gebiete eine von 
Jhering abweichende Charakterisierung und Bezeichnung nämlich die 
der Personenbeziehung zuteilen. Ist man dieser Meinung, so kann man 
weiterfragen, ob unsere Auffassung sich überhaupt grundlegend und 
nicht bloß oberflächlich von der Jherings unterscheide und deshalb das 
Recht zu ihrer Darlegung in Zweifel ziehen. 

In Wirklichkeit ist unsere Auffassung der sozialen Grenze des 
subjektiven Rechtes grundlegend von der Lehre Jherings verschie- 
den. Dies gilt es jetzt zu zeigen und damit unsere Untersuchung durch 
Aufweisung ihrer praktischen Folgerungen zu Ende zu führen. 

Nach Jhering herrscht in dem rchtsfremden Gebiete die sittliche 
Ordnung genau ebenso wie in dem rechtsunterworfenen Gebiete die 
Rechtsordnung herrscht. Auch wir haben das Nebeneinanderbestehen 
von Rechtsordnung und Sittenordnung im sozialen Leben anerkannt 
und jener die Leistungsbeziehung dieser die Personenbeziehung als 
ihr Bereich zugesprochen. Insoweit stimmen wir mit Jhering überein. 
Ueber die Art aber, auf welche die beiden Ordnungen in dem ihnen 
zugewiesenen sozialen Gebiete wirken, sind wir anderer Ansicht als 
dieser Gelehrte. 

Die Frage, mit welcher die Personenbeziehung an den Menschen 
herantritt, lautet: Wie soll ich mich dem anderen Menschen gegen- 
über in Hinblick auf den reinen Personenwert benehmen ? Daß nun 
im Bereiche der Personenbeziehung die Sitte Geltung hat, das bedeu- 
tet eben, daß die Sitte es ist, von welcher wir auf diese, aus der Per- 
sonenbeziehung erwachsende Frage die Antwort erwarten. Dazu ist die 
Sitte ihrer formalen Struktur nach auch sehr wohl in der Lage. Denn, 
wie wir bereits sagten, findet die Sitte ihren Ausdruck in Normen. 
Die Normen aber sind es eben, welche für den Menschen »ein Sollen 
statuieren« (Hans Kelsen). Das in der Personenbeziehung liegende 
»Sollen« findet also in den Normen der Sitte Ausdruck und Formel. 
In der Leistungsbeziehung wissen wir nun bisher von einem solchen 
»Sollen« überhaupt nichts. Auch die Leistungsbeziehung bedeutet 
eine Frage für den Menschen. Aber sie ist nicht eine Frage des Sollens 
sondern eine Frage des Müssens. »Was mu B ich tun, damit ich die 
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begehrte Leistung erlangen und ergreifen kann ?« Der Sinn dieses 
»Miissense ist aber der: Welche Mittel muß ich aufwenden zu dem 
Zweck, um die Leistung zu erlangen ? Dieser Zusammenhang von 
Mittel und Zweck ist nun durchaus verschieden von dem des normie- 
renden Sollens. Mit »dem Zweck in dem subjektiven Sinne des Wollens« 
hat die Norm nichts zu tun, sagt Kelsen sehr richtig. Der in dem Müs- 
sen zum Ausdruck kommende »kausal-teleologischee Zusammenhang 
ist vielmehr dem in dem Sollen liegenden normativen Zusammenhang 
entgegengesetzt. Das Recht, welches ja gleich der Sitte ein norma- 
tives Sollen ausdrückt, kann also auf die mit der Leistungsbeziehung 
an den Menschen herantretende Frage nach den zur Erlangung von 
Leistungen erforderlichen Mitteln eine Antwort nicht geben. Tatsäch- 
lich finden wir denn unter den Normen des Rechtes nirgends eine 
Antwort auf diese Frage, vielmehr finden wir diese unter den Regeln 
der Technik und Oekonomik. 

Was aber bedeuten die Normen des Rechtes alsdann für die 
Leistungsbeziehung ? Soweit der Mensch sich in dieser Beziehung 
der Leistung zuwendet, haben diese Normen ja eine positive Bedeutung 
nicht. Es liegt nun aber in ihr außer der Zuwendung zu der Leistung 
hin auch noch die an den anderen Menschen. An den anderen Menschen 
wendet man sich um der Leistung willen und nur um der Leistung 
willen. In dieser sekundären Bedeutung ist neben der Zuwendung zu 
der Leistung auch die Zuwendung zu dem anderen Menschen in der 
Leistungsbeziehung enthalten. Wenn nun für die erstere Zuwendung 
die Rechtsnormen eine positive Bedeutung nicht haben, so muß ihre 
positive Bedeutung der letzteren Zuwendung, also der zu dem anderen 
Menschen hin, gelten. Derart besagen die Rechtsnormen in der Lei- 
stungsbeziehung nicht, was der Mensch tun muß, um die begehrte 
Leistung zu ergreifen, sondern daß er bei dieser Ergreifung die und 
die genauer geregelte Rücksicht auf den anderen Menschen der Lei- 
stungsbeziehung nehmen soll, daß er die Leistung nur ergreifen 
darf, wenn er diese Rücksicht auf den anderen Menschen nimmt. 
Es sind also an dem subjektiven Rechte zwei Seiten zu unterscheiden. 
Gegenüber dem anderen Menschen ist es Interessenschutz oder Willens- 
herrschaft. Daneben steht seine Bedeutung im Hinblick auf die gegen- 
ständliche Leistung. In dieser Richtung ist es Hemmung und Be- 
schränkung des tatsächlichen Könnens, es bedeutet nicht die 
Vermehrung und Erhöhung sondern die AusschlieBung von tech- 
nischen Möglichkeiten des Ergreifens der Leistung. Interessenschutz 
und Willensherrschaft sind nur gegeben auf Grund dieser Hemmung 
und Beschränkung und ohne diese Hemmung und Beschränkung sind 
auch Interessenschutz und Willensherrschaft dem anderen Menschen 
gegenüber ı nicht gewährt 18). Die Bedeutung eines solchen, die un- 


12) Diese zwei Seiten des subjektiven Rechts sind vielleicht nicht immer so 
herausgestellt worden, wie es ihnen zukommt. Ihr Nebeneinanderbestehen liegt 
der modernen Betonung des Pflichtmomentes innerhalb des subjektiven Rechtes 
zugrunde (Binder), die sich bereits in Schuppes »Der Begriff des subjektiven 
Rechts« findet: »Zum Recht wird etwas... dadurch, daß es von dem zum gat- 
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beschränkte Ergreifung der Leistung hemmenden Sollens und Dürfens 
ist es, welche den Rechtsnormen in der Leistungsbeziehung zukommt. 
Dies bestätigt bereits die alte römische Formulierung des Rechtes, 
welche neben dem honeste vivere, eben das alterum non laedere und 
das suum cuique tribuere als juris praecepta bezeichnet (Ulpian). Und 
ganz in diesem Sinne sagt Kant (» Metaphysik der Sitlens): »Der Begriff 
des Rechts... . betrifft.... das äußere und zwar praktische Verhält- 
nis einer Person gegen eine andere, sofern ihre Handlungen 
als Fakta.... aufeinander... . Einfluß haben können... .«. Schließ- 
lich ebenso in unseren Tagen Adolf Merkel (» Allgemeine Rechtslehre«): 
»Meine Herrschaft über Sachen ist rechtlicher Natur nur insofern, als 
ich von anderen im Namen des Rechts verlangen darf, daß sie dieselbe 
respektieren.« 

Derart aber bedeuten die Rechtsnormen für dieLeistungsbeziehung 
nicht positiv die Weisung, wie der Mensch das erreicht, was er hier an- 
strebt und begehrt, sondern negativ die Schranken, welche diesem 
Streben und Begehren gesetzt sind. Die Rechtsnormen geben nicht 
Antwort auf die Frage, mit welchen Mitteln der Mensch die erwünschte 
Leistung erlangt, sondern auf die, welche an sich möglichen Mitteln 
er gerade nicht anwenden soll und darf. Die Rechtsnormen wollen 
den Menschen gerade nicht zu der in der Leistungsbeziehung begehrten 
Leistung hinführen, sondern sollen den Menschen auf diesem Wege 
hemmen und beschränken und zwar im Interesse des anderen Men- 
schen 2°). Die Zwangssicherung des Rechtes ist zugleich Beschränkung 
durch das Recht, das Recht gibt Sicherung nur um den Preis dieser 
Beschränkung, es ist Interessenschutz und Willensherrschaft gegen- 
über dem anderen Menschen nur, wenn der Mensch sich in Hinblick 
auf die Leistung diese Beschränkung auferlegt. Es haben also die 
Rechtsnormen in der Leistungsbeziehung nicht die nämliche sondern 
gerade die umgekehrte Bedeutung wie die Sittennormen in der Perso- 
nenbeziehung. Geben diese auf die aus der Personenbeziehung erwach- 
sene Frage die positive Antwort, so geben jene auf die aus der Lei- 
stungsbeziehung erwachsende Frage einen negativen Bescheid, sagen 
jene, was der Mensch tun soll, wenn er des reinen Personenwertes 
teilhaftig werden will, so sagen diese, was er nicht tun darf, wenn er 
eine Leistung erlangen will, sagen jene auf welche Art und Weise er zu 
dem ideellen Wert hingelangt, so sagen diese, welche Arten und Weisen 
ihm verschlossen sind auf dem Wege zur Erlangung der realen Leistung. 

Während Jhering Recht und Sitte auf den ihnen zugewiesenen 
Gebieten des sozialen Lebens gleichlaufende Wirksamkeit zuerkennt, 


tungsmäßigen Wesen des Menschen gehörigen... Willen gewollt wirde. Daß 
dieser aber zum gattungsmäßigen Wesen gehört, das heißt, daß er sauch des 
anderen eigenes Verlangen und Wollen« oder daß er der »vorausgesetzte (nor- 
male) Willen des Subjektes« sei. Schuppe nimmt demgemäß auch die Gleich- 
setzung von Befehlen und Erlauben vor. 

19) Das ist richtig erkannt, wenn auch nicht grundsätzlich ausgesprochen 
in Rudolf Stammlers »Grundsätzen des Achtens«, einem Teil der »Grundsätze 
eines richtigen Rechtese. 
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ist unserer Ueberzeugung nach die Wirksamkeit dieser beiden sozialen 
Faktoren innerhalb ihres Gebietes einander gerade entgegengesetzt. 
Während die Sitte positiv in die Personenbeziehung eingreift, ist das 
Eingreifen des Rechtes in die Leistungsbeziehung negativ 2°). Wäh- 
rend die Sitte die Erreichung des Personenwertes fördert, bedeutet 
das Recht bei der Erlangung der Leistung ein Hemmnis, während die 
Sitte das, was den Sinn der Personenbeziehung bildet, noch betont und 
hervorhebt, hat das Recht das, was den Sinn der Leistungsbeziehung 
bedeutet, zugunsten seiner Nebenbedeutung zu mildern und zu min- 
dern. Die Sitte ist also für die soziale Begrenzung des subjektiven 
Rechtes nicht dadurch bedeutsam, daß sie eine diesem analoge, sondern 
dadurch, daß sie eine ihm entgegenlaufende Wirksamkeit entfaltet. 

Noch ein weiterer Gesichtspunkt trennt uns von Jhering. Nach 
dessen Lehre sind die beiden Arten von sozialen Verhältnissen, welche 
als das rechtsfremde und das rechtsunterworfene nebeneinander liegen, 
durch etwas geschieden, was Jhering als Bestandteil ihres realen Ab- 
laufes auffaßt, nämlich durch die »Triebfedern«, »Motive« der betei- 
ligten Personen. Je nachdem das eine oder das andere Motiv wirk- 
sam ist, liegt die eine oder andere Art sozialen Verhältnisses vor. Beide 
Arten liegen im sozialen Leben als zwei Gruppen von Realitäten 
nebeneinander und auseinander, jede hat ihren Raum und Bereich 
für sich, wo die andere nichts zu suchen hat und sie die andere nicht 
beeinträchtigt. Dieses gesonderte Nebeneinanderliegen bedeutet zu- 
gleich eine gegenseitige Vervollständigung und Ergänzung. Weil die 
eine Art der sozialen Verhältnisse nicht hinreicht, um das soziale Leben 
zu erfüllen und auszufüllen, bedarf es noch der anderen Art von diesen 
und diese andere Art gibt eben das, was die erstere nicht zu bieten ver- 
mag. Innerhalb jedes dieser beiden, für sich real abgeschlossenen Be- 
reiche sozialer Verhältnisse aber herrschen je für sich verschiedene, 
gesonderte Normenkomplexe, in dem einen die Sittenordnung in dem 
anderen die durch sittliche Normen unterstützte Rechtsordnung. 

Für uns dagegen gibt es für die Herrschaft der sozialen Normen 
solche real geschiedenen Bereiche in dem sozialen Leben nicht. Nicht 
von dem realen Verlaufe, sondern von dem irrealen Sinn, der diesem 
Verlaufe anhaftet, hängt es ab, ob den sozialen Verhältnissen die 
Bedeutung als Leistungsbeziehung oder als Personenbeziehung zu- 
kommt. Der eine wie der andere Sinn kann grundsätzlich dem realen 
Verlaufe eines jeden sozialen Verhältnisses anhaften. Dieser Sinn 
kann sich nun aber läutern, klären und wandeln, er kann sich ver- 
schieben. Das, was zunächst als Leistungsbeziehung auftritt, kann 
sich in seinem Ablaufe als Personenbeziehung ausgestalten und um- 
gekehrt kann der Wideıstreit der Sinngehalte sich durch das Ueber- 
wiegen des einen oder anderen entscheiden usw. Es ist in jedem sozia- 
len Verhältnisse unabhängig von seinem realen Verlaufe die Möglich- 
keit enthalten, zu einer Leistungsbeziehung oder einer Personenbe- 


20) Daß die Gerechtigkeit negativ wirkt, die Liebe dagegen positive Werke 
schafft, hat schon das Naturrecht des Mittelalters betont. (Johannes Sauter, 
»Das Naturrecht im Idealismus des Mittelalterse). 
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ziehung zu werden. Derart verläuft die Grenze zwischen dem rechts- 
fremden und dem rechtsunterworfenen Gebiet nicht zwischen zwei 
real geschiedenen Bereichen sozialer Verhältnisse mitten hindurch, 
auf der einen Seite den Bereich der Leistungsbeziehungen auf der 
anderen den der Personenbeziehungen abscheidend. Vielmehr ver- 
läuft diese Grenze inmitten eines jeden einzelnen sozialen Verhält- 
nisses und mitten durch jedes einzelne hindurch. Mitten durch das 
einzelne soziale Verhältnis kann deshalb auch die Grenze zwischen 
Rechtsordnung und Sittenordnung verlaufen. Diese haben also nicht 
je einen für sich abgeschlossenen Bereich innerhalb des sozialen Lebens 
zugewiesen erhalten. Das Zusammentreffen beider bedeutet auch nicht 
nur eine Unterstützung der einen Ordnung durch die andere. Es be- 
deutet vor allem einen Gegensatz und Kampf um die Herrschaft in 
dem sozialen Verhältnisse. Die beiden Ordnungen nehmen die sozialen 
Verhältnisse nicht als etwas in ihrem realen Verlaufe gegebenes und 
vorhandenes hin. Vielmehr gestalten sie selber allererst die sozialen 
Verhältnisse, indem sie sich um die Herrschaft in ihnen bekämpfen. 
Das Zusammentreffen von Rechtsordnung und Sittenordnung im so- 
zialen Leben ist nicht ein ruhiges, gefestigtes Nebeneinanderliegen, 
sondern bald ein lebendiges organisches Miteinander-, bald ein eben- 
solches Gegeneinanderwirken im Kampfe um die Herrschaft im sozia- 
len Leben. Diese lebendige, organische Berührung von Recht und Sitte 
im sozialen Leben findet seinen Ausdruck darin, daß in dem Leben 
einer staatlich geschlossenen Gesellschaft und bisweilen auch darüber 
hinaus in dem Leben noch größerer sozialer Komplexe, bald ein 
Ueberwiegen der Leistungsbeziehung, bald ein solches der Personen- 
beziehung eintritt und das eine auf das andere im Verlaufe der Ge- 
schichte nachfolgt. Es hat in einem Volke und Zeitalter bald die auf 
gegenständliche Leistungen gerichtete ?!) wirtschaftliche, bald die auf 
den Personenwert gerichtete humanistische Gesinnung die Herrschaft. 
In dem Rhythmus dieser beiden Gegensätze liegt ein Teil jener histo- 
rischen Rhythmik (Carl Gebhardt), welche Ferdinand Tönnies (»Ge- 
meinschaft und Gesellschaft«) als das Gegenüberstehen zweier Zeit- 
alter in den großen Kulturentwicklungen charakterisiert. »Ein Zeit- 
alter der Gesellschaft folgt einem Zeitalter der Gemeinschaft. Dieses 
ist durch den sozialen Willen als Eintracht, Sitte, Religion bezeichnet, 
jenes durch den sozialen Willen als Konvention, Politik, öffentliche 
Meinung.« Eingebettet in die Rhythmik dieses Geschehens erscheint 
uns auch die soziale Grenze des Rechtes. Wir sehen also das Recht ge- 
rade in seiner sozialen Leistungsfähigkeit einer als »Ideenbewegtheit« 
zu charakterisierenden »Entwicklung« unterworfen und in dieser 
Grenze nicht mit Jhering etwas stetiges und festes, sondern im Ge- 
gensatze zu ihm etwas lebendiges und organisch Werdendes. 

Wie über diese Gestaltung der sozialen Grenze unsere Auffassung 
von der Jherings abweicht, so auch über die Bedeutung beider Norm- 


21) Der Notruf »Mehr Wirtschaftsethike (Oskar Aust in »Archiv für Rechts- 
und Wirtschaftsphilosophie«) deutet zutreffend daraufhin, daß wir heute diesem 
Extrem sehr nahestehen. 
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komplexe und Normgebiete für die Gesamtheit des sozialen Lebens. 
Rudolf Stammler hat, wie wir gesehen haben, die Herrschaft und 
Verantwortlichkeit der Rechtsnormen für das gesamte soziale Leben 
behauptet. Er hat sich damit in Gegensatz zu Jhering gestellt, nach 
dessen Lehre »das Sittliche die Macht ist, welche..... das durch 
Lohn und Zwang nur unvollständig gelöste Problem der gesellschaft- 
lichen Ordnung zum Abschluß bringt und dem System des 
gesellschaftlichen Lebens die Vollendung verleiht.....« 
Es deutet nun unsere Leistungsbeziehung das wesensmäßig periphere 
Herantreten an den anderen Menschen als Mittel zu dem Zweck, um 
eine Leistung zu erlangen, hingegen unsere Personenbeziehung ein 
wesensmäßig intensives Herantreten an den anderen, um mit ihm und 
durch ihn des reinen Personenwertes teilhaftig zu werden. Das Heran- 
treten in der Leistungsbeziehung wird unterbleiben, wenn von seiten 
des Anderen eine Leistung nicht in Aussicht steht, es wird nur dauern, 
solange dieses Ergreifen sich vollzieht, und wird aufhören, sobald die- 
ses Ergreifen beendigt ist. Es ist also das Herantreten unter den Men- 
schen in der Leistungsbeziehung überhaupt nicht eigentlich vom 
Menschen auf den Menschen, sondern vom Menschen auf die Leistung 
gerichtet, es bleibt dem Menschen gegenüber an der Oberfläche und 
es ist vor allem zeitlich begrenzt. Denn es ist in der Leistungsbeziehung 
mit gleicher Notwendigkeit wie das Herantreten auch das Fernbleiben 
und Sichentfernen gegenüber dem anderen Menschen gegeben, näm- 
lich in der Zeit ehe die Ergreifung erfolgt und dann wenn sie voll- 
zogen ist, wie denn auch Jhering als das »höchste und schönste Ziel« 
des auf das Recht gegründeten »Verkehrs« nicht die Verknüpfung 
unter den Menschen sondern »die Unabhängigkeit der Person« bezeich- 
net 22). Ein solches oberflächliches, beschränktes Herantreten, in wel- 
chem man recht eigentlich den Kantschen »Antagonismus der unge- 
selligen Geselligkeit« des Menschen dargestellt finden mag (A. Görland), 
kann aber nicht den Kern der menschlichen Gesellschaft als eines 
sozialen Zusammenhanges bilden, der den Menschen ganz ergreifen 
soll, dessen Wesen die ununterbrochene zeitliche Dauer ist und der 
vor allem »Einheit« unter den Menschen bedeutet 2°). Vielmehr ist 
gerade umgekehrt dieses die Oberfläche berührende, zeitlich aus- 
setzende Herantreten unter den Menschen nur möglich innerhalb eines 
umfassenden, zeitlich dauernden Zusammenhanges, es hat diesen ge- 
sellschaftlichen Zusammenhang zu seiner eigenen Voraussetzung. 
Dagegen ist das, was dieser gesellschaftliche Zusammenhang an Er- 
fordernissen hat, gerade in der Personenbeziehung zu finden. Diese 
richtet sich von Mensch zu Mensch um des Menschen selbst willen, 


22) Aehnlich übrigens auch der in vielem von Jhering so grundverschiedene 
Wilhelm Schuppe, der im subjektiven Recht die Grundlage dafür sieht, daß 
der Mensch »nach eigener, individueller Ueberzeugung und Neigung handeln« 
kann. 

33) Hierüber vgl. man Hauptwerke der modernen Soziologie wie Georg 
Simmels »Soziologie«, Othmar Spanns »Gesellschaftslehre«, Alfred Vierkandts 
»Gesellschaftslehre«, Franz W. Jerusalems »Soziologie des Rechtse. 
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sie erfaßt den Menschen in seinem ganzen Wesen und bis in seine 
letzten Tiefen, ferner aber kommt ihr ununterbrochene zeitliche 
Dauer zu. Denn die in der Personenbeziehung gestellte Aufgabe ist eine 
Idee, als solche nicht voll sondern stets nur annähernd zu erfüllen und 
um deswillen in zeitlich unbegrenztem Ausmaße gestellt. Vor allem 
aber ist die Personenbeziehung auch gerade auf Einheit unter den 
Menschen gerichtet, auf »die Einheit des einen Menschen mit dem 
anderen, die im Verstehen, in der Liebe, im gemeinsamen Werk liegt«. 
Es vermag also die Personenbeziehung eben den grundlegenden sozia- 
len Zusammenhang zu verwirklichen, welchen zu geben, die Leistungs- 
beziehung nicht fähig ist. Die Personenbeziehung muß deshalb die 
Grundlage abgeben, deren die Leistungsbeziehung zu ihrer Ermög- 
lichung bedarf. Die Personenbeziehung ist als derartige Grundlage un- 
entbehrlich, wenn es zu einer Leistungsbeziehung kommen soll. Mit 
der Personenbeziehung aber bedarf es des Sittlichen, damit die Lei- 
stungsbeziehung und mit ihr die Herrschaft der Rechtsnorm möglich 
ist. Nicht »zum Abschluß zu bringen« hat das Sittliche das vom Recht 
bereits teilweise gelöste Problem der gesellschaftlichen Ordnung, nicht 
bloße »Vollendung hat es ihm zu verleihen«. Das Sittliche hat vielmehr 
die Grundlage und Voraussetzung zu schaffen, auf der und von der 
aus das Wirken des Rechtes in der gesellschaftlichen Ordnung aller- 
erst möglich ist. Wir kommen also auch bei dieser Untersuchung zu dem 
Ergebnis, das wir bereits an anderer Stelle ausgesprochen haben: »Ge- 
wiß würde alle Rechtsgeltung überflüssig werden, wenn alle Menschen 
schlechthin sittlich wären .... Aber ohne daß es überhaupt Sittlich- 
keit unter den Menschen gibt, ist auch Rechtsgeltung unter ihnen 
nicht möglich« 24). Wohl ist das Recht ein entscheidender und unent- 
behrlicher Faktor der Gemeinschafts- und Gesellschaftsbildung. Aber 
es wirkt hier nicht positiv derart, daß es die Menschen zu Gemein- 
schaft und Gesellschaft zusammenführt, sondern negativ dahin, daß 
es das wichtigste Hindernis von deren Bildung beseitigt. 


34) »Rechtslogismus und Rechtssoziologiee in »Archiv für Recht und Wirt- 
schaftsphilosophie«. 


608 


Verbrechertum in Schleswig-Holstein. 
(Zweites Stück) *). 


Von 


FERDINAND TÖNNIES. 


Erster Abschnitt. 
Die (schwere) Kriminalität geborener Schleswig-Holsteiner. 


IV. 


Die folgende Tabelle (1) (S. 609) gibt eine Uebersicht über die er- 
mittelten Ziffern der übrigen Verbrecher (außer den eigentlichen 
Dieben), nach ihrer Gebürtigkeit in Stadt und Land und in den Kreisen 
von Schleswig-Holstein, soweit sie in der gleichen Zeitspanne unter 
den gleichen Bedingungen in der schweren Kriminalität von mir beob- 
achtet wurden. Die Abkürzungen bedeuten: B=Betrüger, M = Mein- 
eidige, B = Brandstifter, G = Gewalttatige; diese 4 Kategorien sind 
dann als V = Spezialverbrecher zusammengefaBt. Dazu kommen end- 
lich S = Sittenverbrecher. In Spalte 7 und 15 ist die Zahl der Diebe 
wiederholt, hier jedoch mit Ausschluß der auch in einer der folgenden 
Rubriken vorkommenden Individuen. In Spalte 8 ist die Gesamtsumme 
für die »Städte«, in Spalte 16 für »Land« gezogen, wobei aber zu be- 
merken, daß einige Fälle sowohl in V als in S vorkommen — außer 
denen, die einer der beiden Kategorien mit D gemeinsam sind — und 
daß bei der Addition diese nur einfach gezählt sind. 

Ferner sind sodann die Summen wiederum auf die Geburtsbevöl- 
kerungszahlen vom 1. Dezember 1871 bezogen worden und als PV, PS, 
PDVS bezeichnet (Tabelle 2). Daneben wurden zur Vergleichung aus 
Band 52, Heft 3, S. 778 f. die Höhen und Niederungen der Einkommen- 
steuer, der Klassensteuer, der Behausungsziffer, der Analphabetenziffer 
und der Unehelichgeborenenziffer wiederholt (Tab. 2, S. 610). 


Die Ergebnisse der neuen Vergleichungen werden in folgender 
Uebersicht dargestellt, wobei die Verhältnisse zur Produktivität an 


*) Erstes Stück (Abschnitt I—III) ist im Bd. 52, H. 3, S. 761-805 
dieses Archivs erschienen. 
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Verbrechern insgesamt (PDVS) zugrunde gelegt, diejenigen zur Pro- 
duktivität an Betrügern, Meineidigen usw. (PV) sowie an Sittenver- 
brechern (PS) daneben gestellt und endlich die früheren Ziffern, die 
zur Bezeichnung der Produktivität an Dieben dienen sollten (PD), 
wiederholt werden. Dabei beschränkt sich die Darstellung auf die ein- 
fachen Faktoren und die Kombinationen. Es ist wie unter II (a. a. O. 
S. 790 ff.) aus den 4 Gruppen das Mittel genommen worden (mit Aus- 
lassung der Drittel und Halben). Die nicht in allen 4 Gruppen vor- 
kommenden Kombinationen sind nicht berücksichtigt. Die Ziffern 
müssen sich zwischen — 100 und + 100 bewegen. 


Tabelle 3. 

PDVS 
Günstiger Wohnungs- und günstiger Bil- 
dungszustand . . — 58 
Günstiger Wohnungs- und günstiger Sit- 
tenzustand . . — 58 
Günstiger Wohnungszustand und kein 
Reichtum . . . — 58 
Günstiger Sittenzustand and kein Reich- 
tum. . — 58 
Wohlstand and piinstiver Sittenzustand — 50 
Wohlstand und günstiger Bildungszustand — 50 
Günstiger Wohnungszustand . . . . — 40 
Günstiger Sittenzustand . . — 40 
Wohlstand u. güust. Wohnungszustand — 37 
Günstiger Bildungszustand . . . . . — 30 
Reichtum und Wohlstand ..... — 29 
Wohlstand und kein Reichtum . . — 25 
Günstiger Bildungs- und günstiger Sitten- 
zustand . . — 25 
Reichtum und günstiger Wohnungssustand — 25 
Reichtum und günstiger Sittenzustand . — 25 
Kein Reichtum und kein Wohlstand . . —2ı 
Wohlstand . . . . — 20 
Günstiger Bildüngszüstand und: ken 
Reichtum . . . . 2 2 2 2 2020.20 —I2 
Kein Reichtum. . . . — IO 
Kein Reichtum u. uagunstiger Bildungs- 
zustand . . — 8 
Reichtum u. günstiger Bildungszastand — 4 
Reichtum . . . . ++ 10 
Kein Wohlstand u. ihgunstiger Bildungs 
zustand . . . . + 12 
Kein Reichtum u. ungunstiger Sitten: 
zustand . . ot Je er eat SS TO 
Kein Wohlstand u er . +20 
Ungünstiger Wohnungs- und inkünsager 
Sittenzustand . . 2 ne, oe 
Ungünstiger Bildungszustand ©... +30 
Reichtum und ungünstiger Bildungszu- 
stand . . Ars a me See on re. E33 


PV 


PS PD 
— 23 — 58 
==30 =—75 
— 42 — 33 
— 75 — 42 
— 2I — 66 
— I2 — 62 
— 20 — 50 
— 30 — 50 

o — 7I 
— 20 — 30 
— 2I — 54 

o — 25 
— 27 — 37 
— 8 — 64 
— 8 — 66 
— 46 + 4 
— 10 — 30 
— 62 o 
— IO o 
+ 8 — 8 
+25 — 54 
+ Io O 
+ 12 + 12 
+41 +16 
+ 10 + 30 
+27 +37 
+ 20 + 30 
+ 8 + 62 
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PDVS PV PS PD 


29. hi Ungünstiger Wohnungs- und ungünstiger 

Bildungszustand . . +33 +40 +23 +66 
30. wm Kein Wohlstand u. unginstiger Sittenzu- 

stand... ; . +33 +2r + 50 + 50 
3I. h Ungünstiger Wohnungszustand . . . +40 +23 +20 + 50 
32. m Ungünstiger Sittenzustand . . +40 +30 +40 + 50 
33. rh Kein Reichtum und ungünstiger Woh- 

nungszustand . . + 4I o + 8 +25 
34. Rh Reichtum und ungünstiger Wohnungszu- 

stand . . +41 +33 +41 + 83 


35. Rm Reichtum und ungünstiger Sittenzustand +50 +33 +25 + 50 
36. wh Kein Wohlstand und ungünstiger Woh- 


nungszustand . +50 +12 +50 + 62 
37. im Ungünstiger Bildungs- und ungünstiger 

Sittenzustand . . f +54 +56 +44 + 54 
38. Rw Reichtum und kein Wohlstand . . . +58 +66 +58 + 58 


Unter diesen 38 Stellen, von denen 28 sich auf Kombinationen, 
I0 auf die einfachen Faktoren beziehen, sind 28, wo PD, PV, PS und 
PDVS in den Vorzeichen übereinstimmen. Dazu kommen unter den 
Negativen 5 Stellen, in denen die volle Uebereinstimmung durch eine o 
unterbrochen wird; diese o findet sich: 

bei Nr. 9 und Nr. 12: PS, 

bei Nr. 14: PV, 

bei Nr. 18 und Nr. 19: PD. 
Unter den positiven findet sich die o in Nr. 22: PD und Nr. 33: PV. 
— So bleiben mit einem entgegengesetzten Vorzeichen nur 

Nr. 20 und Nr. 21, wo: PS ein positives, in den übrigen Verhält- 
nissen ein negatives Vorzeichen steht; 

Nr. 16, wo: PD +, die übrigen Verhältnisse — haben. 


Mit einer Ausnahme enthalten sämtliche von der vollen Ueber- 
einstimmung der Vorzeichen abweichenden Stellen den Faktor »Reich- 
tum« oder »kein Reichtum«. Diese beiden bewähren also auch : PV 
und : PS ihre zweifelhafte Bedeutung (vgl. a. a. O. S. 791 f.), so aber, 
daß der bloße Faktor »Reichtum«, der zu PD indifferent erschien, 
zu den 3 übrigen ein positives Vorzeichen mit einer niedrigen Ziffer 
(+ 10) aufweist; umgekehrt natürlich »kein Reichtum« Die Ziffer 
erhöht sich nun durch die Verbindung mit sungünstigem Bildungs- 
zustand« (Nr. 28) : PD auf + 62, : PV auf + 15, :PDVS auf + 33, 
bleibt aber : PS fast gleich (+ 8). Allgemein ist die erhöhende Wir- 
kung der Verbindung mit »ungünstigem Wohnungszustande (Nr. 34): 
: PD auf + 83, : PS auf + 41, : PV auf + 33 und : PDVS auf + 41. 
Ebenso die Verbindung mit »ungünstigem Sittenzustand« (Nr. 35), wo 
die Zahl :PD und :PS etwas vermindert, :PV gleichbleibt und 
:PDVS etwas erhöht ist. Ebenso die letzte Verbindung »Reichtum 
und kein Wohlstand« (Nr. 38), die : PDVS und : PV wie : PS schlecht- 
hin die höchste Ziffer aufweist, während sie : PD durch Nr. 28, Nr. 29, 
Nr. 34 und Nr. 36 übertroffen wird. 

Vergleichen wir die Verhältnisse : PV mit denen : PD, so weisen 
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sie bei übereinstimmenden Vorzeichen in den meisten Fällen ge- 
ringere Ziffern auf, in 3 Minusfällen aber die gleichen: Nr. 3, Nr. I0 
und Nr. 12; einmal aber eine höhere Ziffer: Nr. 4; und einmal ein 
erhebliches Minus (— 62), wo : PD = 0 ist (Nr. 18), und ein kleines 
Minus in Nr. 19 und Nr. 20, wo: PD = o, oder ein noch kleineres Minus 
ist. Diese Stellen, die sich durch günstigere Bedeutung für PV aus- 
zeichnen, sind sämtlich skein Reichtum, isoliert oder in Verbindung mit 
anderen Faktoren. Ferner ist einmal sogar (Nr. 16) die Verbindung mit 
skein Wohlstand« : PV günstig (— 25), wo : PD ungünstig (+ 4). 
Und umgekehrt die Verbindung (Nr. 14) »Reichtum und günstiger 
Wohnungszustand« : PV indifferent o, wo : PD mit hoher Ziffer 
günstig. Also tritt überall hervor, daß »kein Reichtum« im Verhältnis 
: PV durchaus von günstiger Bedeutung ist; nur die Verbindung mit 
sungünstigem Sittenzustand« (Nr. 24) gibt ihm eine positive Ziffer, 
diejenige mit sungünstigem Wohnungszustand« (Nr. 33) eine o. Folg- 
lich sind natürlich die Verbindungen des Reichstums mit ungünstigen 
Faktoren durchweg selber ungünstig, wenn auch mit geringeren Ziffern, 
als dieselben Verbindungen : PD. Eine Ausnahme bildet hier nur Nr. 38, 
die charakteristische Verbindung mit »kein Wohlstand«, wo wir die 
höchste Ziffer zu PV überhaupt antreffen. 

Wenn die Ziffern : PS mit denen : PD verglichen werden, so sind sie 
auch hier überwiegend kleiner, und zwar sinken die negativen in zwei 
Verbindungen (Nr. 9 und Nr. 12) auf o herab. Dagegen sind auch hier ` 
gleich dem einfachen Faktor »kein Reichtum« (— Io gegen o) die Ver- 
bindungen dieses Faktors (Nr. 3) mit »günstigem Wohnungs-«, (Nr. 4) . 
mit »günstigem Sittenzustand« günstiger als : PD, in Verbindung mit - 
sgünstigem Bildungszustand« (Nr. 18) sogar gegenüber der o : PD - 
die hohe Ziffer — 62. Entsprechend weist Nr. 20, die Verbin- 
dung mit »sungiinstigem Wohnungszustand«, ein geringes + auf, wo 
:PD ein geringes — ist. Die Verbindung »Reichtum und günstiger 
Bildungszustand« (Nr. 21) ergibt nur hier ein +, dagegen zu PD 
ein erhebliches —. Uebrigens sind auch die positiven Ziffern : PS 
durchweg kleiner als : PD, sind aber die gleichen in Nr. 23, in Nr. 30 
und in Nr. 38; diese sind alle drei Verbindungen von »kein Wohlstande. 
Sie übertrifft die Ziffer : PD bei Nr. 24, der Verbindung von »kein 
Reichtum und ungünstiger Sittenzustand«. 

Verglichen mit PV sind bei gleichem (—) Vorzeichen die Ziffern 
6 mal kleiner, sinken 2 mal, wie im Vergleich mit PD, auf o herab, 
sind 4 mal die gleichen und übertreffen 6 mal die Ziffern : PV. Außer- 
dem ist an einer Stelle negatives Vorzeichen mit kleiner Ziffer, wo : PV 
= 0 ist; diese Stelle ist Nr. 14. Umgekehrt ist an 2 Stellen das Vor- 
zeichen positiv, wo es zu PV wie zu PD negativ war. Auch diese 3 Stellen 
sind Verbindungen von »Reichtum« und von »kein Reichtum«. Bei po- 
sitiven Vorzeichen ist an 7 Stellen die Ziffer kleiner als zu PV, an 
4 Stellen ist sie die gleiche und an 5 Stellen höher. Diese letzten Stellen 
sind Nr. 25, Nr. 30, Nr. 32, Nr. 34 und Nr. 36; dazu kommt noch Nr. 33, 
wo ein + 8 : PS einer o : PV gegenübersteht. Nr. 32 ist der einfache 
Faktor sungünstiger Sittenzustand«, Nr. 25 dasselbe in Verbindung mit 
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skein Reichtume, Nr. 30 dasselbe in 
Verbindung mit »kein Wohlstande. 
»Kein Wohlstand« erweist sich auch 
in Verbindung mit »ungünstigem 
Wohnungszustande als bedeutend 
höher positiv: + 50 : PS, + 12 
: PV. »Ungünstiger Wohnungszustande 
ebenso eine, wenn auch nur wenig, 
höhere Ziffer : PS in Verbindung mit 
»Reichtume und eine kleine positive 
Ziffer gegen o in Verbindung mit 
»kein Reichtume. 

Die Ziffern zu PDVS werden am 
meisten durch diejenigen zu PD be- 
stimmt werden, weil die Zahlen der 
eigentlichen Diebe in der Gesamtheit 
die größten sind. Die Minuszahlen 
sind 12 mal kleiner als die zu PD, 4 
mal die gleichen und nur 2 mal höhere. 
Es kommen aber hinzu 2 Stellen 
(Nr. 18 und 19), wo : PD = o0, hier: 


PDVS = — 12 und — I0, und eine 
Stelle (Nr. 16), wo : PD = + 4 und 
zu PDVS = — 21 ist. Diese Abwei- 


chungen sind durch die Konkurrenz 
der PV und PS bedingt, also zumeist 
durch die Wirkungen »kein Reichtum«, 
die für beide, PV und PS, günstiger 
als für PD sind erwiesen. 

Die näheren Zusammenhänge 
werden klarer, wenn wir wiederum 
das Material teilen, und zwar, wie 
früher : PD, ı. nach Stadt und Land, 
2. nach der Lage im Ht. Schleswig 
nebst Kreis Oldenburg einerseits und 
Ht. Holstein und Lauenburg anderer- 
seits. 

(Im folgenden werden die Kom- 
binationen wiederum, wie in Tab. 3 
und schon unter II (a. a. O. S. 793), 
durch Majuskeln und Minuskeln be- 
zeichnet werden, so daß H, M, W, 
R, J die Bedeutung »günstiger Woh- 
nungszustand« usw. haben; h, m, w, 
r, i die entgegengesetzte Bedeu- 
tung. Ferner soll wieder A Stadt, 
B Land, AA Herzogtum Schleswig 
nebst Kreis Oldenburg, BB Herzog- 
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tum Holstein und Herzogtum Lauenburg bedeuten.) (Tabelle 4 auf 
beiden vorhergehenden Seiten.) 


I. Wir vergleichen zunächst die Einzelfaktoren in bezug auf Stadt 
und Land. Es wurde früher gefunden, daß nur der sgünstige Wohnungs- 
zustande und der »günstige Sittenzustand« sowohl in der Stadt wie 
auf dem Lande ein negatives Vorzeichen im Verhältnis : PD aufwies, 
während die drei übrigen Einzelfaktoren abwichen: alle drei ergaben 
für die Stadt eine 0, »Reichtum« auf dem Lande, während »Wohlstande 
und »günstiger Bildungszustand« für das Land eine ebenso hohe 
negative Ziffer ergaben, wie die beiden ersten Faktoren. Betrachten 
wir nun die Verhältnisse : PV; hier ist nur der sgünstige Sittenzustand« 
voll übereinstimmend, wenn auch für Stadt wie Land mit kleineren 
Zahlen. Ebenso hat der »günstige Wohnungszustand« für das Land 
eine kleinere negative Zahl, während sie für die Stadt auf o gesunken 
ist. Die o gewahren wir auch für »Wohlstand« in den Städten, während 
auf dem Lande wiederum eine negative, aber erheblich kleinere Ziffer 
auftritt. »Reichtume hat auf dem Lande wie : PD auch eine 0, während 
für Stadt die o in einen positiven, also ungünstigen Ausdruck über- 
gegangen ist. Umgekehrt ist der »giinstige Bildungszustand« hier mit 
negativem Vorzeichen versehen, und zwar mit höherer Ziffer als für 
das Land. 

Ich finde nun, daß für A die Vorzeiehen der 28 kombinierten 
Faktoren für PV mit denen für PD in 18 Fällen übereinstimmen. Die 
Ziffer aber in diesen Fällen ist 8 mal kleiner, und zwar in 5 Fällen 
mit negativem, in 3 Fällen mit positivem Vorzeichen. Diese Fälle sind: 

mit negativem Vorzeichen: H +J,H +M, W+M,J+M,R-+ J, 

mit positivem Vorzeichen: R+h,r+i,w+h._. 

Zu diesen Stellen kommen nun 

I. solche, wo : PV sich o ergab gegenüber einem negativen Vor- 
zeichen : PD: W + H, 

' 2. solche, wo ein positives : PV dem negativen : PD gegenüber 
steht: R+ H, R+M,h+i,1i1-+w, 

3. die Stellen, wo Vorzeichen und Ziffer sich gleich sind: W + J. 
R+WH-+rW-+rr+m, 

4. solche, wo : PV sich o ergab gegenüber einem positiven Vor- 
zeichen :PD:R-+m, h +m, 

5. solche, wo ein negatives Vorzeichen : PV einem positiven 
: PD gegeniibersteht: I + r, r +h, 

6. wo fiir PD sich o ergab gegenüber einem positiven : PV : w + m, 

7. die Stellen, wo bei gleichen Vorzeichen die Ziffer höher : PV 
ist (5); dies trifft zu fiir M + r und r + w (negativ), R+i, R+w 
und m + 1 (positiv). 

Es ergibt sich, daB zwar die Uebereinstimmung ziemlich weit 
geht, namlich 10 mal bei negativem, und 8 mal bei positivem Vorzeichen. 
AuBerdem ist kein Widerspruch, wo auf der einen Seite (: PV oder 
: PD) die o ist (dies ist der Fall : PV =0 W + H, R+ mundH +m, 
hingegen eine Stelle, wo : PD = 0), so daß nur 6 Stellen übrig bleiben 
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mit entgegengesetztem Vorzeichen. Diese Stellen sind sämtlich Kom- 
binationen mit R oder r, J oder i. Und zwar sind hier am auffallendsten 
die Stellen, wo die ungünstige Bedeutung des Faktors r, die günstige 
des Faktors J hervortritt, umgekehrt die günstige des Faktors R, die 
ungünstige des Faktors i, während : PD in A der Faktor R zwar in 
Verbindung mit H, mit W, mit M und mit J das günstige negative 
Vorzeichen hat, mit allen 4 entsprechenden Minuskeln aber (h, i, 
m, w) umgekehrt positive, und zwar teils mit höheren Ziffern bei glei- 
chem Vorzeichen, als die Kombinationen von r mit den gleichen Mi- 
nuskeln, teils (r, w) sogar dem negativen Vorzeichen mit einer kleinen 
Ziffer gegenüber. Diese Stelle ist aber die einzige, wo r : PD in Ver- 
bindung mit einer Minuskel ein negatives Vorzeichen hat, während r 
: PV nicht nur hier eine höhere Ziffer, sondern auch in Verbindung mit 
h noch negativ auftritt, in Verbindung mit i aber mit der kleinsten 
positiven Ziffer, während die Verbindung von R mit i die höchste vor- 
kommende positive Ziffer aufweist, hingegen die Verbindung von r 
mit J, ebenso die Verbindung r mit M die größte negative Ziffer über- 
haupt. Die Spannweite zwischen R — i und J — r ist also die größtmög- 
liche, d. i. 200, während die Spannweite zwischen m — R und M —r 
nur I00 ist. Demnach ist die Kombination »kein Reichtum und günsti- 
ger Bildungszustand« der entgegengesetzten »Reichtum und ungün- 
stiger Bildungszustand« noch mehr überlegen, als die Kombination 
skein Reichtum und günstiger Sittenzustand« der Kombination 
»Reichtum und ungünstiger Sittenzustand«. 

Wir gehen nun zur Vergleichung von B über. Hier stimmen die 
Einzelfaktoren völlig überein, und zwar sind R, r : PV wie : PD in- 
different (0), die übrigen Majuskeln übereinstimmend negativ, aber 
überall mit kleineren Ziffern, und zwar H und M mit ?/,, W und J 
nur mit 144. Von den Kombinationen ist demnach hier eine viel größere 
Zahl, nämlich 24 von den 28, in den Vorzeichen übereinstimmend. 
Dazu kommt r + w, wo auf Seite von PV eine 0, und r + i, wie auch 
r + m, wo: PD eine o ist, so daß nur eine Stelle mit entgegengesetztem 
Vorzeichen bleibt: R -+ m. Wie zu erwarten, sind die Ziffern fast 
überall kleiner auf Seite von PV, nur in 3 Fällen begegnen die gleichen 
Ziffern: H +r (— 50), r +h (+ 33) und i +w (+75). Auch hier 
liegen die Kombinationen von r — R oder von i — J vor, und zwar ist 
in Verbindung mit H der Faktor r in gleicher Weise giinstig : PV wie 
: PD, in Verbindung mit h derselbe in gleicher Höhe ungünstig : PV 
wie : PD, endlich der Faktor i in Verbindung mit w im gleichen hohen 
Grade ungünstig : PV wie : PD. 

Was nun AA und BB betrifft, so war schon unter II. (a. a. O. 
S. 793 ff.) bemerkt worden, daß vielfach AA zu A wie BB zu B sich 
verhielt, besonders in dem Sinne, daß die Ausdrücke ebenso in BB 
stärker sind als in AA wie in B verglichen mit A. Es wurde versucht, 
dies zu erklären. Wir bemerken nun, daß dieselbe Erscheinung auch 
im Verhältnis : PV uns gegenübertritt. Abweichend sind nur J, i 
indem hier A ein stärkeres negatives Verhältnis aufweist als B, während 
in AA sich das Verhältnis o ergibt, dagegen in BB die sonst vorherr- 
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schende negative Ziffer. Werden aber AA und BB: PV mit den ent- 
sprechenden Verhältnissen : PD verglichen, so ist hier wiederum die 
Analogie fast vollkommen, wenn auch :PV in AA anstatt der ge- 
ringeren negativen Ziffer 3 mal (H, M, W) eine o sich ergibt; dieselbe o 
ist auch : PDin AA, während R beidemal in AA ein positives Vorzei- 
chen hat, während hier BB die 0: PV, während : PD wie sonst nega- 
tives Vorzeichen. — Betrachten wir nun die Kombinationen, so ist 
im allgemeinen das Verhältnis das gleiche: mehrfach sogar die gleichen 
Ziffern, z. B. 

H +M in A und AA — 25, in B und BB — 55; 

R +H in A und AA + 33, in B und BB — 33; 

R + W in A und AA — 33, in B und BB — 50; 

H +r in A und AA — 16, in B und BB — 50; 

W +r in A und AA +16, in B und BB — 33; 

R +h in A und AA +16, in B und BB +50; 

R + w überall + 66; 

r+w in A und AA — 50, in B und BB o; 

r+h in A und AA — 33, in B und BB + 33. 
Die allgemeine Beobachtung, daß die Verhältnisse in B und BB stärker 
sind — sei es mit negativem oder positivem Vorzeichen, sei es gegen- 
über einer kleineren Ziffer mit gleichem Vorzeichen, sei es gegenüber 
einer o — alsin A und AA, bemerken wir bei (11) H + J, (12) H + M, 
(13) W +M, (15) W +H, (18) R+W, (20) R +J, (21) H +r, 
(26) R +h, (29) r + w, (33) w + m, (37) w +h und (38) i + w. — 
Abweichend sind (14) W + I, wo A stärker negativ als B, während 
in AA und BB die gewöhnliche Differenz ist. In (17) J + M erscheint 
in AA ein positives Vorzeichen, wo A eine kleine negative Ziffer hat. 
Umgekehrt in (19) R+ M in AA o, in A ein positives Vorzeichen. 
In (27) R+ m A =o, AA + 16. In (32) r + m hat AA ein negatives, 
während A, ebenso wie B und BB, positives Vorzeichen. In (33), (34), 
(37), (38) weicht AA, wie in (32) durch eine negative Ziffer, durch o 
von den drei übrigen positiven Ausdrücken ab. In einigen Kombina- 
tionen aber bemerken wir ein gegenteiliges Verhältnis, nämlich daß AA 
mit B, BB mit A übereinstimmt. So (22) M + r, (24) I + r, (25) R + i. 
Die Abweichung von J, i spricht sich darin aus. 

2. Vergleichen wir nun PS mit PD und zwar zuerst A und B. 
Ueberwiegend die gleichen Verhältnisse. Dort wie hier R und J in 
A = 0; aber W : PD = o, hingegen : PS eine positive Ziffer, die sonst 
nur Rin AA: PD, in A und in AA: PV, in B und in AA: PS aufweist, 
während sonst überall in den Verhältnissen der Majuskeln negatives 
Vorzeichen oder o; auch H : PS ergibt in A = o. Die kombinierten 
Faktoren, die : PD in A nur einmal, nämlich (33) w + m, o ergaben, 
treten : PS 8mal mit o auf, nämlich 

(13) WM, (14)W+4+J, (19) R+M, = (25) R+i, 

(27) R+m, (33) w +m, (35) h + m, (37) w +h. 

Was B betrifft, so wurden die Unterschiede der Einzelfaktoren 
schon bemerkt. Nur M ist in gleicher Stärke negativ wie : PD, die 
übrigen schwächer, R sogar positiv gegen o. Die kombinierten Fak- 
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toren haben ebenfalls zumeist bei gleichem Vorzeichen schwächere 
Ziffern oder o, verglichen mit PD. Abweichend: 
(17) J+M; (21) H +r; (22) M +r; (24) J +T; 
(29) r + w (— 25 gegen +25); (32) r+m (+ 50 gegen o); 
(35) h + m (+ 55 gegen + 50), wo die Ziffer: PS höher ist als : PD. 
Einige Male sind auch Vorzeichen und Ziffern die gleichen, nämlich 
(23) W +r (28) R+w, (33) w+m, 
(36) r +h, (37) w +h, (38) i+w. 

Auch hier ist wiederum die Analogie AA zu A = BB zu B merk- 
würdig. Die einzelnen Faktoren H, M, J stimmen völlig überein. W 
stimmt auch insofern überein, als B negativ gegen A positiv, BB negativ 
gegen AA o, die Differenz nach der negativen Seite also bei BB wie 
bei B vorhanden ist. Hingegen R ist entgegengesetzt: AA gleich B + 20, 
BB gleich A o. 

Entsprechenderweise sind auch die Kombinationen so beschaffen, 
daß in der Regel, nämlich in 17 Fällen, die Ausdrücke BB ebenso 
stärker sind als die AA, wie B stärker als A. Und zwar ist hier oft, 
nämlich bei W+M,W+LW+H,R+-WM-+r, R+h, R+m, 
r+wh-+m,r-+h, der Zahlenausdruck der gleiche bei B und BB. 
Einige Male ist er bei BB höher, nämlich H + J, R+H, J +M, 
R+M,I+r R+i,r-+i,r-+ m, öfter aber bei B stärker als bei BB, 
nämlichH+MH-+r,W+r R+wm+i,w+mh-+i,w-+h, 
i + w. Die o ergibt sich bei B nur zweimal, nämlich R + H undr + i; 
bei BB kein einziges Mal. Dagegen bei AA 7 mal, nämlich H + J, 
W+M, W+J, J+M, R+mh+i,h+m. 

3. Die PDVS, die also die Produktivität an schweren Verbrechern 
überhaupt in dem hier verstandenen Sinne bedeutet, ist, wie schon 
gesagt, vorzugsweise durch die PD bestimmt, und der Uebereinstim- 
mung kommt es zugute, daß die PV und PS keine bedeutenden Ab- 
weichungen von der PD aufweisen. 

Die Uebereinstimmung in den einzelnen Faktoren der PDVS mit 
der PD ist fast vollkommen, nur daß R +20 gegen o aufweist unter 
dem Einfluß der gleichen Ziffer für PS. Die Zahlen sind zum Teil 
etwas schwächer, so H und M in BB, etwas stärker nur H in AA. 

In entsprechender Weise sind bei den Kombinationen die Zahlen- 
ausdrücke zum Teil die gleichen, zum Teil schwächer. Eine o ergibt 
sich hier öfter als : PD: nämlich in A nur an der einzigen Stelle w + m, 
dagegen :PDVS: R +M, R+m, h+m, w +h; in B wiederum 
: PD: nur r +i, r +m, aber : PDVS: R+ J, r +i, r +m; ebenso 
in AA: : PD: nurJ +M, J +r, H +i, H +m, aber : PDVS W + M, 
W+J,W +H, J + Mundh +i; endlich in BB nur: PD eine einzige 
Stelle I + r; dieselbe einzige Stelle auch : PDVS. 


V. 


I. In der folgenden Uebersicht werden die ganzen Gruppen, näm- 
lich die historischen Herzogtümer je für sich — wobei also auch das 
Herzogtum Lauenburg seinen abgesonderten Platz einnimmt —, und 


PS 


Städte Hgt. Schleswig 
Stadtkreis Altona 


a — mn 


Tabelle 3. 


PD 


Stadtkreis Altona 


Stadtkreis Kiel 
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zwar jedes nach Städten und Landbezirken 
"a unterschieden, in bezug auf die 3 Ziffern — 
2 Sosonko PD, PV, PS — miteinander verglichen, und 
„jr mw un 8 auch die bisher außer acht gebliebenen 
= beiden Stadt kreis e zu dieser Ver- 
a gleichung herangezogen, wie für die erste 
“ der 3 Ziffern schon früher (a. a. O.) ge- 
schehen ist. Die Folgen sind (Tab. 5 auf 
gleicher Seite !). 

Die Abstufung für PV stimmt fast ge- 
nau mit der für PD überein, nur daß die bei- 
den Stadtkreise untereinander, und die 
Städte des Herzogtums Schleswig mit den 
Städten des Herzogtums Lauenburg ihren 
Platz vertauscht haben. Das Verhält- 
nis der Ziffer für PV zu der für PD ist 
aber ziemlich verschieden, nämlich — in 
E E absteigender Folge — (PD = 100): 


Tabelle 6. 

. Städte in Lauenburg ©. a co OLE 
Land Hgt. Schleswig Tr “OD, 
Land Hgt. Holstein . . . . . 56, 
. Städte Hgt. Holstein en Sey 
Land Hgt. Lauenburg . . . . 46, 
Stadtkreis Kiel 3 ee er I 
. Städte Het. Schleswig. a ep. 2h Be A 
. Stadtkreis Altona . . 31 

Abgesehen von dem Herzogtum Lauen- 
burg, wo das Verhältnis der Städte auf- 
fallend hoch ist (es sind 3 kleine Land- 
städte), ist im übrigen der Unterschied von 
Stadt und Land in dem Sinne deutlich, daß 
relativ zur PD die PV fürdie Land- 
bezirke höher ist als für die Städte, und 
— mit Ausnahme des Herzogtums Schles- 
wig — auch höher für die übrigen Städte 
als für die Großstädte. 

Aehnlich ist das Ergebnis wenn die Zif- 

fern für PS mit denen für PD verglichen 
werden — in absteigender Folge —: 


Tabelle 7. 


. Land Holsteins ok noe ehe HSS 
. Land Schleswigs . . .. . . 38; 
. Städte Schleswigs . . . . . . 348 
. Städte Holsteins . . . . . . 26 
. Städte Lauenburgs . . . . . 229 
. Stadtkreis Altona . . . . . . 153 
. Stadtkreis Kiel . . . . . . . I3% 
. Land Lauenburgs . . . . . e 5s 


Uebr. Städte Hgt. Holstein 
Stadtkreis Kiel 

Land Hgt. Holstein 
Städte Hgt. Lauenburg 
Land Hgt. Schleswig 
Land Hgt. Lauenburg 


| I 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 


| 


263 
18, 
I4 8 
150 
IO 9 
8. 
71 


Stadte Hgt. Lauenburg 
Land Hgt. Schleswig 


Stadte Hgt. Schleswig 


Stadtkreis Altona 
Uebr. Städte Hgt. Holstein 16, 


Stadtkreis Kiel 
Land Hgt. Holstein 


Land Hgt. Lauenburg 


I 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 


59 
525 
273 
240 
216 
15, 
I2 6 


Uebrige Städte Hgt. Holstein 31, 


Städte Hgt. Schleswig 
Städte Hgt. Lauenburg 
Land Hgt. Lauenburg 
Land Hgt. Holstein 
Land Hgt.. Schleswig 


I 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
a Aut WN 
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Vergleichen wir auch die Ziffern für PS mit denen für PV: 


Tabelle 8. 
1. Land Holsteins . . . . „2 2 2m nenn. 80g 
2. Städte Schleswigs G2 a, a ea Bh. SE: a 
3. Land Schleswigs . Sg. GOR 
4. Städte Holsteins (außer Altona und Kiel) i ge 9 
5. Stadtkreis Altona Ga Gh Becta: oleh in ck? ae Ge an Sp a 40 
6. Städte Lauenburgs ......... . . . 374 
7. Stadtkreis Kiel ee e ee ee i” 
8. Land Lauenburgs ..... . : a TERS 


Einfacher und klarer gestaltet sich das s Ergebnis, wenn wir ins- 
gesamt die 3 Gruppen bilden 1. die beiden Stadtkreise, 2. die übrigen 
Städte, 3. die Landbezirke, und die absoluten Zahlen miteinander 
vergleichen, wobei aber die sonst mehrfach vorkommenden Individuen 
nur einfach gezählt werden, nämlich solche, die sonst auch den Dieben 
zugerechnet würden, nur als Spezialverbrecher resp. Sittenverbrecher. 
Es ergibt sich dann: 


Tabelle g. 
V:D S:V S:D 
ı. 2 Stadtkreise 67:170 = 39, 27: 67 = 40, 27:170 = 15% 
2. übrige Städte 129: 248 = 524 79: 129 = 61g 79: 248 = 3Ig 
3. Landbezirke 366: 572 = 63, 251: 366 = 68, 251:572 = 434 


Die Beteiligung an der Hervorbringung von 
Sittenverbrechern verhält sich zu derjenigen 
an Hervorbringung von Spezialverbrechern, 
wie diese zur Beteiligung an Hervorbringung 
von Dieben. Die Städte sind an der Hervorbringung von Sit- 
tenverbrechern relativ schwächer beteiligt als an 
der Hervorbringung von Spezialverbrechern, im Ver- 
gleiche mit den Landbezirken; ebenso, und zwar in viel weiterem Ab- 
stande, die Großstädte im Vergleich mit den Städten; mithin um so 
mehr im Vergleich mit den Landbezirken. Desgleichen sind die Städte 
an der Hervorbringung von Spezialverbrechern relativ 
schwächer beteiligt als an der Hervorbringung von Dieben, im 
Vergleiche mit den Landbezirken, und relativ stärker im Vergleich 
mit den Großstädten; oder: die Großstädte ebenso — und zwar wieder 
in etwas weiterem Abstande — relativ schwächer im Vergleich mit den 
Städten, wie diese im Vergleich mit den Landbezirken; um so mehr 
also selber im Vergleich mit den Landbezirken. Die Abstände sind, 
wenn das Verhältnis der Spezialverbrecher zu den Dieben in den 
2 Stadtkreisen = 100 gesetzt wird: 


Tabelle ro. 
V:D 
I. 2 Stadtkreise . ..... .. . IOO 
2. übrige Städte . ...... . . 4132 
3. Landbezirke ocg Ge. Ges. Gee GS oe (PO? 
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Und, wenn ebenso das Verhältnis der Sittenverbrecher zu den 
Spezialverbrechern in den 2 Stadtkreisen = 100 gesetzt wird: 


S: V 
I. 100 
2. 15I 
3. 170 


Es folgt in natürlicher Konsequenz, daß qualitativ die gleichen 
Abstände der Gruppen voneinander sich zeigen müssen, wenn die Her- 
vorbringung von Sittenverbrechern (die überall schwächste) mit der 
von Dieben (der überall stärksten) verglichen wird. Und zwar müssen 
die Abstände sich erweitern. Wenn wiederum das Verhältnis in den 
2 Stadtkreisen = 100 gesetzt wird, so ergibt sich: 


Tabelle rr. 
S:D 
1. Die 2 Stadtkreise. . . . . . . . IOO 
2. Die übrigen Städte . . . . . . . 200 
3. Die Landbezirke . . . m 2 . 275 


Und doch bleibt auch für Sittenverbrecher die Ziffer der Landbe- 
zirke niedriger (51) als die der 2 Stadtkreise (84) und der übrigen 
Städte (8 7); dagegen, wie ersichtlich, die letzte etwas höher als die 
vorletzte: dies ist die einzige Ausnahme der Regel, daß in jeder 
Reihe — wenn auch für Diebe bei weitem am stärksten — die Folge 
1. die 2 Stadtkreise, 2. die übrigen Städte, 3. die Landbezirke, sich 
erhält. Die Ziffern sind nämlich: 


Tabelle 12, 
männl. Geburtsbevölkerung 
(in Hunderten) D PD V PV S PS 
1. Die 2 Stadtkreise 319 170 533 67 219 27 8, 
2. Die übrigen Städte 907 248 273 I29 143 79 8, 
3. Die Landbezirke 4395 572 1396 366 8, 25I 53 


Hieraus ist auch erkennbar, daß der Unterschied der Ziffern 
zwischen 2. und 3. nicht sehr bedeutend ist: wird die Ziffer für die 
übrigen Städte jedesmal = 100 gesetzt, so ist: 


PD für die mandbezune = 47 
PV » » ve = 58 
PS ”> »> or) = 65 


Wird aber ebenso die Ziffer für die 2 Stadtkreise jedesmal = Ioo 


gesetzt, so ist: 
PD für die übrigen Städte = 51 
PV „o » s = = 67 
PS: „ 4 = ™ = 103 


Die Differenz zwischen den Stadtkreisen und den übrigen Städten 
ist also schon für PD geringer als diejenige zwischen diesen und den 
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Landbezirken; die eine wie die an- 
dere verringert sich für PV, aber 
jene von 49 auf 33 (= von Ioo auf 
66), diese nur von 53 auf 42 (=von 
100 auf 79); ebenso verringern sich 
beide Differenzen weiter für PS, 
aber jene von 33 auf — 3(= von 
100 auf — 9, d.h. sie wird aus einer 
Differenz ein Ueberschuß), diese 
verringert sich nur von 42 auf 35 
(= von 100 auf 83). 

Betrachten wir nun wiederum 
die Stadtkreise einzeln, ebenso 
Herzogtum Schleswig und Herzog- 
tum Holstein je für sich (so daß 
vom Herzogtum Lauenburg abge- 
sehen wird), so zeigt sich (Tab. 13 
auf gleicher Seite!): 

Die Regel ist offenbar: daß 
sowohl von oben nach unten (in 
der Vertikale) als von links nach 
rechts (inder Horizontale) Steige- 
rungen statthaben, d. h. daß 
jedesmal die Differenzen sich ver- 
ringern, also die verglichenen Zif- 
fern einander näher stehen, bis an 
3 Stellen die zweite über die erste 
hinauswächst. Ausnahmen von der 
Regel sind 


a von obennach unten: 


in A 2. ist die Folge anstatt abcde 
bacde 

in B 2. ebenso 

in A 3. ist die Folge anstatt abcde 
dacbe 


in B 3. ebenso. 


B. von links nach rechts: 


in A d. anstatt I. 2. 3. 
I. 3. 2. 
in A e. anstatt I. 2. 3. 
3. I. 2. 
in B e. anstatt I. 2. 3. 
2. I. 3. 


Die regelmäßige Folge in der 
Vertikale drückt nur von neuem 
aus, was schon aus Tab. 4 hätte 


Tabelle 1 3. 


A. 1 es verhalt sich zur PD der Landbezirke Schleswigs 


2. ebenso zur PV die PV 3. ebenso zur PS die PS 


a) wie 100: 52 


b) 


a) wie 100: 41 


b) 


wie 100: 2I 


a) die PD von Altona 
b) die PD von Kiel 


100: 67 


a? 


100: 29 


100: 24 


a8 


100: 56 
100: 51 


c) 


„ 100: 49 


c) 


100: 40 


es 


c) die PD der übrigen Städte Holsteins 
d) die PD der Städte Schleswigs 


d) 


„ 100: 63 


d) 


100: 46 


a? 


„ 100: 69 


e) 


100: 89 


a8 


e) 


2. ebenso zur PV die PV 3. ebenso zur PS die PS 


100: 83 


a) 


e) die PD der Landbezirke Holsteins 


B. 1. es verhalt sich zur PD der Landbezirke Holsteins 


a) wie 100: 76 


b) 


a) wie 100: 46 


b) 


wie 100: 25 


a) die PD von Altona 
b) die PD von Kiel 


oe 


100: 29 


100: 97 


100: 33 


100: 55 
100: 70 


oe 
a) 


c) 
) 


100: 48 
100: 55 


a? 
aD 


die PD der übrigen Städte Holsteins 
die PD der Städte Schleswigs 


) 
) 


e) die PD der Landbezirke Schleswigs 


c 
d 


„ 100: 112 


e) 


100: 119 


a) 
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entnommen werden können: daß sowohl für PD als für PV die 


3 Gruppen deutlich mit abnehmender Belastung sich voneinander 
abscheiden: | 


I. Die Stadtkreise, 
II. Die übrigen Städte, 
III. Die Landbezirke. ° 


und daß wiederum in Gruppe II und in Gruppe III der Bestandteil 
»Holstein« dem Bestandteil »Schleswig« vorangeht. 

Die Zunahme in der Horizontale bedeutet, was uns gleichfalls 
schon bekannt ist, daß die Differenzen geringer sind für PV als für PD, 
und noch geringer für PS als für PV. Die Ausnahmen entspringen — 
abgesehen von dem Unterschied zwischen Altona und Kiel in bezug 
auf PV — alle aus den abweichenden Höhen von PS, nämlich aus dem 
Umstande, daß diese sowohl für Kiel als für die Städte Schleswigs im 
Vergleich mit den Städten Holsteins beträchtlich sind. 

Betrachten wir noch die Gesamtzahlen der hier registrierten Ver- 
brecher und ihre Verteilung auf die 3 Kategorien, so ergeben sich die 
entsprechenden Verhältnisse: 


Tabelle 14. 
a Davon D V S 
1. Stadtkreis Altona 184 123=66, 4I =22, 20=IIg 
2. Stadtkreis Kiel 80 47 =58, 26= 32, 7= 8, 
3. Uebrige Stadte Holsteins 261 144 = 551 77=29, 40=15, 
4. Stadte Lauenburgs 24 13 = 54, 8 = 333 3 = 12, 
5. Stadte Schleswigs 169 91 = 535 44=26,5 34 =20, 
6. Land Holsteins 664 314 = 47_— 197 =29, 153 = 232 
7. Land Lauenburgs 78 50 = 64, 25 = 329 3= 3, 
8. Land Schleswigs 435 208 = 47, 143 =32, 84=19, 
Insgesamt: 1895 990 = 5234, 561 = 29 6 344 = 181 


Auch hier treten die kleinen Unregelmäßigkeiten hervor, die aber 


verschwinden, wenn Städte und Städte, Landbezirke und Landbezirke 
zusammengefaßt werden: 


Gesamt 


Davon’D: Vv S 
zahl za 
1. Die 2 Stadtkreise 264 170 =644 67=253 27 =103 
2. Alle übrigen Städte 454 248 = 546 129=28, 77=179 
3. Alle Landbezirke 1177 572 = 48, 365 = 319 240 = 20, 


Hier ist ganz deutlich, daß der verhältnismäßige Anteil der Diebe 
von oben nach unten fällt, während derjenige der Spezialverbrecher 
sowohl als der Sittenverbrecher steigt, und zwar der letztere stärker 
als der erstere; was auch hervortritt, wenn wir auf die Gesamtheit 
derer, die nicht unter den Dieben gezählt sind, die Zahlen der Sitten- 
verbrecher berechnen: 
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Es sind nämlich diese Summen: davon sind Sittenverbrecher 
ı. in den 2 Stadtkreisen 74 27 = 364% e 
2. in den übrigen Städten 206 79 = 38, % 
3.in den Landbezirken 605 240 = 398 % 


Diese Verhältnisse werden nur in geringer Weise modifiziert, wenn, 
wie es früher geschehen, eine gewisse Menge von diesen Individuen 
den Dieben zugezählt wird; es steigt dann in jeder Gruppe der verhält- 
nismäßige Anteil der Diebe etwas, während derjenige der Spezialver- 
brecher ebenso in jeder Gruppe sinkt; der Anteil der Sittenverbrecher 
an der ersten Gesamtzahl wird nur wenig davon berührt, während er 
in der letzten Reihe überall etwas größer wird. — 

Wir wenden nun noch den Spezialverbrechern eine besondere 
Betrachtung zu. Da ist schon lehrreich, den Anteil der Ver- 
brecherkategorien in den 3 Gruppen kennen zu lernen. 

Es sind nämlich: | 


Davon 
V insgesamt Be- Mein- Brand- Gewalt- 
trüger eidige stifter  verbrecher 
1. in den Stadtkreisen 67 43=64, 9=13, 4= 5, II=1I6, 
2. in den übrigen Städten 129 69 =53, 22=17, I8 = I3% 20 = I5; 
3. in den Landbezirken 365 146 =40 70=19, 70=19; 79=2I;3 


In den Stadtkreisen ist der Anteil der Betrüger erheblich 
größer als in den übrigen Städten, in diesen als in den Landbezirken. In 
bezug auf die 3 übrigen Kategorien sind die Verhältnisse umgekehrt mit 
der einen Ausnahme, daß der Anteil der Gewaltverbrecher in den 
Stadtkreisen zu hoch ist. (Die kleine Zahl läßt hier vielleicht die Regel 
nicht zutage treten.) 

Werden aber die Spezialverbrecher eingeteilt in ı. Betrüger, 
2. Andere, so ist die Abstufung durchgehend: 


Betrüger Andere 
Stadtkreise ca. 64 % ca. 36% 
Uebrige Städte ca. 53% ca. 47% 
Landbezirke 40% 60 % 


In bezug auf alle einzelnen Kategorien stellt sich der Gegensatz 
reiner dar, wenn I. und 2. also alle Stadte zusammengefaBt werden: 


Davon 
V insgesamt Be- Mein- Brand- Gewalt- 
triiger eidige stifter verbrecher 
1. u. 2. Alle Städte 196 II2 = 571 31 =158 22=1I3 31 =158 
3. Landbezirke 365 146 =400 70=191 70=191 79 =217 


Von den stadtgeborenen Spezialverbrechern ist also die Mehrheit 
Betriiger, von den landgeborenen die Mehrheit wegen anderer Ver- 
brechen verurteilt; und zwar ist jede der 3 übrigen Kategorien in der 
Gesamtzahl der Stadtgeborenen schwächer, in der Gesamtzahl der 


Landgeborenen stärker vertreten. Der Unterschied ist am größten bei 
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den Brandstiftern; die stadtgeborenen Brandstifter machen von den 
stadtgeborenen Spezialverbrechern aus I1 3, die landgeborenen Brand- 
stifter von der Landgesamtzahl 191: 


das Verhältnis ist wie . . « I00: 169; 
bei den Gewaltverbrechern sind die Anteile : so, daß 
das Verhältnis. . . 2. 100:139; 


bei den Meineidigen ist es am geringsten, nämlich wie 100: 121. 
Wohl zu merken ist dabei, daB die reine Ziffer selbst der Land- 
geborenen überall größer ist als die der Stadtgeborenen, wenn auch 
in sehr verschiedenem Maße. Wird nämlich überall die Ziffer der Stadt- 
geborenen = 100 gesetzt, so ist die Anzahl der Landgeborenen 


1, Betrüger = 130 
2. Meineidigen = 226 
3. Gewaltverbrecher = 251 
4. Brandstifter = 318 


Ganz anders stellen sich selbstfolglich diese Verhältnisse dar, 
wenn sie wiederum auf die Geburtsbevölkerung bezogen werden. Wir 
bezeichnen im folgenden die Betrüger als B, die Meineidigen alsM, die 
Brandstifter als R, die Gewaltverbrecher als G und die jedesmalige 
Relativziffer wird durch ein vorgesetztes P unterschieden. Es ergibt sich: 


m. Geburtsbev. 


in r00 en PB PM PR PG 
Städte 1226 91 25 Is 25 
Landbezirke 4395 33 Ig I Ig 


Wir berechnen auch die PD und PS auf die Städte einerseits, das 
Landgebiet andererseits und finden 


PD PS 
Städte 36, 8. 
Land 144 57 


Wenn überall die Land-Ziffer = 100 gesetzt wird, so ergeben sich 
die Stadteziffern in dieser Reihenfolge 


Iı. PB = 275 
2. PD = 254 
3. PM = 159 
4. PS =15!1 
5. PG = 140 
6. PR =112 


Der Abstand in den 4 letzten Kategorien ist also gering, ver- 
glichen mit den beiden ersten. Der Gauner — in welchem Begriffe wir 
die Berufsdiebe und die Berufsschwindler zusammenfassen — ist nicht 
nur wesentlich städiisches Produkt, sondern auch ganz überwiegend 
städtischer Herkunft. In den besonderen Verhältnissen der PD und der 
PB der beiden Stadtkreise zu denen des Landes tritt dies noch greller 
hervor: sie würden nämlich so verglichen die Ziffern 410 und 419 
erhalten. In den übrigen Verhältnissen ist kein erheblicher Unter- 
schied; nur daß das der PR — der Hervorbringung von Brandstiftern — 
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hier unter 100 (auf 75) sinkt. Im übrigen ist die stärkere Produktivität 
der Städte auch in bezug auf die übrigen Kategorien zum guten Teil 
daraus zu erklären, daß auch unter diesen der Gauner stark vertreten 
ist. Dies gilt besonders von den Gewaltverbrechern, unter denen 
Räuber und Raubmörder mitbegriffen werden. Ich bin nicht in der 
Lage, die Zahlen so zu analysieren, daß der Gauner überall ausge- 
schieden wird. Aber teilweise ist dies allerdings möglich. Diejenigen 
Individuen nämlich, die bei Feststellung der PD als Diebe mitgerechnet 
wurden, und nun doch auch als Betrüger oder Sittenverbrecher oder 
Räuber in Betracht kamen, können einerseits bei der PD, andererseits 
bei der PB, PS, PS außer acht gelassen und der Rest dann als »bloße 
Diebe«, »bloBe Betriigere, »bloBe Sittenverbrecher«, »bloße Gewalt- 
verbrecher« unterschieden werden. Es ergibt sich dann eine PD’ PB’ 
usw., wodurch diese Kategorien etwas schärfer charakterisiert werden, 
wenn auch die Differenzen nur gering sind. Ich füge die Zahlen der 
Geburtsbevölkerung und die absoluten Zahlen der einzelnen Ver- 
brecherkategorien hinzu. 


S g 3 ‘. 3 
e 
me a 2 ‘3 T Eh 
Ons A v 5° Z8 ebe 
u >. PD’ A PB’ PM! PR’ Ov PG #9 ‘Ps? 
Fe) u 
£ a p = PM =PR å} 3° 
w=) 2 <> © 
1. Städte a a Z 
1226 418 34, 9 8, 25 i; 113 ©, 77 6% 
© l 
E = 
E Eo 
Z PM RS PR’ 
v à” 
° 2 
3. Land F=) = 
4395 572 13, 130 2, 67 1, 63 I; 47 1, 240 5, 


Wenn wir auch diese neuen Relativziffern in Verhältnis zuein- 
ander setzen — wiederum so, daß die Landziffer den Index von Ioo 
angibt — so erhalten wir für die Städteziffern diese Reihenfolge: 


Tabelle 15. 


1. PB’ (betrifft bloße Betrüger) = 8,: 2, = 300 
2.PD ( i gemischte Diebe) = 36 4: I4 4 = 282 
3. PB ( i 7 Betrüger) = 93: 33 = 275 
4. PD’ ( 2 bloße Diebe) = 4ọ: I3 = 261 
5. PM’ ( er MR Meineidige) = 25: Iş = 166 
6. PM ( RR gemischte Meineidige) = 25: Ig= 159 
7.PS ( is gemischte Sittenverbrecher) = 86: 5,= 15I 
8. PG ( i? gemischte Gewaltverbrecher) = 25: Ig = 140 
9. PR’ ( 5 bloße Brandstifter) = Ig: 14 = 128 
10. PS’ ( M bloße Sittenverbrecher) = 6: 54 = 114 
11. PR ( i gemischte Brandstifter = Ig: 19 = II2 
12. PG’ ( Mr bloße Gewaltverbrecher) = Op: I, = 90 


Ich gewinne hieraus die provisorische Schlußfolgerung: »Die 
Wahrscheinlichkeit, daß ein Verbrecher, welcher der 
40* 
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schweren Kriminalität zuzurechnen ist, durch seine Geburt den 
»Städtene angehört, ist — in Schleswig-Holstein — um so höher, je 
mehr das Verbrechen der Gaunerei sich nähert, je mehr es mit anderen 
Worten einem bewußten und dauernden Willen entspringt, die ver- 
brecherischen Handlungen nicht nur als gelegentliches, sondern als 
regelmäßiges — Mittel für die eigenen Lebenszwecke anzuwenden 
um so geringer hingegen, je mehr das Verbrechen einer unregelmäßigen 
Leidenschaft entsprungen ist, wie sehr auch diese selber im Eigennutz 
oder in wilden Begierden beruhen möge. Umgekehrt vermindert oder 
erhöht sich die Wahrscheinlichkeit, daB der Verbrecher sauf dem 
Lande« geboren ist.« 
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Von 
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Soecknick, Gerda, Religiöser Sozialismus der 
neueren Zeit, unter besonderer Berücksichtigung Deutschlands. Königs- 
berger Sozialwissenschaftliche Forschungen, 5. Band. Jena, Fischer, 1926. 
VIII und 151 S. 

Piechowski, Lic. theol. et Dr. phil. Paul, Proletarischer Glaube. 
Die religiöse Gedankenwelt der organisierten deutschen Arbeiterschaft nach 
sozialistischen und kommunistischen Selbstzeugnissen. Berlin, Furche-Verlag, 
1927. 243 S. 

Hermes, Gertrud, Die geistige Gestalt des marxisti- 
schen Arbeiters und die Arbeiterbildungsfrage. Tübingen, J. C. B. 
Mohr, 1926. XI und 331 S. 


Die neuere Literatur über den Sozialismus offenbart eine wach- 
sende Richtung der Aufmerksamkeit auf die in den Arbeitermassen 
wirklich lebendigen Glaubensinhalte, Affektlagen und Willensrich- 
tungen, im Gegensatz zu dem früher vorherrschenden Interesse für 
die von Einzeldenkern vertretenen theoretischen, rationalisierten Er- 
kenntnisinhalte. Es sollte den orthodoxen Marxisten zu denken geben, 
daß diese Entwicklung parallel läuft mit dem Prestigeverlust des 
Marxismus. Auf den ersten Blick ist ja dieser Parallelismus paradox ge- 
nug. Stützt sich doch der Ueberlegenheitsanspruch des Marxismus 
gegenüber allen anderen sozialistischen Lehren auf die Auffassung der 
Geschichte als Ergebnis von Massenfaktoren. 

Die große wissenschaftliche und praktische Leistung des Marxis- 
mus ist eben, die sozialistische Zielsetzung aus der Sphäre des indi- 
viduell-utopischen Wunsches gehoben und einer sozial bedingten Kau- 
salrcihe einverleibt zu haben, deren treibende Kraft das Kollcktiv- 
wollen der Massen und Klassen ist. Aber zugleich offenbarte sich die 
Grenze seiner Leistungsfähigkeit darin, daß er dieses Kollektivwollen 
aus einer dem kapitalistischen ProduktionsprozeB immanenten Gegen- 
sätzlichkeit ökonomischer Interessen ableitete. Es kam für ihn nur 
darauf an, diese Ursache zu erkennen, um die psychologische Wirkung 
vorauszusehen und zustande zu bringen. Der Glaube an die ökono- 
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mische Immanenz der psychologischen Wirkungen machte jede weitere 
Analyse der Massenpsychologie und ihrer Motive überflüssig, ja ge- 
fährlich, denn hierbei stieß man auf Erscheinungen, die (wie das 
Hineinwachsen der Arbeitermassen in den bürgerlichen Kulturkreis, 
die Beeinflussung durch nationale Ideologie, die soziologisch-psycho- 
logischen Begleiterscheinungen der Bureaukratisierung, die Ver- 
drängung des Revolutionsmotivs durch das Reformmotiv) weder der 
Deutung noch der Zielsetzung des Marxismus entsprachen. 

Um die Immanenz des Sozialismus zu beweisen, hatte Marx die 
Transzendenz des Sozialismus preisgegeben. Die von ihm erstrebte, 
durch eine rein ökonomische Analyse der kapitalistischen Wirtschafts- 
form a priori theoretisch begründete Identifizierung des Sozialismus 
mit proletarischem Interessenkampf wirkte sich a posteriori prak- 
tisch darin aus, daß der Sozialismus dem Klassenkampf unterge- 
ordnet wurde. Das Interesse aber konnte nur so lange ein eindeutig- 
sicherer Wegweiser sein, als es sich durch einen eindeutig-sicheren 
Erkenntnisvorgang aus der Stellung im Produktionsprozess ableiten 
ließ; man weiß, wie sehr Marx sich bemüht hat, diese Ableitung aus dem 
Gegensatz zwischen Käufern und Verkäufern von Arbeitskraft, Pro- 
duzenten und Genießern von Mehrwert durchzuführen ; man weiß auch, 
wie die ganze marxistische Literatur nach ihm, mit Kautsky an der 
Spitze, diesen Sozialutilitarismus noch weiter als Grundlage der Ge- 
schichtsdeutung, der Sozialethik und der politischen Strategie aus- 
zubauen versucht hat. 

So kommt es, daß der Marxismus zwar einerseits die Theorie 
des Massensozialismus par excellence darstellt, andererseits 
aber die induktive Massenpsychologie verpönt hat, ja verpönen mußte, 
um sein eigenes Fundament, den Glauben an die ökonomische Imma- 
nenz der sozialpsychologischen Tatbestände, nicht zu untergraben. 
Darum steht die ganze marxistische Literatur bis auf den heutigen 
Tag im Zeichen des Rationalismus, für den der einzige Maßstab der 
Wahrheit die Richtigkeit beweisbarer Ansichten, der letzte und ent- 
scheidende Wertmaßstab ein Erkenntniswert ist. Das Ziel ist zwar 
Massenwollen, aber die Methode ist, der erkenntniskritischen Ver- 
wurzelung in der Denkweise des neunzehnten Jahrhunderts gemäß, in- 
tellektualistisch, also letzten Endes individuell. Darum ist die prak- 
tische Auswirkung — was sich in Rußland mit geradezu karikaturaler 
Prägnanz zeigt — in Wirklichkeit ein Zustand, wo die proletarische 
Masse ein Objekt für die spekulativen Zielsetzungen »erkennender« 
Intellektuellen ist. 

Diese Zwitterhaftigkeit des Marxismusals intellektualistischer Mas- 
sensozialismus — zwei Begriffe, die unverträglich sind — wurde mir 
neuerdings besonders deutlich zu Gemüte geführt in einer Diskus- 
sion mit einem der hervorragendsten Vertreter des sozialdemokratischen 
»Edelmarxismus«. Nachdem er seine Ablehnung jeder sozialpsycho- 
logischen Methode nachdrücklich mit dem Satze begründet hatte, 
die Psychologie sei der Oekonomie immanent, antwortete er auf meine 
Frage, wie er denn die von ihm bemängelte reformistische Massen- 
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gesinnung marxistisch erklären könne: »Das liegt daran, daß nicht 
ein jeder es versteht, den Marxismus richtig anzuwenden; vor fünfzig 
Jahren gab es in der Welt zwei Marxisten, heutzutage sind es sechs.« 
Kein Wunder, daß bei einer derartigen Deutung der psychologischen 
»Immanenz« die Masse ein Objekt bleibt, ein Element in einer Glei- 
chung, deren sämtliche Faktoren dem ökonomisch Wissenden be- 
kannt sein können, ein Instrument, dessen richtiger Gebrauch nur vom 
Grade der erreichten Führererkenntnis abhängt. 

Nun hat sich, namentlich seit 1914 und 1918, herausgestellt, daß 
es zwischen Himmel und Erde — und zwischen Führererkenntnis 
und Massenwirklichkeit — einige nicht ganz unwichtige Dinge gibt, 
von denen sich diese Schulweisheit nichts träumen läßt. In allen ent- 
scheidenden Situationen — im Kriege, in der Revolution und beim 
Wiederaufbau — haben die Massen ganz anders gehandelt, als es 
der ökonomischen Immanenzprognose entsprach. Es wird mit 
jedem Tage offenbarer, daß die Wirklichkeit der Massengefühlslagen 
und Massenwillensrichtungen sich nicht mehr mit Hilfe rein öko- 
nomisch-erkenntnismäßiger Kategorien befriedigend deuten läßt. Die 
sozialistische, ja die marxistische Massengesinnung erscheint mehr und 
mehr als ein Tatbestand des Glaubens, als das Ergebnis einer Affekt- 
lage, in der sich — auch in der Auffassung des Kollektivinteresses — 
allerlei triebhafte Wünsche, Triebhemmungen, rassen- und kultur- 
bedingte Anlagen, überlieferte gefühlsmäßige Wertungsarten und 
allgemein-menschliche sozialethische Reaktionen auswirken, die sich 
aus keiner bloßen Erkenntnis ökonomischer Umgebungselemente er- 
klären lassen. 

In den Arbeitermassen selber regen sich Verlangen, die beweisen, 
daß die marxistische Diesseitigkeitsreligion bei vielen — und den besten 
— Sozialisten nicht mehr genügt, die Jenseitssehnsucht zu stillen, die 
in dem Ziel Sozialismus solange Befriedigung fand, wie dieses Ziel 
noch als radikal andersgeartetes, revolutionär-eschatologisches Jen- 
seits erschien. Und nun rächt sich die marxistische Verachtung des 
Psychologischen am Marxismus, indem sich jede Aeußerung und 
jede Anerkennung dieser nicht im Oekonomischen immanenten Be- 
strebungen als Auflehnung gegen den marxistischen Dogmatismus 
äußert, ja äußern muß, um seine Daseinsberechtigung zu erweisen. 
Dieselbe Ursache bewirkt, daß die ganze Literatur, die in neuerer 
Zeit der Sozialpsychologie der Massen, und speziell der Massen- 
glaubensinhalte, ihre Aufmerksamkeit zuwendet, schon dadurch — 
auch wo die Verfasser an die Möglichkeit eines Einbaus in das mar- 
xistische System glauben — wie eine Zersetzung dieses Systems, 
wie eine Untergrabung seiner Fundamente wirkt. 

In den letzten Jahren hat diese Literatur gewaltig an Bedeutung 
gewonnen. Das kommt schon rein quantitativ darin zum Ausdruck, 
daß im Laufe des letzten Jahres in deutscher Sprache fast mehr 
Bücher über die psychologischen und erkenntniskritischen Probleme 
des Sozialismus, als über die früher allein interessierenden ökono- 
misch- oder politisch-doktrinalen Fragen erschienen sind. 
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Drei solche Bücher liegen mir vor. Das erste will eine historische 
Gesamtdarstellung der konvergierenden Strömungen sein, die von 
religiösen Voraussetzungen dem Sozialismus oder von sozialistischen 
Voraussetzungen der Religion zustreben (Religiöser Sozia- 
lismus der neueren Zeit, unter besonderer Berücksich- 
tigung Deutschlands, von Gerda Soecknick). Eine derart 
zusammenfassende Arbeit fehlte bisher, was die Orientierung über die 
in zahllosen kleinen Schriften, wenig verbreiteten Zeitungen und son- 
stigen fragmentarischen Quellen sich äußernden Geistesströmungen 
ungemein erschwerte. Um so bedauerlicher ist die Unzulänglichkeit der 
Mittel, womit die Verfasserin sich an ihre Aufgabe herangemacht hat. 
Die Schrift ist eine typische Seminararbeit — eine Kompilation von 
Exzerpten, deren Fleiß die mangelhafte Vertrautheit mit der Wirk- 
lichkeit der behandelten Bewegungen nicht zu verschleiern vermag. 
Am brauchbarsten ist noch der letzte Teil des Werkes, der die »religiö- 
sen Strömungen« und die »Ansdtze zu neuer Religion aus dem Sozia- 
lismus heraus« in Deutschland in neuester Zeit behandelt, eben weil 
hier. sonst sehr zerstreutes Material zusammengetragen ist. Aber 
es ist auch bloß zusammengetragen; es fehlt der leitende Gesichts- 
punkt, die konkret erlebte Bekanntschaft mit dem Gegenstand, der 
Vorbedingung zu einem tieferen Verstehen und Deuten ist. 

Dieser Mangel wäre weniger fühlbar, wenn die Verfasserin sich 
auf die bescheidenere Aufgabe beschränkt hätte, die zeitgenössischen 
Geistesströmungen nach ihren literarischen Aeußerungen zu beschrei- 
ben. Statt dessen hat sie drei Fünftel ihrer Schrift einer weitaus- 
holenden, angeblich »erklarenden« Behandlung des vormarxistischen 
religiösen Sozialismus, der Wirkung des marxistischen Atheismus auf 
die Massen und der religiösen Gegenströmungen des 19. Jahrhunderts 
gewidmet — Gegenstände, die auf insgesamt 74 Seiten nur ober- 
flächlich behandelt werden können, zumal in einer »Literaturarbeite. 
Um irgendwie verklarend« zu sein, hätte diese Behandlung auf einem 
tieferen Verstehen der Massengefühlslage und der affektmäßigen 
Unterströmungen im Sozialismus beruhen müssen, als es die Verfas- 
serin zu erweisen vermag. Mehr Konzentration auf die Beschreibung 
eines umgrenzten konkreten Gegenstandes wäre hier, wie bei den mei- 
sten Arbeiten dieser Art, besser gewesen. Was über den religiösen 
Sozialismus der vormarxistischen Zeit und des Auslandes gesagt wird, 
ist mehr als dürftig. 

Die Verfasserin hätte besser getan, sich auf die Länder deutscher 
Sprache zu beschränken, statt den religiösen Sozialismus völlig will- 
kürlich mit Saint Simon anfangen zu lassen und im Gegensatz zu einer 
ausführlichen Behandlung von Lamennais und Tolstoi den heutigen 
angelsächsischen christlichen Sozialismus und die sehr bedeutenden 
Holländer ganz zu übergehen. Die Begründung, daß im »Auslande 
keine solchen Bewegungen größeren Umfangs bestehen, die nicht 
auch in Deutschland vertreten wären — eine Erscheinung, die wohl 
zum größten Teil aus der dreifachen Konfessionsmischung bei uns zu 
erklären ist«, ist reichlich naiv. Sie ist zugleich charakteristisch für 
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die mechanische Art der Klassifizierung nach Namen, die für die 
wesentlichen Gestalt- und Sinnesunterschiede, wie sie z. B. zwischen 
dem angelsächsischen und dem europäisch-kontinentalen Sozialismus 
vorliegen, keinen Blick hat. Es gibt wahrhaftig zwischen dem Sozialis- 
mus der calvinistisch-puritanischen Länder und dem Deutschlands 
Wesensunterschiede, die nicht quantitativ sind; englisches Dissiden- 
tentum und amerikanisches Kirchenwesen stellen einen historischen 
Hintergrund für bestimmte, einmalige Geistesgestaltungen dar, die 
in Deutschland trotz der drei Konfessionen nicht »vertreten« sind. 
Ueberhaupt ist jede Behandlung der so wesensverschiedenen Geistes- 
strömungen des Auslandes ohne Berücksichtigung des soziologischen 
Hintergrundes irreführend und widersinnig. 

Auch das gewaltige Problem der religiösen oder antireligiösenWir- 
kungen des Massenmarxismus gehört nicht zu denen, die sich auf 
Grund bloßer Literaturkenntnis behandeln lassen. Dabei ist sogar 
diese Kenntnis bei der Verfasserin mangelhaft. Sie scheint z. B. die für 
diesen Teil ihrer Untersuchung wichtigste Quelle der Vorkriegszeit, 
Levensteins »Arbeiterfrage«, nicht zu kennen. Jeder Arbeiterbiblio- 
thekar hätte sie auch darüber belehren können, daß die Ansicht, 
»Tolstois soziale Schriften gehören mit zu den stärksten Waffen im 
geistigen Arsenal des kämpfenden Proletariats«, keineswegs den 
Tatsachen entspricht. 

Sogar in dem tauglicheren Teil, der den zeitgenössischen Be- 
wegungen gewidmet ist, rächt sich die mangelhafte praktische Ver- 
trautheit der Verfasserin mit ihrem Gegenstand in einigen schlimmen 
Lücken und Mängeln. So fehlt eine Darstellung der »freireligiösen« 
Bewegung, die doch für gewisse Stimmungen der sozialistischen 
Arbeiterschaft wichtige symptomatische Bedeutung hat. Ein Bericht 
über die internationale Konferenz der religiösen Sozialisten in Barchem 
1924 wäre mehr zur Sache gehörig gewesen, als die Kapitel über Tol- 
stoi oder Sorel (der wohl überhaupt baß erstaunt wäre, sich unter den 
religiösen Sozialisten behandelt zu finden). Es verrät auch einen gewis- 
sen Mangel an Interesse für dieUnmittelbarkeit der Quellen, wenn zur 
Illustration des Umfanges der sozialdemokratischen Agitationsarbeit 
(offenbar in irgendeinem älteren Werke zitierte) Zahlen aus einem 
Parteivorstandsbericht des Jahres 1906 angeführt werden, während 
doch jeder Jahresbericht seither viel beweiskräftigeres und eindrucks- 
volleres Material enthält. Die Brauchbarkeit des letzten, geschicht- 
lichen Teils der Arbeit wird weiter dadurch verringert, daß es, obwohl es 
noch 1926 erschienene Literatur erwähnt, mit seiner Beschreibung der 
Ereignisse schon im Jahre 1924 Schluß macht. 

Muß also dieser erste Versuch einer historischen Gesamtdar- 
stellung des religiösen Sozialismus als unzulänglich bezeichnet werden, 
so kommt um so größere Bedeutung zwei neueren monographischen 
Quellenarbeiten zu: »Proletarischer Glaube« von Piechowski und »Die 
geistige Gestalt des marxistischen Arbeiters« von Gertrud Hermes. 

Es mag manchem zu denken geben, daß die Werke von Hermes 
und Piechowski, die als typische »Erlebnisbücher« jedes auf seine Art 
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stark von der traditionellen Norm des wissenschaftlichen Aufbaus ab- 
weichen, unvergleichlich höheren Erkenntniswert besitzen, als die 
durchaus der zünftigen Tabulatur gemäße Soecknicksche Arbeit. Das 
läßt sich wohl so erklären: Wer die Grenzgebiete zwischen sozialisti- 
scher Ueberzeugung und religiösem Glauben erforschen will, hat es mit 
irrationalen Werten zu tun. Nun ist es ja Aufgabe der Wissenschaft, 
auch die irrationalen Tatbestände nach Möglichkeit der ratio faßbar zu 
machen. Soll dies nicht an der Inkommensurabilität von Maßstab und 
Gegenstand scheitern, so müssen die Gefühlswertungen und die an- 
deren irrationalen Tatbestände zunächst irgendwie miterlebt werden. 
Der Beobachter muß selber an der von ihm behandelten irrationalen 
Gefühls- und Wertungsgemeinschaft teilnehmen; erst dann kann er 
dieses Irrationale sinngemäß rational deuten, weil er dann eigenem, 
nicht fremdem Gefühl gegenübersteht. Gefühle lassen sich bis zu 
einem gewissen Grade sehr wohl in rationaler Form darstellen — alles 
Denken ist nur gestaltetes Gefühl! — aber nur von denen, die sie selbst 
empfunden oder durch die suggestorische Gewalt der Sympathie mit- 
empfunden haben. Daher sind der Neuköllner sozialistische Pfarrer 
Piechowski und die Leiterin einer Leipziger Arbeiterbildungsgemein- 
schaft Hermes, die hier selbsterlebte Probleme behandeln, imstande, 
Erkenntnisse zu gewinnen und zu vermitteln, die wesentlich neu und 
wertvoll sind. 

Bei Piechowski, der mit einem viel schwächeren wissenschaftlich- 
kritischen Apparat arbeitet als Gertrud Hermes, tut es fast ganz das 
von ihm gesammelte Enquétematerial. Indessen ist auch das Sam- 
meln dieses Materials keine bloß mechanisch-rationale Angelegenheit: 
schon der Fragebogen, der der Untersuchung zugrunde liegt, ist 
Ausdruck eines persönlichen Strebens; die Antworten wären anders 
ausgefallen, wenn ein anderer — etwa ein nicht als Gesinnungsgenosse 
vertrauter — die Fragen gestellt hätte, und das von Piechowski ge- 
sammelte Material konnte wiederum nur von ihm typologisch wesens- 
gemäß gedcutet werden. 

Die Untersuchung Piechowskis ist ganz auf die religiöse Ge- 
dankenwelt sozialistischer und kommunistischer Arbeiter zugespitzt. 
Dank dieser Konzentration hat sie mehr Ergebnisse zutage gefördert, 
als die meisten vorangegangenen Enquéten ähnlicher Art. Der Haupt- 
vorzug der Arbeit Piechowskis bleibt jedoch, daß die Hauptprobleme, 
die er behandelt — die Beziehungen zwischen christlichem und sozia- 
listischem Massenglauben — seine eigenen Gewissensprobleme sind. 
Das Buch ist darum in zweifacher Hinsicht bedeutend und erschüt- 
ternd: als Zeugnis einer sonst verborgenen Seelennot der Massen und 
der individuellen Gewissensnot des Verfassers. 

Der einzige erwähnenswerte methodologische Mangel des Pie- 
chowskischen Buches ist, daß der Verfasser nicht ganz auf die 
statistische Bearbeitung seines Materials verzichtet hat. Bei einer 
derartigen Untersuchung ist jeder Versuch einer quantitativen 
Deutung irreführend. Hier kann nur typologisch verfahren werden. 
Piechowski hat 5000 Fragebogen verschickt, meist an Neuköllner 
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Arbeiter, und hat dabei natürlich in erster Linie, schon wegen der 
Begrenztheit des ihm zur Verfügung stehenden technischen Ver- 
mittlungsapparates, Leute erreicht, die von vornherein entweder 
als Christen oder als Sozialisten irgendwie seine Gesinnungsgenossen 
sind. Von diesen 5000 Bogen sind nur etwa 500 beantwortet worden 
— also eine Auslese aus einer Auslese, und zwar jedesmal auf Grund 
einer schon gegebenen Interessenrichtung, also einer Gesinnungs- 
gemeinschaft. Dadurch wird die typologische Bedeutung des Mate- 
rials erhöht, die statistische Verwendbarkeit aber ausgeschaltet. 
Piechowski hätte darum besser getan, sogar die wenigen Seiten, 
die er der statistischen Deutung widmet, ungeschrieben zu lassen. So 
sind seine Versuche (S. 22—23 und 27—28), zwischen den erhaltenen 
Antworten und der Kirchenzugehörigkeit eine Beziehung herzustellen, 
völlig am untauglichen Objekt unternommen. Im übrigen fehlt ihm 
das psychologische Rüstzeug, das dazu nötig wäre, das Unaus- 
gesprochene richtig zu deuten. Es ist z. B. vollkommen irrig, die 
go % der Befragten, die nicht antworteten, als religiös indifferente 
zu betrachten; zumal mit der Begründung (S. 16), daß »diese ganze 
Materie dem Arbeiter schlecht liegt; er ist mehr auf das Technisch- 
Reale eingestellt und weniger auf abstraktes Denken«. Erstens ist 
diese Diagnose, wenigstens was die hier in Frage kommenden sozia- 
listischen Arbeiterschichten betrifft, durchaus falsch; das von Pie- 
chowski selbst verarbeitete Material bestätigt die allen Kennern der 
Arbeiterpsychologie schon lange vertraute Richtung vom »Technisch- 
Realen« hinweg auf das Abstrakte-Erfahrungsfremde-Enzyklopädische 
zu. Zweitens richtet sich der EntschluB, einen derartig inquisitorischen 
Fragebogen zu beantworten, nach ganz anderen Motiven, als nach 
dem Interessiertsein an den gestellten Fragen. In erster Linie ent- 
scheidet hier das Vorhandensein eines Mitteilungs- oder Selbstrecht- 
fertigungsbedürfnisses in schriftlicher Gestalt. Dem Autor hätte da 
die Tatsache zu denken geben können, daß sämtliche sozialistische 
und kommunistische Abgeordneten des preußischen Landtags den 
Fragebogen unbeantwortet gelassen haben. Es zeugt von einer ziem- 
lich naiven Psychologie, daraus zu schließen, »das Religiös-Kirchliche 
sei für die proletarischen Volksvertreter nicht ernst und wichtig ge- 
nug, um sich der Mühe der Beantwortung zu unterziehen«. Da liegt 
doch die Annahme viel näher, daß der tätige Politiker nicht denselben 
Ueberschuß an Mitteilungsbedürfnis hat, wie die 10 % der befragten 
Arbeiter, die in langen, z. T. bogenschweren Abhandlungen dem 
Pfarrer ihr Herz ausgeschüttet haben. Das Schicksal des Politikers ist 
eben, daß er sich von Amts wegen schon viel mehr in Reden, Artikeln und 
Sitzungsdebatten mitteilen und äußern muß, als es einem normalen 
Menschen lieb ist. Es kommt hinzu, daß der an individuclle Gelt- 
barmachung seiner Geistesprodukte gewöhnte Intellektuelle eine be- 
greifliche Abneigung dagegen empfindet, höchst private Ansichten 
als Material für eine Massenuntersuchung herzugeben. Abgesehen von 
dem natürlichen Geltungstricb des Betreffenden ist zu berücksichtigen, 
daß die geistigen Hemmungen gegen derartige Mitteilungen im all- 
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gemeinen (d. h. wenn nicht aus anderen Ursachen ein gehemmtes 
Ausdrucksbedürfnis vorlicgt) wachsen, je ausgeprägter und persön- 
licher die Ueberzeugung ist; es kann und wird oft geradezu das Gegen- 
teil von Gleichgültigkeit sein, das einen davon abhält, einem Un- 
bekannten zu beliebiger Verwendung einen Fragebogen zurückzu- 
schicken, dessen Frage 11 a z. B. lautet: »Welche Vorstellung machen 
Sie sich von Gott ?«, und Frage 21: »Haben Sie sich mit Weltan- 
schauungsfragen befaßt ? Können Sie dem Leben einen Sinn abgewin- 
nen ?« usw. usw. Normal im statistischen Sinne ist da die Nicht- 
beantwortung; die Beantwortung ist der Fall einer Selbstauslese auf 
Grund einer speziellen Neigung zu literarischem Exhibitionismus oder 
eines gehemmten Mitteilungs- und Rechtfertigungsbedürfnisses. Ihre 
Resultate sind daher nur für die typologische Wesensschau, niemals 
für die Statistik verwendbar. 

Nun tut diese Bemerkung nur in ganz untergeordnetem Maße 
dem Werte des Buches Abbruch. Denn es ist in der Hauptsache einer 
typologischen Darstellung gewidmet, für die mir der Verfasser auch die 
tauglichste Form gefunden zu haben scheint. Erst werden verschie- 
dene Haupttypen (die kirchlich wohlwollende, indifferente, intellek- 
tuell-kritische, radikal-ablehnende, gemäßigte Haltung usw.) an ver- 
schiedenen, in extenso abgedruckten Selbstzeugnissen illustriert; dann 
werden der Reihe nach die verschiedenen Stellungen, zumeist durch 
Berichtauszüge, typisiert, unter Titeln wie Gottesdienst, Predigt, 
Liturgie, Elternhaus, Schulunterricht, Bibel, Gott, Christus, Gebet, 
Proletarische Feierstunde und Tugendweihe, Bücher und Ereignisse, 
Kirche und Geistlichkeit, Protestantismus und Katholizismus, Sinn des 
Lebens, Unsterblichkeit, Religion und Sozialismus. Und zuletzt brin- 
gen zwei Kapitel »Ergebnis und Ausblick« gewissermaßen die Selbst- 
antwort des Verfassers auf seine Enquete. 

Bei der Darstellung und Deutung des von ihm gewonnenen 
Materials erweisen sich die methodologischen und fachpsychologischen 
Mängel des Verfassers, die einer andersgearteten, eine exaktere stati- 
stische Methode oder eine subtilerere Analyse unterbewußter Momente 
erfordernden Aufgabe verhängnisvoll hätten werden können, als 
unerheblich. Die wiedergegebenen Aeußerungen allein ergeben ein 
derart wuchtiges, lebendiges Bild einer wenig bekannten Wirklichkeit, 
einer erschütternden Seelennot, eines ungeheuer schweren und kom- 
plizierten Ringens um neue Werte und Ziele, daß dieses Buch auch 
sein Verfasser nicht hätte verderben können. Aber ich beeile mich 
hinzuzufügen, daß die typologische Bearbeitung Dr. Piechowskis, weit 
davon entfernt, ein Ballast zu sein, dem Buche erst den richtigen Wert 
verleiht. Er versteht weil er mitempfindet, und darum vermag er zu 
gestalten und zu überzeugen — zu überzeugen wenigstens von den 
Wirklichkeitserkenntnissen, die in dem Material gegeben sind. Es 
schadet herzlich wenig, daß dieses Buch nicht von einem Wissenschaft- 
ler verfaßt ist — wichtiger ist, daß es von einem tieffühlenden und 
verstehenden Menschen geschrieben wurde. Denn sein Gegenstand 
geht Mitmenschen an, nicht Fachkollegen. Jeder Pfarrer, jeder religiös 
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Interessierte sollte es lesen, wie ein Reiseführer in das Inferno des 
zwanzigsten Jahrhunderts, das denen, die wissen sollten, im Raume 
so nahe, aber im Geiste ach! so ferne liegt. Und auch der Sozialwissen- 
schaftler kann hier etwas lernen, was in keinem, dem rein-begrifflichen 
oder dem rein-objektiven gewidmeten theoretischen Werke zu finden 
ist: die letzte Verwurzelung aller sozialen Probleme in einer Seelen- 
not der Massen, aller sozialen Willensrichtungen in Tatbeständen des 
Glaubens und Zweifelns, der Liebe und des Hasses, kurzum in jenen in- 
stinktmäßigen kollektiven Gefühlswertungen, die das Substratum 
aller kulturellen Wirklichkeit sind. 

Die eigenen Schlußfolgerungen Dr. Piechowskis, in denen er 
seine Stellung zu Kirche und Sozialismus präzisiert, verdienen eine 
Sonderkritik. Seine Aeußerungen dazu sind vielleicht das erschüt- 
terndste der Selbstzeugnisse, die das Buch enthält. Erschütternd 
— auch hier — durch die Tragik eines tief und schmerzlich empfun- 
denen, aber noch durch keine rationale Entscheidung gelösten Wider- 
spruches zwischen christlichen und sozialistischen Gesinnungsmotiven. 

Es geht hier dem Fragesteller wie den meisten »religiösen« Sozia- 
listen, die seinen Fragebogen beantwortet haben: er fühlt die fundamen- 
tale Einheit der Motive, die ihn einerseits als evangelischen Christen, an- 
dererseits als Sozialisten beseelen; aber er sieht nicht weniger deutlich, 
wie in der historisch-institutionellen Wirklichkeit beide Massenkräfte, 
Kirche und Sozialismus, mehr und mehr in Gegensatz zueinander ge- 
raten. Für die eine wie für die andere Einsicht findet er Formulie- 
rungen, die noch schärfer sind, als die der Enqueteteilnchmer. Der 
Verfasser ist Sozialist geworden, weil er Christ ist; er spürt zwar das 
ungeheure intellektuelle Vakuum, das als Kennzeichen der Geistes- 
lage der marxistischen Massen zwischen der schon erfolgten Ablehnung 
der christlichen Glaubenssymbole und der noch nicht erfolgten, aber 
auch von ihm erwarteten und erhofften Schaffung einer neuen, der 
sozialen und kulturellen Gegenwart gemäßen Symbolik liegt; aber 
er stimmt auch der Ansicht zu, daß »der Sozialismus die Religion der 
Zukunft« sei, er erblickt, jedenfalls in dem, was ihm am Christentum 
als wahr, ewig und allgemeingültig erscheint, keinen Impuls, der 
anders als durch den Sozialismus zur Triebkraft einer echten Volks- 
religion erhalten oder gemacht werden könnte. Die Kirche aber sieht 
er als Hindernis und Feindin dieser Entwicklung; nicht nur als empi- 
rische Tatsache der Vergangenheit, sondern als eine in Entwick- 
lungsgesetzen der Institutionen begründete, auf wachsende Diver- 
genz gerichtete Tendenz. 

Merkwürdigerweise identifiziert er hier Kirche und Christentum: 
sChristentum und Sozialismus werben um die Menschen und Massen 
und müssen, da jede Größe für sich allein die Seele ausfüllen will, 
letzten Endes einander Feind sein. Es muß zwischen beiden zu einem 
Kampf auf Leben und Tod kommen, genau so, wie das Urchristentum 
trotz seiner außerordentlichen Berührungen mit der Ethik der christ- 
lichen Philosophie diesen Entscheidungskampf. hat führen müssen« 
(S. 234). Dennoch bekennt sich Pfarrer Piechowski zu dem Bestreben, 
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eine »gangbare Brücke zwischen Kirche und Proletariat« zu bilden, 
indem »sozialistische Geistliche, Gemeindehelfer und Körperschafts- 
mitglicder an. den Brennpunkten des proletarischen Lebens in Tätig- 
keit treten«. Also sozialistische Pfarrer in Neukölln, deutschnationale 
Pfarrer in Berlin W und für die bürgerlichen Protestanten in Bochum ? 
Und an den Superintendentenstellen ? Wie verträgt sich das alles mit 
dem »Kampf auf Leben und Tod«? In diesem Falle handelt es sich 
doch nur um in die feindlichen Stellungen hineingeschobene Horch- 
posten oder Minierstollen, deren Besatzung ein unehrliches Spiel 
treibt sowohl vom Gesichtspunkt des kirchenfeindlichen Proletariers, 
der »durch diese kleinen Speckbröckchen nur in eine große Mausefalle 
hineingelockt werden soll«, wie vom Gesichtspunkt der Kirche, der 
man zumutet, daß sie als Diener Leute duldet, die im geheimen den 
Sieg ihres Todfeindes wünschen! Geistig und ethisch erträglich kann 
ein solches Dienen zweier Herren doch nur für den sein, der nicht 
die Ueberzeugung Dr. Piechowskis von der Todfeindschaft der beiden 
Mächte teilt. Missionsarbeit für die Kirche im sozialistischen Prole- 
tariat und für den Sozialismus in der Kirche sind beides mögliche 
Aufgaben; aber wie können sie von einer und derselben Person gelöst 
werden, wenn diese Person überzeugt ist, daß es einen Kampf auf 
Leben und Tod geben muß? 

Pfarrer Piechowski scheint sich dieses Widerspruches in seiner 
Stellung nicht ganz unbewußt zu sein, wenn er von »unüberwindlichen 
Schwierigkeiten«, »Spannungen« und »seelischer Tortur« spricht. Diese 
Tortur entsteht daraus, daß Pfarrer Piechowskis Ueberzeugung von 
der Todesfeindschaft zwischen Kirche und Sozialismus sich ihm in- 
folge eines geistigen Urteilsprozesses als etwas unumgängliches aut- 
gedrängt hat, daß er aber aus seiner noch tieferen Ueberzeugung 
der Einheit christlicher und sozialistischer Motive einerseits, aus ge- 
wohnheitsmäßiger Identifizierung von Kirche und Christentum anderer- 
seits, trotz alledem das Gegenteil wünscht, also mit dem Gefühl noch 
hofft, wo er mit dem Verstand schon verzweifelt. Angesichts der 
Tragik eines solchen Konfliktes wäre es wohl kaum angebracht, auf 
naheliegende geistige Lösungsmöglichkeiten hinzuweisen, wie etwa 
radikale Trennung der Begriffe Kirche und Christentum und ebenso 
unentwegtes Hineinbauen der christlichen Motivierungen in den So- 
zialismus; denn das sind Forderungen, die man nicht an andere stellen 
kann, für die sie willkürliche geistige Konstruktionen bleiben müssen, 
wenn sie nicht selbst erlebt worden sind. Und der Wert dieses Buches 
liegt nicht in der Denkrichtigkeit der Konstruktion, sondern in 
der Wucht des Erlebnisses. Dieses Erlebnis ist Spannung, nicht Lö- 
sung. Daß der letzte Ton, in den es ausklingt, die schrille Dissonanz 
der eigenen Inkonsequenz des Verfassers ist, daß diese Inkonsequenz 
selber aber nur aus der inneren Schwierigkeit eines Strebens nach 
Konsequenz auf höherer Stufe entsteht — das macht das Buch lehr- 
reicher und schöner, als wenn ces uns auf den letzten Seiten ein fein aus- 
gedachtes und salbungsvoll gepriesenes Rezcpt für die Heilung des Mas- 
senweltschmerzes böte, für den es ein so gewaltiges Zeugnis erbracht hat. 
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Das Werk von Gertrud Hermes ist auch ein Erlebnisbuch, das 
ebenfalls auf einer Kombination von direkter Beobachtung (durch 
Miterleben und Mitempfinden) mit Fragebogenenquéte und statistischer 
Bearbeitung fußt. Es unterscheidet sich aber von dem Piechowskischen 
Buche wie ein Urteilsspruch von einer Zeugenaussage. Die Verfasserin 
hat sich mit einem gewaltigen wissenschaftlichen Rüstzeug an ihre 
Arbeit herangemacht. Das Werk hat daher auch methodologisch 
grundlegende Bedeutung. Es dürfte auf Jahrzehnte für jeden, der 
sich mit Sozialpsychologie und namentlich mit Arbeiterpsychologie 
beschäftigt, unmöglich sein, an ihm vorbeizugehen. Es wird wohl 
viel weniger Leser finden, als das Buch Piechowskis. Letzteres liest 
sich wie ein Roman; das Hermessche Buch, das übrigens drei- bis vier- 
mal so umfangreich ist, ist außerordentlich schwer. Aber es hat auch 
innerlich außerordentliches Gewicht. 

Der Kern des Buches ist eine Untersuchung über die Psychologie 
der marxistischen Arbeiterschaft, speziell der Leipziger Arbeiter, mit 
denen die Verfasserin jahrelang als Leiterin eines »Volkshochschul- 
heims« zusammengelebt und gewirkt hat. Schon dieser Teil ist un- 
gemein weitausholend und gründlich bearbeitet. Er fängt an mit 
einer Darstellung des entwurzelten bäuerlichen Menschen in der 
Großstadt; ein gewaltiges Massendrama entrollt sich in den Kapiteln, 
die vom Chaos der psychischen Gestaltauflösung zu der Neugestaltung 
der »marxistischen Struktur« führen. 

Aber nicht genug damit: diesem Abschnitt ist ein anderer voraus- 
geschickt, der ausschließlich der Darstellung der metaphysischen Vor- 
aussetzungen gewidmet ist, von denen die Verfasserin ausgeht. Sie 
meint, da fachwissenschaftliche Urteile Werturteile sind, die von letz- 
ten philosophischen Entscheidungen abhängen, sei sie verpflichtet, 
dem Leser durch eine Darstellung ihrer philosophischen Voraus- 
setzungen eine Orientierung zu ermöglichen. Obwohl sie sich, dem 
Zwecke dieser Orientierung gemäß, im wesentlichen auf die Formu- 
lierung von Thesen beschränkt, kommt eine kleine philosophische En- 
zyklopädie heraus, von der Erkenntniskritik, Genetik und Ontologie 
über die Wertlehre bis zur psychologischen Gestaltslehre. Und da ihr 
eine »Diagnose ohne Hinweis auf die wichtigsten Mittel der Therapie 
zu innerst widerstrebte«, hat sie dem Ganzen noch einen dritten Teil 
(sie nennt es mit Recht ein drittes Buch) angehängt, der ihre Theorie 
der Bildung umreißt — auch hier wiederum eine vollständige, syste- 
matisch aufgebaute Lehre, ausgehend von den letzten Dingen und 
fortführend bis zu den letzten Konsequenzen. 

Das klingt alles ziemlich abschreckend, und es wird wohl auch 
kaum einen Leser geben, dessen Schrecken beim Lesen des Inhalts- 
verzeichnisses nicht gleich durch das Lesen der ersten Textsciten 
vermehrt würde: scitenlange apodiktische Erörterungen über Ab- 
straktestes, dazu in einer Terminologie, die nur. für den ohne 
große Anstrengung assimilierbar ist, der so ziemlich alle ter- 
minologischen Systeme — und es sind nicht wenige! — kennt, die 
in den verschiedensten Schulen der deutschen Philosophie, Sozio- 
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logie und Psychologie Geltung haben, von den Klassikern bis zu den 
allermodernsten. 

Dennoch wäre es verkehrt, sich durch das unwirtliche Aeußere 
des ersten Teils abschrecken zu lassen. Wohl könnte man die Frage: 
War es nötig? verschieden beantworten (ich für meinen Teil verneine 
sie) — aber die Frage: War es der Mühe wert ? kann nur bejaht werden. 
Denn es läuft trotz allem Schein des Eklektizismus doch ziemlich bald 
auf eine Einheit hinaus, die der geistige Ausdruck einer starken, fest 
zentrierten Persönlichkeit ist. Und diese Einheit bestätigt sich mehr 
und mehr im Laufe des Weiterlesens. Ein steiler, schwer zu besteigender 
Berg, an manchen Stellen, besonders am Anfang und am Ende, ziem- 
lich schroffe Felsen (nur für Schwindelfreie!); aber es sind Felsen, 
kein — oder doch sehr wenig — Geröll. Und die Landschaft ist überaus 
abwechselnd, es sind entzückende grüne Weidenflächen dabei — 
namentlich in dem mittleren Teil des Anstiegs. Vor allem aber: die 
Aussicht vom Gipfel ist lohnend. 

Alles in allem ein Buch, das nicht sehr viel Leser finden wird, 
das aber denen, die es wohl lesen, vieles geben kann, und das wahr- 
scheinlich in einem Jahrzehnt bekannter sein wird, als im ersten 
Jahre seines Lebens. Aber auch ein Buch, worüber man ebenso schwer 
referieren kann wie über eine Enzyklopädie. Was schlimmer ist — ein 
Buch, das auf Grund seines Umfangs und seiner Anlage gar zu leicht 
totzuschweigen ist. Und das wäre schade, das wäre ungerecht. Ungerecht, 
weil es wirklich mehr ist, als eine bloße Gelehrtenarbeit. Und schade, 
weil es in den politisch und wissenschaftlich so bedeutsamen Ausein- 
andersetzungen über den Marxismus die Rolle einer entscheidenden 
Aussage spielen könnte. Denn man kann fortan nur noch sagen, der 
Vulgärmarxismus sei ein Hirngespinst, das jeder Marxtöter sich 
ausmalen kann, wie er will, wenn man gleichzeitig sagen kann: ich 
habe das Buch von Gertrud Hermes nicht gelesen. 

Sein Kern ist eine Darstellung dessen, was der Marxismus als Mas- 
senglaube großstädtischer Industriearbeiter wirklich ist, so ob- 
jektiv, so umfassend, so genau, so eindeutig als Gefühlsinhalt er- 
faßt, wie man in einer wissenschaftlichen Diskussion über Erkenntnis- 
inhalte die Ansichten des Gegners erfaßt, wenn man seine sämtlichen 
Aussprüche zitiert. Es wird wohl lange dauern, bis jemand es fertig 
bringt, auf diesem Gebiete exaktere Feststellungen zu machen, als 
sie Gertrud Hermes gelungen sind. Ihre Methode zur Erforschung 
seelischer Gruppenmerkmale ist vorbildlich. Sie benutzt den Frage- 
bogen dort (etwa zu Aussagen über Subjektives), wo er zur Wesens- 
schau, die statistische Zählung (etwa Bibliothekfrequenzzahlen) dort, 
wo quantitative Messung möglich ist, und beurteilt und wertet, wie 
jemand, der sich selbst an die Stelle der »Objekte« zu stellen weiß, die 
dadurch in Subjekte verwandelt werden. 

Das Ergebnis ist ein außerordentlich lebendiges Bild des marxi- 
stischen Arbeitertypus. Für mich besonders interessant, weil es eine 
Bestätigung und Rechtfertigung der Ansichten bedeutet, die ich — 
ohne Berufung auf exaktes Enquétematerial, nur auf direkte persön- 
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liche Erfahrung gestützt — in meiner »Psychologie des Sozialismus« 
über die Realität eines Marxismus gesagt habe, der (zwar nicht un- 
abhängig aber doch verschieden von der Marxschen Lehre) das dar- 
stellt, was von dieser Lehre in den Massen lebendig geblieben ist und 
als Symbol von Willensimpulsen ein Eigendasein mit eigener Entwick- 
lungsrichtung führt. In dem Hermesschen Bilde finden sich nun all die 
Züge wieder (wie z. T. auch schon bei Piechowski), deren Zeichnung 
mir als boshafte Karikatur vorgeworfen worden ist: die Wissenschafts- 
vergötterung als Religionsersatz, der rationalistische, mechanistische, 
materialistische Charakter des Weltbildes, die Deutung des histori- 
schen Materialismus als ökonomischer Hedonismus, die Kultursen- 
kung und Kulturverspätung, die prälogische und eindimensionale 
Denkform, der Mangel an ästhetischem Empfinden, die An-Ethisie- 
rung des eigenen unterbewußten Gefühls, die Berufung auf Massen- 
gesetze zur Verringerung der persönlichen Verantwortlichkeit, usw. 

Man wird nach dieser Untersuchung wohl noch über das Thema 
»Marx und Marxismus« diskutieren können, ja müssen, aber nicht 
länger fortfahren können, den »Marxismus« als eine durchaus feststell- 
bare und beschreibbare massenpsychologische Wirklichkeit zu leugnen. 
Und wenn man die Feststellungen von Gertrud Hermes entkräften 
will, wird man sich nicht mehr mit der leichten Ausrede vom »Marxis- 
mus, wie ich ihn verstehe« helfen können, sondern auf demselben 
methodologischen Wege wie sie nach der Wirklichkeit des »Marxis- 
mus, wie ihn die marxistischen Massen verstehen« forschen müssen. 
Das ist schon ein ungcheurer Fortschritt, der nicht rückgängig gemacht 
werden kann, es wäre denn, daß man dieses Buch in all seinen Exem- 
plaren mit dem Feuer vertilgen könnte. 

Das Zeugnis von Gertrud Hermes ist um so eindrucksvoller, als 
sie selber sich zu dem Glauben bekennt, der Marxismus solle nur 
skorrigiert«, nicht »tiberwunden« werden, weil er unter den gegebenen 
Umständen immerhin das einzige »Strukturprinzip« sei, das den 
Arbeiter aus dem Chaos der »Entwurzelung« zu einer seinem sozialen 
Schicksal adäquaten »Gestalt« führen könne. 

Die stärksten Argumente gegen diese Schlußfolgerung hat Ger- 
trud Hermes selber geliefert. Ihre Gründe pr o lassen sich letzthin auf 
die stillschweigende Voraussetzung zurückführen, daß für ein Ar- 
beiterbildungsprogramm (und die Suche danach war der Antrieb zu 
diesem Werke) irgendeine »Struktur« besser ist als gar keine; der 
Vulgärmarxismus aber ist die den proletarischen Lebensverhältnissen 
adäquate geistige »Struktur«, ergo... 

Psychologisch ist diese merkwürdige Schlußfolgerung wohl ım 
Lichte der eigentümlichen Zwiespältigkeit der Gefühle zu verstehen, 
die das Schicksal jener besonderen Art von sozialistischen Intellck- 
tuellen ist, zu der die Verfasserin gehört. Als hochkultivierte Menschen, 
für die der Sozialismus die vollständige Hingabe an ein allgemein- 
menschliches, wahrhaft religiöses Persönlichkceitsideal bedeutet, 
können sie die Augen nicht verschließen vor der Armseligkeit des 
Massenmarxismus als pseudo-wirtschaftlichen Religionsersatz. Ge- 
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rade weil dieser Marxismus der Ausdruck dafür ist, daß »das Leben 
des Arbeiters, auch sein geistiges, in die Gewalt wirtschaftlicher Tat- 
sachen gegeben ist« (S. 155), haften ihm all die Züge der verhaßten 
Wirklichkeit an, gegen die sich das eigene Gewissen, der eigene Ge- 
schmack, das eigene philosophische Urteil so stark auflehnen; Gertrud 
Hermes selber nennt ihn »eine armselige Krüppelbildung« (S. 156), 
seine im Innersten unwissenschaftliche, eng dogmatisch gebundene 
Mentalität« (S. 168), eine »beispiellose Seichtigkeit« und eine »geistig- 
seelische Entblutung« (S. 172). Er ist alles das, gerade weil er das see- 
lische Spiegelbild der kapitalistischen Wirklichkeit ist, die den Arbeiter 
entwurzelt und degradiert. Er ist aber auch mehr, nämlich das Spiegel- 
bild des Wollens, wodurch der Arbeiter versucht, diese Wirklichkeit 
zu überwinden. Je ehrlicher und tiefer nun die sozialistische Ueber- 
zeugung dieses Intcllektuellentypus ist, je aufrichtiger seine Sympa- 
thie und sein Solidaritätsgefühl für die Arbeiter, um so größer wird 
seine Ehrfurcht vor dem Heroismus und von der schicksalgestaltenden 
Kraft dieses Wollens sein. Gerade stark religiös empfindende Naturen 
(die deshalb die religiöse Brüchigkeit des marxistischen Denkens be- 
sonders scharf spüren), werden da von einer wahren Demut ergriffen, 
deren schmerzlicher Genuß sich bisweilen bis zu einer Art des secli- 
schen Masochismus steigern kann. Der Sache der Unterdrückten 
opfert man dann nicht nur die materiellen, sondern auch die Kulturel- 
len und geistigen Vorzüge der bevorrechteten Stellung. Der Antrieb zu 
diesem Opfer wirkt gewöhnlich am stärksten in der ersten Zeit nach 
der Hingabe an die neue Sache: dann sieht man die neuentdeckte Welt 
des leidenden und kämpfenden Proletariats in großen freskoartigen 
Umrissen, die manchmal mehr dem eigenen Wunsche, als der un- 
befangenen Wirklichkeitserkenntnis entsprechen. Man hält mit man- 
cher Kritik zurück, weil man es für hochmütig halten würde, Maß- 
stäbe anzulegen, deren Besitz man einer als ungerecht empfundenen 
gesellschaftlichen Ueberlegenheit verdankt. Ueberdies will man sich 
nicht dem pharisäischen Urteil der Klasse anschließen, die man ver- 
lassen hat und die man verachtet, weil sie für ihren eigenen Materialismus 
nicht einmal die Entschuldigung der materiellen Not hat, weil sie für 
die Not der anderen und ihre seelischen und geistigen Folgen weder 
Schuldbewußtsein noch Erkenntnisdrang empfindet, weil sie nicht 
einmal weiß, oder wissen will, daß die von ihren wissenschaftlichen 
Wortführern kritisierten Züge des proletarischen Marxismus nur das 
Spiegelbild des eigenen kapitalistischen Gesichtes sind. Daher bel 
diesem Intellcktuellentyp ein stetes Schwanken zwischen Ablehnung 
und Bejahung. 

Die Motive einer derartigen Haltung sind gewiß respektabel, ja 
von höchster ethischer Qualität. Der Konflikt der Gefühle, der dieser 
Zerrissenheit zugrunde liegt, ist schwer lösbar, denn dies erfordert eine 
große Selbständigkeit dcs eigenen Urteils, ein großes Vertrauen in die 
eigene Kraft, durch Kritik an den Zielsetzungen der Massen keine 
Glaubenswerte zu zerstören, die man nicht selber sogleich durch 
höhcre und wirksamere Werte ersetzen kann. Wer nie derartige Skru- 


Sozialismus als Glaube. 643 


pel gekannt hat, sollte sich hüten, einem Menschen wie Gertrud Her- 
mes Mangel an Mut zur Konsequenz vorzuwerfen. Es handelt sich hier 
nicht bloß um eine Frage der Erkenntnis, sondern um eine Frage der 
sozialen und pädagogischen Verantwortung. 

Dennoch läßt sich auch diese Frage anders und besser lösen, als es 
Gertrud Hermes tut. Sie geht von falschen Voraussetzungen aus. 
Sie vergißt, die Unterscheidung zwischen Sein und Sollen, die sie 
sonst sehr wohl zu machen weiß, auch auf dieses Gebiet anzuwenden: 
man kann sehr wohl den Vulgärmarxismusals das adäquate »natürliche« 
Produkt der Lebensverhältnisse des deutschen Großstadtproletariers 
anerkennen, ohne darum auf die Aufgabe zu verzichten, ihm gegenüber 
dieselbe Forderung der »Ueberwindung« zu stellen, die man auch 
gegenüber jenen Lebensverhältnissen stellt; die reaktionäre Ideologie 
des ostelbischen Junkers und des sächsischen Fabrikanten ist in dem- 
selben Sinne »natürlich«, wie die marxistische Ideologie des Leipziger 
Proletariers. Dennoch sagt der Volksmund: Daß viele irre gehn, macht 
den Weg nicht richtig. 

Das Festhalten an der nun einmal gegebenen »Struktur«, mit 
Einschluß ihrer Terminologie, wäre allenfalls dann zu verstehen, wenn 
Sozialismus und Marxismus ein und dasselbe wären. Daß dem nicht so 
ist, weiß Gertrud Hermes gewiß sehr gut; sie hat zwar, wie die meisten 
deutschen Intellektuellen, den Sozialismus zunächst als Marxismus 
erlebt, sie weiß aber auch, daß der Marxismus nur eine zeitlich und 
räumlich bedingte Sonderform eines viel umfassenderen und weiter- 
reichenderen Gesinnungskomplexes ist. Was an der von ihr behandel- 
ten proletarischen Gesinnungsstruktur ihren eigenen Anschauungen 
entspricht, ist Sozialismus überhaupt ; was sie daran kritisiert, ist eben 
das spezifisch marxistische — dasjenige, was den Marxismus vom 
übrigen Sozialismus unterscheidet. 

Die Voraussetzung, eine noch so mangelhafte »Struktur« sei 
besser als gar keine, verrät im übrigen eine recht bedenkliche Verab- 
solutierung dieses gestaltpsychologischen Wertbegriffes. Ist es denn 
wirklich gestattet, den immerhin formalen Tatbestand der Struktur 
(wenn auch nur im pädagogischen Sinne) zum entscheidenden Wert- 
maBstab zu machen? Es gibt »Strukturen«, die anerkannt und ge- 
festigt, und andere, die aufgelöst und überwunden werden müssen: 
die Hilfskonstruktionen des neurotischen Minderwertigkeitskomplexes 
z. B. sind auch »Strukturen«. Es geht wirklich nicht an, jede »Struk- 
turierung« per se als positiven Wert zu betrachten — die eigentliche 
kritische Aufgabe fängt erst jenseits der Feststellung ihrer Wirklich- 
keit an, sie hat zwischen wahren und falschen, tauglichen und un- 
tauglichen, ethisch hochwertigen und ethisch minderwertigen Struk- 
turen zu unterscheiden. Die durchaus unmarxistische, christlich- 
sozialistische Weltanschauung, zu der sich Gertrud Hermes in dem 
ersten Teil ihres Buches bekennt, hat mindestens ebensoviel »Ge- 
stalt«, wie der von ihr kritisierte proletarische Vulgärmarxismus; 
jedoch beide Gestalten können nicht zugleich wahr sein, es wäre denn, 
daß man alle Wahrheit zur bloßen soziologischen »Wesensgemäßheit« 
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relativiert, die nur Tatbestände des speziellen Seins, nicht des all- 
gemeinen Sollens auszudrücken hat. Das kann sicher nicht Gertrud 
Hermes’ Absicht sein; es droht ihr aber die Gefahr, daß dies ihre 
Konsequenz wird. Zugleich mit einer noch viel schlimmeren, nämlich 
daß ihre Schlußfolgerungen einem äußerst bedenklichen sozialpädago- 
gischen Opportunismus Vorschub leisten, der nach dem Beispiel der 
bürgerlichen Atheisten, die »die Religion dem Volke erhalten« möch- 
ten, etwa meinen würde: »Wir sozialistische Gebildete bekennen uns 
zu einem hochwertigen religiös-humanistischen Sozialismus; dem 
Proletarier aber soll auf Grund seines Klassenschiksals der minder- 
wertige Marxismus erhalten bleiben.« 

Aus diesem Irrgarten von Inkonsegenzen sucht Gertrud Hermes 
einen Ausweg, indem sie zwischen dem Marxismus von Karl Marx 
und dem deutschen sozialdemokratischen Vulgärmarxismus unter- 
scheidet, dessen unsympathische Züge sie auf das Konto der Aera 
Wilhelms des Zweiten schreibt. Jedoch auch dieser Ausweg ist nicht 
gangbar. Der Marxismus von 1850 ist der heutigen sozialen und poli- 
tischen Wirklichkeit noch weniger adäquat, als der Marxismus von 
1890. Im übrigen — und dies entscheidet allein — ist es gar nicht rich- 
tig, daß die von Gertrud Hermes bemängelten Züge der marxistischen 
Arbeiterpsyche bloß auf die entartende Wirkung einer späteren Modi- 
fikation zurückzuführen sind; sie entsprechen durchaus den Ten- 
denzen, die in der Marxschen Lehre, namentlich in ihren ureigenen 
philosophischen Voraussetzungen von vornherein enthalten sind. Daß 
eine Entartung stattgefunden hat, ist unleugbar, sowohl im Falle des 
Kautskyschen Spätmarxismus wie im Falle der kommunistischen 
Rückkehr zum primitiven Jugendmarxismus; aber ebenso unleugbar 
ist es, daB die Ursachen dieser Entartung schon in der Richtung des 
Marxschen Urimpulses liegen. Ihr theoretischer Urgrund ist die ratio- 
nalistisch-materialistische Philosophie Marxens, ihr praktischer die 
Fundierung der sozialistischen Bewegung auf klassenmäßig einge- 
schränkte reine Macht- und Interessenmotive. 

Gertrud Hermes hat vollkommen recht, wenn sie schreibt (S. 172): 
»Verhängnisvoller noch als die ursprüngliche Einseitigkeit der marxi- 
stischen Gedankenwelt wurde der geistige Stillstand, der mit dem 
Ableben der ersten schöpferischen Generation eintrat.« Aber ist denn 
das »Verhängnis« des Stillstandes nicht die Folge vom »Verhängnis« 
der Einseitigkeit ? Ist es nicht klar, daß eine neue schöpferische Phase 
der sozialistischen Gedankenwelt ebenso die Ueberwindung der Ur- 
sache wie die der Folgen dieses doppelten Verhängnisses voraussetzt ? 
Es wäre ein trauriges Schauspiel, sollte Gertrud Hermes, nachdem sie 
einen stolzen Neubau skizziert und zugleich die Morschheit der Funda- 
mente des alten Baues nachgewiesen hat, nun doch versuchen, auf 
diesen Fundamenten einen Kompromißbau zu errichten. 

Indessen könnte sie auch dadurch die mutige Tat, die ihr Buch 
darstellt, nicht ungeschehen machen. Auch wenn sie selbst vor deren 
Konsequenzen zurückschrecken sollte: es wird Leser genug geben, 
die sie zichen. Ihr Buch wird in dem sozialistischen Kampfe gegen 
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den Marxismus eine wuchtige Waffe bleiben, auch ein tüchtiges \Verk- 
zeug für den Aufbau einer Lehre, die dem Hermesschen Satze »keine 
Geistesstruktur ohne religiöses Zentrum« entspricht. Zugleich dürfte 
es viele nichtsozialistische Marxkritiker überzeugen, daß der Marxis- 
mus sich nicht wie eine »Irrlehre« »widerlegen« läßt. In den eigenen 
Worten der Verfasserin (S. 173): »Sie verkennen das Wesen dieser 
Bewegung, wenn sie meinen, mit dem Beweis ihrer Rückständigkeit 
mehrerer ihrer Gedankeninhalte sei sie als geistesgeschichtliche Tat 
erschlagen. Schulmeinungen erledigt man mit dem Nachweis ihrer 
Irrtümlichkeit ; geistige Bewegungen von welthistorischer Bedeutung 
unterliegen anderen Lebensgesetzen.« Eben darum wäre die Formel 
»Marx im Irrtum!« ebenso verhängnisvoll wie die Formel »Zurück zu 
Marx!«. Es gibt sowohl für die Kritik, die den Nachdruck auf die wissen- 
schaftliche Unzulänglichkeit, wie für die, die den Nachdruck auf die 
positive historische Leistung legt, nur die eine Losung: »Ueber Marx 
hinaus!« — was zugleich die Anerkennung seiner Leistung und die 
Ablehnung seines Ausgangspunktes für unsere Aufgabe bedeutet. 
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Der Grundton dieses Werkes ist, in den eigenen Worten des 
Verfassers, heroisch-optimistisch. Seine systematische Grundlage ist 
die Technik als »viertes Reich« neben den »drei Reichen« der Kant- 
schen Philosophie. Das »transzendente« Wesen der Technik ist die 
Schöpfung, die durchaus platonisch-idealistisch als Verwirklichung 
präexistierender Ideen, als »Umsetzung des potentiellen Seins vor- 
gegebener Gestalten in aktuelle Wirklichkeit der Erfahrungswelt« 
aufgefaßt wird. Die Technik soll also, allen Nörglern und Zweiflern 
an dem Fortschritt durch die Maschine zum Trotz, mit der Weihe 
einer metaphysischen Sinneserfüllung ausgestattet und in eine gott- 
gewollte Weltordnung eingefügt werden — ein Programm, das da- 
durch noch interessanter wird, daß die »letzten Dinge«, woran der 
Verfasser anknüpft, die wesentlichen Glaubensinhalte der katholischen 
Religion sind. 

Dennoch hat die Spannung, mit der ich an das Buch herangetreten 
bin, bei vorschreitender Lektüre immer mehr nachgelassen, so daß 
ich mich gegen Ende förmlich zur Aufmerksamkeit zwingen mußte. 
Es liegt vielleicht an mir; ich weiß von Lesern, denen es umgekehrt 
gegangen ist. Das ist Geschmacksache — eine Feststellung, die den 
Kritiker allerdings nicht der Aufgabe enthebt, sein Geschmacksurteil 
zu begründen. Dieses Urteil ist nicht durch die These des Buches 
bestimmt, denn die ist mir durchaus sympathisch. Auch nicht durch 
die vom Stil ausgedrückte Persönlichkeit des Verfassers, denn die 
ist mir ebenso sympathisch. Das Buch ist ungemein gut und schön 
geschrieben. Der Stil ist vornehm, die Argumentierung klar, die philo- 
sophische Gedankenführung einwandfrei, die Eingebung offenbar 
warmherzig und chrlich begeistert. Indessen all dies verschlimmert 
noch meine Enttäuschung. 
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Deren Grund ist wohl letzten Endes, daß diese Apologie der 
Technik mit Mitteln versucht wird, die ich als der Aufgabe grund- 
sätzlich inadäquat empfinde. Wenn ein Angeklagter vor Gericht 
steht (und das ist die heutige Stellung der Technik vor der Kultur- 
philosophie), der durchaus konkreter und spezifischer Verbrechen 
beschuldigt wird, so kann man ihn nicht bloB damit verteidigen, daB 
man sagt, Gott habe ihn schon vor seiner Geburt zu lauter guten Taten 
vorbestimmt. Das mag einen sehr wirksamen SchluB abgeben, aber 
doch nur, nachdem man aus den Akten bewiesen hat, daB das, was er 
wirklich getan hat, nicht böse, sondern gut sei. Diesen Beweis aber 
bleibt Dessauer schuldig. Er bleibt ganz im begrifflichen stecken; er 
spürt nicht, daß jede Lösung des ewigen Problems der Technik 
sich zunächst als Lösung des jetzigen Problems der Technik zu 
erweisen hat, wenn sie ernst genommen werden will. Begriffliche 
Konstruktionen mit Hilfe eines vierten, fünften und sechsten Reiches 
sind so billig wie Brombeeren, und sie lassen sich sogar von weniger 
gescheiten und klardenkenden Menschen als Dr. Dessauer plausibel 
machen. Aber sie bleiben willkürliche Hypothesen, allzubequeme 
Deutungen historischer Erscheinungen als Wirkungen eines uner- 
forschlichen prädeterminierenden göttlichen Willens, so lange man sie 
nicht erst an den sachlichen Problemen des heutigen Alltags als sinnvoll 
und heilsam erwiesen hat. Dieser Probleme gibt es genug: die Ent- 
seeltheit und Monotonie der mechanisierten Arbeit, die Proletari- 
sierung der industriellen Produzenten, die Spezialisierung der Geistes- 
arbeit, die wachsende Entfernung — trotz gestcigerter Produktivität — 
zwischen Produktion und Massenbedürfnis, die alle höheren seelischen 
Werte zerstörende Entfesselung des Gewinnmotivs, die Zusammen- 
hänge zwischen Industrialisierung, Imperialismus, Militarismus und 
Krieg, die Großstadt mit ihren kulturellen Entartungserscheinungen, 
und vieles, vieles andere noch. Ich glaube zwar, daß sich in all diesen 
Punkten den heutzutage beliebten Anklagereden gegen die Technik 
gewichtige Erwägungen entgegenstellen lassen. Aber um wirksam 
zu sein, müßte die Apologie der Technik vom Wesen der konkreten 
Erscheinungen ausgehen, die der Anklage zugrunde liegen. Sie müßte 
die Maschinen und die Menschen, die für sie, an ihnen und von ihnen 
leben, in ihrer Wirklichkeit noch wirkungsvoller, das heißt noch sach- 
licher, getreuer und eingehender beschreiben und deuten, als es die 
Anklage tut. Fabrikluft müßte daraus der Studierstubenluft ent- 
gegenwehen, in der allzuvicle leichtfertige Anklagen der romantisch- 
weltfremden Maschinenstürmerei ausgebrütet werden. Wer diese 
Fabrikluft meidet, gibt seine Sache von vornherein als verloren auf. 

Das ist, glaube ich, der tiefere Grund, weshalb das Dessauersche 
Buch nicht das hält, was es verspricht. Es ist zu viel Gelehrtenstuben- 
atmosphäre drin. Es enthält zu viel Gefühlsäußerungen und allgemeine 
Urteile, zu wenig Tatsachen. Indem es hinter jeder Wirklichkeit 
gleich die begriffliche Kategorie sucht, verflüchtigt es die Wirklichkeit ; 
so wird Technik fast fortlaufend (im Sinne der S. 14 gegebenen Defi- 
nition) als gleichbedeutend mit Arbeit behandelt, so daß das Buch 
eigentlich statt Philosophie der Technik Metaphysik der Arbeit heißen 
müßte. Es ist beredt, aber seine Eloquenz verklingt wie eine peroratio 
in dem zeitlosen Raume, wo die Gedanken leicht beieinander wohnen, 
ohne das experimentum crucis im Hinblick der wirklichen Gegenwart, 
wo die Sachen — und die Menschen — sich hart stoßen. Die Erhaben- 
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heit seines Tones ist damit zu billig erkauft. Der Grund, weshalb es 
ermüdet, ist darum wohl in der Feststellung Pascals zu finden: l’&lo- 
quence continue ennuie. Es überspringt ein Stadium des Kampfes 
— das jetzige. Es ist schön, wie ein dithyrambisches Gedicht. Aber es 
klingt wie ein Siegespäan vor dem Kampfe. Es gibt vielleicht Kämpfer, 
deren Kampfbegeisterung dadurch gesteigert wird. Denen mag das 
Buch eine Erfüllung bedeuten. So leid es mir auch tut, ich gehöre 
nicht zu ihnen. (Hendrik de Man.) 


Wallner, Nico: Fichte als politischer Denker. 
Werden und Wesen seiner Gedanken über den Staat. Halle a. S., 
Max Niemeyer. 1926. 

In seinem klar und anziehend geschriebenen Buche stellt sich der 
Verfasser zur Aufgabe »zum Verstehen der Fichteschen Staatsphilo- 
sophie als einer geistigen Einheit hinzuleiten und ein anschauliches 
Bild der Entwicklung von Fichtes Gedanken zu zeichnen«. Freilich, 
es muß von Anfang an gesagt werden, daß er in der Erfüllung der 
zweiten Aufgabe um vieles glücklicher gewesen ist, als bei der ersteren: 
es sind in dem Buche gute und objektive Analysen von verschiedenen 
Gedankengängen Fichtes enthalten (der Verfasser verfolgt sie ohne 
jede Einseitigkeit): ihre verstehende Synthese bleibt jedoch fast 
gänzlich aus. 

Der Verfasser hat durchaus recht, wenn er im Fichteschen politi- 
schen Denken »ein ständiges Nebeneinander von liberalen, demo- 
kratischen und sozialistischen Motiven« konstatiert; er weiß auch 
die einzelnen Phasen der Entwicklung Fichtes mit Genauigkeit zu 
beschreiben, in der erst liberal-sozialistische, sodann sozialistisch- 
demokratische Motive vorwiegen, um in der letzten, endgültigen Phase 
alle drei in ein gewisses Gleichgewicht zu treten, das metaphysisch 
Ar ist und sich emiprisch mit der Idee der Volkserziehung ver- 

indet. 

Liberalismus und Sozialismus werden schulmäßig als unvereinbare 
Gegensätze betrachtet, und der Verfasser teilt diese Ansicht. Die 
Banze Erklärung, die er für das »Vereinen des Unvereinbaren« bei 

ichte findet, ist einmal, daß Fichte auf halbem Wege zwischen der 
naturrechtlichen Wertung Kants und der mystisch-staatlichen Wer- 
tung Hegels stecken geblieben sei und die Antinomie zwischen diesen 
beiden Denkern ungelöst gelassen hätte (S. 154, 170, 172, 178 und 
assim) und sodann, daß er verschiedene Elemente seines politischen 
enkens auf verschiedene Schichten des Volkes angewendet habe: ser 
war liberal für die wenigen Selbsttätigen, er war Sozialist für die 

Vielen, die nicht zur Freiheit Durchgedrungenen, er war Demokrat 

vor allem im Hinblick auf die gleiche Pflicht den Gottesgeboten 

gegenüber« (280). 

Die Gezwungenheit der letzten Erklärung braucht kaum be- 
sonders erörtert zu werden: sie zeugt nur von äußerster Verlegenheit 
des Verfassers; was aber die erstere betrifft, so geht sie, unserer Ueber- 
zeugung nach, gerade an dem Wertvollsten und Originellsten in 
Fichtes politischem Denken vorbei, an dem, was es weit über die 
Staatsphilosophie Kants und Hegels erhebt und der letzte Grund 
dafür ist, daß Fichtes Sozialphilosophie eine so unbestreitbare an- 
ziehende Kraft auf das XX. Jahrhundert ausübt. 

Fichte hat nämlich, als erster mit dem tief eingewurzelten Vor- 


I. Sozial-, Kultur- und Rechtsphilosophie. 649 


urteile gebrochen, daß der Liberalismus notwendig individualistisch 
sein müsse, und daß der Sozialismus nichts anderes als staatliche 
Zwangswirtschaft bedeuten könne. Sein Liberalismus in der ausge- 
bildeten Phase seines Denkens ist antiindividualistisch und sein 
Sozialismus in derselben Periode hat nichts mit dem Staatssozialis- 
mus zu tun. Der Verfasser hebt selbst hervor — und das ist sein großer 
Verdienst —, daß Fichte überall von der Gegenüberstellung zwischen 
Staat und Gesellschaft ausgeht und immer die Gesellschaft höher 
als den Staat wertet. Er achtet aber nicht darauf, daß im Gesellschafts- 
begriff Fichtes von Anfang an Ganzheitsstrukturen sich offenbaren, 
und daß zuletzt nicht der Staat, sondern die als organisches Ganzes 
betrachtete Gesellschaft dazu berufen wird, auf ihren eigenen, nicht 
mit unbedingtem Zwange verbundenen Wegen die Wirtschaft zu 
organisieren und rechtlich zu durchdringen. In Fichtes Lehre von der 
den Staat begrenzenden und ihm übergeordneten organisierten Ge- 
sellschaft liegt die Lösung des Geheimnisses seines scheinbar wieder- 
spruchsvollen politischen Denkens: durch das transpersonale, dem 
Staate als gleichwertig (und in gewissen Beziehungen auch höher- 
wertig) gegenübertretende objektive Gesellschaftsganze vollzieht sich 
bei ihm eine echte Synthese zwischen Sozialismus und Liberalismus, 
zu der wir ja heute immer mehr auch durch das Leben selbst gedrängt 
werden. (Die Entwicklung der Gewerkschafts- und Genossenschafts- 
bewegung, Tarifverträge, Wirtschaftsdemokratie, Wirtschaftsparla- 
mente, Sozialisierung durch autonome Körperschaften im Gegensatze 
zur Verstaatlichung und andere diesbezügliche Erscheinungen, die 
der »Gilden-Sozialismus« in England mit besonderer Schärfe und 
Klarheit ideologisch zu interpretieren wußte.) 

Die »Gesellschaft« wurde mehrmals vor und nach Fichte dem 
Staate gegenübergestellt ; damit sie aber zur Grundlage einer Synthese 
zwischen Sozialismus und Liberalismus werden, damit sie die Kraft 
entfalten könne, von sich aus die Wirtschaft im Interesse des Ganzen 
zu organisieren, mußte die Gesellschaft, als ein selbständiger rechts- 
erzeugender Organismus, als eine unabhängige besondere Rechts- 
ordnung, die eine spezifische sowohl von dem staatlichen Rechte 
als von dem Individualrechte unterschiedene Rechtsstruktur aufweist 
(Sozialrecht, Genossenschaftsrecht, Gesellschaftsrecht oder wie man 
es auch nennen mag!), verstanden werden. Dafür hat eben Fichte 
in der Rechtstheorie seiner letzten Periode eine feste Grundlage gelegt, 
indem er es unternommen hat, den Rechtsbegriff allgemein von Neuem 
zu bestimmen, als Intellektualisierung des Sittlich-Irrationalen, die von 
der konkret-individuellen Bestimmung zur allgemeinen Norm hinführt, 
um somit das Recht endgültig von der individualistischen Zurückführung 
auf den Willen einer Person, im Kleinen oder im Großen (Staat) zu 
befreien. Alle »sozialrechtlichen« Bestrebungen der Gegenwart können 
sich in dieser Beziehung auf Fichte und den schon durch seine ersten 
Schriften angeregten Krause berufen. Dagegen bleibt der Hegelsche 
Rechtsbegriff, wie paradox dies auch klingen mag, durch und durch 
individualistisch: daß er nicht sowohl an dem Willen der Einzel- 
Ph: als vielmehr an dem Willen der Staatsperson orientiert ist, 

leibt für diese Sachlage ganz gleichgültig. Wie Radbruch neuestens 
(Kulturlehre des Sozialismus, 1920) wieder einmal sehr gut nach- 
gewiesen hat (vor ihm haben dasselbe einerseits Krause-Ahrens-Röder, 
andererseits Proudhon gegen Hegel behauptet), stehen Individualismus 
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(die Grundlage des Liberalismus im alten Sinne) und »Ueberindivi- 
dualismus« (die Grundlage des Konservatismus, der die Person des 
Staates zum höchsten Werte erhebt) auf demselben Boden, welchem 
die transpersonale Gemeinschaftsidee gegenüberzustellen ist, und 
dieses äußert sich eben mit besonderer Klarheit in der Rechts- 
lehre. 

Es ist zu bedauern, daß der Verfasser der rezensierten Arbeit 
den rechtstheoretischen Grundlagen des politischen Denkens Fichtes 
viel zu wenig Aufmerksamkeit geschenkt hat: er würde sich sonst 
kaum zu der Behauptung verstiegen haben, daß Fichte zwischen den 
naturrechtlich-individualistischen Anschauungen und der Hegelschen 
Staatsmystik schwankte, durch welche Aufstellung er sich eben das 
Verständnis der Fichteschen Gesellschaftslehre verschloß. Und dies 
ist um so mehr zu rügen, als gerade hier bedeutende Vorarbeit vorlag: 
die anregungsvollen Aufsätze von Paul Natorp » Recht und Sittlichkeite, 
(Kantstudien, 1912) und von Wisscheslavzeff (»Recht und Sittlichkeite, 
in der Festschrift zum 60. Geburtstag Hermann Cohens, 1912) haben 
nachdrücklich auf die Eigentümlichkeit des Rechtsbegriffes bei Fichte 
hingewiesen. 

Dieser Vorwurf ist mit einem anderen eng verbunden: es ist 
eigentlich gar nicht möglich, die Rechtstheorie und daher auch die 
Staatsphilosophie Fichtes zu analysieren und ihre dialektische Ent- 
wicklung darzustellen, ohne sie in ständige Verbindung mit ihren 
ethischen Grundlagen zu bringen; diese sind aber ihrerseits, und bei 
Fichte so eng wie vielleicht bei keinem anderen Denker, mit der Ent- 
wicklung der theoretischen Philosophie verbunden, wie sie in seinen 
mannigfachen Wissenschaftslehren niedergelegt ist. Nun hat der 
Verfasser trotz seines Versprechens, »den gesamten Ertrag der Fichte- 
Forschung zu verwerten«, sehr wenig um die Herstellung des Zusammen 
hanges zwischen Fichtes Rechts- und Staatsphilosophie und seiner 
Ethik und Wissenschaftslehre gesorgt. Dies kommt schon äußerlich 
darin zum Ausdruck, daß der Verfasser die Darstellung der früheren 
Staatslehre Fichtes in Angriff nimmt ohne jede Charakteristik des 
allgemeinen philosophischen Standpunktes Fichtes zu jener Zeit, 
der doch z. B. ganz entscheidend für das Verständnis des Fichteschen, 
auch rein politischen, Freiheitsbegriffes ist (weil die Freiheit von 
Anfang an nicht als eine nur formale Selbstbestimmung, sondern als 
ein materieller schöpferischer Akt gedacht wurde, kommt sogleich 
die Forderung positiver Garantien für die Möglichkeit der Freiheit 
herauf: sozialistische Elemente bei dem früheren Fichte!). Nicht 
weniger klar tritt dieser Mangel der Methode des Verfassers bei der 
Darstellung der späteren Periode Fichtes hervor, wo der Verfasser 
kritiklos die Meinung übernimmt, daß Fichtes Philosophie eine rein 
preligiöse« geworden sei und darauf seine Interpretation wichtiger 
Partien der politischen Lehre Fichtes in seiner letzten Periode grün- 
det; er beachtet dabei nicht, daß eine auf die Religion hinweisende 
und von allen Teilen der Philosophie zu ihr hinleitende (die Lehre 
vom Absoluten als dem Grenzwerte der positiven Unendlichkeit!) 
Weltanschauung gar nicht die Philosophie mit der Religion, oder etwa 
mit der Religionsphilosophie zu identifizieren braucht und sich sehr 
wohl, wie es eben für den späteren Fichte charakteristisch ist, mit der 
Behauptung einer konsequenten Autonomie der »Disjunktionssphären« 
(der phenomenalen, sowie der noumenalen) gegenüber Gott und der 
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Religion verbinden kann !). Damit müssen auch alle Berührungs- 
punkte zwischen Fichte und dem theologisch fundierten Traditionalis- 
mus und Konservatismus, die der Verfasser zu finden glaubt, abfallen. 

Um nur noch ein Beispiel dafür herauszugreifen, wie der Mangel 
an Beachtung der philosophischen Grundlagen verhängnisvoll für das 
Verständnis der Fichteschen Staatsphilosophie werden muß, ist auf 
die enge Beziehung hinzuweisen, die zwischen der Fichteschen und 
der ihr entgegengesetzten Hegelschen Lehre vom Verhältnisse zwischen 
Gesellschaft und Staat einerseits und den abweichenden Auffassungen 
der Dialektik bei beiden Denkern andererseits besteht. Für Hegel, 
bei dem die dialektische Synthese dem Gegensatz zwischen These und 
Antithese gänzlich aufhebt und ihren qualitativen Unterschied in 
sich aufgehen läßt, löst der Staat die Einzelperson und die »bürger- 
liche Gesellschaft« in sich auf und läßt ihnen überhaupt kein selb- 
ständiges Dasein übrig. Dagegen bei Fichte bedeutet die Dialektik 
nur ein Hinführen zum Schauen der letzten grundlos vorhandenen 
und unreduzierbaren Qualitäten, die in einem gewissen Gleichgewicht 
sich befinden und in der Totalität sich gegenseitig erhalten; und so 
kommt Fichte zur Lehre von einer gegenseitigen Begrenzung und von 
einem Gleichgewicht zwischen Staat und der sich selbständig organi- 
sierenden Gesellschaft, die als unabhängige Rechtsordnung und be- 
sondere Ganzheitsstruktur auftritt. 

Vielleicht durch dieses Ausbleiben eines bis in die Tiefe dringenden 
Interesses für die allgemeinen philosophischen Grundlagen des politi- 
schen Denkens Fichtes ist es erklärbar, daß im rezensierten Buche, bei 
den Literaturnachweisen über die Fichte-Forschung, außerordentlich 
wichtige, zum Teil klassisch gewordene Leistungen vielfach umgangen 
werden: z. B., gerade für die Rechtsphilosophie, wie in verschiedenen 
anderen Beziehungen, grundlegende Schrift von Emil Lask, Fichtes 
Idealismus und die Geschichte, 1902; sodann — das monumentale 
zweibändige Werk von Richard Kroner: Von Kant bis Hegel, 1921 
und 1925, daß die beste Analyse der ersten Wissenschaftslehre Fichtes 
enthält; die religionsphilosophischen Fichte-Schriften von E. Hirsch; 
die alte aber immer noch ihre Bedeutung bewahrende Arbeit Lowes, 
Fichtes Philosophie 1862, um nur die geradezu in die Augen springenden 
Liicken zu nennen. Speziell ist noch in diesem Zusammenhange zu 
bedauern, daB die Ergebnisse des neuen dreibandigen Werkes von 
Xavier Léon »Fichte et son temps« (I. B. 1920, II. B. 1924, IlI. B. 1927), 
das gerade in bezug auf die Staatsphilosophie Fichtes und insbesondere 
auf seine persönlichen Beziehungen zur französischen Revolution 
ganz neues Material liefert, nicht betrachtet sind. 

Um ein zusammenfassendes Urteil über das Fichtebuch von 
Nico Wallner zu fällen, muß gesagt werden, daß der Verfasser durch 
genaue und objektive Herausarbeitung der drei Grundmotive in Fichtes 
ee Denken gute Vorarbeit für die Gesamtdarstellung seiner 

ozialphilosophie geliefert hat, daB es ihm aber keineswegs gelungen 
ist, daß politische Denken Fichtes, wie er es sich zur Aufgabe gestellt 


1) Vgl. ausführlich darüber in meinem Buche: Georg Gurwitsch, Fichtes 
System der konkreten Ethik, 1924, (bei Mohr), bes. 165—214, 294—375; vgl. 
auch die wertvollen Arbeiten des Theologen E. Hirsch, vor allem: »Fichtes 
Religionsphilosophie im Rahmen seiner philosophischen Gesamtentwicklunge, 
1914 u. a. und von Xavier Léon: Fichte et son temps, 1927, III B). 
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hatte, sals eine geistige Einheit« zusammenzufassen und daß er sicher- 
lich der synthetischen Tiefe und der Bedeutung der Fichteschen 
Sozialphilosophie nicht gerecht geworden ist. Letztere wartet noch auf 
ihre adäquate und bis in die Wurzeln dringende Interpretation. 
(Georg Gurwitsch.) 


Wolf, Erik: Grotius, Pufendorf, Thomasius. Drci 
Kapitel zur Gestaltgeschichte der Rechtswisscn- 
schaft. (Heidelberger Abhandlungen zur Philosophie und ihrer 
Geschichte, Nr. 11.) Tübingen, J.C. B. Mohr (Paul Siebeck), 1927. 
Preis Mk. 5.— 

In dieser mit auBerordentlicher Gelehrsamkeit und groBem FleiBe 
geschriebenen Arbcit sucht der Verf. eine in der Geschichte der Rechts- 
philosophie noch vollstandig neue Methode zur Anwendung zu bringen: 
er will, unter besonderer Anlehnung an die historische Forschungsart 
Diltheys und Gundolfs, die unwiederholbare konkret-individuelle Ge- 
stalt des Naturrechts im 17. Jahrhundert in seiner Gegeniiberstel- 
lung zu der ewigen Idee des Naturrechts herausarbeiten. Um dieser 
Autgabe zu geniigen, sucht er vor allem »das Bild der typischen Per- 
sönlichkeiten in ihren psychologischen und soziologischen Bedingungen 
zu gewinnen; dann berichtet er über die »Wirkung dieser Persönlich- 
keiten auf die Mitwelt und über ihr geistiges Fortleben in der Nach- 
welta. Zuletzt versucht er, »im Lichte der gewonnenen Gestalterkennt- 
nis den begrifflichen Gehalt des Werkes zu erfassen«. 

Die Rechtsphilosophen, an die der Verf. seine Methode anwendet, 
waren bis jetzt in der Literatur im allgemeinen recht stiefmütterlich 
behandelt worden und ihr individuelles Antlitz und ihre ideologische 
Verschiedenheit voneinander wurden nur selten scharf nuanciert. Dem 
Verf. ist es sicherlich gelungen, die Differenzen hervorzuheben und ein 
viel feineres Bild der Entwicklung der naturrechtlichen Schule zu 
zeichnen, als es in den meisten Darstellungen üblich ist. Besonders gut 
ist ihm die Beschreibung der Persönlichkeiten geglückt: seine biographi- 
schen Skizzen sind außerordentlich gut gelungen und zeugen von 
großem ästhetischem Können: die Gestalten Grotius, Pufendorf und 
Thomasius treten wie lebendig vor uns. Auch in der Darstellung der 
geistigen Nachwirkung dieser Autoren hat der Verf. gute Arbeit ge- 
leistet und seine bibliographischen Angaben sind reich, obwohl sich 
hier manche Lücke nachweisen läßt. Weniger gelungen sind aber die 
Darstellungen der rein begrifflichen Gehalte der entsprechenden Lehren 
selbst. Es ist nicht zu bestreiten, daß auch hier nicht unwesentliche und 
wohl verwertbare Arbeit vorliegt (insbesondere was Grotius, seine anti- 
individualistischen Tendenzen und seinen Gegensatz zum römischen 
Rechte anbetrifft); die Analyse ist aber nicht immer durchdringend, 
und es läßt sich verschiedenes gegen die Bewertungen und die Auf- 
fassungen des Verfassers einwenden. 

Vor allem im allgemeinen: die Auswahl der Autoren ist etwas will- 
kürlich; es wäre viel natürlicher, die »Gestalt« der naturrechtlichen 
Schule im 17. Jahrhundert besonders an der Persönlichkeit und der 
Lehre von Hobbes zu erforschen, bedeutet doch dieser Denker mit 
seinem konsequenten mathematisch-naturwissenschaftlichen Atomis- 
mus, den er auf die Sozialphilosophie als erster anwendet, eine ent- 
scheidende, ja für diese Richtung am meisten charakteristische Etappe 
der Entwicklung. Auch stammt doch gerade die ganze »Politisierung 
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des Naturrechtse, die »Schaffung des weltlichen Staatsbegriffes und 
sein Hineinnehmen in die neue Kechtsauffassung«, die der Verfasser 
Pufendorf zuschreibt von Hobbes, der geradezu als der eigentliche 
Begründer und Träger der im 17. Jahrhundert vorherrschenden 
»Gestalt« des Naturrechts gelten muß. 

Sodann scheint der Verfasser von der Idee geleitet zu werden, daß 
die Gestaltforschung auf der Voraussetzung beruhe, daß in einer be- 
stimmten Epoche immer nur eine und dieselbe Grundgestalt in scharfer 
Nuancierung vorliegen müsse. So sucht er Verbindungsglieder zwischen 
Grotius und Pufendorf, wo solche, bei dem prinzipiellen Gegensatz ihrer 
Prämissen kaum möglich sind, und halt so test an seiner Ueberzeugung, 
es läge nur eine einzige Linie der Entwicklung vor, daß er in seiner Dar- 
stellung der Urteile der Zeitgenossen unbegreiflicherweise die so cha- 
rakteristischen diesbezüglichen Aussagen Leibnizens übersieht (dem 
doch nicht nur wegen seiner philosophischen Tiefe, sondern auch wegen 
der Breite und Originalität seiner rechtstheoretischen und historischen 
Ansichten eine ganz besondere Stellung in der Ideengeschichte jener 
Zeit zuzuschreiben ist). Wie bekannt, zählte sich Leibniz zu den An- 
hängern von Grotius, den er überall als »incomparabilis« bezeichnet, und 
führte gleichzeitig eine äußerst scharfe und verwerfende Kritik gegen 
Pufendorfs Prinzipien; seine berühmte Charakteristik Pufendorts als 
sparum jurisconsultum et minime philosophus« kann keineswegs als 
eine zufällige Aeußerung betrachtet werden. Die Sachlage ist eben die, 
daß in der Naturrechtsschule des 17. Jahrhunderts zwei verschie- 
dene Gestalten zu unterscheiden sind: einerseits, die vorherrschende 
abstrakt-individualistische Gestalt der Hobbes-Pufendorfschen Rich- 
tung, andererseits die für das I7. Jahrhundert weniger charak- 
teristische und jedenfalls nicht tonangebende Gestalt der Grotia- 
nisch-Leibnizianischen Schule, die vielleicht für die bestimmte histo- 
rische Situation des 17. Jahrhunderts eher rückständig als fort- 
schrittlich war, die aber doch in derselben Zeit lebte und über Jahr- 
hunderte hinaus vorwärts schaute. Die erstere Gestalt der Naturrechts- 
schule mündete einerseits im individualistischen Liberalismus von 
Rousseau-Kant, andererseits in der formell-juristischen Behandlung 
. der Staatsrechtslehre. Die zweite verschallte auch nicht gänzlich und 
wurde in der Entwicklung der Nationalökonomie und Soziologie ge- 
wissermaßen weitergeführt, ganz besonders intim wirkte sich ihr Ver- 
hältnis zu diesen bei den Physiokraten aus und anderseits wurde sie 
auch unmittelbar und zwar im 1g. Jahrhundert in Deutschland durch 
die sogenannten »organische« Schule von Krause-Ahrens-Röder fort- 
gebildet. — Die Gestaltenforschung, wie wir sie verstehen, setzt die 
Notwendigkeit einer monistischen Grundlinie der Entwicklung eben 
gar nicht voraus: in einer und derselben Epoche können 
gleichzeitig sehr verschiedene »Gestalten« sich offenbaren, sozusagen 
verschiedene Epochen zusammenleben, und sie müssen erst in ihren 
Wiedersprüchen und Gegensätzen objektiv beschrieben werden, bevor 
man zur Frage, worin noch ihr gemeinsamer Boden bestand, herauf- 
steigt. 

Wenn wir abschließend die Frage stellen, worin der Grund dafür 
zu suchen sei, daß die vorbereitenden Charaktcristiken der einzelnen 
Persönlichkeiten und der geistigen Einflüsse dem Verfasser viel leichter 
gefallen sind, als die — das eigentliche Ziel bildenden — Analysen der 
entsprechenden Lehren selbst, so scheint es uns letzten Endes an der 
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Auffassungsweise und der Handhabe der Gestaltmethode selbst durch 
den Verfasser zu liegen. 

Die Gestaltforschung auf dem Gebiet der Ideengeschichte ist etwas 
u. E., ganz außerordentlich kompliziertes und ungemein Schwieriges, 
und der Verf. ist zu simplistisch in ihrer Anwendung vorgegangen. Die 
»Gestalt« der Persönlichkeit eines Denkers, die »Gestalt« seiner un- 
mittelbaren Nachwirkung und die »Gestalt« des begrifflichen Gehaltes 
seiner Lehre, sind nicht nur drei verschiedene Gestalten, sondern eine 
jede setzt für ihre Erforschung ganz spezifische Methoden voraus und 
es ist denkbar, daß sie im Grenzfall ganz auseinanderfallen... Der 
Kampf zwischen der genetischen, psychologistisch-soziologischen und 
der systematisch-konstruktiven Methode in der Ideengeschichte füllte 
das letzte Viertel des 19. und den Anfang des 20. Jahrhunderts aus 
und war mit dem endgültigen Siege des Konstruktivismus zum Ab- 
schlusse gekommen. Eigentlich nur von da ab läßt sich von einer wirk- 
lichen, den dargelegten Lehren adäquaten, Geschichte der Philosophie 
und der Einzelwissenschaften reden. Es kann nicht mehr bestritten 
werden, daß die Ideen ihr eigenes geschichtliches Leben, sowie ihre 
eigene Gesetzlichkeit der Entwicklung haben, die vollständig unab- 
hängig, nicht nur von der Persönlichkeit ihrer Träger, sondern auch 
von dem Einflusse auf Zeitgenossen ist, — daß sie ferner in ganz ver- 
schiedenen andersartigen Epochen wirksam werden können und daß 
endlich man, um in die Tiefe der Lehren selbst einzudringen, systema- 
tische Standpunkte mitgebracht haben muß. Die begrifflichen Gehalte 
der Lehren gleichen in dieser Beziehung den Gestirnen, die in gewissen 
Epochen sichtbar werden, um in anderen wieder zu verschwinden, und 
sie offenbaren sich grundsätzlich nur jenen Generationen, die um die- 
selben Probleme wie sie ringen und nach entsprechenden Lösungen 
schmachten; ohne klar formulierte systematisch-konstruktive Pro- 
blemstellung ist hier nichts anzufangen. Freilich, die historische Per- 
spektive der Ideenentwicklung darf dabei nicht zurückgedrängt werden, 
wie es vielfach in den Interpretationsversuchen der Vertreter der Mar- 
burger Schule geschehen ist, die, anstatt problemgeschichtlich vor- 
zugehen, einfach alle Philosophen inhaltlich als potentielle Schüler 
Herrmann Cohens darzustellen sich bemühten. Gegen solche Einseitig- 
keit, die unter dem Vorwande der systematisch-konstruktiven Methode, 
alles konkret-individuelle an einer bestimmten Lehre wegzuinterpre- 
tieren drohte, ist die neue »Gestaltmethode« ganz besonders am Platze. 
Doch soll dabei nicht vergessen werden, daß die »Gestalt« des Ideen- 
gehaltes einer bestimmten Lehre nicht nur von der Gestalt ihres Trä- 
gers und ihrer Nachwirkungen ganz unabhängig sein kann, sondern 
daß sie überhaupt viel unmittelbarer an die 
Gestalt der entsprechenden Problementwick- 
lung geknüpft ist (denn auch diese hat eine spezifische 
Gestalt!), als an die Gestalt seines räumlich-zeitlichen Milieus. 
Letztere zu erforschen ist gewiß sehr nützlich, besonders um die Ergeb- 
nisse der problemgeschichtlich-ideologischen Gestaltforschung nachzu- 
prüfen und historisch zu kontrollieren: eine selbständige Rolle kann 
aber ihr in der Ideengeschichte nicht zuerkannt werden. Dies hieBe in 
die genetische Methode zuriickzuverfallen, welcher sich der Verf. der 
rezensierten Arbeit eben erheblich nähert. Die echte »Gestaltmethodee 
muß den Gegensatz zwischen genetischer und konstruktiv-systemati- 
scher Methode in einer höheren Einheit aufheben; dies ist aber dem 
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Verf. nicht gelungen, weil er zu wenig konstruktiv, und zu stark 
genetisch vorgeht. Es muß gehofft werden, daß er in seiner umfassen- 
den »Gestaltgeschichte der Rechtswissenschaft«, die er in Aussicht 
stellt und zu der die rezensierte Schrift eine Vorarbeit bilden will, in 
einer mehr synthetischen Weise die »Gestaltmethode« handhaben wird. 
(Georg Gurwitsch.) 


II. Soziologie und Sozialgeschichte. 


Zebrowski, Bernhard: Ludwig Gumplowicz. Eine 
Biobibliographie. Berlin, R.L. Prager, 1926. 38 Seiten (Biobiblio- 
graphische Beiträge zur Geschichte der Rechts- und Staatswissen- 
schaften. Abteilung Staatswissenschaften: Heft 7). Preis Mk. 3.—. 

Die kleine mit Sachkenntnis und Wärme verfaßte Schrift schildert 
in knappen aber trefflichen Zügen den Lebenslauf Ludwig Gumplowicz’. 
Der Verfasser wollte die innere Beziehung zwischen dem Menschen 
Ludwig Gumplowicz und seinem Werk autdecken und dartun (S. 7). 
In dieser Hinsicht ist eigentlich nur der Zeitabschnitt von 1862—74 
interessant, denn in dieser Periode hat sich Ludwig Gumplowicz als 
Anhänger der demokratisch-freiheitlichen Richtung am politischen 
Leben Polens und sciner Vaterstadt Krakau lebhaft beteiligt. Er hat 
in Krakau (1869) ein demokratisches Organ gegründet »Kraj« (Das 
Land) und im »Politischen Zirkel« (Kalo polityczne) die prominentesten 
Vertreter des demokratischen Gedankens in Polen vereinigt. Aber im 
Jahre 1874 wurde Gumplowicz von seinen politischen Freunden im 
Stiche gelassen. Der »Kraj« ging ein und sein Redakteur Gumplowicz, 
der sich vergeblich in Krakau um eine Dozentur bemühte, verließ Polen 
für immer. Seit dieser Zeit führte er bis an sein Lebensende als Dozent 
und Professor in Graz ein stilles, aber sehr schaffensreiches Gelehrten- 
leben. 

Eine gute Zusammenstellung aller von Gumplowicz verfaßten 
Schriften und Artikel und von ihm besprochenen Bücher ergänzt treff- 
lich die biographischen Daten. Die Bibliographie ist nicht vollständig, 
denn die von Gumplowicz in der Krakauer »Krytyka« und im War- 
schauer »Przeglad historyczny« (historische Revue) publizierten Auf- 
sitze, wurden nicht aufgenommen. (Jakob Rappaport.) 


III. Oekonomische Theorie und Dogmengeschichte. 


Barone, Enrico, GrundztigedertheoretischenNa- 
tronalokonomtze. Uebersetzt und mit einem Anhang heraus- 
gegeben von Herm. Staehle, Bonn. Mit einer Einführung von Joseph 
Schumpeter. Kurt Schröder, Bonn 1927. 275 S. 

Schumpeter erblickt mit Recht das Hauptverdienst dieses Buches 
von Barone, dessen dankenswerte Herausgabe in deutscher Sprache 
er angeregt hat, darin, daß es eine Denktechnik zu lehren im- 
stande sei. Am wichtigsten sind demgemäß der erste und zweite Teil, 
welche das wirtschaftliche Gleichgewicht und die Produktionsfaktoren 
zum Gegenstand haben. Das wirtschaftliche Gleichgewicht wird, wie 
der Verfasser selbst sagt, zunächst beschrieben,d.h. das Problem 


656 Literatur-Anzeiger. 


wird instruiert, die wesentlichsten Tatsachen des Marktes werden auf- 
ezeigt und die Beziehungen seiner Elemente werden festgestellt. 
nsofern ist es also tatsächlich eine »Beschreibung« dieser Konstruk- 
tion. Wenn wir uns fragen, worin sich diese Darstellung von der deut- 
scher Lehrbiicher mit ahnlichem Zweck unterscheidet, so liegt es eben 
in erster Linie in diesem Herangehen an das ökonomische Gesamt- 
phänomen von außen her, wobei natürlich die Auswahl der Ele- 
mente aus der Realität von gewissen Grundvorstellungen geleitet 
wird. Der Markt selbst stellt sich danach als ein System von Angebots- 
und Nachfragepositionen dar. Die Angebotspositionen sind repräsentiert 
durch die Arbeiter, die Eigentümer von Kapitalien, und die Grund- 
besitzer; die Nachfragepositionen im Wesen durch die Unternehmer. 
Wenngleich die Gruppen der Arbeiter, Kapitaleigentümer und Grund- 
besitzer, nachdem sie verkauft haben, auch wieder kaufen, d.h. also 
Nachfrage repräsentieren — umgekehrt die Unternehmer, nachdem 
sie eingekauft haben, auch wieder verkaufen, also Angebot repräsen- 
tieren, so sind doch die Unternehmer dietypischen Käufer in der 
Volkswirtschaft. Wird nun ein solcher Markt betrachtet, so sind alle 
diese Quantitäten (Mengen der angebotenen Dienste und deren Preise, 
Mengen der nachgefragten und hergestelltenWaren) untereinander 
im Verhältnis der Interdependenz. Und die in der Volkswirtschaft ge- 
gebenen Daten, zu denen freilich auch die Bedürfnisse schon 
hinzugerechnet werden — d.h. die »Wunsch- und Angebotslisten« der 
Individuen, für jede Ware, korrespondierend jedem möglichen Preis 
—, gestatten es, alle ökonomischen Quantitäten zu bestimmen. 

Diese Problemstellung berührt sich sehr mit derjenigen von 
Schumpeter in seinem »Wesen und Hauptinhalt« der ökonomischen 
Theorie, wo auch die Angebotskurven und Nachfragekurven der Indi- 
viduen »abgefragt« werden und wo aller wissenschaftlichen Einsicht 
auf dem Gebiete der ökonomischen Theorie »die Erkenntnis zugrunde 
liegt, daß alle ökonomischen Quantitäten in gegenseitiger Abhängig- 
keit voneinander stehen, in der Weise, daß die Veränderung einer 
derselben, eine solche aller nach sich zieht«. — Der möglichst exakten 
Vermittlung dieser quantitativen Beziehungen, hier durch das Mittel 
der graphischen Methode, gilt die Arbeit dieses Buches. Diese Methode 
ist in der Tat hervorragend geeignet, auch verwickelte Zusammen- 
hänge in ein klares Licht zu stellen. Freilich wird der Leser immer 
selbst die Bezichung zwischen dem Graphikon und dem ökonomischen 
Tatbestand herstellen müssen. Sonst bleibt er in der geometrischen 
Anschauung befangen. Barone selbst tut nicht allzu viel, um den 
korrespondierenden Tatbestand immer durchleuchten zu lassen. Er 
macht vielfach nur solche Ansätze und deduziert aus dem Graphikon, 
was bei so einfachen Zusammenhängen, wie sie hier gegeben werden, 
ohne weiteres zulässig ist. Auch ist es für die Leser, als welche in 
erster Linie Anfänger der ökonomischen Theorie gedacht sind, 
ein gutes Training, in die außerordentlich knapp gefaBten Gedanken- 
gänge selbst die konkreten Züge hineinzuzeichnen. 

Freilich wird man nicht erwarten können, aus diesem so ab- 
strakten, beinahe asketischen, jeden darstellerischen Effekt fast 
ängstlich meidenden Grundriß wirklich eine Gesamtansicht von der 
Wirtschaft und ihren inneren Zusammenhängen zu erhalten. Inso- 
ferne als wirtschaftliches Handeln soziales Handeln ist, insoferne 
in ihm ein deutlicher »gemeinter Sinn« lebt, ist jedes Wirtschafts- 


III. Oekonomische Theorie und Dogmengeschichte. 657 


system von innen heraus, als ein Lebensprozeß aufzufassen. Davon 
spürt man allerdings hier nichts. Alles wird auf die quantitativen 
Beziehungen reduziert, auf Gleichgewichts- und Maximumstheoreme 
als welche sich das Marktbild natürlich auch auffassen läßt, was 
sogar eine adäquate Wiedergabe der Fakten ist, aber nichts vom 
sozialen Aspekt, nichts von den Entwicklungstendenzen eines solchen 
Wirtschaftsbildes verrät. Derart kommt dieses System aus, ohne 
einen homo oeconomicus zu bemühen, und selbst der Wert braucht 
nicht in Erscheinung zu treten (zumal ja die Bedürfnisse, wie oben 
erwähnt, also die einzelnen Bedürfnisregungen in ihren Abstufungen 
in ihrem quantitativen Ausdruck als Tatbestandselemente auftreten, 
welche gegeben sind, und einer Erklärung nicht bedürfen). Der Wert 
wird auch nicht in der Art der neueren Theorie aufgefaßt, etwa als 
Bestimmungsgrund für die Austauschverhältnisse; als Prinzip, nach 
welchem alle wirtschaftlichen Handlungen geformt werden, als Grund- 
kraft des wirtschaftlichen Handelns überhaupt — sondern einfach 
als: Tauschverhältnis bzw. Preis. Der Preis aber ergibt sich »aus 
allen Bedingungen, die das wirtschaftliche Gleichgewicht bestimmen« 
($ 27), ist überhaupt kein Problem mehr, bedarf auch keines spezifi- 
schen Prinzips, so daß etwa alle Preise als quantitativ verdichteter 
Ausdruck eines Prinzips aufgefaßt werden könnten, sondern ist ein- 
deutig durch die momentanen Bedingungen der Marktsituation defi- 
niert, wie sich die Lösung einer Gleichung ergibt. Ueberhaupt findet 
sich derart wenig von Erklärung, z. B. auch keine ausgearbeitete 
Zinstheorie — das alles ist nicht notwendig, wenn sich die Theorie 
auf eine quantitative Beschreibung des Marktbildes beschränkt. Der 
Zins ist nach Barone — und darin hat er zweifellos recht — nicht die 
Bedingung dafür, daß überhaupt gespart wird. Denn auch wenn 
der Zins o wäre, würde doch gespart werden, da sich die Menschen 
nur durch Sparen die Versorgung künftiger Bedürfnisse sichern 
können. Aber der Zins ergibt sich (bei Produktivkredit) einfach 
daraus, daß Kapitalgüter ein Mehrprodukt abwerfen können, welches 
Amortisations- und Versicherungskosten übersteigt. Also aus der 
technischen Produktivität, welche ja in der Tat Bedingung des 
Zinses ist. Aber diese technische Produktivität genügt noch 
nicht, um den Zins zu erklären. Es muß hinzukommen, daß irgend- 
welche Wirtschaften ihn vorteilhaft finden, d. h. also die Verfügung 
über eine größere Menge Produkt in der Zukunft gegenüber einer 
kleineren Menge Produkt in der Gegenwart vorziehen. Sobald das 
der Fall ist, so wird ein Sparen zum Zweck der Zinserzie- 
lung eintreten. In der Tat eine einfache Erklärung, welche zugleich 
erkennen läßt, daß der Zins um so niedriger sein muß, je mehr 
Menschen ein Mehr an Zukunftsprodukten auch als ein Mehr an Wert 
empfinden und daher einer geringeren Versorgung in der Gegenwart 
vorziehen, und um so höher, wenn das Gegenteil der Fall war. Freilich 
wird man durch diese einfache Ueberlegung das Problem Böhm- 
Bawerks noch nicht erledigt glauben, ebensowenig als sich daraus 
der soziale Aufriß, d. h. die sozialen Bedingungen ergeben, von 
denen sich gar nicht das rein ökonomische Bild herauslösen läßt. 
So bleibt ein etwas schemenhafter Eindruck. 

Diese Bemerkungen sind kein Einwand gegen die Richtigkeit des 
Gedankenganges. Sie wollen nur ausdrücken, daß er in der Tat auf 
ein Minimum reduziert ist, daß sich aus ihm ein Gesamtbild der 
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Wirtschaft nicht entwickeln läßt, vielmehr nur ein Interdependenzbild 
von Quantitäten, die man als wirtschaftliche bezeichnet. Immer aber 
muß der Leser in die ihm vorgelegten Interdependenzphänomene 
selbst das ökonomische Element hineinzeichnen, um sie als Theorie 
sinnhaften Handelns erfassen zu können. 

Danach wird es kein Wunder nehmen, wenn Barone außerordent- 
lich wichtige, nicht nur in der Entwicklung der Theorie bedeutsame 
Probleme ganz links liegen läßt. So z. B. das Grundrentenproblem. 
Er pflichtet in allen wesentlichen Stücken Ricardo bei, ohne daß man 
erfährt, ob er die Grundrente bloß als Differentialrente konstruiert — 
eine Frage, welche ja auch von gar keinem Interesse ist, wenn man 
nicht auf dem Boden irgendeiner Werttheorie steht. So erfährt also 
der Leser darüber, ob es eine absolute Rente gibt, überhaupt nichts — 
ja dieses Problem hat in diesem Zusammenhang ja wirklich keinen 

inn. 

Zu den Partien, welche mit dem größten Interesse studiert 
werden dürften, gehören die Abschnitte über den internationalen 
Handel und über Monopolpreise. Da ist die graphische Methode am 
fruchtbarsten, aber gerade hier wird der Leser gut tun, sich immer 
den ökonomischen Tatbestand hinzuzudenken, der hinter dem Bilde 
steht, sonst gerät er in Gefahr, bloß graphisch und nicht mehr 
ökonomisch zu denken. (Vgl. z.B. die §§ 163/4, Besteuerung der 
Monopolisten.) 

Ferner wird er gut tun, beim Studium dieser Grundzüge immer zu 
beachten, daß von irgendwelchen Reibungen und Hemmungen bei der 
Herstellung des Gleichgewichts abgesehen wird — auch von solchen, 
welche ökonomischer Natur sind und keineswegs bloß dem 
Trägheitsgesetz entsprechen. Z.B. wird die Verteilung des Edel- 
metalls in die industrielle Verwendung und den Geldumlauf nach 
exakten ökonomischen Prinzipien deduziert — der nominalistische 
Charakter des Geldes, der hierbei außerordentliche Ablenkungen und 
nicht bloß Reibungen hervorruft, bleibt außer Betracht. Zwar sagt 
Barone selbst immer wieder, daß auch die Reibungen nicht immer 
ausgeglichen werden können, daß Störungen zu einem neuen 
Gleichgewichtszustand führen können, er betont ferner nachdrück- 
lichst die äußerste Abstraktion des Bildes, aber es wird nicht über- 
flüssig sein, sich beim Lesen immer dieses Vorbehalts zu erinnern. 

Diese wenigen Bemerkungen sollen nicht den Wert des Gebotenen 
herabsetzen. In der Strenge der Gedankenführung, in der Durch- 
sichtigkeit des Aufbaus, in der Anschaulichkeit der Graphiken stellt 
es ein Gesamtbild auf, das in der deutschen Literatur — darin hat 
Schumpeter recht — bisher fehlt. Doch für den Anfänger mag es 
eine schwierige Arbeit sein, sich hindurchzulesen, und er mag sich 
häufig fragen, w o z u diese Beziehungen formuliert werden, was sich 
damit anfangen lasse, und wohin der Gedankengang eigentlich führt ? 
Aber das Studium dieses Grundrisses kann — unter richtiger Lei- 
tung — wirklich ein Training schaffen und das Entstehen einer Tradi- 
tion theoretischen Arbeitens an unseren Universitäten erleichtern. 
Nur wird man wünschen, daß es durch einführende (zumal historische) 
Darstellungen des Wirtschaftslebens ergänzt, und daß es hinein- 
gestellt wird in ein etwas lebensvolleres System, in welchem auch dic 
geistigen Kämpfe in unserer Wissenschaft noch zu spüren sind. . 

(E. Lederer.) . 
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Englis, Dr. Karl: Handbuch der Nationalökonomie. 
Briinn-Leipzig, Rudolf M. Rohrer-Verlag, 1927. XVIII, 591 S. 
Preis in Ganzleinen geb. Mk. 16.— 

Es ist ein reichhaltiges Programm, das Engliš hier zu erledigen 
sucht, führt doch sein »Handbuch« den Leser von einem begriffs- 
definitorischen Teil ausgehend über »Das Wirtschaften des Einzel- 
menschen«, den »Mechanismus der Tauschgesellschaft«, »Die Volks- 
wirtschaft« und »Die Weltwirtschaft« bis zu einer »Philosophie des 
wirtschaftlichen Denkens«, wozu noch eine Skizze »Aus der Geschichte 
der Wirtschaftswissenschaft« tritt. Sicherlich ist es stets von Interesse 
in der Form eines Handbuches den gleichen Autor über die wichtigsten 
Fragen aus allen Teilen seiner Disziplin sprechen zu hören und wenn. 
es um nichts weiter wäre, als seine Verteilung der Wichtigkeitsakzente 
im großen Gebiete der Wirtschafts- und Sozialwissenschaften kennen- 
zulernen. Ebenso gewiß aber kann sich kein Forscher und kein Lehrer 
eine schwierigere Aufgabe als diese stellen. Zudem scheint Engliš sich 
ein sehr hohes Ziel gesteckt zu haben, denn das Vorwort verspricht 
in »kurzem Abriß ein einheitliches System all dessen, was in der Volks- 
wirtschaftslehre, Volkswirtschaftspolitik und in der Finanzwissen- 
schaft gelehrt wird«. Um es gleich zu sagen: An diesem Programm ge- 
messen scheint das Englische Handbuch allzuoft dicht an die Grenze 
der Dürftigkeit zu streifen, denn auf weiten Strecken reichen die 
gebotenen Darlegungen über eine Erläuterung der »Vokabeln« der 
Wirtschaftswissenschaft kaum oder gar nicht hinaus. Um von vielem 
etwas herauszugreifen, so werden sämtliche freiwilligen und Zwangs- 
organisationen der Industrie auf sieben Seiten dargestellt, auf zehn 
Seiten erfolgt die Erörterung des Wesens der Banken, sowie die Dar- 
legung der Arten der Bankgeschäfte und der Typen der Bankinstitute 
einschließlich Raiffeisen-, Spar-, Vorschuß-, Waisenkassen und 
Pfandleihinstituten. Bedenklich müssen zuweilen Teile aus den Engliš- 
schen Skizzen zur Geschichte der Wirtschaft und Wirtschaftswissen- 
schaft stimmen; so wenn als Quintessenz der Bevölkerungstheorie und 
-politik vor der merkantilistischen Zeit einige Programmpunkte aus 
Platos Staat mitgeteilt werden, denen sich ganze fünf Zeilen anschließen: 
»Die Römer waren wegen der Abnahme der Bevölkerung besorgt. 
Rügen der Zensoren usw. halfen nicht. Auch moralischer Verfall und 
Degeneration waren Ursachen des Sturzes Roms.« 

Willman nun diese eben berührten Mängel übersehen und damit 
entschuldigen, daß es für jedes kurze Lehrbuch unumgänglich sei, ein 
wenig dem Grundsatz »multa, non multum« nachzustreben, so hindert 
daran hauptsächlich nur die Tatsache, daß Engliš nirgends dem 
Lernenden — auf die er doch wohl als Leser abgestellt hat — zum 
Bewußtsein zu bringen versucht, daß ihnen mit diesem Handbuch 
alles andere als ein »System der wirtschaftswissenschaftlichen Er- 
kenntnisse« in die Hände gelegt ist, daß vielmehr die Lektüre nur 
eine Art Orientierung über den Grundriß der ihn interessierenden 
Wissenschaft zu geben vermag, auf dem das Gebäude des Inhalts 
dieser Disziplin erst noch zu errichten wäre. Dem Kenner der Disziplin 
allerdings sagt das Englissche Handbuch ebensoviel, wie es dem An- 
fänger verschweigt, denn es ist ihm möglich, selbständig die kaum 
angedeuteten Punkte auszubauen, Vergleiche zu ziehen und aus 
dem Verstreuten und Vereinzelten sich den »Standpunkt« des Ver- 
fassers zu rekonstruieren. 
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Dieser Standpunkt stellt cin höchst eigenartiges Kompromiß dar; 
sowohl in der theorctischen als in der praktischen Sphäre der Probleme. 
In der Wirtschaftstheorie nämlich formuliert Engliš in neuem Gewande, 
trotzdem in stark traditionaler Weise die Grenznutzentheorie für die 
Konsumwirtschaft, obschon er diese Theorie expressis verbis als 
unfruchtbar bezeichnet. Dabei bricht er aus ihr die Zurechnungstheorie 
heraus, indem er ihr Problem für unlösbar erklärt, um auf diesem 
argumentativ einfachen Wege sich Raum für eine Machttheorie der 
Produktionslenkung und Sozialproduktvertcilung zu schaffen, die er 
den bekannten sozialreformatorischen und sozialistischen Kreisen 
entnimmt, denen er nahe steht. Eine einfache Konsequenz dieses 
machttheoretischen Standpunktes ist es, wenn Engli8 den sozialen 
Aspekt so stark in scine Wirtschaftstheorie hincinarbeitet, daß neben 
dem Satz vom Grenznutzenniveau, der — nach ihm — dem »sub- 
jektiven wirtschaftlichen Postulat« entspringt, sich das »objektive 
Ideal des Menschen und der Gesellschaft« als methodisch gleichwertig 
zur Seite stellt, das Engli8 als »das objektive, wirtschaftliche (!!!) 
Postulat« bezeichnen zu können glaubt. Ueberflüssig auszuführen, 
daß der Staat in Ansehung des sog. »objektiven, wirtschaftlichen 
Postulats« entscheidend wichtige Funktionen innerhalb der Volks- 
wirtschaft und innerhalb des Tauschmechanismus zu erfüllen hat, 
da er durch das auf ihm beruhende Geld- und Kreditwesen das moderne 
Tauschsystem möglich machen und besonders das objektive Menschen- 
ideal fördern und schützen müsse. 

Von diesem so umrissenen Standpunkt aus trägt Engliš den tradi- 
tionalen Inhalt der Volkswirtschaftslehre und Finanzwissenschaft vor, 
darauf bedacht, ihn mit dem Geist seines Standpunktes zu durch- 
dringen, trotzdem aber zumeist in traditionaler Weise, da sein prinzi- 
pieller Standpunkt ihn nur selten über die bekannte, vermittelnde 
Haltung gegenüber praktischen Fragen hinauszugehen zwingt. Tra- 
ditional ist Engliš nicht minder im Vortrag der theoretischen Probleme, 
die schon an zahlreichen Stellen eine gleichartige Behandlung, wenn 
auch natürlich nicht eine gleichartige Formulierung gefunden haben, 
und der Grad seiner Traditionalität ist am deutlichsten daraus zu 
erkennen, daß nur selten von jener Gleichgewichtsidee Gebrauch ge- 
macht wird, die nach dem heutigen Stande der Theorie unzweifelhaft 
das unentbehrliche Fundament und den unumgänglichen Ausgangs- 
ou bildet, den in meisterhafter Weise das socben in deutscher 

ebersetzung erschienene Werk Barones »Grundzüge der Theoretischen 
Nationalökonomie« darlegt. 

Traditional nicht minder ist der Abriß einer Wissenschaftslehre, 
den Engliš seinem Handbuche am Schlusse beigefügt hat, wenn auch 
nicht traditional im Rahmen wirtschaftswissenschaftlicher Lehrbücher; 
aber die Dreiteilung der Wissenschaften in »kausaltheoretisches, 
mormative« und »teleologische«, aus der Engliš seine Konsequenzen 
für den Charakter der Volkswirtschaftslehre zu ziehen sucht, dürfte 
allen Interessenten der Philosophiegeschichte in ihrem Wesen schon 
längst bekannt geworden sein. (Wilhelm Kromphardt.) 


IV. Wirtschafts- und Sozialpolitik. 


Berlepsch, Dr. Hans, Freiherr v.: Sozialpolitische 
Erfahrungen und Erinnerungen. M.-Gladbach, 
Volksvereinsverlag, 1925. 215 S. 
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Die Verdienste, die sich B. in seiner amtlichen Tätigkeit als 
höherer Verwaltungsbeamter und Minister für die Ein- und Durch- 
führung wesentlicher Teile der deutschen Sozialpolitik, namentlich 
des Arbeiterschutzes, die er sich dann ferner als Privatmann durch Be- 
gründung und Leitung der Gesellschaft für Sozialreform als stets 
beachteter Anreger und Förderer dieser Sozialpolitik auf nationaler 
und internationaler Grundlage erworben hat, sind bekannt. Sie spre- 
chen in der Darstellung der vorliegenden Schrift den Leser in einer 
Art und Weise an, daß vor allem der edle Charakter des Verfassers 
in bezwingender Weise auf ihn einwirkt. Auch eine gewisse program- 
matische Grundlegung von Sinn und Idee der Sozialreform ist darin 
gegeben. Schreibweise wie gedankliche Einstellung erinnern in vielem 
an Schmoller. Sie sind getragen von dem starken Pathos einer 
vornehmen Persönichkeit. Von der Entwicklung der neuesten Zeit 
ist B., so empfindet man lebhaft, abgeschreckt. Und das ist’s wohl 
auch, mehr als sein hohes Alter, was ihn in den letzten Jahren vor 
seinem Tode zum Rücktritt von seiner führenden Stellung veran- 
laBte. Der rücksichtslose Woller und Dränger, als den wir seinen 
einstigen Staatssekretär Lohmann aus der jüngst erschienenen 
Studie von Rothfels kennenlernten, war eben B. nicht; auch 
fehlte ihm dessen großes und aus einer geschlossenen kühnen Ueber- 
zeugung fließendes Urbild vom Sozialstaate. Keine aufwühlenden Be- 
kenntnisse, keine trotzigen Schroitheiten schrecken den Leser dieser 
Erinnerungen auf, um ihn dann doch mitzureißen, selbst gegen den 
eigenen Willen. Das Buch ist vielmehr ein Muster von Abgeklärt- 
heit, ein document humain, soweit der Ausdruck auf eine litera- 
rische Aeußerung angewandt werden darf. Als solches wird man es 
in der Erinnerungsliteratur nicht missen wollen. (Th. Brauer.) 


Wirtschaftsstatistisches Jahrbuch 1926. Heraus- 
gegeben von der Kammer für Arbeiter und Angestellte in Wien. 
Wien 1927. 

Das Jahrbuch der Wiener Arbeiterkammer ist jetzt die einzige 
Veröffentlichung, die alle Aufschlüsse über die wirtschaftlichen und 
sozialen Verhältnisse bietet, die sich in Oesterreich überhaupt er- 
langen lassen. In einer »internationalen Uebersicht« teilt es sogar die 
wichtigsten Daten der Weltwirtschaft mit: den Geldwert der europäi- 
schen Währungen, die Zahlen über die Bergwerks- und Hütten- 
erzeugung, über die Welternten und den Viehstand, sowie über den 
Außenhandel der wichtigsten Länder, die internationalen Groß- 
indexzahlen, die internationalen Ernährungs- und Lebenshaltungs- 
indexziffern, Tabellen über die Nominallöhne und die Arbeitslosigkeit, 
den Gebietsumfang und die Bevölkerung der einzelnen Staaten. 

Dann folgt ein allgemeiner Ueberblick über die wirtschaftliche 
und soziale Lage Ocsterreichs, seine Erzeugung, seinen Außenhandel, 
die Verkehrsleistungen seiner Eisenbahnen, die Lage seines Arbeits- 
marktes und seines Geldmarktes, die Entwicklung der Preise, Lebens- 
haltungskosten und Löhne, den Stand der Staatsfinanzen. 

Besondere Abschnitte behandeln die Bodenfläche und Bevölkerung, 
die Industrie in allen ihren Zweigen — namentlich auch den Ausbau 
der Wasserkräfte — Handel und Verkehr — insbesondere den Außen- 
handel, die Zollpolitik und Handelsverträge, die Konsumgenossen- 
schaften und das Verkehrswesen — die Groß- und Kleinhandclspreise 
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und die Lebenshaltungskosten, die Verhältnisse auf dem Geldmarkt, 
die Banken und die Börse, das Versicherungswesen, die öffentlichen 
Finanzen — des Staates, der Länder und der Gemeinde Wien —, den 
Arbeitsmarkt, die Löhne und Gehälter, die Lohnbewegungen sowie 
die Sozialpolitik und die Sozialversicherung. 

Allzu flüchtig ist der Fremdenverkehr dargestellt, von dem doch 
— wie sich immer deutlicher zeigt — die Entwicklung der öster- 
reichischen Wirtschaft sehr wesentlich beeinflußt wird. Die Zahlen 
beschränken sich hier auf Wien, so daß es den Anschein hat, als sei 
der Fremdenverkehr 1926 zurückgegangen. Denn die Zahl der in 
Wien angekommenen ausländischen Hotclfremden betrug 1924 noch 
rund 32I 000, 1925 nur 312 000, 1926 aber gar nur 302 000. In ganz 
Oesterreich aber betrug die Zahl der Meldungen ausländischer Frem- 
der 1253000, demnach um 4,1%, die Zahl der Uebernachtungen 
5287000, also 2% mehr als 1925. Namentlich das Deutsche Reich, 
der europäische Westen und Nordosten, sowie Amerika haben eine 
größere Zahl von Fremden entsendet, während die Zahl der Fremden 
aus den früher zu Oesterreich gehörigen Staaten erheblich zurück- 

ing: die Zahl der Fremden aus der Czechoslowakei um 14,8, aus 

Vian um 15,4, aus Polen, RuBland und den Randstaaten um 
31,2%. Nur die Zahl der Fremden aus Jugoslawien und dem Balkan 
hat sich um ein geringes vermehrt. Im allgemeinen macht sich die 
Steigerung des Fremdenverkehrs vor allem in den Sommerfrischen 
— namentlich in den Heilbädern — sowie in den Wintersportplätzen 
bemerkbar, wirkt jedoch — da sie hier die Kaufkraft der Bevölkerung 
unbestreitbar erhöht hat — auch auf die Entwicklung in den Städten 
und Industrieorten zurück, da sie ja die Erzeugungsmöglichkeiten 
verbessert. 

So ist denn die Lage in dieser — wie in mancher anderen — 
Hinsicht vielleicht ein wenig günstiger, als sie nach der Darstellung 
des wirtschaftsstatistischen Jahrbuches zu sein scheint. An der Tat- 
sache aber, daß dieses Jahrbuch die einzige benützbare Quelle für die 
Erkenntnis der wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse Oesterreichs 
ist, vermag dies nichts zu ändern. (Julius Bunzel.) 


Monatsberichte des österreichischen Instituts 
fürKonjunkturforschung.ı. Jahrgang, Heft r—g. Wien, 
im Selbstverlag des Institutes, 1927. 

Wirtschaftsstatistiken hielten die Regierungen des neuen Oester- 
reich von allem Anfange an für überflüssigen Luxus. Daß sie die un- 
entbehrliche Grundlage jeder vernünftigen, vorausblickenden Wirt- 
schaftspolitik sind, konnte man schließlich in Oesterreich auch beim 
besten Willen nicht erkennen, weil man ja eine solche Politik nicht 
trieb. Man baute daher die Statistik erbarmungslos solange ab, bis 
man den amtlichen Veröffentlichungen nicht einmal mehr entnehmen 
konnte, ob Oesterreich ein Agrarland oder ein Industriestaat sei. Da 
nahm sich endlich eine Interessenvertretung — die Wiener Arbeiter- 
kammer — der Vernachlässigten an. Sie gibt — seit 1924 — »Wirt- 
schaftsstatistische Jahrbücher« heraus, die eine Fülle wichtiger Zahlen 
— vor allem über soziale Tatsachen — enthalten, aber — da die 
Kammer doch nur über sehr beschränkte Mittel verfügt — natur- 
gemäß nicht alle Lücken der amtlichen Statistik auszufüllen vermögen. 

So wagte_denn das neugegründete Institut für Konjunktur- 
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forschung einen weiteren Schritt. Es versucht — für die Zeit vom 
I. Januar 1923 an — auf Grund der Zahlen über die Geldbewegung 
bei den Effektenumsätzen des Wiener Giro- und Kassenvereins, aus 
der Anzahl der arrangierten Börsenschlüsse und aus den Indexzahlen 
der Kurse der österreichischen Aktien die Bewegungen auf dem 
Effektenmarkte, auf Grund eines Index reagibler Großhandelspreise, 
der Zahlen über die Beschäftigung in den wichtigsten Industrien sowie 
über die Ausfuhr von Fertigerzeugnissen die Entwicklung des Waren- 
marktes; auf Grund der Bewegung der Sätze für erste Kommerz- 
papiere und für den Privateskompte sowie auf Grund der Zahlen 
über die Höhe der eskomptierten Wechsel der österreichischen National- 
bank die Entwicklung des Geldmarktes darzustellen. Tafeln über 
die Anzahl der unterstützten Arbeitslosen, über die Entwicklung 
des Eisenbahngüterverkehrs und über die monatlichen Umsätze der 
Wiener Giroinstitute sollen das Bild von dem jeweiligen Stande der 
österreichischen Konjunktur vervollständigen. Anhangweise werden 
dann auch die wichtigsten Wirtschaftszahlen für das Ausland — die 
Vereinigten Staaten, Großbritannien, Deutschland, Frankreich, die 
Tschechoslowakei, Ungarn, Polen und Italien — mitgeteilt. 

Dabei weiß das Institut sehr wohl, daß es »selbstverständlich« 
nie Aufgabe seiner Berichte sein kann, das eigene Urteil der Leser 
über die wirtschaftlichen Entwicklungsaussichten zu ersetzen und 
daß die Berichterstattung schlechterdings nur den Zweck verfolgen 
kann, das zur Bildung eines Urteils nötige Material in dazu geeigneter 
übersichtlicher Form zusammenzustellen und auf die wichtigsten dabei 
erkennbaren Bewegungstendenzen ausdrücklich hinzuweisen. Immerhin 
glaubt es die Vermutung aussprechen zu dürfen, daß der Tiefpunkt 
der Depression in Oesterreich schon im Spätsommer 1926 überschritten 
wurde und die Tendenz der wirtschaftlichen Entwicklung seither nach 
aufwärts gerichtet ist. In dem Juli-Berichte stellt es dann fest, daß 
die gebesserte Gesamtsituation der österreichischen Wirtschaft weiter 
anhalte und einen weiteren Kreis von Wirtschaftszweigen ergriffen 
habe, ohne daß freilich Anzeichen für eine Beschleunigung der Auf- 
wärtsbewegung zu merken wären. Der jüngste September-Bericht aber 
glaubt für den Herbst sogar ein Andauern der Aufwärtsbewegung 
in beschleunigtem Tempo vorhersagen zu können. 

Indessen weckt das Institut damit vielleicht allzutrügerische Hoff- 
nungen. Denn die Tatsache, daß die Zahl der unterstützten Arbeits- 
losen — wenn man die regelmäßigen Saisonschwankungen vernach- 
lässigt — immer wieder steigt, die Effektenumsätze und die Kurse 
der österreichischen Aktien sowie die Höhe der von der österreichischen 
Nationalbank eskomptierten Wechsel dagegen sinken und auch die 
Zahl der beigestellten Güter wagen (auf den Arbeitstag berechnet) sowie 
die Ausfuhr von Fertigwaren abnehmen, läßt sicherlich auf keine 
dauernde Besserung schließen. Im Grunde genommen läßt sich bei 
der starken Abhängigkeit der österreichischen Wirtschaft von der 
Entwicklung in anderen Ländern, von den Bewegungen der inneren 
und äußeren Politik, vom Fremdenverkehr und von allen möglichen 
anderen äußeren Einflüssen eine selbständige österreichische Kon- 
junktur kaum mehr feststellen. Die — gewiß sehr wertvollen — Bc- 
richte des österreichischen Institutes für Konjunkturforschung werden 
daher wohl niemals mehr bieten können, als ein möglichst scharfes 
Bild des jeweiligen Standes der österreichischen Wirtschaft. Alle, 
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auch die kleinsten und mit noch so vielen Vorbehalten unter 
nommenen Versuche einer Vorhersage aber unterblieben besser. Denn 
Schwarzseherei würde die — ohnehin nicht allzurege — Arbeitsfreude 
und Unternehmungslust hemmen, ein wirtschaftlicher Couéismus, eine 
eingeredete Hoffnungsfreudigkeit jedoch sehr bald von den Tatsachen 
vernichtet werden. Weiß doch auch das Institut, »daß für Oesterreich 
selbst ein konjunktureller Aufstieg keineswegs auf eine Beseitigung 
der äußeren Hemmnisse für eine dauernde Besserung der Wirtschafts- 
lage zu schließen berechtigt« und »selbst im Höchstpunkt einer Kon- 
junkturwelle keineswegs alle Schwierigkeiten verschwunden sein weıden, 
die in den letzten Jahren die konjunkturelle Depression verschärftene«e. 
Soweit reicht ja die Erkenntnis aller Einsichtigen, auch der Wider- 
strebenden, schon: Eine wirkliche Besserung der österreichischen 
Wirtschaft gibt esnur im Rahmen eines größeren Wirtschaftsgebietes, 
nur nach dem Anschlusse an das Deutsche Reich. (Julius Bunzel.) 


V. Rechtswesen. 


Winnewisser, Dr. Georg, Diplom-Volkswirt: Die A uf- 
wertung der Industrie-Obligattonen. Eine wirt- 
schaftliche Untersuchung. (Wirtschaftsstudien. Neue und erweiterte 
Folge der Volkswirtschaftlichen Abhandlungen der badischen 
Hochschulen. Heft 9.) Karlsruhe, Verlag G. Braun, 1927. Preis Mk. 4.— 

Eine gut vorbereitete, gründlich durchdachte Studie. Die Schrift 
untersucht zunächst die Art der industriellen Kapitalbeschaffung 
vor dem Kriege. Die Summe der von 1899-1914 ausgegebenen 
Privatobligationen wird nach der deutschen Emissionsstatistik auf 
3,828 Millionen M. angegeben, wovon rund 2,920 Millionen M. (76,225) 
allein auf die Obligationen industrieller Gesellschaften entfielen. 
Sowohl Gläubiger wie Schuldner hatten Vertrauen zu der Stabilität 
der Mark. Sie zweifelten nicht daran, daß die zu Anfang des Welt- 
krieges ausgesprochene Aufhebung der Goldeinlösungspflicht nur eine 
vorübergehende Tatsache sein würde. 

Der Verfasser untersucht die Schicksale des Obligationenkapitals 
während des Krieges und der Inflation und bespricht die Rückzahlungs- 
und Umtauschmethoden der industriellen Schuldner während dieser 
Zeit. Neben den zahlreichen Faktoren, durch welche die Industrie bei 
der Währungsverschlechterung Gewinne einheimsen konnte, werden 
auch diejenigen Momente hervorgehoben, durch welche die industriellen 
Unternehmungen im Nachgange des Krieges stark belastet wurden. 
Der Verfasser weist auf eine Reihe von solchen belastenden Punkten 
hin und schildert dann den Kampf um die Aufwertung, wie er sich 
in Volk und Parlament, an der Börse und im Ausland bis zum Auf- 
wertungsgesetze vom I6. Juli 1925 abgespielt hat. 

Für die Aufwertung der industriellen Obligationen hielt das 
Aufwertungsgesetz an einer einheitlichen Quote von 15% fest. Neben 
dieser Aufwertungsquote wird den Altbesitzern (Erwerbern 
vor dem 1. Juli 1920) ein Anspruch auf Beteiligung am Reingewinn 
des Schuldners und am Liquidationserlöse (GenuBrecht) zuteil. 

Sehr interessant sind die Bemerkungen des Verfassers über die 
wirtschaftlichen Auswirkungen des Aufwertungsgesetzes auf die 
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Aufwertung der Industrieobligationen (IV. Teil der Arbeit), mit denen 
er gewissermaßen zum Ausgangspunkt seiner Betrachtung zurück- 
kehrt. Das Gesetz habe die Aufwertung geregelt, das Problem bleibe 
in Wirklichkeit bestehen, nicht als Problem der Aufwertung, 
sondern als Problem des Kapitalismus. Dieser habe sein System 
mit christlich-sozialem Geiste zu erfüllen, so werde mit gegenseitigem 
Verständnis in wirtschaftlichem Frieden gemeinsame Arbeit geleistet 
werden. Der Verfasser schließt mit den Worten Walter Rathe- 
naus: Wirtschaften ist nicht Privatsache, sondern Gemeinschafts- 
sache. Er gibt mit diesen Worten einen tröstlichen Ausblick in die 
Zukunft. Mögen sich in dessen Sinne die Wogen der heute noch immer 
zu spürenden Aufwertungsgegensätze allmählich glätten und beruhigen. 
(Eduard Wegener.) 


VI. Politik. 


Heuß,Dr. Theodor: Politik. (Meyers Wörterbücher.) 238 S. 
Halberstadt, H. Meyers Buchdruckerei, 1927. 

Ob ein vulgarisierendes Wörterbuch zur Hilfe oder zur Verführung 
wird, bestimmt nicht allein der Charakter des Lesers, sondern in er- 
heblichem Maße auch das Gewissen des Autors. Den Meyerschen Wör- 
terbüchern ist es bisher nicht durchweg gelungen, der Schwierig- 
keiten Herr zu werden, die ihr zugleich nützlicher und gefährlicher 
Zweck der Zusammenstellung bereitet. Ein Wörterbuch der »Politik«, 
das die Aufgaben praktischer Sachinformation mit der geistigen Ein- 
führung vereinigen will und auf kleinen Raum beschränkt bleibt, ist 
diesen Schwierigkeiten in besonderem Maße ausgesetzt. Die erstere 
Aufgabe hat Dr. Heuß in vorbildlicher Kürze und glücklicher Auswahl 
gelöst. Die zweite, schwierigere, war dem Verfasser wichtiger. Sein 
nicht ganz zu rechtfertigender Skeptizismus hinsichtlich der »Politik 
als Wissenschaft« legt ihm eine Zurückhaltung auf, die gerade hier an- 

enehm empfunden wird, wo es sich darum handelt, ob der einem 

tichwort folgende kurze Absatz den Leser mit einer raschen Antwort 
zum Schweigen bringt oder seiner Frage einen klärenden Weg weist. 
Im letzteren Sinne hätte es gelegen, systematischer und umfassender 
auf Literatur zu verweisen. (A. Bergsträsser.) 


VII. Nebengebiete. 


Haeberlin, Carl, Dr. med., Arzt in Bad Nauheim: Ge- 
schlechtsnot und Seelsorge. Die Geschlechtsnot der Gegen- 
wart und die aus ihr erwachsenden Aufgaben des Seelsorgers. 
VIII und 76 S. 8°. Gotha, Leopold Klotz Verlag, 1927. M. 2.50. 

Der Verfasser, dessen kleines Buch »Grundlinien der Psycho- 
analyse« die kultivierteste Einführung in diese ganze neuere psycho- 
logische Betrachtungsweise bietet, unterzieht sich auch in dieser 
neuen Schrift seiner Aufgabe mit gleichem Geschick und Takt. Es 
handelt sich um 4 Vorträge, die auf Einladung einer hessischen Pfarrer- 
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versammlung gehalten wurden. Demgemäß ist Stoffauswahl und 
Tonart auf die Bedürfnisse des protestantischen Seelsorgers zuge- 
schnitten. Was dieser, um den Kontakt mit den durchaus unchrist- 
lichen Zeitmächten nicht zu verlieren, von ihnen wissen muß, oder 
besser: was man ihm davon verständlich machen und seiner Seelsorge- 
en als Hilfsmittel angliedern kann, das interessiert auch den 
ernerstehenden. Auch wenn man den Pakt zwischen den starken 
heidnisch-naturhaften Impulsen und den liberal verdünnten kirch- 
lichen Denkformen skeptischer ansieht als H., wird man sich der 
vielseitigen Bildung, der menschlichen Wärme, der ärztlichen Weisheit 
freuen, mit der er diese Themen erbitterter sozialpolitischer Kämpfe 
aller Dogmatisierung entreißt und sie als Probleme der Zeit charak- 
terisiert. — Der Gedankengang der Vorträge bewegt sich von einer 
a Skizze der biologischen und psychologischen Grundlagen, 
zu denen die Haupterkenntnisse der Psychoanalyse gerechnet werden, 
über eine »Biologie der Familie« (einschließlich: Gefahren der Zivili- 
sation und Wegen der Hilfe) zur Schilderung der Geschlechtsnot und 
ihrer psychologischen Wurzeln und schließlich zu den sseelsorgerischen 
Aufgaben«. Die »Zurückfindung zum einheitlichen Grunde des Seins: 
Das Reich Gottes ist inwendig im Menschene — so lautet der opti- 
mistische, den Pfarrern weit entgegenkommende Ausklang des Büch- 
leins. (Hans Prinzhorn.) 
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